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Vorwort. 

Als  ich  mich  vor  acht  Jahren  entschloss,  mit  der  Veröffentlichung 
der  Ergebnisse  meiner  Untersuchungen  über  familienrechtliche  Verhält- 
nisse zu  beginnen,  obwohl  ich  mir  nicht  verhehlte,  dass  da  gar  Manches 
nach  der  Ergänzung  und  Richtigstellung  in  Folge  fortgesetzter  Erwä- 
gung bedürfe,  war  mir  dafür  die  sich  immer  bestimmter  aufdrängende 
Ueber^eugung  massgebend,  dass  ich  nicht  länger  zögern  dürfe,  falls  ich 
auf  eine  Veröffentlichung  nicht  überhaupt  verzichtest  wollte.  Allerdings 
glaubte  ich  damals  nach  die  Gesammtheit  meiner  bezüglichen  Unier- 
suchungen,  sowohl  die  an  das  Erbrecht,  als  die  an  das  Eherecht  an- 
knüpfenden, zur  Veröffetitlichung  bringen  %u  können,  da  ich  dieselben 
in  dem  ganzen  von  mir  beabsichtigten  Umfange  durchgearbeitet  und  in 
^ur  Noth  druckfertigen  Entwürfen  vorliegen  hatte,  deren  nochmalige 
Ueberarbeitung,  wie  ich  glaubte,  kaum  viel  mehr  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
durfte,  als  die  Drucklegung  ohnehin  erfordern  würde. 

Aber  schon  die  lange  Zeit,  deren  ich  zur  Fertigstellung  des  zweiten 
Bandes  bedurfte,  konnte  mir  keinen  Zweifel  lassen,  dass  ich  mich  darin 
getäuscht  hatte.  Erst  während  der  Ueberarbeitung  desselben,  vgl.  2, 
S.  vii  ff.,  entschloss  ich  mich  zu  einer  Aenderung  der  gesammten  An- 
ordnung, die  sich  immerhin  empfehlen  mochte,  aber  damals,  wie  später, 
doch  die  Ueberarbeitung  sehr  erschwerte  und  verzögerte,  da  nun  meine 
nach  einem  abweichenden  Plane  geordneten  frühern  Entwürfe  einer  un- 
gleich weitergehenden  Umarbeitung  bedurften.  Aber  nicht  das  allein 
führte  zu  grösserm  Zeitaufwande.  Erst  nachträglich  überzeugte  ich  mich, 
dass  ich  ganze  Rechtsgruppen,  wie  die  rhätische,  helvetische,  nofman- 
nische,  dann  insbesondere  die  lothringische,  welche  ich  nicht  blos  bei 
den  Vorarbeiten  und  früheren  Entwürfen,  sondern  auch  noch  bei  den 
ersten  Veröffentlichungen  unbeachtet  gelassen,  genauer  berücksichtigen, 
dass  ich  manchen  früher  nicht  beachteten  Verhältnissen  näher  nach- 
gehen müsset    Dehnte  sich  aber  damit  die  Aufgabe    immer  weiter  aus, 
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so  minderte  sich  leider  die  Fähigkeit,  ihr  wenigstens  so  weit  zu  ge- 
nügen, als  mir  das  früher  möglich  gewesen  wäre.  Unier  dem  Einflüsse 
hindernder  Gesundheitsverhältnisse  nahmen  Arbeitskraft  und  Arbeits— 
muth  in  den  leisten  Jahren  in  solcher  Weise  ab,  dass  ich  mehr  als 
einmal  daran  dachte,  von  einer  Fortsetzung  der  Veröffentlichungen  über- 
haupt abzusehen.  Jedenfalls  aber  durfte  ich  mir  nicht  verhehlen,  dass 
ich  nicht  mehr  im  Stande  sein  werde,  auch  nur  die  an  die  Erbenfolge 
anknüpfenden  Untersuchungen  in  dem  ganzen  früher  beabsichtigten  Um- 
fange umzuarbeiten  und  zu  veröffentlichen. 

Unter  solchen  Verhältnissen  musste  die  Erwägung  nahe  liegen,  ob 
es  nicht  im  Interesse  der  Sache  liege,  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  bis- 
her eingehaltene  Anordnung  die  Arbeitskraft,  welche  ich  noch  %u  ver- 
wenden haben'  mag.  zunächst  für  nähern  Begründung  solcher  meiner 
bisherigen  Behauptungen  %u  verwenden,  welche  mir  einerseits  besonders 
wichtig  scheinen,  andererseits  vorzugsweise  auf  Widerspruch  stossen 
dürften.  Nach  Beendigung  des  Abschnittes  über  das  westfränkische  Recht 
dachte  ich  zunächst  die  lothringischen ,  dann  die  spanischen  und  pyre- 
näischen  Rechte  in  ähnlicher  Weise  zu  behandeln.  Das  würde,  da 
schon  die  mir  vorliegenden  Entwürfe  sehr  umfangreich  sind,  einen  grossen 
Theil  der  mir  noch  zu  Gebote  stehenden  Arbeitszeit  in  Anspruch  ge- 
nommen haben,  während  ich  darauf  gefasst  sein  musste,  vielleicht  über- 
haupt nicht  mehr  weiter  zu  gelangen.  Und  auf  so  manche  interessante 
Einzelergebnisse  die  Besprechung  jener  Rechte  gefuhrt  haben  würde, 
würde  doch  für  die  Lösung  mancher  für  die  Entwicklung  der  gesammten 
Erbenfolge  besonders  massgebender  Fragen  wenig  dadurch  gewonnen  ge- 
wesen sein.  Insbesondere  glaubte  ich,  vgl  §696,  vom  Eingreifen  des 
Geschlechtsunterschiedes  in  die  Folge  bei  Besprechung  der  Einzelrechte 
Zunächst  ganz  absehen  und  mich  da  auf  die  an  Linie,  Grad  und  Seite 
anknüpfenden  Unterschiede  beschränken  zu  können  ;  ich  dachte  erst  danny 
wenn  ich  die  genannten  und  weiter  die  Einzelrechte  der  dänischen  Gruppe 
besprochen  haben  würde,  vor  dem  Eingehen  auf  die  Rechte  der  göthisck- 
norwegischen  Gruppe,  bei  denen  die  an  den  Geschlechtsunterschied  an- 
knüpfenden Verhältnisse  sich  mannichfaltiger  gestalten,,  denselben  über- 
haupt bestimmter  zur  Sprache  z*  bringen. 

Nun  ergab  aber  wenigstens  die  Besprechung  des  westfränkischen 
Rechts,  dass  ein  Eingehen  auf  bezügliche  Fragen  sich  nicht  wohl  ganz 
vermeiden  Hess,  wobei  ich  mich  sehr  dadurch  gehindert  fühlte,  dass  ick 
meine  Annahmen  über  die  allgemeine  Entwicklung  des  Weibererbrechts 
in  den  germanischen  Rechten  noch  nickt  bestimmter  begründet  hatte. 
Doch  war  das  nicht  der  Hauptgrund ,  der  mich  veranlasste ,  von  der 
beabsichtigten  Folge  der  Untersuchungen  abzugehen;  {«»w/  sich  bei  den 
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Erörterungen  über  die  Ein^elr echte,  welche  zunächst  folgen  sollten,  die 
Nothwendigkeit  eines  vorgreifenden  Eingehens  auf  Verhältnisse  des  Wei- 
bererbrechis  kaum  in  gleicher  Weise  ergeben  haben  würde,  wie  bei  der 
über  das  westfränkische  Recht  Der  Hauptgrund  war  ein  anderer.  Hielt 
ich  an  meiner  Absicht  fest,  auf  das  Weibererbrecht  im  allgemeinen  erst 
nach  den  Einzeluntersuchungen  über  jene  und  weiter  über  die  Rechte 
der  dänischen  Gruppe  einzugehen,  so  machten  die  betonten  persönlichen 
Verhältnisse  es  mehr  als  fraglich,  ob  ich  überhaupt  noch  daqu  gelangen 
würde.  Nun  werde  ich  mich  schwerlich  darin  täuschen,  dass  kaum  eine 
andere  meiner  vorläufig  ohne  nähere  Begründung  ausgesprochenen  Be- 
hauptungen allgemeinerem  Bedenken  begegnet  ist,  als  die  gegen  die  herr- 
schende Lehre  durchaus  verstossende  Ansicht,  dass  die  ursprünglichste 
germanische  Erbenfolge  von  voller  Gleichstellung  beider  Geschlechter 
ausgegangen  sei.  Um  so  begreiflicher  wird  man  es  finden,  wenn  ich, 
genothigt,  mit  der  Möglichkeit  %u  rechnen,  dass  ich  in  vielleicht  nicht 
{u  langer  Zeit  ausser  Stande  sein  werde,  meine  Veröffentlichungen  weiter 
fortzusetzen,  wünschen  musste,  jedenfalls  gerade  diese  Behauptung  noch 
näher  begründen  zu  können.  Ich  entschloss  mich  daher,  zunächst  alle 
die  Verhältnisse  zu  erörtern,  welche  mit  dem  Unterschiede  des  Ge- 
schlechts zusammenhängen,  und  hoffe,  dass  auch  Solche,  welche  meine 
Beweisführung  nicht  überzeugen  sollte,  wenigstens  anerkennen  werden, 
dass  meine  Behauptung  nicht  voreilig,  nicht  ohne  eingehende  Erwägung 
aller  bezüglichen  Haltpunkte  ausgesprochen  wurde. 

Die  sich  damit  ergebende  Aenderung  konnte  sich  mir  aber  auch 
dadurch  empfehlen,  dass  sie  mich  rascher  zur  Begründung  anderer  Be- 
hauptungen führen  wird,  von  denen  ich  aus  entsprechendem  Grunde  be- 
sonders wünschen  musste,  sie  noch  erledigen  zu  können,  ehe  meinem 
Weiterarbeiten  in  dieser  oder  jener  Weise  ein  Ziel  gesetzt  sein  wird* 
Ich  glaubte  §  j8o  ff.  unter  vorläufigem  Verzicht  auf  jede  nähere  Be- 
gründung meine  Ansicht  über  die  Verzweigung  der  ostgermanischen 
Rechte,  wie  sie  sich  bis  dahin  auf  Grundlage  meiner  gesammten  Unter- 
suchungen gestaltet  hatte,  darlegen  zy>  sollen.  Ich  habe  auch  bis  jetzt 
leinen  Grund  gefunden,  an  der  Richtigkeit  meiner  damaligen  Annahmen 
{u  zweifeln,  wenn  ich  von  dem  absehe,  was  bereits  Anm.  zu  §  66 3  be- 
züglich der  Einreihung  des  Aasdomsrechts  bemerkt  wurde.  Dass  An- 
nahmen über  die  Verzweigung,  welche  eine  gemeinsame  nähere  Grund- 
lage für  die  scandinavischen  Rechte  gegenüber  den  südgermanischen  in 
Abrede  stellten,  welche  rhätische  und  friesische  Rechte  mit  den  Swea- 
rechten,  longobardisches  und  gothländisches  mit  dem  Gulathingsr echte, 
burgundisches  und  helvetisches  mit  dem  Fr oshithingsr echte  in  nähern 
Zusammenhang  brachten,  den  grössten  Bedenken  begegnen  würden,  musste 
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ich  natürlich  voraussetzen,  während  ich  doch  einen  Hauptwerth  meiner 
Untersuchungen  über  die  Erbenfolge  und  mit  ihr  zusammenhängende 
Verhältnisse  von  vornherein  darin  glaubte  sehen  %u  müssen,  dass  sie 
schliesslich  %u  genauerer  Einsicht  in  die  Verzweigung  der  Rechte  und 
damit  doch  auch  der  nach  ihnen  lebenden  Stämme  führen  dürften. 

Der  Wünsch,  so  auffallende  Behauptungen  nicht  auszusprechen, 
ohne  wenigstens  zu^e^cn  auf  einen  Theil  der  Haltpunkte  einzugehen, 
welche  mir  für  dieselben  massgebend  sind,  war  es,  welcher  mich  nach 
dem  2,  viiiff.  Bemerkten  zu  einer  wesentlichen  Aenderung  der  bis  dahin 
beabsichtigten  Anordnung  bewog.  Wurde  aber  sauch  nach  dieser  das 
genauere  Eingehen  auf  das  Weibererbrecht  noch  zurückgestellt,  so  war 
für  den  Entschluss,  jetzt  zunacns^  auf  dieses  einzugehen,  weiter  auch 
der  Gesichtspunkt  massgebend,  die  besonders  wichtigen  Haltpunkte,  welche 
dasselbe  für  die  Einsicht  in  die  Verzweigung  der  Rechte  bietet,  alsbald 
Zur  Begründung  meiner  bezüglichen  Annahmen  verwerthen  zu  können. 
Bei  Erörterung  der  bezüglichen  Verhältnisse  habe  ich  mich  daher  nicht 
auf  das  beschränkt,  was  zur  Begründung  meiner  Annahme  ursprüng- 
licher erbrechtlicher  Gleichstellung  der  Weiber  hätte  genügen  mögen, 
sondern  bin  insbesondere  sogleich  auf  Alles  näher  eingegangen,  was  int 
Anschlüsse  an  dieselben  Haltpunkte  für  die  Verwandtschaftsverhältnisse 
der  Rechte  zu  bieten  schien. 

Dabei  gehe  ich  absichtlich  bei  den  allgemeineren  Erörterungen  auf 
die  Einzelgestaltungen  der  Rechte  der  göthisch  -  norwegischen  Gruppe 
weniger  ein,  obwohl  gerade  für  den  Nachweis  der  Verzweigung  dieser 
die  an  dem  Geschlechtsunterschied  anknüpfenden  Bestimmungen  den 
sichersten  Haltpunkt  bieten.  Aber  die  Rechte  dieser  Gruppe  nehmen  da- 
durch, dass  nur  in  ihnen  jedes  Weib  als  solches  mindestens  durch  den 
gleichstehenden  Mann  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist,  eine  so  scharfe  Son- 
derstellung gegenüber  der  westgermanischen  und  der  gothisch-dänischen 
Gruppe  ein,  dass  ein  genaueres  Eingehen  auf  die  Einzelgestaltung  des 
Weibererbrechts  auch  in  dieser  Gruppe  die  allgemeinere  Untersuchung 
in  jeder  Weise  behindert  haben  würde.  Das  vorläufige  Absehen  von 
dieser  Gruppe  wird  sich  dann  aber  um  so  eher  rechtfertigen,  als  es 
meine  Absicht  ist,  von  den  allgemeineren  Erörterungen  über  die  ver- 
schiedenen Bestandteile  des  Weibererbrechts  zun^chst  gerade  auf  die 
Besprechung  der  Einzelrechte  der  göthisch-norwegischen  Gruppe  einzu- 
gehen, falls  es  mir  überhaupt  noch  vergönnt  sein  sollte,  meine  Arbeiten 
weiter  fortsetzen  zu  können. 

Innsbruck  1898  Juli  19. 

J.  F. 


XVH.  Einfluss  des  Geschlechtsunterschiedes. 


1007.  Es  gibt  germanische  Rechte,  in  welchen  der  Unterschied 
des  Geschlechts  nicht  den  geringsten  Einfluss  auf  die  Erbenfolge 
ausübt,  in  welchen  die  nach  Linie  und  Grad  zum  Erbe  Berufenen  den  ge- 
sammten  Nachlass  ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  der  Person  oder 
auch  des  Stammes,  vgl.  S  427,  nach  Köpfen  theilen,  die  Tochter  denselben 
Theil  nimmt,  wie  der  Sohn,  die  Mutter,  wie  der  Vater,  der  Angehörige  der 
Mutterseite  denselben,  wie  der  gleichentfernte  der  Vaterseite,  der  Mutter- 
mage  denselben,  wie  der  Vatermage.  Gibt  es  andererseits  allerdings  kein 
Recht,  welches  alle  Weiber  schlechtweg  vom  Erbrechte  ausschlösse,  so  ist 
doch  die  Zahl  der  Rechte  die  überwiegende,  in  welchen  die  Weiber  über- 
haupt oder  wenigstens  bestimmte  Klassen  von  Weibern  irgendwie  den 
nach  Linie  und  Grad  gleichstehenden  Männern  gegenüber  zurückgesetzt 
erscheinen. 

Dabei  ergibt  sich  nun  bezüglich  des  Masses  und  der  Art  der  Zurück- 
setzung und  bezüglich  der  Personen,  die  sie  trifft,  die  grösste  Mannich- 
faltigkeit  der  Gestaltung;  es  gibt  kaum  zwei  Rechte,  welche  da 
vollständige  Uebereinstimmung  zeigen  würden.  Würde  es  sich  nur  um  die 
Verschiedenheit  des  Masses  der  übrigens- nach  demselben  Gesichtspunkte 
erfolgenden  Zurücksetzung  handeln,  so  böte  das  Verhältniss  keine  Schwierig- 
keiten; es  löge  uns  eine  einheitliche  Vermittlungsreihe  vor,  bei  der  es  sich 
dann  nur  um  die  Frage  nach  der  Richtung  der  Entwicklung  handeln  würde, 
ob  fortschreitende  Besserstellung  oder  aber  Schlechterstellung  der  Weiber 
anzunehmen  sei.  Vergleichen  wir  aber  die  bezüglichen  Bestimmungen  ver- 
schiedener Rechtsgruppen  miteinander,  so  ergibt  sich  eine  überaus  auffallende 
Verschiedenheit  der  Gesichtspunkte,  nach  welchen  die  Zurück- 
setzung erfolgt,  welche  die  Annahme  einer  einheitlichen  Vermittlungsreihe 
von  vornherein  ausschlieft  und  die  Annahme  einer  solchen  nur  noch  für 
einzelne,  sich  auch  in  anderer  Beziehung  als  näherverwandte  erweisende 
Gruppen  von  Rechten  gestattet.  Wir  werden  da  wenigstens  drei  Haupt- 
gruppen auseinanderzuhalten  haben,  in  denen  die  Weiterentwicklung  dieser 
Verhältnisse  ganz  unabhängig  von  einander  erfolgt  sein  muss ;  wobei  wir, 
um  einen  vorläufigen  Ausgangspunkt  zu  gewinnen,  zunächst  von  allen 
Einzelnheiten  absehen. 

Ficker,  Untersuchungen.  IV  I 
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1007]  In  vielen  westgermanischen  Rechten  schliesst  die  Zurück- 
setzung sich  an  die  Verschiedenheit  der  ßestandtheile  des  Nach- 
lasses an,  indem  die  Weiber  zwar  mit  den  entsprechenden  Männern  zum 
Erbe  berufen,  aber  von  gewissen  Bestandtheilen  des  Nachlasses  ausge- 
schlossen sind.  Die  Entwicklungsreihe  ergibt  sich  dann  daraus,  dass  es  sich 
da  bald  um  mehr,  bald  um  weniger  ßestandtheile  handelt,  und  die  Weiber 
von  diesen  Bestandtheilen  bald  nur  durch  gleichstehende,  bald  auch  durch 
entferntere  Männer  ausgeschlossen  sind. 

Dem  gegenüber  stimmen  die  Rechte,  welche  ich  als  ostgermanische 
bezeichnete,  durchweg  darin  überein,  dass  sie  zwischen  den  Bestandtheilen 
nicht  scheiden,  dass  sich  Behandlung  des  Nachlasses  als  einheit- 
liche Masse  ergibt,  welche  bestimmten  Personen  ganz  oder  zu  bestimmten 
Theilbeträgen  zusteht;  wobei  nur  etwa  in  zweiter  Reihe  darauf  Rücksicht 
genommen  wird,  dass  bei  der  Theilung  bestimmten  Klassen  von  Erben  zu- 
nächst die  für  sie  geeigneteren  ßestandtheile  zugewiesen  werden  sollen, 
aber  nur  unter  Ausgleichung,  so  dass  der  Werth  ihres  Gesammtbetrages 
davon  unberührt  bleibt.  Das  aber  ist  auch  das  Einzige,  was  in  diesen  Ver- 
hältnissen auf  näheren  Zusammenhang  aller  ostgermanischen  Rechte  hin- 
weisen könnte.  Davon  abgesehen  erfolgt  in  ihnen  die  Zurücksetzung  der 
Weiber  nach  ganz  verschiedenen,  zum  Theil  geradezu  entgegengesetzten 
Gesichtspunkten.  Es  waren  insbesondere  auch  die  aus  diesen  Verhältnissen 
sich  ergebenden  Haltpunkte,  aufweiche  sich  die  §  387  versuchte  Übersicht 
der  Verzweigung  der  ostgermanischen  Gruppe  stützt,  deren  Zutreffen  im  all- 
gemeinen zu  bezweifeln  ich  auch  seitdem  keinen  Grund  gefunden  habe, 
wenn  ich  von  demAnm.  zu  $  663  bezüglich  des  Aasdomsrechts  Bemerkten 
absehe. 

In  den  Rechten,  welche  ichalsdänischeGruppe  zusammenfasste, 
wird  das  Weib  überwiegend  mit  dem  gleichstehenden  Manne  berufen.  Im 
weitern  Kreise  auch  zu  gleichem  Rechte.  Eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
macht  sich  vielfach  nur  im  engem  Kreise  geltend,  und  zwar  so,  dass  das 
Weib  nicht  von  gewissen  Bestandtheilen  des  Nachlasses  ausgeschlossen  ist, 
sondern  neben  dem  gleichstehenden  Manne  nach  dem  schon  S  495  ff.  be- 
sprochenen Drittelsrechte  nur  halbenKopftheil  vom  Gesammtnachlasse 
nimmt  Haltpunkte  für  Vermittlungsreihen  ergeben  sich  da  einmal  daraus, 
dass  die  Zurücksetzung  nicht  überall  dieselben  Weiberklassen  trifft,  die 
Mutter  wohl  dem  Vater  gleichgestellt  erscheint,  wo  Tochter  und  Schwester 
nur  Drittelsrecht  haben;  aber  auch  umgekehrt;  vgl.  §  500.  Weiter  aber  da- 
raus, dass  wir  in  Rechtsgruppen,  deren  näherer  verwandtschaftlicher  Zu- 
sammenhang nach  sonstigen  Haltpunkten  nicht  zu  bezweifeln  ist,  so  in  der 
friesischen,  neben  dem  Drittelsrechte  der  Tochter  und  Schwester  einerseits 
auch  wohl  völlige  Gleichstellung,  andererseits  völligen  Ausschluss  ausge- 
sprochen finden. 

Dem  gegenüber  stimmen  alle  Rechte  dergöthisch-norwegischen 
Gruppe  darin  überein,  dass  sich  in  ihnen  Ausschluss  des  Weibes 
wenigstens  durch  den  gleichstehenden  Mann  vom  gesammten 
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Nachlass  ergibt,  während  überwiegend  die  Zurücksetzung  eine  weiter- 
gehende ist,  die  Weiber  vielfach  auch  durch  entferntere  Manner  ausge- 
schlossen sind,  und  überdies,  wenn  sie  zum  Erbe  gelangen,  nicht  den  ganzen, 
sondern  nur  einen  Theilbetrag  desselben  erhalten.  Im  bestimmtesten  Gegen- 
satze gegen  die  dänische  Gruppe  ergibt  sich  dabei,  dass  bei  den  Weibern 
des  engeren  Kreises  die  Zurücksetzung  eine  weniger  weitgehende  ist,  während 
sie  sich  im  weitem  Kreise  wohl  bis  zum  Ausschluss  der  Weiber  von  allem 
Erbrecht  steigert.  Weitere  Haltpunkte  für  die  Feststellung  von  Vermittlungs- 
reihen innerhalb  der  Gruppe  bietet  dann  der  Umstand,  dass  in  einzelnen 
Rechten  für  die  Zurücksetzung  mehr  das  Geschlecht  der  Person,  in  andern 
mehr  das  Geschlecht  des  Stammes,  vgl.  §  427,  berücksichtigt  erscheint. 

1008.  Ist  danach  in  den  verschiedenen  Rechtsgruppen  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  nicht  blos  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende,  son- 
dern erfolgt  sie  in  ihnen  nach  ganz  wesentlich  verschiedenen  Gesichtspunkten, 
so  schliesst  das  allerdings  die  Möglichkeit  einheitlicher  Gestal- 
tung im  germanischen  Urrechte  nicht  aus.  Aber  es  Iässt  das,  wie 
ich  denke,  nur  die  beiden  Möglichkeiten  offen,  dass  den  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkt entweder  die  völlige  Gleichstellung  oder  der  völlige  Ausschluss 
aller  Weiber  gebildet  haben  kann. 

Finden  wir  in  manchen  Rechten  auch  später  volle  Gleichstellung 
beider  Geschlechter,  so  bedarf  es  keiner  weitern  Erörterung,  dass  diese 
immerhin  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  gebildet  haben  könnte ;  erfolgte 
dann  erst  mit  der  Zeit,  nachdem  das  germanische  Urrecht  sich  schon  weiter 
verzweigt  hatte,  eine  Verschlechterung  der  erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber, 
so  konnte  man  dabei  bei  selbstständiger  Weiterentwicklung  von  vornherein 
ganz  verschiedene  Wege  einschlagen,  indem  man  sie  hier  von  bestimmten 
Bestandtheilen  ausschloss,  ihnen  dort  neben  Männern  geringere  Kopftheile 
gewährte,  oder  aber  sie  zunächst  durch  gleichstehende  Männer,  weiter  aber 
auch  durch  entferntere  Männer  ausschloss. 

Hat  sich  andererseits  kein  Recht  mit  vollem  Ausschluss  aller 
Weiber  vom  Erbrechte  erhalten,  so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  das  nicht 
dennoch  im  Urrechte  der  Fall  gewesen  sein  kann.  Es  konnte  ja  in  ge- 
schichtlicher Zeit  sich  bereits  überall  das  ßedürfniss  einer  Besserstellung  der 
Weiber  irgendwie  geltend  gemacht  haben.  Und  geschah  das  nach  bereits 
erfolgter  Verzweigung,  so  konnte  man  da  eben  so  wohl  von  vornherein 
ganz  verschiedene  Wege  einschlagen,  den  Weibern  hier  anfangs  etwa  nur 
Erbrecht  an  der  Fahrniss  gewähren,  dort  ohne  Beschränkung  auf  bestimmte 
Bestandtheile  ihnen  zunächst  ein  sehr  bescheidenes  und  auf  die  nächsten 
Angehörigen  beschränktes  Erbrecht  bewilligen,  während  man  dann  durch 
fortschreitende  Besserung  auf  dem  einen  wie  auf  dem  andern  der  Wege 
schliesslich  in  einzelnen  Rechten  zu  völliger  Gleichstellung  beider  Ge- 
schlechter gelangen  konnte. 

Dagegen  wird  es  kaum  einer  eingehenderen  Erörterung  bedürfen,  um 
dieUnzulässigkeit  des  Ausgehens  von  einer  der  vermitteln- 
den Gestaltungen  nachzuweisen,  der  Annahme,  es  habe  sich  in  irgend 
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1008]  welcher  der  zwischen  Gleichstellung  und  Ausschluss  vermittelnden 
Gestaltungen  die  ursprünglichste  des  germanischen  Rechts  erhalten.  Selbst 
wenn  es  sich  nur  um  eine  einzige  Vermittlungsreihe  handeln  würde,  wenn 
die  Weiber  überall  nach  demselben  Gesichtspunkte,  nur  in  verschiedenem 
Masse  zurückgesetzt  wären,  würden  sich  da  Bedenken  ergeben.  Nähmen 
wir  etwa  an,  die  Gestaltung  des  germanischen  Urrechts  sei  die  gewesen, 
dass  Weiber  nur  von  Liegenschaften  und  nur  durch  den  gleichstehenden 
Mann  ausgeschlossen  gewesen  wären,  so  würden  allerdings  äussere  Gründe 
der  Annahme  einer  Weiterentwicklung  nicht  im  Wege  stehen,  bei  der  man 
einerseits  durch  Beschränkung  des  Ausschlusses  auf  bestimmte  Liegen- 
schaften, weiter  durch  Gleichstellung  auch  bezüglich  dieser  zu  völliger 
Gleichstellung,  andererseits  aber  durch  Ausdehnung  des  bevorzugten  Erb- 
rechts an  Liegenschaften  auf  entferntere  Männer  und  weiter  auch  auf  die 
Fahrniss  zu  völligem  Ausschluss  gelangt  sein  würde.  Doch  würde  sich 
schon  da  das  Bedenken  ergeben,  dass  die  Weiterentwicklung  in  ganz  ent- 
gegengesetzter Richtung  verlaufen  sein,  sich  in  einem  Theile  der  Rechte 
das  Streben  nach  weiterer  Zurücksetzung  eben  so  entschieden  geltend  ge- 
macht haben  müsste,  als  in  einem  andern  das  Streben  nach  steigender 
Besserstellung ;  während  doch  im  allgemeinen  die  mit  der  Zeit  fortschreitende 
Entwicklung  so  vielfach  auch  bei  selbstständiger  Weiterentwicklung  durch 
sich  überall  gleichmässig  geltend  machende  Aenderungen  und  Bedürfnisse 
beeinflusst  war,  dass  wir  uns  durchweg  auf  die  Annahme  hingewiesen 
sehen,  dass  wenigstens  im  Ganzen  und  Grossen  die  Weiterentwicklung  in 
ein  und  derselben  Richtung  verlaufen  sei. 

Davon  aber  können  wir  ganz  absehen.  Die  ungleich  grössere  Schwie- 
rigkeit ergibt  sich  daraus,  dass  es  sich  bei  den  zwischen  Ausschluss  und 
Gleichstellung  vermittelnden  Rechten  in  keiner  Weise  nur  um  eine  einheit- 
liche, durch  denselben  Gesichtspunkt  bestimmte  Vermittlungsreihe  handelt, 
sondern  um  mehrere,  in  denen  die  Zurücksetzung  nicht  blos  eine  mehr 
oder  weniger  weitgreifende,  sondern  eine  nach  ganz  verschiedenen  Gesichts- 
punkten erfolgende  ist.  Es  würde  der  künstlichsten  und  unwahrscheinlichsten 
Annahmen  bedürfen,  um  auch  dem  gegenüber  noch  an  der  Ansicht  fest- 
zuhalten, es  könne  eine  der  vermittelnden  Gestaltungen  die  des  gemeinsamen 
Urrechts  gewesen  sein. 

Dass  man  etwa  von  einer  Gestaltung  des  Urrechts  aus,  bei  der  das 
ganze  Gewicht  auf  den  Unterschied  von  Fahrniss  und  Liegenschaft  fiel, 
nicht  unmittelbar  zu  einer  andern  gelangen  konnte,  welche  diesen  Unter- 
schied überhaupt  nicht  beachtete  und  nun  den  Weibern  geringere  Kopf- 
theile  am  gesammten  Nachlasse  zuwies,  oder  sie  zwar  erst  nach  gleich- 
stehenden Männern,  dann  aber  im  ganzen  Nachlasse  erben  Hess,  bedarf 
wenigstens  für  den  keines  weitern  Erweises,  der  daran  festhält,  dass  die 
Aenderungen  des  Rechts  sich  durch  stätige  Weiterentwicklung  und  nicht 
durch  regellose  und  willkürliche  Quersprünge  vollzogen.  Die  einzig  denk- 
bare Art  der  Weiterentwicklung  von  solcher  Grundlage  aus  wäre  dann 
aber  die,  dass  zunächst  von  dem  Ausgangspunkte  des  das  Weib  nur  durch 
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den  gleichstehenden  Mann  und  nur  von  den  Liegenschaften  abschliessen- 
den Urrechts  bis  zur  völligen  Gleichstellung  oder  bis  zum  völligen  Aus- 
schlüsse und  damit  in  beiden  Fällen  zur  Beseitigung  des  Massgebens  des 
Unterschiedes  von  Fahrniss  und  Liegenschaften  gelangt  wäre;  dass  man 
dann  wieder  von  da  aus  auf  dem  Wege  entweder  fortschreitender  Zurück- 
setzung oder  fortschreitender  Besserstellung  von  durchaus  anderen  Ge- 
sichtspunkten aus  zu  den  Gestaltungen  gelangt  sein  würde,  welche  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  die  Weiber  bezüglich  des  ganzen  Nachlasses  zurücksetzen. 

Es  wird  doch  nicht  nöthig  sein,  auf  alle  Schwierigkeiten  und  Unwahr* 
scheinlichkeiten  bestimmter  hinzuweisen,  die  sich  aus  so  gekünstelten  An- 
nahmen ergeben  würden.  Keine  der  vermittelnden,  die  Weiber  nicht  ab- 
schliessenden, sondern  nur  in  dieser  oder  jener  Weise  zurücksetzenden 
Gestaltungen  kann  die  ursprüngliche  sein,  so  lange  wir  daran  festhalten 
wollen,  dass  das  germanische  Urrecht  in  dieser  Richtung  ein  einheitlich 
gestaltetes  gewesen  sei,  wie  das  doch  schwerlich  zu  bezweifeln  sein  wird. 
Dann  kann  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  nur  eine  der  beiden  einfachsten, 
sich  entgegenstehenden  Gestaltungen  bilden.  Man  kann  annehmen,  dass 
das  Urrecht  beide  Geschlechter  vollständig  gleichstellte;  es  ergeben  sich 
dann  keine  Schwierigkeiten  bezüglich  der  Weiterentwicklung.  Will  man 
das  nicht  zugeben,  so  darf  man  sich  nicht  mit  der  Angabe  begnügen,  dass  das 
älteste  germanische  Recht  die  Weiber  im  allgemeinen  im  Erbrechte  zurück- 
gesetzt habe.  Es  ist  dann  die  weitere  Frage  zu  beantworten,  wie  es  sie  zu- 
rückgesetzt habe. 

Auf  diese  Frage  aber  gibt  es  keine  Antwort,  solange  man  daran  fest- 
hält, dass  es  sich  auch  ursprünglich  nicht  um  Ausschluss,  sondern  nur  um 
Zurücksetzung  gehandelt  haben  werde.  Denn  diese  Zurücksetzung  erfolgt 
später  nach  den  verschiedensten  Gesichtspunkten,  so  dass  jeder  Versuch, 
auf  diesen  oder  jenen  Grund  hin  die  Gestaltung  eines  der  zurücksetzenden 
Rechte  als  die  ursprüngliche  zu  behandeln  und  aus  ihr  die  der  andern 
Rechte  abzuleiten,  sofort  auf  die  grössten  Schwierigkeiten  stossen  muss. 
Wie  denn  auch  Opet  Erbrechtl.  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volks- 
rechte 85  zu  dem  Ergebnisse  gelangt,  dass  sich  von  einer  die  gesammten 
Rechte  durchziehenden  Fortentwicklung  nicht  reden  lasse.  Wer  die  ur- 
sprüngliche Gleichstellung  nicht  annehmen  mag,  der  wird  auch  nicht  von 
blosser  ursprünglicher  Zurücksetzung  reden  dürfen ;  er  wird  dann  folgerichtig, 
wie  etwa  Amira  Grundriss  (II.  Aufl.)  108,  nur  völligen  Ausschluss  der 
Weiber  als  Ausgangspunkt  annehmen  dürfen,  von  dem  aus  sich  die  anderen 
Gestaltungen  sehr  wohl  durch  in  verschiedener  Richtung  fortschreitende 
Besserstellung  der  Weiber  erklären  lassen  würden. 

1009.  Nun  treffen  allerdings  manche  Umstände  zusammen,  welche 
auf  den  ersten  Blick  die  Annahme  ursprünglichen  Ausschlusses 
als  die  wahrscheinlichere  erscheinen  lassen ;  wie  denn  ja  auch  diese  An- 
nahme eines  sich  erst  mit  der  Zeit  bessernden  Rechts  der  Weiber  durchaus 
die  vorherrschende  ist.  Auf  das  älteste  Zeugniss,  das  des  Tacitus,  wird 
sie  sich  allerdings  kaum  stützen  können.  Es  ist  kein  Grund,  unter  den  in 
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1009]  erster  Reihe  als  Erben  genannten  Liberi  nicht  eben  so  wohl  die 
Töchter,  als  die  Söhne  zu  verstehen;  hätten  die  Germanen  die  Weiber  vom 
Erbe  ausgeschlossen,  so  würde  sich  damit  ein  so  scharfer  Gegensatz  gegen 
die  römische  Rechtsordnung  ergeben,  dass  er  denselben  kaum  unerwähnt 
gelassen  haben  würde.  Davon  ausgehend  vertritt  denn  auch  etwa  Glasson 
Hist.  du  dr.  Fr.  2,  67  ff.  die  Annahme  völliger  Gleichstellung  der  Ge- 
schlechter im  ältesten  germanischen  Recht.  Man  könnte  dann  allerdings 
Gewicht  darauf  legen  wollen,  dass  Tacitus  von  Rückenerben  nur  Männer 
nennt;  oder  umgekehrt  darauf,  dass  wegen  Nennung  des  Avunculus  neben 
dem  Patruus  wenigstens  die  Muttermagen  nicht  vom  Erbrechte  ausge- 
schlossen waren.  Aber  aus  Gründen,  welche  ich  schon  §  682  betonte, 
dürfte  auf  seine  Aufzählung  von  Einzelerben  überhaupt  kein  weiteres  Ge- 
wicht zu  legen  sein. 

Sind  wir  damit  zunächst  auf  die  Aufzeichnungen  der  Volksrechte 
hingewiesen,  so  ergeben  diese  zweifellos  überwiegend  eine  zum  Theil  sehr 
weitgehende  Zurücksetzung  der  Weiber.  Und  sind  es  wesentlich  nur  die 
gothischen  Rechtsbücher,  in  denen  die  volle  Gleichstellung  der  Weiber 
ganz  unzweideutig  ausgesprochen  ist,  so  verliert  dieses  Zeugniss  sehr  da- 
durch an  Gewicht,  dass  gerade  da  die  Annahme  besonders  nahe  liegt,  die 
Gleichstellung  könne  auf  römischen  Einfluss  zurückgehen.  Es  ist  weiter 
nicht  zu  verkennen,  dass  gerade  da,  wo  die  erhaltenen  Aufzeichnungen  es 
uns  gestatten,  die  Entwicklung  des  Rechts  durch  einen  längern  Zeitraum 
zu  verfolgen,  wie  das  insbesondere  für  das  longobardische  zutrifft,  sich 
wenigstens  für  diesen  Zeitraum  zweifellos  eine  steigende  Besserstellung  der 
Weiber  ergibt,  so  dass  es  nahe  liegen  muss,  das  als  massgebend  für  die 
Richtung  der  Weiterentwicklung  im  allgemeinen  zu  betrachten. 

Kommt  nun  hinzu,  dass  nicht  selten  bei  Völkern,  welche  sich  noch 
auf  niedrigster  Kulturstufe  befinden,  dem  Weibe  jedes  Erbrecht  fehlt,  dass 
Erwägungen,  welche  insbesondere  an  die  Wehrlosigkeit  und  Schutzbedürf- 
tigkeit  des  Weibes  anknüpfen,  den  ursprünglichen  Ausschluss  desselben 
vom  Erbe  an  und  für  sich  nicht  unwahrscheinlich  machen,  so  kann  es  nicht 
befremden,  wenn  die  herrschende  Meinung  sich  durchweg  dahin  festgestellt 
hat,  dass  in  vorgeschichtlicher  Zeit  die  Weiber  beim  Erbe  ausgeschlossen 
oder  doch  weit  zurückgesetzt  waren,  dass  ihre  Besserstellung  oder  Gleich- 
stellung überall  erst  das  Ergebniss  nachträglicher  Entwicklung  war. 

Habe  ich  dem  gegenüber  in  den  vorhergehenden  Untersuchungen 
wiederholt  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  das  germanische  Recht  nur  von 
Gleichstellung  beider  Geschlechter  ausgegangen  sein  könne,  so  werde  ich 
es  in  den  folgenden  Untersuchungen  versuchen,  dieselbe  im  Zusammen- 
hange zu  begründen  und  nachzuweisen,  dass  eine  Vergleichung  der  ge- 
sammten  germanischen  Rechte  zu  keinem  andern  Ergebnisse  führen  kann. 
Wenigstens  dann  nicht,  wenn  wir  überhaupt  voraussetzen,  dass  das  ger- 
manische Urrecht  in  dieser  Richtung  ein  einheitlich  gestaltetes  war.  Die 
S  684  betonte  Möglichkeit  der  Nichteinheitlichkeit  der  ursprünglichsten 
Folge  ist  allerdings  auch  in  diesem  Falle  von  vornherein  nicht  ausge- 
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schlössen;  aber  es  dürfte  sich  ergeben,  dass  wir  gerade  hier  uns  seltener,  als 
sonst,  darauf  hingewiesen  sehen,  diese  Möglichkeit  bestimmter  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

Ich  werde  es  versuchen,  im  allgemeinen  in  Kürze  auf  die  Gründe  hin- 
zuweisen, welche  mir  für  die  ursprüngliche  Gleichstellung  der  Geschlechter 
zu  sprechen  scheinen,  wobei  ich  freilich  die  eingehendere  Beweisführung 
den  sich  unmittelbar  anschliessenden  Untersuchungen  über  einzelne  hier 
eingreifende  Verhältnisse  und  über  das  Weibererbrecht  einzelner  Gruppen 
vorbehalten  muss. 

1010.  Für  die  Annahme  ursprünglicher  Gleichstellung 
beider  Geschlechter  wird  sich  zunächst  geltend  machen  lassen,  dass 
schon  nach  unserer  früheren  Ausführung  den  Ausgangspunkt  nur  die  volle 
Gleichstellung  oder  der  volle  Ausschluss  gebildet  haben  kann,  dass  wir  aber  bei 
den  weitern  Untersuchungen  wieder  und  wieder  auf  Haltpunkte  stossen 
werden, welchedieUnzulässigkeit des  Ausgehensvomursprüng- 
lichen  Ausschlüsse  der  Weiber  ergeben,  während  wir  bei  Annahme 
des  Ausgehens  der  Verzweigung  von  voller  Gleichstellung  auf  keinerlei 
Schwierigkeiten  stossen.  Wir  betonten,  dass  in  den  germanischen  Rechten 
die  Zurücksetzung  der  Weiber  von  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  erfolgt,  dass  die  Weiterentwicklung  vom  einen  oder  andern  Ausgangs- 
punkte aus  daher  in  mehreren  von  einander  unabhängigen  Vermittlungs- 
reihen erfolgt  sein  muss.  Nun  war  allerdings  zuzugeben,  dass  es  sich  da- 
bei im  allgemeinen  ebensowohl  um  ein  Ausgehen  aller  Reihen  von  def 
Gleichstellung,  wie  vom  Ausschlüsse,  um  fortschreitende  Verschlechterung 
oder  aber  Besserstellung  handeln  könne. 

Das  aber  stellt  sich  anders,  sobald  wir  die  einzelnen  Vermittlungs- 
reihen genauer  bestimmt  und  damit  ermöglicht  haben  werden,  zu  prüfen, 
in  wie  weit  sie  sich  dem  einen  oder  aber  dem  andern  Ausgangspunkte 
fügen.  Ich  habe  $  82  ff.  im  allgemeinen  nachzuweisen  gesucht,  wie  sich  in 
solchen  Fällen  aus  der  Gestaltung  der  Vermittlungsreihen  schliessen  lasse, 
dass  der  Ausgangspunkt  in  A  und  nicht  umgekehrt  in  Z  zu  suchen  sei, 
weil  sich  bei  Vergleichung  der  Einzelrechte  Gestaltungen  ergeben,  welche 
bei  Annahme  des  Ausgehens  und  der  Weiterverzweigung  von  A  aus  auf 
keinerlei  Schwierigkeiten  führen,  während  bei  dem  Versuche,  sie  umgekehrt 
aus  Z  abzuleiten,  sich  wieder  und  wieder  Verhältnisse  ergeben  würden, 
welche  wir  als  unzulässige  nachwiesen.  Ich  habe  dabei  insbesondere  schon 
S  96.  97  vorgreifend  auch  auf  die  Verwendbarkeit  des  Haltpunktes  für  die 
uns  hier  vorliegende  Frage  hingewiesen. 

Dabei  handelt  es  sich  allerdings  um  einen  Haltpunkt,  dessen  Gewicht 
sich  erst  geltend  machen  kann,  wenn  wir  die  Einzelgestaltung  des  Weiber- 
erbrechts in  den  verschiedenen  verwandten  Rechtsgruppen  genauer  festge- 
stellt und  dabei  geprüft  haben  werden,  in  wie  weit  sich  dieselbe  der  einen 
oder  andern  Annahme  fügt,  oder  aber  bei  versuchsweisem  Ausgehen  von 
ihr  auf  Unzulässigkeiten  führt.  Wir  können  nun  von  diesem  meiner  An- 
sicht nach  zwar  durchaus  ausschlaggebenden,  aber  doch  äusserlichen,  die 
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1010]  innern  Gründe  unberücksichtigt  lassenden  Haltpunkte  vorläufig  ganz 
absehen.  Denn  es  ergeben  sich  eine  Reihe  anderer,  welche  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  das,  was  da  noch  der  genaueren  Untersuchung  und  Be- 
weisführung bedarf,  sich  bei  den  anschliessenden  Einzelerörterungen  ge- 
nügend bestätigen  wird,  nicht  wohl  einen  Zweifel  lassen  können,  dass  wir 
nicht  von  ursprünglichem  Ausschluss,  sondern  von  ursprünglicher  Gleich- 
stellung auszugehen  haben. 

1011«  Zunächst  wird  wenigstens  zu  beachten  sein,  dass,  während  wir 
kein  Recht  kennen,  welches  die  Weiber  schlechtweg  von  allem  Erbrechte  aus- 
schliesst,  sich  doch  auch  in  geschichtlicher  Zeit  noch  eine  Reihe  germani- 
scher Rechte  mit  voller  Gleichstellung  beider  Geschlechter 
im  Erbrechte  findet.  Und  zwar  unter  Verhältnissen,  welche  in  keiner 
Weise  bestimmter  darauf  hindeuten,  dass  diese  Gleichstellung  erst  das  Er- 
gebniss  nachträglicher  Entwicklung  sein  dürfte.  Sind  diese  Rechte  nicht 
blos  in  geschichtlicher  Zeit  örtlich  von  einander  getrennte,  sondern  ergibt 
sich  auch,  dass  rie  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen  ganz  verschie- 
denen Rechtsgruppen  angehören,  so  ist  allerdings  die  Möglichkeit  nicht 
ausgeschlossen,  dass  eine  Mehrzahl  von  Rechten  ganz  unabhängig  von 
einander  und  von  ganz  verschiedener  Grundlage  aus  schliesslich  zur  Gleich- 
stellung gelangte.  Leichter  aber  würde  sich  diese  Sachlage  erklären  wenn 
wir  annehmen,  dass  im  Urrechte  beide  Geschlechter  überhaupt  gleichge- 
stellt waren  und  dass  bei  der  Weiterverzweigung  einzelne  Rechte  der 
verschiedenen  Hauptgruppen  an  der  ursprünglichsten  Gestaltung  fest- 
hielten. 

Sicherere  Haltpunkte  gewähren  allerdings  solche  Rechte,  in  welchen  die 
Gleichstellung  nicht  schlechtweg  ausgesprochen  ist.  Dann  ergeben  sich 
wohl  Zurücksetzung  oder  Gleichstellung  nach  der  Verschiedenheit  der 
Erblasser.  Insbesondere  führten  wir  S  852  eine  Reihe  von  Belegen  aus  sehr 
verschiedenen  Rechtskreisen  an,  wonach  sich  Gleichstellung  der 
Tochter  bei  Beerbung  der  Mutter  auch  in  solchen  Rechten  ergibt, 
in  welchen  sie  bei  Beerbung  des  Vaters  zurückgesetzt  erscheint.  Wir  suchten 
nun  zunächst  für  das  fränkische  Recht  zu  erweisen,  dass  es  auf  eine  Grund- 
lage zurückgeht,  bei  welcher  nur  ein  wechselseitiges  Erbrecht  zwischen 
Mutter  und  Kindern  bestand,  woraus  sich  dann  aus  der  Gleichstellung  der 
Töchter  nach  der  Mutter  für  das  älteste  Recht  wenigstens  da,  wo  das  zu- 
trifft, die  Gleichstellung  schlechtweg  ergeben  würde.  Wir  sprachen  uns 
aber  weiter  S  685  vorbehaltlich  näherer  Beweisführung  dahin  aus,  dass, 
wenn  für  die  Erbenfolge  der  germanischen  Rechte  überhaupt  ein  einheit- 
licher Ausgangspunkt  anzunehmen  sei,  dieser  nur  die  einseitige  fränkische 
Folge  gewesen  sein  könne.  Ist  das  richtig,  so  würden  wir  zweifellos  über- 
all, wo  wir  Gleichstellung  der  Tochter  nur  nach  der  Mutter  finden,  darin 
einen  Rest  ältester,  beide  Geschlechter  gleichstellender  mutterrechtlicher 
Folge  zu  sehen  haben. 

Aber  wir  können  von  jener  Annahme  einer  mutterrechtlichen  Gestal- 
tung der  ältesten  Folge  ganz  absehen.  Auch  wenn  wir  davon  ausgehen, 
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dass  schon  die  ursprünglichste  Folge  eine  zweiseitige  war  oder  wenigstens 
bis  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Rechte  sich  verzweigten,  eine  solche  geworden 
war,  finden  sich  die  bestimmtesten  Haltpunkte. 

1012.  Dahin  rechne  ich  vor  allem,  dass  sich  in  Rechten,  welche  die 
Weiber  überhaupt  zurücksetzen,  dabei  aber  nach  den  Bestandtheilen  scheiden, 
allgemein  gerade  Gleichstellung  der  Weiber  bezüglich  der  ur- 
sprünglichsten Bestandtheile  des  Vermögens  findet.  Aller- 
dings ergibt  sich  noch  in  späteren  Rechten  gerade  bezüglich  der  Bestand- 
theile, aufweiche  sich  in  einer  frühesten  Zeit  der  vererbliche  Nachlass 
überhaupt  beschrankt  haben  dürfte,  bezüglich  desHeergerttth  und  der 
Gerade,  ein  Auseinanderhalten  der  Geschlechter.  Aber  keinerlei  Zurück- 
setzung der  Weiber,  da  wir  nachweisen  werden,  dass  es  sich  dabei  ur- 
sprünglich lediglich  darum  handelte,  dass  zwar  die  Töchter  von  Waffen 
und  Kleidung  des  Vaters  durch  die  Söhne,  dafür  aber  auch  diese  durch  die 
Töchter  von  Schmuck  und  Kleidung  der  Mutter  ausgeschlossen  waren,  so 
dass  sich  da  weder  auf  der  einen,  noch  auf  der  andern  Seite  eine  Zurück- 
setzung ergibt.  Und  mittelbar  deutet  die  Sondervererbung  jener  Be- 
standtheile darauf,  dass  die  Töchter  da,  wo  sie  betont  wird,  nicht  im  allge- 
meinen durch  die  Söhne  ausgeschlossen  waren.  Denn  in  solchem  Falle 
würde  es  sich  allerdings  erklären,  dass  man  den  Töchtern  wenigstens  die 
Gerade  ausdrücklich  zusprach.  Dagegen  fehlte  jeder  Grund,  ein  Vorrecht 
der  Söhne  auf  das  Heergeräth  auszusprechen,  wenn  ihnen  dieses  ohnehiu 
mit  dem  ganzen  übrigen  Nachlasse  unter  Ausschluss  der  Töchter  zufiel. 
Die  Rechte,  in  welchen  nur  die  Gerade  erwähnt  wird,  wie  im  Frostuthings- 
recht  und  im  burgundischen,  sind  denn  auch  solche,  in  welchen,  von  dieser 
abgesehen,  die  Töchter  durch  Söhne  vom  Nachlasse  ausgeschlossen  sind. 

Ausschlaggebend  scheint  mir  in  jener  Richtung  vor  allem  zu  sein,  dass 
wir  in  fast  allen  Rechten,  welche  da  überhaupt  die  Bestandtheile  scheiden, 
Gleichstellung  der  Weiber  bezüglich  der  Fahrniss  finden,  während  da, 
wo  das  ausnahmsweise  nicht  zutrifft,  die  Zurücksetzung  bei  der  Fahrniss 
doch  eine  weniger  weitgehende  und  als  Folge  der  Ausschliessung  von  den 
Liegenschaften  leicht  zu  erklärende  ist.  Reicht  nun  auch  das  Sondereigen 
an  Grund  und  Boden,  wie  ich  denke,  weiter  zurück,  als  in  der  Regel  ange- 
nommen wird,  so  sehen  wir  uns  zweifellos  schliesslich  auf  eine  Zeit  zu- 
rückverwiesen, in  welcher  das  Vermögen  nur  aus  Fahrniss  bestand,  in 
welcher  also  Männer  und  Weiber  als  Erben  schlechtweg  gleichgestellt 
waren,  wenn  wir  nicht  annehmen  wollen,  dass  sich  in  der  ganzen  Masse 
der  westgermanischen  Rechte  das  schon  in  den  ältesten  Quellen  anerkannte 
gleiche  Recht  auf  die  Fahrniss  überall  erst  nachträglich  ergeben  haben 
sollte.  Und  wenigstens  ausnahmsweise  werden  wir  auch  in  solchen  Rechten, 
welche  die  Töchter  bezüglich  des  gesammten  übrigen  Nachlasses  zurück- 
setzen, Gleichstellung  nur  bei  Theilung  des  Wehr geldes  finden,  also 
eines  Fahrnissbetrages,  der  als  Theil  des  Nachlasses  des  Erschlagenen  zu 
betrachten  war,  bei  dem  sich  aber  gewiss  das  gleiche  Recht  der  Tochter  am 
wenigsten  erst  nachträglich  entwickelt  haben  würde,  wenn  es  bezüglich  der 
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1012]   Fahrniss  nicht  von  jeher  feststand.  Wir  werden  bei  Besprechung 
des  Weibererbrechtes  der  friesischen  Rechte  darauf  zurückkommen. 

Wo  es  sich  um  Zurücksetzung  bezüglich  einzelner  Bestandteile 
handelt,  da  trifft  das  durchweg  nur  Liegenschaften.  Aber  nur  selten 
alle  Liegenschaften.  Und  dann  ergibt  sich  wieder,  dass  das  gleiche  Recht 
der  Weiber  gerade  bezüglich  solcher  Liegenschaften  anerkannt  wird,  welche 
wir  als  die  ursprünglicheren  Bestandteile  des  Vermögens  zu  betrachten 
haben.  Das  trifft  zunächt  das  Gewinnland  im  Gegensatze  zum  Erbland. 
Land,  welches  der  Einzelne  sich  angeeignet  und  ertragsfllhig  gemacht  hatte 
oder  welches  er  auf  einer  spätem  Stufe  von  Andern  durch  Kauf  oder  ander* 
weitig  erworben  hatte,  welches  dann  erst  bei  seinen  Nachkommen  zu  Erb- 
lande  werden  konnte,  haben  wir  zweifellos  als  den  ursprünglichsten  Be- 
standteil des  liegenden  Guts  zu  betrachten;  und  kaum  viel  seltener,  als 
bezüglich  der  Fahrniss,  finden  wir  in  den  bezüglichen  Rechten  das  gleiche 
Recht  der  Weiber  bezüglich  des  Gewinnlandes  anerkannt. 

Beachtenswerther  ist,  dass  auch  da,  wo  die  Töchter  bezüglich  der  er- 
erbten Liegenschaften  zurückgesetzt  erscheinen,  dass  keineswegs  das  ge- 
sammte  Er  bland  treffen  muss.  Haben  wir  als  ältesten  Bestandteil  des- 
selben zweifellos  das  Freieigen,  das  Allod,  zu  betrachten,  so  finden  wir, 
wo  die  Folge  in  dasselbe  in  den  spätem  bezüglichen  Rechten  noch  aus- 
drücklich erwähnt  wird,  auch  überwiegend  bestimmt,  dass  die  Weiber  für 
dasselbe  gleichgestellte  Erben  sind. 

Dann  kann  sich  die  Zurücksetzung  nur  noch  auf  die  verschiedenen 
Artendes  einer  jungem  Entwicklungsstufe  angehörenden  Leih  gut  ver- 
schiedener Art  beziehen,  das  freilich  später  in  der  Regel  den  Hauptbestand- 
teil des  Grundvermögens  bildete,  das  aber,  da  bei  ihm  die  Art  der  Weiter- 
vererbung durch  das  Ermessen  der  Herren  bedingt  war,  am  wenigsten  zu 
einem  Rückschi uss  auf  die  älteste  landrechtliche  Folge  berechtigt.  Nun  ist 
aber  auch  da  der  Ausschluss  der  Weiber  kein  allgemeiner.  Werden  wir  als 
die  ältere  Stufe  des  Leihguts  das  Zinsgut  zu  betrachten  haben,  so  ergibt 
sich  auch  bei  diesem  noch  überwiegend  Gleichstellung  der  Weiber.  All- 
gemein ausgesprochen  finden  wir  die  Zurücksetzung  der  Weiber  erst  bei 
dem  zweifellos  den  jüngsten  Bestandtheil  des  Vermögens  darstellenden 
Lehngut;  in  einer  grossen  Zahl  von  Rechten  ist  das  der  einzige  Bestand- 
theil, bezüglich  dessen  sich  Ausschluss  der  Weiber  ergibt. 

Es  bedarf  nun  kaum  einer  Bemerkung,  wie  leicht  erklärlich  diese  Ver-* 
hältnisse  sind,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  Weiber  ursprünglich  gleich- 
gestellt waren,  dass  sie  es  bezüglich  der  Bestandteile,  auf  welche  sich  auf 
früheren  Stufen  das  Vermögen  beschränkte,  auch  später  blieben,  eine  Zu- 
rücksetzung sich  erst  daraus  ergab,  dass  sich  das  nur  theilweise  auch  auf 
nachträglich  hinzukommende  Bestandteile  ausdehnte,  während  dieselben 
vielfach  bei  ihrem  Eingreifen  in  die  Entwicklung  von  vornherein  den 
Männern  vorbehalten  blieben. 

Dagegen  würde  die  Annahme  einer  Entwicklung  in  umgekehrter 
Richtung  von  ursprünglichem  Ausschlüsse  aus  auf  die  grössten  Unwahr- 
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scheinlichkeiten  führen.  Wurde  es  sich  nur  um  den  Gegensatz  von  Fahrniss 
und  Liegenschaften  handeln,  so  unterläge  die  Annahme  gerade  keinen 
grösseren  Schwierigkeiten,  dass  man  den  ursprünglich  vollständig  ausge- 
schlossenen Weibern  nachträglich  in  allen  bezüglichen  Rechten  wenigstens 
Erbrecht  an  der  Fahrniss  einräumte;  es  kann  ja  sein,  dass  sich  in  allen  be- 
züglichen Rechten  Gründe  geltend  machten,  welche  den  Ausschluss  gerade 
von  der  Fahrniss  als  besonders  unbillig  erscheinen  Hessen.  Sprachen  viele 
Rechte  ihnen  dann  weitergehend  auch  Antheil  an  den  Liegenschaften  zu, 
so  würde  es  sich  aus  den  besondern  Verhältnissen  des  Lehnguts  durchaus 
erklaren,  wenn  die  Weiterentwicklung  allgemein  bei  diesem  Halt  machte. 

Wie  aber  würde  es  sich  nun  erklären,  dass  man  bei  dieser  Entwick- 
lung nicht  einfach,  vom  Lehengute  abgesehen,  zwischen  Liegenschaften  und 
Fahrniss  unterschied,  sondern  weitergehend  Gewinnland,  Freieigen  und 
Zinsgut  auseinanderhielt,  so  dass  man  zunächst  in  einer  sehr  grossen  Zahl  von 
Rechten  den  Weibern  ausser  an  der  Fahrniss  auch  gleiches  Recht  am  Ge- 
winngute, weiter  in  den  meisten  derselben  auch  am  Allod,  und  in  manchen 
überdies  auch  am  Zinslande  zusprach?  Es  lassen  sich  ja  leicht  Gesichts- 
punkte auffinden,  nach  welchen  Liegenschaften  im  allgemeinen  zur  Verer- 
bung auf  Weiber  weniger  geeignet  erscheinen,  als  Fahrniss.  Woraus  aber 
würde  es  sich  dann  erklären  lassen,  dass  man  mit  der  Zeit  wohl  an  der 
Vererbung  des  Erblandes,  nicht  aber  des  Gewinnlandes  auf  Weiber  Anstand 
nahm?  Und  möchte  sich  da  zur  Noth  etwa  noch  ein  Grund  auffinden 
lassen,  wonach  in  dieser  Richtung  das  erst  in  der  Familie  erworbene  Gut 
anders  behandelt  wurde,  wie  würde  es  dann  zu  erklären  sein,  dass  man  in 
manchen  Rechten  die  Weiber  wohl  für  das  Allod,  nicht  aber  für  das  Zins- 
gut als  erbfähig  betrachtete,  obwohl  der  Gesichtspunkt  der  Wehrhaftigkeit, 
an  den  wir  für  den  Ausschluss  vom  Lehngut  zunächst  anzuknüpfeu  haben, 
entweder  bei  beiden  nicht  ins  Gewicht  fiel,  oder  aber,  wenn  wir  für  frühere 
Zeit  eine  nähere  Verbindung  zwischen  Allod  und  Kriegsdienst  annehmen, 
umgekehrt  gerade  fürAusschluss  vom  Allod,  nicht  aber  vom  Zinsgut  sprechen 
würde?  Und  wie  würde  es  zu  erklären  sein,  dass  da  in  einer  Reihe  von 
Rechten,  welche  sich  sichtlich  schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  vielfach  un- 
abhängig von  einander  weiterentwickelt  haben,  die  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts auf  Liegenschaften  überall  insofern  dieselbe  Reihenfolge  eingehalten 
haben  müsste,  dass  sie  zuerst  das  Gewinnland,  dann  von  da  aus  in  der 
Mehrzahl  der  Rechte  auch  das  Allod,  endlich  in  manchen  überdies  auch  das 
Zinsgut  getroffen  hätte,  während  sich,  soweit  ich  sehe,  keine  Rechte  finden, 
in  welchen  die  Weiber  nur  vom  Gewinnland  ausgeschlossen  sind,  oder 
aber  nur  vom  Allod,  während  sie  bezüglich  des  Gewinnlandes  und  des 
Zinsgutes  gleichgestellt  erscheinen. 

Ueberall  führt  da  das  Ausgehen  von  ursprünglichem  Ausschluss  auf 
die  grössten  Unwahrscheinlichkeiten.  Während  die  spätere  Gleichstellung 
gerade  immer  bezüglich  der  Bestandtheile  des  Nachlasses,  welche  wir  den 
andern  gegenüber  als  die  ursprünglichem  zu  betrachten  haben,  sich  beim 
Ausgehen  von  Gleichstellung  bezüglich  des  ganzen,  sich  ursprünglich  auf 
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1012]  Fahrniss  beschränkenden  Vermögens  einfach  dadurch  erklären  lässt, 
dass  nun,  als  nach  und  nach  Liegenschaften  verschiedener  Art  hinzu- 
kamen und  sich  Gründe  geltend  machten,  welche  bei -diesen  die  Vererbung 
auf  Weiber  als  weniger  geeignet  erscheinen  Hessen,  man  sich  von  diesen 
in  den  einen  Rechten  erst  auf  einer  spätem,  in  andern  schon  auf  einer 
frühem  Stufe  zum  Ausschluss  der  Weiber  von  den  neu  hinzukommenden 
Arten  von  Liegenschaften  bestimmen  Hess. 

1013.  Ungleich  grösseres  Gewicht  für  unsere  Annahme  möchte  ich 
auf  ein  anderes  Verhältniss  legen,  nämlich  auf  das  volle  Erbrecht  der 
nichtausgesteuerten  Tochter,  wie  wir  es  bei  der  spätem  eingehen- 
dem Erörterung  in  vielen  nicht  näher  verwandten  Rechten  ausgesprochen 
finden  werden.  Wir  berührten  schon  S  838  ff.  den  Brauch,  den  sich  ver- 
heirathenden  Töchtern  eine  Mitgift  zu  geben.  Diese  konnte  das  volle  oder 
auf  gewisse  Bestandtheile  beschränkte  Erbrecht  der  Tochter  ganz  unberührt 
lassen,  wenn  es  ihr  freistand,  das  Erhaltene  später  wieder  einzuwerfen  und 
dann  zu  vollem  Rechte  an  der  Er bth eilung  Theil  zu  nehmen.  Aber  in 
sehr  vielen  Rechten  begegnen  wir  der  Auffassung,  dass  die  Tochter  durch 
die  Aussteuer  ihr  Erbrecht  verliert,  nach  dem  Tode  der  Eltern  aus  deren 
Vermögen  nichts  mehr  zu  beanspruchen  hat.  Das  musste  nun  allerdings 
nicht  nothwendig  mit  einer  Zurücksetzung  zusammenfallen,  da  ja  der  Be- 
trag der  Aussteuer  den  vollen  Betrag  ihres  Kopftheils  erreichen  oder  selbst 
überschreiten  konnte.  Aber  thatsächlich  war  damit  allerdings  überwiegend 
insofern  eine  Zurücksetzung  verbunden,  als  es  allgemein  üblich  wurde,  die 
Aussteuer  geringer  zu  bemessen,  als  den  voraussichtlichen  Kindstheil. 
Finden  wir  nun  aber  in  solchen  Rechten  ausgesprochen,  dass  die  nicht 
ausgesteuerte  Tochter  gleiches  Erbrecht  mit  dem  Sohne  hat,  so  ergibt  sich 
damit  auch  keine  Zurücksetzung  der  Tochter  als  solcher,  sondern  nur  der 
ausgesteuerten  Tochter.  Das  gleiche  Erbrecht  der  Tochter  an  und  für  sich 
ist  vielmehr  aufs  bestimmteste  ausgesprochen,  wenn  es  in  den  bezüglichen 
Rechten  einer  Abfindung  bedarf,  um  sie  von  demselben  auszuschliessen ; 
die  Notwendigkeit  einer  Abfindung  für  das  Recht  setzt  das  Recht  selbst 
als  anerkannt  voraus. 

Nun  Hesse  sich  allerdings  daran  denken,  das  mit  ursprünglichem  Aus- 
schluss aller  Weiber  in  der  Weise  in  Verbindung  zu  bringen,  dass  es  üb- 
lich geworden  sei,  der  sich  verheirathenden  Tochter  wenigstens  eine  Aus- 
stattung mitzugeben,  und  dass  man  es  dann  für  billig  gehalten  habe, 
auch  die  noch  unverheiratheten  Töchter  in  entsprechender  Weise  zu 
bedenken.  Daraus  hätte  sich  aber  nur  ein  Recht  der  nichtverhei- 
ratheten  Töchter  auf  Aussteuer  ergeben  können,  wie  wir  es  aller- 
dings in  manchen  Rechten  finden;  in  keiner  Weise  aber  doch  ein  Recht 
nur  der  Unverheiratheten  auf  volles  Erbrecht,  wie  es  so  häufig  ausge- 
sprochen ist.  Es  kommt  hinzu,  dass  die  genauere  Erörterung  ergeben  wird, 
dass  es  sich  bei  diesen  Verhältnissen  ursprünglich  in  keiner  Weise  um  eine 
Sonderstellung  der  Tochter  handelte;  dass  der  ausgesteuerte  Sohn  ebenso 
für   sein  Erbrecht  abgefunden   sein    konnte;  dass   aber   die  Abfindung 
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aus  naheliegenden  Gründen  vielfach  zunächst   nur  für  Töchter  üblicher 
wurde. 

Diese  Verhältnisse  scheinen  wir  insbesondere  auch  beachtenswerth, 
weil  sie  am  leichtesten  erklaren  dürften,  wie  man  auch  von  ursprünglich 
gleichem  Erbrecht  der  Weiber  aus  in  manchen  Rechten  zum  Ausschluss 
aller  Töchter  vom  Erbe  gegen  Anspruch  auf  Aussteuer  ge- 
langen konnte.  Wurde  es  in  einem  Rechtsgebiete  allgemein  üblich,  dass  die 
Töchter  bei  der  Verheirathung  von  den  Eltern  für  ihr  Erbrecht  abgefunden 
wurden  und  zwar  mit  einem  wesentlich  geringeren  Betrage,  als  ihr  Erbtheil 
betragen  haben  würde,  so  konnte  es  unbillig  erscheinen,  wenn  nun  Töchter, 
welche  beim  Tode  der  Eltern  noch  unverheirathet  waren,  vollen  Erbtheil 
erhalten  sollten.  Es  lag  dann  die  Weiterentwicklung  nahe,  dass  man  allen 
Töchtern  gleichmassig  das  Erbrecht  absprach,  dafür  aber  auch  den  unver- 
heirateten ein  Recht  auf  Aussteuerung  durch  ihre  Brüder  oder  die  son- 
stigen Erben  der  Eltern  zusprach.  Darauf  deutet  schon  die  dann  zum 
Schutze  der  Töchter  gegen  Willkür  oft  getroffene  Bestimmung,  dass  die 
noch  unverheirathete  Schwester  soviel  verlangen  kann,  als  die  Eltern  der 
verheiratheten  mitgegeben  hatten. 

Bei  der  Annahme  solcher  Entwicklung,  deren  genauere  Begründung 
ich  später  versuchen  werde,  erklärt  sich  aber  auch  leicht  der  halbe  Kopf- 
theil  der  Tochter,  wie  wir  ihn  in  manchen  Rechten  finden  werden. 
Vielfach  war  sichtlich  dem  Ermessen  der  Eltern  bezüglich  des  Betrages 
dessen,  was  sie  den  Töchtern  als  erbabfindende  Aussteuer  geben  wollten, 
keinerlei  Schranken  gezogen;  es  hat  das  seinen  bestimmtesten  Ausdruck 
darin  gefunden,  wenn  wohl  ausgesprochen  wird,  dass  auch  ein  Kranz  von 
Rosen  genügen  solle.  Hatte  sich  dann  in  manchen  Rechten  ein  Mindestbe- 
trag festgestellt,  hinter  dem  die  erbabfindende  Aussteuer  nicht  zurückbleiben 
solle,  so  war  dieser  vielfach,  wie  spätere  Belege  ergeben  werden,  ein  sehr 
geringer.  Aber  in  einer  Reihe  von  Rechten  hat  sich  auf  Gründe  hin,  denen 
wir  später  genauer  nachzugehen  haben  werden,  die  Ansicht  festgestellt, 
dass  die  Aussteuer,  wenn  sie  abfindend  sein  sollte,  nicht  hinter  dem  halben 
Kopftheil  zurückbleiben  durfte.  Griff  das  dann  weiter  auch  auf  das  Recht 
der  nichtverheiratheten  Töchter  über,  so  erklärt  es  sich  leicht,  wenn  sich 
daraufhin  die  Ansicht  feststellte,  dass  die  Tochter  überhaupt  nur  halben 
Sohnestheil  zu  erhalten  habe.  Denn  während  nach  manchen  Rechten  auch 
die  Eltern  daran  gebunden  waren,  so  dass  eine  hinter  dem  halben  Kopf- 
theil zurückbleibende  Aussteuer  nicht  abfindend  sein  sollte  und  zu  vollem 
Erbtheil  berechtigte,  hat  sich  das  in  andern  Rechten  dahin  abgeschwächt, 
dass  auch  die  ungenügend  ausgesteuerte  Tochter,  wie  die  nicht  ausge- 
steuerte, nur  halben  Kopftheil  verlangen  konnte. 

Dann  erklärt  sich  auch,  wenn  in  einzelnen  Rechten  schwankend  bald 
von  Drittelsrecht,  bald  von  Ausschluss  die  Rede  ist.  Fasste  man  den  halben 
Kopftheil  auch  bei  der  Verheiratheten  als  Erbtheil,  so  erbten  allerdings  alle 
Töchter,  aber  nur  nach  Drittelsrecht.  Fasste  man  ihn  aber  auch  bei  den 
Unverheiraiheten  nur  als  eine  nachträglich  zu  berichtigende  Aussteuer,  so 
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1013]  liess  sich  eben  so  wohl  sagen,  dass  alle  Töcher  vom  Erbe  ausge- 
schlossen waren,  dafür  aber  Anspruch  auf  eine  der  Hälfte  ihres  Erbtheils 
entsprechende  Aussteuer  hatten.  Und  wurde  da  mehrfach  dieser  Betrag 
nicht  mehr  strenge  eingehalten,  es  etwa  den  Brüdern  unter  Zuziehung  der 
Verwandten  überlassen ,  was  sie  ihren  Schwestern  als  Aussteuer  geben 
wollten,  so  gelangte  man  zu  der  ofterwähnten  Gestaltung,  dass  Töchter 
überhaupt  kein  Erbrecht,  sondern  nur  ein  Recht  auf  standesgemässe  Aus- 
steuer haben. 

1014.  Einen  sehr  bestimmten  Beleg  dafür,  dass  die  Zurücksetzung 
aufs  engste  mit  der  Aussteuer  zusammenhängt,  scheint  mir  dann  insbe- 
sondere der  Umstand  zu  bieten,  dass  in  einer  Reihe  von  Rechten,  in  wel- 
chen Töchter  und  Schwestern  zurückgesetzt  erscheinen,  das  nicht  weiter- 
greift, sich  vielmehr  volle  Gleichstellung  der  Weiber  im  weitern 
Kreise  findet.  Abgefunden  war  die  von  den  Eltern  oder  doch  aus  deren 
Nachlasse  ausgesteuerte  Tochter  nur  für  das,  was  ihr  andernfalls  aus  dem 
Nachlasse  der  Eltern  zugekommen  sein  würde.  Mehrfach  beschrankt  sich 
denn  auch  der  Ausschluss  der  ausgesteuerten  Tochter  auf  die  Beerbung 
der  Eltern  selbst,  während  sie  bei  allen  andern  Erbschaften  vollen  Erbtheil 
nimmt.  Aber  es  ist  erklärlich,  wenn  überwiegend  die  Abfindung  auch  dann 
nachwirkte,  wenn  kinderlos  gestorbene  Geschwister  von  Brüdern  und 
Schwestern  zu  beerben  waren.  Für  das,  was  von  dem  Nachlasse  Erbtheil 
oder  Aussteuer  aus  dem  Elterngute  war,  galten  die  Schwestern  und  wohl 
auch,  was  wir  vorläufig  unberücksichtigt  lassen  können,  deren  Kinder  und 
weitere  Nachkommen  als  abgefunden,  so  dass  jenes  Gut  nur  auf  Brüder 
oder  auch  auf  Brüderkinder  vererbte.  Dagegen  lag  in  jener  Abfindung  kein 
Grund,  die  Schwestern  auch  von  dem  auszuschliessen,  was  verstorbene 
Geschwister  nicht  von  Eltern  ererbt,  sondern  anderweitig  erworben  hatten ; 
erscheinen  sie  da,  wie  mehrfach  betont  wird,  gleichgestellt,  so  führt  das 
auch  bestimmt  auf  die  Auflassung,  dass  Weiber  gleichgestellte  Erben  sind, 
sobald  es  sich  um  Nachlassgut  handelt,  für  das  sie  nicht  abgefunden  sind. 
Das  aber  trifft  allgemein  zu,  wenn  es  sich  um  die  Beerbung  von  Elternge- 
schwistern oder  entfernteren  Angehörigen  handelt,  welche  ihrerseits  von 
den  Eltern  nichts  geerbt  hatten.  In  der  Abfindung  für  das  Elterngut  lag 
dann  kein  Grund,  auch  in  solchem  Falle  die  Schwestern  zurückzusetzen, 
falls  im  allgemeinen  Männer  und  Weiber  als  gleichgestellte  Erben  betrachtet 
wurden.  Führen  wir  die  Zurücksetzung  der  Tochter  und  Schwester  auf 
die  Aussteuer  zurück,  so  erklärt  es  sich  in  einfachster  Weise,  wenn  wir 
in  der  grossen  Masse  der  germanischen  Rechte  ausgesprochen  finden, 
dass  über  Töchter  und  Schwestern  hinaus  alle  Weiber  gleichberechtigte 
Erben  sind. 

Dem  gegenüber  ergeben  sich  doch  unmittelbar  die  grössten  Schwierig- 
keiten, wenn  wir  von  ursprünglichem  Ausschluss  aller  Weiber  auszugehen 
versuchen.  Von  diesem  aus  würde  sich  allerdings  eine  mit  der  Zeit  fort- 
schreitende Besserstellung  der  Weiber  des  engern  Kreises  sehr  wohl  er- 
klären. Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  es  als  Unbilligkeit  empfunden  werden 
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musste,  wenn  der  Vater,  der  nur  Töchter  hatte,  sein  Vermögen  ganz  oder 
grossentheils  nicht  diesen,  sondern  entfernten  Vettern  hinterlassen  sollte. 
Erscheinen  im  longobardischen  Rechte  die  Töchter  auf  der  ältesten,  uns  un- 
mittelbar erkennbaren  Entwicklungstufe  auch  entfernteren  Männern  gegen- 
über zwar  nicht  ausgeschlossen,  aber  doch  weit  zurückgesetzt,  so  kann  es 
nicht  befremden,  wenn  wir  da  unmittelbar  verfolgen  können,  wie  die  Ge- 
setzgebung bemüht  war,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Tochter  und  der 
Schwester  zu  bessern.  Aber  bei  den  Weibern  des  weitern  Kreises  lag  nicht 
dasselbe  Interesse  vor.  Hinterliess  Jemand  keine  Töchter  oder  Schwestern, 
so  mochte  es  ihm  durchweg  gleichgiltig  sein,  ob  nun  entferntere  weibliche 
Angehörige  miterbten,  oder  nicht  Es  entspricht  dem  durchaus,  wenn  man 
bei  jenen  Aenderungen  des  longobardischen  Rechts  sich  auf  Töchter  und 
Schwestern  beschränkte,  während  die  Weiber  des  weitern  Kreises  nach  wie 
vor  durch  die  entferntesten  Männer  vom  Manne  ausgeschlossen  blieben. 

Wie  aber  würde  man  es  bei  Ausgehen  von  ursprünglichem  Aus- 
schluss aller  Weiber  erklären  wollen,  dass  umgekehrt  in  den  meisten  Rechten 
im  weitern  Kreise  die  Weiber  durchaus  gleichgestellt  sind,  während  gerade 
Töchter  und  Schwestern  durch  die  gleichstehenden  Männer  ausgeschlossen 
werden  oder  doch  neben  ihnen  nur  geringern  Kopftheil  erhalten?  Wir 
sähen  uns  damit  auf  eine  Entwicklung  hingewiesen,  bei  welcher  man  mit 
der  Zeit  den  näherstehenden  Weibern  nur  ein  beschränktes,  dagegen  den 
Weibern  des  weitern  Kreises  sogleich  volles  Erbrecht  eingeräumt  haben 
würde;  und  zwar  übereinstimmend  in  den  verschiedensten,  bezüglich  ihrer 
Weiterentwicklung  sichtlich  ausser  allem  Zusammenhange  stehenden  Rechts- 
gruppen.  Ich  weiss  schlechterdings  keinen  Grund  abzusehen,  der  hier  zu 
einer  so  durchgreifenden  Aenderung  hätte  veranlassen  können,  während 
wir  schon  $  1 1 3  die  Gründe  betonten,  welche  im  allgemeinen  dafür  sprechen, 
dass  auch  bei  Aenderungen  im  engern  Kreise  die  Folge  im  weitern  ganz 
uogeändert  bleiben  konnte. 

Um  so  einfacher  stellt  sich  das  Verhältniss,  wenn  wir  auch  hier  von 
dieser  Voraussetzung  ausgehen  und  annehmen,  dass  ursprünglich  allen 
Weibern  gleiches  Erbrecht  zustand  und  die  Zurücksetzung  im  engern 
Kreise  darauf  zurückgeht,  dass  es  üblich  wurde,  die  Töchter  durch  eine 
Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abzufinden ;  was  dann  bei  der  Weiterentwick- 
lung dazu  führte,  dass  man  auch  den  von  den  Eltern  nicht  ausgestatteten 
Töchtern  nur  ein  Recht  auf  Aussteuer,  nicht  aber  mehr  Erbrecht  zugestand. 
Das  konnte  dann  zunächst  nur  für  die  Abgefundenen  selbst  gelten,  während 
jeder  Grund  fehlte,  nun  auch  solchen  Weibern,  welche  für  den  bezüglichen 
Nachlass  nicht  abgefunden  waren,  das  hergebrachte  volle  Erbrecht  zu  ent- 
ziehen oder  zu  schmälern ;  zumal  sich  leicht  ergibt,  dass  die  Gründe,  welche 
sichtlich  zur  erbabfindenden  Aussteuer  der  Tochter  führten,  für  die  ent- 
fernteren Weiber  nicht  in  derselben  Weise  zutreffen.  Werden  unsere 
Untersuchungen  ergeben,  dass  die  Gleichstellung  der  Weiber  des  weitern 
Kreises  nicht  vereinzelte  Ausnahme,  sondern,  wenn  wir  von  den  Rechten 
der  göthisch-norwegischen  Gruppe  und  der  Sonderbehandlung  gewisser 
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1014]  Liegenschaften  absehen,  für  alle  germanischen  Rechte  durchaus  die 
Regel  ist,  so  scheint  mir  das  der  gewichtigste  Beleg  dafür  zu  sein,  dass  die 
ganze  Entwicklung  nur  von  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes 
ausgegangen  sein  kann. 

1015.  Endlich  durfte  für  unsere  Annahme,  dass  die  Zurücksetzung  der 
Weiber,  wenn  nicht  ausschliesslich,  doch  in  erster  Reihe  auf  die  Aussteuer 
der  Töchter  zurückzuführen  ist,  der  Umstand  ins  Gewicht  fallen,  dass  sich 
von  ihr  aus  die  Zurücksetzung  des  Weibsstammes,  wie  sie  sich 
in  vielen  Rechten  findet,  am  leichtesten  erklärt.  Waren  ursprünglich  alle 
Weiber  als  solche  durch  alle  Männer  oder  doch  durch  gleichstehende 
Männer  vom  Erbe  ausgeschlossen,  so  führt  das  allerdings  auf  Ausschluss 
der  Tochter  durch  den  Sohn,  der  Schwester  durch  den  Bruder.  Waren 
aber  die  nächsten  überlebenden  Blutsfreunde  Sohnessohn  und  Tochter- 
sohn, oder  Brudersohn  und  Schwestersohn,  so  fehlte  von  jenem  Gesichts- 
punkte aus  an  und  für  sich  jeder  Grund,  den  einen  gegen  den  andern  zu- 
rückzusetzen ;  beide  waren  Männer  und  standen  in  demselhen  Grade  zum 
Verstorbenen.  Es  finden  sich  denn  auch,  vgl.  §  994,  einzelne  Rechte, 
in  welchen  die  Zurücksetzung  lediglich  die  Person,  nicht  aber  den 
Stamm  trifft. 

Nun  liegt  es  aber  auf  der  Hand,  dass  solche  Gleichstellung  des  Manns- 
stamms und  des  Weibsstamms  zu  der  grössten  Unbilligkeit  hätte  führen 
müssen,  wenn  es  sich  um  Rechte  handelte,  bei  welchen  den  Töchtern  kein 
Erbrecht,  wohl  aber  ein  Recht  auf  Aussteuer  zugestanden  wurde.  Ueber- 
lebten  den  Erblasser  keine  Kinder,  wohl  aber  ein  Sohnessohn  und  ein 
Tochtersohn,  so  hatte  der  erste  aus  dem  Grossvatergute  noch  nichts  er- 
halten, während  der  letztere  bereits  von  seiner  vorverstorbenen  Mutter  die 
Aussteuer,  welche  sie  bei  ihrer  Verheirathung  aus  dem  Grossvatergute  er- 
hielt, ererbt  hatte.  Der  sich  da  ergebenden  Unbilligkeit,  wenn  beide  nun 
trotzdem  den  Nachlass  gleich  theilen  sollten,  liess  sich  in  den  Rechten,  in 
welchen  die  Aussteuer  nur  die  Bedeutung  einer  Vorherausgabe  auf  den 
Erbtheil  hatte,  dadurch  begegnen ,  dass  dann  auch  vom  Tochtersohne 
Wiedereinwerfen  dessen,  was  seine  Mutter  erhalten  hatte,  verlangt  wurde. 

Wo  aber  die  Aussteuer  die  Bedeutung  einer  Erbabfindung  hatte,  da- 
mit an  die  Stelle  des  Erbtheils  getreten  war,  da  musste  das  nothwendig  zur 
Folge  haben,  dass  der  Tochtersohn  durch  den  Sohnessohn  ausgeschlossen 
wurde.  Und  ganz  dasselbe  traf  dann  für  den  Brudersohn  und  Schwester- 
sohn und,  wenn  man  das  Verhältniss  überhaupt  noch  weiter  beachten 
wollte,  für  den  Elternbrudersohn  und  Elternschwestersohn  zu.  So  wenig 
sich  der  Ausschluss  der  Männer  des  Weibsstamms  durch  die  des  Manns- 
stamms erklären  würde,  wenn  wir  da  lediglich  an  ursprünglichen  Aus- 
schluss der  Weiber  durch  Männer  anzuknüpfen  hätten,  so  leicht  erklärt  er 
sich,  wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  das  Weib  ursprünglich  gleichberech- 
tigt, dann  aber  die  Aussteuer  an  die  Stelle  des  Erbtheils  getreten  war. 

1016«  Haben  wir  bisher  vorzugsweise  die  Töchter  ins  Auge  gefasst, 
so  gibt  einen  sehr  gewichtigen  Haltpunkt  für  unsere  Annahme  zweifellos 
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der  Umstand,  dass  wir  UberwiegendGleichstellung  der  Mutter  und 
der  Mutterseite  mit  dem  Vater  und  der  Vaterseite  finden  werden  und 
zwar  auch  in  solchen  Rechten,  welche  die  Tochter  gegen  den  Sohn  zurück- 
setzen. Das  stimmt  also  wieder  durchaus  zu  unserer  Annahme ,  dass  die 
Weiber  an  und  für  sich  den  entsprechenden  Männern  ganz  gleichstanden, 
also  auch  die  Mutter  dem  Vater;  dass  die  Zurücksetzung  der  Tochter  nicht 
darauf  zurückzuführen  sei,  dass  ihr  als  Weib  das  Erbrecht  mangelte,  son- 
dern dass  sie  für  ihren  Erbtheil  abgefunden  war. 

Es  lässt  aber  auch  darauf  schliessen,  dass  in  den  bezüglichen  Rechten 
anfangs  die  Zurücksetzung  der  Tochter  keine  weitgreifende  gewesen  sein 
kann,  insbesondere  auch  die  Aussteuer  in  der  Regel  nicht  weit  hinter  dem 
zurückgeblieben  sein  dürfte,  was  die  Tochter  als  Erbtheil  zu  erwarten  ge- 
habt hätte.  Denn  wenn  die  Tochter  schon  ursprünglich  kein  oder  nur  ge- 
ringes Vermögen  in  die  Ehe  gebracht  hätte ,  so  hätte  das  schwerlich  ohne 
Rückwirkung  auf  das  Erbrecht  der  Mutter  und  ihrer  Seite  bleiben  können. 
Hat  das  allerdings  da  weniger  Bedeutung ,  wo  wenigstens  beim  Erblande 
die  Gleichstellung  sich  zunächst  nur  darin  ausspricht,  dass  an  jede  Seite  das 
zurückfällt,  was  von  ihr  herrührt,  so  würde  jener  Umstand  vor  allem  auf- 
fallen in  den  Rechten,  welche  die  Herkunft  des  Gutes  nicht  beachten  und 
dann  einfach  jeder  Seite  eine  Hälfte  des  Nachlasses  zusprechen.  Findet  sich 
überaus  häufig  das  Verhältniss ,  dass  trotz  Zurücksetzung  der  Tochter  die 
Mutter  und  ihre  Seite  ganz  gleichgestellt  erscheinen,  so  lässt  das  kaum  eine 
andere  Erklärung  zu,  als  dass  jene  sich  erst  nachträglich  ergeben  haben 
kann,  sich  diese  Verhältnisse  aber  im  allgemeinen  von  der  Gleichstellung 
beider  Geschlechter  aus  entwickelt  haben  müssen. 

Nun  finden  sich  allerdings  Rechte,  in  welchen  die  Mutter  und  ihre 
Seite  in  ähnlicher  Weise  zurückgesetzt  erscheinen,  als  die  Tochter  und  ihr 
Stamm,  in  welchen  sie  neben  der  Vaterseite  nur  halben  Kopftheil  erhalten, 
oder  nicht  blos  durch  die  gleichstehenden,  sondern  auch  durch  entferntere 
Männer  der  Vaterseite  vom  Erbe  ausgeschlossen  sind.  Der  Versuch  aber, 
das  auf  ursprünglichen  Ausschluss  aller  Weiber  zurückzuführen,  würde 
hier  noch  grösseren  Schwierigkeiten  begegnen,  als  bei  der  Tochter.  Denn 
wenn  wir  nirgends  den  geringsten  Grund  für  die  Annahme  finden ,  es  sei 
jemals  die  Tochter  vor  dem  Sohne  bevorzugt  gewesen,  so  Hess  sich  wenig- 
stens für  das  fränkische  Recht  feststellen,  dass  da  ursprünglich  nur  die 
Mutter  und  ihre  Seite  zum  Erbe  berufen  waren ,  dass  da  selbst  die  Gleich- 
stellung des  Vaters  mit  der  Mutter  erst  das  Ergebniss  späterer  Entwick- 
lung war. 

Nun  wird  das  allerdings  nicht  nothwendig  auch  für  die  andern  ger- 
manischen Rechte  massgebend  sein  müssen,  in  denen  sich  kaum  noch 
Spuren  ähnlicher  Entwicklung  nachweisen  lassen ,  in  welchen  beide  Seiten 
entweder  ganz  gleich  behandelt  erscheinen  oder  aber  die  Zurücksetzung 
immer  die  Mutterseite  trifft.  Der  Versuch  aber,  hier  in  Anknüpfung  an  die 
letztere  Gestaltung  von  der  Annahme  ursprünglichen  Ausschlusses  und  all- 
mihliger  Besserstellung  der  Mutter  auszugehen,  würde  durchweg  auf  ganz 
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1016]  entsprechende  Schwierigkeiten  führen,  wie  sie  sich  bezüglich  der 
Tochter  ergaben.  Ohne  dass  ich  da  schon  jetzt  auf  die  Einzelnheiten  näher 
eingehe,  mag  es  vorläufig  etwa  genügen,  darauf  hinzuweisen,  wie  sich 
mehrfach  ergeben  wird,  dass  zwar  die  Mutter  selbst  zurückgesetzt  ist,  da- 
gegen die  Angehörigen  der  Mutterseite  den  entsprechenden  der  Vaterseite 
ganz  gleichgestellt  sind.  Bei  der  Annahme  ursprünglichen  Ausschlusses  der 
Mutter  und  ihrer  Seite  würde  es  ganz  so  unerklärlich  sein,  dass  man  zu- 
nächst der  Mutter  selbst  nur  beschränktes,  dagegen  den  Muttermagen  so- 
gleich volles  Erbrecht  gewährte,  wie  wir  das  S  1014  bezüglich  der  Zurück- 
setzung der  Tochter  und  der  Gleichstellung  der  Weiber  des  weitern  Kreises 
betonten. 

Endlich  wird  für  unsere  Annahme  zu  beachten  sein,  dass  wir  auch  in 
solchen  Rechten,  welche  die  Tochter  gegen  den  Sohn  zurücksetzen,  sehr 
häufig  Gleichstellung  der  Geschlechter  bezüglich  des  ehe- 
lichen Gemeinguts  finden,  indem  von  demselben  die  eine  Hälfte  als 
Gut  der  Mannesseite,  die  andere  als  Gut  der  Frauenseite  behandelt  erscheint 
Das  ist  doch  wieder  ein  Fingerzeig,  dass  wenigstens  in  den  Rechten,  wo 
das  zutrifft,  beide  Geschlechter  ursprünglich  als  gleichgestellt  betrachtet 
wurden,  die  Zurücksetzung  der  Töchter  demnach  erst  das  Ergebniss  nach- 
träglicher Entwicklung  sein  dürfte. 

Allerdings  finden  wir  auch  da  vielfach  Rechte,  welche  die  Frauenseite 
nur  zu  Drittelsrecht  betheiligen  oder  sie  von  dem ,  was  in  andern  Rechten 
als  Gemeingut  erscheint,  ganz  ausschliesseu.  Ohne  dass  ich  da  aber  schon 
jetzt  auf  Einzelnes  eingehen  möchte,  dürfte  die  spätere  genauere  Unter 
suchung  ergeben,  dass  auch  dieser  Umstand  wenigstens  den  erwähnten 
Schluss  nicht  beeinträchtigen  kann  und  dass,  wenn  in  dieser  Richtung  das 
germanische  Urrecht  überhaupt  einheitlich  gestaltet  war,  auch  da  nur  die 
Gleichstellung  der  Geschlechter  den  Ausgangspunkt  gebildet  haben  kann. 

1017«  Nun  gibt  es  allerdings  eine  ausgedehnte  Gruppe  germanischer 
Rechte,  in  welchen  sich  die  Zurücksetzung  der  Weiber  weder  auf  einzelne, 
sichtlich  erst  später  hinzugekommene  Theile  des  Nachlasses,  noch  auf  einen 
engern  Kreis  beschränkt,  sich  vielmehr  Zurücksetzung  allerWeiber 
bezüglich  des  gesammten  Nachlasses  ergibt.  Es  handelt  sich  da- 
bei um  die  Rechte  der  göthisch  -  norwegischen  Gruppe,  vergl. 
S  385  ff.,  für  welche  auch  die  Beachtung  anderer  Verhältnisse  daraufhin- 
weist, dass  sie  auf  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  zurückgehen.  Sehen 
wir  da  von  den  besonderen  Verhältnissen  des  helvetischen  Rechts  ab,  in 
welchem  sich,  vgl.  §  485,  keine  Zurücksetzung  des  Weibes  als  solchen, 
wohl  aber  eine  starke  Zurücksetzung  der  Muttermagen  ergibt ,  so  stimmen 
alle  Rechte  der  Gruppe  darin  überein,  dass  jedes  Weib  mindestens  durch 
den  gleichstehenden  Mann  ausgeschlossen  ist,  die  Tochter  durch  den  Sohn, 
die  Mutter  durch  den  Vater,  ebenso  aber  auch  im  weitern  Kreise  jedes  Weib 
durch  den  Mann  gleichen  Grades ;  und  zwar  nicht  etwa  nur  von  Liegen- 
schaften, sondern  vom  gesammten  Nachlasse.  Beschränkt  sich  aber  in  ein- 
zelnen Rechten,  wie  im  isländischen,  die  Zurücksetzung  wesentlich  darauf, 
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so  machen  sich  in  andern  nun  weitergreifend  auch  die  sonstigen  an  das 
Geschlecht  anknüpfenden  Unterschiede  in  mannichfachster  Weise  geltend. 
Auch  der  Mann  erscheint  weiter  zurückgesetzt,  wenn  er  zum  Weibsstamm, 
zur  Mutterseite,  zu  den  Muttermagen  gehört.  Und  wird  daneben  zugleich 
der  Unterschied  des  Geschlechts  der  Person  immer  beachtet,  so  ergibt  sich 
damit,  wie  etwa  im  longobardischen  Recht,  eine  Gestaltung,  wonach  wenig- 
stens im  weitern  Kreise  jedes  Weib  auch  durch  den  entferntesten  Mann 
bis  zur  Erbgränze  hin  ausgeschlossen  ist. 

Werden  nun  aber  die  bisher  betonten  Haltpunkte  ergeben,  dass  die 
spatere  Gestaltung  nicht  blos  der  westgermanischen  Rechte,  sondern  auch 
die  des  gothischen  und  aller  Rechte  der  dänischen  Gruppe  sich  nur  durch 
die  Annahme  gemeinsamen  Zurückgehens  auf  ein  beide  Geschlechter  gleich- 
stellendes Urrecht  erklärt,  so  ist  auch,  so  lange  wir  an  der  Annahme  ein- 
heitlicher Gestaltung  des  germanischen  Urrechtes  in  dieser  Richtung  fest- 
halten, der  Schluss  nicht  abzuweisen ,  dass  von  den  Rechten  der  göthisch- 
norwegischen  Gruppe  diejenigen  dem  germanischen  Urrechte  am  nächsten 
stehen  müssen,  welche  das  Weib  am  wenigsten  zurücksetzen,  welche  es 
also  lediglich  durch  den  Mann  gleichen  Grades  ausschliessen.  Müssen  sich 
dann  von  dieser  Grundlage  aus  die  in  der  Beachtung  des  Geschlechtsunter  • 
schiedes  weitergehenden  Gestaltungen  durch  Weiterentwicklung  ergeben 
haben,  so  wird  sich  bei  der  Einzeluntersuchung  denn  auch  herausstellen, 
dass  diese  Annahme  auf  keinerlei  Schwierigkeiten  führt.  Es  würde  also  ge- 
nügen, dass  in  eines  der  sich  vom  Urrechte  abzweigenden  Rechte  die  An- 
sicht Eingang  fand,  dass  das  bisher  gleichgestellte  Weib,  etwa  wegen  seiner 
Wertlosigkeit  und  Fehdeunfähigkeit,  erst  nach  dem  gleichgestellten  Manne 
erben  solle,  um  jene  Sonderstellung  der  göthisch-norwegischen  Gruppe  zu 
erklären. 

Aber  selbst  die  von  vornherein  bedenkliche  Annahme,  das  germanische 
Urrecht  sei  in  dieser  Richtung  nicht  einheitlich  gestaltet  gewesen ,  würde 
zu  keinem  andern  Ergebnisse  fuhren.  Sehen  wir  von  allen  andern  germa- 
nischen Rechten  ab,  vergleichen  wir  nur  die  der  göthisch  -  norwegischen 
Gruppe  mit  einander,  so  wäre  zunächst  allerdings  davon  auszugehen,  dass 
sich  ebensowohl  in  den  die  Weiber  am  weitesten,  als  in  den  sie  am  wenig- 
sten zurücksetzenden  Rechten  die  Gestaltung  des  Urrechts  der  Gruppe  er- 
halten haben  könne.  Dann  aber  sehen  wir  uns  auf  den  bisher  noch  nicht 
bestimmter  berücksichtigten,  aber  bereits  §  ioio  angedeuteten  Haltpunkt 
verwiesen.  Die  genauere  Prüfung  des  Weibererbrechts  der  Gruppe  wird 
ergeben,  dass  es  sich  da  nicht  um  eine  einfache,  die  Weiber  nach  ein  und 
demselben  Gesichtspunkte  mehr  oder  weniger  weit  zurücksetzende  Ver- 
mittlungsreihe handelt,  sondern  um  mehrere  innerhalb  der  Gruppe  selbst- 
ständig nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  verlaufende  Reihen,  für  welche 
die  genauere  Vergleichung  ergeben  wird,  dass  die  Annahme ,  sie  seien  im 
Sinne  fortschreitender  Besserstellung  des  Weibes  und  des  Weibsstammes 
zu  erklären,  auf  die  zweifellosesten  Unzulässigkeiten  führen  würde,  für 
welche  sich  aufs  bestimmteste  ergeben  wird ,  dass  den  gemeinsamen  Aus- 
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1017]  gangspunkt  nur  ein  das  Weib  lediglich  durch  den  gleichstehenden 
Mann  ausschliessendes  Recht  gebildet  haben  kann.  Gelangen  wir  damit 
aber  auf  dasselbe  Ergebniss,  auf  welches  uns  ohnehin  die  Vergleichung  der 
andern  germanischen  Rechte  führte,  so  entfällt  selbstverständlich  jeder 
Grund,  wegen  der  Sonderstellung  der  Rechte  der  göthisch-  norwegischen 
Gruppe  zu  der  an  und  für  sich  bedenklichen  Annahme  einer  nichteinheit- 
lichen Gestaltung  des  germanischen  Urrechts  zu  greifen. 

Habe  ich  damit  auf  die  einzelnen  Haltpunkte  hingewiesen,  welche 
meines  Erachtens  aufs  bestimmteste  die  ursprüngliche  Gleichstellung  beider 
Geschlechter  im  Erbrechte  ergeben,  so  bedarf  da  allerdings  noch  Manches 
der  genaueren  Feststellung  und  Begründung,  wie  ich  sie  in  den  nächst- 
folgenden Abschnitten  versuchen  werde.  Ueberwiegend  aberhandelt  es  sich 
doch  um  Verhältnisse,  welche  in  den  Quellen  so  bestimmt  und  zweifellos 
ausgesprochen  sind,  dass  ich  wohl  schon  darauf  hin  mich  dazu  berechtigt 
halten  darf,  die  ursprüngliche  Gleichstellung  als  im  allgemeinen  erwiesen 
zu  betrachten,  so  lange  man  mir  nicht  wesentliche  Fehlschlüsse  in  der  bis- 
herigen Erörterung  nachweist;  demnach  vorläufig  bei  den  folgenden  Un- 
tersuchungen von  jener  Annahme  auszugehen,  und  nur  zu  beachten,  in  wie 
weit  da  die  Einzelnheiten  dieselbe  weiter  zu  bestätigen  oder  aber  Bedenken 
gegen  dieselbe  zu  erregen  scheinen. 
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1018.  Greift  nach  dem  §  1007  Bemerkten  in  den  näherverwandten 
Rechtsgruppen  der  Einfluss  des  Geschlechts  nach  ganz  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten ein,  so  dürfen  wir  daraus  von  unserm  Ausgangspunkte  aus 
schliessen,  dass  die  Anfänge  der  Zurücksetzung  der  Weiber  erst  in  eine 
Zeit  fallen,  in  der  die  Hauptverzweigung  der  germanischen  Rechte  bereits 
erfolgt  war.  Dagegen  finden  wir  nun  ganz  unabhängig  von  der  sonstigen 
verwandtschaftlichen  Gruppirung  und  damit  auf  Zurückgehen  auf  das  noch 
unverzweigte  germanische  Urrecht  deutend  in  den  verschiedensten  Rechten 
eine  Sonderbehandlung  von  Heergeräth  undGerade,  wenn  wir 
uns  da  nicht  gerade  an  das  Vorkommen  der  besonderen  Bezeichnungen 
halten,  sondern  überhaupt  als  massgebend  betrachten,  dass  gewisse  Bestand- 
teile sichtlich  nur  desshalb  einer  verschiedenen  Behandlung  im  Erbrecht 
unterliegen,  weil  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  dem  unmittel- 
baren persönlichen  Bedarf  und  zwar  nur  des  einen  oder  des  andern  Ge- 
schlechts dienen,  so  dass  es  nahe  liegen  musste,  sie  auch  nur  Blutsfreunden 
des  bestimmten  Geschlechts  zuzusprechen. 

Nach  der  am  häufigsten  vorkommenden  spätem  Gestaltung  besteht 
das  Heergeräth  oder  Heergewäte  aus  den  Waffen  und  der  Kleidung  des 
Vaters,  die  Gerade  aus  dem  Schmuck  und  der  Kleidung  der  Mutter,  von 
denen  dann  jenes  nur  auf  die  Söhne,  dieses  nur  auf  die  Töchter  übergeht. 
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Iq  manchen  Rechten,  worauf  wir  zurückkommen,  wird  auch  wohl  nur  der 
eine  oder  andere  Bestandteil  erwähnt,  oder  es  ist  der  Umfang  dessen,  was 
dem  einen  oder  andern  zugezählt  wurde,  verschieden  bestimmt,  ohne  dass 
sich  doch  ein  Grund  fände ,  die  bezuglichen  Erwähnungen  nicht  auf  die« 
selbe  Wurzel  zurückzuführen. 

Damit  ergibt  sich  in  solchen  Rechten,  welche,  wie  das  die  meisten  ost- 
gennanischen  Rechte  trifft,  für  die  Erbenfolge  übrigens  die  Bestandteile 
nicht  auseinanderhalten,  eine  Scheidung  vom  gesammten  übrigen 
Nachlasse.  So  etwa  wenn  das  burgundische  Recht  lediglich  eine  be- 
sondere Folge  in  Kleidung  und  Schmuck  der  Mutter  erwähnt.  So  in  man- 
chen andern  der  weiterhin  anzuführenden  Belege. 

Dabei  machen  sich  wohl  Beschränkungen  der  Verfügungs- 
freiheit  geltend,  welche  andere  Bestandtheile  nicht  treffen;  jene  sollen 
den  für  sie  berufenen  Erben  auch  gesichert  sein.  So  heisst  es  im  Stadtrechte 
von  Munster  in  Westfalen  S  8,  Kamptz  Provinciair.  2,  522:  Civis  infirmus, 
quamdiu  potesi  levare  manutn,  poterit  dare  res  suas,  cui  vult,  praeter  here- 
ditatem,  quae  diciiur  herwede  /  similiter  mulier  praeter  illa,  quae  dicuntur 
raihe.  So  wenn  nach  Dithmarscher  Landrecht  §  200,  ed.  Michelsen  67,  Ehe- 
leute sich  ihr  gesammtes  Gut  vermachen  dürfen,  nur  nicht  der  Mann  sein 
Heergeräthe  der  Frau  oder  diese  ihre  Kleider  dem  Manne,  da  beide  sogleich 
an  die  Erben  fallen  sollen ,  denen  sie  nach  Recht  gebühren.  Sie  werden 
auch  wohl  von  Schulden  nicht  getroffen,  so  dass  sie  den  Kindern  verfangen 
sind.  Nach  einem  Magdeburger  Schöffenspruch,  Wasserschieben  Deutsche 
Rechtsq.  37,  haftet  eine  Tochter,  die  aus  der  Eltern  Nachlass  nichts  ge- 
nommen hat,  als  die  Gerade  der  Mutter,  nicht  für  die  Schulden  der  Eltern. 
Entsprechendes  aber  finden  wir  auch  wohl  in  entlegenen  Rechtsgebieten 
bestimmt.  Nach  der  Co u turne  von  Anjou  von  1463  §  257,  ed.  Beautemps 
3,  387,  darf  Jeder  seine  Fahrniss  vergaben :  fors  les  chouses  qui  en  sont 
exceptdes,  comme  son  propre  hernoys,  son  cheval  et  sa  chapelle.  Nach  dem 
Fuero  von  Sepülveda  t.  66 ,  dürfen  sich  Eheleute  Fahrniss  zu  Eigen ,  Erb- 
land zu  Genuss  vermachen :  salvo  dent  armas,  que  non  puede  mandar  el 
marido  d  su  tnuger ;  d  si  la  muger  finare,  todas  las  artnas  que  oviere  sean 
del  marido;  d  si  el  marido  morier e  antes  que  la  muger,  dfijos  non  oviere, 
quantas  armas  ganaren  en  uno,  partanlas  por  medio  ;  d  las  otras  armas  sean 
de  aquel  linaje,  onde  vinieren. 

Diese  Angabe  ist  auch  beachtenswerth ,  weil  sie  für  Waffen ,  welche 
nicht  erst  von  den  Eheleuten  erworben  und  dann  als  Gemeingut  zu  hälften 
sind,  Gleichstellung  mitdemErblande  ergeben,  da  sie  beim  Fehlen 
von  Kindern  an  die  Seite  zurückfallen  sollen.  Entsprechende  Auffassung, 
und  zwar  auch  für  die  Gerade ,  ergibt  sich  auch  im  Dithmarscher  Land- 
recht S  155,  wonach,  wenn  ein  Weib  ohne  weibliche  Erben  stirbt,  ihre 
Kleider  da  bleiben,  wo  ihr  Baugut  bleibt,  also  nicht  mit  der  Fahrniss  ver- 
erben; während  nach  S  243  Niemand  auf  dem  Sterbebette  etwas  vom  Heer- 
gewäte  vergeben  soll,  so  lange  er  noch  Baugut  hat  Auch  in  der  Tiroler 
Landesordnung  3  c.  1 9  ergibt  sich  eine  dem  Fallrecht  entsprechende  Be- 
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1018]  handlung,  wenn  das  Erbland  dahin  fallen  soll,  von  wo  es  herrührt, 
ausserdem  aber  des  Mannes  Waffen  und  Kleidung  an  den  Mannsstamm, 
der  Frau  Kleidung  und  Kleinod  an  den  Weibsstamm  kommen  soll,  wobei 
nach  dem  Zusammenhange  nur  an  die  beiden  Seiten  zu  denken  sein  wird. 

Findet  sich  die  Sonderbehandlung  dieser  Bestandtheile  nicht  in  allen 
Rechten,  so  ergibt  sich  doch  Vorkommen  in  einzelnen  Rechten  der  ver- 
schiedensten Gruppen.  Von  den  westgermanischen  Rechten  sind  es 
insbesondere  das  sächsische,  dann  das  thüringische,  in  welchen  sie  am  häu- 
figsten erwähnt  wird  und  zur  vollsten  Entwicklung  gelangt  ist,  während 
wir  in  andern  nur  vereinzelte  Belege  finden;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  130  ff. 

Aber  sie  findet  sich  ebenso  in  ostgermanischenRechten.  Wegen 
des  Zusammentreffens  mit  sonstiger  voller  Gleichstellung  beider  Geschlechter 
ist  da  insbesondere  beachtenswerth  ihr  Vorkommen  im  spanischen 
Recht  Der  Lex  Wisigothorum  ist  dieselbe  allerdings  durchaus  fremd. 
Finden  wir  sie  trotzdem  in  späterer  Zeit,  so  ist  doch  gar  kein  Zweifel,  dass 
das  auf  altgothisches  Recht  zurückgeht.  In  den  Fueros,  vgl.  Marina  Ensayo 
228,  wird  mehrfach  betont,  dass  Waffen  und  Pferd  des  Vaters,  auch  wohl 
dessen  Kleider,  nur  den  Söhnen  zukommen ,  die  Kleider  der  Mutter  nur 
den  Töchtern.  Das  findet  bezüglich  des  Heergeräths,  vgl  auch  Mon.  Portug. 
Leg.  1,  752.  867,  wohl  noch  schärfern  Ausdruck  darin,  dass  auch  dann, 
wenn  keine  Söhne  da  sind ,  Waffen  und  Pferd  nicht  an  die  Töchter  fallen, 
sondern  für  das  Seelenheil  des  Verstorbenen  zu  verwenden  sind.  Mehrfach 
erscheint  dann  das  Recht  auf  Waffen  und  Pferd  als  Vorrecht  des  ältesten 
Sohns,  wie  auch  sonst  vielfach  das  Recht  auf  beide  Bestandtheile  ganz  oder 
theilweise  nicht  allen  Söhnen  und  Töchtern,  sondern  je  den  ältesten  oder 
noch  nicht  ausgestatteten  zusteht ;  es  erklärt  sich  das  leicht  daraus,  dass  es 
sich  um  Gegenstände  handelte,  welche  eine  Theilung  nicht  wohl  zuliessen 
oder  welche  doch,  wie  insbesondere  die  Kriegsrüstung,  nur  ungetheih 
vollen  Werth  hatten.  Nach  dem  Fuero  viejo  5,  2  1.  4  wird  als  Ausnahme 
von  dem  Verbot  der  Bevorzugung  eines  Kindes  das  Recht  des  Vaters  er- 
wähnt, dem  ältesten  Sohn  Waffen  und  Pferd  zuzuwenden;  nach  andern 
Erwähnungnn  erscheint  das  als  feststehender  Anspruch  des  ältesten  Sohnes, 
wie  sich  das  in  Portugal  noch  in  neuerer  Zeit  ausgesprochen  findet;  vergl. 
Mellius  Inst,  juris  Lusitani  3,  1  S  10. 

Damit  aber  steht  das  spanische  Recht  unter  den  ostgermanischen 
Rechten  nicht  vereinzelt.  Von  den  Rechten,  welche  ich  nach  der  Uebersicht 
S  387  als  dänische  Gruppe  zusammenfasste,  scheinen  allerdings  den  schwe- 
dischen und  dänischen  Erwähnungen  zu  fehlen.  In  friesischen  Rechten 
aber  werden  wir  beide  Bestandtheile  mehrfach  genannt  finden ;  und  Hesse 
sich  da  an  sächsischen  Einfluss  denken,  so  spricht  dagegen  die  vielfache  Ab- 
weichung der  nähern  Bestimmungen.  Ebenso  finden  sich  häufige  Erwäh- 
nungen in  den  jenen  näher  verwandten  rhätischen  Rechten,  wie  sie 
auch  in  dem  diesen  vielfach  näher  tretenden  Rechte  von  Tirol,  vgl.  S  388, 
nicht  fehlen. 
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In  der  norwegischen  Hauptgruppe  wird  eine  Sonderbehandlung  weder 
im  göthischen  und  isländischen,  noch  im  Gulathingsrechte,  im  longobardi- 
schen  und  gothländischen  erwähnt.  Wohl  aber  in  den  Rechten,  welche  ich 
als  Frostuthingsgruppe zusammenfasste.  So  wird  imFrostuthingsrechte 
9  c  9  und  übereinstimmend  in  der  Jarnsida  t.  2 1  genau  angegeben,  welche 
Bestandteile  des  mütterlichen  Nachlasses  auch  beim  Vorhandensein  eines 
Sohnes  der  im  allgemeinen  durch  den  Sohn  vom  Erbe  ausgeschlossenen 
Tochter  zukommen  sollen,  so  dass  etwa  diese  die  Kleider  nimmt,  wahrend 
der  Sohn  als  Erbe  das  an  ihnen  befindliche  Gold  abtrennen  mag.  Es  würde 
daher  dem  S  386  angenommenen  nähern  Zusammenhange  beider  Rechte 
entsprechen,  wenn  ebenso  im  burgundischen  Recht  nur  die  Verer- 
bung der  Gerade  geregelt,  dagegen  das  Heergeräth  nicht  erwähnt  wird. 
Das  findet  in  beiden  Rechten  seine  ausreichende  Erklärung  darin,  dass  die 
Söhne  ohnehin  den  ganzen  Nachlass  nehmen.  Wird  dann  umgekehrt  in 
den  helvetischen  Rechten,  welche  ich  gleichfalls  dieser  Gruppe  zu- 
zählte, oft  nur  der  Anfall  der  Waffen  an  die  Söhne  betont,  so  entspricht 
das  dem,  dass  hier  Töchter  nicht  überhaupt  durch  Söhne  ausgeschlossen 
waren. 

1019.  Treffen  wir  danach  Erwähnungen  in  einer  Reihe  von  Rechten, 
welche  nach  ihren  sonstigen  Verwandtschaftsverhältnissen  den  verschie- 
densten Gruppen  angehören,  ist  es  andererseits  leicht  erklärlich,  dass  sich 
in  andern  Rechten  im  Laufe  der  Zeit  die  Sonderbehandlung  verlieren  konnte, 
so  ist  schon  damit  die  Annahme  einesZurückgehens  auf  das  germa- 
nische Urrecht  sehr  nahe  gelegt.  Und  auch  sonstige  Erwägungen  wer- 
den dafür  sprechen.  Die  Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs  dürften 
doch  die  gewesen  sein,  an  welchen  sich  zunächst  der  Begriff  des  Sonder- 
eigenthums  entwickelte.  Es  wird  Zeiten  gegeben  haben,  wo  dieses  und  da- 
mit der  Nachlass  sich  auf  Heergeräth  und  Gerade  beschränkte. 

Es  ist  nun  wohl  die  Ansicht  ausgesprochen ,  dass  diese  ursprünglich 
überhaupt  nicht  vererbten,  vielmehr  Mitgabe  ins  Grab  anzunehmen  sei. 
Dass  man  dahin  gehörende  Gegenstände  noch  später  dem  Verstorbenen  ins 
Grab  mitzugeben  pflegte,  ergibt  allerdings  der  Augenschein.  Aber  wie  weit 
derselbe  darauf  einen  Anspruch  haue,  wie  weit  da  nur  der  gute  Wille  der 
Kinder  oder  sonstigen  nächsten  Freunde  eingriff,  wie  weit  dabei  beachtet 
wurde,  ob  Kinder  oder  nur  entferntere  Freunde  vorhanden  waren,  wird 
sich  schwer  entscheiden  lassen.  Doch  scheint  späterer  Brauch  immerhin 
auf  eine  Sonderbehandlung  in  dieser  Richtung  zu  deuten ,  so  dass  wenig- 
stens dann,  wenn  berechtigte  Erben  fehlten,  diese  Gegenstände  nicht  gleich 
sonstigem  erblosen  Gut  behandelt,  sondern  in  das  Grab  gegeben  wurden. 
Ist  bei  den  Nordfriesen,  vergl.  Richthofen  Q.  568,  kein  erbberechtigter 
Schwertmage  vorhanden :  so  stervet  dat  herwede  na  unsem  landrecht  mede 
in  dat  grafft  Möglicherweise  liegt  das  auch  den  erwähnten  spanischen  Be- 
stimmungen zu  Grunde,  wonach  schon  beim  Mangel  von  Söhnen  das  Heer- 
geräthe  nicht  an  die  Töchter  oder  sonstigen  Erben  fällt,  sondern  für  das 
Seelenheil  zu  verwenden  ist.   Andererseits  findet  sich  auch  häufig,  vergl. 
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1019]  Stobbe,  Privatr.  5, 134  ff.,  dass  Heergewöte  und  Gerade,  wenn  solche 
Erben,  denen  ein  Vorrecht  auf  dieselben  zusteht,  fehlen,  nicht  an  die  sonstigen 
Erben  fallen,  sondern  als  erbloses  Gut  vom  Richter,  der  Gemeinde  oder  dem 
Herrn  eingezogen,  oder  wenigstens,  vgl.  Grimm  R.  A.  585,  keinem  aus- 
wärtigen Erben  ausgefolgt  werden. 

Ist  aber  später  allgemein  wenigstens  ein  Recht  der  Kinder  an 
diesen  Gegenständen  des  persönlichen  Gebrauchs  anerkannt,  so  ist  im  all- 
gemeinen doch  gewiss  davon  auszugehen ,  dass  es  schon  in  ältester  Zeit 
selbstverständlich  scheinen  mochte,  wenn  dieselben  nach  dem  Tode  der 
Eltern  von  den  Kindern  an  sich  genommen  wurden,  um  sie  ihrerseits  für 
ihren  persönlichen  Gebrauch  weiter  zu  verwenden.  Und  ebenso  lag  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  man  dann  den  Söhnen  das  Heergeräth  des  Vaters, 
den  Töchtern  die  Gerade  der  Mutter  zusprach;  während,  wenn  die  einen 
oder  andern  fehlten,  nichts  im  Wege  stand,  wenn  auch  die  Söhne  die  Ge- 
rade nahmen,  um  sie  für  Frau  oder  Töchter  zu  verwenden,  oder  umge- 
kehrt die  Töchter  das  Heergeräth.  In  einzelnen  Rechten,  insbesondere  im 
sächsischen,  erscheint  nun  aber  der  Gesichtspunkt  der  Eignung  nur  für 
dieses  oder  jenes  Geschlecht  weiter  durchgeführt,  so  dass  auch  unter  Aus- 
schluss der  Kinder  andern  Geschlechts  das  Heergeräth  nur  an  Männer  vom 
Manne,  die  Gerade  an  Weiber  vom  Weibe  fallen  soll.  Man  hat  darin  wohl 
die  ursprunglichste  Gestaltung  sehen  wollen ;  und  wie  sich  die  Sonderbe- 
handlung in  manchen  Rechten  ganz  verloren  hat,  so  könnte  es  ja  an  und 
für  sich  nicht  auffallen,  wenn  sich  dieselbe  in  andern  nachträglich  auf  den 
Fall  des  Vorhandenseins  von  Kindern  beschränkte.  Hat  man  dann  aber 
weiter  daraus  wohl  Schlüsse  auf  die  Gestaltung  des  ältesten  Weibererbrecht 
gezogen,  so  wird  es  nicht  zu  umgehen  sein ,  die  sich  hier  bietende  Frage 
bestimmter  ins  Auge  zu  fassen. 

1020.  Wenn  ich  nicht  bezweifle,  dass  wir  Beschränkung  der 
Sondervererbung  auf  Kinder  als  die  ursprünglichste  Gestaltung  an- 
zunehmen haben,  so  ist  mir  dafür  massgebend,  dass,  während  wir  jenes 
Weitergreifen  der  Sondervererbung  zunächst  nur  in  Sachsen  und  solchen 
Gebieten,  welche  von  daher  beeinflusst  sein  können,  finden,  sich  jene  Be- 
schränkung in  den  verschiedensten ,  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  allem 
Zusammenhange  stehenden  Rechten  ergibt.  Vielfach  wird  ausdrücklich  ge- 
sagt, dass  Heergeräth  und  Gerade  nur  bei  Beerbung  der  Eltern  durch  die 
Kinder  genommen  werden;  erscheint  das  in  manchen  Rechten  auf  die  Be- 
erbung kinderloser  Geschwister  ausgedehnt,  so  erklärt  sich  das  leicht  daraus, 
dass  man  beachtete,  dass  diese  nach  dem  Tode  der  Eltern  Miterben  ge- 
wesen waren.  Aufs  bestimmteste  ist  dann  jedes  Weitergreifen  der  Beach- 
tung der  Eignung  nur  für  das  eine  Geschlecht  ausgeschlossen,  wenn  aus- 
drücklich gesagt  ist,  dass  beim  Fehlen  von  Söhnen  die  Töchter  auch  das 
Heergeräth  nehmen  und  umgekehrt. 

In  Spanien  werden  bei  bezüglichen  Erwähnungen  nur  die  Söhne  und 
die  Töchter  als  Erben  genannt;  und  in  der  §  10 18  angeführten  Stelle  des 
Fuero  von  Sepülveda  über  die  Behandlung  der  Waffen  heisst  es  schliess- 
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lieh  ausdrücklich :  /  st  fijos  varones  ovieren,  aquellos  ereden  todas  las  ar- 
mas;  e*  si  fijos  varones  non  ovieren,  las  fijas  que  ovieren  las  ereden.  Nach 
der  burgundischen  Lex  5 1  §  3  haben  eia  Vorrecht  auf  die  Gerade  nur  die 
Töchter,  beziehungsweise  bei  Beerbung  der  unverheiratheten  Schwester 
die  Schwestern ;  weiter  setzt  sich  das  nicht  fort ,  so  dass  beim  Mangel  von 
Töchtern  und  Schwestern  nicht  etwa  die  entfernteren  weiblichen  Ver- 
wandten die  Gerade  nehmen ,  sondern  dieselbe  gleich  dem  übrigen  Nach- 
lass  an  die  Söhne  und  Brüder  fällt.  Die  erwähnten  Bestimmungen  der 
Frostuthingslög  beziehen  sich  sichtlich  nur  auf  die  durch  den  Sohn  vom 
Erbe  ausgeschlossene  Tochter ;  zweifellos  nimmt  beim  Fehlen  einer  solchen 
der  Sohn  auch  die  Gerade.  Entsprechend  in  den  mehrfach  nur  das  Heer- 
gerflth  nennenden  helvetischen  Rechten.  Nach  dem  Stadtrecht  von  Luzern, 
Segesser  Rechtsg.  2,  528,  kommt  der  Harnisch  den  Söhnen  zu;  sind  aber 
solche  nicht  vorhanden:  so  sol  der  hämisch  ouch  farend gut  sin,  und  ins- 
besondere auch  die  Wittwe  daran  ihr  Eherecht  haben,  wie  an  anderer 
Fahrniss. 

Dasselbe  finden  wir  dann  durchweg  auch  in  den  friesischen  Rechten, 
so  dass  schon  das  dagegen  spricht,  es  bestehe  hier  ein  näherer  Zusammen- 
hang mit  der  sächsischen  Gestaltung.  Nach  dem  Westerwolder  Landrecht 
S  13,  Richthofen  Q.  262,  vergl.  auch  v.  d.  Vorm  477,  verbleiben)  beim 
Mangel  von  Söhnen  auch  der  Tochter  Kleider  und  Heergewedde  des  Vaters, 
umgekehrt  dem  Sohne  Gerade  und  Schmuck  der  Mutter.  Nach  dem  Recht 
von  Otterndorf  im  Lande  Hadeln,  Pufendorf  Obs.  2,  176,  vererben  Gerade 
und  Heergewedde  wie  anderes  Erbe,  wenn  Töchter,  beziehungsweise  Söhne 
fehlen«  Im  Kedinger  Landrecht  19  §  3,  Pufendorf  Obs.  1,  154,  ist  ausdrück- 
lich betont,  dass  beim  Fehlen  von  Leibeserben  Heergewedde  und  Frauen- 
gerade unter  Brüder  und  Schwestern  und  deren  Kinder  gleich  getheilt  wer- 
den. Nach  Landrecht  von  Hunsingo  und  Fivelgo  3  S  49,  v.  d.  Vorm  431, 
nehmen  nur  bei  der  Theilung  nach  den  Eltern  die  Söhne  als  Voraus :  al 
het  gene,  dat  tot  haer  salige  vaders  lyven  behoort  heeft,  die  Töchter  aber 
Kleidung  und  Schmuck  der  Mutter.  Nach  Butjadinger  Landrecht  §  75, 
Pufendorf  Obs.  4,  622,  erscheint  der  Voraus  auf  Söhne,  beziehungsweise 
Töchter,  und  deren  Kinder  bei  Beerbung  von  Eltern  und  Geschwistern  ab- 
gegränzt.  Auch  sonst  ergibt  sich  ausserhalb  Sachsen  durchweg  die  Beschrän- 
kung auf  Kinder,  oder  doch  auf  Geschwister;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5, 133  ff. 
139.  Nur  vereinzelt  reicht  die  Gränze  weiter,  etwa  bis  Vettern,  so  dass  sie 
doch  auch  dann  die  Erbgränze  nicht  erreicht. 

Selbst  in  Sachsen  ergibt  sich  wohl  die  engere  Abgränzung.  Zu  Goslar, 
vgl.  Göschen  Stat  3.  4,  scheint  die  Bestimmung,  wonach  jene  Bestandtheile 
beim  Fehlen  von  Kindern ,  Geschwistern  und  Eltern  an  den  Rath  fallen, 
allerdings  Neuerung  zu  sein.  Aber  in  Westfalen  wird  die  Sondervererbung 
nur  auf  Kinder  häufig  erwähnt.  So  etwa  zu  Hamm  und  Lünen ,  Kamptz 
Provinciair.  3,  316.  321.  In  den  Statuten  von  Bochold  von  1481  S  6, 
Schlüter  Westph.  Provincialr.  1,  572,  wird  ausdrücklich  betont,  dass  beim 
Fehlen  von  Kindern  keinerlei  Sondervererbung  mehr  eintritt.   Zu  Waren- 
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1020]  dorf,  Schlüter  i ,  546,  ergibt  sich  wenigstens  Vorfolge  der  Kinder 
beiderlei  Geschlechts,  insofern  beim  Fehlen  von  Töchtern  auch  die  Gerade 
an  Söhne  fallt,  und  umgekehrt;  während  dann  allerdings  beim  Fehlen  von 
Kindern  wieder  Sondervererbung  auf  die  nächste  Mannsperson  oder  Frauen- 
person eintritt. 

So  weist  doch  die  Uebereinstimmung  der  verschiedensten,  später  ausser 
allem  Zusammenhange  stehenden  Rechte  darauf  hin,  dass  es  sich  ursprüng- 
lich lediglich  um  ein  Vorrecht  der  Kinder  des  bezüglichen  Geschlechts  han- 
delte, so  dass,  wenn  diese  fehlten,  die  gemeine  Erbenfolge  eintrat,  wonach 
zunächst  die  Kinder  des  andern  Geschlechts  berufen  waren ;  dass  im  allge- 
meinen das  Weitergreifen  der  Sonderbehandlung,  auf  die  wir  zurückkom- 
men, nachträgliche  Weiterentwicklung  ist,  nicht  umgekehrt  die  Beschrän- 
kung auf  Kinder;  was  ja  nicht  ausschliesst,  dass  in  Einzelfällen  wegen 
mancher  Missstände,  welche  sichtlich  mit  der  weitgreifenden  Sonderverer- 
bung verbunden  waren,  eine  nachträgliche  Wiedereinengung  erfolgte« 

1021.  Beschränkte  sich  die  Sondervererbung  ursprünglich  auf  Kinder, 
so  kann  auch  das  Aufhören  der  Sondervererbung  weniger  auf- 
fallen, wie  wir  es  in  solchen  Rechten  anzunehmen  haben  werden,  in  welchen 
dieselbe  überhaupt  nicht  erwähnt  wird,  während  doch  das  Vorkommen  in 
den  verschiedensten,  sonst  nicht  näher  verwandten  Rechten  auf  urgerma- 
nische Grundlage  hinzuweisen  scheint.  Dehnte  sich  das  Sondereigenthum 
mehr  und  mehr  auf  die  ganze  Fahrniss,  insbesondere  auch  auf  Vieh  und 
Knechte  aus,  und  erscheinen  bezüglich  dieser  die  Töchter  auch  später  selbst 
in  solchen  Rechten  als  gleichberechtigte  Erbinnen,  welche  ihnen  Anspruch 
auf  die  Liegenschaften  nicht  zugestehen,  so  lag  da  kein  entsprechender 
Grund  vor,  bei  der  Theilung  das  Geschlecht  der  Erben  zu  berücksichtigen. 
Man  konnte  nun  immerhin,  wie  in  Spanien,  trotz  der  sonstigen  vollen 
Gleichberechtigung  beider  Geschlechter  daran  festhalten,  in  althergebrachter 
Weise  gerade  jene  Theile  der  Fahrniss  nur  den  Söhnen  oder  Töchtern  zu- 
zusprechen. Finden  sich  dagegen  in  andern  Rechten  überhaupt  keine  Er- 
wähnungen oder  nur  ganz  vereinzelte  Reste,  so  dürfte  sich  das  doch  leicht 
daraus  erklären,  dass  Heergeräth  und  Gerade  mit  der  sonstigen  Fahrniss 
verschmolzen. 

Allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Sondervererbung 
nach  dem  Geschlechte  ursprünglich  nicht  über  Kinder  hinausgriff.  Hätten 
schon  ursprünglich  diese  Verhältnisse  sich  dahin  gestaltet  gehabt,  dass  auch 
beim  Mangel  eines  Sohnes  das  Heergeräth  nicht,  gleich  der  übrigen  Fahr- 
niss, an  die  Tochter,  sondern  an  den  Bruder  oder  Neffen,  die  Gerade  beim 
Mangel  einer  Tochter  nicht  an  den  Sohn ,  sondern  an  die  Schwester  oder 
Nichte  fiel,  so  hätte  das  allerdings  einem  Aufgehen  in  die  Fahrniss  im  Wege 
gestanden,  da  die  entfernteren  Erben  an  ihrem  Sonderrechte  festgehalten 
haben  würden.  Handelte  es  sich  aber  ursprünglich  überhaupt  nur  um 
gleichberechtigte  Kinder,  so  mochte  es  überflüssig  erscheinen,  noch  an  dem 
Vorrechte  der  Söhne  oder  Töchter  auf  einzelne  Gegenstände  festzuhalten. 
Man  durfte  dann  darauf  rechnen,  dass  bei  der  Erbtheilung  die  Natur  der 
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Sache  es  ohnehin  mit  sich  bringen  werde ,  dass  beim  Vorhandensein  von 
Söhnen  und  Töchtern  die  nur  für  die  einen  geeigneten  Gegenstände  in 
beiderseitigem  Interesse  diesen  überlassen  und  anderweitig  ausgeglichen 
wurden. 

Der  da  vorausgesetzte  Uebergang  ergibt  sich  in  einzelnen  Rechten 
wohl  unmittelbar.  In  den  Rechten  von  Graubunden ,  vgl.  Bühler  Bündn. 
Erbr.  57,  erscheint  überwiegend  die  Sondervererbung  noch  festgehalten; 
aber  wohl  mit  der  Bestimmung,  dass  bei  bedeutenderm  Werthunterschiede 
eine  Ausgleichung  eintreten  solle,  wahrend  vereinzelt  auch  wohl  von  jeder 
Rechtsbestimmung  abgesehen  und  es  den  Kindern  anheimgestellt  ist,  sich 
Ober  die  Theilung  der  bezüglichen  Gegenstände  zu  einigen.  So  erkennt  das 
Ostfries.  Landr.  2  c.  89  das  Vorrecht  der  Töchter  an  auf  dat  geschmyde, 
dat  thofrowwen  lyve  gehoerich  is;  aber  sie  erhalten  dieses  Geschmeide  nicht 
als  Voraus,  sondern  haben  den  Söhnen,  neben  denen  sie  hier  nur  zu  halbem 
Kopftheil  am  Erbe  betheiligt  sind ,  zwei  Drittel  des  Werthes  auszuzahlen 
oder  sich  dasselbe  auf  ihren  Erbtheil  verrechnen  zu  lassen.  Ergibt  sich  ge- 
rade in  ostgermanischen  Rechten  die  Richtung,  den  Nachlass  möglichst  als 
einheidiche  Masse  zu  behandeln,  so  kann  es  gerade  da  nicht  auffallen,  wenn 
mehrfach  HeergerBth  und  Gerade  von  dieser  nicht  mehr  bestimmter  unter- 
schieden werden.  Selbst  im  sachsischen  Rechtsgebiete  macht  sich  später 
wohl  das  Streben  geltend,  die  Sondervererbung  zu  beseitigen ;  Heergcwäte 
und  Gerade  sollen  vererben,  wie  der  übrige  Nachlass;  vgl.  Kraut  Grundr. 
S  146  n.  56  ff. 

1022.  Jene  Annahme  eines  Aufgehens  beider  Bestandtheile  in  die 
übrige  Fahrniss  hat  nun  weiter  zur  Voraussetzung,  dass  wenigstens  an 
dieser  Töchter  auch  neben  Söhnen  Erbrecht  haben.  Dagegen  kann  es  nicht 
auffallen,  wenn  wir  gesteigerte  Bedeutung  der  Gerade  bei  Aus- 
schluss der  Töchter  vom  Erbe  finden.  Die  Sondervererbung  beider 
Bestandtheile  konnte  keine  Anknüpfung  für  die  Zurücksetzung  der  Weiber 
bieten.  Sohn  und  Tochter  waren  grundsatzlich  gleich  behandelt,  wenn 
jeder  Theil  das  erhielt,  was  zunächst  nur  für  ihn  von  Werth  war.  Theilten 
sich  dann  Söhne  und  Töchter  in  die  übrige  Fahrniss,  so  unterlag  es  an- 
dererseits vom  Gesichtspunkte  der  Gleichberechtigung  auch  keinem  An- 
stände, wenn  Heergeräth  und  Gerade  in  die  Theilung  einbezogen  wurden. 

Anders,  wo  die  Töchter  von  den  Söhnen  vom  Erbe  ausgeschlossen 
waren.  Nahmen  in  solchen  Rechten  die  Söhne  ohnehin  das  ganze  Erbe, 
so  entfiel  die  Veranlassung,  ihnen  das  Heergeräthe  als  Voraus  zuzusprechen ; 
es  vererbte  einfach,  wie  der  übrige  Nachlass,  wenn  es  nicht  etwa  nur  dem 
ältesten  als  Voraus  zukommen  sollte,  was  dann  veranlassen  konnte,  auch  in 
solchen  Rechten,  in  welchen  nur  die  Söhne  erbten,  die  Sonderbehandlung 
des  Heergeraths  zu  erwähnen.  Dagegen  blieb  die  Gerade  den  Töchtern  nur 
gesichert,  wenn  sie  ihnen  ausdrücklich  zugesprochen  wurde;  woraus  sich 
leicht  erklärt,  wenn  einzelne  Rechte,  welche,  wie  das  Frostuthingsrecht  und 
das  burgundische ,  den  Söhnen  unter  Ausschluss  der  Töchter  das  ganze 
übrige  Erbe  zusprechen,  nur  die  Gerade  erwähnen. 
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1022]  Es  kam  dann  noch  ein  Anderes  hinzu.  Die  ursprüngliche  Gerade 
scheint  sich  auf  Kleidung  und  Schmuck  der  Mutter  beschrankt  zu  haben, 
wie  denn  selbst  in  Rechten,  welche  der  Tochter  neben  Söhnen  sonst  nichts 
zugestehen,  wie  in  der  burgundischen  und  thüringischen  Lex,  nur  diese 
erwähnt  werden.  Nun  scheint  man  wohl  schon  in  Rechten,  welche  die 
Tochter  im  allgemeinen  als  dem  Sohne  gleichstehend  behandeln,  diesem 
aber  Vorrechte  an  bestimmten  Liegenschaften  zusprechen ,  das  durch  eine 
weitere  Ausdehnung  der  Gerade  einigermassen  ausgeglichen  zu  haben.  So 
heisst  es  um  1024  im  Wormser  Dienstrecht  §  10,  U.  B.  der  St.  Worms  1,41 : 
Filius  hereditatem  servilis  terrae  accipiat,filia  autem  vestimenta  matris  et 
operatam  pecuniam  accipiat ;  reliqua,  quae  remanserint,  in  omnibus  aequa- 
liter  inter  se  partiantur.  Ein  Grund ,  der  Tochter  insbesondere  auch  das 
Baargeld  zuzusprechen,  kann  doch  wohl  nur  in  beabsichtigter  Ausgleichung 
für  das  Vorrecht  des  Sohnes  auf  das  Land  gefunden  werden.  Näher  musste 
eine  Weiterausdehnung  der  Gerade  natürlich  noch  da  liegen,  wo  die  Tochter 
ausser  ihr  nichts  vom  Erbe  nahm.  Bezeichnet  das  burgundische  Recht  nur 
Kleidung  und  Schmuck  der  Mutter,  so  fügt  das  Frostuthingsrecht  noch 
manche  andere  Gegenstande  hinzu,  die  zum  Theil  auffallend  an  die  Auf- 
zählung im  Sachs.  Ldr.  1,  24  §  3  erinnern.  Doch  macht  sich  dabei  in 
näherm  Anschluss  an  die  burgundische  Bestimmung  mehrfach  geltend,  dass 
weniger  die  An  des  Gegenstandes,  als  die  Herkunft  von  der  Mutter  mass- 
gebend war;  so  nimmt  etwa  das  Bettzeug  die  Tochter  nur  dann,  wenn  es 
der  Mutter  gehörte. 

Wir  werden  allerdings  später  näher  nachweisen,  dass  Nichtbethei- 
ligung  der  Tochter  am  Erbe  nicht  ausschliesst,  dass  ein  möglicherweise 
dem  Sohnstheil  nicht  nachstehender  Theil  des  Elternguts  als  Aussteuer  an 
die  Tochter  gekommen  sein  konnte,  und  dass  diese  Aussteuer  keineswegs 
mit  der  Ausstattung  erschöpft  sein  musste,  welche  man  der  sich  verheira- 
thenden  Tochter  an  Gegenständen  mitgab,  die  für  ihren  persönlichen  Be- 
darf und  den  der  ehelichen  Haushaltung  dienen  sollten.  Aber  in  einigen 
Rechten  scheinen  die  Töchter  neben  Söhnen  allerdings  nur  eine  solche 
Ausstattung  erhalten  zu  haben.  Dann  aber  konnte  es  nahe  liegen,  in  An- 
knüpfung an  die  ursprünglich  nur  Kleidung  und  Schmuck  umfassende  Ge- 
rade diese  auf  alle  anderen  Gegenstände  auszudehnen ,  welche  die  Mutter 
ins  Haus  zu  bringen  pflegte,  und  welche  sie,  mochten  sie  noch  vorhanden 
oder  durch  entsprechende  ersetzt  sein,  nach  dem  Tode  des  Mannes  als 
Wimvengerade  zu  beanspruchen  hatte,  und  auch  diese  erweiterte  Gerade 
nur  auf  die  Tochter  vererben  zu  lassen,  um  ihr  ebenfalls  als  Ausstattung 
zu  dienen.  Das  Eingreifen  dieser  Auffassung  ergibt  sich  deutlich  aus  Sachs. 
Ldr.  1,  5  S  2,  wonach  nur  die  noch  ledigen  Töchter  die  Gerade  nehmen, 
da  sie  noch  nicht  ausgerodet  sind ,  während  die  verheiratheten  eine  Aus- 
stattung bereits  erhalten  haben. 

Dass  da  aber  Aussteuer  und  Gerade  keineswegs  überall  zusammen- 
fallen« zeigt  eine  gerade  entgegengesetzte  Bestimmung  des  Landrechts  von 
Wursten   16  $  1,  Pufendorf  Obs.   i„  60.    Söhne  und  nichtausgesteuerte 
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Töchter  erben  hier  zu  gleichen  Theilen;  nur  die  ausgesteuerte  Tochter 
erbt  im  allgemeinen  nicht  nach  Eltern  und  Geschwistern.  Ist  aber  nach 
Mutter  und  Schwester  mit  Brüdern  zu  theilen,  so  nehmen  diese  das  Erb- 
land, dagegen  gerade  die  ausgesteuerte  Schwester  die  Gerade,  der  dadurch 
sichtlich  eine  Entschädigung  dafür  zu  Theil  werden  soll,  dass  ihre  Aus- 
steuer wohl  durchweg  hinter  dem  Erbtheil  der  nichtausgesteuerten  Kinder 
zurückblieb. 

Der  übereinstimmenden  engen  Abgrenzung  der  Gerade  in  andern 
Rechten  gegenüber  glaube  ich  in  der  weitern  Ausdehnung  derselben  im 
sächsischen  Rechte  nur  eine  nachträgliche  Weiterentwicklung  sehen  zu 
können,  die  sich  leicht  erklärt,  wenn  wir,  wie  ich  denke,  von  ursprünglich 
gleichem  Erbrecht  der  Töchter  auszugehen  haben.  Anders  freilich ,  wenn 
man  annimmt,  die  Töchter  hätten  schon  ursprünglich  nichts,  als  eine  Aus- 
stattung erhalten.  Dann  würde  allerdings  die  Folgerung  kaum  abzuweisen 
sein,  dass  in  der  sächsischen  sich  die  ursprünglichste  Gestaltung  erhalten 
habe,  dass  erst  mit  der  nachträglichen  Gleichstellung  der  Töchter  im  Erb- 
rechte sich  die  weite  Ausdehnung  der  Gerade  nicht  mehr  rechtfertigte  und 
sie  nun  erst  auf  Kleider  und  Schmuck  beschränkt  wurde;  vgl.  Stobbe  Pri- 
vatr.  5,  138.  Aber  die  schon  im  allgemeinen  angeführten  Gründe,  insbe- 
sondere das  so  oft  ausgesprochene  volle  Erbrecht  gerade  der  nicht  ausge- 
steuerten Tochter,  müssen  doch  durchaus  verbieten,  eine  Entwicklung  als 
allgemein  giltig  zu  betrachten ,  wie  sie  bei  ausschliesslicher  Beachtung  der 
Angabe  des  sächsischen  Rechts  allerdings  nahe  gelegt  sein  kann. 

1023.  Das  würde  sich  also  der  schon  vorhin  ausgesprochenen  An- 
nahme näher  anschliessen,  wonach  auch  das  Weitergreifen  der  Son- 
dervererbung über  Kinder  hinaus,  wie  es  sich  insbesondere  im 
sächsischen  Recht  geltend  macht,  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  an- 
gehört Man  könnte  allerdings  sagen,  dass,  wenn  einmal  für  Kinder  die 
Sondervererbung  nach  dem  Geschlechte  Platz  gegriffen  hatte,  es  nahe  lag, 
dass  man  das  weiter  fortsetzte ,  etwa  die  Gerade ,  weibliche  Kleidung  und 
Schmuck,  da  der  Sohn  selbst  sie  nicht  benutzen  konnte,  beim  Mangel  einer 
Tochter  der  Schwester  oder  Nichte  zusprach. 

Dem  aber  scheint  ursprünglich  der  unbedingte  Vorzug  der  Brusterben 
im  Wege  gestanden  zu  sein.  Sehen  wir  zunächst  auf  die  Gerade,  so  war 
diese,  wenn  sie  auch  unmittelbar  nur  Werth  für  die  Tochter  hatte,  doch 
auch  für  den  Sohn  nicht  ohne  Werth,  konnte ,  auch  abgesehen  von  Ver- 
äußerung, bei  ihm  für  Frau  und  Töchter  Verwendung  finden.  Dass  beim 
Fehlen  einer  Tochter  ursprünglich  eine  Sondervererbung  nicht  eintrat,  die 
Gerade  mit  dem  übrigen  Nachlass  an  die  Söhne  fiel,  ergeben  alle  früher  für 
die  Beschränkung  jener  auf  Kinder  angeführten  Belege  und  von  den  altern 
insbesondere  die  burgundische  Lex  mit  grösster  Bestimmtheit.  Aber  selbst 
in  der  L.  Thuringorum  3*1.  32,  nach  welcher  die  Sondervererbung  des 
Heergeräths  weiter  reicht,  scheint  sich  für  die  Gerade  eine  solche  nur  für 
die  Tochter  zu  ergeben.  Nur  für  diese  ist  sie  ausdrücklich  betont ;  hätte  die 
Schwester,  welche  die  Fahrniss  im  allgemeinen  beim  Fehlen  von  Sohn  und 
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1023]  Tochter  nahm,  auch  beim  Vorhandensein  eines  Sohnes  vor  diesem 
wenigstens  die  Gerade  nehmen  sollen ,  so  hätte  das  einer  ausdrücklichen 
Bestimmung  bedurft;  die  Angaben  sind  doch  wohl  nur  dahin  zu  verstehen, 
dass  beim  Fehlen  einer  Tochter  die  Gerade  mit  der  übrigen  Fahrniss  ver- 
schmolz, also  zunächst  mit  dieser  an  den  Sohn  kam. 

Dagegen  ergibt  sich  allerdings  im  sächsischen  Rechte  eine  Wei- 
tervererbung der  Gerade  nur  aufWeiber,  die  damit  nun  als  Niftelgerade 
erscheint.  Und  zwar  nicht  etwa  nur  im  Sachs.  Ldr.  i,  27  S  i  und  den  da- 
von beeinflussten  Quellen.  So  erscheint  1244  im  Privileg  für  Hannover, 
vgl.  Kraut  Grundr.  S  146  n.  56,  die  Gerade  als  ein  Recht:  quodfemine  de 
matrum  vel  sororum  out  cognatarum  suarum  morte  accipiani.  Schon  $  10 18 
wurde  darauf  hingewiesen ,  dass  nach  Ditmarscher  Landrecht  die  Gerade 
erst  dann  mit  der  sonstigen  Fahrniss  verschmilzt,  wenn  weibliche  Erben 
überhaupt  nicht  vorhanden  sind.  Aber  es  ist  mir  sehr  zweifelhaft,  ob  diese 
weite  Ausdehnung  auch  nur  im  sächsischen[Recht  auf  älteste  Zeiten  zurück- 
reicht. Mehrfach  wird  auch  hier,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  139,  die  Sonder- 
vererbung ausser  für  Tochter,  Enkelin  und  Mutter  nur  noch  für  die 
Schwester  bestimmt.  Das  könnte  allerdings  spätere  Einschränkung  sein. 
Aber  doch  auch  Rest  einer  früheren  Entwicklungsstufe. 

Für  letzteres  aber  lässt  sich  insbesondere  geltend  machen,  dass  die  Aus- 
dehnung über  die  Schwester  hinaus  sich  einer  andern,  gewiss  weit  zurück- 
reichenden Bestimmung  des  sächsischen  Rechts  durchaus  nicht  zu  fügen 
scheint.  Dieses  gehört  zu  denen ,  welche  nicht  das  Weib  als  solches ,  son- 
dern ausser  der  Mutter  nur  die  Tochter  und  Schwester  im  Erbrecht  zurück- 
setzen, während  darüber  hinaus  nach  Sachs.  Ldr.  1,  17  $1  Weiber  und 
Männer,  zunächst  also  Tanten  und  Oheime,  Nichten  und  Neffen  gleichbe- 
rechtigte Erben  sind.  Dass  diese  Bestimmung  sich  nicht  erst  in  einer  spä- 
tem Zeit  so  gestaltet  haben  kann,  ergeben  nicht  blos  die  schon  S  1014  ange- 
deuteten Gründe,  sondern  auch  die  genaue  Uebereinstimmung  mit  andern 
Rechten,  zunächst  denen  der  dänischen  Gruppe.  Gerade  dann ,  wenn  wir 
in  der  weit  ausgedehnten  Gerade  einen  gewissen  Ersatz  für  den  Ausschluss 
vom  Erbe  sehen,  trifft  das  nur  noch  für  Tochter  und  Schwester  zu.  Neffe 
und  Nichte  theilen  sich  aber  in  das  Erbe  ihrer  Mutterschwester.  Es  würde 
sich  also,  wenn  die  Nichte  die  Gerade  als  Voraus  erhält,  eine  Bevorzugung 
derselben  ergeben,  für  welche  wenigstens  jener  Gesichtspunkt  keine  Erklä- 
rung gibt,  und  die  um  so  unbilliger  erscheinen  konnte,  als  umgekehrt  dem 
zu  den  Spindelmagen  gehörenden  Schwestersohne  von  Seiten  der  Mutter 
her  kein  Heergeräth  als  Voraus  zufallen  konnte.  Und  werden  wir  auch 
sonst  auf  zahlreiche  Belege  stossen,  wie  die  Sonderbehandlung  einzelner 
Theile  des  Nachlasses  in  verschiedenster  Richtung  sich  auf  einen  engern 
Kreis  beschränkt,  über  diesen  hinaus  aufhört,  so  möchte  ich  annehmen, 
dass  auf  einer  früheren  Stufe  des  sächsischen  Rechts  nur  noch  die  Schwester 
ein  Vorrecht  auf  die  Gerade  hatte,  weil  nur  noch  für  diese  der  Gesichts- 
punkt einer  Ausgleichung  für  die  Zurücksetzung  im  Erbrechte  massgebend 
sein  konnte. 
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War  einmal  bezüglich  der  Gerade  der  Vorzug  der  Brusterben  als 
solcher  beseitigt,  nahm  sie  die  Schwester  auch  vor  dem  Sohne,  so  konnte 
sich  allerdings  leicht  der  weitere  Schritt  anschliessen,  dass  man  bei  Vorver- 
sterben der  Schwester  nun  auch  deren  Kindern  denselben  Vorzug  ein- 
räumte, zumal  der  Ausschluss  ihrer  Mutter  vom  Erbe  ja  auch  auf  sie  zu- 
rückwirkte. Dann  aber  doch  ebenso  auf  Söhne,  wie  Töchter.  Eine  entspre- 
chende Weitervererbung  werden  wir  etwa  beim  Weibererbe  des  gothlän- 
dischen  Rechts  finden,  in  dem  ich  allerdings  keine  Gerade  sehen  möchte, 
sondern  denTheil  des  Vaterguts,  der  beim  Mangel  von  Söhnen  der  Tochter 
neben  entfernteren  Schwertmagen  zukommt;  es  vererbt  auf  die  Tochter 
oder  ihre  Kinder,  dann  die  Schwester  und  ihre  Kinder,  endlich  die  Vaters- 
schwester und  ihre  Kinder;  also  zweifellos  ebenso  auf  Söhne,  wie  Töchter 
der  zunächst  berufenen  Weiber. 

Dagegen  zeigt  nun  das  sachsische  Recht  eine  ausschliessliche 
Vererbung  derGerade  aufWeiber  vomWeibe,  vgl.  §  429.  Nicht 
das  nächstverwandte  Weib  erhält  sie,  etwa  auch  die  Bruderstochter,  son- 
dern das  nächste  durch  Weiber  verbundene.  Nach  Sachs.  Landr.  1,  27  §  1 
kommt  sie  an  die  nächste  Nichtel:  de  ir  von  wifhalven  is  besvas;  nach  3, 
15  S  1,  soll,  wer  Gerade  fordert:  von  wifhalven  dar  to  geboren  sin.  Auch 
in  andern  Quellen,  vgl.  Grimm  R.  A.  579,  wird  wohl  betont,  dass  die  Frau 
sie  vererbt  ihren  nächsten  anverwandtinnen  von  der  spillseiten.  Erst  wenn 
solche  bis  zur  Erbgränze  hin  fehlten,  kam  die  Gerade  an  den  Mannsstamm, 
aber  auch  hier  nur  an  die  Weiber  vom  Mann.  Das  ergeben  etwa  die  ge- 
naueren Angaben  im  Landrechte  des  Amts  Hagen,  Pufendorf  Obs.  3, 7. 2 1, 
wonach  die  Gerade  an  die  nächste  Spille  bis  zum  dritten  GHede,  vgl.  S  404, 
fällt  und  erst  beim  Mangel  einer  solchen  an  die  Sohnestochter ,  dann  die 
Brudertochter;  wie  entsprechend  auch  das  Heergeräth  erst  beim  Mangel 
eines  Seh wenmagen  bis  zum  dritten  Gliede  an  Tochtersohn  und  Schwester- 
sohn fallt. 

Eine  solche  Folge  steht,  so  weit  ich  sehe,  so  durchaus  vereinzelt,  dass 
sie  gewiss  nur  einer  nachträglichen  Sonderentwicklung  angehören  kann. 
Der  der  ursprünglichen  Gestaltung  entsprechende  Gedanke,  dass  es  sich  um 
wenigstens  grossentheils  nur  für  Weiber  bestimmte  Gegenstände  handle, 
wird  so  durchgeführt  sein,  dass  der  Vorzug  der  Schwester  vor  dem  Sohne 
auf  ihre  Kinder,  und  auch  da  und  weiter  wieder  nur  auf  die  Töchter  aus- 
gedehnt wurde,  ohne  dass  dem  gegenüber  die  Gesichtspunkte,  welche  über 
die  Schwester  hinaus  eine  Bevorzugung  der  Weiber  unbillig  erscheinen 
lassen  mussten,  zur  Geltung  gelangten.  Dazu,  dass  sich  hier  eine  Folge  nur 
der  Weiber  vom  Weibe  feststellte,  mag  aber  auch  beigetragen  haben ,  dass 
sich  für  das  Heergewäte  eine  ausschliessliche  Folge  der  Männer  vom  Manne 
wohl  schon  früher  entwickelt  haue  und  man  das  dann  auch  als  massge- 
bend für  eine  entsprechende  Vererbung  derGerade  betrachtete. 

1024«  Die  ausschliessliche  Vererbung  des  Heergeräths  auf 
Schwertmagen,  wie  sie  insbesondere  im  Sachs.  Landr.  1,  27  S  2  aus- 
gesprochen ist,  ist  beachtenswerther,  wie  jene  Sondervererbung  der  Gerade, 
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1Ö34]  da  sie  sich  auch  in  andern  Rechten,  insbesondere  im  thüringischen 
und  nordfriesischen  findet;  weiter  aber  auch  einzelne  Rechte,  wie  insbe- 
sondere das  longobardische ,  den  gesammten  Nachlass  in  derselben  Weise 
vererben  lassen,  damit  also  wenigstens  die  Möglichkeit  eines  nähern  Zu- 
sammenhangs gegeben  ist.  Den  Ausgang  bildet  auch  da  zweifellos  nur  der 
Umstand,  dass  Waffen  und  Kleidung  des  Vaters  zunächst  den  Söhnen  zu- 
kommen, weil  nur  sie  unmittelbaren  Gebrauch  davon  machen  können.  Aber 
nach  dem  früher  Bemerkten  wird  ursprünglich  die  Sondervererbung  nicht 
über  Söhne  hinausgegangen,  beim  Mangel  solcher  auch  das  Heergeräthe  in 
die  übrige  Fahrniss  aufgegangen  sein.  Nahmen  in  manchen  Rechten  die 
Söhne  ohnehin  vor  den  Töchtern  den  ganzen  Nachlass,  so  fehlte,  wie  schon 
S1022  betont,  in  solchen  denn  auch  die  Veranlassung,  das  Heergeräth  zu 
erwähnen,  wenn  es  nicht  etwa  nur  dem  ältesten  Sohn  zukommen  sollte. 
Wird  es  in  solchen  Rechten  andernfalls  nicht  erwähnt,  so  müssen  wir  auch 
schliessen,  dass  es  weiter  wie  das  übrige  Gut  vererben,  nicht  etwa  nur  dem 
Vaterbruder  vor  dem  Mutterbruder  zufallen  sollte.  Die  Masse  der  Rechte 
spricht  jedenfalls  nicht  dafür,  dass  das  bevorzugte  Recht  der  Schwertmagen 
auf  das  Heergeräthe  sich  schon  ursprünglich  an  dasselbe  anknüpfte. 

Griff  aber  die  Sondervererbung  überhaupt  weiter,  so  kann  es  nicht 
gerade  befremden,  wenn  der  Vorzug  des  Sohnes  vor  der  Tochter  sich  nicht 
gerade  auf  den  nächsten  männlichen  Erben,  sondern  auf  den  nächsten 
Schwertmagen  fortsetzte.  Alle  Rechte,  um  die  es  sich  handelt,  zeigen  nicht 
blos  eine  Zurücksetzung  der  Tochter  selbst  im  Erbrechte,  sondern  auch  ihrer 
Kinder,  wie  sich  das  etwa  im  sächsischen  Rechte  darin  zeigt,  dass  nach 
Sachs.  Ldr.  1,581  zwar  den  Sohnessöhnen,  nicht  aber  auch  den  Tochter- 
söhnen neben  ihren  Elterngeschwistern  das  Eintrittsrecht  zusteht.  War  die 
Tochter  insbesondere  vom  Heergeräthe  als  Weib  ausgeschlossen,  so  ist  es 
erklärlich,  wenn  beim  Mangel  eines  Sohnes  zwar  der  Sohnessohn,  nicht 
aber  auch  der  Tochtersohn,  dem  da  durch  seine  Mutter  kein  Recht  ver- 
mittelt war,  das  Heergeräthe  nahm.  Starb  aber  jemand  ohne  Söhne  und 
Sohnessöhne,  so  war  es  selbstverständlich,  dass  auch  in  Rechten,  in  welchen 
Vater  und  Mimer  im  allgemeinen  gleichgestellte  Erben  waren,  doch  das 
Heergeräthe  nur  an  den  Vater  fiel;  dann  aber  bei  Nichtvorhandensein  des 
Vaters  auch  weiter  an  den  Vatersbruder  und  die  fernem  Männer  vom  Manne 
unter  Zurücksetzung  des  Mutterbruders  und  der  weitern  Männer  vom 
Weibe.  Griff  die  Sondervererbung  überhaupt  weiter,  so  wird  es  auch  von 
blossen  erbrechtlichen  Gesichtspunkten  aus  in  allen  Rechten ,  in  welchen 
die  Tochter  und  ihr  Stamm  überhaupt  zurückgesetzt  erscheinen,  nicht  ge- 
rade auffallen,  wenn  dieselbe  sich  beim  Heergeräth  nur  auf  Schwertmagen 
fortsetzte. 

Dagegen  kann  es  sich  fragen,  was  gerade  hier  zum  Weitergreifen  der 
Sondervererbung  nur  des  Heergeräths  führte.  Denn  sie  findet  sich  auch  in 
Rechten,  in  welchen  die  Sondervererbung  der  Gerade,  wie  im  thüringischen, 
vgl.S  »023,  nicht  über  die  Tochter  hinauszugehen  scheint,  oder  in  welchen, 
wie  im  nordfriesischen,  die  Gerade  überhaupt  nicht  erwähnt  wird ,  und  es 
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wohl  der  Einigung  der  Geschwister  überlassen  blieb,  in  wie  weit  man  den 
Töchtern  bei  Zuweisung  ihrer  halben  Kopftheile  zunächst  die  Gerade  der 
Mutter  zuwenden  wollte.  Ich  möchte,  das  damit  in  Verbindung  bringen, 
dass  sich  bei  einigen  Stammen  zweifellos  schon  früh  die  Auffassung  fest- 
stellte, dass  in  dem  Heergeräthe  nicht  blos  einfach  ein  Bestandteil  des 
Nachlasses  zu  sehen  sei,  der  zunächst  nur  für  Söhne  verwendbar  sei,  son- 
dern dass  da  ein  Zusammenhang  mit  Blutrache  und  Vormund- 
schaft besteht;  dass  man  von  der  Ansicht  ausging,  dass  Wehr  und  Waffe 
überhaupt,  und  insbesondere  das  Schwert,  dem  gebührten,  welcher  den 
Erblasser,  wenn  er  erschlagen  war ,  zu  rächen  oder,  wenn  er  sonst  ver- 
storben, den  Schutz  derjenigen  zu  Übernehmen  hatte,  die  in  ihm  den 
Schützer  verloren  hatten. 

Der  Zusammenhang  macht  sich  vor  allem  kenntlich  in  der  L.  Thuring. 
3 1 :  Ad  quemcumque  herediias  terrae  pervenerit,  ad  illum  vesfis  bellica,  id 
est  lorica,  et  ultio  proximi  et  solutio  leudis  debet  pertinere.  Landerbe  aber 
ist  der  Proximus  paternae  generationis,  worunter,  worauf  wir  zurückkom- 
men, der  nächste  Schwertmage  zu  verstehen  ist.  Es  ist  denn  auch  oft  ge- 
sagt, dass  dieser  die  Todtschlagsklage  zu  erheben  hat ,  dafür  aber  auch  das 
Todtschlagserbe,  vgl.  §  276,  nimmt;  so  nach  dem  Rechtsbuch  nachDistinc- 
tionea  1,  38:  Wert  ein  man  %u  tode  geslayn,  dyforderunge  erbet  her  uf 
sinen  nesten  swertmag.  Der  Zusammenhang  mit  der  Vormundschaft  ist 
insbesondere  in  den  Zusätzen  zur  nordfriesischen  Krone  der  Wahrheit  §  6, 
Richthofen  Q.  568,  betont.  Das  Heergeräthe  im  allgemeinen  theilen  die 
Söhne  oder  Brüder;  aber  der  Aelteste nimmt  das  Schwert;  denn:  deoldeste 
broder  de  schal  sine  iungste  broder  unde  süster  unde  ock  de  moder  vorde- 
digen  unde  beschermen  mit  eres  vaders  schwer t.  Auch  nach  Sachs.  Ldr.  1, 
22  $  5  nimmt  der  Aelteste  das  Schwert  voraus. 

Konnte  nun  auch  der  älteste  Sohn  noch  unmündig  sein,  und  er 
das  Schwert  noch  nicht  handhaben ,  so  mag  das  vereinzelt  auf  die  Bestim- 
mung geführt  haben,  dass  Unmündige  keinen  Anspruch  auf  Heergeräth 
und  Gerade  haben;  vgl.  Grimm  R.  A.  584.  Dagegen  ist  Sachs.  Ldr.  1,  23 
$  1  ausdrücklich  betont,  dass  dann  der  älteste  Schwertmage  als  Vormund 
das  Heergewäte  nimmt.  Allerdings  hat  er  dasselbe  den  Söhnen,  wenn  diese 
zu  ihren  Jahren  gekommen,  mit  deren  übrigem  Gute  zurückzugeben.  Waren 
dieselben  aber  ohne  Hinterlassung  von  Söhnen  vorverstorben  und  war  dann 
der  Vormund  nicht  nächster  Erbe  überhaupt,  sondern  etwa  Mutter  oder 
Schwestern,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  dann  wenigstens  das  einmal  in  seinem 
Besitz  befindliche  Heergeräthe  nicht  gleichfalls  an  die  Erbinnen  kam,  son- 
dern ihm  verblieb.  Doch  würde  es  kaum  angemessen  sein,  den  sich  hier 
bietenden  Zusammenhang  für  den  nächsten  Zweck  genauer  zu  verfolgen. 
Denn  in  manchen  Rechten  handelt  es  sich  nicht  blos  um  eine  bevorzugte 
Folge  der  Schwertmagen  in  das  Heergeräth,  sondern  in  das  Erbe  überhaupt, 
wie  das  ja  schon  im  thüringischen  Recht  wenigstens  für  die  Liegenschaften 
zutrifft.  Wir  werden  auf  das  die  Rechte  der  Gulathingsgruppe ,  vgl.  $  386, 
kennzeichnende  bevorzugte  Erbrecht  der  Männer  vom  Manne  später  näher 
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1024]  einzugehen  und  zu  prüfen  haben,  in  wie  weit  da  der  entsprechende 
Zusammenhang  eingegriffen  haben  dürfte. 

1025«  Dagegen  wird  es  nicht  zu  umgehen  sein,  noch  die  Bestim- 
mungen des  sächsischen  Rechts  über  die  Vererbung  des 
Heergeräthsins  Auge  zu  fassen.  Ergaben  die  bisherigen  Erörterungen, 
dass  die  sächsischen  Bestimmungen  über  die  Vererbung  der  Gerade  sich 
erst  verhältnissmässig  spät  so  gestaltet  haben  dürfteu ,  so  wird  es  sich  em- 
pfehlen, auch  jene  Bestimmungen  wenigstens  in  so  weit  zu  prüfen,  um  ein 
Unheil  darüber  zu  gewinnen ,  ob  auch  hier  entsprechende«  anzunehmen 
sein  wird.  Denn  die  Sachlage  ist  ja  in  so  weit  bei  ihnen  von  vornherein 
eine  andere,  als  die  Weiter  Vererbung  der  Gerade  nur  auf  Weiber  vom  Weibe 
eine  Eigenthümlichkeit  nur  des  sächsischen  Rechtes  ist,  hier  aber  andere 
Rechte  mit  demselben  übereinstimmen.  Und  sind  das  nächstbenachbarte 
Rechte,  so  werden  bei  einem  Vergleiche  mit  thüringischem  und 
nord friesischem  Recht  zugleich Hahpunkte  gewonnen  sein,  um  ent- 
scheiden zu  können,  ob  jene  Uebereinstimmung  sich  etwa  erst  nachträglich 
dqrch  Beeinflussung  von  Sachsen  her  festgestellt  haben  könnte. 

Dagegen  scheint  zunächst  zu  sprechen,  dass  nach  Sachs.  Ldr.  i,  27 
S  2  das  Heergewäte  als  Vorrecht  des  Ritterstandes  erscheint  und 
ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  derjenige,  der  nicht  von  Rittersart  ist,  nur  Erbe 
hinterlässt.  Dagegen  trifft  die  Bestimmung  des  thüringischen  Rechts  sicht- 
lich jeden  Freien.  Bestimmter  noch  wird  in  der  nordfriesischen  Angabe 
auch  dem  Hausmann,  der  zu  Puss  dient,  das  Heergewäte  zugesprochen, 
nur  so,  dass  für  Ritter  und  Rittersgenossen  zu  dem  sonstigen  Bestände  auch 
noch  die  Streitpferde  hinzukommen.  Dass  die  allgemeineren  Bestimmungen 
dieVermuthung  der  Ursprünglichkeit  für  sich  haben,  wird  einer  Erörterung 
kaum  bedürfen.  Doch  möchte  ich  darauf  kein  grösseres  Gewicht  legen,  da 
die  Beschränkung  sich  ja  im  sächsischen  Recht  erst  nachträglich  ergeben 
haben  könnte;  zumal  sich  in  einigen  Theilen  Sachsens,  insbesondere  in 
Westfalen,  vgl.  Grimm  R.  A.  570,  die  Beschränkung  auf  den  Ritterstand 
überhaupt  nicht  geltend  macht. 

Gewichtiger  dürfte  ein  anderer  Umstand  sein,  nämlich  die  erwei- 
terte Ausdehnung  des  Heergeräths  im  sächsischen  Rechte.  Das 
thüringische  Recht  zeigt  das  Heergewäte  in  engster  Abgränzung;  Gegen- 
stand desselben  ist  nicht  die  Kleidung  überhaupt,  sondern  nur  die  Vestis 
bellica,  die  Lorica.  Ebenso  gehört  nach  nordfriesischem  Recht,  Richthofen 
Q,  567,  dazu  nicht  jedes  Gewand,  sondern  lediglich:  dat  suhige  gewad 
und  wapen,  alse  sick  en  husman  al  der  best  mede  plecht  to  wapende ,  efft 
dat  he  in  de  hervard  scholde.  Das  auf  die  Schwertmagen  zu  vererbende 
Heergewäte  erscheint  also  enger  abgegränzt,  als  der  in  andern  Rechten  den 
Söhnen  zugesprochene  Voraus,  der  insbesondere  auch  die  nicht  für  Kriegs- 
zwecke bestimmte  Kleidung  und  wohl  noch  andere  Gegenstände  umfasst, 
die  dem  persönlichen  Gebrauche  des  Vaters  gedient  hatten.  Diese  Ein- 
schränkung kann  nicht  auffallen,  wenn  das  Heergewäte  auch  auf  andere 
Schwertmagen  zunächst  desshalb  vererbte,  weil  sie  den  Erschlagenen  zu 
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itcheil  ekler  die  Nachgelassenen  des  Verstorbenen  zu  schirmen  hatten;  da 
ergibt  sich  ein  bestimmterer  Zusammenhang  nur  für  Wehr  und  Waffen. 

Dagegen  ist  nun  gerade  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gar  iiicht  ab- 
zusehen, wie  sich  von  ihm  aus  eine  Erweiterung  des  Heergewätes  ergeben 
konnte,  wie  sie  schon  im  Sachs.  Ldr.  1,22  $  4  erscheint,  wahrend  dasselbe 
in  andern  sächsischen  Quellen,  vgl.  Grimm  R.  A.  369  ff ,  sich  wohl  noch 
weiter  auf  die  verschiedensten  Haushaltungsgegenstände  ausgedehnt  hat. 
Wesshalb  auch  diese  einem  entfernten  Schwertmagen  vor  den  nähern  Spin- 
delmagen zufallen  sollten,  ist  von  jenem  Gesichtspunkte  aus  doch  gar  nicht 
abzusehen.  Und  selbst  wenn  man  annehmen  wollte,  ursprünglich  hätten 
Oberhaupt  nur  die  Schwertmagen  geerbt,  das  Erbrecht  der  Weiber  und  der 
Männer  vom  Weibe  hätte  sich  erst  nachträglich  entwickelt,  so  wäre  wieder 
nicht  abzusehen,  wie  sich  das  Erbrecht  jener  ausser  auf  die  Waffen  gerade 
auf  bestimmte  Hanshaltungsgegenstände  und  nicht  etwa ,  wie  im  thürin- 
gischen Recht,  auf  die  Liegenschaften  beschränkt  haben  sollte. 

Die  einzig  zulässige  Erklärung  für  die  sonderbare  Gestaltung  scheint 
mir  die  Annahme  zu  bieten,  dass  sich  die  Auffassung  feststellte,  es  sei  das, 
was  nach  sächsischem  Rechte  dem  überlebenden  Ehemanne  als  Voraus 
gebührt  hätte,  von  der  die  Gerade  nehmenden  Wittwe  oder  deren  Erbin 
auch  an  den  Erben  des  Heergeräthes  herauszugeben.  Wir  werden  bei  Be- 
sprechung des  Voraus  der  Eheleute  darauf  zurückkommen.  Dürfte  sich 
dann  ergeben,  dass  die  eigenthümliche  Gestaltung  des  Voraus  und  weiter 
des  Heergeräthes  im  sächsischen  Recht  aufs  engste  zusammenhängen  muss 
mit  der  Niftelgerade,  wie  sie  nach  $  1023  nur  im  sächsischen  Rechte  vor- 
kommt, so  wird  um  so  weniger  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  weitere  Aus- 
dehnung des  Heergeräthes  im  sächsischen  Recht  sich  erst  nachträglich  er- 
geben haben  kann,  dass  es  sich  bei  der  Weitervererbung  auf  Schwertmagen 
ursprünglich  lediglich  um  die  Waffen  handelte  und  das  thüringische  und 
nordfriesische  Recht  da  das  Ursprünglichere  erhalten  haben. 

Es  wird  weiter  dasFehlen  einer  engern  Gränze  für  die  Son- 
dervererbung zu  beachten  sein,  wie  es  sich  im  Sachsenspiegel  ergibt, 
der  für  das  Recht  des  nächsten  Schwertmagen  auf  das  Heergewäte  keine 
engere  Gränze  kennt,  als  die  von  ihm  auf  den  siebten  Doppelgrad  gesetzte 
für  das  Erbrecht  überhaupt,  während  er  bei  den  Nordschwaben  insbeson- 
dere auch  das  Heergewäte  noch  über  die  siebte  Sippe  hinaus  vererben  lässt, 
wenn  die  Verwandtschaft  erweisbar  ist;  vgl.  §  375.  Nun  können  wir  ganz 
von  den  Bedenken  absehen,  welche  wir  früher  gegen  eine  so  weite  Aus- 
dehnung der  Erbgränze  überhaupt  geltend  machten.  Reichte  das  Vorrecht 
der  Schwertmagen  von  jeher  bis  zur  Erbgränze,  so  ist  es  erklärlich ,  wenn 
es  dieser  auch  bei  Erweiterungen  folgte.  Es  ergibt  sich  aber  in  Sachsen, 
wie  für  die  Gerade,  auch  wohl  für  das  Heergewäte  eine  engere  Gränze,  vgl. 
Stobbe  Privatr.  5,  133.  Glaubten  wir  diese  $  1023  für  die  Gerade  als  das 
Ursprünglichere  betrachten  zu  sollen,  so  fragt  sich,  ob  wir  dasselbe  für  das 
Heergewäte  anzunehmen  haben. 

3* 
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1035]  Nun  reicht  nach  thüringischem  Recht  das  Vorrecht  der  Schwert- 
magen allerdings  nur  bis  zur  fünften  Generation;  und  ich  suchte  S  367  die 
Annahme  zu  begründen,  dass  das  auf  Einzelkniee  zu  beziehen  sei  und  also 
nur  noch  den  Sohn  des  Vetter  treffen  würde.  Aber  es  handelt  sich  dabei 
nicht  blos  um  das  Heergewäte,  sondern  auch  um  die  Liegenschaften;  es  ist 
wohl  anzunehmen,  dass  zur  Zeit,  als  sich  jene  Bestimmungen  feststellten, 
die  Erbgränze  überhaupt  nicht  weiter  reichte,  in  welchem  Falle  sich  damit 
für  die  uns  zunächst  beschäftigende  Frage  kein  Haltpunkt  ergäbe. 

Beachtenswerther  sind  daher  die  Angaben  des  nordfriesischen  Rechts 
in  den  Zusätzen  zur  Krone  der  rechten  Wahrheit  $  6,  Richthofen  Q.  568. 
Hier  fanden  wir  $  331  eine  nach  dem  vierten  Glied  der  längsten  Linie  be- 
stimmte Erbgränze,  nach  welcher  also  selbst  Nachkommen  von  Ururgross- 
eltern  oder  dritte  Vettern  noch  Erbrecht  haben  konnten.  Und  dass  da  nicht 
erst  nachträgliche  Erweiterung  eingreift,  ergibt  die  Uebereinstimmung  mit 
andern,  insbesondere  auch  schwedischen  Rechten;  vgl.  $  332.  Dagegen 
heisst  es  vom  Heergewäte ,  dass  dasselbe  beim  Mangel  von  Söhnen  und 
Sohnessöhnen  an  die  Brüder,  dann  an  den  Vater,  an  den  Vatersbruder, 
weiter  an  den  Vatersbrudersohn  kommt :  isset  aver  disser  nen  unde  hefft 
he  nemant  up  den  schwertsiden,  dar  de  dode  an  der  andern  lydt  to  gebaren 
en  isy  so  stervet  dat  herwede  na  unsem  landrecht  mede  in  dat  grafft.  Ist  da 
allerdings  noch  eine  weitere  Ausdehnung  angedeutet,  so  ist  diese  doch  be- 
stimmt dadurch  begränzt,  dass  der  Berechtigte  jedenfalls  ein  Nachkomme 
des  Vatersvaters  des  Verstorbenen  sein  muss ;  es  ist  da  in  ähnlicher  Weise, 
wie  sich  das  S  336  für  die  nordfriesischen  Bestimmungen  über  die  Todt- 
schlagsühne  ergab,  als  massgebend  der  Abstand  der  Ausgangsperson  vom 
gemeinsamen  Stammvater  gefasst,  wonach  also  ausser  dem  Vatersbruder- 
sohn auch  noch  dessen  Sohn,  möglicherweise  dessen  Sohnessohn  das  Heer- 
gewäte nehmen  konnte.  Jedenfalls  sind  zweite  Vettern  oder  Enkel  des 
Vatersvaterbruder  ausgeschlossen.  Sind  nur  die  ersten  Vettern  noch  aus- 
drücklich genannt,  suchten  wir  es  $  278  ff.  als  eine  auf  nachträgliche  Wei- 
terentwicklung zurückzuführende  Eigenthümlichkeit  des  friesischen  Rechts 
nachzuweisen,  dass  dasselbe  in  solchen  Verhältnissen  die  Parentelen  beachtet 
und  die  Söhne  der  ersten  Vettern  nicht  zu  den  zweiten  Vettern  stellt,  son- 
dern nur  als  für  ihre  Väter  eintretend  berücksichtigt,  so  dürfen  wir  wohl 
annehmen,  dass  es  sich  bei  jener  Angabe  um  die  Gränze  handelt ,  welche 
wir  in  andern  Rechten  nur  nach  den  ersten  Vettern  bestimmt  fanden. 

1026«  Möchte  ich  nun  nicht  zweifeln,  dass  da  die  engere  Gränze  des 
nordfriesischen  Rechts  für  die  ursprünglichere  zu  halten  ist,  so  wird  dafür 
insbesondere  zu  beachten  sein,  dass  sich  Massgeben  der  Vetter n- 
gränze  fürBlutracheund  Vormundschaft  auch  in  andern  Rechten 
vielfach  nachweisen  lässt,  während  sich  $  1024  ergab,  dass  das  Vorrecht  der 
Schwertmagen  auf  das  Heergeräthe  gerade  mit  diesen  Verhältnissen  aufs 
engste  zusammenhängen  dürfte.  Das  Massgeben  der  mit  den  ersten  Vettern 
abschliessenden  Gränze  ist  dann  freilich  nicht  so  aufzufassen,  als  ob  darüber 
hinaus  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreundschaft  überhaupt  nicht  mehr 
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wirksam  würden.  Aber  es  ergibt  sich  wohl  bis  zu  jener  Gränze  hin  eine 
Sonderstellung  einzelner  Personen,  ein  Eingreifen  besonderer  Gesichts- 
punkte, welche,  ähnlich  wie  beim  weitern  Erbenkreis,  vgl.  $  518,  über  jene 
Gränze  hinaus  nicht  fortwirken ,  so  dass  da  etwa  nur  noch  die  Gradnähe 
beachtet  wird. 

■ 

Wir  wiesen  schon  $  269  ff.  darauf  hin,  wie  bezüglich  der  Todtschlag- 
sühne  nach  spanischem,  isländischem,  wohl  auch  norwegischem  Recht  nur 
noch  die  ersten  Vettern  eine  Sonderstellung  einnehmen,  indem  nur  ihnen 
noch  die  Erbenbusse  ungetheilt  zufällt  oder  nur  sie  noch  zu  den  Ringleuten 
gehören.  Aehnlich  nehmen  nach  den  Bestimmungen  von  Helsingelagen 
über  das  Todtschlagerbe,  vgl.  $  276.  279,  dasselbe  nur  genannte  nächstver- 
wandte Männer  in  einer  von  der  gemeinen  Erbfolge  abweichenden  Reihen- 
folge :  Ist  keiner  da  von  diesen ,  dann  gehe  Todtschlagserbe  wie  alles  an- 
dere Erbe. 

Das  hängt  sichtlich  damit  zusammen,  dass  auch  bezüglich  der  Todt- 
schlagsklage  die  nächsten  Freunde  bis  zu  den  ersten  Vettern  mehrfach  eine 
Sonderstellung  einnehmen.  Nach  dem  Fuero  von  Vizcaya  1 1  1.  24  steht 
dieselbe  nur  zu  den :  padres,  abuelos,ßjos  0  descendientes,  hermanos  fijos 
de  hermanos,  Hos  hermanos  de  su  padre  et  madre,  ö  primos  hijos  dellos 
varones  ö  hembras,  also  allen  Männern  des  Mannsstamms  und  des  Weiber- 
stamms bis  zu  den  ersten  Vettern  einschliesslich.  Verzichtet  ein  solcher  auf 
die  Klage  und  gewährt  er  Verzeihung,  so  darf  kein  anderer  Blutsfreund 
klagen;  nur  wenn  überhaupt  kein  so  naher  Freund  vorhanden  ist,  darf  jeder 
klagen  de  los  otros  patentes  dentro  del  quarto  grado. 

Dem  entspricht  auffallend  eine  Bestimmung  des  Augsburger  Stadt- 
rechts 35  S  2,  ed.  Meyer  102,  welche  dann  1346,  vgl.  Böhmer  Acta  551, 
auf  Ulm  übertragen  wurde.  Danach  sollten  den  Todtschläger  in  die  Acht 
bringen  nur  des  Erschlagenen  Vater  und  Mutter,  Weib  und  Kind,  Bruder 
und  Schwester,  Bruderkind  und  Schwesterkind,  Vetter  (Vatersbruder)  und 
Vetterkind,  Oheim  und  Oheimskind,  Basen  und  Muhmen  und  deren  Kind ; 
so  dass  von  der  gesammten  Freundschaft  bis  einschliesslich  zu  den  ersten 
Venern  nur  Grosseltern  und  Enkel  unerwähnt  bleiben.  Andere  Freunde 
mögen  wohl  Feinde  des  Todtschlägers  sein,  wie  ja  auch  in  Spanien  das 
Fehderecht  weiter  reicht,  vgl.  S  265;  aber  zur  Acht  bringen  mögen  sie  ihn 
nicht. 

Fanden  wir  da  eine  entsprechende  engere  Gränze,  so  handelt  es  sich 
allerdings  nicht  gerade  um  Schwertmagen,  sondern  auch  um  Spindelmagen 
und  selbst  Weiber.  Knüpft  sich  aber,  wie  ich  denke,  das  Vorrecht  der 
Schwertmagen  auf  das  Heergewäte  an  Rache  und  Vormundschaft  an ,  so 
genügt  es  für  den  nächsten  Zweck,  dass  da  überhaupt  vielfach  eine  Gränze 
bestand,  während  es  dahingestellt  bleiben  mag,  ob  sich  nun  innerhalb  dieser 
Gränze  das  ursprünglich  allen  Freunden  zustehende  Recht  nachträglich  auf 
die  Schwertmagen  beschränkte  oder  umgekehrt  das  ursprünglich  nur  den 
Schwertmagen  zustehende  Recht  auf  die  Spindelseite  ausdehnte.  Und  wenig- 
stens bezüglich  der  Vormundschaft   finden  wir  dieselbe  Gränze  nur  für 
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1026]  Schwertmagen  in  einem  Rechte  bestimmt,  welchem  jede  Bevorzu- 
gung derselben  im  Erbrechte  durchaus  fremd  ist. 

Nach  der  L.  Wisigoth.  4,  3  1.  3  sind  geborne  AltersvormUnder  nur  der 
Bruder,  der  Patruus  und  der  Patrui  filius ;  fehlt  ein  solcher,  so  tritt  die  ge- 
sammte  Sippe  ein,  indem  sie  einen  Vormund  wählt.  Und  eine  noch  engere 
Gränze  ergibt  sich  da  bei  dem  Verlobungsrechte,  welches  wir,  wie  ich  denke, 
als  ersten  Ansatz ,  nach  der  Annahme  Anderer  als  letzten  Rest  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft zu  betrachten  haben.  Nach  3,  1  1.  7  steht  dasselbe 
nach  dem  Bruder  nur  noch  dem  Patruus  zu.  Und  dass  wir  in  dieser  Be- 
schränkung auf  die  nächsten  Schwertmagen  nicht  eine  willkürliche  Bestim- 
mung der  Lex  zu  sehen  haben,  ergibt  sich  daraus,  dass  sie  wohl  noch  später 
festgehalten  erscheint.  Nach  dem  Recht  von  Navarra,  vgl  Yanguas  Diccia- 
nario  1,  538,  kann  die  Verführte  enterbt  werden;  aber  nur  nach  Willen  des 
echten  Bruders,  seines  Sohnes  oder  des  Vatersbruder,  mit  dem  ausdrück- 
lichen Bemerken,  dass  das  weder  der  Schwester,  noch  deren  Sohn,  noch 
Freunden  der  Mutterseite  zusteht.  Und  dass  es  sich  da  um  eine  altherge- 
brachte Gränze  handelt,  ergibt  wohl  die  auffallende  Uebereinstimmung 
mit  dem  Jütischen  Low  1  c.  33,  wo  nur  die  Beschränkung  auf  die  Schwert- 
seite fehlt.  Als  Verlober  und  geborne  Vormünder  werden  der  Vater,  der 
erwachsene  Sohn,  der  Bruder,  der  Sohnessohn,  der  Grossvater,  der  Vater- 
bruder und  der  Mutterbruder  ausdrücklich  aufgeführt  Nach  ihnen  soll 
dann  allerdings  jeder  nächste  Verwandte  Verlober  sein;  aber  so,  dass  Um- 
gehung desselben  nicht  dieselbe  Wirkung  hat  Nur  den  ausdrücklich  Auf- 
gezählten steht  das  Recht  zu ,  der  sich  eigenmächtig  Verehelichenden  ihr 
Erbtheil  vorzuenthalten. 

Werden  wir  noch  auf  manche  ähnliche  Belege  stossen,  so  werden  die 
angeführten  genügen,  um  die  Behauptung  zu  rechtfertigen,  dass  sich  häufig 
gerade  bezüglich  der  Verhältnisse  der  Rache  und  der  Vormundschaft  inner- 
halb der  Sippe  eine  engere  Abgränzung  zunächst  und  in  anderer  Weise 
berufener  Personen  kenntlich  macht ,  die  mit  dem  engern  Kreise,  wie  er 
sich  für  die  Erbenfolge  in  sichtlichem  Anschluss  an  die  Hausfamilie  ergibt, 
vgl  S  5 1 9,  nicht  näher  zusammenhängt,  ihn  überschreitet,  während  er  an- 
dererseits doch  auch  die  Erbgränze  im  allgemeinen  nicht  erreicht.  Dabei 
ergibt  sich  dann  freilich  keineswegs  überall  Beschränkung  nur  auf  die 
Schwertmagen  dieses  Kreises ;  erscheinen  häufig  auch  die  Männer  der  Spia- 
deheite  gleichberechtigt,  so  sind  nicht  einmal  überall  die  Weiber,  auch  von 
der  Sonderstellung  der  Mutter  abgesehen,  ausgeschlossen;  wie  sie  etwa  in 
Island  zur  Vormundschaft  berufen  sind,  so  wurden  sie  dort  auch  erst  994 
von  der  Blutklage  ausgeschlossen;  vgl.  Maurer  Isl.  343. 

Nun  werden  allerdings  erst  spätere  Untersuchungen  ergeben  können, 
dass,  wie  ich  denke,  der  Vorzug  der  Schwenmagen  insbesondere  auch  vor 
den  Männern  der  Spindelseite  sich  überall  erst  nachträglich  ergeben  hat,  in 
welchem  Falle  dann  natürlich  auch  die  unbeschränkte  Vererbung  des  Hecr- 
gewätes  auf  die  Schwertmagen,  wie  sie  dem  sächsischen  Rechte  eigeathüm- 
tieh  ist,  nicht  ursprünglich  sein  kann.   Doch  dürfte  für  dieselbe  Annahme 
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wohl  auch  schon  der  Umstand  ausreichet),  ddss  die  Masse  der  Rechte  tiuf 
eine  Sondervererbung  auf  den  Sohn  kennt,  dass  es  erklärlicher  ist,  Wenn 
sich  diese  in  einzelnen  Rechten  aus  naheliegenden  Gründen  nachträglich 
weiter  ausdehnte,  als  dass  ein  Vorrecht,  welches  ursprünglich  allen  Schwert- 
raagen  zustand,  so  allgemein  von  diesen  aufgegeben  sein  sollte.  Gehen  wir 
aber  Toni  Sohne  aus,  nehmen  wir  an,  dass  sich  erst  ellmählig  die  Auffas- 
sung gestaltete,  dass  die  Waffen  auch  den  weiteren  Freunden  gebührten, 
welche  den  Tod  zu  rächen  und  die  (unterlassenen  zu  schützen  hatten ,  so 
ist  es  erklärlich;  wenn  das  zunächst  an  einer  Grunze  Halt  machte,  die  ge- 
rade fllr  diese  Verhältnisse  sich  schon  gezogen  fand*  dass  sich  das  dann  erst 
nachtraglich  auf  alle  Schwertmagen  ausdehnte,  oder  jedenfalls,  wenn  das 
in  einem  Rechte  sofort  der  Fall  war,  ein  anderes,  welches  die  engere  Be- 
gränzung  zeigt,  in  dieser  Beziehung  nicht  von  demselben  beeinflusst  sein' 
kann. 

Das  aber  dürfte  dann  insbesondere  zu  beachten  sein  bezüglich  der 
schon  durch  die  Verhältnisse  der  Nachbarschaft  nahegelegten  Annahme, 
dass  das  nordfriesische  Recht  hier  vom  sächsischen  Recht  in  seiner  uns  be- 
kannten Gestaltung  beeinflusst  sei,  da  es  das  einzige  ostgermanische  Recht 
ist,  welches  bezüglich  der  Vererbung  nur  des  Heergewätes  sieh  dem  säch- 
sischen näher  anschliesst.  Entweder  besteht  da  überhaupt  kein  Zusammen- 
hang, oder  derselbe  muss  in  eine  Zeit  zurückreichen ,  wo  das  sächsische 
Recht  noch  auf  einer  wesentlich  andern  Entwicklungsstufe  stand. 

Manches  Gesagte  wird  allerdings  erst  durch  spätere  Erörterungen  be- 
stimmtere Begründung  finden  können.  Aber  ich  glaubte  doch  von  vorn- 
herein auf  Haltpunkte  hinweisen  zu  sollen,  welche  zu  ergeben  scheinen, 
dass  die  Sondervererbung  von  Heergewäte  und  Gerade  sich  ursprünglich 
auf  Kinder  und  auf  bestimmte  Gegenstände,  Kleider,  Waffen  und  Schmuck, 
beschrankte.  Zeigt  nur  das  sächsische  Recht  nach  beiden  Seiten  hin  dös  In- 
stitut am  weitesten  entwickelt,  so  hat  man  seine  bezüglichen  Bestimmungen 
vielfach  ab  die  ursprünglichsten  betrachtet,  was  dann  nicht  ohne  Einfluss 
auf  die  Auffassung  der  Erbenfolge  im  allgemeinen  bleiben  konnte.  Aber 
schon  das  Gesagte  dürfte  doch  genügende  Haltpunkte  für  die  Annahme 
bieten,  dass  es  sich  da  im  sächsischen  Recht  nur  um  eine  nachträglich  ent- 
wickelte, von  der  ursprünglichen  sich  am  weitesten  entfernende  Gestaltung 
handeln  kann. 

1037«  Da»  wird  denn  auch  zu  beachten  sein  bezüglich  eines  bisher 
nicht  berücksichtigten ,  aber  schliesslich  wenigstens  zu  erwähnenden  Um- 
stände«, de»  Verhältnisses  zum  Mutterrecht.  Man  hat,  vgLDarguo 
Mutterr.  65  n%  Heusler  Inst.  2,  528,  in  der  Gerade  wohl  einen  Rest  des 
Mutterrechts  sehen  wollen,  dabei  insbesondere  die  Vererbung  der  sächsischen 
Nütelgerade  betonend,  welche  zunächst  nur  den  Weibern  vom  Weibe  zu- 
fällt. Das  aber  würde  doch  nur  dann  auf  Mutterrecht  zurückleiten*  wenn 
»an  nicht  blos  annimmt,  dass  bei  diesem  nur  die  durch  Weiber  vermittelte 
Verwandtschaft  beachtet  wurde,  sondern  innerhalb  dieser  auch  nur  die 
Weiber  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  erbberechtigt  sein  sollten ;   was 
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1027]  dann  allerdings  auf  eine  Folge  nur  der  Weiber  vom  Weibe  führen 
würde.  Aber  alle  Haltpunkte,  welche  uns  da  insbesondere  das  fränkische 
Recht  bietet,  weisen  aufs  bestimmteste  darauf  hin ,  dass  bei  mutterrecht- 
licher Folge  der  Mann  vom  Weibe  dem  Weibe  vom  Weibe  ganz  gleich- 
stand. 

Aber  auch  wenn  wir  davon  absehen,  würde  die  sächsische  Niftelge- 
rade  insofern  auf  kein  ursprüngliches  Vorrecht  der  Weiber  auf  die  Fahrniss 
zurückdeuten,  als  sie  durch  ein  Vorrecht  der  Männer  vom  Manne  auf  ein 
gleichfalls  in  Fahrniss  bestehendes  Heergeräthe  entsprechenden  Urafangs 
aufgewogen  wird.  Wahrend  schliesslich  gerade  das  sächsische  Recht  am 
wenigsten  einen  Schluss  auf  die  ursprünglichsten  Zustände  gestattet,  falls 
unsere  auf  die  Vergleichung  der  andern  Rechte  gestutzte  Annahme  richtig 
ist,  dass  wir  in  der  sächsischen  Gerade  die  jüngste  Gestaltung  des  Instituts 
zu  sehen  haben.  Wird  aber  in  andern  Rechten  nur  ein  Vorrecht  der  Töchter 
auf  die  Gerade  erwähnt,  so  sind  das,  wie  $  1022  bemerkt,  solche,  in  welchen 
Töchter  im  allgemeinen  durch  Söhne  vom  Erbe  ausgeschlossen  sind,  wo 
es  sich  also  nicht  um  einen  Vorzug ,  sondern  nur  um  eine  Milderung  der 
Zurücksetzung  handelt. 

Beachtenswerther  in  jener  Richtung  könnte  die  Nichterwähnung 
in  fränkischen  Rechtsquellen  sein.  Weder  in  der  Lex  Salica  und 
Ribuaria  findet  sich  der  geringste  Hinweis ,  noch  auch  in  der  Lex  Chama- 
vorum,  wo  das,  da  sie  das  verschiedene  Erbrecht  der  Söhne  und  Töchter 
ausdrücklich  erwähnt,  vgl.  $  852,  doch  besonders  nahe  gelegen  hätte. 
Spätere  Quellen  erwähnen  dann  im  ostfränkischen  Gebiete  wohl  die  Son- 
dervererbung beider  Bestandtheile ;  aber  auch  da  anscheinend  nur  sehr  ver- 
einzelt; so  im  Kölnischen,  in  der  Pfalz,  zu  Nürnberg;  vgl.  Stobbe  Privatr. 
5,  132.  138.  Dagegen  ist  mir  in  den  Rechten  des  westfränkischen  und 
lothringischen  Gebiets  nicht  die  geringste  Spur  einer  Gerade  aufgefallen. 

Und  auch  die  Erwähnungen  einer  Sondervererbung  des  Heerge- 
räths  sind  sehr  vereinzelt.  In  derCoutume  von  Luxemburg  12S  18  heisst 
es  allerdings  schlechtweg,  dass  Waffen  und  Kriegspferde  nur  an  Söhne  und 
nicht  an  Töchter  fallen.  Ist  in  derCoutume  des ßourbonnais  $  301  nur  bei 
den  Nobles  ein  Recht  des  ältesten  Sohns  auf  die  Waffen  des  Vaters  betont, 
so  wird  das  erst  auf  lehnrechtliche  Grundlage  zurückgehen.  Nach  andern 
Erwähnungen  handelt  es  sich  weniger  um  die  Sondervererbung ,  als  um 
Ausschluss  der  Waffen  von  der  Theilung  mit  der  überlebenden  Wittwe 
nach  dem  Tode  des  Mannes.  Nach  der  ältesten  Coutume  der  Bretagne  $  206 
ftllt  das  Heergeröth  nicht  in  die  Theilung,  sondern  verbleibt,  aber  auch  hier 
nur  bei  Nobles,-  dem  Hoir  principal  des  Mannes.  Die  entsprechende  Be- 
stimmung findet  sich  in  Rechten  der  Picardie,  ed.  Marnier  110.  Ebenso 
deutet  darauf  die  $  1018  erwähnte  Bestimmung  aus  Anjou,  wonach  der 
Mann  nichts  von  seinen  Waffen  verschenken  darf. 

Zum  Theil  handelt  es  sich  da  um  Rechte,  welche  auch  sonst  vom 
fränkischen  stärker  abweichen.  Zum  Theil  deuten  die  Bestimmungen  auf 
lehnrechtlichen  Ursprung.  Treffen  weiter  alle  Erwähnungen  lediglich  die 
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Waffen,  nicht  was  sonst  zum  persönlichen  Gebrauche  des  Vaters  diente,  so 
ist  nach  dem  §  1024  Bemerkten  nicht  ausgeschlossen,  dass  gerade  die  Son- 
derbehandlung der  Waffen  sich  auch  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  er- 
geben konnte,  als  dem,  welcher  im  allgemeinen  für  Sonderbehandlung  von 
Heergerath  und  Gerade  massgebend  war.  Jene  vereinzelten  Fälle  werden 
daher  kaum  hindern,  dass  wir  annehmen,  es  sei  wenigstens  später  dem 
fränkischen  Recht  jene  Sonderbehandlung  fremd  gewesen. 

Das  muss  freilich  nicht  erweisen,  dass  dieselbe  hier  von  jeher  fehlte. 
Auch  in  andern  Rechten  finden  wir  spater  keinerlei  Reste  einer  Sonderbe- 
handlung, was  ich  S  1021  durch  Aufgehen  von  Heergerath  und  Gerade  in 
die  übrige  Fahrniss  zu  erklaren  suchte.  Doch  Hesse  sich  da  immerhin  auch 
an  ein  Anderes  denken.  Die  spatere  Gestaltung  des  Instituts  setzt  zweifellos 
Beerbung  beider  Eltern  durch  ihre  Kinder  voraus.  Nun  beruht  nach  un- 
sern  frühern  {Erörterungen  gerade  im  frankischen  Recht  die  Folge  auf  mut- 
terrechtlicher Grundlage;  und  wenn  dieselbe  nach  den  ältesten  Zeugnissen 
bereits  dahin  abgeschwächt  erscheint,  dass  die  Kinder  Erbrecht  auch  nach 
dem  Vater  haben,  so  glaubten  wir  $  957  doch  annehmen  zu  müssen,  dass 
eine  Zeit  vorherging,  in  welcher  die  Kinder  trotz  der  Ehe  nur  die  Mutter, 
nicht  auch  den  Vater  beerbten.  Wurde  aber  nur  die  Mutter  beerbt,  so 
konnte  es  kaum  nahe  liegen,  den  Töchtern  einen  für  die  ältesten  Zeiten 
doch  sehr  beachtenswenhen  V ortheil  dadurch  zuzuwenden,  dass  man  nur 
ihnen  das  zusprach ,  was  zum  persönlichen  Gebrauche  der  Mutter  gedient 
hatte,  wenn  sich  für  Söhne  eine  ahnliche  Bevorzugung  bei  Beerbung  des 
Vaters  noch  nicht  ergeben  konnte.  Das  spatere  Nichtvorkommen  einer  Ge- 
rade würde  sich  daraus  hinreichend  erklaren  lassen.  Heergerath  hinterHess 
die  Mutter  nicht,  wahrend  auf  das  des  Vaters  die  Kinder  ursprünglich  keinen 
gesetzlichen  Anspruch  hatten. 

War  nach  festerer  Gestaltung  der  Ehe  der  Vater  der  natürliche  Schützer 
von  Weib  und  Kind,  so  sehen  wir  uns  doch  auf  eine  Zeit  zurückgewiesen, 
in  der  der  Mutterbruder  der  nächstberufene  Schützer  der  Mutterfamilie  war. 
Starb  er,  so  musste  es  nach  dem  §  1024  betonten  Gesichtspunkte  naheliegen, 
dass  seine  Waffen  dem  zugesprochen  wurden,  der  nun  den  Schutz  der  Fa- 
milie zu  übernehmen  hatte ;  also  in  erster  Reihe  einem  überlebenden  Bruder, 
dann  dem  Schwestersohn  und  weiter  dem  nächsten  Manne  vom  Weibe  in 
derselben  Folge,  wie  wir  sie  S  953  für  den  Reipus  anzunehmen  hatten. 
Damit  würde  sich  eine  Sonderfolge  der  Manner  vom  Weibe  fest» 
gestellt  haben,  die  ganz  der  entsprach ,  wie  sie  sich  in  andern  Rechten  für 
die  Sonderfolge  der  Manner  vom  Manne  in  das  Heergerath  entwickelt  hatte. 

Die  Möglichkeit  derartiger  ursprünglichster  Gestaltung  möchte  ich 
nicht  gerade  bestreiten.  Dann  aber  erklart  es  sich,  wenn  dieselbe  keine  Nach- 
wirkung übte.  Seit  der  Vater  der  nächstberufene  Schützer  der  Familie  war, 
seit  der  Mutterbruder  auch  gesetzlich  nicht  mehr  in  erster  Reihe  auf  seine 
Muttermagen,  sondern  auf  seine  Kinder  vererbte,  würde  sich  die  alte  Grund- 
lage der  Sondervererbung  verloren  haben.  Wenn  sich  dann  keine  Sonder- 
vererbung des  Heergeräths  des  Vaters  auf  die  Söhne  entwickelte,  so  würde 
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1027]  das  zu  unserer  Annahme,  vgl.  $  960  ff.,  stimmen,  dass  sich  das  zwei- 
seitige Erbrecht  in  der  Weise  feststellte,  dass  nun  die  entsprechenden  Vater- 
magen den  Muttermagen  ganz  gleichgestellt  wurden,  von  ihnen  und  nach 
ihnen  gerade  so  geerbt  wurde,  wie  das  bisher  bei  diesen  der  Fall  war,  Söhne 
und  Töchter  daher  auch  die  Fahrniss  des  Vaters  ohne  Ausscheidung  eines 
Heergermhes  gleich  theilten ,  wie  sie  auch  bisher  nach  unserer  Annahme 
die  gesammte  Fahrniss  der  Mutter  ohne  Ausscheidung  einer  Gerade  ge- 
theilt  hatten. 

Sollten  wir  im  Laufe  unserer  Untersuchungen  auf  bestimmtere  Halt* 
punkte  stossen,  dass  die  wohl  mit  Fehde  und  Vormundschaft,  vgl.  §  1024, 
in  Verbindung  gebrachte  Sondervererbung  des  Heergeräths  auch  auf  die 
sonstige  Folge,  insbesondere  die  in  die  Liegenschaften,  Eiftfluss  gewonnen 
habe,  so  liesse  sich  allerdings  daran  denken ,  mit  jener  zu  vermuthenden 
einstigen  Vererbung  der  Waffen  auf  die  Männer  vom  Weibe  der  Seiten- 
linie die  im  frankischen  Recht  nach  unserer  früheren  Ausführung,  vergL 
S  988,  wohl  nicht  allgemein  massgebende,  aber  doch  vielfach  sich  geltend 
machende  Gestaltung  in  Verbindung  zu  bringen,  wonach  in  der  Seitenlinie 
Weiber  durch  die  Männer  gleichen  Grades  von  Liegenschaften  ausge- 
schlossen waren.  Vom  Mutterbruder  konnte,  so  lange  sich  noch  kein  Erb- 
recht seiner  Kinder  festgestellt  haue  und  weibliche  Vorfahren  nicht  in  Frage 
kamen,  nur  auf  die  Seite  vererbt  werden.  Dass  dabei  später  Vatermagen 
und  Muttermagen,  Männer  vom  Manne  und  vom  Weibe  nicht  unterschie- 
den wurden,  entspricht  der  allgemeinen  Weiterentwicklung.  Eher  würde 
gegen  einen  Zusammenhang  sprechen,  dass  in  der  Seitenlinie  die  Weiber 
nicht  überhaupt,  sondern  nur  durch  den  gleichstehenden  Mann  ausge- 
schlossen sind.  Doch  sind  da  die  Grundlagen  für  die  Annahme  eines  Zu- 
sammenhangs überhaupt  so  unsicher,  dass  es  mir  genügt,  auf  die  Möglich- 
keit desselben  hingewiesen  zu  haben. 
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1028.  Von  den  ältesten  Aufzeichnungen  der  germanischen  Volksrechte 
ist  es  lediglich  das  westgothischeRecht,  welches  mit  voller  Bestimmt- 
heit die  Gleichstellung  beider  Geschlechter,  wo  sie  bei  der  Erbenfolge  irgend 
in  Frage  kommen  kann,  ausspricht.  Töchter  und  Söhne,  Schwestern  und 
Brüder,  Angehörige  des  Weibsstamms  und  des  Mannsstamms,  der  Mutter- 
seite und  der  Vaterseite  werden  in  dem  bezüglichen  Abschnitte  der  Lex  4, 
2  L  1  ff.  überall  als  gleichzeitig  berufene  Erben  aufgeführt,  und  wiederholt 
wird  betont,  dass  Männer  und  Weiber  gleiche  Theile  nehmen. 

Diese  Gleichstellung  der  Geschlechter  gehört  nicht  erst  den  jüngeren 
Redactionen  des  westgothischen  Gesetzbuches  an.  Sind  viele  der  bezüg- 
lichen Gesetze  als  Amiquae  bezeichnet,  so  scheint  mir  die  Beweisführung 
von  Zeumex  Gesch.  der  westgoth.  Gesetzgebung  im  N.  Archiv  23,  430  ff. 
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durchaus  überzeugend,  dass  mit  dieser  Bezeichnung  auf  die  Revision  König 
Leowigilds  um  575  hingewiesen  ist.  Aber  ich  möchte  kaum  bezweifeln, 
dass  die  bezüglichen  Gesetze  im  wesentlichen  in  der  uns  vorliegenden  Fas- 
sung schon  auf  die  Gesetzgebung  König  Eurichs  um  475  zurück- 
gehen. Sind  sie  in  den  Pariser  Fragmenten  derselben  nur  zum  Theil  er- 
halten, so  genügt  doch  der  Hinweis  auf  Cod.  Euric.  328.  329,  wo  der  Avus 
paternus  und  die  Avia  materna,  dann  die  Soror  patris  und  die  Soror  matris. 
ausdrücklich  als  gleichgestellte  Erben  bezeichnet  werden ,  dass  auch  hier 
wenigsten«  bei  der  Folge  der  Rückenerben  irgendwelcher  Einfiuss  des  Ge- 
schlechtes der  Person  oder  der  Seite  sich  nicht  geltend  machte. 

Dagegen  folgert  nunZeumer  im  N.  Archiv  23,  435.  478  aus  dem  erst 
jetzt  vollständiger  gelesenen  Cod.  Eur.  320  eine  erbrechtliche  Zurücksetzung 
der  Tochter  gegen  den  Sohn;  erst  durch  Leowigild  sei  in  der  Antiqua  4, 
2  L  1  die  Gleichstellung  beider  erfolgt.  Mir  scheint  gerade  dieses  Gesetz 
dafür  zu  sprechen,  dass  schon  unter  Eurich  der  gleiche  Erbtheil  der  Töchter 
anerkannt  war.  Haben  sich  vom  Eingange  nur  wenige,  mit  der  Antiqua  4, 
2  1.  1  stimmende  Silben  erhalten,  so  möchte  ich  nicht  bezweifeln ,  dass  da 
zunächst  ebenso,  wie  in  der  Antiqua,  das  gleiche  Erbrecht  von  Söhnen  und 
Töchtern  schlechtweg  ausgesprochen  war.  Denn  wenn  dann  noch  Bestim- 
mungen folgen,  welche  in  die  spätem  Redactionen  nicht  aufgenommen  sind, 
so  ist  auch  in  diesen  von  einer  Zurücksetzung  der  Tochter  als  solcher  nicht 
die  Rede.  Sie  enthalten,  wie  ich  denke,  nur  Sonderbestimmungen  bezüg- 
lich der  kinderlosenTöchter,  und  zwar  so,  dass  auch  diesen  gleicher 
Erbtheil  mit  den  Söhnen  ausdrücklich  zugesprochen  wird,  sie  nur  bei  der 
Verfügung  über  denselben  gewissen  Beschrankungen  im  Interesse  ihrer  ge- 
setzlichen Erben  unterliegen. 

In  der  ersten,  unvollständiger  erhaltenen,  dürfte  etwa  gesagt  gewesen 
sein,  dass ,  wenn  die  verheirathete  Tochter  kinderlos  starb,  ihre  Liegen- 
schaften dem  Wittwer  auf  Lebenszeit  zu  Genuss  verbleiben  können ,  nach 
seinem  Tode  aber  an  ihre  vorhin  genannten  Erben  zurückfallen  sollen.  Je- 
denfalls handelt  es  sich  auch  hier  um  eine  kinderlose  Tochter,  da  nach  dem, 
was  vorher  lesbar  ist,  sichtlich  ihre  Brüder  als  die  zunächst  in  Frage  kom- 
menden Erben  vorausgesetzt  sind. 

In  der  zweiten  handelt  es  sich  um  die  Sanctimonialis  und  anscheinend 
jede  Unverheirathete,  von  der  es,  wenn  die  Eltern  ohne  Testament  sterben, 
heisat:  puella  inier  fr atr es  equalem  in  omnibus  habeat  portionem  /  quam 
usque  ad  tempus  vitae  suae  usufruciuario  iure  possideat,  post  obiium  vero 
suum  terras  suis  heredibus  relinquat;  während  es  nach  dem  lückenhaften 
Schlüsse  unklar  bleibt,  in  wie  weit  sie  auch  bei  der  Facultas  reliqua  Be- 
schränkungen unterliegen  sollte.  Es  war  wohl  das  Interesse  der  Kirche, 
welches  verhinderte,  dass  die  Bestimmung  in  die  spätem  Recensionen  über- 
ging, während  Eur.  335,  wonach  beim  Fehlen  von  Erben  bis  zum  siebten 
Grade  das  Gm  der  Cleriker,  Mönche  und  Nonnen  an  ihre  Kirche  fällt,  als 
Lex  4,  2  1.  12  wiederkehrt;  welche  man  dann,  vgl.  §419,  wohl  noch  durch 
Angabe  einer  engern  Verwandtschaftsgrade  fälschte.  Eben  diese  Beseitigung 
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1028]  der  Bestimmung  im  Rechtsbuche  gibt  dann  aber  einen  Beleg  dafür, 
wie  sich  älteres  gothisches  Recht  unabhängig  von  der  Lex  in  Spanien  er- 
halten hat  Denn  auch  im  Fuero  viejo  5,  2  $2  begegnen  wir  der  ganz  ent- 
sprechenden Bestimmung,  dass  zwar  der  Mönch  oder  die  Nonne:  deve  ere- 
dar  en  la  buena  del  padre  0  de  la  tnadre  egualmente  con  suos  ermannos; 
dass  solche  aber  lediglich  Leibzucht  an  ihrem  Theile  haben  und ,  von  be- 
stimmten Ausnahmsfellen  abgesehen,  nichts  davon  veräussern  dürfen. 

Auch  noch  in  anderer  Beziehung  ist  jene  Bestimmung  Eur.  320  be- 
achtenswerth.  Vergleicht  man  sie  mit  den  in  anderm  Zusammenhange  näher 
zu  besprechenden,  allerdings  den  abweichenden  burgundischen  Verhält- 
nissen angepassten  Bestimmungen  L.  Burgund.  14,  S  5  ff.,  so  kann  nicht 
wohl  zweifelhaft  sein,  dass  diese  Stellen  denen  anzureihen  sind,  bei  welchen 
die  Fassung  der  westgothischen  und  der  burgundischen  Bestimmungen  nicht 
wohl  unabhängig  von  einander  entstanden  sein  kann;  vgl.  Brunner  R.  G. 
I,  339.  Dann  aber  dürfte,  von  anderm  abgesehen,  gerade  hier  das  Nach- 
wirken der  Bestimmung  im  spätem  spanischen  Recht  bestimmter  dafür 
sprechen,  dass  die  westgothische  der  burgundischen  als  Vorlage  diente. 

Handelt  es  sich  in  dem  besprochenen  Gesetze  zweifellos  nicht  um  eine 
Zurücksetzung  der  Tochter  als  solcher,  wird  vielmehr  auch  der  kinderlosen 
Tochter  ausdrücklich  gleicher  Erbtheil  zugesprochen  und  nur  der  Rückfall 
desselben  an  die  gesetzlichen  Erben  durch  Verfangenschaft  gesichert,  so 
liesse  sich  für  eine  Zurücksetzung  wenigstens  des  Weibsstammes  gegen  den 
Mannsstamm  etwa  noch  Cod.  Euric.  327  geltend  machen,  in  welchem  neben 
vollem  Erbrecht  der  Enkel  vom  vorverstorbenen  Sohne  von  einer  Tertia 
pars  der  Enkel  von  der  Tochter  die  Rede  ist.  Ich  habe  $  439  ange- 
nommen, dass  es  sich  da  um  den  römischen  Drittelsabzug  bei  Tochterkin- 
dern handele  und  dass  dieser  erwähnt  sei,  nicht  um  ihn  als  geltendes  Recht 
auszusprechen,  sondern  um  ihn  abzuschaffen.  Seitdem  liegt  nun  der  Text 
vollständiger  vor  und  ist  von  Zeumer  in  anderm  Sinne  ergänzt  worden. 
Aber  ich  glaube  dem  gegenüber  an  meiner  Annahme  festhalten  zu  dürfen. 

Zeumer  geht  bei  seiner  Ergänzung  davon  aus,  dass  es  sich  um  ein 
Consequi  der  Tertia  pars  handle,  eintretende  Tochterkinder  also  nur  ein 
Drittel  des  Antheils  ihrer  Mutter  erhalten  sollten.  Würde  damit  der  An- 
schluss  an  das  römische  Gesetz  entfallen,  so  gelangten  wir  auf  eine  Bestim- 
mung, die  auch  in  den  germanischen  Rechten  ganz  vereinzelt  stehen  würde 
und  vor  allem  in  einem  Rechte  auffallen  müsste,  welches  sonst  nirgends  den 
Weibsstamm  gegen  den  Mannsstamm  zurücksetzt.  Schon  das  muss  es  doch 
nahelegen,  auf  ein  Perdere  der  Tertia  pars  zu  ergänzen,  womit  sich  wenig- 
stens Anschluss  an  die  römische  Bestimmung  herstellt. 

Das  wird  einmal  dadurch  unterstützt,  dass  auch  die  lnterpretatio  bei 
Wiedergabe  derselben  von  einem  Perdere  der  Tertia  spricht.  Vor  allem 
aber  spricht  dafür  das  Gesetz  Chindaswinds  4,  5  1.  4,  worin  von  einem 
früheren  Gesetze  die  Rede  ist,  wonach  bestimmt  wurde :  triantem  nepotes 
non perdere.  Bemerkt  Zeumer  dazu,  dass  ihm  ein  solches  Gesetz  nicht  be- 
kannt sei,  so  ist  das  allerdings  richtig,  wenn  wir  Eur.  327  dahin  ergänzen, 
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dass  die  Tochterkinder  nicht  ein  Drittel,  sondern  zwei  Drittel  verlieren 
sollten.  Ergibt  sich  bei  meiner  Annahme  ungezwungen  die  Beziehung  auf 
Eur.  327 ,  so  würde  dann  weiter  zu  schliessen  sein ,  dass  in  diesem  der 
Drittelsabzug  nicht  eingeführt,  sondern  abgeschafft  sei.  Und  dem  scheint 
mir  auch  der  Text,  wie  er  jetzt  vorliegt,  nicht  im  Wege  zu  stehen.  Denn 
das  praecipimus ,  welches  für  das  Folgende  auf  Einführung  hinweisen 
könnte,  ist  ergänzt  Es  scheint  mir  nichts  bestimmter  die  Annahme  auszu  • 
schliessen,  dass  auch  die  Erwähnung  des  Drittelsabzugs  noch  der  Prior  lex 
entnommen  sei,  auf  welche  im  Eingange  hingewiesen  ist  Fehlen  dann  aber 
die  sechszehn  Schlusszeilen  des  Gesetzes  vollständig,  so  war  da  Raum  genug 
geboten,  um  die  Prior  lex  ausser  Kraft  zu  erklären  und  durch  eine  entgegen- 
stehende Bestimmung  zu  ersetzen. 

Ich  glaube  demnach  davon  ausgehen  zu  dürfen,  dass  schon  in  der 
Gesetzgebung  Eurichs  sich  irgendwelcher  Einfluss  des  Geschlechtsunter- 
schiedes auf  die  Folge  nicht  geltend  macht,  dass  vielmehr,  wenn  man  sich 
in  einer  Einzelnheit  dem  römischen  Rechte  angeschlossen  hatte,  wie  das 
gerade  bei  dem  dem  Ältesten  gothischen  Rechte  zweifellos  fremden  Ein- 
trittsrechte der  Enkel  besonders  nahe  liegen  konnte,  das  in  derselben  der 
Gesammtauffassung  des  gothischen  Rechts  entsprechend  abgeändert  wurde« 

1029.  Dieser  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes  im  west- 
gothischen  Recht  wird  nun  allerdings  für  das  germanische  Recht  im  allge- 
meinen keine  Bedeutung  beigelegt,  weil  man  da  durchweg  von  der  An- 
nahme der  Aufnahme  aus  dem  römischenRecht  ausgeht.  Selbst 
Wasserschieben,  der  gerade  in  den  westgothischen  Bestimmungen  übrigens 
die  älteste  germanische  Folge  besonders  rein  erhalten  glaubt,  nimmt  Suc- 
cessionsordn.  39  die  Gleichstellung  der  Geschlechter  davon  aus.  Und  auch 
Opet,  der  doch  bemüht  ist,  der  herrschenden  Meinung  von  der  durchgän- 
gigen Zurücksetzung  der  Weiber  entgegenzutreten,  nimmt  Weibererbr.  65 
an,  dass  jene  Gleichstellung  dem  ältesten  Volksrechte  nicht  entspreche. 

In  dieser  Richtung  wird  doch  vor  allem  die  Frage  aufzuwerfen  sein, 
ob  jene  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes  dem  römischen  Rechte, 
wie  es  zur  Zeit  der  gothischen  Aufzeichnungen  in  Geltung  war,  entspricht 
Bezüglich  der  Gleichstellung  der  Töchter  und  Söhne  und  überhaupt  der 
Weiber  und  der  ihnen  nach  Entfernung  und  Vermittlung  der  Verwandt- 
schaft gleichstehenden  Männer  ist  das  allerdings  der  Fall.  Aber  nicht  darum 
allein  handelt  es  sich  im  gothischen  Recht,  sondern  insbesondere  auch  um 
die  Nichtbeachtung  des  Umstandes,  ob  die  Verwandtschaft  durch  Männer 
oder  durch  Weiber  vermittelt  war,  so  dass  lediglich  ausser  der  Richtung 
der  Linie  die  Entfernung  des  Grades  massgebend  war.  Und  das  ist  für  die 
Erbenfolge  um  so  beachtenswerther,  als  sich  bei  anderen  Verhältnissen,  bei 
der  Vormundschaft  und  beim  Verlobungsrecht  im  westgothischen  Recht 
allerdings  ein  Vorzug  der  Männer  vom  Mann,  des  Patruus  und  des  Patrui 
61ius,  ergibt;  vgl  S  1026. 

Nun  ist  die  Nichtbeachtung  des  Unterschiedes  agnati- 
scher und  cognatischer  Verwandtschaft  im  römischen  Recht  erst 
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1039]  durch  Justiniaüs  Novelle  1 1 8  von  543  anerkannt.  War  die  bevor- 
zugte Erbenfolge  der  Agnaten  auch  im  engern  Kreise  schon  vielfach  abge- 
schwächt, so  hatte  sie  sich  doch  bis  dahin  im  allgemeinen  erhalten  und  war 
insbesondere  auch  für  die  Quellen,  welche  für  die  Lex  Romana  Visigotho- 
rum  benutzt  wurden,  noch  massgebend;  ebenso  erscheint  sie  im  Papianus 
10  S  9  noch  als  geltendes  Recht.  Die  volle  Nichtbeachtung  der  an  das  Ge- 
schlecht anknüpfenden  Unterschiede  konnte  daher  erst  nach  543  dem  römi- 
schen Rechte  entnommen  werden.  Wie  denn  auch  Dahn  Westgoth.  St  132 
darauf  hinweist,  dass  die  Novelle  1 1 8  schon  den  Redactoren  der  Antiqua 
bekannt  sein  mochte. 

Handelt  es  sich  demnach  in  erster  Reihe  um  die  Zeit  frage,  so  ist 
zunächst  zu  beachten,  dass  uns  in  dem  EdictumTheodorici  eine  go- 
thische  Gesetzgebung  vorliegt,  deren  frühere  Entstehung  von  vornherein 
ausser  Frage  steht.  Es  heisst  da  ganz  unabhängig  von  einer  römischen 
Rechtsquelle  S  23 :  Si  quis  intestatus  mortuus  fuerit,  is  ad  eins  successionem 
veniaty  qui  inier  agnatos  atque  cognatos  gradu  vel  titulo  proximus  inveni- 
tur,  salvo  iure  filiorum  ac  nepotum*  Zweifellos  ist  da  nicht  etwa  von  Filii 
im  Gegensatze  zu  Filiae  die  Rede;  vgl.  Opet  Weibererbr.  65«  Die  Gleich- 
stellung der  Weiber  und  Männer  ist  sichtlich  stillschweigend  vorausgesetzt, 
während  es  hätte  naheliegen  müssen,  sie  besonders  zu  betonen,  wenn  sie 
nicht,  wie  den  Römern,  auch  den  Gothen  ohnehin  geläufig  gewesen  wäre. 
Um  so  beachtenswerther  ist  die  volle  Gleichstellung  der  Agnaten  und  Co- 
gnaten,  wie  sie  im  römischen  Rechte  noch  nicht  durchgedrungen  war.  Es 
wäre  allerdings  denkbar,  dass  Theodorich  der  durch  die  Beachtung  jenes 
Unterschiedes  und  seine  theilweisen  Abschwächungen  verwickelt  gewor- 
denen römischen  Erbenfolge  gegenüber  selbstständig  darauf  verfiel,  ebenso 
wie  später  Justinian,  durch  vollständige  Gleichstellung  beider  Arten  von 
Verwandtschaft  die  Folge  zu  vereinfachen.  Aber  doch  ungleich  wahrschein- 
licher, dass  er  dabei  einfach  dem  folgte,  was  bei  den  Gothen  ohnehin  Rech- 
tens und  dann  allerdings  wegen  der  Abweichung  vom  römischen  Recht  hier 
ausdrücklich  zu  betonen  war. 

Bezüglich  der  jetzt  als  Codex  Euricianus  bezeichneten  Pariser 
Fragmente  war  freilich  die  Zeitfrage  lange  eine  bestrittene.  Vielfach  glaubte 
man  in  derselben  eine,  dann  zu  592  zu  setzende  Gesetzgebung  König  Rec- 
careds  sehen  zu  sollen.  In  diesem  Falle  hätte  allerdings  nach  dem  blossen 
Zeitverhältnisse  die  den  Unterschied  von  Agnation  und  Cognation  besei- 
tigende Nov.  1 1 8  Einfluss  üben  können.  Aber  selbst  bei  Richtigkeit  jener 
Annahme  würde  mir  das  durchaus  unwahrscheinlich  sein.  Justinians  Ge- 
setze waren  in  Spanien  schwerlich  bekannt.  So  weit  die  westgothische  Ge- 
setzgebung durch  römisches  Recht  beeinflusst  wurde,  ist  gewiss  nur  an 
das  römische  Recht  zu  denken,  wie  es  in  Spanien  in  Geltung  war;  auf 
dieses  aber,  wie  es  uns  in  der  Lex  Romana  vorliegt,  kann  die  Nichtbeach- 
tung des  Unterschiedes  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  nicht  zu- 
rückgehen. 

Aber  wir  können  davon  ganz  absehen.  Liess  ich  $  322  die  Beantwor- 
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tung  der  Frage,  ob  die  Fragmente  einer  Gesetzgebung  Eurichs  oder  Rec- 
careds  angehören,  noch  offen,  so  ist  es  mir  jetzt  bei  Erwägung  der  von 
Brunner  R.  G.  i,  321  ff.  und  Zeumer  Leg.  Visig.  x  ff.,  dann  neuerdings 
N.  Archiv  23,  437  ff.  geltend  gemachten  Gründe  ganz  zweifellos,  dass  es 
sich  nur  um  eine,  etwa  um  475  entstandene  Gesetzgebung  Eurichs 
handeln  kann.  Massgebend  ist  dafür  vor  allem,  dass  viele  der  Gesetze 
sichtlich  in  dem  um  490  entstandenen  Theile  der  burgundischen  Lex  als 
Vorlage  gedient  haben.  Alle,  welche  das  trifft,  müssen  schon  in  der  Gesetz- 
gebung Eurichs  vorhanden  gewesen  sein ;  und  von  einzelnen ,  wie  insbe- 
sondere c.  2779  ist  dann  auch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  sie  uns  in  ursprüng- 
licher Fassung  vorliegen. 

Ob  dann  Bedenken,  auf  welche  ich  S  322  hinwies,  etwa  daraus  zu  er- 
klaren sind,  dass,  wenn  wir  auch  nur  von  einer  Revision  durch  Leowigild 
wissen,  in  dem  zwischenliegenden  Jahrhundert  der  ursprüngliche  Text  doch 
in  einzelnen  Handschriften  Aenderungen  erfahren  haben  könnte,  oder  die- 
selben sich  anderweitig  ausreichend  erklaren  lassen,  werde  ich  für  den 
nächsten  Zweck  unerörtert  lassen  dürfen.  Denn  selbst  wenn  da  einzelne 
Aenderungen  eingegriffen  haben  sollten,  ist  nach  der  ganzen  Sachlage  nicht 
daran  zu  denken,  dass  erst  auf  sie  die  völlige  Nichtbeachtung  des  Geschlechts*» 
Unterschiedes  zurückgehen  könnte.  Und  jedenfalls  würde  Eur.  320,  welches 
der  Tochter  gleichen  Kopftheil  mit  dem  Sohne  zuspricht,  der  ursprüng- 
lichen Gesetzgebung  angehören  müssen,  da  es,  wie  S  1028  bemerkt,  sicht- 
lich schon  als  Vorlage  für  die  burgundtsche  Lex  benutzt  wurde. 

Sind  die  bezüglichen  gothischen  Rechtsaufzetchnungen  vor  der  No- 
velle 1 18  entstanden,  konnten  sie  demnach  dem  römischen  Rechte  die  voll- 
standige  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes,  wie  sie  sich  insbe- 
sondere auch  in  der  vollen  Gleichstellung  des  Weibsstammes  und  Manns- 
stammes zeigt,  überhaupt  noch  nicht  entnehmen,  so  bedarf  es  auch  kaum 
einer  weitern  Bemerkung,  wie  ganz  unwahrscheinlich  es  ist,  dass  das  gothi- 
sche  Recht  die  Gleichstellung  der  Weiber  und  Manner  selbst  erst  dem 
römischen  Rechte  entnommen  haben  sollte.  Es  würde  das  für  das  altere 
gothische  Recht  auf  eine  Gestaltung  führen,  wonach  zwar  das  Weib  durch 
den  Mann  ausgeschlossen  war,  der  Mann  vom  Weibe  aber  dem  Mann  vom 
Manne  ganz  gleich  stand.  Wir  finden  allerdings  eine  solche  Gestaltung  ganz 
vereinzelt  im  islandichen  Recht,  dann  im  französischen  Lehnrecht,  vergl. 
S  994;  wir  werden  sie  aber  auch  da  wohl  nur  als  einen  Rest  einstiger  voll- 
ständiger Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes  zu  betrachten  haben. 
Eine  so  auffallende  Gestaltung  werden  wir  jedenfalls  nur  da  in  Rechnung 
bringen  dürfen,  wo  die  bestimmtesten  Gründe  darauf  hinweisen.  Fm  gotht- 
sehen  Recht  fehlt  aber  um  so  mehr  jede  Veranlassung ,  geradfe  nur  die 
Gleichstellung  der  Manner  und  Weiber  selbst,  wie  wir  sie  sonst  durchweg 
mit  der  Gleichstellung  des  Mannsstamms  und  des  Weibsstamms  verbunden 
finden,  auf  römisches  Recht  zurückzuführen,  als  auch  die  sonstige  Erbfolge 
der  Blutsverwandten  sich  im  gothischen  Rechts  nirgends  bestimmter  durch 
römisches  beeinflusst  zeigt. 
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1030.  Glaube  ich  schon  nach  dem  Gesagten  annehmen  zu  müssen, 
dass  die  Gleichstellung  der  Weiber  und  Manner  auf  altgothisches  Recht 
zurückgeht,  so  würde  mir  auch  davon  abgesehen  die  ganz  übereinstim- 
mende Gestaltung  des  spatern  spanischen  Rechts  kaum  einen  Zweifel 
lassen,  dass  dieselbe  nicht  auf  Einfluss  römischen  Rechts  zurückzuführen 
sei.  Solcher  macht  sich  in  der  westgothischen  Gesetzgebung  vielfach  geltend. 
Aber  die  Vergleichung  des  spatern  spanischen  Rechts  mit  andern  germani- 
schen Rechten  ergibt  auch  durchweg,  dass  dasselbe  mit  solchen  Bestim- 
mungen der  Lex,  welche  sichtlich  unter  dem  Einflüsse  des  Fremdrechts  im 
Widerspruche  zu  dem  Volksrechte  standen,  sehr  wohl  aufzuräumen  gewusst 
hat.  Ist  etwa  das  in  der  Lex  ausgesprochene  eventuelle  Erbrecht  der  Ehe- 
gatten zweifellos  dem  römischen  Rechte  entnommen,  so  wies  ich  schon 
S  322  nach,  dass  es  im  spatem  spanischen  Recht  nicht  mehr  anerkannt  war. 
Eine  ungleich  grössere  Umwälzung  der  ganzen  bisherigen  Erbenfolge  würde 
es  natürlich  bewirkt  haben,  wenn  nun  erst  den  bisher  ausgeschlossenen 
Töchtern  nach  Massgabe  des  Fremdrechts  volles  Erbrecht  zugesprochen 
sein  würde.  Schon  Glasson  H.  du  droit  Fr.  3,  153  wies  darauf  hin,  dass, 
wenn  die  Gleichstellung  von  Mann  und  Weib  überhaupt  nicht  urgerma- 
nisch war,  die  Gothen  sie  nicht  so  leicht  aufgenommen  haben  würden. 

Nun  stand  aber  im  spatern  spanischen  Recht  die  volle  Gleichstellung 
des  Geschlechter  so  ausser  Frage,  dass  man  es  durchweg  gar  nicht  für 
nöthig  hielt ,  dieselbe  ausdrücklich  auszuspreche u.  So  ist  etwa  im  ganzen 
Erbabschnitt  des  Fuero  real  durchweg  nur  von  Fijos  und  Hermanos  die 
Rede,  während  die  Beziehung  nicht  blos  auf  Söhne  und  Brüder,  sondern 
auf  Kinder  und  Geschwister  sichtlich  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  ist. 
Denn  wo  nun  vereinzelt  3,  6  1.  3.  7.  13  neben  den  entsprechenden  Män- 
nern auch  die  Fija,  Hermana  oder  Tia  ausdrücklich  erwähnt  werden ,  da 
ergibt  sich  vollständige  Gleichstellung.  Söhne,  wie  Töchter  von  der  Bar- 
ragana haben  nach  den  Fueros  von  Navarra  2,  4  c.  22  gleiche  Kopftheile 
mit  den  echten  Kindern.  Selbst  die  Bevorzugung  musste  nicht  gerade  den 
Sohn  treffen.  Nach  dem  Fuero  de  Vizcaja  20  L  11  kann  Jeder  sein  ganzes 
Gut  einem  einzelnen  Sohn,  aber  ebenso  auch  einer  Tochter  oder  einem 
Enkel  von  Sohn  oder  Tochter  geben ,  wenn  er  die  andern  Söhne  oder 
Töchter  mit  irgendwelchem  Stück  Landes  abfindet.  War  in  andern  Einzel- 
rechten jede  Bevorzugung  eines  Kindes  verboten,  war  das  bei  Lebzeiten 
der  Eltern  Erhaltene  bei  der  Erbtheilung  wieder  einzuwerfen,  vgl.  Marina 
Ensayo  227  ff.,  so  trifft  auch  das  gleich  massig  Söhne  und  Töchter.  Nirgends 
ergibt  sich  bei  der  Erbenfolge  der  spätem  Rechte  irgendwelche  Beachtung 
des  Geschlechtsunterschiedes. 

1031.  So  zweifellos  mir  nun  auch  ist,  dass  die  Gleichstellung  der 
Weiber  dem  altgothischen  Rechte  entspricht,  so  ist  nicht  zu  läugnen,  dass 
die  Fassung  der  bezüglichen  Gesetze  mehrfach  darauf  deutet,  dass  sich  zur 
Zeit  ihrer  Entstehung  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung  der 
Weiber  geltend  machten.  Es  muss  auffallen,  wenn  in  dem  Gesetze  Chin- 
daswinds  4,  2  1.  8  die  Gleichstellung  ausdrücklich  motivirt  wird:   Narn 
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iustum  omnino  est,  ut  quos  propinquitas  natttrac  consociat,  hereditär  iae  suc- 
cessionis  ordo  non  dividat.  Wie  diese  ausdrückliche.  Motivirung,  so  kann 
es  auch  auffallen,  wenn  4,  2  1.  1  nicht  einfach  Kinder  oder  Brüder  und 
Schwestern  nebeneinander  genannt  werden,  sondern  die  Gleichstellung 
ausdrücklich  betont  ist :  sorores  cum  fratribits  in  omni  parcntum  facultate 
absque  aliquo  obieciu  aequali  divisione  succedant.  Ebenso  heisst  es  4,  2  1.  10 
von  dem,  was  nach  Fallrecht  an  die  Muiterseite  zurückfällt,  dass  da:  ctiam 
foeminae  cum  Ulis,  qui  in  uno  propinquitatis  gradu  aequales  sunt,  aequa- 
liter  parti antur ;  nam  omnem  hereditatem,  qui  gradu  alterum  prae cedit,  ob- 
iineat.  Und  auch  an  andern  Stellen  wird  das  gleiche  Erbrecht  der  Weiber 
ausdrücklich  betont,  wo,  wenn  dieses  überhaupt  ausser  Frage  stand,  der 
einfache  Hinweis  auf  die  Nähe  des  Grades  genügt  hätte. 

Danach  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Gleichstellung  nicht 
unbestritten  war.  Da  läge  es  denn  allerdings  nahe,  von  der  üblichen  An- 
nahme der  Entlehnung  aus  dem  römischen  Rechte  aus  mit  Dahn  St.  132 
jene  Stellen  dadurch  zu  erklaren,  dass  die  Gothen  sich  das  mit  ihrem  Volks- 
recht in  Widerspruch  stehende  Fremdrecht  nicht  aufdrängen  lassen  wollten. 
Iq  solchem  Falle  aber  hätten  wir  dann  nach  früher  Bemerktem  sicher  zu  er- 
warten, dass  das  spätere  Recht  zur  Zurücksetzung  der  Weiber  zurückge- 
kehrt sein  würde.  Im  Anschlüsse  an  unsere  bisherigen  Ergebnisse  wird 
vielmehr  jener  Umstand  in  anderer  Richtung  dahin  zu  erklären  sein,  dass 
dieselben  Gründe ,  mit  welchen  die  Zurücksetzung  der  Weiber  bei  andern 
Stämmen  zusammenhing,  auch  bei  den  Gothen  anfingen,  beachtet  zu  wer- 
den; dass  sich  Bestrebungen  geltend  machten,  die  Weiber  irgendwie  zu- 
rückzusetzen. 

Solche  Bestrebungen  hätten  sich  im  Anschluss  an  das  dänische  und 
andere  ostgermanische  Rechte  in  der  Richtung  geltend  machen  können, 
dass  man  den  Weibern  keine  Aequalis  portio,  wie  sie  mehrfach  betont  wird, 
sondern  nur  geringeren  Kopftheil  zugestehen  wollte.  Dagegen  aber  spricht, 
wenn  4,  2  1.  1  bestimmt  betont  wird ,  dass  Schwestern  mit  ihren  Brüdern 
in  omni  facultate  parentum  gleich  erben  sollen,  was  doch  darauf  hinweist, 
dass  man  nur  Zurücksetzung  bezüglich  gewisser  Bestandteile  des  Eltern- 
guts im  Auge  hatte.  Dann  aber  wird  auch  kaum  zu  zweifeln  sein,  dass  es 
sich  dabei  um  das  Er  bland  handelte,  für  welches  sich  auch  im  spätem 
spanischen  Recht  vielfach,  wie  im  westfränkischen,  in  anderen  Beziehungen 
Sondervererbung  findet.  Und  dafür  scheinen  sich  bestimmtere  Haltpunkte 
zu  ergeben. 

Jedenfalls  handelt  es  sich  um  Erbland,  wenn  4,  2  1.  10  den  Weibern 
insbesondere  das  gleiche  Recht  an  den  Hereditates ,  welche  an  die  Mutter- 
seite zurückfallen  sollen,  gesichert  wird;  gerade  da  wird  es  ihnen  demnach 
bestritten  sein.  Weiter  aber  dürfte  es  nicht  Zufall  sein,  wenn  4,  2  1.  9  als 
Erbschaften,  bei  welchen  das  gleiche  Recht  der  Weiber  wirksam  werden 
soll,  nur  die  nach  Eltern,  Grosseltern,  Geschwistern  und  Geschwisterkin- 
dern, Elterngeschwistern  und  deren  Kindern  aufgezählt  werden.  Das  ent- 
spricht genau  dem  bis  auf  die  ersten  Vettern  reichenden  engern  Verwandten- 
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1031]  kreise  der  Primos^  vgl.  §  262,  welcher  nur  noch  die  Enkel  der  Eltern 
und  der  Grosseltern  umfaist,  und  weist  wieder  auf  Erbland,  insofern  nur 
für  dieses  die  sich  damit  ergebende  G ranze  besondere  Bedeutung  hat. 

1032.  Es  ergibt  sich  nämlich  für  das  gothisch-spanische  Recht  die 
§  580  besprochene  Beachtung  der  GrosselterngrSnze  für  das  Fall- 
recht  und  damit  für  die  Sondervererbung  des  Erblandes.  Ist  schon  in  dem 
Gesetze  Receswinds  4,  2  1.  6  der  Rückfall  nur  für  die  Res  ausgesprochen : 
que  ab  avis  vel  parentibus  habtut,  werden  4,  2  1.  10  nur  noch  die  Conso- 
brini  als  solche  erwähnt,  an  welche  die  Materna  zurückfallen  können,  so 
möchte  ja  an  und  für  sich  kaum  Gewicht  darauf  zu  legen  sein,  dass  da  nur 
noch  die  Avi  und  Consobrini  genannt  sind.  Aber  es  gewinnt  Bedeutung, 
wenn  aus  den  zweifellosen  Bestimmungen  der  spätem  spanischen  Rechte, 
was  dann  insbesondere  auch  für  die  weniger  klar  gefassten  bezüglichen  An- 
gaben scandinavischer  Quellen  zu  beachten  sein  wird,  hervorgeht,  dass  der 
Herkunft  des  Gutes  über  Abolengo,  über  das  von  gemeinsamen  Grosseltern 
herrührende  Gut  hinaus  nicht  nachgegangen  werden  soll,  dass  derjenige, 
der  mit  dem  Erblasser  oder  Verkäufer  nur  noch  Urgrosseltern  gemeinsam 
hat,  von  diesen  herrührendes  Gut,  Bisabolengo  oder  Bisavolorio,  weder  nach 
Fallrecht,  noch  nach  Näherrecht  beanspruchen  kann. 

So  im  Fuero  viejo  4,  4  S  1 :  Esto  es  fuero  de  Castiella  de  todofijo- 
dalgo,  que  pueda  demandar  eredamiento  de  avolengo  fasta  abuelo ;  e  de 
abuelo  adelante  non  puede  demandar.  Dem  entsprechen  durchaus  die  in  die 
Fueros  de  Aragon  f.  ^%\  59  aufgenommenen  Bestimmungen  der  Gesetzge- 
bung von  Huesca  von  1 247.  Es  kann  Jemand  Gut  gegen  den  Besitzer  in 
Anspruch  nehmen :  ratione  sui  avolorii ;  verumtamen  nullus  infaniio  auf 
alter  secundum  forum  potest  petere  her  editatem,  quam  alter  possidet,  dicendo 
contra  possessorem  suum,  quod  de  suo  bisavolorio  fuit  hereditas  predicta. 
Nur  wenn  Jemand  auf  Avolorium  klagt  und  erweist,  dass  er  ex  ipsis  avis 
stamme,  wie  die  Besitzer,  so  müssen  diese  mit  ihm  theilen,  wenn  sie  nicht 
nachweisen,  dass  seine  Ehern  bereits  davon  abgetheilt  waren.  Sind  here- 
ditates de  avolorio  aut  de patrimonio  getheilt,  so  sind  sie  beim  Verkaufe 
vorher  den  Geschwistern  oder  den  parentibus  ex  illa  parte,  unde  venit  he- 
reditas, anzubieten. 

Bestimmter  noch  ergeben  die  Fueros  von  Navarra,  dass  die  Gränze 
sowohl  auf  Seiten  des  Besitzers,  als  des  Näherberechtigten  nicht  über  die 
Grosseltern  hinausreichen  darf,  dass  nur  noch  der  erste  Vetter,  vgl.  S  240, 
Ansprüche  hat.  So  2,  2  c.  6  :  de  aubolorio  et  de  patrimonio  6  de  parentesco, 
el  abuelo  dentro  seyendo  ata  primo  hermano,  puede  demandar  por  ra^on  de 
parentesco ;  dann  2,  4  c.  15:  Es  d  saber,  que  ninguno  por  ra^on  de  paren- 
tesco non  puede  demandar  heredamiento  ninguno,  sinonde  abuelo  ata  primo 
cormano,  el  abuelo  et  el  primo  cormano  dentro  seyendo.  Und  ebenso  2,  4 
c.  10  bei  Besprechung  des  Vorkaufsrechts:  del  primo  cormano  d  suso ;  et 
del  abuelo  d  suso  ninguno  non  puede  demandar  por  vo%  de  parentesco ;  ade- 
lant  no  ayan  que  demandar  por  amor  que  ayan  pa%  et  fincamiento  de  guerra 
entre  si.  Ueber  die  Gränze  hinaus  besteht  kein  Recht,  wenn  der  Verkäufer 
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nicht  freiwillig  dem  entfernteren  Blutsfreund  den  Vorkauf  gestattet,  um  sich 
ihn  nicht  zum  Feinde  zu  machen;  also  ein  ähnlicher  Gesichtspunkt,  wie 
wir  ihn  S  202  schon  für  das  longobardische  Recht  betonten. 

Dem  gegenüber  ist  doch  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  L.  4,  2  1.  6  ab- 
sichtlich nur  noch  das  von  Grossvätern  herrührende  Gut  als  dem  Rückfall 
unterworfen  genannt  wird,  und  4,  2  1.  10  nur  noch  von  Consobrini  als  für 
die  Materaa  Berechtigten  die  Rede  ist.  Ebenso  aber  auch,  dass  4,  2  1.  9  das 
gleiche  Erbrecht  der  Weiber  genau  nur  für  die  Fälle  besonders  betont  wird, 
bei  welchen  der  Erblasser  wenigstens  noch  Grosseltern  mit  ihnen  gemein 
hatte.  DerSchluss  wird  nicht  abzuweisen  sein,  dass  es  ihnen  nur  in  diesem 
Umfange  und  dann  nur  für  das  Erbland,  das  Patrimonio  und  Abolengo, 
bestritten  war.  Das  mag  dadurch  gefördert  sein ,  dass  es  allerdings  nach 
Eur.  310,  Lex  5,  3  1.  1,  einen  Bestandteil  des  väterlichen  Nachlasses  gab, 
aufweichen  zunächst  nur  die  Söhne  einen  Anspruch  hatten,  nämlich  das, 
was  der  Patron  dem  Vater  geschenkt  hatte  und  als  Schenkgut  der  gemeinen 
Folge  nicht  unterlag;  nur,  wenn  Söhne  fehlten,  hatte  auch  die  Tochter 
einen  Anspruch  darauf,  falls  sie,  entsprechend  dem  späteren  französischen 
Lehnrecht,  sich  bezüglich  ihrer  Verheirathung  dem  Willen  des  Patron  fügte. 
Zweifellos  können  aber  die  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung  der  Weiber 
noch  kaum  in  weiteren  Kreisen  festen  Fuss  gefasst  haben,  da  im  spätem 
Recht,  so  stark  da  auch  in  andern  Richtungen  der  Gegensatz  zwischen  dem 
Erbland  und  dem  Gewinnland,  der  Ganancia,  betont  wird,  sich  doch  nicht 
die  geringste  Spur  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  bezüglich  des  Erblan- 
des zeigt. 

Ich  glaube  nach  allem  Gesagten  annehmen  zu  müssen,  dass  die  voll- 
ständige Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes,  wie  sie  sich  in  der 
Lex  findet,  althergebrachtes  gothisches  Recht  war ;  dass  sich  dann  allerdings 
schon  zur  Zeit  der  ältesten  Aufzeichnungen  Bestrebungen  geltend  machten, 
welche  die  Weiber  bezüglich  des  Erblandes  zurückzusetzen  suchten,  die 
aber  ohne  Erfolg  blieben. 

1033.  Bei  der  schon  oft  betonten,  sich  gerade  auch  bezüglich  der  hier 
eingreifenden  Verhältnisse  kenntlich  machenden  nähern  Verwandtschaft 
zwischen  gothischera  und  fränkischem  Recht  wird  jenes  Ergebniss  doch 
auch  für  dieses  zu  beachten  sein.  Ich  habe  die  erbrechtliche  Stellung  der 
Weiber  im  west fränkischen  Recht  bereits  §  985  ff.  eingehender  be- 
sprochen. Ich  suchte  nachzuweisen,  dass  die  Angabe  der  Lex  Salica,  wo- 
nach die  Weiber  schlechtweg  von  allem  Lande  ausgeschlossen  zu  sein 
scheinen,  dahin  zu  verstehen  sei,  dass  sie  nur  durch  den  gleichstehenden 
Mann  und  nur  vom  Erblande  ausgeschlossen  sein  sollten.  Danach  würde 
eben  das,  was  bei  den  Gothen  erfolglos  erstrebt  wurde,  hier  als  geltendes 
Recht  anerkannt  gewesen  sein.  Aber  ich  wies  auch  auf  die  Gründe  hin, 
welche  es  mir  ganz  unwahrscheinlich  machen,  dass  die  Zurücksetzung  der 
Weiber  auch  nur  in  diesem  Umfange  zur  Zeit  der  ältesten  Aufzeichnungen 
allgemein  bei  den  Franken  geltendes  Recht  war;  wobei  ich  dann  auch  hier 
vor  allem  betonte,  dass  mir  in  solchem  Falle  die  fast  ausnahmslose  spätere 
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1033]  landrechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlechter  nicht  wohl  er- 
klärlich sein  wurde.  Ich  glaubte  annehmen  zu  müssen,  dass  in  dieser  Be- 
ziehung das  frankische  Recht  damals  kein  einheitlich  gestaltetes  war. 

Es  ergab  sich  dann  die  weitere  Frage,  ob  wir  die  Zurücksetzung  oder 
aber  die  Gleichstellung  als  die  ursprünglichste  Gestaltung  des  fränkischen 
Rechts  zu  betrachten  haben.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  wird  freilich 
davon  abhängen,  ob  man  die  von  mir  angedeuteten  und  noch  weiter  zu  er- 
örternden Gründe  für  ausreichend  hält,  um  das  Ausgehen  des  germanischen 
Rechts  im  allgemeinen  von  Gleichstellung  der  Weiber  zu  erweisen.  Dann 
würde  in  Verbindung  mit  dem ,  was  ich  schon  früher  in  dieser  Beziehung 
bemerkte,  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  auch  das  fränkische  Recht  ebenso, 
wie  das  gothische,  ursprünglich  den  Unterschied  der  Geschtechter  wenig- 
stens für  die  Erbenfolge  nicht  beachtete;  dass  sich  dann  aber  in  beiden 
Rechten  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung  der  Weiber  bezüglich  des  Erb- 
landes geltend  machten.  Diese  würden  im  fränkischen  Rechte  stärkern  Er- 
folg gehabt  haben,  als  im  gothischen,  und  würden  auch  insofern  auf  das 
spätere  Recht  nachgewirkt  haben,  als  sie  da  bei  der  lehnrechtlichen  Folge 
anerkannt  blieben.  Aber  die  althergebrachte  Gleichstellung  würde  dann  auf 
landrechtlichem  Gebiete  jenen  Bestrebungen  gegenüber  mit  der  Zeit  wieder 
zu  allgemeiner  Geltung  gelangt  sein. 

1034.  Zeigt  auch  in  andern  Beziehungen  das  Aasdomsrecht  grosse 
Uebereinstimmung  mit  dem  gothischen  und  westfränkischen  Recht,  vgl. 
§  735  ff.,  Anm.  zu  §  803,  so  mag  es  beachtenswerth  sein,  dass  auch  diesem 
jede  Beachtung  des  Geschlechtsunterschiedes  bei  der  Erbenfolge  fremd  ist. 
Diese  erscheint,  vgl.  §  699  ff.,  lediglich  nach  Linie  und  Grad  geordnet,  ohne 
dass  da  jemals,  von  Lehen  abgesehen,  ein  Vorzug  des  Mannes  oder  des 
Mannsstammes  angedeutet  würde.  Und  die  Gleichstellung  ist  auch  wohl 
ausdrücklich  ausgesprochen.  So  soll  nach  der  Handveste  von  Hartem  von 
1245  und  gleichlautend  nach  den  Privilegien  vieler  anderer  Orte  des  Aas- 
domsrechtes, vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  147,  das  Erbe  fallen:  ad  ßroxi- 
mum  haercdem  suae  consanguinitatis,  sive  sit  filius,  sive  filia.  Oder  es 
wird  nur  für  Lehen  eine  Ausnahme  gemacht.  So  wird  zu  Kampen,  Overyss. 
St.  R.  1 1,  147,  bei  Gleichheit  des  Grades  gleiche Theilung  ausgesprochen: 
het  sijn  soene  off  doch teren,  beholtlick  lehenguedt.  War  aber  beim  Lehen 
entsprechend  dem  französischen  Lehnrechte  das  Weib  durch  den  Mann 
gleichen  Grades  ausgeschlossen,  so  scheint  die  Auffassung  eines  gleichen 
Rechtes  aller  Erben  wohl  eine  so  festgewurzelte  gewesen  zu  sein,  dass  der 
Lehnserbe  das  anderweitig  ausgleichen  soll.  So  nach  Recht  von  Zwolle 
S212,  ed.  Dozy  126,  bei  Theilung  des  Eheguts:  Dat  nacste  oeldesie  lijf 
van  den  sweerde  of  die  man,  die  sal  dat  leen  bcsittcn,  ende  die  sal  den  an- 
deren of  den  erfghenamcn  dat  vcroersaten,  Aehnlich  wohl  in  Nachbar- 
rechten, in  denen,  wie  in  Seeland,  Männer  und  Weiber  im  allgemeinen 
gleichgestellt  sind.  So  heisst  es  in  den  Costuymen  von  Middelburg,  v.  d. 
Vorm  342,  dass,  wenn  einzelne  Erben  nicht  erbfähig  sind:  te  wcten  dochters 
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in  ketten,  ambachten,  ihienden,  so  sollen  sie  dafür  nach  Schätzung  ent- 
schädigt werden. 

Allerdings  reichen,  wie  das  auch  für  andere  Rechte  mit  Gleichstellung 
der  Geschlechter  zutrifft,  die  Quellen  für  das  Aasdomsrecht  nicht  über  das 
dreizehnte  Jahrhunden  zurück.  Sollen  wir  nun  aber  desshalb  annehmen, 
dass  die  Gleichstellung  da  erst  das  Ergebniss  späterer  Entwicklung  ist?  Für 
solche  bringt  man  wohl  den  Einfluss  des  römischen  Rechts  in  An- 
schlag, wie  das  ja  für  spätere  Zeiten  zuweilen  zutreffen  mag.  Dass  aber  die 
altern  Quellen  des  Aasdomsrechts  bezüglich  ihrer  Erbenfolge  ganz  unbe- 
einflusst  von  römischem  Rechte  sind,  wird  einer  nähern  Erörterung  nicht 
bedürfen.  Man  legt  dann  weiter  wohl  Gewicht  auf  den  Einfluss  städti- 
scher Entwicklung.  Dass  in  den  Städten  sich  die  Gleichstellung  viel- 
fach stärker  geltend  macht,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Dafür  aber  ist  der  Grund 
doch  vielfach  nur  darin  zu  suchen,  dass  hier  die  Fahrniss  in  den  Vorder- 
grund trat,  während  wenigstens  für  diese  das  Zurückgehen  der  Gleichstel- 
lung auf  älteste  Zeiten  nicht  zu  bezweifeln  sein  wird ;  dass  umgekehrt  die 
Lehenfolge,  auf  welche  sichtlich  die  Zurücksetzung  der  Töchter  so  vielfach 
zurückgeht,  hier  weniger  Einfluss  übte.  Für  das  Aasdomsrecht  und  manche 
andere  gleichstellende  Rechte  haben  wir  davon  von  vornherein  abzusehen. 
Denn  es  handelt  sich  da  nicht  blos  um  das  Recht  der  Städte,  sondern  ebenso 
um  die  in  dieser  Richtung  ganz  übereinstimmenden  Landrechte. 

Wie  will  man  es  nun  erklären,  dass  man  in  einem  solchen  Gebiete, 
dessen  Recht  allerdings  überall  auf  eine  einheitliche  Grundlage  hinweist, 
in  dem  sich  aber  doch  sichtlich  im  Laufe  der  Zeit  auch  manche  Verschie- 
denheiten entwickelt  haben,  von  ursprünglichem  Ausschluss  zu  voller 
Gleichstellung  der  Weiber  übergegangen  sein  sollte,  ohne  dass  sich  die  ge- 
ringste Spur  des  ursprünglichen  Zustandes  erhalten  haben  würde?  Das  ist 
aber  hier  um  so  unwahrscheinlicher,  als  es  keine  andere  Erbenfolge  gibt, 
die  einfacher  und  mit  grösserer  Folgerichtigkeit  für  den  gesammten  Nach- 
lass  durchgeführt  erschiene.  Diese  lediglich  nach  der  Folge  der  drei  Linien 
und  der  Nähe  des  Grades  geordnete  Folge  hat  sich  aber  sichtlich  nicht  erst 
nachträglich  selbstständig  im  Aasdomsrechte  so  entwickelt.  Denn  sie  ent- 
spricht einerseits  genau  der  Folge  der  Lex  Wisigothorum,  wie  sie  auch 
später  noch  in  Spanien  vielfach  in  Geltung  war;  andererseits,  vgl.  S  735, 
ebenso  genau  der  westfränkischen  Folge  in  Fahrniss  und  Gewinngut.  Diese 
Uebereinstimmung  ist  gewiss  keine  zufällige.  Dass  im  gemeinsamen  Ur- 
recht auch  die  Folge  der  Weiber  übereinstimmend  geordnet  war,  ist  ge- 
wiss nicht  zu  bezweifeln.  Nehmen  wir  nach  Massgabe  des  bisher  Bemerkten 
an,  dass  im  gothischen  und  fränkischen  Recht  die  Gleichstellung  das  Ur- 
sprüngliche war,  so  ist  das  dann  auch  für  das  Aasdomsrecht  nicht  zu  be- 
zweifeln. 

Würden  wir  umgekehrt  trotz  der  geltend  gemachten  Gründe  annehmen, 
das  gemeinsame  Urrecht  habe  das  Weib  überhaupt  oder  doch  durch  den 
gleichstehenden  Mann  ausgeschlossen,  so  wäre  auch  zweifellos  nach  Mass- 
gabe der  Gestaltung  der  andern,  die  Weiber  zurücksetzenden  Rechte  nicht 
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1034]  wohl  zu  bezweifeln,  dass  die  Beachtung  des  Geschlechtsunterschie- 
des sich  im  Urrechte  nicht  darauf  beschränkte,  und  dass  mit  der  Zurück- 
setzung des  Weibes  selbst  auch  eine  Zurücksetzung  des  Weibsstammes  und 
der  Mutterseite  Hand  in  Hand  ging.  Trotzdem  würden  alle  drei  Rechte, 
welche  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller  Verbindung  standen,  den  Ueber- 
gang  zur  Gleichstellung  mit  solcher  Folgerichtigkeit  vollzogen  haben,  dass 
auch  nicht  die  geringste  Spur  irgendwelcher  Beachtung  des  Geschlechts- 
unterschiedes zurückgeblieben  sein  würde. 

Das  aber  ist  nach  Massgabe  der  Gestaltung  solcher  Rechte,  in  welchen 
wir  uns  bestimmter  auf  nachträgliche  Aenderung  einzelner  Bestandteile 
der  Erbenfolge  hingewiesen  sehen,  nicht  wohl  denkbar.  Haben  wir  etwa 
nach  früheren  Erörterungen,  vgl.  563  ff.,  anzunehmen,  dass  das  volle  Vor- 
fahrenrecht ursprünglich  war,  dass  es  aber  in  den  meisten  Rechten  später 
beseitigt  wurde,  so  trafen  wir  auch  überall  auf  Reste,  welche  ergeben,  dass 
damit  durchweg  keine  dem  entsprechende  folgerichtige  Umgestaltung  der 
gesammten  Folge  verbunden  war.  Lässt  sich  für  Rechte  der  norwegischen 
Gruppe,  so  für  das  longobardische,  nachweisen,  wie  da  in  geschichdicher 
Zeit  eine  Besserstellung  der  nach  st  verwandten  Weiber  erfolgte,  so  wird  sich 
auch  ergeben,  dass  dem  nun  keineswegs  auch  die  übrige  Erbenfolge  ange- 
passt  wurde.  Umgekehrt  wiesen  wir  schon  S  994  daraufhin,  wie,  wenn 
nach  unserer  Annahme  in  das  westfränkische  Recht  eine  Zurücksetzung  der 
Weiber  selbst  erst  nachträglich  theilweise  Eingang  fand,  das  die  Gleichstel- 
lung des  Mannsstammes  und  Weibsstammes  unberührt  liess. 

Dass  drei,  sichtlich  näherverwandte  Rechte  erst  nachträglich  von  der 
Zurücksetzung  der  Weiber  zur  Gleichstellung  übergegangen  sein  sollten, 
ohne  dass  sich  in  der  spätem  Folge  die  einstige  Berücksichtigung  des  Ge- 
schlechtsunterschiedes noch  irgendwie  geltend  machte,  scheint  mir  eine  ge- 
radezu unzulässige  Annahme  zu  sein.  Zeigt  sich  das  Aasdomsrecht  in  Ab- 
weichung von  allen  seinen  Nachbarrechten  bezüglich  der  Erbenfolge  dem 
gothischen  und  fränkischen  Rechte  aufs  nächste  verwandt,  ergibt  es  aber 
nicht  die  geringste  Beachtung  des  Geschlechtsunterschiedes,  so  wird  das 
unserer  Annahme,  dass  eine  solche  Beachtung  auch  dem  gothischen  und 
fränkischen  Recht  schon  ursprünglich  fremd  war,  eine  wesentliche  Unter- 
stützung bieten.  Und  die  Uebereinstimmung  gerade  dieser  Rechte  fällt  um 
so  schwerer  ins  Gewicht,  als  sie  solche  sind ,  welche  sich  nach  Massgabe 
unserer  Erörterungen  auch  in  andern  Verhältnissen  der  ältesten  germanischen 
Folge  besonders  nahe  anschliessen ;  so  insbesondere  der  Folge  nach  Linie 
und  Grad,  welche  auf  Zeiten  zurückweist,  in  welchen  der  engere  Verband 
der  Familie  noch  keinen  Einfluss  auf  die  Folge  gewonnen  hatte. 

1035.  Die  genannten  sind  nun  aber  keineswegs  die  einzigen  Rechte, 
in  welchen  sich  später  volle  Gleichstellung  beider  Geschlechter  ergibt.  Zählen 
wir  den  andern  gleichstellenden  Rechten  nach  dem  S  1013  vor- 
läufig Bemerkten  auch  diejenigen  zu,  in  welchen  nur  die  ausgesteuerte 
Tochter  ausgeschlossen  ist,  die  nichtausgesteuerte  aber  dem  Sohne  gleich- 
steht, so  dürfte  selbst  das  quantitative  Verhältniss  zu  Gunsten  der  Gleich- 
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Stellung  sprechen.  Habe  ich  da  das  Aasdomsrecht  wegen  seines  nähern  Zu- 
sammenhanges mit  dem  gothischen  und  fränkischen  Rechte  besonders  her- 
vorgehoben, so  sehe  ich  vorläufig  davon  ab,  auch  die  Gleichstellung  für 
andere  Rechte  bestimmter  nachzuweisen  und  zu  prüfen,  in  wie  weit  sich 
auch  da  Haltpunkte  fUr  ihre  Ursprünglichkeit  ergeben  dürften.  Wir  wer- 
den geeigneter  in  anderm  Zusammenhange  darauf  eingehen. 

Es  stellt  sich  nämlich  die  Sachlage  da  durchweg  so ,  dass  sich  in  den 
einzelnen  Rechtsgruppen,  wie  sie  sich  aus  den  sonstigen  Halt- 
punkten für  die  Beurtheilung  der  Verwandtschaftsverhältnisse  ergeben, 
keineswegs  auch  Uebereinstimmung  bezüglich  dieses  Verhältnisses  ergibt. 
Während  sich  etwa  in  den  andern  Rechten,  welche  ich  S  387  als  dänische 
Gruppe  zusammenfasste,  den  dänischen,  schwedischen  und  friesischen,  über- 
wiegend Zurücksetzung  der  Wreiber  ergeben  wird,  ist  eine  solche  dem  rhä- 
tischen  Rechte  durchaus  fremd.  Und  nicht  anders  stellt  sich  das  wohl 
in  den  engeren  Rechtsgruppen.  Von  den  Rechten,  welche  nach  andern 
Haltpunkten  als  näherverwandte  Gruppe  friesischer  Rechte  zusam- 
menzufassen sind,  ergeben  das  Schependomsrecht  und  das  ihm  nächst- 
stehende flandrische  volle  Gleichstellung,  ebenso  aber  auch  manche  friesi  - 
sehe  Rechte,  die  durch  das  Gebiet  des  Aasdomsrechts  von  jenen  getrennt 
sind,  während  die  Mehrzahl  dieser  die  Tochter  nach  Driitelsrecht  zurück- 
setzen, einige  ihren  Ausschluss  aussprechen.  Es  wird  sich  daher  empfehlen, 
die  bezüglichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Gruppen  im  Zusammenhange 
zu  besprechen,  da  sich  dabei  leichter  prüfen  lässt,  ob  sich  innerhalb  der 
Gruppe  Haltpunkte  für  eine  Weiterentwicklung  in  der  einen  oder  andern 
Richtung  ergeben. 

Doch  möchte  ich  da  auf  einen  Fall  noch  ausdrücklich  hinweisen.  Der 
Umstand,  dass  sämmtliche  scandinavische  Rechte  irgendwelche  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  ergeben,  könnte  insbesondere  von  Solchen,  welche 
von  der  meines  Erachtens  nicht  richtigen  Annahme  ausgehen,  dass  die  scan- 
dinavischen  Rechte  auf  ein  einziges  gemeinsames  Urrecht  zurückgehen,  für 
die  ursprüngliche  Zurücksetzung  der  Weiber  im  germanischen  oder  doch 
im  ostgermanischen  Urrechte  geltend  gemacht  werden.  Aber  ganz  vereinzelt 
findet  sich  die  völlige  Gleichstellung  doch  auch  in  Scandinavien  im  Rechte 
von  Wärend,  der  südlichsten  Landschaft  von  Smaland,  in  welcher  Brü- 
der und  Schwestern  zu  gleichen  Kopfthcilen  erbten.  Man  wollte  das  später 
darauf  zurückführen ,  dass  Hakon  Ring  den  Weibern  hier  volles  Erbrecht 
verliehen  habe,  weil  sie  ihm  in  einer  Schlacht  gegen  den  Dänenkönig  Ha- 
rald Hildetan  wesentliche  Dienste  geleistet  hätten ;  vgl.  Stiernhöök  De  iure 
Sueonum  186. 

Nach  gütiger  Mittheilung  von  Amira  ist  der  Umstand  in  neuerer  Zeit 
erörtert  von  Hylte'n-Cavallius,  Wärend  och  Wirdarne  2,  408  ff.,  der  darauf 
hinweist,  dass  nach  Ausweis  der  Gerichtsbücher  des  siebzehnten  Jahrhun- 
derts nur  das  der  Mannsseite  vorbehaltene  Heergewette  von  der  gleichen 
Theilung  ausgenommen  sei.  Dann  insbesondere  von  Schlyter,  Juridiska 
Afhandlingar  2,  173  ff.,  wonach  das  gleiche  Weiberrecht  auch  inBlekingen 
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1035]  galt,  also  jedenfalls  über  die  Zeiten  der  Absonderung  Blekingens  von 
Wärend  zurückreicht  und  wohl  als  althergebrachtes  Stammrecht  der  Wir- 
dar  zu  betrachten  ist.  Das  dürfte  um  sq. weniger  zu  bezweifeln  sein,  als  sich 
hier  auch  noch  in  einem  andern  Verhältnisse  eine  günstigere  Stellung  der 
Weiber  zeigt,  indem  nachweislich  mindestens  seit  dem  dreizehnten  Jahr- 
hundert bei  Theilung  des  ehelichen  Gemeinguts  dem  Weibe  gleicher  Theil 
mit  dem  Manne  zukommt,  vgl.  Olivekrona  Preas  1 29,  während  das  göthi- 
sche  Recht  dem  Weibe  nur  ein  Drittel  gewöhn. 

Liesse  sich  da  nun  etwa  an  Beeinflussung  durch  das  benachbarte  scho- 
nische  Recht  denken,  so  würde  auch  das  bezüglich  des  Erbrechts  nicht  zu- 
treffen, da  die  Tochter,  welche  nach  älterem  göthischen  Recht  durch  den 
Sohn  ausgeschlossen  ist,  auch  nach  schonischem  neben  diesem  nur  halben 
Kopftheil  nimmt.  Je  bestimmter  die  Gestaltung  von  den  Nachbarrechten 
abweicht,  um  so  unwahrscheinlicher  ist  es,  dass  dieselbe  sich  hier  auf  einem 
beschränkten  Gebiete  erst  nachträglich  selbstständig  entwickelt  haben  sollte. 
Viel  weniger  könnte  sie  auffallen ,  wenn  wir  darin  bei  Richtigkeit  unserer 
Annahme  über  den  Gang  der  Entwicklung  einen  Rest  ostgermanischen  Ur- 
rechts  zu  sehen  haben  würden. 
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1036*  Gehen  wir  davon  aus,  dass  ursprünglich  bei  den  Germanen  der 
Geschlechtsunterschied  bei  der  Erbenfolge  ganz  unbeachtet  blieb,  dass  sich 
erst  mit  der  Zeit  das  Bedürfniss  nach  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  gel- 
tend machte,  so  konnte  diese  auf  verschiedene  Weise  erfolgen.  Wir  wiesen 
schon  §  1007  daraufhin,  wie  sich  in  dieser  Richtung  ein  Hauptunter- 
schied dahin  ergibt,  dass  sich  in  den  westgermanischen  Rechten  die  Zu- 
rücksetzung durchweg  auf  bestimmte  Bestandtheile  des  Nachlasses ,  insbe- 
sondere auf  Liegenschaften  beschränkt;  dieselbe  sich  dagegen  in  den  meisten 
ostgermanischen  Rechten  auf  den  ganzen  Nachlass  ohne  Unterschied  von 
Fahrniss  und  Liegenschaft  bezieht,  so  dass  die  Tochter  neben  dem  Sohn 
einen  geringeren  Kopftheil  nimmt,  oder  aber  durch  den  Sohn  und  wohl 
auch  durch  entferntere  Männer  vom  gesammten  Nachlasse  ausgeschlossen 
ist.  Diesen  Unterschied  haben  wir  dann  aber  nicht  auf  die  Urrechte  beider 
Hauptgruppen  zurückzuführen.  Hat  sich  die  Gleichstellung  in  Rechten  bei- 
der Gruppen  erhalten,  glaubten  wir  sie  insbesondere  auch  für  die  Rechte, 
welche  anscheinend  den  beiden  Urrechten  am  nächsten  stehen,  das  gothi- 
sche  und  fränkische,  als  ursprünglich  betrachten  zu  dürfen,  so  kann  der 
Geschlechtsunterschied  zur  Zeit  der  ersten  Hauptverzweigung  noch  nicht 
beachtet  sein. 

Insbesondere  wird  die  nähere  Besprechung  der  ostgermanischen 
Rechte  ergeben,  dass  auch  dem  ostgermanischen  Urrechte  zur  Zeit  der 
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ersten  Weiterverzweigungen  irgendwelche  Zurücksetzung  der  Weiber  noch 
fremd  gewesen  sein  muss.  Denn  die  Art  derselben  ist  eine  wesentlich  ver- 
schiedene. Die  Zurücksetzung  nur  der  Weiber  des  engeren  Kreises  auf 
Drittelsrecht,  wie  wir  sie  in  der  dänischen,  der  Ausschluss  jedes  Weibes 
mindestens  durch  den  gleichstehenden  Mann,  wie  wir  ihn  in  der  norwe- 
gischen Gruppe  finden,  können  nach  später  Auszuführendem  nicht  wohl 
auf  dieselbe  Wurzel  zurückgehen.  Und  hat  sich  im  gothischen  Recht  die 
Gleichstellung  erhalten,  machten  sich  nur  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung 
der  Weiber  zeitweise  geltend,  so  würden  diese,  falls  das  §  103 1  Bemerkte 
richtig  ist,  wieder  einen  andern  Gesichtspunkt  im  Auge  gehabt,  sich  an  den 
Unterschied  der  Bestandtheile  gehalten  und  nur  auf  das  Erbland  bezogen 
haben.  Gehen  die  Rechte,  welche  ich  als  ostgermanische  zusammenfasste, 
auf  ein  Urrecht  zurück ,  so  kann  dieses  den  Geschlechtsunterschied  noch 
nicht  beachtet  haben;  erst  nach  weitern  Verzweigungen  desselben  kann  in 
den  verschiedenen  Gruppen  eine  Zurücksetzung  eingegriffen  haben,  die 
dann  bald  in  dieser,  bald  in  jener  Richtung  erfolgte.  Scheinen  da  aber  bei 
den  Gothen  die  ersten,  überdies  erfolglosen  Bestrebungen  erst  in  die  ge- 
schichtliche Zeit  zu  fallen ,  so  muss  in  andern  Gruppen  die  Zurücksetzung 
sehr  weit  zurückreichen,  da  die  Art  und  Weise  derselben  in  Rechten,  welche 
in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller  Verbindung  standen,  eine  so  überein- 
stimmende ist,  dass  sie  sich  nur  durch  Zurückgehen  auf  gemeinsame  Wurzel 
erklären  lässt. 

Stimmen  dem  gegenüber  die  westgermanischenRechte  durch- 
weg darin  überein,  dass  sich  in  ihnen  die  Zurücksetzung  der  Weiber,  so 
weit  sie  bei  ihnen  überhaupt  eingreift,  nur  auf  bestimmte  Theile  des  Nach- 
lasses bezieht,  so  wird  es  desshalb  nicht  nöthig  sein,  das  auf  einen  gemein- 
samen Ausgangspunkt  zurückzuführen.  Haben  wir  auch  da  überall  von  ur- 
sprünglicher Gleichstellung  auszugehen,  so  mochten  vor  allem  die  beson- 
deren Verhaltnisse  des  Grundeigenthums  eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
zunächst  nur  bezüglich  dieses  so  nahe  legen,  dass  sich  dieselbe  recht  wohl 
in  mehreren  Rechten  ganz  unabhängig  von  einander  geltend  machen  konnte. 
Auch  zeigen  sich  dann  so  viele  Verschiedenheiten  im  einzelnen ,  dass  die- 
selben es  sehr  wahrscheinlich  machen ,  dass  jene  Uebereinstimmung  sich 
nur  daraus  ergeben  hat,  dass  im  Laufe  der  Zeit  die  sich  gleichmassig  än- 
dernden Zustände  dazu  führten,  gewissen  sich  damit  überall  geltend  machen- 
den Bedürfnissen  in  derselben  Richtung  abzuhelfen. 

1037.  Fassen  wir  zunächst  die  Rechte  ins  Auge,  bei  welchen  die  Zu- 
rücksetzung sich  an  die  Verschiedenheit  der  Bestandtheile  an- 
^         knüpft,  so  ergeben  dieselben  einen  meines  Erachtens  sehr  gewichtigen  Be- 
Jl  web  für  die  ursprüngliche  Gleichstellung  der  Geschlechter  dadurch ,  dass 

|  sich  in  ihnen  ganz  überwiegend  auch  später  noch  Gleichstellung  der 

Weiber  bezüglich  der  Fahrniss  ergibt.  Handelt  es  sich  vor  allem 
um  die  fränkischen  Rechte,  so  ist  da  auch  in  den  ältesten  Quellen, 
welche  für  das  Land  eine  Zurücksetzung  der  Weiber  aussprechen,  das 
gleiche  Recht  bezüglich  der  Fahrniss  ausdrücklich  anerkannt,  wie  das  ebenso 
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1037]  spater  da  der  Fall  ist,  wo  die  lehnrechtliche  Zurücksetzung  der 
Töchter  für  die  Biens  nobles  Überhaupt  massgebend  geworden  ist.  Ist  für 
das  alemannische  Recht  zunächst  Lex  Alem.  5  5  massgebend,  so  denke 
ich,  dass  auch  bei  der  Hereditas  paternica,  von  welcher  die  Töchter  durch 
Söhne  ausgeschlossen  sind,  nur  an  die  Terra  zu  denken  ist,  während  die 
Res  aliae,  also  die  Fahrniss ,  unter  Söhne  und  Töchter  ebenso  gleich  ge- 
theilt  wurden,  wie  das  bei  zwei  Töchtern  der  Fall  sein  sollte,  wenn  nur  eine 
einen  Standesgenossen  geheirathet  hatte,  der  dann  die  Terra  ausschliesslich 
zufiel.  Ist  auf  beachtenswerthe  Gründe  hin  von  Opet  Weibererbr.  7 1  ff.  für 
B  a  i  e  r  n  und  Angelsachsen  Gleichstellung  der  Weiber  im  ganzen  Nach  - 
lasse  behauptet  worden,  so  möchte  ich  dem  nicht  naher  nachgehen ;  jeden- 
falls könnte  auch  da  wohl  nur  Zurücksetzung  für  Liegenschaften  in  Frage 
kommen. 

Sind  in  den  Volksrechten  diese  Verhältnisse  vielfach  nur  nebenbei 
berührt,  so  ist  es  mannichfach  erschwert,  daraufhin  sicher  zu  urtheilen. 
Es  kann  zweifelhaft  sein,  ob  unter  den  Filii  die  Kinder  überhaupt,  oder  nur 
die  Söhne  zu  verstehen  sind ;  ob  bei  der  Hereditas  an  den  ganzen  Nach- 
lass,  oder  nur  an  das  Landerbe  zu  denken  ist.  Wo  solche  und  ähnliche 
Umstände  das  sichere  Verständniss  der  ältesten  Angaben  erschweren ,  da 
wird  meines  Erachtens  der  Haupthaltpunkt  in  einer  eingehenderen  Prüfung 
der  spätem  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  in  den  Rechten  des  bezüglichen 
Gebiets  zu  suchen  sein.  Legte  mir  aber  der  Ausgangspunkt  meiner  Erör- 
terungen es  weniger  nahe,  dem  für  den  ganzen  Bereich  auch  der  deutschen 
Rechte  näher  nachzugehen,  so  dürfte  doch  die  Annahme  kaum  einem  Wi- 
derspruche begegnen,  dass  da  im  allgemeinen ,  so  weit  die  Weiber  nicht 
überhaupt  gleichgestellt  sind,  sich  wenigstens  bezüglich  der  Fahrniss  keine 
Zurücksetzung  ergibt. 

1038.  Nun  ist  allerdings  in  einigen  Volksrechten  die  Ausdehnung 
der  Zurücksetzung  auf  Fahrniss  ganz  zweifellos  ausgesprochen. 
Aber  abgesehen  davon,  dass  es  sich  da  gegenüber  den  Rechten,  welche  die 
Weiber  im  allgemeinen  oder  doch  bezüglich  der  gesammten  Fahrniss  gleich- 
stellen, um  eine  Minderzahl  handelt,  würde  sich  ein  bestimmteres  Bedenken 
gegen  unsere  Annahme  ursprünglicher  Gleichstellung  bezüglich  der  Fahr- 
niss doch  nur  dann  daraus  ergeben,  wenn  Umstände  vorlägen,  welche 
wahrscheinlich  machten,  dass  das,  wie  etwa  der  Ausschluss  der  Töchter 
vom  Heergeräthe,  auf  Zeiten  zurückgehe,  in  denen  Liegenschaften  über- 
haupt noch  keinen  Bestandtheil  des  Nachlasses  bildeten.  Trifft  das  aber 
nicht  zu,  so  scheint  umgekehrt  Manches  dafür  zu  sprechen ,  dass  erst  der 
Ausschluss  von  den  Liegenschaften  in  einzelnen  Rechten,  in  welchen  die 
Töchter  besonders  ungünstig  gestellt  sind ,  auch  zu  Zurücksetzung  bezüg- 
lich der  Fahrniss  geführt  hat. 

In  der  Lex  Chamavorum  42  heisst  es  vom  Franken,  der  Söhne 
hat :  hereditatem  suam  de  sylva  et  de  terra  eis  demittat  et  de  maneipiis  et 
de peculio;  während,  wenigstens  nach  der  §  852  vertretenen  Ansicht,  die 
Hereditas  materna  zu  gleichen  Theilen  an  Söhne  und  Töchter  kommt.  Dass 
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die  ganze  Hereditas  paterna,  gleichviel  ob  Liegenschaften  oder  Fahrniss,  nur 
an  die  Söhne  fällt,  wie  Opet  42  annimmt,  ist  gerade  nicht  gesagt,  da  dann 
die  Einzelaufzählung  überflüssig  sein  würde.  Allerdings  ist  das,  was  den 
Söhnen  ausser  dem  Lande  zufällt,  Knechte  und  Vieh,  der  werthvollste  Theil 
der  Fahrniss.  Aber  doch  auch  der,  ohne  den  das  Land  sich  nicht  bebauen 
und  ausnutzen  lässt  Fiel  den  Söhnen  der  Hof  des  Vaters  zu ,  so  mochten 
Knechte  und  Vieh  nicht  ausreichen,  wenn  sie  dieselben  mit  den  Töchtern 
theilen  sollten.  Und  nehmen  wir  an,  dass  auch  hier  übrigens  dem  west- 
fränkischen Rechte  entsprechende  Bestimmungen  eingriffen,  wonach  ein 
grosser  Theil  des  Vaterguts  als  Widum  zu  Muttergut  geworden  war,  bei 
welchem  die  Töchter  gleichen  Theil  nehmen ,  so  mochten  Knechte  und 
Vieh  des  Vaters  ohne  zu  weit  gehende  Zurücksetzung  der  Töchter  als  Zu- 
behör des  väterlichen  Hofes  behandelt  werden.  Dass  die  Tochter  auch  an- 
dern Männern,  als  Söhnen  gegenüber,  beim  Vatererbe  zurückgesetzt  sein 
sollte,  ist  nicht  gesagt,  und  ganz  unwahrscheinlich,  da  auch  in  andern  frän- 
kischen Rechten,  vgl.  §  988  ff.,  das  Weib  höchstens  durch  den  Mann  glei- 
chen Grades  zurückgesetzt  erscheint. 

Eine  ungleich  weitergehende  Zurücksetzung  der  Weiber  finden  wir 
in  der  Lex  Thuringorum  §  26  ff.  Ich  wies  schon  §  154  darauf  hin, 
dass  uns  in  derselben  ein  Mischrecht  vorliegen  müsse.  Den  fränkischen 
Rechten  schliesst  sich  dasselbe  näher  an  durch  das  Auseinanderhalten  von 
Liegenschaft  und  Fahrniss.  dagegen  entspricht  die  Vererbung  des  Landes 
nur  auf  die  Männer  vom  Manne  so  genau  dem  in  den  Rechten  der  Gula- 
thingsgruppe,  vgl.  $  368,  für  die  Vererbung  überhaupt  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte, dass  da,  wie  wir  genauer  nachweisen  werden,  ein  Recht  dieser 
Gruppe,  in  dem  wir  das  warnische  vermutheten,  eingegriffen  haben  muss. 
Hier  ist  nun  die  Tochter  gleichfalls  nicht  blos  bezüglich  der  Terra,  sondern 
auch  bezüglich  der  Pecunia  und  Mancipia,  und  zwar  nicht  blos  nach  dem 
Vater,  sondern  auch  nach  der  Mutter  ausgeschlossen.  Dass  aber  Vieh  und 
Knechte  nicht  überhaupt  als  Zubehör  des  Landes  aufgefasst  sind,  ergibt  sich 
daraus,  dass  die  Töchter  von  ihnen  lediglich  zu  Gunsten  des  Sohnes  aus- 
geschlossen sind,  während,  wenn  ein  solcher  fehlt,  zwar  das  Land  an  den 
nächsten  Schwertmagen ,  Vieh  und  Knechte  aber  an  die  nächstgesippten 
Weiber,  Tochter,  Schwester  und  Mutter,  fallen. 

Das  deutet  doch  auf  eine  Auffassung,  wonach  Weiber  im  allgemeinen 
wohl  vom  Lande,  nicht  aber  von  der  Fahrniss  ausgeschlossen  sind ,  wäh- 
rend dann  weitergehend  nur  für  die  Söhne,  welche  die  Ländereien  der 
Eltern  übernehmen,  bestimnjt  ist,  dass  sie  auch  die  Fahrniss ,  welche  zur 
Bebauung  und  Ausnutzung  derselben  nöthig  ist,  ungetheilt  erhalten  sollen. 
Bei  so  weit  gehender  Zurücksetzung  der  Tochter  wird  freilich  zu  beachten 
sein,  dass  es  auch  hier  nach  Massgabe  anderer  Rechte  üblich  gewesen  sein 
wird,  ihr  in  Ersatz  des  Erbrechts  bei  der  Verheirathung  wenigstens  eine 
Ausstattung  mitzugeben,  während  die  unverheirathet  Bleibende  Anspruch 
auf  Wohnung  und  Unterhalt  bei  den  Brüdern  gehabt  haben  wird. 
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1038]  Es  ist  mir  nicht  unwahrscheinlich,  dass  Aehnliches  auch  im  säch- 
sischen Recht  eingegriffen  hat,  und  es  darauf  zurückgeht,  dass  später 
die  Töchter  bezüglich  der  Fahrniss  im  allgemeinen  allerdings  nicht  gleich- 
berechtigt erscheinen,  dagegen  ein  Vorzugsrecht  auf  die  hier  weitausge- 
dehnte Gerade  haben ;  vgl.  §  1022.  Dass  gerade  auch  im  sächsischen  Recht 
die  Zurücksetzung  der  Tochter  und  Schwester  nur  auf  Abfindung  durch 
die  Aussteuer  zurückgehen  kann,  ergibt  sich  nach  Massgabe  unserer  spätem 
bezüglichen  Erörterung  aufs  bestimmteste  daraus,  dass  sich  im  weitern 
Kreise  keinerlei  Zurücksetzung  der  Weiber  findet. 

Nun  soll  nach  der  Lex  Saxonum  §  41  ff.,  vgl.  Opet  59,  die  Tochter 
von  der  Hereditas  nach  dem  Vater  und  der  Mutter  durch  den  Sohn ,  von 
der  nach  dem  Vater  auch  durch  den  Sohnessohn  ausgeschlossen  sein.  Dass 
es  sich  hier  bei  der  Hereditas  zunächst  nur  um  die  Liegenschaften  handelte, 
dürfte  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Denn  dass  die  Tochter  nach  der  Mutter 
überhaupt  nicht  erbte,  und  auch  deren  Gerade  an  den  Sohn  fiel,  ist  gewiss 
nicht  anzunehmen;  auch  kann  es  auffallen,  wenn  §  44  betont  wird,  dass 
beim  Fehlen  von  Söhnen  omnis  hereditas  an  die  Töchter  falle.  Aber  es 
könnte  sich  doch  fragen,  ob  nicht  manche  Bestandtheile  der  Fahrniss  als 
Zubehör  der  Liegenschaft ,  der  Hereditas ,  betrachtet  wurden.  Allerdings 
heisst  es  nun  L.  Sax.  62,  dass  zum  Schaden  der  Erben  nicht  die  Hereditas, 
wohl  aber  Mancipia  veräussert  werden  dürfen.  Scheint  danach  die  Here- 
ditas die  Mancipia  nicht  zu  umfassen,  so  liesse  sich  doch  auch  geltend 
machen,  dass  kein  Grund  war,  diese  hier  zu  nennen,  wenn  man  sie  nicht 
als  in  der  Regel  als  zur  Hereditas  gehörig  betrachtete. 

Wenn  ich  das  betone,  so  geschieht  es,  weil,  wenn  man  in  der  Here- 
ditas zunächst  lediglich  die  Liegenschaften  sehen  will,  doch  ein  Bedürfniss 
vorliegt,  es  zu  erklären,  dass  nun  nach  dem  Recht  des  Sachsenspiegels  die 
Zurücksetzung  der  Tochter  sich  keineswegs  auf  jene  beschränkt.  Im  allge- 
meinen erscheint  sie  durch  den  Sohn  auch  von  der  Fahrniss  ausgeschlossen, 
erhält  nur  die  Gerade.  Dagegen  erscheint  der  Begriff  dieser  hier  nun  sehr 
weit  ausgedehnt,  umfasst  etwa  auch  das  Kleinvieh ,  insbesondere  aber  alle 
Dinge,  welche  zur  Ausstattung  der  sich  verheirathenden  Tochter  geeignet 
waren.  Ohne  dem  weiter  nachgehen  zu  wollen,  schiene  da  der  Uebergang 
sich  am  leichtesten  zu  erklären,  wenn  wir  annehmen,  dass  der  Sohn  neben 
der  nicht  ohnehin  durch  Aussteuer  bereits  für  ihr  Erbrecht  abgefundenen 
Tochter  zunächst  nur  ein  Vorrecht  auf  die  Liegenschaften  hatte,  aber  auch 
auf  die  Fahrniss,  deren  er  zur  Verwerthung  bedurfte;  dass  damit  das  ur- 
sprünglich gleiche  Recht  der  unausgesteuerten  Tochter  auf  die  Fahrnissan 
Bedeutung  verlor,  und  sich  diese  Verhältnisse*  schliesslich  dahin  feststellten, 
dass  auch  die  Fahrniss  im  allgemeinen  an  den  Sohn  kam,  aber  so,  dass  die 
nichtausgesteuerte  Tochter  als  erweiterte  Gerade  alles  vorwegnahm,  was 
den  Töchtern  als  Aussteuer  mitgegeben  zu  werden  pflegte  und  was  den 
ausgeradeten  bereits  zur  Zeit  ihrer  Heirath  gegeben  war. 

Mag  da  nun  im  einzelnen  manches  unklar  sein,  so  dürfte  es  sich  doch 
rechtfertigen,  wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  die  Zurücksetzung  der  Tochter 
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in  den  westgermanischen  Rechten  sich  ursprünglich  überall  auf  die  Liegen- 
schaften beschränkte,  sie  bezüglich  der  Fahrniss  gleichberechtigte  Erbin 
war  und  sich  eine  Zurücksetzung  auch  bezüglich  dieser  bei  einzelnen  Stäm- 
men erst  nachträglich  daraus  ergab,  dass  gewisse  Bestandteile  der  Fahrniss 
als  Zubehör  der  Liegenschaften  behandelt  wurden. 

Wie  sehr  das  gleiche  Recht  der  Tochter  auf  die  Fahrniss  für  unsere 
Annahme  ursprünglicher  Gleichstellung  der  Geschlechter  ins  Gewicht  füllt, 
bedarf  keiner  weiteren  Ausführung  und  wurde  schon  §1012  betont.  Sehen 
wir  uns  schliesslich  zweifellos  auf  eine  Zeit  zurückgewiesen,  in  welcher  das 
Vermögen  nur  aus  Fahrniss  bestand,  so  müssen  in  dieser  Zeit  wenigstens 
bei  den  germanischen  Stämmen,  welche  das  gleiche  Recht  der  Töchter  auf 
die  Fahrniss  anerkennen,  dieselben  überhaupt  gleichberechtigte  Erben  ge- 
wesen sein. 

1039.  Weisen  uns  Rückschlüsse  aus  der  spätem  Gestaltung  der  ger- 
manischen Rechte  bestimmt  auf  solche  ursprüngliche  Gleichstellung  im 
Erbrechte  hin,  so  hat  diese,  wie  ich  denke,  auch  an  und  für  sich  nichts  Be- 
fremdendes, wenn  wir  von  innern  Gründen,  vgl.  S  102  ff. ,  von  Erwä- 
gung der  Zustände  frühester  Entwicklungsperioden  aus- 
gehen. 

Allerdings  zeigen  später  einzelne  germanische  Rechte  jedes  Weib  in 
so  untergeordneter  Stellung,  so  abhängig  vom  Willen  eines  männlichen 
Gewalthaber,  eines  Mundwald,  dass,  wenn  wir  in  solcher  Geschlechts- 
vormundschaft die  ursprünglichste  Gestaltung  des  germanischen  Rechtes 
zu  sehen  hätten,  jede  Gleichstellung  von  Mann  und  Weib  in  irgendwelchem 
Verhältnisse,  also  auch  im  Erbrechte,  durchaus  befremden  müsste.    Aber 
ich  werde  es  später  in  Ausführung  des  schon  $   158  Angedeuteten  ver- 
suchen, nachzuweisen,  dass  jene  allgemeine  Mundwaldschaft  erst  das  Er- 
gebniss  spaterer  Entwicklung  sein  kann.    Insbesondere   ist  sie  auch  den 
Rechten  fremd,  welche  wir  für  die  ursprüngliche  Gleichstellung  im  Erb- 
rechte zunächst  beachteten ;  wie  ich  $  890  für  die  Franken  das  Fehlen  einer 
jedes  Weib  als  solches  treffenden  Mundwaldschaft  glaubte  annehmen  zu 
müssen,  so  trifft  das  ebenso  für  das  gothische  Recht  zu ;  vergl.  Dahn  Stu- 
dien 57. 

Gewiss  wird  schon  für  das  älteste  Recht  das  Verhältniss  der  Ge- 
schlechtsschwäche als  ein  solches  in  Rechnung  zu  bringen  sein, 
welches  zu  mancher  Sonderbehandlung  des  Weibes  führte.  War  das  Weib 
geschlechtlicher  Vergewaltigung  ausgesetzt,  so  bedurfte  es  des  Mannes  als 
Schützers  oder  Rächers.  Knüpfte  sich  da  der  Begriff  der  besondern  weib- 
lichen Ehre  an  und  zugleich  die  Auffassung,  dass  durch  erzwungenen,  aber 
auch  durch  ungeziemenden  Geschlechtsverkehr  des  zur  Sippe  gehörigen 
Weibes  auch  die  Ehre  der  Sippe  verletzt  sei,  so  ist  es  erklärlich ,  dass  die- 
jenigen, welche  das  Weib  in  jener  Richtung  nötigenfalls  zu  schützen  und 
zu  rächen  hatten,  auch  dagegen  geschützt  sein  wollten,  dass  nicht  das  Weib 
selbst  durch  ungeziemende  Verbindungen  Unehre  auf  die  Sippe  brachte. 
Es  erklärt  sich  daraus,  wenn  sich  zweifellos  früh  die  Auffassung  feststellte, 
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1039]  dass  das  Weib  bei  seinen  Verbindungen  an  die  Zustimmung  der 
Sippe  oder  zunächst  des  dieselbe  in  dieser  Richtung  vertretenden  Verlobers 
gebunden  war;  der  dann,  wie  ich  denke,  sich  im  Laufe  der  Zeit  zum  Mund- 
wald weiterentwickelt  hat.  Es  erklärt  sich  daraus,  dass  das  sich  eigenmächtig 
einem  fremden  Manne  hingebende  Weib  als  aus  dem  Verbände  der  Sippe 
ausgeschieden  und  insbesondere  als  allen  Erbrechts  verlustig  betrachtet 
wurde. 

Auch  sonst  konnte  die  Geschlechtsschwäche  vermögensrechtliche  Ver- 
hältnisse beeinflussen.  War  das  Weib  von  der  Theilnahme  an  der  Fehde 
ausgeschlossen,  so  erklärt  es  sich,  wenn  etwa  Beträge,  durch  welche  die 
Fehde  abgewandt  wurde,  zunächst  nur  den  Männern,  welche  zu  ihr 
verpflichtet  gewesen  sein  würden,  unter  Ausschluss  der  Weiber  zukamen; 
und  auf  die  Frage,  in  wie  weit  das  bei  einzelnen  Stämmen  schliesslich  auf 
das  Erbrecht  zurückgewirkt  haben  mag,  werden  wir  zurückkommen. 

In  allem  dem  lag  aber  doch  nicht  nothwendig  ein  Grund,  die  Tochter 
bei  Theilung  des  Nachlasses  der  Eltern  zurückzusetzen.  Denkbar  wäre  es 
ja  immerhin,  dass  die  Brüder  die  Wehrlosigkeit  der  Schwestern  benutzten, 
um  Alles  für  sich  zu  nehmen.  Mag  darin  bei  manchen  Völkern ,  die  noch 
auf  ursprünglichster  Culturstufe  verharren,  der  nächste  Grund  für  den  Aus- 
schluss der  Weiber  vom  Erbrechte  zu  sehen  sein ,  so  berechtigt  uns  doch 
nichts  zu  der  Annahme,  dass  bei  allen  Völkern  ursprünglich  in  diesen  Ver- 
hältnissen nur  die  rohe  Gewalt  den  Ausschlag  gab.  Dann  würde  ja  auch 
von  einem  Erbrecht  Unmündiger  nicht  die  Rede  sein  können.  Die  Natur- 
anlagen der  einzelnen  Völker,  die  Auffassung  der  hier  eingreifenden  Ver- 
hältnisse werden  schon  auf  frühesten  Entwicklungsstufen  sehr  verschieden 
gewesen  sein.  Konnte  der  Mann  das  schwächere  Weib  vom  Erbe  ver- 
drängen und  nahmen  seine  Genossen  keinen  Anstand  daran ,  wenn  er  das 
that,  so  mochte  sich  daraufhin  der  Ausschluss  der  Weiber  als  Recht  fest- 
stellen. Ebensowohl  konnte  aber  doch  bei  einem  andern  Volke  die  An- 
schauung festen  Boden  gewinnen,  dass  die  Schwäche  des  Weibes  oder  des 
Unmündigen  kein  Grund  sein  dürfe,  ihnen  Vortheile  vorzuenthalten,  auf 
welche  sie  von  sonstigen  Gesichtspunkten  aus  Anspruch  erheben  konnten ; 
dass,  wenn  sie  bezüglich  derselben  in  erster  Reihe  von  den  nächsten  Ange- 
hörigen bedroht  waren,  es,  so  lange  die  öffentliche  Rechtsordnung  noch 
nicht  genügend  entwickelt  war,  Sache  der  Sippe  sei ,  da  Vergewaltigungen 
durch  die  nöchststehenden  Männer  hintanzuhalten. 

Ein  festes  Erbrecht  kann  sich  bei  den  einzelnen  Völkern  erst  allmählig 
auf  Grundlage  dessen,  was  man  schon  bisher  für  billig  hielt,  gestalten. 
Weist  die  ganze  Gestaltung  des  spätem  germanischen  Rechts  vor  allem  auf 
die  Beachtung  der  Nähe  des  Bluts  und  des  Vorzugs  der  Nachkommen  hin, 
so  standen  in  dieser  Richtung  die  Töchter  den  Söhnen  ganz  gleich.  Und 
wenn  dieser  Gesichtspunkt  bei  den  Germanen  für  das  älteste  Recht  der  aus- 
schlaggebende geworden  zu  sein  scheint ,  so  wird  doch  auch  zu  beachten 
sein,  dass  es  sich  um  ein  Volk  handelt,  bei  dem  nach  den  ältesten  Zeug- 
nissen die  Weiber  keineswegs  die  Stellung  blosser  Sclavinnen  der  Männer 
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einnahmen,  dessen  besondere  Hochachtung  gegen  das  weibliche  Ges  chlecht 
schon  Tacitus  zu  rühmen  weiss. 

1O40.  Finden  wir  dann  noch  im  spätem  germanischen  Recht  vielfach 
den  Gesichtspunkt  beachtet,  dass  das  Vermögen  des  Erblassers  zunächst 
solchen  zukommen  soll,  deren  Arbeit  der  Erhaltung  und  Vermehrung  des- 
selben zu  Gute  gekommen  war,  sehen  wir  uns  damit  auf  Erwägung  der 
ältesten  wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen  hingewiesen, 
so  wird  sich  auch  dem  kaum  ein  Grund  entnehmen  lassen,  der  auf  ursprung- 
liche Zurücksetzung  der  Töchter  hätte  hinweisen  müssen. 

Ist  eine  Zeit  anzunehmen,  in  der  man  für  den  Unterhalt  in  erster  Reihe 
auf  die  zunächst  den  Männern  obliegende  Jagd  hingewiesen  war,  so  hatte 
die  Thätigkeit  der  Weiber  einzugreifen,  um  die  Ergebnisse  derselben  ge- 
messbar zu  machen,  während  bei  anderm,  was  zum  Lebensunterhalte  dienen 
konnte,  wie  der  Fischerei,  dem  Sammeln  der  wildwachsenden  Früchte,  die 
Weiber  von  vornherein  ebenso  oder  in  erster  Reihe  betheiligt  sein  konnten. 
Zu  einer  Ansammlung  von  Vermögen,  bei  dem  es  sich  hätte  fragen  können, 
ob  dasselbe  nach  dem  Tode  der  Eltern  allen  Kindern,  oder  nur  den  Söhnen 
zukommen  solle,  kam  es  auf  dieser  frühesten  Entwicklungsstufe  überhaupt 
nicht.  Es  handelte  sich  nur  etwa  um  die  Gegenstände  des  persönlichen  Ge- 
brauchs der  Eltern,  entsprechend  dem  Heergeräthe  und  der  Gerade.  Dann 
konnte  es  als  selbstverständlich  scheinen,  dass  diese  vom  Vater  auf  die 
Söhne,  von  der  Mutter  auf  die  Töchter  vererbten ;  für  die  Auffassung,  dass 
Töchter  zurückzusetzen  seien,  fehlte  da  jeder  Haltpunkt. 

Eine  Ansammlung  von  Vermögen  ergab  sich  erst  auf  einer  folgenden 
Stufe  mit  der  Viehzucht.  Nun  wird  sich  schwerlich  gellend  machen 
lassen,  dass  bei  dieser  und  allem,  was  mit  ihr  zusammenhängt,  die  Thätig- 
keit der  Weiber  geringer  anzuschlagen  ist,  als  die  der  Männer;  und  waren 
diese  vielfach  durch  Jagd  und  Fehde  in  Anspruch  genommen,  so  musste 
sogar  die  Sorge  für  Erhaltung  und  Mehrung  jenes  werthvollsten  Bestandes 
des  Vermögens  vorzugsweise  Sache  der  Weiber  sein.  Es  ist  nicht  wohl  ab- 
zusehen, wie  sich  da  die  Auffassung  hätte  feststellen  sollen,  dass  die  Heer- 
den  der  Eltern  nach  deren  Tode  nur  Eigenthum  der  Söhne  sein  sollten. 
Den  Eltern  standen  Töchter  und  Söhne  gleich  nahe;  hätten  sie  nicht  ohne- 
hin daraufrechnen  dürfen,  dass  jenen  nach  ihrem  Tode  ein  gleicher  An- 
theil  zukommen  würde,  so  würden  ihnen  ja  die  verschiedensten  Verfügungen 
gestattet  haben,  einer  Benachtheiligung  der  Töchter,  an  der  sie  kein  In- 
teresse hatten,  in  anderer  Weise  entgegenzutreten. 

Dürfen  wir  nun  aus  der  spätem  Gestaltung  in  den  die  Bestandtheile 
auseinanderhaltenden  Rechten  schliessen,  dass  zur  Zeit,  wo  das  Vermögen 
nur  noch  aus  Fahrniss  bestand,  auch  von  einer  Zurücksetzung  der  Töchter 
noch  nicht  die  Rede  war.  so  sind  wir  eben  damit  allerdings  auf  Zusammen- 
hang derselben  mit  dem  Eigenthum  an  Liegenschaften  hingewiesen.  Aber 
es  ist  doch  zu  beachten,  dass  auch  in  dieser  Richtung  auf  den  blossen  Um- 
stand, dass  neben  der  Viehzucht  allmählig  der  Ackerbau  grössere  Bedeu- 
tung gewann,  an  und  für  sich  keinerlei  Gewicht  zu  legen  ist.  So  lange  sich 
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1040]  mit  dem  Ackerbau  noch  nicht  der  Begriff  eines  Sonderrechtes  auf 
den  für  ihn  benutzten  Boden  verband,  derselbe  ohne  feste  Ansiedlung  da 
getrieben  wurde,  wo  man  den  Grund  eben  geeignet  fand,  wurden  wenig- 
stens unmittelbar  durch  ihn  so  wenig  dauernde  Werthegeschaffen,  als  durch 
die  Jagd ;  nur  etwa  mittelbar  konnten  überflüssige  Erträgnisse  dazu  dienen, 
durch  Tauschverkehr  den  Bestand  an  Vieh,  Knechten  und  Hausrath  zu 
mehren.  Waren  im  Nachlasse  grössere  Getreidevorräthe  vorhanden,  so  wies 
nichts  darauf  hin,  dieselben  anders  zu  behandeln,  als  sonstige  Fahrniss.  Im 
allgemeinen  gewiss  auch  nicht  der  Gesichtspunkt,  dass  die  Thätigkeit  der 
Weiber  nun  erst  geringer  anzuschlagen  sei,  als  die  der  Männer.  Auch  beim 
Ackerbau  ist  genügend  Raum  für  unmittelbares  Eingreifen  der  Weiber. 
Und  mögen  da  manche  schwerere  Arbeiten,  wie  insbesondere  die  Mehrung 
des  ertragsfähigen  Bodens  durch  Rodung,  zunächst  Sache  der  Männer  sein, 
so  glich  sich  das  wieder  dadurch  aus,  dass  die  Sorge  für  den  Viehstand 
dann  um  so  mehr  den  Weibern  oblag. 

So  weit  da  spätere  Bestimmungen  einen  Rückschluss  gestatten,  deuten 
sie  denn  auch  überwiegend  aufGleichbevverthung  weiblicher  und 
männlicher  Arbeitst hätigkeit.  Als  Halt  werden  da  die  Falle  dienen 
müssen,  dass  die  Ergebnisse  gemeinsamer  Thätigkeit  von  Männern  und 
Weibern  zu  theilen  sind.  Allerdings  werden  wir  da  mehrfach  auf  Bestim- 
mungen stossen,  welche  darauf  hinweisen  würden,  dass  die  Thätigkeit  des 
Mannes  auf  das  Doppelte  geschätzt  wurde.  So  wenn  häufig  derAntheil  der 
Frauenseite  bei  Theilung  der  ehelichen  Errungenschaft  auf  ein  Drittel  be- 
schränkt erscheint;  oder  wenn  vereinzelt,  so  im  dänischen  Recht,  bei  Auf- 
theilung  des  Gewinns  aus  der  Hausgemeinschaft  die  Tochter  nur  halben 
Kopftheil  gegen  den  Sohn  nimmt.  Aber  einmal  finden  wir  doch  in  solchen 
Fällen  ungleich  häufiger  Mann  und  Weib  ganz  gleichgestellt.  Und  weiter 
dürfte  die  spätere  Erörterung  auf  die  gewichtigsten  Gründe  führen,  nach 
welchen  die  Drittelung,  wenn  auch  weit  zurückreichend,  wohl  nur  das  Er- 
gebniss  nachträglicher  Entwicklung  sein  kann,  das  ursprünglichste  Recht 
da  durchaus  von  Gleichstellung  des  Mannes  und  des  Weibes  ausgegangen 
sein  muss. 

Insbesondere  aber  weist  nichts  darauf  hin,  dass  die  Zurücksetzung  der 
Tochter  im  Erbrechte  irgendwie  mit  geringerer  Bewerthung  der  Thätigkeit 
der  Weiber  im  allgemeinen  zusammenhänge.  Ueberaus  häufig  werden  wir 
in  Rechten,  in  welchen  die  Tochter  zurückgesetzt  erscheint,  volle  Gleich- 
stellung des  Ehemannes  und  der  Ehefrau,  des  Vaters  und  der  Mutter,  der 
entfernteren  Weiber  und  der  Männer  gleichen  Grades  finden,  so  dass  die 
Zurücksetzung  nicht  das  Weib  als  solches,  sondern  nur  die  Tochter  trifft* 
Ebenso  aber  auch  wohl,  dass  die  im  Erbrecht  zurückgesetzte  Tochter  oder 
Schwester  gleichen  Theil  am  Gewinne  nimmt,  wenn  sie  in  Gemeinschaft 
mit  ihren  Brüdern  verbleibt.  So  erbt  nach  dem  Ostfriesischen  Landrecht 
die  Tochter  nur  nach  Drittelsrecht ;  bleibt  sie  mit  ihren  Brüdern  in  Gemein- 
schaft, so  würde  ihr  bei  Lösung  derselben  vom  Erbe  nach  den  Eltern  nur 
ein  halber  Kopftheil  herauszugeben  sein.  Dagegen  heisst  es  2  c.  78 :  Wanner 
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süster  und  broeder  ihosammcn  sinnen  in  unvordeelden  gliederen  und  de  ol- 
deren  sinnen  dort,  wat  se  dan  thosamen  winnen,  moegen  se  gelicke  deelen, 
de  susier  nimpt  so  voele  van  den  gewinne y  alse  de  broder;  hebten  se  oek 
schaden,  so  verlast  de  süster  oeck  so  voele,  als  de  broeder.  Im  Gegensatze 
zu  manchen  andern  Rechten,  welche  den  gemeinsamen  Gewinn  zunächst 
nach  Massstab  des  Betrages  der  Sondervermögen,  auf  Grundlage  deren  er 
gemacht  ist,  vertheilen,  vgl.  $  622,  bleibt  hier  ganz  unbeachtet,  dass  dieses 
bei  den  Schwestern  nur  die  Hälfte  betrug.  Lediglich  die  persönliche  Thä- 
tigkeit  kommt  in  Betracht,  wie  sieb  das  in  demselben  Rechte  besonders 
deutlich  auch  in  der  $  534  erwähnten  Bestimmung  ergibt,  wonach  bei  Ge- 
meinschaft zwischen  den  Brüdern  nicht  blos  die  Frau  des  verheiratheten, 
sondern  auch  dessen  Kind  vollen  Kopftheil  am  Gewinn  nimmt,  wenn  es 
bereits  arbeitsfähig  ist,  während  andernfalls  die  Kosten  des  Unterhaltes  des- 
selben zu  Gunsten  des  ledigen  Bruders  in  Rechnung  zu  bringen  sind. 

1041«  Sehen  wir  uns  nach  der  Gestaltung  vieler  späterer  Rechte  be- 
stimmt auf  Zusammenhang  der  Zurücksetzung  der  Tochter 
mit  dem  Sondereigenthum  an  Liegenschaften  hingewiesen,  so 
ist  der  Grund  nicht  in  der  steigenden  Bedeutung  des  Ackerbaues  an  und 
für  sich  zu  suchen,  sondern  darin,  dass  sich  mit  der  Zeit  nach  fester  An- 
siedlung  der  Begriff  feststellte,  dass  der  Einzelne  an  dem  Boden,  den  er  als 
Acker  und  Wiese  nutzte,  dieselben  Eigenthumsrechte  habe ,  wie  an  einer 
andern  ihm  gehörigen  Sache,  und  sich  damit  das  Sondereigenthum  am 
Lande  entwickelte,  welches  nun  neben  der  Fahrniss  einen  Theil  des  Nach- 
lasses bildete.  An  und  für  sich  musste  auch  das  nicht  zu  einer  Zurück- 
setzung der  Töchter  fuhren  und  hat  vielfach  eine  solche  nicht  zur  Folge 
gehabt;  Söhne  und  Töchter  mochten  auch  das  Land  theilen,  wie  bisher  die 
Fahrniss. 

Aber  es  konnten  sich  nun  erst  die  Schwierigkeiten  bemerklich  machen, 
auf  welche  dadasAusscheiden  derTochter  aus  dem  elterlichen 
Hause  durch  Verehelichung  führen  musste.  Die  Söhne,  auch  wenn 
sie  sich  verheiratheten,  mochten  auf  dem  elterlichen  Erbe  in  Gemeinschaft 
bleiben  oder  auf  ihren  Antheilen  besondere  Haushaltungen  gründen.  Die 
verheirathete  Tochter  hatte  ihrem  Manne  an  dessen  Wohnsitz  zu  folgen ; 
die  Traductio,  die  Heimführung  aus  dem  elterlichen  Hause,  wird  durch- 
weg als  eine  regelmässig  eingreifende  Handlung  bei  der  Verehelichung  er- 
wähnt. Das  begründete  keinerlei  Schwierigkeit,  so  lange  es  sich  nur  um 
Theilung  der  Fahrniss  handelte ;  was  der  verheiratheten  Tochter  an  Vieh 
und  sonstiger  Fahrniss  zufiel,  mochte  sie  durch  die  ihr  zugefallenen  Knechte 
zum  Wohnsitze  ihres  Mannes  treiben  und  fahren  lassen.  Dagegen  bot  der 
Umstand,   dass  das  bezüglich  ihres  Xntheils  am  Grundeigenthum   nicht 
ebenso  möglich  war,  Schwierigkeiten,  welche  zweifellos  vielfach  die  Zurück- 
setzung der  Töchter  veranlassten. 

In  dieser  Richtung  wird  nun  einmal  die  Möglichkeit  in  Erwägung  zu 
ziehen  sein,  dass  jener  Umstand  schon  in  einer  Zeit,  wo  Grund  und  Boden 
noch  nicht  als  Sondereigenthum  betrachtet  wurde,  zu  Verhältnissen  geführt 
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1041]  haben  konnte,  welche  die  Auffassung,  dass  auch  den  auswärts  ver- 
heirateten Töchtern  ein  Antheil  an  den  von  den  Eltern  hinterlassenen  Lie- 
genschaften gebühre,  überhaupt  nicht  aufkommen  Hessen.  Ohne  das  hier 
naher  begründen  zu  können,  scheint  mir  die  ganze  Gestaltung  des  spätem 
germanischen  Liegenschaftsrechts  mit  Bestimmtheit  darauf  hinzuweisen, 
dass  dasselbe  sich  in  seinen  Grundzügen  in  einer  über  die  grossen ,  insbe- 
sondere auch  durch  Landnoth  veranlassten  Wanderungen  weit  zurück- 
reichenden Zeit  festgestellt  haben  muss,  in  welcher  der  Boden  selbst  noch 
keinen  Werth  hatte,  derselbe  überall  in  Ueberfluss  für  den  vorhanden  war, 
der  über  die  Arbeitskräfte  verfügte,  um  ihn  ertragsfähig  zu  machen;  in  der 
man  daher  auch  nur  in  der  auf  den  Boden  verwandten  Arbeit  das  sah,  was 
den  Anspruch  auf  das  Erträgniss  begründete.  Das  Sonderrecht  am  Grund 
und  Boden  war  ursprünglich  ein  blosses  Recht,  ihn  unter  Ausschluss  An- 
derer zu  nutzen,  während  kein  Recht  am  Boden  selbst  verblieb,  wenn  von 
diesem  Rechte  in  entsprechender  Zeit  kein  Gebrauch  mehr  gemacht  wurde ; 
vgl.  auch  das  §  989  Bemerkte. 

Mussten  diese  Verhältnisse  sich  anders  gestalten,  als  zur  Bebauung 
geeigneter  Boden  nicht  mehr  in  Ueberfluss  vorhanden  war,  als  dann  in  der 
Zeit  der  vielfach  dadurch  veranlassten  Wanderungen  bereits  ertragsfähig 
gemachtes  Land  von  einem  Stamme  besetzt  wurde,  und  dann  eine  Auf- 
teilung unter  die  Stammgenossen  und  eine  Auseinandersetzung  mit  den 
frühem  Bewohnern  nicht  zu  vermeiden  war,  so  deutet  doch  die  ganze  Ge- 
staltung des  späteren  Liegenschaftsrechts  darauf  hin,  dass  ursprünglich  das 
Nutzungsrecht  am  Boden  durch  eigenmächtige  Besitzergreifung  begründet 
wurde,  dass  Jedem  das  Recht  zustand,  Land,  an  welchem  noch  keine 
Nutzungsrechte  Anderer  bestanden ,  zu  roden  und  zu  bestellen  und  damit 
für  sich  und  seine  Erben  ein  Sonderrecht,  den  Boden  weiter  zu  benutzen« 
zu  erwerben,  welches  nur  erlosch,  wenn  er  ihn  durch  Nichtbestellung  wie- 
der wüst  werden  Hess.  Kam  es  aber,  sobald  Mangel  an  Land  eintrat  und 
jene  Nutzungsrechte  damit  grössern  Werth  gewannen,  nicht  leicht  mehr 
vor,  dass  Jemand  dieselben  freiwillig  und  unentgeltlich  aufgab,  so  ergab 
sich  von  da  aus  erst  allmählig  die  Auffassung ,  dass  das  Land  selbst  einen 
Bestandtheil  des  Vermögens  bildete. 

Sind  diese  Annahmen,  deren  Begründung  ich  in  anderm  Zusammen- 
hange versuchen  werde,  im  allgemeinen  richtig,  so  mochte,  so  lange  in  der 
Nähe  des  Ansitzes  ungerodeter  Boden  in  Ueberfluss  vorhanden  war,  den 
man  in  Bearbeitung  nehmen  konnte,  wenn  die  Arbeitskräfte  vorhanden 
waren,  kaum  daran  gedacht  werden ,  dass  der  fortgezogenen  Tochter  ein 
Vermögensnachtheil  daraus  erwuchs,  wenn  fortan  nur  die  am  väterlichen 
Ansitz  zurückbleibenden  Söhne  in  der  Lage  waren,  den  jenem  zunächst 
gelegenen  Boden  zu  bebauen,  und  damit  von  den  schon  von  den  Vorfahren 
begründeten  Nutzungsrechten  Vortheil  zu  ziehen.  Erhielt  unter  Nichtbe- 
achtung der  Nutzungsrechte  amLande  bei  Abtheilung  der 
Tochter  diese  den  ihr  gebührenden  Antheil  an  Knechten,  Vieh  und  son- 
stiger Fahrniss,  so  durfte  sie  darauf  rechnen,  dass  es  auch  beim  Hofe  ihres 
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Mannes  an  Grund  und  Boden  nicht  fehlen  werde,  denselben  zu  verwerthen. 
Es  war  dann  auch  kein  Grund,  sie  etwa  durch  grössern  Antheil  an  der 
Fahrniss  dafür  abzufinden.  Das  konnte  dann  nachwirken,  als  die  Sonder- 
rechte auf  Grund  und  Boden  mit  der  Zeit  zu  wichtigen  Vermögensbestand- 
theilen  wurden.  Der  Uebergang  mochte  ein  so  allmähliger  sein,  dass  sich 
da  thatsächlich  eine  wesentliche  Zurücksetzung  der  Tochter  ergeben  konnte, 
ehe  matt  sich  derselben  bestimmter  bewusst  wurde,  da  es  sich  nur  um  die 
Fortsetzung  anscheinend  althergebrachter  Verhältnisse  handelte. 

1012.  Es  ist  möglich,   dass  bei  einzelnen  Stammen,  bei  welchen  die 
Töchter  durch  Söhne  schlechtweg  vom  Grundeigenthum  ausgeschlossen 
erscheinen,  sich  das  in  dieser  Weise  ergeben  hat.  Aber  die  grosse  Zahl  der 
Rechte,  in  welchen  wir  volle  Gleichstellung  der  Töchter  bezüg- 
lich der  Liegenschaften  finden  oder  in  welchen  ihre  Zurücksetzung 
ganz  unabhängig  vom  Unterschiede  von  Liegenschaft  und  Fahrniss  erfolgt, 
deuten  doch  darauf  hin,  dass  sich  wenigstens  überwiegend  mit  der  Ent- 
wicklung  von  Sonderrechten  am  Lande    zunächst  die  Auffassung   fest- 
stellte ,  dass  auch  diese  Vermögensrechte  seien ,  auf  welche  die  Töchter 
ebenso,  wie  bei  den  bisherigen  Bestandteilen  des  Nachlasses,  denselben 
Anspruch  hätten,  wie  die  Söhne.   War  es  aber,  wie  schon  S  868  bemerkt, 
zumal  auf  früheren  Entwicklungsstufen,  schwer  thunlich,  die  Rechte  am 
Boden  nach  Fahrnissbeträgen  zu  schätzen  und  auf  diesem  Wege  zu  einer 
Ausgleichung  zu  gelangen,  so  Hess  sich  dem  gleichen  Anspruch  aller  Kin- 
der zunächst  wohl  nur  in  der  Weise  genügen ,  dass  man  einmal  die  Fahr- 
niss, dann  aber  auch  die  Liegenschaften,  an  welchen  den  Eltern  Sonder- 
rechte zustanden,  unter  Söhne  und  Töchter  gleich  vertheilte.  Dafür  spricht, 
dass  man  trotz  der  grossen  Schwierigkeiten,  welche  sich  daraus  ergeben 
mussten,  in  so  manchen  Rechten  wenigstens  grundsätzlich  an  dem  Recht 
der  Tochter  auch  auf  einen  Kopftheil  an  den  Liegenschaften  festhielt  und 
dann  sichtlich  erst  nachträglich  diesen  Schwierigkeiten  bald  in  dieser,  bald 
in  jener  Richtung  zu  begegnen  suchte. 

Wie  sich  dieseSchwierigkeiten  der  Abtheilung  derTöchter 
auf  Liegenschaften  aus  dem  Umstände  ergeben  mussten,  dass  die  ver- 
heiratheten  Töchter  aus  dem  väterlichen  Hause  ausgeschieden  waren,  wird 
kaum  einer  weitern  Ausführung  bedürfen.  Brüder  mochten  zunächst  in 
ungetheiltem  Besitze  bleiben;  bezüglich  der  auswärts verheiratheten Schwe- 
ster war  das  nicht  durchführbar.  Durch  Theilung  des  zum  väterlichen  An- 
sitze gehörigen  Landes  nicht  blos  unter  Brüdern ,  welche  sich  dann  auf 
ihren  Theilen  selbstständige  Wohnsitze  errichten  mochten ,  sondern  auch 
unter  auswärts  wohnenden  Schwestern  wurde  der  Zusammenhang  gelöst, 
der  doch  so  sehr  im  wirtschaftlichen  Interesse  lag.  Grundstücke ,  die  zu- 
nächst nur  vom  Haupthofe  aus  mit  Nutzen  zu  bebauen  waren ,  wurden 
diesem  entfremdet,  während  es  keinen  Ersatz  bot,  wenn  dafür  der  Bruder 
nun  die  Aussicht  hatte ,  dass  seine  Frau  ihm  ein  vielleicht  weit  entlegenes 
Grundstück  zubrachte.  Und  was  für  die  Brüder  ein  grosser  Verlust  war, 
brachte  der  Schwester  und  ihren  Kindern  vielfach  wenig  Gewinn.   Griffen 
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1049]  irgend  grössere  Entfernungen  ein,  so  würde  doch  in  der  Regel  kaum 
etwas  erübrigt  haben,  als  den  Antheil  an  den  Liegenschaften  zu  verkaufen 
oder  zu  vertauschen. 

Solchen  und  ahnlichen  Schwierigkeiten  war  natürlich  am  gründlichsten 
abgeholfen  durch  Ausschluss  der  Töchter  von  allen  Liegen- 
schaften, indem  man  ihnen  überhaupt  Erbrecht  an  denselben  absprach. 
Das  mag  bei  einzelnen  Stämmen  schon  in  frühester  Zeh  geschehen  sein. 
Und  war  das  nicht  schon  früher  geschehen,  so  mochten  da  die  in  der  Zeit  der 
grossen  Wanderungen  und  erobernden  Vordringens  sich  ergebenden  Ver- 
hältnisse die  bezüglichen  Bestrebungen  fördern,  wie  das  schon  das  über 
das  gothische  und  fränkische  Recht,  vgl.  $  994,  Bemerkte  nahe  legt  Die 
Wehrhaftigkeit  des  Mannes  fiel  da  schwerer  ins  Gewicht  Die  Rechte  auf 
das  Land  wurden  nun  in  anderer  Weise  begründet,  weniger  durch  eigen- 
mächtige Besitzergreifung,  als  durch  Zuweisung  eines  bestimmten  Antheiles 
am  eroberten  Lande ;  konnten  sich  dann  auch  öffentliche  Interessen  leichter 
geltend  machen,  so  mochten  diese  daraufhinweisen,  das  Erbrecht  am  Land  - 
loos  zunächst  den  Söhnen  vorzubehalten.  Ebenso  das  Interesse  der  Ge- 
meinden. War  Jemandem  aus  der  gemeinen  Mark  Land  zugewiesen  oder 
ihm  Besitznahme  gestattet,  so  blieben  seine  Söhne  Gemeindegenossen,  nicht 
die  nach  auswärts  verheirathete  Tochter;  es  erklärt  sich,  wenn  wir  da  S  989 
die  Töchter  durch  Söhne  ausgeschlossen  fanden.  Es  wird  nicht  nöthig  sein, 
diesen  Verhältnissen  näher  nachzugehen.  Auch  bei  ursprünglich  voller 
Gleichberechtigung  der  Töchter  an  dem  zunächst  aus  Fahrniss  bestehenden 
Vermögen  ist  es  erklärlich,  wenn  der  Umstand  des  Ausscheidens  der  Töchter 
aus  der  Hausfamilie  zum  Ausschluss  derselben  von  den  Liegenschaften 
führen  konnte. 

Traf  das  allerdings  für  unverheirathet  bleibende  Töchter 
nicht  zu,  so  waren  gesetzliche  Erben  dieser  ohnehin  ihre  Brüder  oder  deren 
Kinder,  so  dass  sich  Schwierigkeiten  nur  dann  hätten  ergeben  können,  wenn 
sie  befugt  gewesen  wären ,  den  auf  sie  entfallenden  Antheil  an  Fremde  zu 
veräussern.  Und  dem  gegenüber  dürften  sich  früh  Bestimmungen  festge- 
stellt haben,  wie  wir  sie  bereits  §  1028  erwähnten  und  auf  welche  uns 
weitere  Untersuchungen  zurückführen  werden,  wonach  die  unverheiratete 
Tochter  zwar  ihren  vollen  Antheil  zu  Nutzgenuss  erhielt,  derselbe  aber  ihren 
Erben  verfangen  sein  sollte. 

1043.  Mit  den  besprochenen  Verhältnissen  hängt  nun  auch  zusammen 
die  zu  einer  Zurücksetzung  der  Töchter  führende  Beschränkung  des 
Erstgeburtsrechts  auf  Söhne,  wobei  wir  für  den  nächsten  Zweck 
unberücksichtigt  lassen  können,  dass  das  entsprechende  Recht  wohl  dem 
Jüngstgebornen  zusteht.  Ein  Erstgeburtsrecht  in  dem  Sinne ,  dass  der  Fa- 
milienbesitz zusammengehalten  werden  und  derselbe  daher  zum  grössten 
Theile  nur  auf  ein  Kind  vererben  sollte,  ist  dem  germanischen  Recht  ur- 
sprünglich zweifellos  ganz  fremd  gewesen  und  hat  erst  durch  die  beson- 
dern Verhältnisse  des  Leihgutes  Eingang  gefunden.  Ich  möchte  da  auf  die 
vielbesprochene  Stelle  des  Tacitus,  Germania  c.  32,  in  welcher  von  Erst- 
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geburtsrecht  bei  den  Tencterera  die  Rede  ist,  nicht  weiter  eingehen;  die 
ganze  Gestaltung  der  spätem  landrechtlichen  Erbenfolge  spricht  für  gleiche 
Berechtigung  aller  Kinder.  In  vielen  Rechten  ist  den  Eltern  sogar  verboten, 
eines  ihrer  Kinder  zu  bevorzugen;  und  auch  da,  wo  das  den  Eltern  ge- 
stattet war,  war  wenigstens  dann,  wenn  die  Eltern  bezügliche  Verfügungen 
nicht  getroffen  hatten,  nach  ihrem  Tode  im  allgemeinen  gleich  unter  alle 
Kinder  zu  theilen.  Nun  gab  es  freilich  gewisse  Nachlassstucke,  welche  eine 
Theilung  nicht  wohl  zuliessen.  Ist  das  Heergeräthe  im  allgemeinen  zu 
theilen,  so  fanden  wir  doch  auch  wohl  die  Rüstung  des  Vaters  nur  dem 
ältesten  Sohne  zugesprochen;  vgl  S  1018. 

Insbesondere  erscheint  dann  vielfach  der  Ansitz  des  Vaters,  das 
Sesshaus,  die  Maison  principale,  als  ein  untheilbarer  Bestand.  Und  zwar 
als  ein  solcher,  dessen  Zutheilung  auch  ganz  abgesehen  vom  Vermögens- 
werthe  als  Bevorzugung  des  bezüglichen  Erben  betrachtet  wurde.  Es  wird 
daher  wohl  vorausgesetzt,  dass  die  Erben  es  sämmtlich  beanspruchen; 
können  sie  sich  nicht  einigen,  so  ist  zu  Nantes  nach  der  Coutume  der  Bre- 
tagne von  1539  eh.  667  das  Haus  gerichtlich  unter  den  Erben  zu  verstei- 
gern. Auch  sonst  ergibt  sich  wohl,  dass  ein  Vorrecht  eines  der  Erben  nicht 
anerkannt  wird.  So  hat  nach  Quisard  Coutumfer  de  Vaud  3,  3  S  1  ff.  bei 
den  Nobles  allerdings  der  älteste  Sohn  den  Hauptsitz  als  Voraus;  aber  bei 
Bauern  gibt  es  kein  Erstgeburtsrecht  und  das  Recht,  die  alte  Hausmarke  zu 
führen :  advient  ä  celluy  soit  aisnd  ou  moings  nay,  auquella  maison  de  Fan- 
cienne  habitacion  appellee  le  trotte  advient  et  est  adjugee.  Aehnlich  ist  in 
den  Franchises  vonNyon  von  1439,  ForelChartes  commun.  257,  das  Erst- 
geburtsrecht nur  für  den  Adel  anerkannt;  bei  Bürgern  soll  den  Schild  des 
Vaters  der  erhalten,  der  das  Haus  erhält,  in  welchem  der  Vater  zur  Zeit  des 
Todes  wohnte. 

Aber  Überwiegend  wird  doch  da,  wo  das  Verhältniss  überhaupt  er- 
wähnt wird,  und  zwar  nicht  blos  beim  Lehnsadel,  der  Ansitz  des  Vaters 
dem  ältesten  Sohne  zugesprochen.  Und  das  ist  zweifellos  nicht  erst 
lehnrechtlichen,  sondern  landrechtlichen  Ursprungs.  Dafür  spricht 
wohl  schon,  dass,  wenn  in  den  Lehnrechten  häufig  ausser  dem  Hause  selbst 
dessen  nächster  Umkreis ,  der  Vol  du  chapon ,  auch  wohl  deutsch  Cap- 
paunenflock,  Cout.  de  Luxembourg  1,  140,  als  Voraus  des  Aeltesten  er- 
wähnt wird,  diese  wenig  genaue  Bemessung  des  Zubehör,  welche  denn 
auch  wohl  zu  Rechtsstreitigkeiten  Anlass  gab,  vgl.  Coustumes  d'  Anjou  von 
1463  $218,  ed.  Beautemps  3,  353,  nach  ihrer  weiten  Verbreitung  und  ihrer 
allgemeineren  Verwendung  zweifellos  auf  Zeiten  zurückgeht,  in  denen  be- 
sondere lehnrechtliche  Bestimmungen  noch  nicht  in  Frage  kamen.  Die  Be- 
stimmung des  unmittelbaren  Zubehör  des  Hauses  nach  dem  Flug  einer 
Henne  findet  sich  auch  in  Westfalen;  vgl.  Grimm  R.  A.  105.  Und  der  Vol 
du  chapon  wird  nicht  blos  bei  lehnrechdichem  Erstgeburtsrecht  erwähnt. 
So  heisst  es  in  den  Consuetudines  Lossenses  11  S  10,  Cout.  deLooz  1, 103, 
ganz  allgemein,  dass  der  älteste  Sohn  erhält:  domum  cum  annexis  et  korto 
olitorio  seu  spatio  rationabili  ad  volaium  caponis  sive  extensionem  scalae 
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1048]  iectorum.  Und  für  den  landrechtlichen  Ursprung  wird  sich  auch  gel- 
tend machen  lassen,  dass  der  entsprechende  Anspruch  nach  vielen  Rechten 
dem  jüngsten  Sohne  zusteht  Der  Gegensatz  beider  Rechtskreise  in  dieser 
Richtung  macht  sich  unmittelbar  kenntlich ,  wenn  nach  einem  Ortsrechte 
im  Amte  Vimeu  westlich  von  Amiens,  Bouthors  Cout.  d1  Amiens  1,428,  in 
weiterer  Ausdehnung  des  Vorrechts  alle  Lehen  nur  an  den  Ältesten,  alle 
Heritages  roturiers  nur  an  den  jüngsten  Sohn  fallen. 

Möchte  ich  nicht  bezweifeln,  dass  das  Recht  des  ältesten,  beziehungs- 
weise jüngsten  Sohnes  auf  das  Haus  des  Vaters  mit  der  unmittelbaren  Um- 
gebung auf  landrechtliche  Grundlage  und  auf  frühe  Zeiten  zurückreicht,  so 
scheinen  andererseits  spätere  Zeugnisse  aus  den  verschiedensten  Gebieten 
darauf  zu  deuten,  dass  man  dabei  keinerlei  Vermögensvortheil  im  Auge 
hatte,  sondern  eine  Uebernahme  gegen  Ersatz;  dass  dem  Erstge- 
bornen bei  Theilung  des  Erbes  lediglich  das  Recht  zustand,  zu  verlangen, 
dass  das  vaterliche  Haus  auf  seinen  Theil  falle.  Denn  wenn  es  vielfach  nur 
heisst,  dass  der  Berechtigte  das  Haus  nimmt,  so  wird  bei  genauem  Angaben 
überaus  häufig  betont,  dass  er  dafür  die  Miterben  zu  entschädigen  hat.  So 
nimmt  nach  der  Coutume  der  Auvergne  1 2  S  5 1  der  Erstgeborne :  la  prin- 
cipale  place  ou  manoir  avec  le  vold'un  chappon  en  recompensant  les  puisne^ 
et  coheritiers  de  la  valeur  de  leur  part  et  portion  de  ladite  place  ou  manoir 
et  vol  de  chappon,  non  autrement.  Bezieht  sich  das  zunächst  auf  Nobles,  so 
heisst  es  in  der  alten  Coutume  der  Bretagne  $214,  ed.  PJaniol  2 1 7  :  j4  Bour- 
geois et  gien%  de  hasse  condition  lefil\  ainqne  doit  avoir  la  principal  me- 
son  ou  herbregerie  süffisante  sehn  la  quantiU  de  leurs  biens>faisant  res- 
conpassation  es  autres,  se  il  la  volt  avoir.  Auch  da,  wo  das  Haus  dem 
Jüngsten  zugesprochen  wird,  ist  sehr  häufig  betont,  dass  er  die  Miterben 
zu  entschädigen  hat  So  zu  Chur,  Wagner  u.  Salis  R.  Q.  3,  74;  im  Ober- 
elsass,  Bonvalot  Com.  de  la  H.  Alsace  234;  zu  Falkenburg,  Cout.  de  Lim- 
bourg  241;  zu  Uccle  in  Brabant,  Cout  de  Brab.,  Q.  de  Brux.  2,  2;  zu 
Cassel  in  Flandern,  zu  Nyelles  im  Boulonais,  Cout.  gen.  1,399.  717.  Eben- 
so nach  Ostfries.  Landrecht  2  c.  88.  Ist  es  nach  norwegischem  gemeinem 
Landrecht  5  c.  7  der  älteste  Sohn,  welcher  den  Hauptsitz  nimmt,  so  wird 
auch  da  die  Ausgleichung  betont 

Ich  möchte  nicht  zweifeln,  dass  es  sich  landrechtlich  ursprünglich 
überall  nur  um  eine  Uebernahme  gegen  Ersatz  handelte.  Ging  das  dann  in 
das  Lehnrecht  und  das  auf  demselben  beruhende  Adelsrecht  über,  welches 
überhaupt  nur  dem  Aeltesten  den  grössten  Theil  des  Guts  zuwandte,  so  ist 
es  erklärlich,  wenn  man  ihm  ausserdem  in  althergebrachter  Weise  den  An- 
sitz zusprach,  ohne  aber  noch  den  Ersatz  zu  verlangen.  Es  griff  da  ja  mehr 
und  mehr,  ohne  dass  wir  das  genauer  zu  verfolgen  hätten,  die  Auffassung 
ein,  dass  das  ganze  Erbe  zunächst  auf  den  Aeltesten  übergehe ,  der  daraus 
nur  verschieden  besümmte  Ansprüche  der  Nachgebornen  zu  befriedigen 
habe. 

Ueberall  aber,  wo  das  Recht  zweifellos  auf  germanische  Grundlage 
zurückgeht,  handelt  es  sich  um  ein  Vorrecht  nicht  des  erstgebornen  Kindes 
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Oberhaupt,  sondern  des  erstgebornen  Sohnes,  so  dass  sich  damit  eine  Zu- 
rücksetzung der  Töchter  ergab.  Allerdings  findet  sich  in  den  Pyre- 
näenlBndern,  vgl.  Cordier  Droit  de  famille  aux  Pyrenees  in  Revue  hist.  5, 
257ff.,LagrezeH.  du  dr.  dans  les  Pyre'ne'es  181  ff.,  ein  landrechtliches  Erst- 
geburtsrecht,  welches  sich  von  andern  einmal  dadurch  unterscheidet,  dass 
es  sich  nicht  blos  auf  den  Ansitz,  sondern  auf  das  gesammte  Erbland  be- 
zieht; dann  aber  auch  dadurch,  dass  es  in  manchen  Gebieten  nicht  den) 
ältesten  Sohne  und  erst  in  Ermanglung  eines  solchen  der  ältesten  Tochter, 
sondern  überhaupt  dem  erstgebornen  Kinde,  sei  es  Sohn  oder  Tochter,  zu- 
steht. Dass  es  sich  dabei  um  einen  vorgermanischen  und  vorrömischen  Rest 
des  Rechts  der  Urbevölkerung  handelt,  ist  wohl  um  so  weniger  zu  bezwei- 
feln, als  es  schon  Strabo  als  Eigenthümlichkeit  der  Cantabrer  bezeichnet, 
dass  bei  ihnen  Töchter  erben  können  und  dann  die  Söhne  auszustatten 
haben.  Im  germanischen  Rechtsgebiete  ist  mir  nur  ein  ganz  vereinzelter 
Fall  aufgefallen,  in  welchem  bei  dem  Vorrecht  auf  die  Wohnung  der  Unter- 
schied des  Geschlechts  nicht  beachtet  wird.  Nach  Recht  der  Herrschaft 
Adinfer  südwestlich  von  Arras,  Bouthors  Cout.  de  Amiens  2,  269 :  ious  les 
manoirs  venans  cT  hoirie  atnase%  et  non  amase^,  appartiennent  au  maisni, 
soitfils  oufilhy  de  leurs  enffans.  Trifft  regelmässig  jenes  Vorrecht  auf  den 
Ansitz  des  Vaters  nur  den  Sohn,  so  lange  ein  solcher  vorhanden,  so  er- 
klärt sich  das  leicht  aus  dem  Verhältnisse ,  dass  bei  der  Tochter  vorausge- 
setzt wird,  dass  sie  sich  nach  auswärts  verheirathet.  Ein  vermögensrecht- 
licher Nachtheil  ergab  sich  daraus  nicht,  wenn,  wie  ich  denke,  jenes  Vor- 
recht auf  dem  Ansitz  ursprünglich  nur  gegen  Ausgleichung  geübt  werden 
sollte. 

Das  Erstgeburtsrecht  in  dem  Sinne,  dass  dem  erstgebornen  Sohne  die 
Hauptmasse  des  elterlichen  Vermögens  verbleiben  soll,  gehört  bei  den  Ger- 
manen erst  spätem  Entwicklungsstufen  an,  hat  sich  zunächst  nur  für  Lehen 
von  hier  nächstliegendem  Gesichtspunkte  aus  entwickelt,  während  man  die 
spater  sehr  gewöhnliche  Ausdehnung  auf  alles  Adelsgut  durch  die 
dem  altern  Rechte  fremde  Rücksichtnahme  auf  die  Erhaltung  des  Ansehens 
der  Familie  zu  rechtfertigen  suchte.  Wo  das  eingreift,  ergibt  sich  über- 
haupt keine  Zurücksetzung  der  Tochter  gegen  den  Sohn  als  solchen.  Benn 
in  der  Regel  erscheinen  dann  Töchter  und  nachgeborne  Söhne  gleichge- 
stellt. Auf  Ausnahmen,  bei  welchen  die  Töchter  ungünstiger,  aber  auch 
wohl  günstiger,  vgl.  etwa  $  505,  gestellt  sind,  werden  wir  zurückkommen. 
Für  unsere  nächsten  Zwecke  hat  das  Verhältniss  keine  weitere  Bedeutung. 
1014.  Auf  denselben  Grund  des  Ausscheidens  der  Tochter  aus  dem 
elterlichen  Hause,  der  neben  andern  später  auf  die  Beschränkung  des  Erst- 
geburtsrechts auf  Söhne  hinwies,  glaubten  wir  nun  freilich  auch  den  Aus- 
schluss derTöchter  von  Liegenschaften  durch  alle  Söhne 
zurückfuhren  zu  sollen,  und  nicht  auf  eine  Auffassung,  wonach  alle 
Weiber  als  solche  von  Liegenschaften  ausgeschlossen  sein  sollten.  Letzteres 
aber  ergibt  sich  aufs  bestimmteste  daraus,  dass  jener  Ausschluss  sich  durch- 
weg auf  einen  engern  Kreis  beschränkt  und  selbst  da,  wo  er  vereinzelt 
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1044]  weiter  greift  sich  in  der  uns  zunächst  beschäftigenden  Gruppe  von 
Rechten  nicht  über  Ausschluss  des  Weibes  durch  gleichstehende  Männer 
hinausgeht. 

Zunächst  ist  in  dieser  Richtung  doch  zu  beachten,  dass  sich  in  den 
bezüglichen  Rechten  auch  für  die  Liegenschaften  durchweg  Vererbung 
auf  Töchter  beim  Mangel  von  Söhnen  ergibt.  Waren  überhaupt 
keine  Söhne,  sondern  nur  Töchter  vorhanden,  so  entfiel  der  Grund,  welcher 
ihren  Ausschluss  nahe  gelegt  hatte;  als  nächstberufene  Erbinnen  theilen  sie 
nun  ebenso  die  Liegenschaften,  wie  die  Fahrniss.  Ergibt  die  schon  5  1037 
erwähnte  Angabe  der  Lex  Alamannorum  55  den  Ausschluss  der  Töchter 
von  der  väterlichen  Terra  durch  Söhne ,  so  ergibt  sie  ebenso ,  dass  beim 
Fehlen  von  Söhnen  die  Töchter  auch  die  Terra  getheilt  haben  würden, 
wenn  sie  alle  Standesgenossen  geheirathet  hätten.  In  der  Lex  Saxonum  44 
und  der  Lex  Burgundionum  14$  1  ist  ausdrücklich  gesagt,  dass  beim  Fehlen 
von  Söhnen  die  Töchter  das  ganze  Erbe  nehmen.  Und  ebenso  in  zahl- 
reichen spätem  Quellen. 

Es  ist  weiter  zu  beachten,  dass  sich  mehrfach  Beschränkung  des 
Ausschlusses  durch  gleichstehende  Männer  auf  Töchter 
ergibt.  Waren  ursprünglich  alle  Weiber  gleichgestellte  Erben,  stiess  das 
dann  zunächst  bei  den  Töchtern  wegen  ihres  Ausscheidens  aus  dem  elter- 
lichen Hause  bei  den  Liegenschaften  auf  Schwierigkeiten ,  so  konnte  man 
sich  bei  der  Abhilfe  auf  den  nächstliegenden  und  am  häufigsten  vorkom- 
menden Fall  des  Zusammenerbens  von  Söhnen  und  Töchtern  beschränken, 
ohne  nun  desshalb  dem  entsprechend  auch  die  ganze  weitere  Erbenfolge 
umzugestalten,  so  dass  es  dann  hier  beim  gleichen  Erbrecht  der  Weiber 
auch  für  Liegenschaften  verblieb. 

Abweichend  vom  spätem  westfränkischen  Recht  ergibt  sich  insbeson- 
dere in  Niederlothringen  mehrfach  Zurücksetzung  der  Töchter  bezüglich 
der  Liegenschaften,  indem  sie  durch  Söhne  von  denselben  ganz  ausge- 
schlossen sind  oder  doch  nur  halben ,  vereinzelt  auch  zwei  Fünftel  Kopf- 
heil nehmen.  Dann  aber  wird  nicht  selten  ausdrücklich  bemerkt,  dass  das 
lediglich  die  Tochter,  nicht  auch  die  Schwester  und  entferntere  weibliche 
Seitenverwandte  trifft.  So  waren  nach  der  Coutume  von  Binche  $  74.  75 
die  Töchter  und  Enkelinnen  von  Liegenschaften  ganz  ausgeschlossen ;  aber: 
en  succession  collaterale,  si  comme  de  fr  er  es,  soeurs,  oncles,  tantes,  cousins 
et  cousines,  lesfreres  et  soeurs  y  succederont  par  teste  et  esgale  portion  se- 
hn f  ancienne  coutume  dudit  Binche.  Ebenso  nach  der  Coutume  von  Chi- 
may  2  $  3  ff-  und  der  von  Virginal  $33,  Cout  de  Brabant,  Q.  de  Brux.  2, 
453.  Während  in  Brabant  zuLier  ein  Sohn  gegen  zwei  Töchter  theilt,  heisst 
es  1 5  S  8 :  i n  successie  uyter  qijden  werden  alle  Güter,  so  weit  es  nicht 
Lehen  sind,  ghedeylt  by  mans  ende  vrouwen  persoonen  even  ghelijek.  Eben- 
so wird  zuCasterie  12  S  2  das  Drittelsrecht  ausdrücklich  auf  die  absteigende 
Linie  beschränkt  Ist  nach  der  Coutume  von  Lüttich  die  Tochter  nur  vom 
Zinsgut  durch  den  Sohn  ausgeschlossen ,  während  sie  das  AUod  mit  ihm 
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theüt,  so  wird  1 1  S  2  5  ausdrücklich  hinzugefügt :  Comme  aussi  eile 5  succe- 
dent  ds  biens  censaux  en  ligne  collaterale  avec  leurs  fr  er  es. 

Ist  im  westfränkischen  Lehnrechte  durchweg  der  Satz  anerkannt,  dass 
das  Weib  durch  den  Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen  ist,  so  finden 
sich  selbst  da  wohl  Ausnahmen«  So  in  Ortsrechten  der  Grafschaft  Blois. 
So  heisst  es  zu  Tremblevy  %  3 :  En  ligne  collaterale  succederont  egalement 
les  masles  etfemelles,  tant  is  heritages  feodaux,  que  roturiers;  ähnlich 
Saint  Aignon  $  18  undChabris  S  18,  Com.  gen.  3,  1079.  1094.  1097.  Auch 
zu  Lattich  theüt  schon  die  Schwester  die  Lehen  mit  dem  Bruder,  wie  das 
die  Coutume  13  $  3  verglichen  mit  1 1  $  24.  25  ergibt.  Bei  solcher  Gestal- 
tung zeigt  sich  deutlich,  dass  es  sich  nicht  um  Zurücksetzung  der  Weiber 
als  solcher  handelt,  dass  wohl  nur  das  als  Regel  vorausgesetzte  Ausscheiden 
der  Tochter  aus  der  Hausfamilie  bei  ihr  und  zunächst  nur  bei  ihr  die  Zu- 
rücksetzung veranlasste. 

Allerdings  beschränkt  sich  der  Ausschluss  von  den  Liegenschaften  nicht 
immer  auf  den  nächstliegenden  Fall  des  Zusammenerbens  von  Söhnen 
und  Töchtern.  Aber  der  meines  Erachtens  dafür  zunächst  massgebende  Ge- 
sichtspunkt konnte  sich  auch  bei  der  Weitervererbung  geltend  machen.  So 
beim  Ausschluss  der  Tochter  durch  den  Sohnessohn.  War 
beim  Tode  des  Vaters  zwar  kein  Sohn,  wohl  aber  ein  Sohnessohn  vorhan- 
den, der  sofort  oder  doch  später  den  Hof  übernehmen  konnte,  so  erklärt  es 
sich,  wenn  man  die  Tochter  auch  durch  diesen  ausschliessen  liess,  wie  das 
Lex  Saxonum  44  ausdrücklich  sagt  und  auch  in  spätem  Rechten  mehrfach 
ausgesprochen  ist 

Aber  auch  der  nicht  selten  erwähnte  AusschlussderSchwester 
durch  den  Bruder  erklärt  sich  sehr  wohl  aus  dem  betonten  Gesichts- 
punkte. War  ein  verstorbener  Bruder  von  seinen  Geschwistern  zu  beerben, 
so  lag  es  nahe,  zu  berücksichtigen,  dass  der  Verstorbene  mit  seinem  Bruder 
das  Gut  des  Vaters  getheilt  hatte,  dass  für  diesen  das  liegende  Gut  ungleich 
höheren  Werth  hatte,  als  für  eine  auswärts  verheirathete  Schwester.  Der 
Ausschluss  der  Tochter  findet  sich  daher  wohl  auf  die  Schwester,  aber  auch 
nur  auf  diese  ausgedehnt.  So  nach  der  Coutume  von  Mons  eh.  23,  wo  aus- 
drücklich betont  ist,  dass  schon  Neffen  und  Nichten  auch  die  Liegenschaften 
nach  Köpfen  theilen.  So  ist  nach  Sächsischem  Landrecht  1,-  17  S  1  die 
Schwester  noch  vom  Erbe  des  Bruders  ausgeschlossen,  während  über  Ge- 
schwister hinaus  nur  die  Nähe  des  Grades  entscheidet:  it  si  man  oder  wif. 
Hat  sich  das  Vorrecht  dann  auch  wohl  noch  auf  Kinder  des  Bru- 
ders ausgedehnt,  so  mag  das,  wenn  bei  diesen  der  Geschlechtsunterschied 
nicht  beachtet  wird,  auf  Einfluss  des  Eintrittsrechts  zurückgehen.  So 
schliessen  nach  der  Coutume  des  Nivernais  34  $  14  auch  die  Kinder  des 
Bruders,  soient  mäles  ou/emelles,  die  Schwester  von  Liegenschaften  aus, 
während  sie  von  der  Fahrniss  durch  diese  wegen  des  nähern  Grades  aus- 
geschlossen sind.  Aber  weiter  reicht  das  nicht;  bei  allen  andern  Seitenerb- 
schaften tritt  das  gemeine  Recht  ein.  Vereinzelt  findet  sich  dieselbe  Abgrän- 
zung  auch  wohl  im  Lehnrecht.    So  schliesst  nach  der  Coutume  von  Sedan 
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1044]  S  1 70  ff.  en  succession  des  terres  nobles  etfeodaux  en  ligne  collate- 
rale  der  Mann  gleichen  Grades  das  Weib  aus,  der  Bruder  die  Schwester, 
der  Oheim  die  Nichte;  aber  nur  bis  zu  Geschwisterkindern,  während  dar- 
über hinaus  alle  Gradgleichen  nach  Köpfen  theilen. 

1045.  Treffen  wir  so  häufig  Beschrankung  des  Ausschlusses 
der  Weiber  au  f  einen  engern  Kreis,  so  kann  sich  das  von  unserer 
Annahme  ursprünglicher  Gleichstellung  der  Weiber  aus  schon  genügend 
erklären  durch  den  bereits  §  1 1 3  betonten  allgemeinen  Gesichtspunkt,  dass 
nachträgliche  Aenderungen  der  Folge  sich  vielfach  auf  den  engern  Kreis 
beschränkten.  Aber  ich  denke,  dass  sich  da  gerade  von  unserm  Ausgangs- 
punkte aus  noch  ein  bestimmterer  Grund  für  solche  Abgränzung  ergibt. 

Es  ist  nämlich  zu  beachten,  dass  bis  zu  jenen  Gränzen  hin  nur  das  G  e- 
schlecht  der  Person,  aber  noch  kein  Unterschied  des  Mannsstammes 
und  Weibsstammes  eingreifen  kann.  Den  Gesichtspunkt,  dass  durch  Ver- 
erbung des  Landes  nur  auf  die  Männer  verhütet  werden  sollte ,  dass  nicht 
durch  die  Antheile  nach  auswärts  verheiratheter  Weiber  der  Zusammen- 
hang der  bisher  vom  Vaterhause  aus  bebauten  Ländereien  zerrissen  werde, 
traf  allerdings  auch  im  weitern  Kreise  noch  zu,  wenn  die  Erbansprecher 
Geschwister  waren  oder  doch  dem  Mannsstamme  angehörten.  Hinterliess 
der  kinderlos  verstorbene  Bruder  einen  Sohn  und  eine  Tochter  von  einem 
vorverstorbenen  Bruder,  mit  dem  er  einst  das  väterliche  Erbe  getheilt  hatte, 
so  konnten  dieselben  Gründe,  welche  für  den  Ausschluss  der  Tochter  durch 
den  Sohn  sprechen,  sich  auch  für  den  Ausschluss  der  Nichte  durch  den 
Neffen  geltend  machen  lassen.  Ebenso  trafen  sie  noch  zu ,  wenn  es  sich 
nicht  gerade  um  Geschwister,  aber  doch  nur  um  Angehörige  des  Manns- 
stammes, etwa  den  Sohn  des  einen  und  die  Tochter  eines  andern  Bruders 
handelte.  Nicht  anders,  wenn  etwa  Vatersbruder  und  Vatersschwester,  oder 
Vatersbrudersohn  und  Vatersbrudertochter  in  Frage  kamen. 

Das  stellte  sich  aber  anders,  wenn  die  Erbansprecher  zwar  gleichen 
Grades,  aber  nicht  Geschwister  waren,  und  dann  auch  das  Geschlecht 
des  Stammes,  der  Unterschied  des  Mannsstammes  und  des  Weibsstam- 
mes eingriff.  Waren  nur  eine  Bruderstochter  und  ein  Schwestersohn  vor- 
handen und  sollte  nun  jene  durch  diesen  ausgeschlossen  sein,  so  konnte 
natürlich  der  bis  dahin  massgebende  Gesichtspunkt,  das  Land  nur  denen 
zu  überlassen,  die  auf  dem  Hofe  verblieben,  nicht  mehr  zur  Geltung  ge- 
langen ;  es  wurde  vielmehr  gegen  ihn  Verstössen.  Der  Schwestersohn  sass 
auf  seinem,  vielleicht  enüegenen  Vatererbe.  Die  Bruderstochter  dagegen 
übernahm  beim  Fehlen  von  Bruderssöhnen  den  väterlichen  Antheil  am 
Vatersvatershofe,  den  der  verstorbene  Bruder  mit  ihrem  Vater  getheilt  hatte; 
gerade  nur  dann,  wenn  ihr  unter  Ausschluss  des  Weibsstamms  auch  das 
Land  ihres  Oheims  zufiel,  stellte  sich  der  Zusammenhang  wieder  her.  Nicht 
anders,  wenn  Vatersschwestersohn  und  Vatersbruderstochter  in  Frage  kamen. 
Aber  auch  wenn  es  sich  um  Vatersbruder  und  Bruderstochter  handelte,  die 
in  gleichem  Grade  standen,  konnte  beachtet  werden,  dass  durch  Anfall  an 
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jenen  zwar  eine  Wiedervereinigung  von  Urgrossvatergut,  durch  Anfall  an 
diese  aber  schon  von  Grossvatergut  erfolgte. 

Es  hatte  damit  seinen  ganz  guten  Grund,  wenn  manche  Rechte  den 
Ausschluss  der  Weiher  von  Liegenschaften  heim  Seitenerbe  auf  den  Fall 
beschränkten,  dass  beide  Erbansprecher  Geschwister  und  damit  gleichen 
Stammes  waren.  Denn  nur  bei  solchem  Ausschlüsse  derWeibernur 
durch  ihre  Brüder  wurde  dem  Gesichtspunkte  des  Zusammenbleibens 
des  einst  von  demselben  Hofe  aus  bebauten  Landes  genügt.  Wo  es  sich 
nicht  um  Geschwister,  sondern  nur  um  Erben  gleichen  Grades  handelte, 
konnte  gerade  der  Ausschluss  eines  dem  Mannsstamme  angehörenden 
Weibes  durch  einen  Mann  des  Weibsstamms  weitergehende  Zersplitterung 
zur  Folge  haben.  Habe  ich  bei  dem,  was  ich  §  988  ff.  über  den  Ausschluss 
der  Weiber  vom  Lande  nach  der  Lex  Salica  bemerkte,  diesen  Unterschied 
nicht  bestimmter  beachtet  und  angenommen,  dass,  wenn  das  Landau  viri- 
lem sexum,  qui fratres  fuerinty  fallen  solle,  damit  das  Weib  durch  jeden 
Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen  sein  würde,  so  ist  mir  nun  allerdings 
wahrscheinlicher,  dass  da  der  genaue  Wortlaut  massgebend  und  das  Weib 
nur  dann,  wenn  der  Mann  sein  Bruder  war,  durch  diesen  ausgeschlossen 
sein  sollte. 

Was  wir  aber  vielfach  bestimmt  auf  das  Zusammenerben  von  Ge- 
schwistern beschränkt  fanden,  erschien  dann  allerdings,  vgl.  S  991,  nicht 
blos  lehnrechtlich,  sondern  vereinzelt  auch  landrechtlich  ausgedehnt  auf  den 
Ausschluss  des  Weibes  durch  jeden  Mann  gleichen  Grades. 
Findet  sich  dieser  in  Ausdehnung  auf  den  ganzen  Nachlass  durchweg  in 
den  Rechten  der  göthisch- norwegischen  Gruppe,  von  der  wir  vorläufig  ab- 
sehen, so  ergibt  er  sich  vereinzelt  doch  auch  in  solchen  Rechten ,  welche 
sich  nach  den  angeführten  Belegen  wegen  der  Scheidung  von  Fahrniss  und 
Liegenschaften  uüd  Beschränkung  des  Ausschlusses  der  Weiber  auf  diese 
den  fränkisch-westgermanischen  Rechten  näher  anschliessen.  Es  würde  sich 
also  fragen,  wie  sich  das  von  jener  Grundlage  aus  ergeben  konnte,  trotz- 
dem dass  der  im  engern  Kreise  sichtlich  massgebende  Gesichtspunkt  für 
den  weitem  Kreis  keineswegs  immer  zutraf.    Handelt  es  sich  aber  nach 
unserer  Annahme  um  Weiterentwicklung,  so  muss  diese  nicht  gerade  im- 
mer gleichfalls  durch  den  ursprünglich  massgebenden  Gesichtspunkt  be- 
stimmt sein.  Hatte  sich  einmal  das  Recht  dahin  festgestellt,  dass  jede  Schwe- 
ster durch  ihren  Bruder,  also  in  den  am  häufigsten  vorkommenden  Erb- 
fallen das  Weib  durch  einen  Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen  war,  so 
mochte  man  in  einzelnen  Rechten  nur  das  ins  Auge  fassen,  ohne  zu  be- 
achten, was  den  Ausschluss  ursprünglich  veranlasst  hatte,  und  den  Satz 
dahin  verallgemeinern ,  dass  das  Weib  durch  jeden  Mann  gleichen  Grades 
auszuschliessen  sei. 

Weiter  wird  zu  beachten  sein,  dass  der  Satz  allgemeinere  Geltung  doch 
nur  im  Lehnrechte  gewonnen  hat.  War  aber  schon  im  ältesten  Recht 
wenigstens  ein  Ansatz  dazu  geboten,  so  kam  nun  für  das  Lehnrecht  nicht 
mehr  blos  der  Gesichtspunkt  des  Zusammenfallens  der  zu  einem  Hofe  ge- 
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1045]  hörenden  Ländereien  in  Betracht,  sondern  vor  allem  auch  der,  dass 
das1  Lehen  möglichst  ungetheilt  nur  an  Männer  kommen  sollte1.  Genügte 
man  dem  in  der  absteigenden  Linie  durch  ein  sehr  ausgedehntes  Erstge- 
burtsrecht, für  das  sich  im  Landrecht  höchstens  ein  schwacher  Ansatz  fand, 
so  kann  es  nicht  befremden,  wenn  man  dem  in  der  Seitenlinie  durch  Ver- 
allgemeinerung eines  landrechüich  ohnehin  im  engern  Kreise  bereits  viel- 
fach anerkannten  Satzes  zu  genügen  suchte ;  sich  aber  andererseits  durch 
die  bereits  vorhandene  landrechtliche  Grundlage  abhalten  Hess,  nicht  weiter- 
gehend alle  Weiber  schlechtweg  von  Lehen  auszuschließen. 

Wo  nach  den  Bestandteilen  unterschieden  wird  und  die  Weiber  be- 
züglich der  Fahrniss  gleichgestellt,  nur  bezüglich  der  Liegenschaften  zu- 
rückgesetzt  sind,  da  ergibt  sich  auch  durchweg,  dass  diese  Zurücksetzung 
nicht  erfolgte,  weil  man  die  Weiber  an  und  für  sich  für  ungeeignet  hielt, 
Land  zu  haben ;  denn  dann  hätte  das  Weib  auch  durch  den  Mann  entfern- 
teren  Grades  ausgeschlossen  sein  müssen.  Alles  ging,  wie  ich  denke,  darauf 
zurück,  dass,  wenn  Söhne  und  Töchter  da  waren,  man  voraussetzte ,  dass 
jene  auf  dem  Hofe  bleiben,  diese  sich  auswärts  verheirathen  würden,  wäh- 
rend, wenn  Söhne  fehlten,  der  da  für  den  Ausschluss  massgebende  Grund 
entfiel,  so  dass  sich  da  höchstens  ein  Ausschluss  der  Weiber  durch  gleich- 
stehende Männer  ergeben  konnte. 

Insbesondere  nur  das  thüringische  Recht  macht  da  eine  Aus- 
nahme ,  indem  es  zwar  Fahrniss  und  Liegenschaften  bei  der  Vererbung 
scheidet,  aber  von  den  letztern  die  Tochter  nicht  blos  durch  den  Sohn,  son- 
dern durch  alle  Männer  vom  Manne  bis  zur  Erbgränze  hin  ausschliessen 
lässt.  Aber  es  dürfte  da,  wie  schon  §  1 54  vorläufig  bemerkt,  ein  Recht  ein- 
gegriffen haben,  welches  zur  Gulathingsgruppe,  vgl.  §  386,  gehörte  und  in 
diesen  Verhältnissen  auf  durchaus  anderer  Grundlage  beruhte.  Sehen  wir 
davon  ab,  so  gibt  es  von  den  nach  den  Bestandtheilen  scheidenden  Rechten 
keines,  welches  das  Weib  als  solches  auch  nur  von  den  Liegenschaften  ganz 
ausschliessen,  welches  da  über  den  Ausschluss  durch  gleichstehende  Männer 
hinausgehen  würde. 

1046.  Die  besprochenen  Verhältnisse  geben  nun  aber,  wie  ich  denke, 
schon  an  und  für  sich  einen  sehr  beachtenswerthen  Beleg  für  die  ur- 
sprüngliche Gleichstellung  der  Weiber  im  Erbrechte«  Gehen 
wir  von  dieser  aus,  so  erklärt  es  sich  leicht,  wenn  dieselbe  sich  nur  bei  der 
Fahrniss  als  dem  ursprünglichen  Hauptbestandtheil  des  Vermögens  erhielt; 
sich  dagegen  bei  einzelnen  Stämmen  nicht  auch  auf  die  Liegenschaften  aus- 
dehnte. Es  kann  das  seinen  Grund  darin  finden,  dass  die  Sonderrechte  an 
Grund  und  Boden  anfangs  überhaupt  nicht  als  selbstständige  Vermögens- 
werthe  betrachtet  wurden,  an  welchen  auch  den  auswärts  verheiratheten 
Töchtern,  für  welche  sie  unmittelbar  ohne  Werth  waren ,  ein  Antheil  ge- 
bühre, vgl.  S  1041.  Und  wenn  das  nicht,  so  führte  der  Umstand,  dass  die 
Töchter  das  elterliche  Haus  verliessen ,  bei  einer  Theilung  zu  so  manchen 
Unzukömmlichkeiten,  dass  es  nahe  lag,  dieselbe  dadurch  zu  vermeiden,  dass 
man  das  Landerbe  nur  den  Söhnen  zusprach. 
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Dagegen  würde  es  kaum  erklärlich  sein,  wie  sich  da  die  spätere  Ge>- 
staltung  ergeben  konnte,  wenn  wir  von  ursprünglichem  Ausschluss  aller 
Weiber  vom  Erbe  ausgehen.  Es  möchte  ja  sein,  dass  man  das  erst  mit  der 
Zeit  als  unbillig  empfand  und  ihnen  Erbrecht  an  der  Fahrniss  zugestand; 
während  es  sich  leicht  erklären  würde,  wenn  man  das  auf  Liegenschaften 
nicht  ausdehnte,  da,  wie  wir  sahen,  mit  der  Vererbung  derselben  auf  Weiber 
Schwierigkeiten  verbunden  waren,  die  man  nicht  unbeachtet  Hess.  Aber  es 
handelt  sich  ja  nicht  um  den  Ausschluss  aller  Weiber,  sondern  höchstens 
der  Weiber  gleichen  Grades.  Es  wäre  schwer  zu  erklären ,  wie  man  dazu 
gelangt  wäre,  wenigstens  beim  Fehlen  von  Söhnen  auch  den  auswärts  ver- 
heiratheten  Töchtern  das  Land  zuzusprechen,  und  nicht  etwa  dem  Bruder 
oder  Brudersohne,  welche  einst  mit  dem  Vater  den  grossväterlichen  Hof 
getheilt  hatten. 

Nimmt  man  aber  etwa  an,  dass  da  erst  allmählig  die  Nähe  des  Grades 
zu  grosse  Bedeutung  gewonnen  hätte,  als  dass  man  sie  hätte  unberücksich- 
tigt lassen  mögen,  so  bliebe  es  jedenfalls  ganz  unerklärlich,  dass  sich  viel- 
fach der  Ausschluss  auf  Tochter  und  Schwester  beschränkt,  darüber  hinaus 
aber  die  Weiber  auch  am  Lande  gleichen  Theil  nahmen.  Es  würde  sich  er- 
klären, wenn  man  nachträglich  aus  Billigkeitsrücksichten  den  nächstver- 
wandten Weibern,  Tochter  und  Schwester,  wenigstens  ein  eventuelles  Erb- 
recht auch  am  Lande  zugesprochen,  es  bei  entfernteren  Weibern  aber  beim 
Ausschluss  belassen  hätte.  Wie  man  aber  von  ursprünglichem  Ausschlüsse 
aller  Weiber  aus  dazu  gelangt  sein  sollte ,  Tochter  und  Schwester  nur  ein 
eventuelles,  entfernteren  Weibern  aber  ein  unbedingtes  Erbrecht  am  Lande 
nachträglich  zuzugestehen,  ist  doch  nicht  abzusehen. 

Und  ich  möchte  betonen,  dass  es  in  dieser  Richtung  ganz  gleichgiltig 
sein  dürfte,  ob  meine  Annahme,  dass  der  Grund  der  Zurücksetzung  der 
Töchter  gerade  beim  Grundeigenthum  in  ihrem  Ausscheiden  aus  dem  elter- 
lichen Hause  durch  Verheirathung  zu  sehen  sei,  richtig  ist  oder  nicht.  Auf 
welchen  Grund  immer  man  das  zurückführen  will,  so  dürfte  sich  nicht 
leicht  einer  finden,  der  es  bei  Ausgehen  von  ursprünglichem  Ausschluss 
aller  Weiber  erklären  könnte,  dass  nachträglich  wohl  den  entfernteren  Wei- 
bern, nicht  aber  Töchtern  und  Schwestern  volles  Erbrecht  auch  am  Lande 
zugestanden  wurde. 

1017.  Es  kommen  aber  andere  Haltpunkte  hinzu,  welche  für  das  ur- 
sprüngliche gleiche  Erbrecht  der  Weiber  auch  an  Liegenschaften  sprechen,. 
während  da  gleichfalls  die  spätere  Zurücksetzung  sich  sehr  wohl  aus  dem 
von  uns  betonten  Gesichtspunkte  erklärt.  Das  trifft  einmal  die  Beschrän- 
kung des  Ausschlusses  der  Tochter  auf  das  Land  des  Vaters,. 
für  welche  wir  bereits  $  852  aus  sehr  verschiedenen  Rechten  Belege  bei- 
brachten. Ist  die  Annahme  richtig,  welche  ich  zunächst  bezüglich  des  frän- 
kischen Rechts,  vgl.  $9 57,  zu  begründen  suchte,  dass  die  Kinder  ursprüng- 
lich nur  Erbrecht  nach  der  Mutter,  nicht  auch  nach  dem  Vater  hatten,  so 
würde  in  jener  Gestaltung,  wie  schon  $  994  betont,  der  bestimmteste  Beleg 
liegen,  dass  die  bezüglichen  Rechte  in  den  ältesten  Zeiten  mutterrechtlicher 
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1047]  Folge  Töchter  und  Söhne  erbrechtlich  ganz  gleichstellten.  Und  ent- 
wickelte sich  dann,  wie  wir  S  880  ff.  annahmen ,  das  Erbrecht  der  Kinder 
nach  dem  Vater  dadurch,  dass  derselbe  seine  Kinder  zu  Erben  einsetzte,  so 
kann  der  Ausschluss  der  Töchter  vom  Lande  in  einzelnen  Rechten  recht 
wohl  darauf  zurückgehen,  dass  da  der  Vater,  der  in  dieser  Beziehung  ganz 
freie  Hand  hatte ,  für  das  Land  nur  die  Söhne  zu  Erben  zu  setzen  pflegte. 

Es  würde  aber  auch  abgesehen  davon  nicht  auffallen  können ,  wenn 
sich  die  Zurücksetzung  der  Töchter  bezüglich  der  Liegenschaften  auf  das 
Vatergut  beschränkte.  Häufig  mag  die  Mutter  überhaupt  nur  Fahrniss  zu- 
gebracht haben.  Brachte  sie  aber  aus  ihrem  eigenen  Elternhofe  Land  zu, 
so  stand  dasselbe  in  keinem  Zusammenhange  mit  dem  Hofe  des  Vaters ;  es 
hatten  die  diesen  übernehmenden  Söhne  nicht  dasselbe  Interesse  daran,  die 
Töchter  von  demselben  auszuschliessen ;  es  kann  nicht  befremden,  dass  sich 
das  gleiche  Erbrecht  der  Töchter  nach  der  Mutter  auch  bezüglich  des  Lan- 
des wohl  erhielt,  wo  sie  von  dem  des  Vaters  ausgeschlossen  waren.  Wäh- 
rend es  dann  freilich  auch  nicht  auffallen  kann,  dass,  wenn  sich  einmal  der 
Ausschluss  der  Töchter  vom  Lande  des  Vaters  festgestellt  hatte,  sich  das  in 
manchen  Rechten  auf  das  Land  überhaupt,  also  auch  das  der  Mutter  ge- 
hörende, ausdehnte. 

1048.  Es  kann  weiter  das  betonte  Verhältniss  wenigstens  miteinge- 
griffen haben,  wenn  wir  häufig  Beschränkung  des  Ausschlusses 
derTochteraufErbland  finden.  Es  gibt  allerdings  Rechte,  welche  da 
nur  den  Unterschied  von  Fahrniss  und  Liegenschaft  ins  Auge  fassen  und 
die  Tochter  schlechtweg  von  dieser  ausschliessen ,  wie  wir  dafür  schon 
S  1044  Belege  aus  dem  lothringischen  Rechtsgebiete  erwähnten.  Aber  häu- 
figer trifft  der  Ausschluss  nur  das  Erbland.  Wir  suchten  schon  $985  wahr- 
scheinlich zu  machen,  dass  bei  der  Terra  oder  Terra  salica  der  Lex  Salica 
nur  an  Erbland  zu  denken  sei,  während  in  der  Lex  Ribuaria  die  Beschrän- 
kung auf  die  Terra  aviatica  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  Ist  auf  die 
Dauer,  abgesehen  vom  Lehen;  im  westfränkischen  Rechtsgebiete  der  Aus- 
schluss der  Töchter  im  allgemeinen  überhaupt  nicht  zur  Geltung  gelangt, 
so  finden  wir  dann  auch  da,  wo  das  ausnahmsweise  der  Fall  war,  wohl 
ausdrücklich  ihre  Gleichstellung  bezüglich  des  Gewinnlandes 
betont.  Nach  der  Coustume  der  Castellanie  Lille  $  25.  28,  wie  das  auch 
Boutillier  i  t.  79  betont,  sind  die  Töchter  von  den  He'ritages  cottiers  patri- 
moniaux  ausgeschlossen ;  aber  die  Heritages  cottiers  acquis  der  Eltern  ver- 
erben :  ä  tous  leurs  enfans  esgalementy  tant  fittes  que  fi^.  Nach  der  Cou  • 
turne  des  Boulonais  $  68  ff.  hat  der  älteste  Sohn  nicht  blos  das  übliche  Erst- 
geburtsrecht an  Lehen,  sondern  es  fallen  ihm  auch  alle  He'ritages  patrimo- 
niaux  cottiers  ausschliesslich  zu ;  sind  die  Liegenschaften  aber  Acquets ,  so 
werden  sie  kopfgleich  unter  alle  Söhne  und  Töchter  getheilt.  Es  ist  eine 
ganz  ungewöhnliche  Ausdehnung  des  Erstgeburtsrechts,  wenn  nach  der 
Coutume  von  Ponthieu  $  1  der  ganze  Nachlass,  Fahrniss  und  Liegen- 
schaften, Lehen  und  bäuerliches  Gut,  Erbland  und  Gewinnland,  dem  ältesten 
Sohne  zufällt. 
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Findet  sich  auch  sonst  oft  betont,  dass  Töchter  auch  da ,  wo  sie  vom 
Erbland  aasgeschlossen  sind,  beim  Gewinnland  gleichen  Theil  nehmen,  so 
wird  auch  da  der  Umstand  eingewirkt  haben,  dass  dieses  nicht  von  alters- 
her  mit  dem  elterlichen  Hofe  in  so  enger  Verbindung  stand ,  wie  das  Erb- 
land; dass  sich  damit  sehr  wohl  die  Auffassung  feststellen  konnte,  dass  nur 
der  Hof  in  seinem  alten  Bestände  von  den  Söhnen  zu  übernehmen  sei ;  dass 
kein  Grund  sei,  die  Töchter  auch  von  neuerworbenen  Ländereien,  die  viel- 
leicht nicht  einmal  in  örtlichem  Zusammenhange  mit  den  ererbten  standen, 
auszuschliessen.  Dass  die  Tochter  nicht  auf  dem  Hofe  verblieb,  fiel  da 
weniger  ins  Gewicht,  während  es  andererseits  unbillig  scheinen  konnte,  sie 
auch  von  dem  auszuschliessen,  was  nicht  von  Vorfahren  ererbt,  sondern 
von  den  Eltern  mit  Unterstützung  aller  ihrer  Kinder  neu  erworben  war. 

1049.  Für  die  ursprüngliche  volle  Gleichstellung  der  Geschlechter  im 
Erbrechte  scheint  mir  dann  insbesondere  zusprechen,  dass  trotz  der  Schwie- 
rigkeiten, die  sich  aus  dem  Rechte  der  Töchter  auch  auf  das  Land  ergeben 
mussten,  sich  in  vielen  der  nach  den  Bestandteilen  scheidenden  Rechte 
volle  Gleichberechtigung   der  Töchter    bei  Vererbung   des 
Freieigen  findet,  so  dass  sie  nur  vom  Leihgut,  vom  Zinsgut  oder  Lehn- 
gut, ausgeschlossen  erscheinen.   Im  Freieigen  oder  Allod,  in  dem  Lande, 
welches  der  Freie  mit  den  Seinigen  ertragsfahig  gemacht  und  an  welchem 
ihm  dann  vererbliches  Nutzungsrecht  zugestanden  war,  oder  welches  er  in 
der  Zeit  der  Wanderungen  nach  der  Besitznahme  bereits  ertragsfohigen 
Landes  als  seinen  und  seiner  Familie  Antheil  erhalten  hatte,  haben  wir 
zweifellos  die  Liegenschaften  zu  sehen,  welche  am  frühesten  als  Bestand- 
teil des  Nachlasses  zur  Fahrniss  hinzukamen.  Wird  nun  gerade  für  dieses 
auch  da,  wo  die  Weiber  von  später  hinzugekommenen  Arten  der  Liegen- 
schaft ausgeschlossen  waren,  ihr  ganz  gleiches  Erbrecht  häufig  ausdrücklich 
betont,  so  ist  doch  der  Schluss  nicht  abzuweisen,  dass  da  zu  der  Zeit,  als 
man  anfing,  auf  die  Sonderrechte  an  Grund  und  Boden  grössern  Werth  zu 
legen,  die  erbrechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlechter  so  allgemein  an- 
erkannt sein  musste,   dass  man  auch  hier  an  dem  gleichen  Rechte  der 
Töchter  festhielt;  und  zwar  trotzdem,  dass  die  Schwierigkeiten,  welche  sich 
da  aus  dem  Recht  der  auswärts  verheiratheten  Töchter  ergaben ,  sich  als- 
bald bemerklich  machen  mussten« 

Gewiss  ist  nicht  zu  läugnen,  dass,  wenn  die  westgothische  Lex,  vergl. 
S  103 1,  wenigstens  auf  Bestrebungen  deutet,  die  Töchter  zurückzusetzen, 
wenn  in  der  Lex  Salica  der  Ausschluss  als  geltendes  Recht  hingestellt  wird, 
es  sich  da  vor  allem  um  das  Allod  handelte.  Aber  wir  suchten  S  985  ff. 
nachzuweisen,  dass  auch  die  Bestimmung  der  Lex  Salica  nicht  wohl  allge- 
mein anerkanntes  fränkisches  Recht  sein  konnte;  dass,  wenn  später  im 
gesammten  westfränkischen  Rechtsgebiete  die  Töchter,  abgesehen  vom 
Lehen  und  dem  nach  Massgabe  desselben  behandelten  Adelsgute,  auch  bei 
Liegenschaften  den  Söhnen  durchaus  gleichgestellt  erscheinen,  sich  gerade 
darin  das  älteste  fränkische  Recht  erhalten  haben  dürfte.  Die  Gleichstellung 
gerade  beim  Allod  zu  betonen ,  lag  allerdings  hier  im  allgemeinen  keine 
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1049]  Veranlassung  vor,  da  sie  ebenso  das  bäuerliche  Zinsgut  traf.  Sie  er- 
gibt sich  überwiegend  nur  mittelbar,  insofern  die  Gleichstellung  für  alle 
Liegenschaften  ausser  Lehen  ausgesprochen  wird.  So  etwa  in  der  Cou- 
tume  von  Melun  S  256 :  Les  fr  eres  et  soeurs  vienneni  esgalement  ä  la  suc- 
cession  de  leurs  pere  et  mere,  excepti  is  heritages  tenus  enfief;  und  S  259: 
En  ligne  collaterale  les  masles  et  femelies,  soyent  nobles  au  non,  succedent 
esgalement, fors  et  exceptd  es  heritages  tenus  enfief 

Doch  wird  dasAllod  auch  wohl  ausdrücklich  genannt  So  indenCou- 
stumes  de  Vermendois  von  1448  §  130  im  Gegensatze  zum  Rechte  des 
Ältesten  Sohnes  bei  Lehen:  Et  quant  aux  censel^,  frans  aleux  et  moeubles, 
fil%  etfillesy  succedent  dgalement  In  der  Coutume  von  Troyes  $  14  wird 
die  Gleichstellung  ausgesprochen  für  die:  heritages  tenus  enfranc  aleu  au 
en  censive  et  autres  biens  immeubles  non  tenus  en  fief;  in  der  von  Verdun 
2  S  3  für:  terres  roturiers,  meubles  et  terres  de  frone  alleuf.  Oder  in  der 
von  Chalons  S  165:  Es  terres  de  frone  aleu  les  enfans  succedent  dgalement, 
tantfils  que  filleSy  sans  aueun  advantage  d'ainesse,ettout  ainsi  qu  is  terres 
roturiers.  Aehnlich  heisst  es  in  der  von  Orleans  von  1 509  S  2 14  vom  Franc 
aleu :  et  se  doitpartir  comme  heritage  censuel  et  roturier. 

Allerdings  strebte  der  Adel,  wie  schon  S  79 1  bemerkt,  vielfach  später 
dahin,  dass  das  Franc  aleu  noble  wie  die  Lehen  vererbe;  fanden  wir  das 
im  Hennegau  1483  ausdrücklich  im  Interesse  der  Töchter  zurückgewiesen, 
so  hane  es  in  Frankreich ,  vgl.  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  470,  vielfach  Er- 
folg, wie  das  schon  die  Coutume  von  Paris  von  1510  §  46.  122  ergibt. 

Grösseres  Gewicht  gewinnt  die  Betonung  der  Gleichstellung  bezüglich 
des  Allod  noch  in  Gegenden,  in  welchen  wir  ausser  dem  Ausschluss  von 
Lehen  auch  Ausschluss  derTöchter  vom  Zinsgute,  also  von  allen 
Liegenschaften  ausser  dem  Allod  ausgesprochen  finden.  In  der  Kastellanie 
Lille  fielen  auch  die  Heritages  cottiers  nur  an  Söhne ;  aber  es  wurde,  vergl. 
S  787  ff.,  das  Allod  alsFahrniss  behandelt  und  damit  auf  Söhne  und  Töchter 
gleich  vererbt.  Nach  der  Coutume  von  Lüttich  1 1  $  23.  24:  Filles  ne  suc- 
cedent ooec  leurs  fr  er  es  es  biens  censaux ;  mais  elles  succedent  avec  leurs 
fr  er  es  ds  biens  allodiaux;  wie  denn  auch  in  dortigen  Schöffensprüchen, 
Cout.  de  Liege  3,  1 1.  14  u.  s.  w.  525,  der  Ausschluss  vom  Zinsgut,  dagegen 
die  Gleichstellung  beim  Allod  oft  betont  wird.  Nach  Recht  der  Cour  du 
Feix  zu  Namur,  vgl.  Cout.  de  Namur  1,  464.  2,  375,  nehmen  nur  Söhne 
alle  eingebrachten  und  errungenen  Liegenschaften;  sind  darunter  aber  heri- 
tages tenu%  en  aloux,  so  theilen  die  Töchter  diese  und  die  Fahrniss  mit 
ihnen.  Aehnlich  nach  den  Coutumes  von  Gosselies  $  3,  Cout.  de  Hainaut 
3,  883.  Nach  dem  Recht  der  Hauptbank  von  Uccle  $  70.  102,  Cout.  de 
Brabant,  Q.  de  Brux.  2,  14,  haben  Töchter  an  vaterlichem  Zinsgut  keinen 
Theil;  aber:  Eijgen  deylen  brueder  ende  suster  even  gelijck,  even groot.  In 
Tirol  sind  nach  den  Rechten  von  Thurm  an  der  Gader  und  Enneberg, 
Tirol.  Weisth.  4,  662.  724,  die  Weiber  vom  väterlichen  Zinsgut  ausge- 
schlossen; aber  in  Lehenschaften  und  freiaignen,  un^insperugüeUren  eiben 
Weiber  und  Männer  gleich.  Auch  nach  helvetischen  Rechten,  vgLZeitschr. 
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£  Schweiz.  R.  5,  26,  und  Töchter  wohl  nur  von  Lehen  und  Zinsgut,  nicht 
aber  von  rechtem  Erbgut  ausgeschlossen. 

1050.  Wo  in  solcher  Weise  zwischen  Freieigen  und  Zinsgut  unter- 
schieden wird,  da  kann  zweifellos  nur  die  Folge  in  jenes  für  das  ursprüng- 
liche Recht  des  Stammes  massgebend  sein.  Denn  abgesehen  davon ,  das* 
das  Zinsgut  im  allgemeinen  afa  ein  erst  nachträglich  hinzugekommener  Be- 
standtheil  des  Vermögens  zu  betrachten  ist,  ordnete  sich  die  Folge  in  das- 
selbe nach  Ermessen  des  Herrn,  dessen  Interesse  auf  Bevorzugung  der  Söhne 
hinweisen  konnte.  Vielfach  aber  finden  wir  trotzdem  die  volle  Gleich- 
stellung der  Geschlechter  bezüglich  desZinsgutes  anerkannt. 
So  insbesondere  im  ganzen  westfränkischen  Gebiete.  Wie  in  den  spätem 
Coutumes  durchweg  gesagt  wird,  dass  auch  in  Zinsgüter  und  überhaupt 
in  alles  nichtlehnbare  Gut  Töchter  und  Söhne  zu  gleichem  Recht  erben,  so 
betont  schon  Beaumanoir  14  $  11,  dass  der  Ausschluss  der  Weiber  durch 
Männer  gleichen  Grades  sich  lediglich  auf  die  Lehen  beschränke :  car  com- 
meni  que  vilenages  vienent,  il  se  departent par  teste,  autant  ä  Tun  comme 
&  Tauire,  soieni  malle,  soient  femeles.  Wir  glaubten  das  schon  $  789  darauf 
zurückführen  zu  müssen,  dass,  als  die  Erbfolge  in  die  Zinsgüter  sich  ent- 
wickelte, dieselbe  sich  der  landrechtlichen  Folge  anschloss ;  worin  also  ehr 
weiterer  Beleg  liegen  würde,  dass  diese  damals  auch  bezüglich  der  Liegen- 
schaften keinen  Ausschluss  der  Töchter  kannte. 

So  ergibt  sich  in  manchen  Gebieten  Beschränkung  des  Aus- 
schlusses auf  Lehngut.  Doch  finden  sich  selbst  da  wohl  Verhält- 
nisse, welche  noch  auf  die  ursprüngliche  Gleichstellung  der  Weiber  hin- 
weisen. Bei  Entwicklung  des  Erbrechts  in  Lehen  war  zweifellos  der  Ge- 
sichtspunkt massgebend,  dass  das  Lehen  möglichst  ungetheilt  an  den  ältesten 
Sohn  kommen  sollte,  nur  beim  Mangel  eines  Sohnes  auch  an  die  Tochter; 
wie  denn  in  der  Seitenlinie,  vgl.  $  990,  auch  später  das  Weib  durch  den. 
Mann  gleichen  Grades  schlechtweg  ausgeschlossen-  wird.  Für  Kinder  trat 
da-  eine  Abschwächung  in  der  Richtung  ein,  dass  der  Erstgeborne  den  Nach- 
gebomen ein  Fünftel  oder  ein  Drittel  der  Lehen  überlassen  sollte.  Bei  diesem 
aber  machte  sich  dann  durchweg  der  Geschlechtsunterschied  nicht  geltend, 
die  Tochter  erhielt  in  der  Regel  denselben  Antheil,  wie  der  nachgeborne 
Sohn. 

Nur  in  einigen,  nordfranzösischen  Gebieten  stellte  sich  dabei  eine  Zu- 
rücksetzung der  Töchter  fest,  indem  diese  den  nachgebornen  Söhnen  ge- 
genüber nur  halben  Kopfrheil  erhielten ;  wir  werden  darauf  zurückkommen. 
Und  sehr  vereinzelt,  so  nach  der  Coutume  von  Aerschot  S  65,  Cout.  de 
Brabant,  Aerschot  22,  feilt  das  vom  Erstgeburtsrecht  freigelassene  Drittel 
des  Letten  nur  an  Söhne  unter  Ausschluss  der  Töchter.  Häufiger  ergibt 
sich  der  Ausschiusa  der  Töchter  da,  wo  überhaupt  kein  fester  Theil  der 
Nachgebornen  bestimmt,  sondern  unter  Festhalten  der  Untheilbarkeit  der 
eifizftW.a  Lefaea  gesagt  ist,,,  dass  der  älteste  Sohn  ein  Lehen  nach  seiner 
Wahl  nimmt,  die.  andern  von*  den»  nachgebornen  Söhnen  nach  der  Adters«- 
fisdg*  genommen»  werden,  wobei,  wohl  ausdrücklich  r  so-  etwa  in  der  Cou- 
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1050]  turne  von  Namur  S  109  bemerkt  ist,  dass  das  ä  V  exclusion  desßlUs 
geschehen  soll,  so  dass  diese  die  Lehen  nur  dann  nehmen,  wenn  kein  Sohn 
vorhanden  ist 

Aber  es  finden  sich  auch  Rechte  mit  voller  Gleichstellung  be- 
züglich des  Lehngutes,  in  denen  weder  das  Erstgeburtsrecht,  noch  ein 
sonstiges  Vorrecht  der  Söhne  anerkannt  ist.  So  nach  der  Coutume  der  Frei- 
grafschaft Burgund  von  1459  S  17:  Femmes  nobles  peuvent  acquerir  et suc- 
cdder  en  choses  feodales  aussi  bien  que  les  hommes;  es  folgen  dann  Bestim- 
mungen, wie  trotz  des  fehlenden  Erstgeburtsrechtes  das  Recht  des  Lehns- 
herrn gewahrt  sein  soll.  So  in  der  Coutume  von  Nivernais  4818:  Femmes 
succedent  is  choses  feodales  comme  is  auires.  Nach  einem  Weisthum  von 
1583,  Cout  de  Luxembourg  1,  445,  folgen  nach  Recht  von  Luxemburg 
auch  in  Lehen  die  Töchter  gleich  den  Söhnen.  Dasselbe  ist  in  der  Coutume 
der  Grafschaft  La  Roche  S  30,  Cout.  de  Lux.  1,  293,  für  alle  Fiefe  com- 
munes  ausgesprochen.  Dem  entsprechend  wird  denn  auch  in  Ortsrechten, 
so  denen  von  Luxemburg,  Echternach,  Durbuy,  Houffalize,  betont,  dass 
alles  liegende  und  fahrende  Gut  auf  Töchter  wie  Söhne  vererbt  Ebenso 
heisst  es  in  der  allgemeinen  Coutume  von  1623  t  1 1  S  2,  dass  nach  dem 
Tode  der  Eltern:  leurs  enfans  soientfils  oufilles  leur  succedent  egalement 
is  Mens  meubles  et  heritages.  Dann  finden  sich  allerdings  1 2  §  1  ff.  Son- 
derbestimmungen bezüglich  der  Biens  nobles,  auf  welche  wir  zurückkom- 
men; es  wird  sich  ergeben,  dass  hier  Erstgeburtsrecht  und  Zurücksetzung 
der  Töchter  ganz  unabhängig  von  der  Sonderstellung  des  Lehengutes  beim 
Adel  sich  im  Anschluss  an  das  Theilungsrecht  der  Eltern  ergeben  haben. 

Diese  auffallende  Gleichstellung  bei  Lehen  findet  sich  auch  sonst  mehr- 
fach in  Niederlothringen.  So  zu  Stablo,  vgl.  Britz  Dr.  Belg.  666,  wo  selbst 
das  Recht  des  Erstgebornen  auf  den  Hauptsitz  nur  gegen  Entschädigung 
zur  Geltung  gelangt.  Nach  den  Consuetudines  Lossenses  1 2  S  7 ,  Cout.  de 
Looz  1,  107:  Feuda  dividuntur  inter  fratres  et  sorores  aequaliter.  Nach 
Recht  des  Lehnhofes  von  Diest,  Cout  de  Brabant,  Q.  deLouvain  618.638, 
vererben  Lehen ,  ebenso  wie  die  Zinsguter,  auf  Töchter  und  Söhne  und 
überhaupt  auf  jeden  nächsten  Verwandten,  es  sei  Mann  oder  Weib. 

Man  hat  solche  Gleichstellung  auch  bezüglich  der  Lehen,  vgl.  Glasson 
H.  du  dr.  Fr.  7,  467,  auf  Nachwirkung  römischen  Rechts  zurückgeführt. 
Das  mag  immerhin  zutreffen,  wo,  wie  im  Dauphine\  solche  Nachwirkung 
sich  auch  anderweitig  bemerkbar  macht.  In  den  vorhin  erwähnten  Gebieten 
kann  davon  nicht  wohl  die  Rede  sein,  während  überdies  das  mehrfach  be- 
tonte Vorrecht  des  Erstgebornen  auf  den  Hauptsitz  wohl  germanischem, 
nicht  aber  römischem  Recht  entsprechen  würde.  Ging  aber  nach  unsern 
Annahmen  das  germanische  Recht  überhaupt  von  Gleichstellung  der  Töchter 
aus,  hat  sich  diese  vielfach  bei  allen  andern  Liegenschaften  erhalten,  so  kann 
es  nicht  befremden,  wenn  dieselbe  vereinzelt  auch  auf  das  Lehngut  über- 
griff, obwohl  bei  diesem  im  allgemeinen  die  weitgehendste  Zurücksetzung 
der  Weiber  nicht  befremden  könnte ;  wie  denn  ja  auch  manche  Lehnrechte 
alle  Weiber  schlechtweg  ausschliessen.  Ging  aber ,  wenigstens  so  weit  das 
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Lehnwesen  auf  westfränkischer  Grundlage  beruht,  die  Zurücksetzung  der 
Weiber  nie  über  den  Ausschluss  durch  den  Mann  gleichen  Grades  hinaus, 
findet  sich  wenigstens  vereinzelt  selbst  da  Gleichstellung,  so  haben  wir  darin 
doch  einen  weitern  Beleg  zu  sehen,  wie  fest  bei  manchen  Stammen  die  Auf- 
fassung gleichen  Rechtes  der  Weiber  auch  bezüglich  der  Liegenschaften 
gewurzelt  war. 

1051.  Wenn  sich  in  vielen  germanischen  Rechten  Gleichstellung  der 
Töchter  bezüglich  alles  nichtlehnbaren  Grundeigenthums  findet  und  wenn 
insbesondere  die  Betonung  der  Gleichstellung  wenigstens  bezüglich  des 
AUod  bestimmt  darauf  hinweist ,  dass  das  auf  die  Zeiten  der  Feststellung 
des  Sondereigenthums  an  Grund  und  Boden  zurückreicht,  so  mussten  sich 
da  auch  von  jeher  die  Schwierigkeiten  geltend  machen,  auf  welche  wir 
S  1 042  den  Ausschluss  der  Töchter  in  andern  Rechten  glaubten  zunächst 
zurückführen  zu  sollen.  Man  sah  sich  damit  auf  Auskunftsmittel  zur 
Verhütung  der  sich  aus  dem  gleichem  Recht  der  Töchter  er- 
gebe  n  den  Schwierigkeiten  hingewiesen;  man  musste  nach  Auswegen 
suchen,  welche  es  ermöglichten,  ohne  Schädigung  des  gleichen  Erbrechts 
der  Töchter  die  Ländereien  ungemindert  den  Söhnen,  welche  auf  dem  elter- 
lichen Hofe  blieben,  zu  erhalten. 

Am  nächstliegenden  musste  da  Abtheilung  der  Töchter  auf 
Fahrniss  scheinen.  Darauf,  dass  den  Töchtern  in  der  Regel  Fahrniss  zu- 
gewiesen wurde,  deuten  schon  die  häufigen  Bestimmungen  des  französi- 
schen Rechts,  wonach  die  von  der  Frau  als  Heirathsgut  eingebrachte  Fahr- 
niss rechtlich  als  Immeuble  behandelt  wurde,  daher  nicht  in  die  Gemein- 
schaft fiel,  sondern  als  Erbgut  der  Frau  dem  Fallrechte  unterlag,  vgl.  etwa 
die  älteste  Coutume  der  Bourgogne  §  21 ,  Giraud  Essai  2,  273 ,  während 
oft  bestimmt  wird,  dass  dafür  dann  Land  zu  kaufen  oder  Land  des  Mannes 
dafür  zu  verpfänden  sei.  Der  massgebende  Gesichtspunkt  ist  dann  sichtlich 
der,  dass  trotz  der  im  Interesse  des  Zusammenhaltens  der  elterlichen  Lie- 
genschaften erfolgten  Abtheilung  der  Tochter  auf  Fahrniss  diese  die  Sicher- 
heit nicht  entbehren  sollte,  welche  das  Grundeigenthum  bot.  Nach  derCou- 
tume  der  Bourgogne  von  1459  t.  7  S  7  soll  bei  ungleicher  Theilung  durch 
die  Eltern  den  Kindern  die  Legitima  ergänzt  werden:  c  est  ä  scavoir,  aux 
masles  en  chevances  et  corps  hereditates ;  et  auxfilles  en  deniers.   Haben 
nach  der  Coutume  von  Chimay  2  S  4  die  Eltern  nicht  für  die  Töchter  ge- 
sorgt und  wollen  die  Söhne  ihnen  keinen  Antheil  an  den  Liegenschaften 
lassen :  icelies  devront  avoir  tous  les  biens  meubles  ä  ?  exclusion  de  leurs- 
ditsfreres.  Nach  andern  Angaben  sollen  sie  aber  durch  die  vorgeschriebene 
Abtheilung  auf  Fahrniss  an  dem  ihnen  zukommenden  Theil  nicht  verkürzt 
werden.  So  heisst  es  in  der  Coutume  der  Normandie  S  297  bezüglich  des 
Sonderrechts  von  Caux :  Lesfilles  seront  marines  sur  les  meubles  delaisse^ 
par  les  per e,  rnere  et  autres  ascendans,  s*  ils  le  peuvent  porter ;  et  oü  ils  ne 
seroient  suffisans  3  le  mar  tage  se  payera  ä  la  Proportion  de  toute  la  suc- 
cession. 

6* 
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1061]  Oft  ist  ein  Reche  der  Söhn«  ausdrücklich  anerkannt ,  die  Liegen- 
schaften zu  aehmeo,  aber  unter  Ausgleichung  für  die  gleichberechtigt««* 
Töchter,  so  dass  sieb  nur  eio  Ablöserecht  der  Söbae  au  Liegeor 
schiften  ergab.  Nach  dem  Landbuch  von  Appenzell  ed.  Rusch  %rr  haben 
Töchter  gleichen  Theil  mt  Söhnen ;  doch  sollen  diesen  die  Liegenschaften 
nach  billiger  Schätzung  überlassen  bleiben.  Entsprechend  mehrfach  in  rhä- 
tischen  Rechten,.  Nach  dem  Landrecht  von  Hadeln  3  §  13.  1.9 ,  Pufendorf 
Obs.  1,  41.  46,  sind  auch  die  Erbgüter  unter  alle  Kinder  gleich  zu  theilen; 
doch  haben  die  Söhne  vor  den  Töchtern  die  Wahl,  beim  Gute  zu  bleiben 
und  die  Töchter  abzulösen.  Eine  Erleichterung  zeigt  sich  dann  auch  wohl 
darin,  dass  solches  Ablöserecht  der  Söhne  nicht  sogleich  geübt  werden 
musste,  sondern  ihnen  durch  bestimmte  Zeit  vorbehalten  blieb.  So  haben 
nach  der  Coutume  von  Namur  $  72  die  Töchter  es  biens  re*els  allodiaux 
et  cottiers  gleichen  Theil  mit  ihren  Brüdern :  pourveu  que  lesfreres  pour- 
ront  retenir  ou  redimer  tous  lesdits  biens  rdels  en  payant  ä  leurs  soeurs  la 
juste  estimation  d iceux ;  laquelle  redemption  lesdits  fr  eres  pourront  faire 
endedans  dix  ans  de  la  succession  devolue  et  non  apris.  Aehnlich  wird  in 
der  Coutume  von  Luxemburg  1 2  $  1 3  ein  Einlöserecht  durch  drei  Jahre 
bestimmt.  Nach  den  Costumen  von  Rode  in  Brabant  $  2  ff.,  Christyn  3 1 5, 
sind  die  Töchter  auf  Geld  abzutheilen,  ihnen  dafür  aber  Land  auf  so  lange 
zu  überlassen,  bis  der  Betrag  gezahlt  ist.  Auch  in  ostgermanischen  Rechten, 
in  welchen  bei  der  Erbtheilung  den  Weibern  bestimmte  Theilbeträge  des 
gesammten  Nachlasses  zugesprochen  werden,  werden  wir  vielfach  Bestim- 
mungen finden,  welche  den  Männern  ermöglichen  sollen,  bestimmte  Lie- 
genschaften auf  ihren  Theil  zu  nehmen  oder  auszulösen. 

So  lange  das  Vermögen  überwiegend  aus  Fahrniss  bestand  und  die 
Liegenschaften  noch  nicht  hoch  geschätzt  wurden ,  mochte  sich  in  solcher 
Weise  für  Söhne  das  Land  zusammenhalten  lassen  Aber  zur  Ausnutzung 
desselben  bedurften  doch  auch  diese  der  Fahrniss.  Wird  das  in  manchen 
Rechten  dazu  geführt  haben,  dass  den  Töchtern  die  Liegenschaften  ohne 
Ausgleichung  vorenthalten  wurden,  so  glaubten  wir  es  schon  $  1038  damit 
in  Verbindung  bringen  zu  sollen,  dass  die  Töchter  in  einzelnen  Rechten 
auch  wohl  bezüglich  der  Fahrniss  zurückgesetzt  erscheinen.  Oder  der  Ge- 
sichtspunkt kann  auch  in  solchen  Rechten,  welche  den  Töchtern  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Unterschied  von  Liegenschaft  und  Fahrniss  geringere  Kopf- 
theile  gewährten,  insofern  eingegriffen  haben,  als  man  voraussetzen  mochte, 
dass  dann  auch  für  die  Söhne  noch  genügende  Fahrniss  verbleiben  würde. 
Hielten  aber  vielfe  Rechte,  wie  das  zunächst  die  Bestimmungen  über  das 
Allod  zeigen,  zunächst  daran  fest,  dass  den  Töchtern  ein  gleicher  Theilbe- 
trag  des  gesammten  Nachlasses  gebühre,  wie  den  Söhnen ,  so  wäre  es  auf 
die  Dauer  nicht  möglich  gewesen,  das  Land  zusammenzuhalten,  wenn  den 
Töchtern  ihr  gesammter  Erbtheil  auch  mir  in  Fahrniss  auszurichten  war. 
Das  hat  sichtlich  ift  sehr  vielen  Rechten  dazu  geführt,  dass  man  die  Töchter 
für  ihr  Erbrecht  abzufinden  pflegte.  Dabei  konnte  man  für  die  nichtabge- 
fundene  Tochter  am  gleichen  Erbrechte  festhalten.   Die  Abfindung  konnte 
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aber  auch  so  regelmässig  erfolgen,  dass  sich  das  gleiche  Erbrecht  der 
Tochter  Überhaupt  verlor  ttod  dieselbe  nur  fcoch  einfcft  Aüsprudh  auf  Ab- 
findung hatte. 
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1068.  In  germanischen  Rechten  der  verschiedensten  Gruppen  be- 
gegnen wir  Angaben ,  wonach  zwar  die  ausgesteuerte  Tochter  von  jedem 
Erbreche  ausgeschlossen,  dagegen  volles  Erbrecht  der  nichtausge- 
steuerten Tochter  anerkannt  ist  In  solchen  Rechten  liegt  es  auf  der 
Hand,  dass  nicht  die  Tochter  als  solche  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist,  dass 
wir  vielmehr  bei  der  ausgesteuerten  Abfindung  durch  die  Aussteuer  für  das 
Erbrecht  anzunehmen  haben,  wie  es  ihr  ohne  Eingreifen  dieser  ganz  ebenso, 
wie  den  Söhnen  zustehen  würde.  Wir  wiesen  bereits  S  1013  darauf  hin, 
einen  wie  gewichtigen  Beleg  für  unsere  Annahme  ursprünglicher  Gleich- 
stellung beider  Geschlechter  wir  darin  zu  sehen  haben.  In  solchen  Rechten 
ist  grundsätzlich  diese  Gleichstellung  auch  später  durchaus  anerkannt.  Und 
dafür,  dass  dieselbe  da  nicht  etwa  das  Ergebniss  nachtraglicher  Entwick- 
lung ist,  weist  doch  aufs  bestimmteste  der  Umstand  hin,  dass  auch  von  der 
Annahme  ursprünglichen  Ausschlusses  der  Weiber  vom  Erbe  aus  sich  sehr 
wohl  erklären  würde,  dass  man  der  sich  verheiratenden  Tochter  eine  Atis- 
steuer mitgab;  nicht  aber,  dass  man  der  nichtverheiratheten  und  damit  un- 
ausgesteuerten Tochter  nicht  etwa  einen  entsprechenden  Betrag,  sondern 
gleiches  Erbrecht  mit  den  Söhnen  zusprach. 

Damit  aber  sehen  wir  uns  dann  zugleich  darauf  hingewiesen,  wie  sich 
von  da  aus  in  andern  Rechten  Ersatz  des  Erbrechts  aller  Töchter 
durch  Recht  auf  Aussteuer  ergeben  konnte,  wonach  den  Töchtern 
überhaupt  neben  Söhnen  kein  Erbrecht  mehr  zustand ,  sondern  nur  noch 
ein  Anspruch  auf  eine  durchweg  hinter  dem  Betrage  ihres  Erbtheils  weit 
zurückbleibende  Aussteuer.  War  es  einmal  üblich  geworden,  dass  die  sich 
verheirathenden  Töchter  von  den  Eltern  mit  einer  Aussteuer  abgefunden 
wurden,  musste  es  dem  gegenüber  unbillig  erscheinen,  dass  nur  den  beim 
Tode  der  Eltern  noch  unverheiratheten  Töchter  volles  Erbrecht  zustehen 
sollte,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  mit  der  Zeit  auch  ihnen  nur  noch  ein  Recht 
auf  Aussteuer  zugesprochen  wurde  oder,  falls  sie  unverheirathet  blieben, 
auf  standesgemässen  Unterhalt.  Wir  werden  diesen  Verhältnissen  aller- 
dings näher  nachzugehen  haben.  Denn  wenn  wir  anzunehmen  hauen,  dass 
schon  im  Urrechte  und  zwar  nur  den  Töchtern  gegenüber  ein  Recht  der 
Eltern  oder  sonstigen  nächsten  Blutsverwandten  bestand ,  sie  für  ihr  Erb- 
recht abzufinden ,  so  würde  trotz  der  Anerkennung  des  eventuellen  vollen 
Erbrechts  auch  der  Töchter  doch  von  einer  erbrechtlichen  Gleichstellung 
beider  Geschlechter  kaum  die  Rede  sein  können. 
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1053.  Wird  es  sich  vor  allem  darum  handeln,  Belege  dafür  zu  bringen, 
dass  den  Töchtern,  wenn  sie  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  genügender 
Weise  ausgesteuert  wurden,  volles  Erbrecht  zusteht,  so  haben  wir  die  be- 
züglichen Verhältnisse  des  w  est  fränkischen  Rechts  bereits  S  838  und 
853  besprochen;  vgl.  auch  Salis  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  20,  178.  Es  ergab 
sich,  dass  nach  gemeinem  Recht  des  Königreichs  nur  die  von  beiden  noch 
lebenden  Eltern  ausgesteuerte  Tochter  ihr  Erbrecht  verlor,  wie  das  aber 
auch  ebenso  den  durch  Aussteuer  abgefundenen  Sohn  traf.  Und  auch  das 
spätere  Recht,  vgl.  Pothier  Tr.  des  succ.  1,  4  S  3  q.  5,  hält  so  streng  an 
dem  vollem  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter  fest,  dass  dasselbe 
wieder  eintritt  und  selbst  der  ausdrücklich  ausgesprochene  Verzicht  seine 
Kraft  verliert,  wenn  die  Eltern  starben,  ehe  sie  die  versprochene  Aussteuer 
gezahlt  hatten  oder  ehe  die  Heirath,  mit  Rücksicht  auf  welche  die  Aussteuer 
bedungen  wurde,  erfolgt  war,  oder  wenn  der  Erstgeborne  oder  überhaupt 
der,  zu  dessen  Gunsten  der  Verzicht  erfolgt  war,  kinderlos  starb.  Auch  wird 
wohl  betont,  dass  der  durch  den  Verlust  des  Erbrechts  der  ausgesteuerten 
Tochter  frei  gewordene  Kopftheil  nicht  blos  den  Söhnen ,  sondern  ebenso 
den  ledigen  Töchtern  zuwächst,  was  dann  mehrfach  erst  nachträglich  zu 
Gunsten  jener  geändert  wurde.  So  heisst  es  in  der  Coutume  der  Auvergne 
1 5 10  eh.  1 2  S  3 1 :  Jafoii  que  par  ci-devant  la  portion  des  filles  maridespar 
leur  pere  ou  ayeul  ou  de  leur  vivant  aecreust  aux  filles  non  mariSes  comtne 
aux  masles,  ei  que  laditefille  non  maridefust  rdpuUe  masle  quant  ä  ce,  so 
wird  nun  pour  la  conservafion  des  mai sons  bestimmt,  dass  dieselbe  lediglich 
den  Söhnen  zufallen  soll,  wogegen  diese  die  vom  Vater  bewilligte  Aus- 
steuer oder  den  Rest  derselben  zu  berichtigen  haben.  Im  Bourbonnais  wurde 
allerdings  schon  nach  der  Coutume  von  1500  t.  13  S  1 1  angenommen,  dass 
der  Verzicht  der  Verheiratheten  nur  zu  Gunsten  der  Söhne  erfolgt  sei,  ausser 
in  der  Castellanie  Vichy,  wo  der  Verzicht  sei :  autani  au  prouffii  des  filles  ä 
marier  que  de  fil%;  aber  noch  in  der  Coutume  von  1 521  ist  ausdrücklich 
zugefügt,  dass,  wenn  die  Söhne  sich  weigern,  die  verheissene  Aussteuer 
oder  den  Rest  derselben  zu  zahlen,  die  noch  ledigen  Töchter  denselben 
Theil  erhalten,  wie  die  Söhne. 

Ist  in  solchen  Fällen  in  der  Regel  nur  von  Verheirathung  durch 
die  Eltern  die  Rede,  so  ist  dabei  vorausgesetzt,  dass  bei  der  Heirath  eine  Aus- 
steuerung erfolgt  oder  doch  gesichert  war,  widrigenfalls  auch  keine  Ab- 
findung eintritt.  So  nach  der  Coutume  von  La  Marche  S  221 :  Mais  si  la- 
ditefille estoit  marine  en  la  maison  paternelle  par  sesdits  pere  et  ayeul  sans 
Constitution  de  dot,  ou  ce  cas  eile  ei  ses  descendans  succederont  avec  les 
masles  et  descendans  d'eux.  So  sagt  MasuerPract.  for.,  Succ.  $  10,  von  der 
verheirathet,  aber  undotirt  im  Vaterhause  weilenden  Tochter :  intelligitur 
dotata  de  portione  bonorum  sibi  ab  intestato  speetan/ium.  Wie  streng  das 
durchgeführt  wurde,  ergeben  die  Usages  von  Amiens,  ed.  Marnier  158. 


Westfränkisches,  westgermanisches,  sächsisches  Recht.  87 

Von  den  Eltern  verheirathete  und  ausgesteuerte  Kinder  erben  nicht;  Kinder 
aber,  welche  sich  ohne  Zustimmung  der  Eltern  verheiratheten  und  daher 
nichts  von  denselben  erhielten,  theilen  nach  deren  Tode  den  gesammten 
Nachlass:  au  tele  Partie  comme  li  enfant  ä  marier  aroient;  ne  ja  pour  che 
s'il  estoit  marie's  ne  lairoit  qu'il  neust  se  partie,  puis  qu  il  ri  aroit  riens 
empörte'  ä  mariage  des  biens  seit  p&re  et  se  mire.  Und  dasselbe  ergibt  sich 
aus  den  Etablissements  de  S.  Louis  1  eh.  144  für  Söhne  und  Töchter, 
welche  gegen  Willen  des  Vaters  und  damit  ohne  Aussteuer  das  Elternhaus 
verlassen. 

Es  wird  nicht  nöthig  sein,  näher  nachzuweisen,  dass  sich  entsprechende 
Auffassung  auch  in  andern  westgermanischen  Rechten  findet.  Es 
ist  da  überaus  häufig  ausgesprochen,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  98  ff.,  dass  die 
ausgesteuerten  Kinder  am  Erbe  der  Eltern  keinen  Theil  haben ,  diese  nur 
von  den  nichtausgesteuerten  Kindern  beerbt  werden,  wonach  also  auch  der 
nichtausgesteuerten  Tochter  volles  Erbrecht  zukommt.  Das  ist  denn  auch 
wohl  ausdrücklich  zunächst  für  die  Tochter  so  ausgesprochen.  Nach  Magde- 
burger Schöffensprüchen,  vgl.  Wasserschieben  Deutsche  Rechtsq.  44.46.  54, 
hat  allerdings  die  ausgesteuerte  Tochter  auch  dann  kein  Erbrecht,  wenn  sie 
das  Erhaltene  wieder  einwerfen  will;  hat  sie  aber  vom  Vater  keine  Aus- 
steuer erhalten  oder  ist  sie  von  demselben  nur  mit  Muttergut  ausgestattet, 
so  beerbt  sie  den  Vater  zu  gleichen  Theilen  mit  ihren  Brüdern  und  Schwe- 
stern. Ergibt  sich  damit,  wie  aus  andern  Quellen  des  Magdeburger  Rechts, 
volle  Gleichstellung  von  Söhnen  und  Töchtern,  so  ist  solche  auch  wohl  in 
sonstigen  sächsischen  Stadtrechten,  so  zu  Goslar,  Göschen  Stat.  2,  und  Dort- 
mund, Frensdorff  Stat.  49,  ausdrücklich  ausgesprochen. 

Ergibt  sich  damit  eine  wesentliche  Abweichung  von  den  allgemeinen 
Quellen  des  sächsischen  Rechts,  vom  Recht  der  Lex  Saxonum  und 
des  Sachsenspiegels,  so  erklärt  man  das  wohl,  vgl.  etwa  Martitz  Ehel. 
Gütern  242,  aus  dem  Unterschiede  der  Zeitverhältnisse  und  den  Besonder- 
heiten städtischer  Entwicklung.  Ist  aber  unsere  weiterhin  auszuführende 
Annahme  richtig,  dass  der  Ausschlnss  der  Töchter  vielfach  erst  an  die  Aus- 
steuerung derselben  anknüpft,  so  scheint  mir  auch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  es  sich  da  recht  wohl  um  verschiedene  Weiterentwicklung  von  der- 
selben Grundlage  aus  handeln  kann ;  dass  das  sächsische  Recht  ursprüng- 
lich Söhne  und  Töchter  gleichstellte  und  nur  den  ausgesteuerten  Kindern 
das  Erbrecht  absprach;  dass  sich  das  in  manchen  Theilen  des  sächsischen 
Gebiets  so  erhielt;  dass  dagegen  überwiegend  die  Sitte,  gerade  die  Töchter 
auszusteuern,  dazu  führte,  den  Töchtern  schlechtweg  das  Erbrecht  abzu- 
sprechen. Für  solche  Annahme  der  Anknüpfung  des  sächsischen  Aus- 
schlusses der  Tochter  und  Schwester  an  die  Aussteuer  spricht  vor  allem, 
dass  nach  dem  weiterhin  zu  Bemerkenden  die  auffallende  volle  Gleichstel- 
lung der  Weiber  im  weitern  Kreise  sich  nur  daraus  genügend  erklären  lässt. 

1054*  Für  spätere  Untersuchungen  wird  nun  insbesondere  zu  beachten 
sein,  dass  wir  auch  in  solchen  ostgermanisch  en  Rechten,  welche  die 
Töchter  im  allgemeinen  gegen  Söhne  zurücksetzen,  wohl  der  Auffassung 
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1064]  begegnen,  dass  die  Tochter,  wenn  sie  nicht  ausgesteuert  ist  oder  ihr 
entsprechende  Aussteuer  verweigert  wird,  gleiches  Erbrecht  mit  den  Sohne  hat. 

In  den  friesischen  Rechten  erhält  am  häufigsten  die  Tochter 
halben  Kopftheil.  Aber  die  späteren  eingehendem  Erörterungen  werden  die 
bestimmtesten  Belege  ergeben,  dass,  wenn  in  manchen  friesischen  Rechten 
überhaupt  Tochter  und  Sohn  ganz  gleichstehen,  nach  andern  allerdings  die 
ausgesteuerte  Tochter  kein  Erbrecht  hat,  die  nichtausgesteuerte  aber  zu 
gleichem  Rechte  mit  den  Söhnen  theilt. 

Finden  wir  in  den  normannischen  Rechten  mehrfach  eine  Zu- 
rücksetzung der  Töchter  nach  Drittelsrecht,  so  habe  ich  S  506  ff.  geglaubt, 
das  mit  den  Rechten  der  danischen  Gruppe,  zunächst  den  friesischen,  in 
Verbindung  bringen  zu  dürfen,  trotz  des  sich  da  ergebenden  Unterschiedes, 
dass  in  diesen  jeder  Tochter  der  halbe  Kopftheil  des  Sohnes  zukommt,  wäh- 
rend in  jenen  sämmtliche  Töchter  die  Hälfte  des  auf  die  Gesammtheit  der 
Söhne  Entfallenden  erhalten.  Begegnen  wir  nun  auch  hier  mehrfach  der 
Bestimmung,  dass  die  nicht  ausgesteuerte  Tochter  volles  Erbrecht  hat ,  so 
wird  das  allerdings  insofern  keinen  weitern  Beleg  für  jenen  Zusammenhang 
bieten,  als  das  auch  dem  französischen  Recht  entsprechen  würde.  Ist  das 
aber  nach  dem  Gesagten  auch  friesischen  Rechten  nicht  fremd ,  so  wird 
doch  dafür  eher  an  diese  anzuknüpfen  sein,  wenn  die  Bestimmungen  als 
Ausnahmen  von  einer  Gestaltung  des  Töchtererbrechts  erscheinen,  welche 
der  französischen  nicht  bekannt  ist. 

In  der  Norm  and  ie,  vgl.  S  505,  hat  auch  die  Schwester,  der  der 
Bruder  genügende  Dotirung  verweigert,  im  allgemeinen  nur  Anspruch  auf 
ihren  Kopftheil  am  Tochterdrittel.  Aber  auch  die  allgemeine  Coutume  von 
1 583  eh.  264  kennt  doch  noch  einen  Fall,  wo  das  volle  Erbrecht  der  nicht- 
doürten  Tochter  sich  geltend  macht.  Findet  sich  ein  entsprechender  Be- 
werber um  ihre  Hand  und  verweigert  der  Bruder  sans  cause  legitime  seine 
Zustimmung:  eile  aura  partage  ä  la  succession  de  ses  fiere  et  mere ;  und 
dass  es  sich  dann  um  vollen  Kopftheil  handelt,  ergibt  die  unmittelbar  .fol- 
gende Angabe,  wonach  umgekehrt  die  Schwester,  wenn  sie  sans  cause  rai- 
sonnable  eine  vom  Bruder  befürwortete  Heirath  ausgeschlagen  hat,  nur  noch 
Anspruch  auf  das  Mariage  avenant,  auf  ihren  Theil  vom  Tochterdrittel  hat. 
Und  in  manchen  normannischen  Ortsrechten,  vgl  Com.  gen.  4,  92.  96,  ist 
das  volle  Erbrecht  nur  der  nichtverheiratheten  Tochter  schlechtweg  ausge- 
sprochen. An  genannten  Orten  des  Vicomte  von  Caudebec  am  Ausflüsse 
der  Seine:  les  her  i tag  es  se  partagent  entre  fr  er  es  et  soeurs  par  esgale  Por- 
tion; et  neanmoins  oü  les  filles  seront  marties  par  le  pereou  frerey  elles  ne 
pourront  demander  partage.  Zu  Evreux  und  zu  Conches  haben  les  filles 
venans  ä  partage  par  faute  de  mariage  vollen  Kopftheil  an  Liegenschaften, 
wie  Fahrniss. 

Besonders  beachtenswerth  ist  dann  die  schon  S  503  angeführte  Be- 
stimmung des  sicilisch-normannischen  Rechts,  wonach  die  ge- 
nügend ausgesteuerte  Tochter  allerdings  nicht  erbt,  dagegen  nach  Einwer- 
fung des  Erhaltenen  volles  Erbrecht  mit  Brüdern  und  Schwestern  hat,  wenn 
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dit  Aussteuer  nicht  wenigstens  die  Hälfte  des  auf  sie  entfallenden  Kopf- 
theäes  betrog. 

1666.  Aber  auch  in  Rechten  der  norwegischenGruppe,  wekhe 
die  Töchter  neben  Söhnen  schlechtweg  vom  Erbe  ausschliefen ,  stossen 
wir  wohl  auf  die  Auffassung,  dass,  wenn  den  Töchtern  eine  Aussteuer  ver- 
weigert wird,  dieselben  gleiches  Erbrecht  haben. 

Im  longobardischen  Recht  ist  bereits  im  Ed.  Roth.  181  aufs 
bestimmteste  ausgesprochen,  dass  nicht  blos  die  vom  Vater,  sondern  auch 
vom  Bruder  Verheirathete  ausser  dem:  quantum  ei pater  autfrater  in  diae 
tradiiümis  nuptiarum  dederit,  nichts  mehr  zu  verlangen  hat.  Das  aber  er- 
gibt doch  auch,  dass  sie  bei  der  Verheirathung  überhaupt  eine  Aussteuer 
beanspruchen  konnte.  Lag  es  nun  nahe ,  dass  die  Brüder  in  eigenem  In- 
teresse hinderten,  dass  die  Schwestern  sich  verheiratheten  oder  doch  nur 
zu  nicht  genügender  Aussteuer  bereit  waren,  so  finden  wir  später  mehrfach 
ausgesprochen,  dass  in  solchem  Falle  die  Töchter  vollen  Erbtheil  verlangen 
können.  So  vermacht  1053,  Cod.  dipl.  Cavensis  7,  214,  der  Vater  seinen 
beiden  Töchtern  angegebene  Gegenstände  und  verpflichtet  die  Söhne ,  sie 
standesgemäss  im  väterlichen  Hause  zu  unterhalten  und  auszusteuern :  Et 
si  ipsifilii  mei  taliter  ipse  filie  mee  dotare  et  parare  vel  omnia  supra- 
scripta  eorum  adimplcre  noluerii  auf  non  potuerit,  iudico ,  ut  omnis  rebus 
nua  stabilem  et  mobilem  inter  se  ipsi  filii  et  filie  mee,  fratres  et  sorores, 
inter  se  Ulis  vel  illorum  eredibus  dividant  et  deant  Ulis  ab  ipse  filie  mee 
sortiertem,  statt  legibus  Langobardorum  ille  tollere  et  succedere  debet 

Das  steht  aber  nicht  vereinzelt.  Ganz  derselbe  Gesichtspunkt  ist  in 
spateren  Statuten,  vgl.  Pertile  4,  58,  mehrfach  ausgesprochen,  wenn  auch 
in  der  Regel  nur  die  Verpflichtung  der  Brüder  zu  standesgemäßer  Aus- 
steuer ohne  Erwähnung  der  Folgen  der  Nichtbeachtung  betont  wird.  So 
nach  Statut  von  Pavia  :  Mulier  es  doiatae  non  faciant  partem  cum  fratribus 
bei  Beerbung  von  Eltern,  Grosseltern  und  Geschwistern ;  in  capillis  vero 
ext  ante  s  faciant  partem,  nisi  fratres  parati fuerint  eas  dotare  seeundum  qua- 
Utatem patrimonii  et personarum.  Ebenso  zu  Rom:  alioquin  succedant dic- 
taefeminae  cum  masculis,  prout  iura  disponunt  Und  zu  Neapel:  Eas  au- 
tem  ipsis  successoribus  differentibus  maritare  usque  ad  annos  xvu  completos , 
succedunl  et  possunt  petere  poritonem  de  bonis  paternis  et  maternis  virilem, 
ut  fratres.  Nach  veneria  nischem  Recht,  vgl.  Pertile  4, 62,  sollen  die  Brüder 
alle  Liegenschaften  nehmen,  wenn  die  Fahrniss  für  standesgemässe  Aus- 
steuer der  Schwestern  ausreicht;  ist  das  nicht  der  Fall,  so  hat  der  Sohn  die 
Wahl,  der  Schwester  die  gesammte  Fahrniss  zu  überlassen :  vel  cum  sorore 
omnia  tarn  mobilia  quam  immobilia  aequaliter  dividere. 

Ist  im  Edicte  über  den  Fall,  dass  die  Brüder  die  Aussteuer  der  Schwester 
verweigern,  nichts  gesagt,  so  ist  doch  schwer  abzusehen,  wie  sich  im  Ge- 
biete eines  Rechts,  welches  dem  Erbrecht  der  Töchter  so  überaus  ungünstig 
ist,  wie  das  longobardische,  welches  ihnen  sogar  beim  Fehlen  von  Söhnen 
nicht  volles  Erbrecht  zugestand,  sich  erst  nachträglich  jene  Auffassung  eines, 
wenn  auch  nur  eventuellen  gleichen  Erbrechts  der  Töchter  festgestellt  haben 


go         XXI.  i.  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter. 

1055]  sollte ;  es  scheint  sich  mir  das  nur  daraus  zu  erklären,  dass  sich  von 
altersher  die  Auffassung  forterhalten,  dass  die  Töchter  nur  desshalb  vom 
Erbe  ausgeschlossen  sind,  weil  sie  durch  die  Aussteuer  fUr  ihr  Erbrecht  ab- 
gefunden werden,  dass  ihr  Erbrecht  also  wieder  auflebt,  wenn  ihnen  die 
Aussteuer  verweigert  wird. 

1056.  Ich  möchte  nun  aber  weiter  annehmen,  dass  sich  für  das  bur- 
gundis che  Recht  die  Auffassung,  dass  nur  die  ausgesteuerte  Tochter 
vom  Erbrechte  ausgeschlossen  sein  soll,  bis  auf  die  ältesten  Quellen  zurück- 
verfolgen lässt.  Allerdings  wird  LexBurgundionum  14  $  1  bestimmt: 
ut,  si  quis  filium  non  reliquerit,  in  loco  filii  filia  in  pairis  et  matris  suae 
hereditatc  succedat ;  und  es  liegt  nahe,  das  dahin  aufzufassen,  dass  neben 
Söhnen  Töchtern  überhaupt  kein  Erbrecht  zusteht.  Aber  ausdrücklich  ist 
das  doch  nicht  gesagt;  und  wenn  sich  andere  Gründe  für  die  Annahme 
finden,  dass  den  Töchtern  auch  neben  den  Söhnen  ein ,  wenn  auch  be- 
schränktes und  bedingtes  Erbrecht  zustand,  so  ist  damit  jene  Bestimmung 
durchaus  vereinbar,  insofern  dann  in  ihr  betont  werden  sollte,  dass,  wenn 
Söhne  und,  wie  wir  nach  andern  Bestimmungen  zu  ergänzen  haben  wür- 
den, Sohnessöhne  fehlen,  andern  Männern  gegenüber  die  Töchter  in  das 
volle  Erbrecht  der  Söhne  eintreten  sollen. 

Nun  waren  die  Söhne  im  burgundischen  Recht,  wie  wir  §215  und 
438  erörterten,  schon  dadurch  ausserordentlich  bevorzugt,  dass  ihnen  und 
eventuell  ihren  Söhnen  eine  Hälfte  des  väterlichen  Vermögens  zustand, 
welche  der  Vater  ihnen  bei  Lebzeiten  herausgeben  konnte,  während  sie  die- 
selbe andernfalls  aus  dem  Nachlasse  vorwegzunehmen  hatten.  Dass  aber 
Töchter  nicht  unbedingt  neben  Söhnen  von  allem  Erbrecht  ausgeschlossen 
sind,  ergibt  Lex  14  $  5  ff.,  wo  von  dem  Erbrecht  der  Puellae  die  Rede  ist: 
quae  se  deo  voverint  et  in  castitate  permanserint  y  oder,  wie  es  weiterhin 
heisst,  derjenigen:  quae  femina  et  sanctimonialis  ist.  Doch  möchte  ich  nicht 
zweifeln,  dass  die  Bestimmungen  jede  unverheirathet  bleibende  Tochter  im 
Auge  haben  und  die  Betonung  gerade  der  Nonne  darauf  zurückzuführen  ist, 
dass,  wie  schon  $  1028  bemerkt,  das  westgothische  Gesetz  Cod.  Euric.  c. 
320  als  Vorlage  diente.  Im  westgothischen  Recht,  welches  den  Töchtern 
im  allgemeinen  volles  Erbrecht  zugestand,  war  Veranlassung  geboten,  die 
Nonne  durch  Gewährung  blossen  Nutzgenusses  ungünstiger  zu  stellen.  Da- 
gegen ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  im  burgundischen  Recht  gerade  die 
Nonne  günstiger  gestellt  sein  sollte,  wie  eine  andere  unverheirathete  Tochter, 
wie  das  doch  der  Fall  gewesen  sein  müsste,  wenn  wir  annehmen  würden, 
dass  Töchter  überhaupt  neben  Söhnen  kein  Erbrecht  hatten. 

Ist  aber  das  westgothische  Gesetz  als  Vorlage  benutzt,  so  ist  es  den 
besonderen  burgundischen  Verhältnissen  angepasst.  Das  Erbrecht  der  un- 
verheiratheten  Tochter  bezieht  sich  nicht,  wie  bei  den  Westgothen,  auf  das 
ganze  Vermögen,  sondern  nur  auf  die  Terra:  quam  pater  eins  sortis  iure 
possidens  mortis  tempore  dereliquiU  Bezeichnet  Sors  in  der  Regel  das  nach 
der  Besitznahme  zugewiesene  Landloos  und  sind  uns  die  besonderen  Be- 
stimmungen über  dieses,  aufweiche  Lex  1  §  1  hingewiesen  ist,  nicht  er- 


Burgundisches  Recht.  g% 

halten,  so  ist  es  doch  ganz  unwahrscheinlich,  dass  gerade  nur  bezüglich  des 
Landlooses  den  Töchtern  Erbrechte  zugestanden  seien;  sollte  das  dennoch 
der  Fall  sein,  so  würde  das  an  der  Bedeutung  der  Bestimmungen  nichts 
Wesentliches  ändern.  Ungleich  wahrscheinlicher  ist  mir  aber,  dass  Sors  hier 
gleichbedeutend  mit  Portio  die  Hälfte  bezeichnet,  welche  nach  der  Divisio 
mit  den  Söhnen  dem  Vater  verblieben  war  oder  welche,  wenn  er  nicht  ge- 
theilt  hatte,  freier  Nachlass  des  Vaters  war,  während  die  andere  Hälfte  nur 
den  Söhnen  zukam. 

Wie  im  westgothischen  Rechte  am  ganzen  Nachlasse,  so  hatte  dann 
hier  die  Puella  an  dem  freien  Nachlasse  neben  zwei  oder  mehr  Brüdern 
vollen  Kopftheil.  Eine  weitere  Zurücksetzung  der  ledigen  Tochter  zeigt 
sich  dann  darin,  dass  sie  neben  nur  einem  Bruder  nicht  die  Hälfte,  sondern 
ein  Drittel  erhält.  Während  weiter  übereinstimmend  nach  beiden  Rechten 
der  Nonne  oder  Unverehelichten  an  ihrem  Theile  nur  Leibzucht  unter  Ver- 
fangenschaft für  ihre  nächsten  Blutsfreunde  zusteht.  Und  diese  Bestimmung 
mag  auf  ältestes  Recht  zurückgehen.  Muss  da  schon  die  Uebereinstimmung 
zwischen  gothischem  und  burgundischem  Recht  auffallen,  so  wird  auch  in 
der  Coutume  der  Normandie  von  i  583  eh.  268  bestimmt,  dass  die  ledige 
Schwester,  wenn  sie  fünfundzwanzig  Jahre  alt,  zwar  Herausgabe  des  ihr 
zukommenden  Tochtererbtheils  verlangen  kann,  aber  nur  zu  Nutzgenuss, 
so  dass  derselbe  erst  ihr  Eigenthum  wird,  wenn  sie  sich  verheirathet.  Wie 
man  in  manchen  Rechten,  vgl.  §  598  ff.,  und  so  auch  im  spanischen  und 
burgundischen,  das  Vorfahrenrecht  nicht  beseitigte,  sondern  durch  Steigen 
zu  blosser  Zucht  abschwächte,  so  konnte  es  nahe  liegen,  auch  das  volle 
Erbrecht  unverheirathet  bleibender  Schwestern  nicht  zu  beseitigen,  aber 
durch  Verfangenschaft  abzuschwächen. 

Für  unsern  nächsten  Zweck  ist  nun  insbesondere  beachtenswerth,  dass 
alle  diese  Bestimmungen  über  das  Erbrecht  der  Puellae  nur  unter  gewisser 
Voraussetzung  eintreten  sollen :  Hoc  his  tantum  eensuimus  esse  praestan- 
dum,  quibus  patres  suas  tarn  non  dederint  portiones ;  quod  si  a  patre,  ubi 
vwere  possint,  pereeperint,  ex  hoc  ipso  quod  voluerint  faciendi  Hb  er  am  ha- 
beant  potesiatem.  Im  westgothischen  Rechte  fehlt  Entsprechendes,  wie  sich 
das  daraus  erklärt,  dass  nach  demselben  sichtlich  auch  dem  Vater  kein 
Recht  zusteht,  die  Tochter  durch  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abzufinden; 
wir  kommen  darauf  zurück.  Dagegen  ergibt  das  für  das  burgundische  Recht 
jene  Angabe.  Von  einem  Erbrecht  verheiratheter  Töchter  ist  überhaupt 
nicht  die  Rede ;  es  ist  zweifellos  vorausgesetzt,  dass  sie  vom  Vater  bei  der 
Verheirathung  eine  Aussteuer  erhalten  haben,  welche  alle  Erbansprüche  be- 
seitigt. Aber  auch  unverheirathete  Töchter  kann  der  Vater  durch  Zuwei- 
sung einer  Portio,  die  dann  aber  ihr  freies  Eigen  wird,  für  das  Erbrecht  ab- 
finden. Dagegen  hat  die  vom  Vater  nicht  ausgesteuerte  Tochter  an  dem, 
was  überhaupt  vom  Vatergute  frei  vererbt,  gleiches  Erbrecht  mit  den 
Söhnen,  abgesehen  von  der  Zurücksetzung  neben  nur  einem  Sohn  und  der 
Beschränkung  auf  blossen  Nutzgenuss. 
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1057»  Dem  Gesagten  entspricht  noch  das  spätere  burgundische 
Recht  insofern,  tls  auch  -da  vielfach  ausgesprochen  ist,  dass  nur  die  aus- 
gesteuerte Tochter  durch  Söhne  vom  Erbrecht  ausgeschlossen  ist.  So  ins- 
besondere im  Rechte  von  Wallis,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  97. 182. 185«  Das 
Recht  des  Vaters  zur  Abfindung  der  Tochter  erscheint  allgemein  anerkannt. 
Wird  nun  die  Erbtochter  oft  erwähnt,  heisst  es  etwa  1504,  dass  die  Filiae 
hereditär iae  der  Bürger  von  Sitten  Recht  am  Gemeingut  haben,  nicht  aber 
die  Mulieres  in  dotem  maritatae,  so  mag  allerdings  die  Erbtochter  in  der 
Regel  eine  solche  sein,  welche  wegen  Mangel  von  Söhnen  geerbt  hat.  Aber 
überall  reicht  das  nicht  aus.  Heisst  es  in  den  Artikeln  von  Natters  von  1446 
§37,  dass  mit  Brüdern  nach  Eintrittsrecht  auch  die  nepotes  ex  fraire  suo 
vel  sorore  hereditaria  erben  sollen,  so  kann  das  hier  doch  nur  eine  Schwe- 
ster sein,  die  neben  BrUdern  geerbt  haben  würde.  Bestimmter  noch  scheint 
auf  das  Erbrecht  der  nicht  ausgesteuerten  Schwester  hingewiesen  zu  sein, 
wenn  hinzugefügt  wird  :  Et  equo  modo  intelligendum  est  de  sororibus  non 
tnaritatis  cum  dote  et  etiam  in  gradibus  similiter  ab  eis  descendeniibus.  Nur 
die  mit  Aussteuer  verheirathete  Tochter  und  ihre  Kinder  sind  ausge- 
schlossen. 

Das  Recht  zur  Abfindung  aber  ist  hier,  entsprechend  den  Angaben  der 
Lex,  auf  den  Vater  beschränkt  geblieben,  hat  sich  nicht,  wie  bei  den  Longo- 
barden  und  andern  Stämmen,  auf  die  Brüder  ausgedehnt.  So  heisst  es  in 
den  Artikeln  von  Natters  S  51,  nachdem  gesagt  ist,  dass  nach  kinderlosem 
Tode  aller  Brüder  die  bereits  ausgesteuerten  Töchter  gegen  Einwerfung 
mit  den  nichtausgesteuerten  gleich  theilen:  Si  vero  pater  ordinassei,  filias 
suas  quitiacionem  facere  debere  pro  summa  dotis,  sicut  alie  vel  aliis  filia- 
bus  constituisset,  etfilios  vel  liberos  filiorum  relinquisset,  tunc  ipsa  filia 
velfilie,  si  plures  forenty  etiam  stare  debent  ordinacioni  patris,  que  ratio- 
nabilis  esset  Damit  ergibt  sich  allerdings,  dass  die  Aussteuer  durch  den 
Vater  nicht  bereits  thatsächlich  erfolgt  sein  muss,  dass  es  genügt,  wenn  er 
diese  Aussteuer  als  seinen  Willen  bezeichnet  hatte.  Aber  eben  so  bestimmt 
doch  auch,  dass,  wenn  eine  solche  Willenserklärung  des  Vaters  nicht  vor- 
lag, die  Tochter  nicht  verpflichtet  war ,  sich  von  ihren  BrUdern  durch  eine 
Aussteuer  abfinden  zu  lassen. 

Schärfer  noch  ist  das  Erbrecht  der  nichtausgesteuerteu  Tochter  im 
Landrecht  von  1571  c.  95  ausgesprochen:  Filia  autem  una  vel  plures,  cui 
vel  quibus  parentes  consiituerunt  certum  quid  pro  dote ,  quae  nee  nupserit, 
nee  quitt antiam  fecerity  non  tenetur  ad  dotis  deputatae  reeeptionem,  sed  per- 
cipere  potest  ratam  portionis  et  successionis  sibi  perventae  ex  morte  paren- 
tum,  salva  praeeminentia  donationum  per  eosdem  parentes  legittime  faeta- 
rum.  Spricht  die  deutsche  Fassung  da  von  einer  vorbehaltenen  Vorgabe,  so 
soll  wohl  nur  betont  sein,  dass  auch  die  nichtausgesteuerten  Töchter  einen 
Voraus,  den  die  Eltern  innerhalb  der  Gränzen  ihrer  Verfügungsbefugniss 
den  Söhnen  bestimmten,  anzuerkennen  hatten. 

1058.  Dem  scheint  auch  das  Recht  der  Waadt  entsprochen  zu  haben. 
Die  durch  Eltern  dotirte  Tochter  ist  vom  Erbe  ausgeschlossen;  vgl.  Quisard 
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Gontnmier  de  Vaod  3,  5  eh.  1  S  3.  Erst  mit  der  Zeit  scheinen  sich  auch 
die  Brüder  das  Recht  zur  Abfindung  angemasst  zu  haben.  In  der  Frei- 
barger Redaction  des  Coutumier  von  1649,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  1 5,  92, 
kdsstes:  En  consideraHon  qenfaict  de  partage,  si  les  per  es  sont  morts 
abhUtstat,  la  loy  aucienne  du  pays  de  Vaud  nattribue  auleune  prerogative 
aux  enfans  masles  et  particulierement  aux  ruraux  de  plus  qu  aux  fetnelles  ; 
<bss  man  aber  uotzdem  bei  den  Theilungen  in  ungeregelter  Weise  den. 
Brüdern,  damit  sie  das  Ansehen  des  Hauses  aufrecht  erhalten  können,  Vor- 
teile gewährte.  Das  wird  nun  dahin  geregelt,  dass,  wenn  der  Vater  ohne 
Verfügung  gestorben,  die  Brüder  ein  Drittel  des  Nachlasses  als  Voraus 
nehmen  dürfen,  wahrend  die  übrigen  zwei  Drittel  unter  Brüder  und  Schwe- 
stern nach  Köpfen  zu  theilen  sind 

Doch  scheint  in  andern  Landestheilen  sich  schon  früher  auch  das 
Recht  der  Brüder  zur  Aussteuerung  festgestellt  zu  haben.  So  heisst  es  im 
Recht  von  Payerne  von  1347  8  29,  Forel  Chartes  comra.  du  pays  de  Vaud 
98,  dass,  wenn  eine  Tochter  beim  Tode  des  Vaters  unverheirathet  im  Hause 
ist:  et pariem  in  bonis  sui patris  a  fratribus petere  voluerit,  die  Brüder  aber 
bereit  sind  zu  einer:  sufficiens  dos  seeundum  facultatem  patris  et  seeundum 
qualitatem  personarum  ad  arbitrium  quatuor  propinquorum  et  parentum 
suorutn,  dieselbe  ausser  dieser  Dos  nichts  anzusprechen  hat.  Dass  aber  nur 
dem  Bruder,  nicht  etwa  auch  dem  Brudersohne  solches  Recht  zusteht,  ist 
ausdrücklich  betont  in  den  Franchises  von  Nyon  von  1439,  Forel  257: 
Item  quod  si  aliquis  burgensis  filiam  aut  sororem  suam  nuptatn  tradiderit, 
assignata  ei  dote  sua  in  hereditate  patris  et  matris,  aliquid  reclamare  non 
debeaty  quam  diu  alii  heredes  existunt,  sed  sua  dote  debeat  esse  contenta  / 
aliis  parentibus  illud  tarnen  non  licet,  quin  talis  nupta  sua  retrahere  possii, 
si  voluerit 

Wie  aber  solche  Angaben  jedenfalls  das  volle  Erbrecht  der  überhaupt 
nicht  ausgesteuerten  Tochter  ergeben,  so  wird  auch  den  Bewohnern  von 
Fenis  im  Thale  von  Aosta  1295,  v8^  Cibrario  Savoia  2,  253,  für  den  Fall 
nicht  entsprechender  Aussteuer  durch  Vater  oder  Bruder  als  Recht  bestätigt : 
ipse  filie  vel  sorores  et  femine  succedant  tamquam  masculi  in  hereditate 
paterna. 

kn  allgemeinen  ergibt  allerdings  das  spätere  burgundische  Recht  durch- 
weg gegenüber  den  Bestimmungen  der  Lex  eine  günstigere  Stellung  der 
Tochter.  Hatten  auch  nach  unserer  Annahme  die  nichtausgesteuerten 
Töchter  ursprünglich  nurTheil  an  der  Vaterhälfte,  so  scheint  sich  im  Wallis 
die  Häutung  zwischen  Vater  und  Söhnen  verloren  zu  haben  und  damit  der 
dem  entsprechende  Voraus  der  Söhne.  Hat  dagegen,  vgl.  S438.  543  ff.,  im 
Rechte,  der  Waadt  die.  Half  mag  der  Lex.  nachgewirkt,  so  scheint  da  ein  Vor- 
recht nur  der  Söhne  auf  die  Medietas  nicht  mehr  anerkannt  zu  sein,  da 
durchweg,  nur  von,  einer  Hälfte  der  Kinder  überhaupt  die  Rede  ist.  Für 
diese  Verhältnisse  wird  dann  wohl  in  Anschlag,  zu  bringen  sein,  dass.  im 
bucgiindiftcheniBcchtsgebiete.  das  römische  Recht  grössere  Bedeutung  behielt 
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1058]  und  sein  Einfluss  mehr  und  mehr  auf  Gleichstellung  von  Töchtern 
und  Söhnen  hinwirkte. 

1059.  Umgekehrt  könnte  es  nun  scheinen,  als  habe  das  burgundische 
Recht  in  dieser  Beziehung  abändernd  auf  das  römische  eingewirkt,  wenn 
wir  inSüdfrankreich,  im  ganzen  Lande  des  geschriebenen  Rechts, 
überaus  häufig  demselben  Satze  begegnen,  dass  die  ausgesteuerte  Tochter 
kein  Erbrecht  hat,  wohl  aber  die  nichtausgesteuerte.  In  den  Statuten  von 
Arles  von  1 142,  Giraud  Essai  2,  2,  heisst  es  bereits,  dass  secundum  anti- 
quum  morem  Arelatis  civitatis  die  von  Vater  oder  Mutter  ausgestatteten 
Töchter  neben  ihren  Brüdern  und  Schwestern  keinen  Erbtheil  haben.  So 
heisst  es  im  Thalamus  parvus  von  Montpellier  in  den  Consuetudines  von 

1204  c.  13,  dass  die  Töchter  nur  dann  nicht  erben,  wenn  der  Vater  sie  mit 
Aussteuer  verheirathet  hat,  wahrend  sie  andernfalls  gleiche  Theile  mit  den 
Söhnen  erhalten;  und  wieder  c.  59:  Ei  sifilium  contugatum  et  heredita- 
tum  velfiliam  ab  ipso  patre  maritatam  habuerit,  omnia  eius  bona  ad  alios 
liberos  in  solidum  debent  pertinere ;  si  alios  non  habuerit,  coniugati  succe- 
dant.  Zahlreiche  weitere  Belege  finden  sich  bei  Jarriand  La  succession  cou- 
tumiere  dans  les  pays  de  droit  ecrit  in  der  Nouv.  Revue  hist.  14,  222;  vgl. 
auch  Gide  Condition  de  la  femme  ed.  Esmein  394;  ViolletHist.  826;  Glas- 
son  H.  du  dr.  Fr.  7,  434.  5 1  o. 

Zuweilen  erscheint  das  Recht  als  ein  neu  eingeführtes.  In  der  Pro- 
vence und  Forcalquier  wurde  das,  was  bis  dahin  nur  Recht  einzelner  One 
war,  1472  auf  Bitten  der  Stände  als  allgemeines  Landesrecht  anerkannt  be- 
hufs Erhaltung  des  Ansehens  der  Familien.  In  der  Umgegend  von  Bordeaux, 
vgl.  Livre  des  coutumes  §  202,  ed.  Barckhausen  1 5  5,  konnte  auch  die  dotirte 
Tochter  nach  Wiedereinwerfung  theilen;  aber  der  Stadt  selbst  bewilligte 

1205  König  Johann  von  England  auf  Bitten  der  Bürger,  dass  die  dotirte 
Tochter  neben  Söhnen  nicht  erben  solle.  Auch  erscheint  trotz  der  zahl- 
reichen Ausnahmen  das  gleiche  Recht  der  Tochter  wohl  noch  als  Regel 
für  das  Gebiet  des  geschriebenen  Rechts.  So  betont  Masuer  Pr.  For.  Succ. 
S  5 1 ,  dass  der  Ausschluss  der  dotirten  Tochter  nur  in  der  Alvernia  con- 
suetudinaria  gelte,  nicht  in  der:  quae  regitur  iure  scripto. 

Doch  fehlte  es  auch  im  römischen  Recht  nicht  an  einem  Anknüpfungs- 
punkte. Viollet  weist  bei  Besprechung  dieser  Verhaltnisse  auf  den  römi- 
schen Brauch  hin,  dass  der  Vater  die  Tochter  enterbte  und  ihr  nur  ihre 
Dos  als  Legat  vermachte,  wie  er  sich  zweifellos  aus  den  von  Esmein  in  der 
Nouv.  Revue  hist.  8,  4  betonten  Stellen  Dig.  33,  5  fr.  21  und  34,  1  fr.  10 
S  2  ergibt.  Auch  wenn  in  einer  in  die  Lex  Romana,  C.  Theod.  4,  2  L  ^über- 
gegangenen Bestimmung  Recht  und  Pflicht  der  dotirten  Tochter  zum  Wie- 
dereinwerfen nur  intestato  patre  tnortuo  ausgesprochen  ist,  wird  sich  das 
darauf  beziehen.  Das  dürfte  hier  um  so  bestimmter  eingegriffen  haben,  als 
durchweg  in  den  sUdfranzösischen  Testamenten  des  früheren  Mittelalters, 
vgl.  Jarriand  231,  den  Töchtern  lediglich  eine  Geldsumme  als  Dos  vermacht 
oder,  wenn  sie  bereits  ausgesteuert,  bestimmt  wird:  ut  dote  sint  contentae ; 
eine  Formel,  die  auch  dem  bezüglichen  römischen  Sprachgebrauche ,  vgl. 
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Dig-  37,  7  fr.  9,  genau  entspricht.  Und  zweifellos  hat  man  die  römischen 
Bestimmungen  im  Auge,  wenn  es  1322  zu  Bergerac  an  der  Dordogne  S  55, 
Cout  gen.  4,  102 1,  heisst,  dass  die  vom  Vater  dotirte  Tochter  nicht  ein- 
mal Ergänzung  ihrer  Legitima  fordern  dUrfe :  auf  si  testator  in  testamento 
suo  dictae  filiae  suae  dotem  promiser  it  vel  legaverit  et  in  eodem  testamento 
mentionem  minime  fecerit  de  ea,  in  dote  sua  fuisse  haeredem,  sed  solum 
quod  testator  voluerit  dictam  filiam  fore  contentam  de  bonis  suis  cum  dote 
relicta,  propter  hoc  non  rumpitur  iestamentum. 

Bot  sich  aber  im  römischen  Recht  eine  Anknüpfung,  so  wird  darauf 
kaum  das  ausschliessliche  Gewicht  zu  legen  sein ;  es  wird  damit  nur  er- 
leichtert sein,  dass  die  bezüglichen  Bestimmungen  germanischer  Rechte, 
welche  hier  Einfluss  gewannen,  leichter  Eingang  fanden.  Hat  man  in  dieser 
Richtung  wohl  Gewicht  legen  wollen  auf  den  lebhaften  Verkehr  mit  Italien, 
vgl.  Jarriand  229,  so  fehlt  dazu  jede  bestimmtere  Veranlassung.  Ergibt  sich 
volle  Uebereinstimmung  mit  burgundischem  Recht,  so  ist  natürlich  in  den 
einst  burgundischen  Gebieten  zunächst  an  dieses  zu  denken.  Die  Belege 
finden  sich  freilich  nicht  selten  auch  in  dem  einst  gothischen  Gebiete.  Aber 
schon  S  386  wies  ich  im  allgemeinen  auf  die  auffallende  Erscheinung  hin, 
dass  sich  auch  in  diesen  Bestimmungen,  welche  sichtlich  auf  germanisches 
Recht  zurückgehen,  vielfach  näher  dem  burgundischen,  als  dem  gothischen 
Recht  anschliessen,  wie  das  etwa  auch  zutreffen  würde,  falls  sich  die  S  86 1 
vorläufig  erwähnte  Annahme,  dass  dasAugmentum  dotisaufburgundisches 
Recht  zurückgehe,  als  richtig  erweisen  sollte. 

Wie  jenem  römischen  Brauche ,  würde  es  denn  auch  dem  burgundi- 
schen entsprechen ,  wenn  durchweg  nur  von  der  ausgesteuerten  Tochter, 
nicht  ebenso  vom  Sohne  die  Rede  ist.  Eine  Ausnahme  bilden  da  allerdings, 
vgl  Jarriand  239,  die  Rechte  von  Montpellier,  Carcassonne  undNarbonne, 
in  welchen  auch  der  ausgesteuerte  Sohn  vom  Erbe  ausgeschlossen  und  das 
nur  zu  Narbonne  dahin  abgeschwächt  ist,  dass  er  das  Erhaltene  wieder  ein- 
werfen darf.  Eben  dieselben  Rechte  bestimmen  dann  auch  Fallrecht,  wie 
das  dem  gothischen  Recht  entspricht,  nicht  aber  dem  burgundischen;  wie 
es  sich  denn  auch  später,  vielleicht  von  Valence  abgesehen,  vgl.  Jarriand  226, 
im  ganzen,  einst  burgundischen  Theile  des  Landes  des  geschriebenen  Rechts 
nicht  findet.  Auch  jene  Abweichung  wird  darauf  zurückgehen ,  dass  hier 
inSeptimanien  gothisches  Recht  bestimmter  nachwirkte;  wir  werden  darauf 
zurückkommen. 

1060.  Nach  dem  Gesagten  ist  auch  in  solchen  Rechten ,  in  welchen 
wir  nicht  schlechtweg  Gleichstellung  beider  Geschlechter  finden,  doch  viel- 
fach insofern  grundsätzlich  am  gleichen  Erbrecht  der  Tochter  festgehalten, 
als  dieses  für  den  Fall  ausgesprochen  wird ,  dass  sie  nicht  ausgesteuert  ist 
oder  ihr  die  Aussteuer  verweigert  wird.  Glaube  ich  darin  einen  sehr  mass- 
gebenden Beleg  für  das  ursprünglich  gleiche  Erbrecht  der 
Tochter  sehen  zu  müssen,  so  lässt  sich  gegen  die  Beweiskraft  desselben 
allerdings  einwenden,  dass  es  wenigstens  in  vielen  Rechten  nur  die  Tochter 
ist,  welche  sich  auch  gegen  ihren  Willen  durch  eine  sichtlich  oft  gering 
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1060]  bemessene  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abfinden  lassen  muss,  dass 
sich  damit  doch  eine  starke  tatsächliche  Zurücksetzung  ergibt,  so  dass, 
wenn  sich  nachweisen  lassen  sollte,  dass  das  schon  dem  ältesten  Rechte 
entspricht,  doch  weniger  von  einem  ursprünglich  gleichen  Erbrecht  der 
Tochter,  als  von  einem  Recht  derselben  auf  eine  Aussteuer  die  Rede  sein 
könnte.  Es  liesse  sich  ja  daran  denken,  dass  das  Erbrecht  der  nicbtausge- 
steuerten  Tochter  erst  nachträglich  ausgesprochen  sei,  um  durch  Androhung, 
desselben  jedenfalls  ihren  Anspruch  auf  eine  Aussteuer  zu  sichern. 

Nun  liesse  sich  allerdings  auch  hier  solchen  Einwendungen  mit  einem 
Hinweis  darauf  begegnen,  dassT  wenn  wir  von  der  gothisch~norwegischea- 
Gruppe  absehen,  das  Erbrecht  in  den  bezüglichen  Rechten  nicht  blos  der 
nichtausgesteuerten  Tochter,  sondern  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Aussteuer 
allen  Weibern  des  weitern  Kreises  schlechtweg  zugesprochen  wird ;  das» 
sich  ergeben  wird,  wie  auch  die  ausgesteuerte  und  damit  für  das  Erbe  nacht 
ihren  Eltern  ausgeschlossene  Tochter  volles  Erbrecht  hat,  wenn  sie  etwa 
als  Nichte  Elterngeschwister  zu  beerben  hat,  wie  sich  das  ja  zweifellos  von, 
jener  Annahme  aus  nicht  erklären  würde.  So  ausschlaggebend  aber  dieser 
Beweisgrund  mir  persönlich  auch  sein  mag,  so  werden  möglicherweise 
Andere  meine  Annahme,  dass  da  die  Gestaltung  im  weitern  Kreise  die  mass- 
gebende sein  müsse,  aus  diesem  oder  jenem  Grunde  nicht  theilen.  Es  wird 
sich  daher  empfehlen,  von  dieser  ganz  abzusehen,  nur  den  engern  Kreis 
selbst  ins  Auge  zu  fassen  und  dem  nachzugehen,  was  da  genauere  Einsicht 
in  die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  zu  gewahren  scheint. 

Allerdings  ist  das  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden;  zumal 
wenn  wir  es  versuchen,  da  zunächst  die  Gesammtheit  der  germanischen 
Rechte  ins  Auge  zu  fassen.  Sehen  wir  uns  da  vor  allem  hingewiesen  auf 
Befugnisse  der  Eltern,  ändernd  in  das  gleiche  Erbrecht  der  Kinder  einzu- 
greifen, so  findet  sich  nicht  leicht  ein  anderes  Verhältniss,  bezüglich  dessen 
sich  eine  so  grosse  Verschiedenheit  nicht  blos  bezüglich  der  Einzelbestim- 
mungen, sondern  insbesondere  bezüglich  der  massgebenden  Gesichtspunkte 
ergibt.  Und  zwar  nicht  blos  bei  einem  Vergleiche  der  umfassenderen  Rechts- 
gruppen; innerhalb  derselben  Gruppe,  selbst  innerhalb  der  Einzelrechte 
finden  wir  Bestimmungen,  welche  sichtlich  auf  geradezu  entgegengesetzte 
Gesichtspunkte  zurückgehen.  Es  erklärt  sich  das  wohl  daraus,  dass  es  sich 
hier  zunächst  um  innere  Verhältnisse  der  Hausfamilie,  um  Beziehungen 
zwischen  Eltern  und  Kindern  handelte,  in  welche,  wie  §  196  bemerkt,  das 
Volksrecht  sich  ursprünglich  nicht  einmischte,  deren  Regelung  lange  Zeit 
lediglich  der  Sitte  überlassen  blieb.  Diese  aber  konnte  da  sehr  verschiedene 
Wege  einschlagen,  woraus  sich  dann,  wie  §  209  ff.  ausgeführt,  später  leicht 
ganz  verschiedene  Rechtsbestimmungen  innerhalb  der  Gebiete  auch  der  Ein- 
zelrechte ergeben  konnten. 

Werde  ich  es  trotzdem  versuchen ,  zunächst  der  Entwicklung  jener 
Verhältnisse  im  allgemeinen  nachzugehen,  da  nur  dadurch  ein  Halt  für  die 
Beurtheilung  derselben,  in  den  Einzelrechten  gewonnen:  werden  kann,  so 
mag:  ich  dabei  Manches  üheraehen  und  versehen  haben.    Aber  ftit  die 
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Sicherung  des  Hauptergebnisses  durften  die  folgenden  Erörterungen  voll- 
ständig ausreichen.  Dieses  Hauptergebniss  würde  aber  sein,  dass  ursprüng- 
lich auch  im  engern  Kreise  Söhne  und  Töchter  ganz  gleichgestellt  waren ; 
dass  zwar  Befugnisse  der  Eltern  bestanden,  einzelne  Kinder  für  ihr  Erbrecht 
abzufinden  oder  einzelne  Kinder  vor  andern  zu  bevorzugen,  der  Geschlechts- 
unterschied  dabei  aber  ursprunglich  ohne  alle  Bedeutung  war ;  dass  erst 
mit  der  Zeit  jene  Befugnisse  allgemeiner  zur  Bevorzugung  der  Söhne  be- 
nutzt wurden ;  dass  sie  damit  zunächst  bei  der  ausgesteuerten,  dann  insbe- 
sondere durch  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Eltern  auf  Bruder  bei  jeder 
Tochter  zum  Ausschlüsse  vom  Erbrecht  und  Ersatz  desselben  durch  ein 
blosses  Recht  auf  Aussteuer  führten. 

2.  Bevorzugungsrecht  der  Eltern. 

1061.  Knüpft  sich  die  erbabfindende  Aussteuer  der  Tochter  an  den 
Brauch  an,  ihr  bei  der  Verheirathung  einen  Theil  des  Elternguts  mitzugeben, 
wie  das  ebenso  üblich  war,  wenn  der  Sohn  einen  eigenen  Haushalt  begrün- 
dete, so  wiesen  wir  schon  §  837  darauf  hin,  dass  eine  solche  blosse  Mit- 
gift das  künftige  Erbrecht  ganz  unberührt  lassen  konnte,  dieselbe  nicht  zu- 
gleich die  Bedeutung  einer  Aussteuer  haben  musste,  falls  wir  diesen  Aus- 
druck auf  die  Fälle  beschränken,  in  welchen  das  Kind  durch  das  Gegebene 
zugleich  für  sein  Erbrecht  abgefunden  sein  sollte. 

Ist  die  Mitgift  als  eine  Schenkung  unter  Lebenden  aufzufassen,  so  fin- 
den wir  bezüglich  der  Statthaftigkeit  von  Schenkungen  der  Eltern 
an  ihre  Kinder  in  den  germanischen  Rechten  eine  ganz  verschiedene 
Auffassung,  und  zwar  nicht  selten  in  ein  und  demselben  Rechtsgebiete.  In 
manchen  Rechten  ist  das  Verbot  der  Bevorzugung  eines  Kindes 
aufs  bestimmteste  ausgesprochen ,  so  dass  die  Eltern  selbst  von  dem ,  was 
sie  jedem  Fremden  unter  Lebenden  oder  für  den  Todesfall  schenken  dürften, 
nichts  verwenden  sollen,  um  ein  Kind  besser  zu  stellen,  als  das  andere.  Oder 
es  war  eine  Bevorzugung  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage,  oder  nur 
aus  bestimmten  Vermögensbestandtheilen,  wie  Fahrniss  und  Gewinngut, 
gestattet  Der  massgebende  Gesichtspunkt  war  zweifellos  der,  dass  nicht 
durch  Verfügungen  zu  Gunsten  einzelner  Kinder  Anlass  zu  Zwietracht 
unter  denen  gegeben  werde,  welche  später  als  Geschwister  zu  gegenseitiger 
Unterstützung  zunächst  berufen  waren.  Das  findet  sich  vereinzelt,  so  nach 
Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  10  eh.  1  S  4  so  streng  durchgeführt,  dass 
der  Vater  keinem  einzelnen  Kinde  etwas  schenken  soll,  ohne  allen  andern 
Kindern  eine  Schenkung  gleichen  Betrages  zu  machen.  Nach  Jütischem 
Recht  1  c.  14  ist  der  Vater  nicht  verpflichtet,  Kindern  bei  Lebzeiten  etwas 
zugeben;  hat  er  aber  einem  etwas  gegeben,  so  können  die  andern  den- 
selben Betrag  von  ihm  verlangen ;  ähnlich  nach  Erichs  Seeländischem  Recht 
1  c.  7.  Im  Grand  Coutumier  2  eh.  40,  ed.  Laboulaye  372,  ist  sogar  vorge- 
sehen, dass  Eltern  auch  einer  andern  Person  nichts  schenken  sollen,  wenn 
nach  dieser  nur  einzelne  ihrer  Kinder  Erbrecht  haben  würden. 

Pick  er,  Untersuchungen  IV.  7 
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1061]  Im  allgemeinen  aber  waren  Schenkungen  der  Eltern  an  einzelne 
Kinder,  wie  das  also  insbesondere  die  Mitgift  traf,  dadurch  nicht  gehindert. 
Nur  sollte  denselben  daraus  kein  dauernder  Vortheil  erwachsen,  indem  wir 
dann  häufig  die  Verpflichtung  zum  Wiedereinwerfen,  zum 
Rapport,  nach  dem  Tode  der  Eltern  ausgesprochen  finden.  Es  war  bei  der 
Erbtheilung  das  Erhaltene  in  die  Masse  einzuwerfen  oder  auf  den  Erbtheil 
in  Anrechnung  zu  bringen;  es  stand  nicht  in  der  Wahl  des  Kindes,  ob  es 
sich  mit  dem  Erhaltenen  begnUgen  oder  mittheilen  wollte.  So  heisst  es  etwa 
mit  nächster  Rücksicht  auf  die  Mitgift,  aber  nur  bezüglich  der  Nichtadligen, 
in  der  Coutume  von  Anjou  von  1463  §  207:  Si  komme  oufcmme  cousiu- 
miers  donncnt  anctine  chousc  ä  leur  fil^  oufille  en  mariaige,  chaseun  fil^ 
oufittc  des  enfans  doit  rapporter  ce  que  luy  a  est/  donnd  par  les  pere  et 
merc  en  mariaige  ou  autremeni,  avant  que  venir  ä  partaige  ou  successioti 
des  biens  de  leur  pere  ei  merc ;  et  lors  doyvent  tous  departir  entre  eulx  par 
la  voye  dessusdicts  ;  car  nulle  per  sonne  constumicre  ne  peut  faire  la  condi- 
cion  d'  auenns  de  ses  heritiers  presumptifs  pirc  ou  milleur  l'un  de  V  autre. 
Ist  ein  Gut  verbessert  oder  verschlechtert,  so  ist  es  nach  dem  Werth  in  An- 
rechnung zu  bringen,  den  es  zur  Zeit  der  Schenkung  hatte.  Aber  die  seit- 
her entfallenen  Einkünfte  sind  nicht  zu  vergüten. 

Entsprechend  heisst  es  in  der  Coutume  von  Chalons  §  100.  10 1  ganz 
allgemein,  dass  das  Kind  Alles,  was  es  bei  der  Verheirathung  oder  irgend- 
welcher sonstiger  Veranlassung  erhielt,  auch  dann  einzuwerfen  hat,  wenn 
es  bereit  ist ,  auf  die  Erbschaft  zu  verzichten ;  ahnlich  in  der  von  Grand 
Perche  §  125.  So  auch  besonders  bestimmt  in  der  normannischen  Summa 
de  legibus  c.  35,  ed.  Tardif  1 14:  Scicndum  est  quod,  cum  pater  plurcs  ha- 
beat  filios,  unum  meliorem  alt  er  0  de  hereditate  sua  non  potest  faecre;  sed 
post  eins  decessum  omnia  dona  her  editat is,  que  ad utilitatem  unius  feeit,  ad 
portiones  faciendas  tnter  cos  debent  penitus  revocari;  nullus  enim  aliquem 
eorum,  qui  e  quäl  es  hcreditaiis  suc  post  decessum  suum  expedant  portiones 
dando,  tradendo  y  vendendo ,  vcl  aliquo  alio  modo  potest  de  hereditate  sua 
aliis  faecre  meliorem,  nee  eciam  aliquem  ex  ipso  proereatum. 

1062.  Entsprechende  Bestimmungen  finden  sich  oft  im  Gebiete  des 
fränkischen  Rechts;  und  dass  der  Rapport  da  im  allgemeinen  schon 
in  ältester  Zeit  üblich  war,  ergibt  sich  daraus,  dass  bereits  Capit.  II  ad  1.  Sal. 
S  3  eine  Ausnahme  bestimmt  wird:  Si  quis pater  aut parentis  quando  fili- 
am  suam  ad  marito  donat  y  quantum  ei  in  nocte  illa  quamlibet  rem  donavit, 
toto  extra  partem  incontra  fratres  suos  vindicei ;  similiter  quando  filius 
suus  ad  capillaturias  facit,  quiequid  ei  donato  fuerit,  extra  parte  hoc  teneai, 
et  rcliquas  res  cquale  ordinc  inter  sc  dividant.  Freilich  könnte  man  das 
darauf  deuten  wollen,  dass  überhaupt  jede  Mitgift  der  Tochter  nicht  wieder 
einzuwerfen  sei.  Dagegen  aber  spricht  einmal,  dass  in  der  Formel  Roz.  N. 
131.  132,  in  welchen  Enkeln  von  einer  vorverstorbenen  Tochter  Eintritts- 
recht gewährt  wird,  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  ihnen  das  in  Rechnung  zu 
bringen  sei,  was  ihre  Mutter  tempore  nuptiarum  erhielt. 
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Weiter  aber  werden  nicht  blos  im  westfränkischen ,  sondern  auch  in 
Nachbarrechten  bei  den  Angaben  über  den  Rapport  Sonderbestim- 
mungen über  die  Hochzeitskosten,  welche  den  Eltern  in  Veran- 
lassung der  Verheirathung  der  Tochter  erwachsen  sind,  so  überaus  häufig 
erwähnt,  dass  an  Zurückreichen  auf  ältestes  Recht  und  Zusammenhang  mit 
jener  Bestimmung  des  Capitular  nicht  zu  zweifeln  sein  wird.  Dann  aber 
sieht  man,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  die  wiedereinzuwerfende  Mitgift, 
sondern  einerseits  um  die  Kosten  der  Hochzeit,  insbesondere  des  Hoch- 
zeitsmahles, andererseits  der  Brautkleider  und  des  sonstigen  Schmuckes  der 
Braut  handelte.  Die  spätem  Bestimmungen  deuten  darauf,  dass  beide  Be- 
träge beachtet,  aber  bezüglich  der  Verpflichtung  zum  Einwerfen  verschieden 
behandelt  wurden.  Es  wird  wohl  betont,  dass  sowohl  die  Hochzeitskosten, 
als  die  der  Brautkleider  in  Rechnung  zu  bringen  sind;  so  etwa  zu  Campen, 
Overysselsche  St.  R.  1 1.  155,  die  Kosten  der  Brulofft  und  der  Bruloffklei- 
der.  Oder  es  heisst  umgekehrt,  so  etwa  zu  Löwen  14  §  3,  dass  Brautkleider, 
wie  alle  sonstigen  Hochzeitskosten  vom  Wiedereinbringen  nicht  getroffen 
werden.  Dagegen  findet  sich  in  spätem  westfränkischen  Coutum es  zwischen 
beiden  mehrfach  dahin  unterschieden,  dass  lediglich  die  Hochzeitskosten 
nicht  wieder  einzuwerfen  sind ;  wohl  von  dem  Gesichtspunkte  aus ,  dass 
diese  dem  Kinde  keinen  dauernden  Vortheil  brachten.  So  gleichlautend  in 
den  Coutumes  von  Melun  §  277  und  Sens  §  269 :  Enfans  marie^  du  vi- 
vant  de  pere  et  mere  ne  sont  ienus  rapporter  lesfrai^  de  leur  nopces ;  mais 
rapportent  les  robbes  nuptiaux,  jojaux  et  trousseaux,  comme  licts ,  draps  et 
autres  choses  ä  eux  donnSes.  Entsprechend  in  der  Coutume  von  Chalons 
§  104,  von  Sedan  §  189  ff.,  von  Bassigny  §  153.  Steht  damit,  wie  ich  nicht 
bezweifeln  möchte,  die  Bestimmuug  des  Capitular  in  Verbindung,  so  mag 
schon  damals  die  Frage,  in  wie  weit  auch  bei  diesen  Dingen  eine  Verpflich- 
tung zum  Rapport  bestehe,  streitig  gewesen  sein,  und  wurde  dann  weniger 
streng  beantwortet,  als  das  im  spätem  westfränkischen  Recht  vielfach  der 
Fall  gewesen  ist.  Jedenfalls  aber  handelte  es  sich  auch  danach  wohl  nur 
um  die  persönliche  Ausstattung  der  Braut,  nicht  um  die  sonstige  Mitgift, 
die  sie  aus  dem  Gute  der  Eltern  erhielt.  Auch  in  deutschen  Rechten ,  vgl. 
Stobbe  Privatr.  5,47,  werden  die  Hochzeitskosten  wohl  besonders  erwähnt 
und  bezüglich  des  Wiederein  Werfens  verschieden  behandelt. 

1063.  Wurde  vielfach  noch  im  spätem  französischen  Recht  peinlich 
genau  darauf  gehalten,  dass  keines  der  Kinder,  Sohn  oder  Tochter,  durch 
Schenkungen  der  Eltern  dauernd  bevorzugt  werde,  so  findet  sich  das  ebenso 
in  andern  Rechten  und  lässt  sich  insbesondere  auch  im  spanischen 
Recht  die  Verpflichtung  bis  zum  Wiedereinwerfen  bis  auf  älteste  Zeiten 
verfolgen.  Dieselbe  ist  schon  in  einem  Gesetze  Chindaswinds,  L.  Visig,  4, 
5  1.  3  ausgesprochen.  Bezüglich  alles  dessen ,  was  die  Eltern  Söhnen  oder 
Töchtern  in  Veranlassung  der  Heirath  zuwandten,  soll  eine  Coaequatio 
unter  den  Heredes  stattfinden:  et post parentum  obitum,  aderatione  adhi- 
biia,  contropatis  his>  que  tempore  nuptiarum  promeruit,  atque  heredibus  cc 
teris  eadem  compensata  aequalitate,  quidquid  super  de  parentum  hereditate 
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1063]  esse  constiterit,  cquali  teneant  hac  sequantur  divisione.  Das  war 
zweifellos  nicht  blosses  Ergebniss  gesetzgeberischen  Ermessens.  Es  wird  das 
längst  üblich  gewesen  sein,  da  wir  derselben  Bestimmung  so  häufig  in  den 
verschiedensten  Rechten  begegnen. 

Allerdings  hatte  Chindawind  nach  der  später  zu  besprechenden  Lex 
Reccesvind.  4, 5  1.  1  gestattet,  ein  Zehntel,  nach  den  spätem  Redactionen 
ein  Drittel  des  Vermögens  zur  Bevorzugung  einzelner  Kinder  zu  verwen- 
den. Aber  in  den  spätem  Sonderrechten  zeigt  sich  die  Bestimmung  nirgends 
beachtet.  Denn  während  in  Aragon  und  andern  Pyrenäenländern  die  schran- 
kenloseste Bevorzugung  eines  Kindes  gestattet  ist,  sind  die  Bestimmungen 
der  castilischen  Sonderrechte,  vgl.  Marina  Ensajo  227,  ebenso  die  der  por- 
tugiesischen, vgl.  etwa  Portug.  Mon.  L.  1,260.797.845,  nicht  minder  streng 
als  die  erwähnten  fränkischen;  es  muss  alles  von  den  Eltern  Geschenkte 
wiedereingeworfen  werden  und  zur  grösseren  Sicherung  der  unverheira- 
theten  Geschwister  wird  wohl  bestimmt,  dass  von  dem  von  den  Eltern  ge- 
gebenen Heirathsgut  nichts  veräussert  werden  darf,  so  dass  es  für  die  künf- 
tige Theilung  der  Gesammtheit  der  Kinder  verfangen  ist.    Finden  sich  ein- 
zelne, später  zu  erwähnende  Ausnahmen,  so  knüpft  sich  eine  solche  auch 
hier  nach  dem  Fuero  viejo  von  Castilien  5,  3  1.  6  an  die  Hochzeit;  was  bei 
dieser  von  Ländereien,  Bettgewand  und  Silbergeschirr  gegeben  wurde,  war 
wieder  einzuwerfen,  nicht  aber  andere  Gegenstände. 

1064.  Werden  wir  derselben  Strenge  auch  in  andern  Rechten  be- 
gegnen, wie  etwa  in  den  dänischen,  im  isländischen  nach  Grdgas  4  t.  2,  ed. 
Schlegel  1,  1731  so  findet  sich  doch  auch  vielfach,  dass  der  Bevorzugung 
einzelner  Kinder  weiterer  Raum  gelassen  war.  Insbesondere  wohl  so,  dass 
sich  Beschränkung  derVerpflichtung  zum  Wiedereinwerfen 
aufdie  Liegenschaften  ergibt,  so  dass  die  Eltern  über  die  Fahrniss 
auch  zu  Gunsten  einzelner  Kinder  verfügen  dürfen,  ohne  dass  eine  spätere 
Ausgleichung  eintritt.  War  in  der  Normandie  bei  Liegenschaften  jede  Be- 
vorzugung ausgeschlossen  und  soll  da  das,  was  eine  Schwester  mehr  er- 
halten, bei  der  Theilung  eingeworfen  werden,  so  heisst  es  in  der  ältesten 
Coutume  13  §  2,  ed.Tardif  14,  ausdrücklich:  Et  st  aliqua  de  mobil i  mari- 
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tata  fuerii,  mobile  in  partem  non  refertur ;  polest  enim  quilibet  darc  suttm 
mobile,  euieunque  volucrit  Oder  es  heisst  in  der  ältesten  Coutume  der  Bre- 
tagne §  206  von  einem  Kinde,  welches  von  den  Eltern  Fahrniss  oder  Lie- 
genschaften erhalten :  il  rapporteroit  le  meuble  sJil  vouloit  prendre  en  V  hc- 
r  itaig  e  ;  et  s'  il  avoit  en  V  her  itaige,  il  rapporteroit,  vouseist  Ott  non,  par  la 
coustume,  Aehnlich  heisst  es  im  Jütischen  Low  1  c.  15,  dass  kein  Kind, 
wenn  es  sich  mit  dem  Erhaltenen  begnügen  will,  genöthigt  werden  kann, 
dasselbe  wieder  einzubringen,  mit  Ausnahme  des  Landes. 

Oder  es  ergibt  sich  Beschränkung  aufdas  Erbland.  Nach  der 
Coutume  von  Reims  S  233  kann  der  Vater  aus  Fahrniss  und  Gewinngut 
ein  Kind  nach  Belieben  bevorzugen,  aber  nicht  aus  Erbland.  Dieselbe  Auf- 
fassung ergab  die  §  832  angeführte  Stelle  bei  De  Fontaines  34  §  10.  Ent- 
sprechend wird  in  der  altern  Coutume  von  Poitou  §  138  ff.  unterschieden. 


Verpflichtung  oder  Recht  zum  Wiedereinwerfen.  101 

Meubles  und  Acquets  können  die  Eltern  nach  Belieben  an  einzelne  Kinder 
schenken ;  aber  He'ritage  nur  bei  der  Heirath  und  nur :  jusques  ä  la  portion 
legitime  coustumiere  dudit  dona faire.  Ist  damit  von  vornherein  bezüglich 
dieser  jeder  Bevorzugung  des  Beschenkten  vorgebaut,  so  hat  dieser  dann 
die  Wahl,  sich  mit  dem  Erhaltenen  zu  begnügen  oder  nach  Wiederein  wer- 
fung desselben  zu  theilen.  Nach  den  Fueros  von  Navarre  3,  19  c.  2  darf 
der  Villano  von  Mueble  und  Ganados  nach  Belieben  unwiderruflich  an  ein- 
zelne Kinder  geben ;  aber  nicht  vom  Heredamiento,  oder  doch  nur  bei  der 
Hochzeit  und  nur  auf  seine  Lebenszeit. 

1065.  Aber  auch  ohne  solche  Scheidung  der  Bestandtheile  findet  sich 
in  manchen  Rechten  für  den  ganzen  Nachlass  keine  Verpflichtung,  sondern 
aur  ein  Recht  auf  Wiedereinwerfen  ausgesprochen,  so  dass  es  in 
der  Wahl  des  Kindes  lag,  sich  an  das  Geschenkte  zu  halten,  ohne  zum  Wie- 
dereinwerfen verpflichtet  zu  sein,  dann  aber  auch  nicht  mitzutheilen;  oder 
aber  sich  nach  Wiedereinwerfen  des  Erhaltenen  an  der  Erbtheilung  zu  be- 
theiligen. Als  Regel  wird  angenommen  werden  dürfen,  dass  die  Eltern  dem 
Kinde  nicht  sogleich  vollen  Kopftheil  ihres  Gutes  gaben.  Aber  auch  wenn 
das  Erhaltene  geringer  war,  konnte  das  Kind  es  vortheilhafter  finden ,  sich 
mit  demselben  zu  begnügen,  zumal  wenigstens  nach  Beaumanoir  14  §  13, 
allerdings  im  Widerspruch  mit  andern  Angaben ,  verlangt  werden  konnte, 
dass  das  Grundstück  nicht  nach  seinem  früheren  Werthe,  sondern  in  jetzigem 
Bestände  mit  Verbesserungen  und  etwa  darauf  erbauten  Gebäuden  in  die 
Theilung  einzubringen  sei. 

Dem  entsprechen  ohne  Beeinträchtigung  des  gleichen  Rechts  aller 
Kinder  etwa  die  Bestimmungen  der  Coutume  von  Perche  von  1 505,  Succ. 
S  16 ff.  Gens  roturiers  dürfen  kein  Kind  bevorzugen;  haben  sie  einem  Kinde 
geschenkt :  il  est  au  choix  du  donataire  de  soy  tenir  ä  son  don,  et  soy  ab- 
stcnir  es  successions  de  sesdits  pere  ou  mere,  ou  y  retourner  cn  conferant  ei 
rapportant,  ce  que  luy  auroit  estd  donne,  pourveu  que  la  chosc  ä  luy  donnee 
ne  soit  pas  de  plus  grande  valeur  que  la  contingente  portion  qui  luy  pour- 
roit  escheoir  desdites  succession ;  andernfalls  hat  es  einzuwerfen  oder  die 
Geschwister  zu  entschädigen. 

Aber  diese  Voraussetzung  scheint  auch  im  westfränkischen  Gebiete 
nicht  überall  eingehalten.  Scheint  da  das  Verbot  der  Bevorzugung  eines 
Kindes  die  ursprüngliche  Regel  gewesen  zu  sein,  wurde  dieses  durch  jene 
Wahl  nicht  verletzt,  wenn  man  voraussetzen  durfte,  dass  die  Mitgift  durch- 
weg hinter  dem  vollen  Kopftheil  zurückblieb,  so  mag  sich  mit  der  Zeit  viel- 
fach die  Ansicht  festgestellt  haben ,  dass  jene  Wahl  dem  Kinde  immer  zu- 
stehe. So  spricht  schon  Beaumanoir  14  $  12  schlechtweg  aus:  que  eil  que 
peres  et  meres  marient,  ont  le  quois  cfaus  taire,  s'il  lor  plest,  ou  de  rapor- 
ter  ce  qu  il  en  ont  porte  et  revenir.  Allerdings  übersieht  er  nicht,  dass  da- 
mit das  Kind  bevorzugt  werden  kann.  Wenn  er  12  §  3  betont,  dass  der 
Vater  keinem  Kinde  mehr  vermachen  darf,  als  dem  andern,  sagt  er  14  §  1 5, 
dass  die  Coutume  allerdings  zulasse,  dass  der  Vater  ein  Kind  bei  dessen 
Verheirathung  bevorzugen  dürfe.    Nur  solle  das  nicht  so  übermässig  ge- 
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1065]  schehen,  dass  für  die  andern  nichts  erübrige.  In  solchem  Falle  solle 
nach  dem  Tode  der  Eltern  der  Richter  auf  Klage  der  Miterben  eine  billige 
Beschränkung  eintreten  lassen. 

Wird  später  wohl  bestimmt,  dass  die  Legitima  der  andern  Kinder  nicht 
verletzt  werden  dürfe,  so  wird  das,  entsprechend  dem  $  829  Bemerkten, 
jungem  Ursprungs  sein.  Wird  mehrfach  auch  zur  Zeit  der  amtlichen  Auf- 
zeichnung der  Coutumes  der  Rapport  noch  unbedingt  gefordert,  so  be- 
gnügen sich  die  meisten,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  504,  mit  der  Bestim- 
mung, dass  ein  Kind  nicht  zugleich  Hentier  und  Donataire  oder  Legataire 
sein,  dass  es  das  Geschenkte  oder  Vermachte  nur  dann  behalten  könne, 
wenn  es  auf  die  Erbschaft  verzichtet.  Entsprechende  Bestimmungen  finden 
sich  durchweg  im  Aasdomsrechte. 

Aber  auch  in  solchen  Rechten,  welche  für  Schenkungen  an  einzelne 
Kinder  keine  bestimmte  Schranke  kennen,  findet  sich  später  nur  vereinzelt 
bestimmt,  dass  solche  Schenkungen  bei  der  Erbtheilung  unberücksichtigt 
bleiben  sollen.    Aus  früherer  Zeit  liegt  uns  allerdings  eine  Reihe  von  For- 
meln vor,  Roziere  N.  166  ff.,  nach  welchen  der  Vater  einzelnen  Söhnen 
Liegenschaften  schenkt  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  dass  sie  damit 
bevorzugt  sein,  dass  sie  dasselbe  absque  consoriio  fratrum  tuorum  vel  filio- 
rum  meorum  besitzen  sollen.   Dem  würde  es  durchaus  entsprechen ,  wenn 
noch  nach  der  Coutume  von  Berry  19  §  42  und  der  von  Peronne  §  205 
Schenkungen  dann  nicht  wiedereinzuwerfen  sind,  wenn  sie  ausdrücklich 
als  Voraus  vor  den  andern  Kindern  gemacht  wurden.    Entsprechende  Be- 
stimmungen finden  sich  auch  in  deutschen  Rechten;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5, 
45.  Weitergehend  noch  kann  zu  Lille,  Roisin  Franchises  86,  das  Kind  das 
bei  der  Heirath  Erhaltene  behalten,  ohne  dadurch  von  der  Theilung  ausge- 
schlossen zu  sein,  wenn  die  Eltern  dasselbe  nicht  ausdrücklich  zum  Wie- 
dereinwerfen verpflichteten.   Ebenso  nach  der  Coutume  von  Valenciennes 
von  1534  §  93,  Cout.  de  Hainaut  3,  443. 

Solche  Bestimmungen  sind  aber  sehr  vereinzelte.  Ueberwiegend  sind 
die  Schenkungen  bei  der  Erbtheilung  zu  beachten.  Aber  in  den  verschie- 
densten Rechten  begegnen  wir  da  der  Auffassung,  dass  es  zwar  den  Ehern 
zusteht,  einen  beliebig  grossen  Theil  ihres  Vermögens  schon  bei  Lebzeiten 
einem  einzelnen  Kinde  zuzuwenden,  ohne  dass  dieses  zum  Wiederein- 
werfen verpflichtet  wäre ;  dass  dasselbe  aber  dadurch  von  der  Erbtheilung 
nach  den  Eltern  ausgeschlossen  ist,  wenn  es  nicht  vorzieht,  das  Erhaltene 
einzuwerfen ;  es  hat  keine  Verpflichtung,  wohl  aber  ein  Recht  zum  Wie- 
dereinwerfen,  wenn  das  seinem  Vortheile  entspricht.  Zwischen  Fahrniss 
und  Liegenschaften  wird  dabei  nicht  unterschieden.  So  nach  dem  Recht 
von  Grammont  in  Flandern,  angeblich  von  1068,  Warnkönig  Fl.  R.  G.  2, 
164:  Si  filii  vel  filia  hereditalem  vel  pecuniam  a  parentibus  acceperunt, 
altero  parentummortuo,  si  partiri  voluerint,  quod  prius  acceperunt^  in  com- 
mune  referatur.  Nach  dem  Recht  von  Kampen ,  Overijsselsche  Stadregten 
1,  2,  haben  Söhne  oder  Töchter,  welche  von  Vater  oder  Mutter  ausge- 
stattet sind,  sich  binnen  Jahresfrist  zu  entscheiden,  ob  sie  das  Erhaltene  wie* 
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der  einwerfen  oder  auf  ihren  Theil  am  Erbe  verzichten  wollen.  In  friesi- 
schen und  rhätischen  Rechten  ist  mehrfach  gesagt,  dass  ausgesteuerte  Söhne 
und  Töchter ,  wenn  sie  mittheilen  wollen,  wiedereinwerfen  müssen,  dass 
es  aber  bei  ihnen  steht,  sich  an  die  Aussteuer  zu  halten.  Und  ebenso  in 
andern  Rechten;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  43. 

Glaubte  ich  diese  überaus  verschieden  gestalteten  Verhältnisse  an- 
deuten zu  sollen,  so  ist  es  doch  für  den  nächsten  Zweck  nicht  nöthig,  die- 
selben näher  zu  verfolgen.  Denn  überall,  wo  sich  eine  Pflicht  oder  doch 
ein  Recht  zum  Wiedereinwerfen  ergibt,  kann  das  nicht  zum  Ausschluss 
von  Kindern  und  insbesondere  von  Töchtern  vom  Erbrecht  führen.  Hatte 
eine  Tochter  bei  ihrer  Verheirathung  nur  eine  geringe  Aussteuer  erhalten, 
so  war  damit  ihr  Erbrecht  nicht  beeinträchtigt ,  so  lange  es  ihr  Recht  war, 
nach  Wiedereinwerfung  des  Erhaltenen  mit  ihren  Geschwistern  zu  theilen. 

1066.  Dagegen  konnte  nun  allerdings  da,  wo  keine  Pflicht,  sondern 
nur  ein  Recht  zum  Wiedereinwerfen  bestand,  sich  daraus  eine  Bevor- 
zugungeinzelnerKinder  ergeben.  Man  konnte  zwar  im  allgemeinen 
davon  ausgehen,  dass  das,  was  das  einzelne  Kind  als  Mitgift  bei  derHeirath 
erhielt,  das  nicht  erreichte  oder  jedenfalls  nicht  überstieg,  was,  wenn  jetzt 
der  Erbfall  eingetreten  sein  würde,  auf  dasselbe  als  Kopftheil  entfallen  sein 
würde.  Aber  das  Vermögen  der  Eltern  konnte  sich  dann  nachträglich  auch 
gemindert  haben.  Das  hat  man  wohl  im  Auge,  wenn  es  im  Stadtbuche  von 
Groningen  c.  2  5,  ed.  Telting  1 2,  heisst :  Soe  woer  een  man  ende  ene  vrowe 
guct  utghevet  oeren  sone,  de  een  wijf  nemet,  so  wanne  er  de  oelden  sterven, 
so  sullen  de  andere  broder  alsoe  vele  guedes  na  upboeren ,  ofte  daer  alsoe 
vele  is.  Der  Ausgesteuerte  behält  sichtlich  in  jedem  Falle ,  was  er  erhalten. 
Ist  genügendes  Gut  vorhanden ,  so  nehmen  die  andern  Brüder  denselben 
Betrag  vorweg;  reicht  aber  das  Gut  nicht  mehr  aus,  so  müssen  sie  sich  mit 
dem  begnügen,  was  vorhanden  ist. 

Konnte  sich  so  wenigstens  thatsächlich  eine  Bevorzugung  des  bereits 
Ausgesteuerten  ergeben,  so  konnte  freilich  eine  solche  auch  von  vornherein 
beabsichtigt  und  rechtlich  gestattet  sein.  Beruhte  das  Verbot  der  Bevor- 
zugung sichtlich  auf  dem  an  und  für  sich  durchaus  berechtigten  Gesichts- 
punkte, die  Veranlassung  zu  Zwietracht  unter  den  Geschwistern  zu  vermei- 
den, so  verstiess  dasselbe  andererseits  gegen  den  Gesichtspunkt  der  Unbe- 
schränktheit  der  Schenkungen  unter  Lebenden,  vgl.  §  828,  denen  gegen- 
über das  Verbot  der  Bevorzugung  von  Kindern  als  eine  Ausnahme  er- 
scheint, welche  aber  keineswegs  in  allen  Rechten,  worauf  wir  zurück- 
kommen, anerkannt  ist.  Und  weiter  musste  es  unbillig  erscheinen,  dass, 
wenn  einzelne  Kinder  sich  besonders  um  die  Eltern  verdient  gemacht,  an- 
dere sich  um  dieselben  nicht  gekümmert  hatten,  es  den  Eltern  verboten  sein 
sollte,  jenen  dafür  einen  Vortheil  zuzuwenden.  Wenn ,  wie  es  Ed.  Liutpr. 
1 13  heisst,  der  wohlverdiente  Knecht  besser  belohnt  wird:  quantu  magis 
debent  fieri  recta  causa,  ut  homo  filium  suutn  meliorare  et  r emuner are  pos- 
sity  qui  ei  melius  servier  it. 
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1066]     Nun  finden  wir  in  manchen  Rechten  eine  Vermittlung  zwischen 
beiden  Gesichtspunkten,  indem  sie  zwar  im  allgemeinen  am  gleichen  Rechte 
aller  Kinder  festhalten,  aber  beschränkte  Bevorzugung  einzelner 
Kinder  gestatten.  Für  solche  war  von  vornherein  da  genügender  Raum  ge- 
boten, wo,  vgl.  S  1064,  das,  was  von  Fahrniss  oder  weitergehend  auch  vom 
Gewinnlande  einem  Kinde  geschenkt  wurde,  nicht  wieder  einzuwerfen  war. 
In  andern  Rechten  finden  sich  feste  Meistbeträge  für  die  Bevorzugung 
eines  Kindes  angegeben.    So  schon  L.  Ribuaria  59  S  9:  Filius  auteni  aut 
filiabus  super  xii.solidos  uni  plus  quam  alter i  nihil  condonare  vel  conscri- 
bere  permittimus ;  quod  si  quis  fecerit,  hirritum  habeatur.    Nach  Ostfries. 
Landrecht  2  c.  188  mögen  die  Eltern  einem  Kinde  fünfzig  Gulden  geben, 
ohne  dass  es  dieselben  wieder  einzuwerfen  hat.  Im  Fuero  von  Burgos,  Ma- 
rina Ensayo  228,  beträgt  der  Meistbetrag  fünf  Florines;  nach  dem  vonDa- 
roca,  Mufioz  Fueros  542,  darf  der  Vater  überhaupt  nicht,  wohl  aber  der 
Grossvater  einen  Enkel  bis  zu  sechs  Maravedi  bevorzugen. 

1067.  Es  findet  sich  weiter  wohl  einTh  eilbetrag  des  Vermögens 
bestimmt,  den  die  Bevorzugung  nicht  Überschreiten  soll.  Das  ist  insbeson- 
dere im  westgothischen  Recht  der  Fall  nach L.  Visig. 4,  5I.  1,  durch 
welche  Chindaswind  gegenüber  der  bisherigen  schrankenlosen  Verfügungs- 
freiheit das  Warterecht  der  Nachkommen  einführte.  Nach  der  in  derReces- 
vindiana  erhaltenen  ursprünglichen  Fassung  des  Gesetzes,  womit  auch  die 
auf  dieses  verweisende  Angabe  4,  2  1.  18  übereinstimmt,  darf  jeder,  auch 
wenn  er  Kinder  hat,  zu  Gunsten  von  Kirchen  und  andern  über  ein  Fünftel 
seines  Vermögens  verfügen ;  dagegen  darf  er  zur  Bevorzugung  einzelner 
Kinder  und  Enkel  nur  ein  Zehntel  seines  Vermögens  verwenden.  Ist  nun 
auch  im  Gesetze  ausdrücklich  gesagt,  dass  bis  dahin  rechdich  nichts  im 
Wege  stand,  auch  beim  Vorhandensein  von  Nachkommen  das  ganze  Ver- 
mögen einem  Fremden  zuzuwenden,  so  möchte  ich  doch  kaum  bezweifeln, 
dass  es  bereits  früher  wenigstens  der  Sitte  entsprach ,  dabei  nicht  über  ein 
Fünftel  hinauszugehen.  Schon  §  183  wies  ich  auf  die  auffallende  Ueber- 
einstimmung  hin,  dass  auch  im  westfränkischen  Recht  der  Freitheil  über- 
wiegend gerade  auf  ein  Fünftel  bestimmt  wird.  Massgebender  dürfte  sein, 
dass  auch  im  spätem  spanischen  Recht  sich  überall  das  Fünftel  als  Frei- 
theil erhalten  hat,  während  dasselbe  Bestimmungen  der  Lex,  welche  sicht- 
lich lediglich  auf  dem  Ermessen  des  Gesetzgebers  beruhten,  durchweg  wie- 
der fallen  Hess. 

Soll  dann  nur  ein  Zehntel,  also  der  halbe  Freitheil,  zur  Bevorzugung 
von  Kindern  verwandt  werden,  so  ist  dabei  der  in  andern  Rechten  mass- 
gebende Gesichtspunkt  wenigstens  insofern  festgehalten,  als  das,  was  man 
einem  Kinde  als  Vorzug  geben  darf,  geringer  bemessen  ist,  als  das,  was  man 
einem  Fremden  zuwenden  konnte.  Dagegen  entfällt  nun  auch  das,  wenn 
das  Gesetz  Chindaswinds,  welches  sich  in  ursprünglicher  Fassung  nur  in 
der  Recesvindiana  erhalten  zu  haben  scheint,  in  der  späteren  Vulgata  und 
ebenso  im  Fuero  juzgo  dahin  geändert  und  erweitert  ist,  dass  ein  Drittel  des 
Vermögens  zur  Bevorzugung  von  Kindern  und  Enkeln  verwandt  werden 
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kann;  und  zwar  so,  dass  das  Fünftel,  welches  auch  hier  als  Freitheil  beibe- 
halten ist,  dann  nur  von  den  erübrigenden  zwei  Drittel  zu  nehmen  ist,  so 
dass  dem  zu  bevorzugenden  Kinde  jedenfalls  ein  volles  Drittel  des  ge- 
sammten  Vermögens  verblieb. 

Ich  habe  S  2 1 2,  als  mir  nur  die  Fassung  der  Vulgata  bekannt  war,  an- 
genommen, dass  es  sich  da  um  einen  Versuch  künstlicher  Vermittlung 
zwischen  der  bisher  rechtlich  anerkannten  schrankenlosen  Verfügungsfrei- 
heit und  der  da  eine  Schranke  anerkennenden  Sitte  handelte.  Dabei  mag 
auch  für  die  Bestimmung  gerade  des  Drittels  sich  schon  im  früheren  gothi- 
schen  Brauche  eine  Anknüpfung  gefunden  haben.  Denn  während  das 
Fünftel  in  den  übrigen  spanischen  Quellen  später  überaus  häufig  erwähnt 
wird,  ist  in  den  portugiesischen,  vgl.  etwa  Portugalliae  Mon.  L.  1,  346. 425. 
448,  Dipl.  361.  418.  426.498,  ungleich  häufiger  von  dem  Drittel  dieRede. 
Aber  nie  erscheint  es  als  Bevorzugung  eines  Kindes,  sondern  immer  als 
ein,  in  der  Regel  der  Kirche  vermachter  Freitheil,  wie  das  Fünftel,  und  ist 
als  solcher  auch  im  neuern  portugiesischen  Recht,  vgl.  Ordenacoes  do  reyno 
deP.  4  t  82,  Mellii  Institutiones  3,  5  8  38,  noch  anerkannt.  Es  würde  sich 
damit  ein  ähnliches  Schwanken  ergeben,  wie  im  westfränkischen  Recht,  in 
welchem  sich  der  Freitheil  bald  auf  ein  Fünftel,  bald  auf  ein  Drittel  be- 
stimmt findet 

Aber  als  Bevorzugungsbetrag  wird  später  weder  das  Drittel,  noch  auch 
das  Zehntel,  bei  welchem  Anschluss  an  älteren  Brauch  an  und  für  sich 
weniger  unwahrscheinlich  sein  würde,  nie  mehr,  so  weit  ich  sehe,  in  den 
Fueros  oder  in  Urkunden  erwähnt.  Abgesehen  von  den  erwähnten  verein- 
zelten Bestimmungen,  welche  Bevorzugung  mit  einem  geringen  Geldbe- 
trage gestatten,  erscheint  entweder  jede  Bevorzugung  schlechtweg  verboten, 
vgl.  J  1063,  oc*er  a^er?  worauf  wir  zurückkommen,  umgekehrt  schranken- 
los gestattet.  Erst  König  Alfons  X.  knüpfte  hier,  wie  sonst,  wieder  an  die 
Lex  an.  Nach  seinem  Fuero  für  Soria,  Loperraez  Descr.  de  Osma  3,  131, 
durften  die  Eltern  ein  Kind  bis  zu  einem  Viertel,  dann  nach  dem  Fuero 
real  3,  5  L  1  o  in  voller  Uebereinstimmung  mit  der  Lex  bis  zu  einem  Drittel 
ihres  Vermögens,  und  zwar  unabhängig  von  dem  überhaupt  frei  verfügbaren 
Fünftel,  besser  stellen.  Und  das  ist  dann  für  die  Weiterentwicklung  des 
Rechts  in  Spanien  und  auch  in  andern  Ländern  von  grossem  Einfluss  ge- 
worden; vgl.  Pfaff  u.  Hofmann  Excurse  2,  286.  Wobei  insbesondere  mehr, 
als  das  bisher  geschehen  zu  sein  scheint,  zu  beachten  sein  dürfte,  dass  nach 
dem  geänderten  Text  der  Vulgata  und  des  Fuero  juzgo  der  Vater  das  Drittel 
unter  jeder  vom  bevorzugten  Kinde  einzuhaltenden  Bedingung  geben  durfte, 
womit  also  bereits  die  Möglichkeit  der  Errichtung  von  Majoraten,  wie  sie 
dann  im  spätem  Mittelalter  üblich  wurden,  gegeben  sein  würde. 

Auch  in  andern  Rechten  finden  sich  wohl  ähnliche  Bestimmungen. 
So  dürfen  etwa  nach  Recht  des  Oberquartiers  von  Geldern  3,  6  §  2  n.  1 5 
Eltern  von  Gewinngut  und  Fahrniss  nur  ein  Drittel  zur  Bevorzugung  von 
Kindern  verwenden.  Oder  es  ist  auch  wohl  der  Betrag  nach  dem  Kopftheil 
bemessen.    So  dürfen  nach  Recht  von  Otterndorf  §  1 1 ,  Pufendorf  Obs. 


io6  XXI.  2.  Bevorzugungsrecht  der  Eltern. 

1067]  2,  176,  die  Eltern  ein  Kind  höchstens  mit  einem  Drittel  des  ihm 
sonst  gebührenden  Erbtheils  bevorzugen. 

1068«  Es  finden  sich  nun  weiter  wohl  Angaben ,  wonach  der  Vater 
seinen  Freitheil,  vgl.  832,  wie  er  ihn  der  Kirche  oder  irgendwelchem 
Fremden  vermachen  konnte,  auch  zur  Bevorzugung  von  Kindern  verwen- 
den durfte.  Wo  jede  Bevorzugung  verboten  und  Wiedereinwerfung  alles 
Erhaltenen  gefordert  wird,  ist  auch  das  nicht  gestattet  So  wird  etwa  in  den 
normannischen  Rechten  mehrfach  ausdrücklich  betont,  dass  man  den  Frei- 
theil nur  an  Fremde  oder  solche  Verwandte  schenken  darf,  welche  nicht 
Erben  sind;  vgl.  Summa  de  legibus  35  §  3,  Coutume  von  1583  eh.  43  1  ff., 
älteste  Coutume  der  Bretagne  §  41.  Das  würde  dann  auch  die  bezüglichen 
spanischen  Rechte  treffen. 

Doch  scheint  da  wohl  die  Ansicht  Eingang  gefunden  zu  haben ,  dass 
man  letztwillig  über  den  Freitheil  auch  zu  Gunsten  eines  Kindes  verfügen 
dürfe.  Wenigstens  heisst  es  im  Fuero  viejo  5,  3  1.  6  von  den  Eltern :  nin 
a  la  ora  de  la  muerte  non  pueden  dar  a  unfijo  tnas  que  a  otro  ningun  cosa, 
salvo  el  quinto  de  todos  suos  bienes,  que  puede  dejar  por  sua  alma  a  quien 
quisier.  Bestimmt  ist  das  in  einigen  französischen  Coutumes  ausgesprochen. 
In  der  der  Auvergne  betrögt  der  Freitheil  ein  Viertel;  dieses  Viertel  kann 
aber  nach  1 2  §  46  auch  zur  Bevorzugung  eines  der  gesetzlichen  Erben  ver- 
wandt werden.  Ebenso  nach  der  von  La  Marche  §  212.  252  und  der  von 
Saintonge  $  87  das  Drittel,  welches  dort  überhaupt  als  Freitheil  bestimmt 
ist.  Nach  der  Coutume  von  Audenarde  24  §  3  hat  das  Kind  die  Wahl,  sich 
mit  dem  Geschenkten  zu  begnügen  oder  einzuwerfen ;  überschritt  die  Schen- 
kung aber  das  Drittel  des  Vermögens  des  Schenkers,  welches  nach  8  $  1 
dessen  Freitheil  war,  so  war  das  Ueberschiessende  den  Geschwistern  her- 
auszugeben. 

Auch  die  Bestimmungen  des  longobardischen  Rechts  ergeben, 
wie  schon  $  212.  536  bemerkt,  dass  der  Vater  seinen  Freitheil,  der  hier 
einen  Sohnestheil  betrug,  auch  zur  Bevorzugung  einzelner  Kinder  verwen- 
den durfte.  Aber  wir  wiesen  auch  bereits  auf  die  Umstände  hin,  wonach 
das  bis  dahin  nicht  unbestritten  gewesen  sein  wird.  Galt  das  schon  früher 
als  selbstverständlich,  so  fehlte  jede  Veranlassung  zu  gesetzlicher  Regelung. 
Liutprand  hält  es  weiter  für  nöthig  zu  betonen ,  dass  seine  Verfügung  der 
Billigkeit  entspreche;  vgl.  $  1066.  Auch  soll  die  Melioration  keine  willkür- 
liche, sondern  durch  besondere  Verdienste  gerechtfertigte  sein,  so  dass :  si 
toti  ei  bene  servierint  y  habeant  aequaliiatem  substantiae  patris.  Darauf 
mochte  sich  freilich  schwer  eine  rechtliche  Entscheidung  stützen  lassen, 
wenn  da  die  bezügliche  Formel  dem  meliorirten  Sohne  auch  den  Beweis 
bessern  Dienstes  auferlegt;  der  König  wollte  wohl  mehr  andeuten,  was  er 
für  billig  hielt,  als  was  Recht  sein  sollte. 

Aber  in  einem  rechtlich  durchaus  fassbaren  Falle  hat  er  dann  die  Me- 
lioration ausdrücklich  verboten,  nämlich  zu  Gunsten  der  Kinder  zweiter 
Ehe,  so  lange  die  zweite  Ehefrau  lebt;  es  konnte  da  vorausgesetzt  werden, 
dass  die  Melioration  nicht  in  Folge  besonderer  Verdienste  der  Kinder,  son- 
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dem  der  Ueberredung  durch  die  zweite  Frau  erfolgte.  Danach  dürfte  doch 
gar  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  auch  bei  den  Longobarden  die  Auffassung 
vertreten  war  und  von  Liutprand  theilweise  berücksichtigt  wurde,  dass  der 
Vater  von  seiner  Vergabungsfreiheit,  so  weit  diese  hier  überhaupt  aner- 
kannt war,  wohl  einem  Fremden,  nicht  aber  den  eigenen  Kindern  gegen- 
ober Gebrauch  machen  durfte. 

1069.  Wo  wir  beschränkte  Bevorzugung  gestattet  finden  und  das  nicht 
ein  Recht  traf,  in  welchem  ohnehin  nur  die  Söhne  Erbrecht  hatten,  wie  bei 
den  Longobarden,  da  ergibt  sich  auch  durchweg  Nichtbeachtung  des 
Geschlechts  unterschied  es.  Ist  schlechtweg  von  Bevorzugung  von 
Kindern  oder  Erben  die  Rede,  so-  kann  das  die  Tochter  ebensowohl  treffen, 
als  den  Sohn.  Und  in  dem  hier  besonders  beachtenswerthen  Gesetze  L. 
Visig.  4,  5  1.  1  ist  ausdrücklich  darauf  hingewiesen :  melioratis  filiis  auf 
filiabus  vd  nepotibus  atque  neptibus.  Aber  es  konnte  mit  der  Zeit  Brauch 
werden,  das  Recht  zur  Bevorzugung  durchweg  in  derselben  Richtung  zu 
verwenden.  So  etwa  immer  zu  Gunsten  des  erstgebornen  Sohnes.  So  ist 
es  in  Spanien  für  die  Entwicklung  des  Erstgeburtsrechtes  zweifellos  von 
grosser  Bedeutung  geworden,  dass  dort  seit  dem  dreizehnten  Jahrhunderte, 
vgl.  S  1067,  die  Melioration  nach  dem  Gesetze  Chindaswinds  wieder  als 
geltendes  Recht  anerkannt  wurde.  Machte  sich  aber  weiter  mit  der  Zeit  das 
Bedürfniss  nach  einer  Besserstellung  der  Söhne  überhaupt  geltend,  so  konnte 
es  nahe  liegen,  das  Bevorzugungsrecht  regelmässig  nur  zu  Gunsten  dieser 
zu  verwerthen,  so  dass  sich  daraufhin  die  Auffassung  feststellen  konnte,  die 
Eltern  seien  nur  zur  Bevorzugung  von  Söhnen  berechtigt  und  es  gebühre 
weiter  diesen  auch  dann  ein  Vortheil,  wenn  die  Eltern  das  nicht  ausdrück- 
lich bestimmt  hatten. 

Auf  diesem  Wege  mag  es  zu  erklären  sein,  wenn  wir  Rechte  finden, 
in  welchen  nur  ein  Recht  der  Eltern  zur  Bevorzugung  von 
Söhnen,  der  sogenannte  Mannsvortheil,  ausgesprochen  ist.  Es  wäre 
denkbar,  dass  solche  Rechte  von  jeher  eine  gewisse  Bevorzugung  von  Kin- 
dern gestatteten ,  was  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit  in  angegebener  Weise 
auf  die  Söhne  beschränkte.  Trifft  das  aber  gerade  Rechte ,  in  welchen  die 
gesetzliche  Erbfolge  im  allgemeinen  von  voller  Gleichstellung  beider  Ge- 
schlechter ausgeht,  und  welche  im  allgemeinen  auch  den  Eltern  nicht  ge- 
statteten, ein  Kind  vor  den  andern  zu  bevorzugen,  so  ist  es  vielleicht  wahr- 
scheinlicher, dass  da  ursprünglich  jede  Bevorzugung  verboten  war  und  erst 
dann,  als  mit  der  Zeit  die  Billigkeitsrücksichten ,  welche  für  Bevorzugung 
der  Söhne  sprachen,  sich  geltend  machten,  die  Strenge  des  alten  Rechts  sich 
dahin  milderte,  dass  nun  den  Eltern  wenigstens  eine  beschränkte,  und  über- 
dies wohl  an  die  Zustimmung  der  Verwandten  oder  des  Gerichts  gebundene 
Bevorzugung  der  Söhne  gestattet  wurde.  Schon  der  Umstand,  dass  die  sich 
daraus  ergebende  Zurücksetzung  der  Töchter  nicht  eine  gesetzlich  be- 
stimmte, sondern  eine  vom  Belieben  der  Eltern  abhängende  war,  weist  be- 
stimmt darauf  hin,  dass  der  Mannsvortheil  nur  ein  Ergebniss  nachträglicher 
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1069]  Entwicklung  sein  kann,  dass  eine  ursprüngliche  Zurücksetzung  der 
Töchter  bei  der  Erbenfolge  nicht  daraus  gefolgert  werden  darf. 

So  ist  im  allgemeinen  in 'den  rhätischen  Rechten,  vgl.  Bühler 
Bündn.  Erbr.  56  ff.,  streng  an  der  Gleichstellung  der  Töchter  und  Söhne 
festgehalten.  Es  wird  wohl  ausdrücklich  betont,  dass  dieselbe  Liegenschaften, 
wie  Fahrniss  treffen  soll;  und  wenn  in  einzelnen  Rechten  den  Söhnen  ein 
Vorrecht  auf  die  Häuser  zugestanden  wird,  so  sollen  die  Töchter  dafür  voll 
entschädigt  werden.  Im  allgemeinen  dürfen  weiter  die  Eltern  kein  Kind 
bevorzugen ;  das  Wiedereinwerfen  alles  von  den  Eltern  Erhaltenen,  insbe- 
sondere auch  der  Aussteuer,  ist  vielfach  aufs  bestimmteste  verlangt;  oder  es 
wird  im  Rechte  der  obern  Höfe  des  Rheinthaies  S  23  bestimmt,  dass  durch 
die  Aussteuer  der  Töchter  die  Söhne  in  ihrem  Erbtheil  nicht  verkürzt  wer- 
den dürfen.  Zuweilen,  so  in  den  Rechten  von  Chur,  Innerbeifort,  Pfeffers, 
ist  wohl  bestimmt,  dass  die  Eltern  einem  Kinde,  das  sich  besonders  um  sie 
verdient  gemacht  hat,  einen  bescheidenen  Vonheil  zuwenden  dürfen;  nach 
Recht  von  Oberengadin  dürfen  sie  dazu  ein  Zehntel  ihres  Vermögens  ver- 
wenden, wie  wir  das  ebenso  bei  den  Gothen  von  Chindaswind  bestimmt 
fanden. 

Bleibt  aber  bis  dahin  der  Geschlechtsunterschied  unbeachtet,  so  ergibt 
sich  vereinzelt  die  bestimmtere  Gestaltung  des  Mannsvortheils,  bei  der  also 
gerade  hier  die  Annahme  nahe  liegt ,  dass  er  sich  aus  der  gestatteten  be- 
schränkten Bevorzugung  einzelner  Kinder  dadurch  ergab,  dass  es  Regel 
wurde,  nur  den  Söhnen  solchen  Vortheil  zuzuwenden.  So  dürfen  nach 
Erbrecht  des  Zehngerichtenbundes  §  13  und  dem  der  Stadt  Chur  §  29, 
Wagner  u.  Salis  Q.  2,  45.  3,  87,  die  Eltern  den  Söhnen  einen  entsprechen- 
den Mannsvortheil  zuwenden,  aber  nur  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit. 
Nach  dem  Erbrecht  von  Obvaltasna  §  6,  Mohr  Erbrechte  1 87,  erscheint  das 
auf  adlige  Eltern  beschränkt,  aber  so,  dass  auch  die  Obrigkeit  solche  Ver- 
fügung der  Eltern  einhalten  soll.  Nirgends  aber  scheint  sich  das  hier  dahin 
weiterentwickelt  zuhaben,  dass  auch  dann,  wenn  die  Eltern  von  ihrem  Ver- 
fügungsrechte keinen  Gebrauch  gemacht  hatten,  die  Töchter  zurückgesetzt 
werden  durften.  Dagegen  scheint  in  Tirol,  vgl.  Stobbe,  Privatr.  5,  102, 
auch  bei  der  Erbtheilung  ein  Mannsvortheil  nach  Ermessen  ehrbarer  Leute 
und  des  Gerichts  zulässig  gewesen  zu  sein ,  der  im  Ausmasse  von  einem 
Siebentel  bis  zu  einem  Drittel  des  Nachlasses  bewilligt  zu  werden  pflegte. 

Besonders  häufig  findet  sich  dann  bei  im  allgemeinen  gleichem  Erb- 
recht der  Töchter  und  Söhne  der  Mannsvortheil  in  den  helvetischen 
Rechten,  vgl.  §  386,  erwähnt;  vgl.  Wyss  in  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  5,  25, 
Blumer  Rechtsg.  1,  510.  2,  206,  Stobbe  Privatr.  5,  102.  Und  zwar  so,  dass 
die  Söhne  ihn  auch  ohne  Verfügung  der  Eltern  beanspruchen  konnten.  Ist 
meistens  nur  von  einem  ziemlichen  Vortheil  oder  billiger  Schätzung  der 
den  Söhnen  zufallenden  Liegenschaften  die  Rede,  so  haben  sich  auch  wohl 
bestimmte  Beträge  festgestellt.  So  sollten  zu  Zürich  die  Söhne  neben  Töch- 
tern im  Verhältniss  von  fünf  zu  vier,  zu  Zug  von  drei  zu  zwei  erben,  wäh- 
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read  sich  ia  den  bezüglichen  Landschaften  die  Zurücksetzung  der  Töchter 
vielfach  bis  zum  halben  Kopftheil  steigerte. 

Es  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  sich  diese  Zurücksetzung  auch 
hier  erst  nachträglich  daraus  entwickelte ,  dass  man  ursprünglich  nur  den 
Eltern  gestattete ,  zu  Gunsten  der  Söhne  vom  Verbote  der  Begünstigung 
einzelner  Kinder  abzusehen;  dass  man  das  schliesslich  dann  auch  beim 
Fehlen  bezüglicher  Verfügungen  der  Eltern  als  massgebend  betrachtete. 
Wyss  S.  1 5  spricht  sich  dahin  aus,  dass  die  gesetzlichen  Feststellungen  be- 
züglich des  Vorzugsrechts  der  Söhne  im  allgemeinen  erst  dem  siebzehnten 
Jahrhunderte  angehören.  In  dem  allerdings  schon  dem  burgundischen 
Rechtsgebiete  angehörenden  Freiburg  fanden  wir  §1058  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, dass  früher  die  nichtausgesteuerten  Töchter  gleiches  Erbrecht 
hatten,  während  nun  der  inzwischen  aufgekommene  Mannsvortheil  dahin 
geregelt  wird,  dass  die  Söhne  ein  Drittel  vorwegnehmen  sollen. 

Und  noch  ein  anderes  dürfte  da  zu  beachten  sein.  Zu  Zürich,  vergl. 
Bluntschli  Rechtsg.  2, 297,  haben  Söhne  den  Voraus  nur  am  Vatergut,  wah- 
rend sie  das  Muttergut  kopfgleich  mit  den  Töchtern  zu  theilen  haben.  Ist 
unsere  Annahme  des  Zurückgehens  auf  Verfügungen  der  Eltern  richtig,  so 
müsste  das  darauf  schliessen  lassen,  dass  ursprünglich  hier  nur  dem  Vater, 
nicht  auch  der  Mutter  solche  Verfügungen  gestattet  waren.  Und  das  findet 
sich  vereinzelt  noch  später  ausgesprochen  in  der  Oeffnung  von  Binzikon 
im  Canton  Zürich  von  1435  S  10,  Grimm  Weisth.  4,  273:  Ist  auch,  das% 
ein  votier  eheliche  kind  oder  andere  Und  hat,  so  mag  er  einem  kind  fürer 
oder  mehr  geben,  dann  dem  anderen,  ob  er  will;  aber  die  mutier  sol  einem 
kind  nitßirer  oder  mehr  geben,  dann  dem  anderen. 

1070.  Ist  in  den  bisher  besprochenen  Rechten  im  allgemeinen  an  dem 
gleichen  Recht  aller  Kinder  festgehalten,  nur  beschränkte  Bevorzugung  ge- 
stattet, so  ermöglichen  andere  Rechte  unbeschränkte  Bevorzugung 
einzelner  Kinder.  Das  ergab  sich  nach  dem  §  1066  Bemerkten  schon 
überall  da,  wo  zwar  das  Wiedereinwerfen  bei  der  Theilung  gefordert  wurde, 
das  Kind  aber  das  Recht  hatte ,  gegen  Verzicht  auf  sein  Erbrecht  das  Er- 
haltene zu  behalten.  Aber  auch  ganz  unabhängig  von  solchem  Verzichte 
findet  sich  oft  bestimmt,  dass  die  Eltern  nach  Belieben  einzelne  Kinder  be- 
vorzugen dürfen.  Und  in  sonst  näher  verwandten  Rechten ,  wie  etwa  den 
friesischen,  erscheint  bald  jede  Bevorzugung  ausgeschlossen,  bald  unbe- 
schränkt gestattet.  So  sind  etwa  im  westerlauwerschen  Friesland  nach  dem 
Stadtrecht  von  Stavern  c.  112,  Telting  Friesche  Stadr.  204,  Söhne  und 
Töchter  zum  Wiedereinwerfen  alles  Erhaltenen  verpflichtet ;  aber  in  nächster 
Nähe  finden  wir  in  dem  Stadtbuch  von  Bolsward  c.  1 14  bestimmt,  dass  die 
Eltern  nach  Belieben  einem  Kinde  mehr  geben  mögen,  als  dem  andern.  So 
fanden  wir  in  Castilien  jede  Bevorzugung  verboten,  vgl.  §  1063,  oder  zu 
ßurgos,  vgl.  S  1066,  nur  in  ganz  geringem  Betrage  gestattet.  AberimFuero 
des  Königs  Alfons  von  Castilien  für  das  unweit  von  Burgos  belegene  Pam- 
pliega  von  1209,  Coleccion  de  privilegios  de  Castilla  5,  127,  heisst  es  aus- 
drücklich: Si  pater  et  mater  dederint  unum  donumfilio,  qui  Ulis  servierit 
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1070]  melius,  de  terra  auf  de  vinea  et  desuper  de  mobile,  quantum  placuerit 
Uli,  praestet  et  valeat. 

Für  unsere  nächsten  Zwecke  durfte  nun  insbesondere  zu  beachten  sein, 
dass  diese  unbeschränkte  Bevorzugung  in  einzelnen  Rechtsgebieten  in  der 
bestimmteren  Gestaltung  eines  Theilungsrechtes  der  Eltern  er- 
scheint, einer Theilung  nach  dem  Gutachten  oder  dem  Belieben  der  Eltern, 
nach  dem  Avis  de  pere  et  mere.  Danach  konnten  die  Eltern  schon  bei  Leb- 
zeiten ihr  gesammtes  Gut,  Fahrniss  und  Liegenschaften,  unter  ihre  Kinder 
theilen  und  dabei  ganz  nach  Belieben  einzelne  bevorzugen.  So  etwa  nach 
der  Coutume  der  Castellanie  Lille  2  §  58:  Pere  et  mere  ou  Tun  d'  eux  peii- 
vent  de  leurs  biens,  fiefs  et  heritages,  faire  partage  et  division  ä  leurs  en- 
fanSy  ainsi  que  bon  leur  semble ;  et  cn  ce  faissant  avancer  F un  plus  que 
V  autre ;  le  quel  partage  lesdits  enfans  sont  tenus  entretenir,  sans  y  poirooir 
vaillablemcni  contrevenir.  Nur  dürfen  bei  solcher  Theilung  die  Eltern  ein 
Kind  nicht  ganz  übergehen  und  damit  enterben.  Nach  der  Coutume  von 
Tournai  15823  dürfen  die  benachteiligten  Kinder  keinen  Einspruch  er- 
heben: n  estoit  que  par  icelies  donnJes  ou  dispositions  ils  fussent  du  tout 
prive^,  preterits  ou  exherede^  sans  cause. 

Der  Satz,  dass  man  einen  Erbberechtigten  nicht  ohne  Grund  ent- 
erben, wohl  aber  ihm  einen  beliebig  geringen  Betrag  zuwenden  mag,  was 
dann  mit  der  Verfügungsfreiheit  in  Verbindung  gebracht  wird ,  findet  sich 
in  den  bezüglichen  Rechten  auch  wohl  unabhängig  von  der  Theilung  unter 
Kinder  ausgesprochen.  So  heisst  es  im  Landrecht  von  Loen  §  47,  Cout.  de 
Looz  1,  64,  dass,  wenn  Jemand  im  Testamente  ein  Kind  enterben  will: 
alsullich  man  moet  alsullich  kint  yet  cleyns  uuyt  syn  erve  laeten  oder  Ent- 
erbungsgründe  angeben ;  eens  mans  wettich  testament  dat  is  syn  geerfvc ; 
ende  sluyt  hy  alle geerffluy den  buyten,  dat  mach  hy  wel  doen,  want  een  iege- 
lyk  is  heer  over  dat  synen.  Zu  Namur  wird  1441,  Cout  de  Namur  2,  88, 
ein  Testament  für  nichtig  erklärt,  weil  Jemand  seine  Frau  für  den  Fall  der 
Wiederverheirathung  ganz  enterbte ;  hatte  er  ihr  aber :  quelque  ckose,  tant 
peufuist,  demi  flourin  ou  unflorin,  ou  plus  ou  mains  ä  sa  volentet,  hinter- 
lassen, dann  wäre  es  gut  und  giltig  gewesen. 

Diese  Theilung  nach  Gutachten  der  Eltern  finden  wir  zunächst  im 
lothringischen  Rechtsgebiete  und  zwar  in  dessen  ganzen,  Anm.  zu 
§  568  bezeichneten  Umfange;  sowohl  in  Niederlothringen,  wie  im  Herzog- 
tum Lothringen,  vgl.  Coutume  von  15 19  ed.  Bonvallot  103,  in  derBour- 
gogne,  in  Nivernais  und  Bourbonnais,  vgl.  Loysel  §  307,  dann  in  Flandern, 
vgl.  Britz  Dr.  Belg.  765.  Weiter  aber  auch  in  Nachbargebieten,  insbeson- 
dere in  Wälschflandern,  vgl.  $  784,  und  wohl  auch  im  Gebiete  des  Aas- 
domsrechtes, vgl.  S  699.  Daneben  finden  sich  dann  freilich  auch  in  den- 
selben Gebieten  wohl  Bestimmungen,  welche  jede  Bevorzugung  untersagen 
und  Wiedereinwerfen  alles  Erhaltenen  verlangen;  vgl.  Britz  710.  Sind  diese 
in  Flandern  überwiegend ,  so  finden  sie  sich  doch  auch  etwa  zu  Enghien, 
Cout.  deHainaut  3,788,  und  zu  Wodecque,  obwohl  sonst  gerade  im  Henne- 
gau der  Avis  besonders  üblich  gewesen  zu  sein  scheint.    Doch  war  beides 
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nicht  gerade  schlechtweg  unvereinbar.  Ist  nach  der  Coutume  des  Bour- 
bonnais  $  216  die  Partage  und  Division  nach  Belieben  der  Eltern  auf  drück- 
lich gestattet,  so  ist  in  unmittelbarem  Anschlüsse  daran  jede  Schenkung  an 
einzelne  Kinder,  ausser  in  Heirathsverträgen,  verboten ;  man  mochte  nach 
Belieben  das  ganze  Vermögen  auftheilen,  aber  nicht  unabhängig  davon 
einem  Kinde  einzelne  Vermögensstucke  schenken. 

Dem  west fränkischen  Recht  ist  eine  solche  Thcilung  nach  Be- 
lieben der  Eltern  im  allgemeinen  durchaus  fremd ;  es  heisst  wohl  ausdrück- 
lich, so  in  der  Coutume  von  Poitou  §  2 1 9 :  ils  ne  peuvent  faire  partagc 
cntre  leursdits  enfans  ou  heritiers  outre  leur  volonte*.  Allerdings  deutet  es 
auf  dieselbe  Gestaltung,  wenn  es  im  Livre  de  Jostice  1 2,  2 1  S  5  heisst,  dass 
wenn  die  Eltern  einige  ihrer  Kinder  verheirathen,  ihr  Nachlass  nur  an  die 
im  Hause  zurückbleibenden  fällt,  und  hinzugefügt  wird :  Et  ce  est  ausint 
enfit{  et  en  vilenages ;  car  quantque  pdre  et  merefet,  si  est  estable.  Findet 
sich  der  Ausschluss  ausgesteuerter  Kinder  auch  sonst  im  westfränkischen 
Gebiete,  so  wird,  worauf  wir  zurückkommen,  anzunehmen  sein,  dass  da 
die  Abfindung  nur  mit  Zustimmung  der  Kinder  erfolgen  sollte,  während 
es  sich  hier  um  das  Belieben  der  Eltern  handelt.  Aber  ich  wies  schon  §835 
darauf  hin ,  wie  sich  auch  sonst  trotz  der  örtlichen  Trennung  zu  Orleans 
ein  Überaus  enger  Anschluss  an  die  Verfangenschaftsrechte  ergibt.  Ebenso 
heisst  es  in  den  alten  Usages  der  Stadt  Amiens,  ed.  Marnier  1 59,  dass  es  den 
Eltern  zustehe :  donner  ä  leurs  enfans  ä  mariage  ä  P  im  plus,  ä  V  autrc 
mains ;  et  se  il  ne  les  marioienty  se  poent-il  bien  deviser  leurs  hyretages  ä 
cascun  se  portion  ;  et  se  les  portions  valoient  miex  V  une  de  V  autre,  si  con- 
venroit-it  quilfusi  tenus ;  vgl.  auch  die  Coutume  der  Bailliage  von  1  567 
$  49.  94.  Aber  auch  zu  Amiens  finden  wir  so  viele  Abweichungen  vom 
gemeinen  Droit  coutumier,  dass  uns  das  für  dieses  im  allgemeinen  nicht 
massgebend  sein  darf. 

Beachtenswerth  dürfte  es  sein,  dass  wir  dem  Theilungsrecht  auch  in 
den  Assisen  des  Königreichs  Jerusalem,  Cour  des  bourgeois  eh.  170, 
begegnen.  Theilt  Jemand  letztwillig  unter  seine  Kinder :  et  donne  ä  V  un 
plus  que  au  V  autre,  bien  le  peut  faire  et  tout  doit  estref ernte  et  estable  par 
droit  et  par  V  asi^e,  tout  ansi  come  le  pire  et  la  mire  V  avera  coumandd  ou 
ordeni.  Das  dürfte  dann  wieder,  wie  wir  das  §816  bezüglich  eines  andern 
Umstandes  betonten,  einen  Beleg  dafür  bieten,  dass  das  Recht  der  Assisen 
da,  wo  es  sich  um  schärfere  Gegensätze  zwischen  westfränkischem  und 
lothringischem  Rechte  handelt,  sich  zunächst  dem  letztern  anschliesst. 

1071.  Sehen  wir  auf  dieEinzelbestimmungen,  so  weichen  diese 
allerdings  auch  im  lothringischen  und  den  benachbarten  Gebieten  mannich- 
fach  von  einander  ab,  wie  sich  das  schon  daraus  erklärt,  dass  die  sonstigen 
Bestimmungen  über  die  Folge  der  Kinder  nicht  in  allen  jenen  Rechten 
übereinstimmen.  Handelt  es  sich  insbesondere  auch  um  Verfangenschafts* 
rechte,  so  ist  diesen,  wie  schon  S  626  bemerkt,  eine  Verfangenschaft  des 
Eheguts  zu  Gunsten  der  Kinder  während  der  Dauer  der  Ehe,  wie  das  im 
westfränkischen  Recht  wenigstens  bezüglich  des  Douaire  zutraf,  durchaus 
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1071]  fremd;  beide  lebende  Ehern  verfügen  über  das  Ehegut  nach  Belieben, 
oder  auch  der  Vater  allein,  da  diesem  hier  vielfach,  vgl.  S  775 ,  das  Recht 
zusteht,  auch  Über  das  Gut  der  Frau  ohne  deren  Zustimmung  zu  verfügen. 
Jenes  Recht  zu  willkürlicher  Theilung  unter  die  Kinder  dürfte  sich  daher 
hier  daraus  erklären,  dass  dieselbe  als  eine  Schenkung  unter  Lebenden  unter 
Vorbehalt  des  Nutzgenusses  aufgefasst  wurde. 

Es  finden  sich  denn  auch  Bestimmungen,  welche  bestimmter  auf 
Schenkung  unter  Lebenden  im  Gegensatze  zu  letzwilligen  Ver- 
fügungen hinweisen.  Nach  der  Coutume  der  Bourgogne  7  S  6  ist  die  Par- 
tage  nur  noch  giltig,  wenn  sie  mindestens  zwanzig  Tage,  nach  der  desBour- 
bonnais  S  216,  wenn  sie  vierzehn  Tage  vor  dem  Tode  des  Vaters  oder  der 
Mütter  erfolgt  war.  Nach  der  Coutume  des  Herzogthums  Lothringen  von 
1519,  ed.  Bonvalot  103,  konnten  Eltern  einem  Kinde  mehr  schenken,  als 
einem  andern ;  aber  durch  Testament  durften  sie  kein  Kind  bevorzugen. 
Nach  den  besonders  genauen  Angaben  über  den  Avis  in  der  Charte  des 
Hennegau  von  1 519  eh.  31  S  1  ff.  konnte  die  Partage  allerdings  widerruf- 
lich und  unwiderruflich  geschehen;  in  letzterm  Falle  aber  wurden  die  Kin- 
der ebenso  Eigenthümer,  wie  bei  einer  Schenkung  unter  Lebenden  unter 
Vorbehalt  des  Nutzgenusses,  da  nach  §  1 2  in  solchem  Falle  das  Gut  den 
Kindern  verfangen  ist,  die  Eltern  nichts  mehr  davon  veräussern  dürfen. 
Dagegen  ist  nach  den  Coutumes  von  Nivernais  34  S  17  und  Bourbonnais 
S  216  die  Theilung  bis  zum  Tode  immer  widerruflich. 

Ist  vielfach  bestimmt,  dass  solche  Theilung  nur  den  beiden  Eltern 
gemeinsam  bei  vollem  Ehebett  zusteht,  nicht  mehr  dem Ueberlebenden, 
so  erklärt  sich  das  in  den  Verfangenschaftsrechten  leicht  daraus,  dass  dem 
Ueberlebenden,  vgl.  §  627,  am  ganzen  liegenden  Ehegut  nur  noch  Zucht, 
das  nackte  Eigenthum  aber  bereits  den  Kindern  zusteht  Doch  konnte  auch 
dann  nach  den  genauem  Angaben  im  Hennegau  31  §  14  der  überlebende 
Elterntheil  wenigstens  das,  was  noch  sein  freies  Eigen  war,  wie  das 
während  derWittwenschaft  gewonnene  Land,  unter  seine  Kinder  nach  Gut- 
dünken theilen.  In  solchen  Rechten,  in  welchen  nicht  das  gesammte  Ehe- 
gut den  Kindern  verfangen  war,  sondern  jeder  Elterntheil  gesondert  von 
den  Kindern  beerbt  wurde,  konnte  daher,  wie  das  oft  gesagt  ist,  auch  der 
Ueberlebende  bezüglich  seines  Guts  nach  Belieben  theilen.  Doch  wird  auch 
da  wohl  betont,  dass,  wenn  beide  Eltern  verfügten,  der  Ueberlebende  daran 
nichts  mehr  ändern  kann;  so  im  Entwurf  der  Coutume  von  Audenarde 
10  S  2,  C.  de  Flandre,  Q.  de  Gand  4,  420. 

Allerdings  finden  sich  wohl  Bestimmungen  gegen  zu  weitge- 
hende Willkür  beim  Gebrauch  des  Theilungsrechts.  Es  dürfte  auf  älteres 
Recht  zurückgehen,  wenn  sich  mehrfach  bestimmt  findet ,  dass  die  Eltern 
bei  solcher  Theilung  die  nächsten  Freunde  beider  Seiten  zuziehen  sollen. 
Heisst  es  dann  wohl ,  dass  die  sich  ergebende  Bevorvorzugung  einzelner 
Kinder  nicht  übermässig  sein  oder  nicht  über  ein  Viertel  oder  ein  Fünftel 
des  Kopftheils  hinausgehen  soll  oder  dass  die  Legitima  nicht  verletzt  wer- 
den darf,  so  dürften  das  spätere  Abschweichungen  sein,  wie  wir  sie  §  830 
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ähnlich  im  westfränkischen  Recht  für  die  Vergabungsfreiheit  fanden.  Ur- 
sprünglich scheint  da  keinerlei  Schranke  gezogen  gewesen  zu  sein.  Noch 
im  Recht  des  Hennegau  31  $  1.  7  geht  das  so  weit,  dass  die  Eltern  trotz 
des  Vorhandenseins  von  Söhnen  das  ganze  Lehen  an  Töchter  geben  dürfen. 
Auch  Boutülier  in  der  Somme  rurale  1  t.  103  weist  noch  darauf  hin,  dass 
abweichend  von  den  Bestimmungen  des  geschriebenen  Rechts :  entnoultde 
coustumes  locaulx  on  tient  le  contraire^  etque  le  pere  pourra  et  peut  donner 
ä  son plaisir  ä  Tun  de  ses  enfans  plus,  ä  V  autre  moins ;  er  meint,  dass  man 
sich  dagegen  auf  das  geschriebene  Recht  berufen  könne,  ausser  wo  es  sich 
um  die  Bevorzugung  des  Erstgebornen  handle. 

1072.  Werden  im  allgemeinen  Gestaltung  und  Verbot  der  Bevor- 
zugung kaum  einen  bestimmteren  Halt  für  die  Scheidung  der 
Rechtsgruppen  bieten  können,  da  wir  da  häufig  in  nächstverwandten 
Rechten  entgegenstehende  Bestimmungen  finden,  so  dürfte  das  da  nicht  in 
derselben  Weise  gelten,  wo  es  sich  um  jene  besondere  Gestaltung  derThei- 
lung  nach  Belieben  der  Eltern  handelt.  Es  scheint  doch  von  vornherein 
eine  wesentlich  verschiedene  Auffassung  des  Verhältnisses  einzugreifen, 
wenn  dort  unter  Festhalten  des  gleichen  Erbrechts  aller  Kinder  den  Eltern 
gestattet  wird,  einzelne  wegen  besonderer  Verdienste  zu  bevorzugen,  da- 
gegen hier  die  Eltern  unter  Absehen  von  jeder  Gleichberechtigung  ihr  Ver- 
mögen nach  Belieben  unter  die  Gesammtheit  der  Kinder  au fth eilen  dürfen. 
Findet  diese  Gestaltung  sich  den  andern  fränkischen  Rechten  gegenüber 
nur  in  dem  lothringischen  Rechtsgebiete  und  zwar  wesentlich  in 
derselben  Ausdehnung,  in  welcher  sich  in  diesem  manche  andere  Eigen- 
thümlichkeiten  gegenüber  den  westfränkischen,  wie  ostfränkischen  Rechten 
ergeben,  vgl.  Anm.  zu  $  569,  so  ist  auch  anzunehmen,  dass  die  besondere 
Gestaltung  auf  ein  von  den  fränkischen  verschiedenes  Recht  zurückgehen 
wird,  welches  auch  sonst  in  den  Rechten  jenes  Gebiets  nachgewirkt  haben 
muss. 

Um  so  beachtenswerther  ist  es ,  wenn  wir  ganz  derselben  Gestaltung 
auch  in  einer  andern  Rechtsgruppe  begegnen,  weicheich  als  die  derpyre- 
aäischen  Rechte  bezeichne,  da  es  sich  um  die  Gebiete  südlich  und 
nördlich  von  den  Pyrenäen  handelt.  Beruhen  die  Abweichungen  vom  west- 
fränkischen Recht  da  sichtlich  vielfach  darauf,  dass  im  südlichen  Gallien 
sich  auch  römisches  Recht  in  Geltung  erhielt,  so  reicht  das  zur  Erklärung 
nicht  aus,  da  das  im  nördlichen  Spanien  nicht  in  derselben  Weise  zutrifft, 
da  die  hier  massgebenden  Eigenthümlichkeiten  sich  weiter  zweifellos  über- 
wiegend auf  germanischer  Grundlage  ergeben  haben,  wenn  da  bei  Einzel- 
heiten, vgl.  etwa  S  1043,  auch  das  Recht  der  Urbevölkerung  nachgewirkt 
haben  mag.  Es  wäre  dann  allerdings  zunächst  daran  zu  denken,  dass  auch 
die  Gebiete  nördlich  der  Pyrenäen  bis  507  zum  Westgothenreiche  ge- 
hörten; und  wir  werden  auf  manche  Belege  stossen,  wonach  das  zweifel- 
los wegen  auffallender  Uebereinstimmung  mit  allen  spanischen  Rechten 
auch  später  nachgewirkt  haben  wird.  Aber  vielfach  wird  sich  auch  das  Ver- 
hältniss  ergeben,  dass  die  auf  beiden  Seiten  der  Pyrenäen  nächstbelegenen 
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1072]  Rechte  gemeinsam  vom  castilischen  Recht  durchaus  abweichen.  Und 
gegen  die  mit  nächster  Rücksichtnahme  auf  den  uns  beschäftigenden  Ge- 
genstand noch  S  184.  210  ff.  vertretene  Annahme,  dass  solche  Abweich- 
ungen auch  bei  Ausgehen  von  ursprünglich  einheitlicher  Grundlage  aus 
dem  Nachwirken  des  Gegensatzes  von  Recht  und  Sitte  zu  erklaren  seien, 
spricht  nun  der  schon  Anm.  zu  §  569  betonte  Umstand,  dass  diese  Ab- 
weichungen vom  sonstigen  spanischen  Recht  sich  dann  in  einer  Reihe  von 
Fällen  aufs  engste  den  Eigenthümlichkeiten  der  lothringischen  Gruppe  an- 
schliessen. 

So  insbesondere  auch  hier.  Während  wir  übrigens  im  spanischen 
Recht,  vgl.  S  1063,  spater  jede  Bevorzugung  eines  Kindes  ausgeschlossen 
fanden,  wird  in  den  pyrenaischen  Gebieten  nicht  blos  jede  Bevorzugung 
eines  Kindes  gestattet ,  sondern  es  ergibt  sich  da  auch  gerade  dieselbe  Ge- 
staltung, wie  wir  sie  zunächst  in  den  lothringischen  Rechten  fanden ,  wo- 
nach die  Eltern  ganz  nach  Belieben  ihr  Gut  unter  ihre  Kinder,  Söhne  und 
Töchter,  theilen  mögen  und  nur  jedem  Kinde  irgend  etwas ,  sei  es  auch 
noch  so  wenig,  geben  müssen. 

So  nach  den  Fueros  von  Navarra  2,  4  c.  4.  Wenn  die  Eltern  Infan- 
zones  sind  und  ihre  Güter  unter  ihre  Kinder,  mögen  sie  grossjahrig  sein 
oder  nicht,  unter  Bürgschaft  und  vor  Zeugen  theilen:  mandamos  por  fuero, 
.que  vala  el  dono  d  cada  uno  lo  queßiere  dadoy  et  si  el padrc  et  la  madre 
quieren  dar  d  una  creatura  mas,  que  d  otra,  bien  pueden  dar  heredando  ä 
las  otras  criaturas,  conto  fuero  manda.  Haben  die  Eltern  ein  solches  De- 
stino  gemeinsam  gemacht,  so  muss  der  Ueberlebende  es  einhalten ;  so  lange 
sie  aber  beide  leben,  können  sie  es  andern.  Ebenso  heisst  es  3,  19  c.  1.  2, 
dass  der  Villano  allerdings  vom  Heredamiento  keinem  Kinde  mehr  geben 
darf,  als  dem  andern;  anders  bei  den  Infanzones:/0/ytti  los  in/an^pnes  an 
poder  de  dar  mas  ä  unas  creaturas  que  d  otra;  doch  darf  die  Bevorzugung 
des  einen  nicht  bis  zu  thatsächlicher  Enterbung  der  andern  gehen;  sie  ist 
nur  gestattet :  si  ha  para  los  otros  en  que  los  herede.  Nach  dem  Fuero  von 
Vizca  ja  20  1.  n  darf  Jeder  an  einen  Sohn,  eine  Tochter  oder  einen  Enkel 
geben :  iodos  sus  bienes  muebles  y  ray^es  apartando  con  algun  tanto  de  tierra 
poco  ö  mucho  ä  los  otros  hijos  ö  hijas  y  decendientes ;  dass  es  ein  Stück 
Landes  sein  muss,  wird  auch  20 1. 4  erwähnt,  wonach  Jemand  das  wahrend 
einer  Ehe  gewonnene  Land  auch  den  Kindern  aus  spaterer  Ehe  geben  darf : 
apartando  a  los  otros  fijos  con  alguna  parte  de  ray%  poco  ö  mucha.  In  den 
Fueros  von  Oviedo  von  1 145,  Llorente  Noticias  4,  102,  heisst  es  ganz 
allgemein,  dass  Jeder  über  sein  Vermögen  ganz  frei  verfügen  und  dem 
Kinde  geben  kann,  was  er  will;  nur  wenn  er  es  ganz  enterbt,  sind  die  Ver- 
fügungen ungiltig. 

Aehnliche  Angaben  finden  sich  im  Osten.  Nach  Gesetze  von  1398  in 
den  Fueros  de  Aragon  f.  149'  darf  Jemand  sein  ganzes  Gut  einem  oder 
mehreren  Kindern  zuwenden:  dum  tarnen  aliis filiis  remanentibus  aliquid 
det  vel  assignet  de  bonis  suis.  Auch  nach  den  Observantiae  regni  Arago- 
num  (ed.  1576)  f.  16.  17  dürfen  die  Eltern  einem  Sohne  von  ihren  Gütern 
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nach  Belieben  geben,  ohne  Minderung  seines  Erbrechts  und  ohne  Ver- 
pflichtung zum  Einwerfen ;  nur  wenn  sie  ihm  so  viel  schenken,  dass  ihnen 
nicht  erübrigt:  ubi  pariem  suam  alii  filii possint  consequi,  können  diese 
das  anfechten ;  während  es  weiter  heisst :  Parentes  in  vita  sua  vel  in  morte 
possunt  donare  filiis  omnia  bona  cum  carta  vel  cuilibet  partetn  suam;  et 
valebit  Es  kann  auch  inCatalonien  nach  denUsatici  Barchinonae  S76, 
Giraud  Essai  2,  480,  Jeder  einem  Sohn  oder  einer  Tochter,  einem  Enkel 
oder  einer  Enkelin  Besitzungen  als  Voraus  schenken,  so  dass  er  den  Nutz- 
genuss  auf  Lebenszeit  behalt;  und  zwar  kann  das  auch  heimlich  geschehen, 
wenn  er  die  andern  Kinder  fürchtet. 

Mit  den  angegebenen  Bestimmungen  stehen  nun  zweifellos  entspre- 
chende, welche  wir  nördlich  der  Pyrentten  in  dem  einst  gothischen 
Gebiete  finden,  in  nächstem  Zusammenhange.  Wenn  die  Bestimmungen 
sich  auch  mehrfach  dem  altern  römischen  Notherbenrechte  nähern ,  so  ist 
doch  an  der  germanischen  Grundlage  nicht  wohl  zu  zweifeln.  Solche  Be- 
stimmungen finden  sich  insbesondere  in  der  Gascogne.  So  in  der  Cou- 
tume  von  Bayonne  11  §  6 :  Le  pere  et  la  mere  par  leur  testament  des  biens 
papoaux  et  avitins  peuvent  entre  leurs  en/ans,  et  non  autres,  disposer  ä  leur 
plaisir  et  volonte'  et  peuvent  avaniager  P  un  des  enfans  plus  que  V  autre  ou 
laisser  ä  un  le  tout,  ainsi  que  bon  leur  semblera ;  nur  der  Hauptsitz  soll  dem 
ältesten  Sohne  bleiben.  Nach  der  Coutume  von  Labourd  1 1  S  3  und  ent- 
sprechend nach  der  von  Sole  26  §  3  kann  jeder  über  die  Acquets,  zu  denen 
hier  auch  das  Gewinngut  seiner  Eltern  zählt,  frei  verfugen ,  wenn  er  nur 
jedem  Kinde  irgend  etwas  hinterlässt:  st  peut  soit-il,  oder :  per  petit  que  sie. 
Nach  den  Coutumes  von  Dax  1  §  6  und  St.  Sever  1 2  §  9  können  die  Eltern 
Qber  ein  Drittel  des  Guts  zu  Gunsten  der  Nachgebornen  verfügen;  doch 
müssen  sich  dieselben,  seien  es  Söhne  oder  Töchter,  auch  mit  allen  gerin- 
geren Theilen,  welche  die  Eltern  jedem  zuweisen,  begnügen. 

Werden  wir  nördlich  der  Pyrenäen  gerade  in  der  Gascogne  die  häu- 
figsten und  bestimmtesten  Belege  für  Verwandtschaft  mit  den  lothringischen 
Rechten  finden,  so  ergeben  sich  für  die  Theilung  nach  Belieben  der  Eltern 
doch  auch  Zeugnisse  aus  andern  Gegenden  des  einst  gothischen  Gebiets. 
Nach  dem  Livre  des  coutumes  von  Bordeaux  $  59. 182,  ed. Barckhausen 
60  ff.,  darf  der  Vater  nicht  sein  ganzes  Gut  einem  Sohne  mit  Uebergehung 
der  andern  zuwenden;  aber  er  kann  ganz  nach  seinem  Belieben  dem  einen 
oder  andern  mehr  oder  weniger  geben.  Auch  wenn  Seitenverwondte  Erben 
sind,  muss  er  nach  S  94-  1 84  jedem  wenigstens  irgend  etwas  hinterlassen. 
Die  Bevorzugung  ist  hier  aber  aufs  bestimmteste  nur  Recht  des  Vaters ; 
nach  S  68.  106  ist  der  Mutter,  beziehungsweise  Grossmutter,  jede  Bevor- 
zugung eines  Kindes  aufs  bestimmteste  untersagt,  während  sie,  wenn  sie 
selbstständig  ist,  Fremden  nach  Belieben  zuwenden  mag.  Auch  nach  der 
Goutume  von  1520  §  63  ist  die  Bevorzugung,  die  sich  aber  an  die  Legitima 
halten  soll,  nur  dem  Vater  gestattet.  Zu  Lim og es,  vgl.  Viollet  Hist.  873, 
hatten  die  Kinder  in  ihrer  Gesammtheit  allerdings  ein  unentziehbares  Recht 
auf  zwei  Drittel  des  Erbguts;  dem  einzelnen  Kinde  aber  durfte  der  Vater 
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1072]  davon  einen  beliebig  geringen  Theil  zuwenden.  Nach  den  Consue- 
tudines  von  Montpellier  von  1204  c.  54,  Thalamus  parvus  publie'  par 
la  soc.  archeol.  de  Montp.  30,  gilt  jedes  Testament  auch  ohne  Einsetzung 
eines  Erben:  et  parens  potest,  quidquid  voluerit,  linquere liberis ;  et  si  mo- 
dicum  sit  relictum,  non  possunt  liberi  conqucri,  sed  in  omnibus  ei  per  otn- 
nia  sine  questione  debiti  bonorum  subsidii  vel  eins  Supplement i ,  liberi  de- 
bent  purere  voluntati  parentum  et  suis  legatis  esse  contenti. 

In  manchen  der  angeführten  Belege  ist  doch  das  Recht  der  Eltern,  ganz 
nach  Belieben  unter  die  Kinder  zu  theilen,  wenn  sie  nur  jedem  irgend  etwas 
zuwenden,  mit  solcher  Bestimmtheit  ausgesprochen ,  dass  das  an  und  für 
sich  genügen  würde,  an  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  mit  den  Be- 
stimmungen der  lothringischen  Rechte  denken  zu  lassen.  Die  vereinzelte 
Uebereinstimmung  würde  da  freilich  um  so  weniger  massgebend  sein 
dürfen,  als  die  sonstigen  Verhältnisse  einen  solchen  Zusammenhang  beider 
Rechtsgruppen  ja  durchaus  unwahrscheinlich  machen  müssen.  Aber  ich 
glaubte  doch  sogleich  bestimmter  auf  diese  Uebereinstimmung  hinweisen 
zu  sollen,  weil  sich  bei  Besprechung  anderer  Verhaltnisse  ergeben  wird, 
dass  sie  keine  vereinzelte  ist,  dass  sich  eine  ganze  Reihe  entsprechender 
Fälle  findet. 

1073.  Fragen  wir  nun  nach  dem  Einfluss  des  Theilungs- 
rechtsaufdieZurücksetzungderTöchter,  so  fanden  wir  eine 
solche  dabei  nie  unmittelbar  ausgesprochen.  Ist  immer  nur  von  Kindern 
die  Rede,  so  konnte  die  etwaige  Bevorzugung  eben  so  wohl  die  Tochter,  als 
den  Sohn  treffen.  In  ßiscaya  fanden  wir  ausdrücklich  gesagt,  dass  man  auch 
einer  Tochter  das  ganze  Vermögen  zuwenden  könne,  wenn  man  den  an- 
dern Kindern  nur  irgend  etwas  gebe.  Im  Hennegau  fanden  wir  §  1071  be- 
tont, dass  die  Eltern  selbst  die  Lehen  mit  Uebergehung  der  Söhne  an  eine 
Tochter  geben  konnten.  Machten  die  Eltern  aber  von  ihrem  Theilungs- 
rechte  keinen  Gebrauch,  so  trat  die  gesetzliche  Erbenfolge  ein,  welche  nach 
unserer  Annahme  alle  Kinder  gleichstellte.  Ueberwiegend  werden  denn 
auch  noch  später  in  den  bezüglichen  Gebieten  Töchter  und  Söhne  im  Erb- 
rechte gleichgestellt. 

Finden  wir  dann  aber  daneben  wohl  die  Töchter  von  allen  Liegen- 
schaften oder  doch  vom  Erblande  ausgeschlossen  oder  ihnen  neben  Söhnen 
nur  geringeren  Kopftheil  zugesprochen,  so  liegt  es  doch  nahe,  das  mit 
jenem  Theilungsrechte  in  Verbindung  zu  bringen.  Einmal  bedarf  es  keiner 
Bemerkung,  wie  sehr  das  das  Streben  begünstigte,  im  Interesse  des  An- 
sehens der  Familie  die  Hauptmasse  des  Gutes  nur  einem  Kinde  zuzuwen- 
den und  dann  durchweg  einem  Sohne.  In  Aragon  war  später  im  nähern 
Anschluss  an  das  Theilungsrecht  Haupterbe  der  Sohn,  den  der  Vater  dazu 
bestimmte.  Oder,  wo  sich  das  Erstgeburtsrecht  nicht  bereits  auf  anderer 
Grundlage  festgestellt  hatte,  konnte  es  sich  damit  entwickeln.  Weiter  aber 
ist  bei  den  oft  erwähnten  Gründen ,  welche  auf  Bevorzugung  der  Söhne 
hinwiesen,  gewiss  anzunehmen,  dass  das  Recht  in  der  Regel  zum  Vonheile 
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der  Söhne  geübt  und  diesen  insbesondere  die  Liegenschaften  zugewiesen 
wurden. 

Das  rausste  denn  freilich  keine  Aenderung  der  gesetzlichen  Erbfolge 
zur  Folge  haben,  wie  sie  eintrat,  wenn  die  Eltern  von  ihrem  Rechte  keinen 
Gebrauch  gemacht  hatten;  und  überwiegend  finden  wir  bei  dieser  denn 
auch  Töchter  und  Söhne  gleichgestellt.  Aber  es  konnte  in  einzelnen  Ge- 
bieten so  üblich  werden,  dass  die  Eltern  bei  der  Theilung  die  Töchter  in 
dieser  oder  jener  Weise  zurücksetzten,  dass  man  auch  dann,  wenn  die  Eltern 
von  ihrem  Rechte  keinen  Gebrauch  gemacht  hatten,  dem  entsprechend  bei 
der  Erbtheilung  nach  ihrem  Tode  vorging,  etwa  die  Liegenschaften  nur 
den  Söhnen  zusprach.  Findet  sich,  worauf  wir  in  anderm  Zusammenhange 
zurückkommen,  wohl  bestimmt,  dass  die  Töchter  nur  die  Hälfte  oder  zwei 
Fünftel  eines  Sohnestheils  erhalten,  so  kann  das  wenigstens  darauf  zurück- 
gehen, dass  die  Eltern  so  zu  theilen  pflegten. 

Für  die  Annahme,  dass  die  Zurücksetzung  sich  an  das  Theilungsrecht 
der  Eltern  anschliesst,  lassen  sich  wohl  noch  bestimmtere  Haltpunkte  gel- 
tend machen.  Wir  sahen  S  1044,  dass  in  bezüglichen  Rechten  der  Aus- 
schluss oder  die  Zurücksetzung  auf  halben  Kopftheil  lediglich  die  Tochter 
selbst  bei  Beerbung  der  Eltern  trifft,  wahrend  sie  da,  wo  sie  als  Schwester 
oder  sonst  als  Seitenverwandte  erbt,  gleichen  Kopftheil  mit  den  Männern 
nimmt.  Das  erklärt  sich  doch  am  einfachsten,  wenn  wir  annehmen,  dass 
ihre  Zurücksetzung  auf  Verfügungen  zurückgeht,  wie  sie  ursprünglich  ledig- 
lich den  Eltern  gegenüber  ihren  Kindern  zustanden. 

Für  die  Annahme  eines  Zurückgehens  der  gesetzlichen  Zurücksetzung 
der  Töchter  in  manchen  der  bezüglichen  Rechte  auf  den  Avis  der  Eltern 
dürfte  weiter  sehr  ins  Gewicht  fallen,  dass  die  sich  damit  ergebende  Bevor- 
zugung der  Söhne  keinen  Rechtsanspruch  der  Söhne  begründet,  den  die 
Eltern  einzuhalten  genöthigt  gewesen  wäre,  insofern  sich  ein  Recht  der 
Eltern  auf  Gleichstellung  der  Töchter  ergibt.  In  solchen  nieder- 
lothringischen  Rechten,  in  welchen  nicht  blos  ausgesteuerte  Töchter,  son- 
dern Töchter  überhaupt  gesetzlich  vom  Erbe  ausgeschlossen  sind ,  hatten 
doch  die  Eltern  das  Recht,  durch  Affre'rissement  oder  Rappel  ä  la  succes- 
sion  die  Töchter  den  Söhnen  gleichzustellen;  vgl.  Britz  Dr.  Belg.  667.  862. 
So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  Chimay  2  §  3,  Cout.  ge'n.  2,  271, 
allerdings  zunächst  schlechtweg,  dass  nach  dem  Tode  beider  Eltern :  tous 
leurs  heritages  et  biens  heritiers  succedent  ä  leurs  enfans  tnasles ;  et  ce  ä 
l ' exclusion  desßlles.  Aber  nur,  wenn  die  Eltern  nicht  anders  bestimmten: 
n  est  que  lesdits  conjoints  y  eussent  autrement  pourveu,  soit  par  affrerisse- 
ment  et  desheritances,  selon  que  leur  est  pertnis  par  la  coustume ,  ou  bien 
par  advis  qu  on  dit  de  pere  et  mere.  Sie  konnten  durch  Affre'rissement  die 
Töchter  ihren  Brüdern  gleichstellen,  oder  ihnen  durch  Avis  grössere  oder 
geringere  Theile  zuweisen. 

Schliesslich  ist  doch  auch  da  das  Ermessen  der  Eltern  entscheidend. 
Der  Unterschied  liegt  nur  darin,  dass  da,  wo  die  Tochter  gesetzlich  gleich- 
stand, ihre  Zurücksetzung,  hier  umgekehrt  ihre  Gleichstellung  von  den 
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1073]  Eltern  ausdrücklich  ausgesprochen  sein  sollte.  Und  dabei  scheint 
auch  in  den  ausschliessenden  Rechten  wohl  erwartet  zu  sein,  dass  die  Söhne, 
wenn  die  Eltern  bezügliche  Vorkehrungen  unterlassen  haben ,  doch  den 
Töchtern  einen  entsprechenden  Theil  der  gesetzlich  nur  ihnen  zufallenden 
Liegenschaften  zuweisen.  Daraus  dürfte  sich  die  eigenthümliche  Bestim- 
mung der  Coutume  von  Chimay  2  §  4  erklären,  dass,  wenn  die  Söhne  das 
verweigern,  die  Töchter  die  sämmtliche  Fahrniss  allein  erhalten  sollen. 

1074.  Es  lassen  sich  aber  weiter  auch  Einzelfälle  nachträg- 
licher Zurücksetzung  der  Töchter  im  Anschlüsse  an  das 
Theilungsrecht  nachweisen,  wobei  sich  dann  wohl  zugleich  Be- 
schränkung auf  den  Adel  ergibt.  In  Luxemburg,  vgK  $  1050,  ist  die 
volle  Gleichstellung  der  Töchter  noch  in  der  Coutume  von  1623  als  ge- 
meines Recht  ausgesprochen,  ohne  dass  dabei  vom  Avis  die  Rede  wäre. 
Aber  bei  den  Nobles  hat  dieser  eingegriffen.  Nach  einer  Aufzeichnung  von 
1466,  Cout.  de  Luxemb.  2, 327,  war  es  bei  diesen  üblich,  dass  beide  Eltern 
oder  auch  der  Ueberlebende  nach  Rath  der  Freunde  unter  alle  Kinder 
theilten.  Auf  die  Entwicklung  des  Erstgeburtsrechts  hat  das  hier  keinen 
grössern  Einfluss  geübt,  da  dieses  sich  noch  nach  der  Coutume  von  1623 
t.  12  S  2  auf  den  Hauptsitz  mit  dem  Vol  du  chapon  beschränkte,  wie  das 
nach  S  1043  auch  laudrechtlichen  Bestimmungen  nicht  fremd  war.  Aber 
auf  das  beim  Adel  übliche  Theilungsrecht  ist  es  nun  zweifellos  zurückzu- 
führen, wenn  später  die  adligen  Töchter  bei  allen  Liegenschaften  zurück- 
gesetzt erscheinen ;  und  zwar  bei  nichtlehnbaren,  wie  lehnbaren ,  so  dass 
hier  der  Ausgang  zweifellos  nicht  im  Lehnsverhältnisse  zu  suchen  ist;  wäh- 
rend auch  der  Unterschied  zwischen  Erbgut  und  Gewinngut  unbeachtet 
bleibt. 

Auch  das  Schwanken  der  Bestimmungen  erklärt  sich,  wenn  man  dem 
folgte,  was  von  den  Eltern  thatsächlich  bei  den  Theilungen  eingehalten  zu 
werden  pflegte,  wobei  der  Brauch  ja  ein  verschiedener  sein  mochte.  Nach 
einer  Coutume  des  nobles  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  Cout.  de  L.  1, 
141,  haben  Töchter,  wenn  sie  nicht  von  beiden  noch  lebenden  Eltern  ge- 
meinsam ausgestattet  sind,  Recht  auf  halben  Kopftheil  der  Söhne.  Aber 
nach  einer  Resolution  der  Stände  von  1587,  Cout.  2,  329,  sollen  fortan  zur 
Erhaltung  des  Ansehens  der  Familien  Töchter  in  der  geraden  Linie  von  der 
Folge  in  Lehen  und  adligem  Allod  durch  Söhne  ausgeschlossen  sein,  so 
dass  sie  nur  von  den  Eltern  oder  auch  den  Brüdern  nach  Rath  der  Freunde 
auszustatten  sind;  nur  bei  Seitenerbe  hat  die  Seh  wester  Anspruch  auf  halben 
Kopftheil  des  Sohnes.  In  der  Coutume  de  nobles  von  1608  §  4,  Cout  2, 
330,  heisst  es  dann  nur,  dass  von  den  Eltern  ausgestattete  Töchter,  welche 
verzichteten,  keinen  Erbanspruch  mehr  haben.  Schliesslich  wird  dann  in 
den  Bestimmungen  über  das  Adelsrecht  in  der  allgemeinen  Coutume  von 
1623  t.  12  §  9  ff.:  en  la  succession  et partage  de  biens  feodaux,  francs  ou 
allodianXy  soit  qu  iceux  biens  soieni  patrimoniaux  ou  acquis,  den  Töchtern 
neben  Söhnen  wieder  halber  Kopftheil  zugesprochen ;  aber  nur  dann,  wenn 
keine  bei  Lebzeiten  der  Eltern  von  diesen  verheirathet  und  ausgesteuert  ist; 
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andernfalls  müssen  sich  auch  die  nichtausgesteuerten  Töchter  mit  dem  be- 
gnügen, was  die  Eltern  den  verheiratheten  zuwiesen. 

Auch  in  andern  Gebieten,  in  welchen  der  Avis  zulässig  war,  ergibt 
sich  oft  ein  Seh  wanken  der  Bestimmungen,  welches  sich  am  leich- 
testen erklärt,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  Töchter  gleiches  Erbrecht 
hauen,  wenn  die  Eltern  sie  nicht  ausdrücklich  zurücksetzten ;  dass  das  aber 
so  regelmassig  geschah,  dass  man  daraufhin  ihnen  auch  beim  Fehlen  einer 
Verfügung  der  Eltern  nicht  mehr  volles  Erbrecht  zugestehen  wollte ;  wäh- 
rend dem  gegenüber  dann  auch  wohl  wieder  ihr  gesetzliches  Erbrecht  gel- 
tend gemacht  wurde.  Wir  erwähnten  §  79 1 ,  wie  es  im  Hennegau  üblich 
geworden  war,  den  Töchtern  auch  keinen  Antheil  am  Allod  zuzugestehen, 
bis  1483  ihr  Recht  auf  dieses  wieder  ausdrücklich  anerkannt  wurde.  Nach 
dem  Releve  der  Coutume  von  Namur  von  1558  $  104,  Cout.  de  Nam.  1, 
461,  sollen  die  Töchter  von  allem  Erblande  durch  Söhne  ausgeschlossen 
sein;  aber  nach  der  Coutume  von  1564  $  72  haben  sie  gleichen  Antheil; 
nur  so,  dass  es  den  Söhnen  binnen  zehn  Jahren  zusteht,  die  Theile  der 
Tochter  einzulösen.  Schon  in  der  Coutume  des  Herzogthums  Lothringen 
von  1519,  ed.Bonvalot  92  ff.,  ist  unter  Festhalten  der  Gleichstellung  beider 
Geschlechter  bei  den  Roturiers  für  die  Nobles  völliger  Ausschluss  der 
Töchter  durch  die  Söhne  ausgesprochen,  so  dass  diese  sie  nur  entsprechend 
dem  Vermögen  der  Eltern  auszusteuern  haben.  Aber  in  den  Novellen  von 
1594  t.  2  S  2,  Cout.  gen.  2,  1 122,  wird  erst  jetzt  ausdrücklich  die  Bestim- 
mung der  alten  Coutume  ausser  Kraft  gesetzt,  wonach  bei  der  Theilung 
nach  Betten,  vgl.  $  478,  auch  bei  den  Nobles  die  Töchter  gleichen  Theil 
mit  den  Söhnen  nahmen. 

Wird  da,  wo  vom  Avis  selbst  die  Rede  ist ,  durchweg  nicht  zwischen 
Söhnen  und  Töchtern  unterschieden,  so  scheint  er  in  einzelnen  Gebieten, 
wo  er  im  allgemeinen  nicht  erwähnt  wird,  wohl  nur  bezüglich  der  Töchter 
Eingang  gefunden  zu  haben.  In  Artois  haben  nach  der  ältesten  Coutume 
t.  37.  38,  ed.  Tardif  88  ff.,  bei  Nichtadligen  alle  Kinder  gleich  zu  theilen ; 
bei  den  Adligen  aber  kann  der  Vater  durch  Avis  mir  Zustimmung  seines 
ältesten  Erben  seinen  Töehtern  auch  für  künftige  Verheirathung  nach  seinem 
Ermessen  Beträge  auf  seine  Güter  anweisen:  si  petit  etsi  grande,  commeil 
li  samble  que  bon  sott,  zu  deren  Ausrichtung  der  Erstgeborne  auch  dann 
verpflichtet  ist,  wenn  die  Schwester  sich  nach  dem  Tode  des  Vaters  gegen 
seinen  Willen  verheirathet.  In  Artois  scheint  sonst  im  allgemeinen  der  Avis 
nicht  üblich  gewesen  zu  sein. 

Wo  der  Avis  im  allgemeinen  als  geltendes  Recht  hingestellt  ist ,  da 
wird  bei  den  Angaben  durchweg  zwischen  Nobles  und  Roturiers  nicht  unter- 
schieden ;  er  erscheint  durchweg  als  ein  Recht  aller  Eltern,  das  gewiss  nicht 
erst  lehnrechdichen  Ursprungs  ist,  wie  das  ja  insbesondere  dann  keinem 
Zweifel  unterliegen  würde,  falls  unsere  Annahme  richtig  ist,  dass  da  die 
Bestimmungen  der  lothringischen  und  der  pyrenäischen  Rechte  auf  dieselbe 
Wurzelzurückgehen.  Jener  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nicht- 
adel  macht  sich  durchweg  erst  da  geltend,  wo  es  sich  um  die,  wie  ich 
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1074]  denke,  auf  dieser  Grundlage  entwickelte  Zurücksetzung  der  Töchter 
handelt.  Bei  den  Rotuiiers  blieb  dann  einfach  das  alte  Recht  in  Geltung, 
wonach,  wenn  die  Eltern  nicht  anders  getheilt  hatten ,  Töchter  und  Söhne 
zu  gleichem  Rechte  erbten.  Aber  bei  dem  sich  im  spätem  Mittelalter  beim 
Adel  geltend  machenden  Streben,  das  Familiengut  möglichst  zusammenzu- 
halten, bot  das  Theilungsrecht  die  Möglichkeit,  zunächst  thatsächlich  die 
Töchter  nach  Belieben  zurückzusetzen,  während  man  das  dann  weiter  als 
dem  Brauche  entsprechend  mit  der  Zeit  auch  für  die  gesetzliche  Erbenfolge 
geltend  zu  machen  wusste. 

Wo  überhaupt  beschränkte  oder  unbeschränkte  Bevorzugung  von 
Kindern  gestattet  war,  verband  sich  damit  an  und  für  sich  in  keiner  Weise 
die  Auffassung  einer  Zurücksetzung  gerade  der  Töchter,  wie  eine  solche 
denn  auch  in  manchen  der  bezüglichen  Rechte  überhaupt  nicht  Eingang 
gefunden  hat  Sobald  aber  andere  Gründe  auf  solche  Zurücksetzung  hin- 
wiesen, bot  sich  in  dem  Bevorzugungsrechte  allerdings  ein  nächstliegendes 
Mittel,  die  Zurücksetzung  zunächst  in  den  Einzelfällen  durchzuführen ;  wäh- 
rend es  dann  nur  ein  Schritt  weiter  war,  dem  entsprechend  auch  die  gesetz- 
liche Folge  zu  ändern.  Aber  wir  sahen,  wie  das  vielfach  erst  spät  und  nur 
beim  Adel  zur  Durchführung  gelangte. 
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1075.  Ist  häufig  von  einer  Abschichtung,  Absonderung  oder  Abthei- 
lung der  Kinder  durch  Eltern  die  Rede,  so  handelt  es  sich  dabei  viel- 
fach um  Fälle,  welche  das  Erbrecht  ganz  unberührt  lassen ,  um  eine  Aus- 
einandersetzung oder  Herausgabe  eines  den  Kindern  schon  bei 
Lebzeiten  der  Eltern  zustehenden  Vermögens,  welches  ohne- 
hin nicht  mehr  freies  Eigenthum  der  Eltern  oder  des  bezüglichen  Eltern- 
theils war,  auf  welches  dem  Kinde  bereits  ein  unentziehbares  Recht  zu- 
stand, wenn  auch  Verwaltung  und  Nutzung  bis  dahin  noch  den  Eltern  zu- 
standen, an  welchem  die  Kinder  nur  nacktes  Eigenthum  hatten.  Konnte  es 
dann  im  Belieben  der  Eltern  stehen,  ob  sie  solches  Gut  schon  bei  Lebzeiten 
den  Kindern  herausgeben  wollten,  so  hatte  sich  vielfach  auch  ein  Recht  der 
Kinder  festgestellt,  in  gewissen  Fällen  die  Herausgabe  des  Ganzen  oder 
eines  Theiles  zu  verlangen. 

Haben  sich  diese  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Rechten  überaus 
verschieden  ausgestaltet,  so  sehen  wir  hier  von  jedem  genaueren  Verfolgen 
derselben  ab;  es  wird  genügen,  bsispielsweise  auf  einzelne  Fälle  hinzu- 
weisen. Es  handelt  sich  da  in  erster  Reihe  um  die  Herausgabe  des  Gutes 
des  vorverstorbenen  Elterntheils ,  welches  von  diesem  auf  die  Kinder  ver- 
erbt war.  Vielfach  war  es  diesen,  zumal  wenn  sie  grossjährig  waren,  sofort 
herauszugeben.  Aber  sehr  häufig  bestanden  an  demselben  Nutzungsrechte 
des  Ueberlebenden.  So  behalt  etwa  nach  Lex  Visigoth.  4,  2  1.  1 3  der  über- 
lebende Vater  zunächst  das  ganze  Muttergut  in  Verwaltung  und  Genuss, 
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hat  aber  jedem  Kiude,  sobald  es  zwanzigjährig,  die  Hälfte,  sobald  es  sich 
aber  verheirathet,  zwei  Drittel  des  auf  dasselbe  entfallenden  Kopftheils  her- 
auszugeben, wahrend  er  an  der  erübrigenden  Hälfte  oder  dem  Drittel  Leib- 
zucht  behalt.  In  den  Verfangenschaftsrechten  verbleibt  das  ganze  liegende 
Ehegut  dem  Ueberlebenden  zu  Zucht,  was  nicht  ausschliesst,  dass  er  unter 
gewissen  Voraussetzungen  schon  bei  Lebzeiten  den  Kindern  einen  be- 
stimmten Theilbetrag  herauszugeben  hat.  Wir  wiesen  S  720  ff.  nach,  wie 
im  Aasdomsrechte  der  Ueberlebende  die  ganze  Hälfte  des  Verstorbenen  in 
Zucht  ohne  Verfangenschaft  behält,  wie  er  aber  bei  Wiederverheirathung 
verpflichtet  ist,  die  Kinder  auf  die  Hälfte  des  Gutes  abzuschichten.  Führte 
das  auf  die  Auffassung,  dass  der  Ueberlebende  mit  den  Kindern  die  ehe- 
liche Gemeinschaft  fortsetzt,  so  findet  sich  in  andern  Rechten,  wie  schon 
$  65 1  angedeutet,  auch  während  der  Ehe  Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern 
und  Kindern  oder  auch,  wo  die  Töchter  zurückgesetzt  sind,  zwischen  Vater 
und  Söhnen,  wo  dann  den  Kindern,  wenn  die  Gemeinschaft  gelöst  werden 
sollte,  der  auf  sie  entfallende  Theil  herauszugeben  war. 

Solche  Auseinandersetzungen  hängen  aber  mit  dem  Erbrecht  nicht 
näher  zusammen,  haben  nicht  die  Bedeutung  einer  Abfindung  für  das  Erb- 
recht. Gibt  der  Vater  das  Muttergut  heraus,  so  wird  dadurch  das  Erbrecht 
der  Kinder  auf  das  Vatergut  nicht  geschmälert.  Ist  der  Vater  nur  verpflichtet, 
einen  Theil  des  Mutterguts  herauszugeben,  so  mindert  sich  damit  nicht  das 
Recht  des  Kindes ,  nach  dem  Tode  des  Vaters  den  Rest  seines  Kopftheils 
am  Muttergute  zu  erhalten.  Wo  wir  auf  Gemeinschaftsverhältnisse  stossen, 
da  konnte  die  Abschichtung  im  Interesse  der  Eltern  oder  des  Vaters  liegen, 
um  in  der  freien  Verfügung  über  das  auf  sie  entfallende  Gut  nicht  behindert 
zu  sein.  Hatte  der  Vater  bei  den  Burgundern  seinen  Söhnen  die  Hälfte,  vgl. 
S438,  bei  den  Longobarden  jedem  Sohne  seinen  Kopftheil,  vgl.  S  536, 
herausgegeben,  so  kann  er  allerdings  durch  anderweitige  Verfügung  über 
den  ihm  danach  verbleibenden  Freitheil  ein  weiteres  Erbrecht  derselben  ge- 
genstandslos machen.  Aber  das  Erbrecht  selbst  ist  durch  solche  Abschich- 
tung nicht  beseitigt.  Was  er  unvergabt  hinterlässt ,  vererbt  trotzdem  auf 
seine  Söhne.  Wo  die  Tochter  in  dem  bezüglichen  Recht  nicht  ohnehin 
bereits  zurückgesetzt  war,  da  konnte  sich  aus  derartigen  Auseinander- 
setzungen ein  Ausschluss  derselben  vom  Erbe  nicht  erst  ergeben. 

1076.  Für  unsere  Zwecke  werden  nur  solche  Fälle  der  Abtheilung 
zu  beachten  sein,  bei  welchen  es  sich  um  die  Vor  her  ausgäbe  künftig 
zu  ererbenden  Gutes  handelt,  wie  sie  insbesondere  bei  der  Verheira- 
thung  eines  Kindes  oder  bei  Entlassung  desselben  aus  der  väterlichen  Ge- 
walt behufs  wirtschaftlicher  Selbstständigkeit  üblich  war.  Eine  solche 
konnte  die  Bedeutung  einer  blossen  M  i  tg  i  ft  haben,  indem  sie  das  künftige 
Erbrecht  des  Kindes  ganz  unberührt  liess.  Das  ist  überall  der  Fall,  wo  das 
Wiedereinwerfen  des  Erhaltenen  verlangt  oder  wenigstens  gestattet  war. 

Ueberaus  häufig  erfolgte  eine  solche  Vorherausgabe  aber  auch  im 
Sinne  einer  erbabfindenden  Aussteuer,  welche  wir  im  Gegensatze 
zur  blossen  Mitgift  schlechtweg  als  Aussteuer  bezeichnen  können.  Was  dem 
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1076]  Kinde  gegeben  wird,  gilt  als  Ersatz  für  den  Erbtheil,  im  Sinne  einer 
Todttheilung,  so  dass  der  Ausgesteuerte  damit  für  sein  Erbrecht  vollständig 
abgefunden  ist,  dasselbe  erst  dann  wieder  auflebt,  wenn  Nichtausgesteuerte 
derselben  Klasse  oder  Nachkommen  derselben  nicht  vorhanden  sind. 

Eine  solche  Abfindung  konnte  auch  dann,  wenn  die  Aussteuer  wesent- 
lich hinter  dem  bei  Beerbung  der  Eltern  zu  erwartenden  Kopftheile  zurück- 
blieb, im  Wunsche  des  Abgefundenen  liegen,  so  dass  sie  ein  Recht 
der  Eltern  zur  Abfindung  in  keiner  Weise  voraussetzt  und  mehrfach  aus- 
gesprochen ist,  dass  denselben  ein  solches  Recht  nicht  zusteht.  Dem  Sohne, 
der  einen  eigenen  Hausstand  gründen,  der  Tochter,  die  sich  verheirathen 
wollte,  konnte  mehr  damit  gedient  sein,  schon  jetzt  einen  geringeren  Theil 
zu  freier  Verfügung  zu  erhalten,  als  auf  den  vollen  Erbtheil  bis  zum  Tode 
der  Eltern  zu  warten. 

Es  wird  denn  auch  wohl  ausdrücklich  zur  Abfindung  die  Zustim- 
mung des  Abgefundenen  verlangt.  So  zur  Forisfamiliatio  des  nor- 
mannischen Rechts.  Glanvilla  7,  3  §  8  erklärt  sich  im  allgemeinen  für  den 
Vorzug  des  Enkels  vom  vorverstorbenen  ältesten  Sohn  vor  dem  jüngeren, 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung:  si pater  suus  non  fiierit  ab  ovo  suofo- 
risfamiliatus  ;  potest  siquidem  filius  in  vita  patris  sui  ab  eo  for isf amiliar iy 
si  quandam  partem  terre  sue  assignet  pater  filio  suo  et  saisinam  faciat  ei  in 
vita  sua  ad  petitionetn  et  bonam  voluntatem  ipsius  filii,  ita  quod  de  tanta 
parte  sit  ei  satisfactum.  So  heisst  es  1326  bei  einer  vor  dem  Parlamente 
zu  Paris  erfolgten  Emancipation,  Salis  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  20, 177,  dass 
der  Vater  dem  Sohne  alsPraemium  emaneipationis  tausend  Pfund  gab,  wo- 
gegen der  Sohn,  consentiens  etacceptansy  sich  zu  Gunsten  des  Vaters,  dessen 
anderen  Kinder  und  deren  Erben  für  befriedigt  erklarte,  auf  alle  Ansprüche 
verzichtete  und  das  eidlich  bekräftigte.  Ebenso  ist  sichtlich  die  Zustimmung 
Voraussetzung  bei  der  Angabe  des  Sachs.  Landr.  2, 1 9  §  1 :  Die  vader  mach 
wol  den  sone  sunder en  von  inte  vor  gerichte  mit  iewelkem  gude>  dat  die  sone 
annemen  wel,  svo  kleine  is  si.  So  heisst  es  im  Privileg  für  Salzwedel  von 
1 273,  Kraut  Grundr.  §  189  n.  35 :  Si  pater  et  mater  cum  sua  voluntate  et 
pueri  eundem  puerum  in  sede  matrimoniali  legitime  locaverint,  idem  puer 
contentus  esse  debet  in  rebus,  quibus  desponsatur,  et  si  pater  vel  mater  mo- 
ritur,  ad  heredes  reliquos  non  redibiL  Es  findet  sich  denn  auch  mehrfach 
bestimmt,  dass  Eltern  ihre  Kinder  nicht  nach  eigenem  Belieben  abfinden 
mögen ;  vgl.  etwa  Huber  Schweiz.  Erbr.  80. 

1077.  Beruhte  die  erbabfindende  Aussteuer  auf  beiderseitigem  Ueber- 
einkommen,  waren  die  Eltern  in  der  Regel,  wie  oft  ausgesprochen,  vergl. 
etwa  Kraut  Grundr.  S  189  n.  15.  16,  nicht  verpflichtet,  dem  Kinde  einen 
seinem  Erbtheil  entsprechenden  Betrag  herauszugeben,  andererseits  dieses 
nicht  genöthigt,  sich  mit  einem  beliebigen  Betrage  abfinden  zu  lassen ,  so 
mochte  bei  der  Heirath  dem  Kinde  oft  nach  Ermessen  der  Eltern  zunächst 
ein  geringerer  Betrag  gegeben  werden,  wobei  dann  aber  auch  eine  Besei- 
tigung des  Erbrechts  desselben  nicht  in  Aussicht  genommen  war.  An 
solchen  Fällen  mögen  sich  zunächst  die  Bestimmungen  entwickelt  haben, 
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wooach  es  beim  Kinde  stand,  sich  mit  dem  Erhaltenen  zu  begnügen  oder 
nach  Wiedereinwerfen  desselben  zu  theilen;  vgl.  $  1065. 

Konnte  das  aber  später  leicht  zu  Streitigkeiten  Anlass  geben,  so  ist  es 
erklärlich,  wenn  man  eine  Auseinandersetzung  vorzog,  welche  alle  spatern 
ErbansprUche  beseitigte.  Zuweilen,  so  nach  den  Statuten  von  Dortmund 
$  89,  ed.  Frensdorff  90,  wird  wohl  bestimmt,  dass  Kinder  nur  vollständig 
abgeschichtet  werden  dürfen,  so  dass  sie  den  unabgetheilten  Kindern  gegen- 
über überhaupt  keine  Ansprüche  mehr  haben.  Oder  es  wird  wenigstens  als 
Regel  angenommen,  dass  die  bei  der  Heirath  abgetheilten  Kinder:  renon- 
cent  taisiblement  ä  la  succession  de  pere  et  de  mire,  wie  es  Desmares  Dec. 
236  heisst,  so  dass  sie  ein  Recht  auf  Wiedereinwerfung  und  Erbtheilung 
nur  dann  haben ,  wenn  das  ausdrücklich  im  Heirathsvertrage  vorbehalten 
ist,  wie  das  in  französischen  Quellen  oft  betont  wird ;  vgl  Salis  in  Zeitschr. 
f.  Rechtsg.  20,  179. 

Es  ist  erklärlich,  wenn  sich  in  manchen  Rechten  die  Auffassung  fest- 
stellte, dass  die  mit  ihrer  Zustimmung  abgetheilten  Kinder  schlechtweg  vom 
Erbe  ausgeschlossen  seien.  Auch  wenn  der  erhaltene  Betrag  hinter  dem 
Kopftheil  der  andern  Kinder  zurückblieb ,  hatten  sie  den  Vortheil  gehabt, 
dass  sie  bereits  bei  Lebzeiten  der  Eltern  die  Nutzungen  gezogen  hatten.  Es 
konnte  weiter  das  Vermögen  der  Eltern  sich  zwar  weiterhin  mehren,  aber 
auch  mindern.  Hatten  die  Abgetheilten  die  Wahl,  wiedereinzuwerfen  oder 
sich  zu  begnügen ,  so  wären  sie  im  letztern  Falle  gegen  weitergehenden 
Nachtheil  gesichert  gewesen,  während  sie  sich  die  Mehrung  des  Vermögens 
der  Eltern  durch  Wiedereinwerfen  hätten  zu  Nutzen  machen  können.  Es 
wird  denn  auch  in  den  Statuten  von  Bochold  in  Westfalen  $  5 ,  Schlüter 
Provinzialr.  1,  571,  die  Bestimmung,  dass  berathene  Kinder,  auch  wenn  sie 
wiedereinwerfen  wollen,  mit  den  unberathenen  nicht  theilen  sollen,  damit 
begründet :  want  we  des  schaden  wachtende  ys,  de  sal  oeck  des  vroemen  of 
der  aventure ghenieten.  Dazu  kam,  dass,  wenn  das  Vermögen  der  Eltern 
sich  in  der  Regel  bis  zu  deren  Tode  gemehrt  haben  wird,  der  Mehrbetrag 
zum  guten  Theil  Ergebniss  der  Thätigkeit  der  im  Hause  verbliebenen  Kin- 
der war;  während  die  aus  dem  Hause  geschiedenen  Kinder  sich  eigenes 
Vermögen  erwerben  konnten,  wuchs  alles,  was  jene  gewannen,  dem  Ver- 
mögen der  Eltern  zu. 

Es  gibt  allerdings  Rechte,  welche  das  nicht  beachten.  Das  castilische 
Recht  verlangt  Wiedereinwerfen  alles  Erhaltenen;  dafür  aber  bestimmt  das 
Fuero  viejo  5,  3  S  8  auch  ausdrücklich  Theilnahme  an  dem  von  den  nicht- 
ausgeschiedenen  Kindern  gemachten  Gewinne:  Todo  ome  que  a  fijos  0 
fijasy  e  vanse  ellos  fuera  de  casa  por  casamiento  0  por  al,  e  viene  a  tiempo, 
que  tnuer  el  padre  o  la  madre,  morando  estos  fijos  con  ellos,  pueden  los  fijos 
de  fuera  demandar  particion  de  mueble  e  deeredat,  en  quanto  an  ganado  los 
fijos,  que  fincaron  con  el  padre  0  con  la  madre.  In  andern  Rechten  aber 
wird  gerade  dieser  Gesichtspunkt  als  massgebend  betont.  So  wurde  etwa 
1469  zu  Zürich,  Bluntschli  Rechtsg.  1,471,  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
sich  verheirathende  und  ausscheidende  Kinder  sich  ausrichten  lassen  müssen, 
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1077]  und  dabei  der  Grund  ausdrücklich  dahin  ausgesprochen,  dass  sie  das 
vielfach  verweigern,  da  sie  andernfalls  auch  in  dem  erben  würden,  was  die 
nicht  ausgerichteten  Kinder  später  gemeinsam  mit  dem  Vater  erarbeiten. 
Heisst  es  bei  Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  5,  1  §  3,  dass  bei  ihrer  Heirath 
ausgesteuerte  Töchter,  welche  nicht  ausdrücklich  auf  ihr  Erbrecht  verzich- 
teten, gegen  Wiedereinwerfen  beim  Erbe  der  Eltern  mittheilen  dürfen,  so 
wurde  das  zu  Freiburg,  vgl.  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  15,  65,  ausdrücklich  auf 
das  Gut  beschränkt,  welches  die  Eltern  zur  Zeit  der  Aussteuerung  hatten, 
unter  Ausschluss  des  von  denselben  erst  später  Erworbenen. 

Haben  sich  diese  Verhältnisse  überaus  verschieden  gestaltet,  so  scheint 
es  wohl  dem  Ausgeschiedenen  noch  durch  eine  bestimmte  Zeit  gestattet  ge- 
wesen zu  sein,  die  Hausgemeinschaft  wieder  aufzunehmen  und  nach  Einwer- 
fung des  Erhaltenen  sein  Erbrecht  wieder  zu  gewinnen.  So  heisst  es  im 
Stadtbuch  von  Zütphen  S  89,  ed.  Pijnacker  74,  dass,  wenn  ein  Kind  aus 
Kost  und  Were  von  Vater  und  Mutter  fahrt  und  Jahr  und  Tag  draussen 
ist,  dasselbe  ohne  den  Willen  der  Erben  nicht  wieder  einfahren  soll.  Das 
erinnert  dann  sehr  bestimmt  an  eine  bei  Grimm  Rechtsalterth.  462  ange- 
führte normannische  Gewohnheit,  wonach,  wenn  Jemand  den  Sohn  von 
sich  abgesondert  hat:  il  ne  le  doit  recueiUier  ne  logier  jus  que  5  ä  ce  que  an 
et  jour  soit passe'.  Es  soll  sichtlich  verhütet  werden,  dass  der  Abgefundene 
später  Erbrecht  geltend  machen  kann  auf  die  Behauptung  hin,  dass  er  vor 
Ablauf  der  Zeit  in  das  Vaterhaus  zurückgekehrt  sei. 

1078.  Soll  danach  auch  der  Abfindende  sichtlich  nicht  die  Befugniss 
haben,  ohne  Zustimmung  der  nichtabgefundenen  Erben  das  Erbrecht  wie- 
der herzustellen,  so  gestatten  andere  Rechte  eine  Wiederberufung 
zum  Erbe  durch  den  abfindenden  Erblasser.  Wir  erwähnten  bereits  S  438 
Bestimmungen  späterer  burgundischer  Rechte,  wonach  es  dem  Vater  zu* 
stand,  die  Gesammtheit  seiner  Kinder  durch  Herausgabe  ihrer  Hälfte  abzu- 
finden, dann  aber  nach  Belieben  einzelne  Kinder  nach  Wiedereinwerfung 
des  Erhaltenen  wieder  in  sein  Haus  aufzunehmen,  was  dann  insbesondere 
ausschliessliches  Erbrecht  der  Wiederberufenen  zur  Folge  hatte.  Aehnlich 
beim  Rappel  des  französischen  Rechts,  vgl.  §  434 ,  wonach  eine  bei  ihrer 
Heirath  ausgesteuerte  Tochter,  die  dafür  auf  ihr  Erbrecht  verzichtet  haue, 
durch  die  Eltern  auch  ohne  Zustimmung  der  andern  Kinder  wieder  zum 
Erbe  berufen  werden  konnte.  So  nach  der  Coutume  von  Poitou  $221: 
Toutesfois  lesdits  pere  et  mere  peuvent  rappeller  leursdites  filles ,  qui  ainsi 
auroient  renonce*  ausdites  successions,  quand  hon  leur  semblera,  sans  le  con- 
sentement  des  autres  freres  et  soeurs.  So  erben  nach  Roisin  Franchises  de 
Lille  87  beim  Tode  der  Eltern  die  nicht  wiederberufenen  Verheiratheten 
nicht,  sondern  nur  die  Unverheiratheten  und  die  Verheiratheten :  qui  se- 
roient  mariet  et  rapiellet  en  part  par  le  pire  et  par  le  m&re  en  leur  vivant 
Vgl.  auch  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  20,  179  Belege  von  1291,  wonach  das  zu- 
nächst als  Befugniss  des  Vaters  erscheint.  Eine  entsprechende  Befugniss  der 
Eltern  fanden  wir  $  1073  aucn  w°hl  m  Rechten,  in  welchen  die  Töchter 
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gesetzlich  vom  Erbe  ausgeschlossen  waren,  aber  durch  Rappel  den  Söhnen 
gleichgestellt  werden  konnten. 

In  andern  Rechten  aber,  wie  das  die  früher  betonten  Gesichtspunkte 
genügend  erklären,  erscheint  auch  das  Recht  des  Abfindenden  zur  Wieder- 
berufung an  die  Zustimmung  der  nichtabgefundenen  Erben  ge- 
bunden, wie  das  mehrfach  insbesondere  bezüglich  ausgesteuerter  Töchter 
betont  wird.  So  nach  der  ältesten  Coutume  der  Bourgogne  $  14,  Giraud 
Essai  2,  27 1 :  Le  pere  ne  puet  rappehr  safille  mariee  de  pere  et  de  tnere 
qui  aucune  chose  en  aura  porte  pour  son  mariage,  se  il  afil%  qui  doie  ave- 
tdr  a  succession,  se  le  pere  ne  le  fait  par  le  consentement  de  son  dit  fil%>  car 
aultrement  ne  vaul  droit  le  rappeL  So  stand  es  nach  der  Coutume  der  Au- 
vergne  12  S  25  nur  bei  einer  ersten  Verheirathung  der  Tochter  den  Eltern 
zu,  ihr  das  Erbrecht  vorzubehalten,  während  bei  einer  zweiten  Ehe  ein 
Rappel  nicht  mehr  gestattet  war. 

1079*  Wo  das  Kind  von  den  Eltern  nicht  zur  Annahme  einer  abfin- 
denden Aussteuer  genöthigt  werden  konnte,  sondern  dieselbe  nur  mit  seiner 
Zustimmung  erfolgen  sollte,  da  verstiess  dieselbe  auch  nicht  gegen  das  viel- 
fach festgehaltene  Verbot,  dass  kein  Kind  gegen  die  andern  bevorzugt  oder 
benachtheiligt  werden  sollte.  So  wird  in  der  Mitesten  Coutume  von  Bourges 
5  1 10  das  Verbot  mit  dem  Zusätze  ausgesprochen:  au  moins  se  ce  n  estoit 
du  consentement  ä  ceulx  ä  qui  la  chose  touche.  Waren  aber  diese  Verhält- 
nisse auch  in  nächstbenachbarten  Rechten  und  selbst  in  demselben  Recht 
bei  den  einzelnen  Ständen  verschieden  gestaltet,  sollte  nicht  jede  Aussteuer 
eine  erbabfindende  sein,  so  war  Vorsorge  zu  treffen ,  dass  das  Kind  nicht 
später  behaupte,  die  Aussteuer  sei  blosse  Vorherausgabe  auf  den  Erbtheil 
gewesen,  die  das  Recht,  unter  Wiedereinwerfen  mit  den  Geschwistern  das 
Erbe  zu  theilen,  nicht  beseitige. 

Es  ist  erklärlich,  wenn  sich  daraufhin  vielfach  der  Brauch  ausbildete, 
dass  die  Aussteuer  nur  gegeben  wurde  gegen  einen  ausdrucklichen 
Verzicht  auf  das  Erbrecht,  der  dann  vielfach  noch  eidlich  bekräftigt 
zu  werden  pflegte.  Dann  wird  wohl  ausgesprochen,  dass  ein  solcher  aus- 
drücklicher Verzicht  allerdings  auch  da  das  Erbrecht  beseitige,  wo,  wie  das 
insbesondere  für  Roturiers  oft  bestimmt  ist,  jede  Bevorzugung  einzelner 
Kinder  verboten  sein  soll.  So  heisst  es  in  der  Coutume  von  Poitou  S  220, 
dass  bei  Adligen  allerdings  jede,  wenn  auch  geringe  durch  Eltern  und  Gross- 
eltern gegebene  Aussteuer  an  und  für  sich  vom  Erbrecht  ausschliesse;  da- 
gegen nicht  die  von  Brüdern  oder  andern  Seitenverwandten  gegebene :  si 
eile  riy  avoit  renoncd par  expris,  ce  quelle  peut  faire  estant  en  aage;  dass 
aber  bei  Roturiers  auch  die  von  Eltern  gegebene  Aussteuer  nur  dann  aus* 
schliesse,  wenn  sie  verzichtete :  et  vaut  teile  renonciation. 

Aber  selbst  das  war  früher  nicht  allgemein  anerkannt.  Im  Livre  des 
droiz  S  674,  welches  gleichfalls  zunächst  Poitou  im  Auge  hat,  heisst  es; 
Vtient  de  coustume  que  si  un  rupturier  avoit  safille  maride  et  li  eustdon- 
nd  urgent,  supposd  que  lafille  s'enfust  tenue  pour  content e,  etfustpäid,  et 
tust  encore  renuncid  et  jurd  etc.,  que  eile  apris  la  mort  du  pire  vcndröit  ä 
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1079]  partage  en  raportani  la  somme  en  comunautt ;  et  est  la  raison  pour 
quoy  un  rupturier  ne puet faire  Fun  meilleur  que  V  autrectc.;  tnais  aucuns 
tiennent  le  contraire  puis  que  ajurS  et  renuncie'  etc. ;  tnais  pourroit  avoir 
Heu  oü  le pere  ou  la  mire  les  appaneroit.  Es  finden  sich  auch  sonst  wohl 
Angaben,  wonach  trotz  Verzicht  und  Schwur  spätere  Ansprüche  nicht  aus- 
geschlossen sein  sollten.  So  nach  der  altern  Coutume  von  Bourges  §  no, 
wenn  der  Vater  später  eine  andere  Tochter  mit  grösserer  Aussteuer  ver- 
heirathet  hatte,  in  welchem  Falle  die,  welche  früher  verzichtete,  Ergänzung 
fordern  kann;  doch  soll  sie  sich  in  solchem  Falle  vorher  vom  Könige  oder 
von  ihrem  Prälaten  vom  Schwur  entbinden  lassen.  Wird  da  das  Hauptge- 
wicht nur  auf  den  Schwur  gelegt,  so  mag  in  den  südlichem  Gebieten  zu 
beachten  sein,  dass  einerseits  das  römische  Recht  einen  Verzicht  auf  eine 
noch  nicht  angefallene  Erbschaft  nicht  gestattete,  andererseits  aber  1299 
Pabst  Bonifaz  in  VI  1,  18  c.  2  erklärt  hatte,  dass  der  Verzicht  der  Tochter 
bei  der  Verheirathung  dann  verbindlich  sei ,  wenn  er  durch  einen  uner- 
zwungenen  Eid  bekräftigt  wurde. 

War  später  im  allgemeinen  anerkannt,  dass  bei  Nobles,  wie  Roturiers, 
der  durch  Vater  oder  Mutter  verheiratheten  Tochter,  wenn  sie  verzichtet 
hatte,  kein  Erbrecht  mehr  zustand,  so  erscheint  doch  auch  das  wohl  an  die 
Voraussetzung  geknüpft,  dass  sie  wenigstens  ihren  Pflichttheil  erhalten 
habe,  widrigenfalls  sie  Ergänzung  desselben  verlangen  könne;  vgl.  Pothier 
Succ.  1,  4  S  3,  Loysel  $  341. 

Auch  in  andern  westgermanischen  Rechten  begegnen  wir  vielfach  der 
Auffassung,  dass  die  Aussteuer  an  und  für  sich  die  Berechtigung,  gegen 
Wiedereinwerfen  mitzutheilen,  nicht  beseitigt,  sondern  nur  der  bei  der  Aus- 
steuerung ausdrücklich  ausgesprochene  Verzicht.  So  heisst  es  in  Königsur- 
kunde von  1073,  Mon.  Boica  1,  352,  deren  Unechtheit  für  den  nächsten 
Zweck  nicht  ins  Gewicht  fällt,  dass  der  baierische  Pfalzgraf  ausser  einem 
Sohne  eine  Tochter  hatte :  que  cum  marito  traderetur,  portiontm  sibi  de- 
bitam  accepit  et  de  parte  reliqua  omnem  calumpniam  legitime  refutavit.  So 
theilen  nach  Sachs.  Ldr.  1,  13  ausgesteuerte  Brüder  mit  ihren  Brüdern, 
Schwestern  mit  den  unausgesteuerten  Schwestern  gegen  Wiedereinwerfen : 
Hadden  aver  se  ir  ervedelunge  dar  an  verloft,  der  solen  se  umberen ,  se  ne 
untsegen't  uppen  hilgen.   Ebenso  sind  nach  Schwab.  Ldr.  ed.  Lassb.  162 
vom  Erbe  nur  die  Kinder  ausgeschlossen:  diu  u%  gestiuret sintmit gedingc, 
das  si  sich  ver^igen  hant  in  vater  guotes.  Vgl.  auch  Stobbe  Privatr.  5,  100. 
Zur  Sicherung  wurde  auch  wohl  gerichtlicher  Verzicht  gefordert. 

1080.  Aus  den  besprochenen  Verhältnissen  ergibt  sich  an  und  für  sich 
keinerlei  Zurücksetzung  der  Tochter.  Söhne  konnten  ebenso  abge- 
theilt  werden,  wie  Töchter;  und  soUte  die  Aussteuer  nur  mit  Zustimmung 
des  Kindes  eine  erbabfindende  sein,  so  war  bei  der  Tochter  ein  Verzicht 
ebenso  erforderlich,  wie  beim  Sohne.  Nächstliegende  Gründe  mussten  aber 
daraufhinweisen,  dass  die  Eltern  gerade  bei  den  sich  verheirathenden  Töch- 
tern wünschten,  dass  diese  gegen  eine  Aussteuer  auf  alle  weitern  Ansprüche 
verzichteten.    Die  Tochter  aber,  welche  einerseits  zu  ihrer  Verheirathung 
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der  Zustimmung  der  Eltern  bedurfte,  welche  andererseits ,  wenn  sie  nicht 
sogleich  eine  Aussteuer  zubrachte,  oft  nicht  auf  Verheirathung  rechnen 
durfte,  befand  sich  da  dem  Wunsche  der  Eltern  gegenüber  in  einer  gewissen 
Zwangslage.  Es  ist  erklärlich,  dass  sich  dann  vielfach,  wenn  nicht  das  Recht, 
doch  die  Sine  dahin  feststellte,  dass  die  Töchter,  welche  von  den  Eltern 
ausgesteuert  wurden,  den  Verzicht  nicht  verweigern  sollten;  dass  dann 
weitergehend  auch  wohl  angenommen  wurde,'  dass  jede  mit  Aussteuer  ver- 
heirathete  Tochter  wenigstens  stillschweigend  auf  ihr  Recht  verzichtet  habe, 
wahrend  das  beim  Sohne  nicht  in  gleicher  Weise  vorausgesetzt  wurde. 

Damit  konnten  sich  Bestimmungen  ergeben,  wie  die  des  Rechts  von 
Dortmund,  ed.  Frensdorff  283 ,  wonach  der  ausgesteuerte  Sohn  nur  dann 
nicht  miterbt,  wenn  ihm  bewiesen  wird ,  dass  er  damit  abgefunden ,  wah- 
rend umgekehrt  die  ausgesteuerte  Tochter  nur  dann  erbt,  wenn  sie  erweist, 
dass  sie  nicht  abgefunden  ist.  Oder  es  wird  in  den  Costumen  der  Drenthe 
S  29,  ed.  Gratama  1 14,  bei  ausgesteuerten  Töchtern  ein  Verzicht  für  nicht 
nöthig  erklärt,  wie  derselbe  allerdings  erforderlich  sei,  wenn  Söhne  für  ihr 
Erbrecht  abgefunden  sein  sollten.  Nach  dem  Landrecht  von  Selwerd  bei 
Groningen  ed.  Feith  7  kann  der  von  den  Eltern  berathene  Sohn  minheilen, 
wenn  er  das  Erhaltene  wieder  einwirft,  wahrend  die  ausgesteuerte  Tochter 
kein  Erbrecht  mehr  hat.  In  französischen  Rechten  ist  mehrfach  gesagt,  dass 
die  Töchter  sich  auch  mit  der  geringsten  Aussteuer  begnügen  müssen, 
wahrend  bei  den  Söhnen  von  einer  Abfindung  ohne  ihre  Zustimmung  nie 
die  Rede  ist. 

Damit  sehen  wir  uns  also  wenigstens  Töchtern  gegenüber  schon  auf 
ein  von  der  Zustimmung  des  Kindes  unabhängiges  Abfindungsrecht 
der  Eltern  hingewiesen.  Dasselbe  dürfte  allerdings  in  seiner  spatern  Ge- 
staltung auf  sehr  verschiedene  Wurzel  zurückgehen,  wie  Alles,  was  mit  der 
Zurücksetzung  der  Töchter  zusammenhangt.  Es  mag  sich  vielfach  dadurch 
entwickelt  haben,  dass  die  Sitte  mehr  und  mehr  verlangte,  dass  die  Tochter 
zu  einer  abfindenden  Aussteuerung,  wenn  dieselbe  auch  ursprünglich  ihre 
Zustimmung  erfordern  mochte,  diese  nicht  verweigern  sollte.  Sind  wir  aber 
bisher  davon  ausgegangen,  dass  die  Abfindung  des  Kindes  dessen  Zustim- 
mung erforderte,  wie  das  in  westgermanischen  Rechten  durchweg  der  Fall 
gewesen  zu  sein  scheint,  so  ergeben  sich  in  andern  Rechten  Haltpunkte, 
welche  darauf  hinweisen,  dass  die  Eltern  schon  ursprünglich  das  Recht 
hatten,  jedes  Kind  für  sein  Erbrecht  abzufinden,  und  dass  die  Zurücksetzung 
der  Töchter  sich  dann  daraus  ergab,  dass  mit  der  Zeit  dieses  Recht  vor- 
zugsweise ihnen  gegenüber  in  Anwendung  gebracht  wurde. 


4.  Abfindungsrecht  der  Eltern. 

1061*  Versuchea  wir  es,  dem  Abfindungsrecht  der  Eltern  naher  nach- 
zugehen, so  mag  es  nicht  überflüssig  sein,  zu  bemerken,  dass  dasselbe  mit 
einem  Recht  zur  Enterbung  nicht  zusammenhangt.   Mag  die  Abfin- 
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1081]  düng  selbst  eine  so  geringe  sein,  dass  da  thatsächlich  kaum  ein  Un- 
terschied bestand,  so  liegt  in  jeder  Abfindung  doch  zugleich  das  Anerkennt- 
niss,  dass  der  Abgefundene  ohne  dieselbe  gleichberechtigter  Erbe  sein 
würde,  dass  kein  Grund  vorliegt,  welcher  einen  Ausschluss  vom  Erbe  recht- 
fertigen würde.  Eine  im  Belieben  des  Erblassers  stehende  Enterbung  ist 
dem  germanischen  Rechte  zweifellos  unbekannt.  Derselbe  konnte  aller- 
dings, wo  kein  Warterecht  anerkannt  war,  durch  Vergabung  unter  Leben- 
den das  Erbrecht  gegenstandslos  machen ;  aber  selbst  in  dieser  Richtung 
begegneten  wir  $830  der  Auffassung,  dass  das  nicht  geschehen  solle,  wenn 
der  Beweggrund  lediglich  Abneigung  gegen  die  künftigen  Erben  war.  In 
manchen  Rechten  oder  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  vgl.  S  882, 
mochte  weiter  der  Erblasser  Jemanden,  der  nach  Landrecht  kein  Erbrecht 
hatte,  zum  Erben  setzen ,  ihn  den  gesetzlichen  Erben  gleichstellen.  Aber 
Niemand  hatte  das  Recht,  ohne  bestimmten  Grund  zu  erklären,  dass  Je- 
mand, dem  nach  Landrecht  Erbrecht  zugestanden  haben  würde,  nicht  Erbe 
sein  solle. 

Wo  es  sich  um  Ausschluss  vom  Erbrecht  handelte,  da  scheint  das  ur- 
sprünglich viel  weniger  vom  Willen  des  Erblassers  abgehangen  zu  haben, 
als  um  Verwirkung  desErbrechts  durch  denErbberechtigten 
selbst.  Solche  kann  ganz  unabhängig  vom  Erblasser  eintreten;  so  hat  der 
Friedlose,  wie  sein  Recht  überhaupt,  auch  sein  Erbrecht  verwirkt.  Oder  es 
handelt  sich  um  Fälle,  bei  welchen  der  Wille  des  Erblassers  sich  von  vorn- 
herein nicht  mehr  geltend  machen  kann ;  so  wenn  die  blutige  Hand  kein 
Erbe  nimmt,  wenn  Niemand  den  beerben  soll,  den  er  erschlagen  hat. 

Nun  werden  allerdings  schon  in  altern  Quellen,  so  Lex  Visig.  4,  5  1.  1, 
Ed.  Roth.  168  ff.,  und  ebenso  häufig  später,  mehrfach  in  sichdichem  An- 
schluss  an  die  römischen  Bestimmungen,  Gründe  aufgeführt,  welche  den 
Erblasser  zur  Enterbung  berechtigen ;  und  zwar  durchweg  in  einer  Fassung, 
wonach  es  von  ihm  abhängt,  ob  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen 
will  oder  nicht.  Doch  führen  auch  da  insbesondere  Bestimmungen  des  go- 
thisch-spanischen  Rechts  wohl  auf  eine  Auffassung,  wonach  durch  be- 
stimmte Vergehungen  gegen  den  Erblasser  das  Erbrecht  nach  demselben 
unmittelbar  verwirkt  sein  soll,  ohne  dass  es  einer  ausdrücklichen  Enterbung 
durch  denselben  bedarf;  dass  vielmehr  umgekehrt  eine  ausdrückliche  Wie- 
dereinsetzung in  das  Erbrecht  durch  denselben  nöthig  ist,  um  mit- 
erben zu  dürfen. 

Nach  L  Visigoth.  3,  2  L  8  hat  die  Puella,  wenn  sie  sich  gegen  Willen 
der  Eltern  verheirathete :  et  eam  parentes  ingratia  recipere  noluerint,  neben 
ihren  Geschwistern  kein  Erbrecht  nach  den  Eltern,  ohne  dass  das  aus- 
schliessen  soll,  dass  die  Eltern  ihr  etwas  von  ihrem  Vermögen  schenken 
mögen.  Dieser  Zusatz  ergibt,  dass  auch  wenn  die  Eltern  nicht  jede  Verbin- 
dung mit  ihr  abbrechen,  ihr  sogar  Gunstbezeugungen  erwiesen,  das  zur 
Wiedergewinnung  des  Erbrechts  nicht  genügte ,  für  die  Wiederaufnahme 
in  die  Gratia  etwas  Weiteres  nöthig  war.  Sind  weiter  Chindaswind  4,  5  L  1 
verschiedene  Vergehungen  gegen  Eltern  und  Grossehern  angeführt,  welche 
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diese  zur  Enterbung  berechtigen,  so  sollen  die  Kinder  doch  erben,  wenn 
die  Beleidigten  auf  ihre  Bitte  um  Verzeihung :  eos  in  gratiam  receperint  pa- 
Urnapietate  auf  rerum  suarum  successores  instituerint ,  oder  nach  der  Ueber- 
setzung  in  Fuero  Juzgo,  vgl.  auch  Fuero  real  3,  9  1.  2 :  los  recibieron  en 
amor  /  los  heredaren. 

Auf  den  auf  Erbeseinsetzung  deutenden  Ausdruck  würde  kaum 
grösseres  Gewicht  zu  legen  sein,  wenn  nicht  in  späteren  Quellen  die  Not- 
wendigkeit einer  ausdrücklichen  Einsetzung  zum  Erben  bestimmt  ausge- 
sprochen wäre.  In  Gesetze  von  1247  in  den  Fueros  de  Aragon  f.  127 
werden  die  Enterbungsgründe  aufgezählt :  filius  autetn  erit  exheredatus  his 
de  caustSy  si  noluerit  pater  vel  mater  afiliare  illumvelheredem  facere.  Noch 
schärfer  heisst  es  in  den  Ordenagoes  de  Portugal  von  1603  1.  4  t.  88  von 
der  eigenmächtig  verheiratheten  Tochter :  por  esse  mestno  feito  serä  desher- 
dada  e  cxcluida  de  todos  os  bens  e  faxend a  do  pay  ou  may,  posto  qnc  nao 
sejapor  elles  desherdada  expressamente ;  und  zwar  so,  dass  auch  die  Eltern 
sie  nicht  dürfen  fa^er  herdeira  ohne  Zustimmung  ihrer  andern  Kinder.  Das 
Erbrecht  ist  durch  die  Missethat  selbst  verwirkt,  ohne  dass  es  einer  Wille ns- 
äusserung  des  Erblassers  bedarf,  so  dass  auch  die  Miterben  oder  nächstbe- 
rechtigten Erben  daraufhin  ihr  alleiniges  Erbrecht  geltend  machen  können. 

m 

Soll  das  Erbrecht  wiedergewommen  werden,  so  kann  das  nur  geschehen 
durch  die  dem  spanischen  Recht  sehr  geläufige  Afhliatio  oder  Prohliatio, 
indem  die  Eltern  das  ungehorsame  Kind  zum  Miterben  setzen,  wie  sie  dazu 
bezüglich  jedes  Fremden  befugt  gewesen  sein  würden. 

Es  ist  möglich,  dass  diese  strengere  Auffassung,  wonach  durch  ge- 
wisse Handlungen  das  Recht  in  der  Sippe  und  damit  insbesondere  das  Erb- 
recht verwirkt  wird ,  wenn  nicht  eine  ausdrückliche  Wiederaufnahme  er- 
folgt, die  ursprüngliche  des  germanischen  Rechts  war.  Im  spätem  Recht 
begegnen  wir  da  der  verschiedensten  Auffassung.  Wird  kein  Grund  der 
Verwirkung  des  Erbrechts  häufiger  erwähnt,  als  eigenmächtige  Heirath,  was 
dann  in  manchen  Rechten,  vgl.  §  890,  auch  Mitth.  des  Osten*.  Inst.  E.  B.  2, 
325,  ebenso  den  Sohn,  wie  die  Tochter  trifft,  so  findet  sich  das  wohl  so 
abgeschwächt,  dass  dadurch  nur  das  Recht  auf  Aussteuer  verwirkt  wird, 
dagegen  nach  dem  Tode  der  Eltern  volles  Erbrecht  eintritt;  vgl.  etwa  die 
§  1053  mitgetheilte  Angabe  aus  Amiens;  ähnlich  im  Jülich  -  Bergischen 
Landrecht  von  1555  c.  73.  Wir  haben  dem  für  unsere  Zwecke  nicht  näher 
nachzugehen.  Eine  von  einem  Verschulden  des  Erben  unabhängige,  im 
blossen  Belieben  des  Erblassers  stehende  Enterbung  ist  dem  germanischen 
Rechte  zweifellos  fremd.  Und  wird  da  kein  Enterbungsgrund  häufiger  er- 
wähnt, als  eigenmächtiger  ehelicher  oder  unehelicher  Geschlechtsverkehr 
insbesondere  der  Tochter,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  sich  da  nicht  füg- 
lich Aenderungen  des  Erbrechts  jeder  Tochter  anknüpfen  konnten. 

1062.  Dagegen  finden  wir  nun  in  vielen  Rechten  ein  Abfindungs- 
recht des  Vaters  bestimmt  ausgesprochen.  Dieser  erkennt  an,  dass  der 
Abzufindende  nach  seinem  Tode  gleichberechtigter  Erbe  sein  würde.  Aber 
er  übergibt  ihm  schon  bei  Lebzeiten  einen  Theil  seines  Vermögens,  mit 
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1082]  der  Erklärung ,  dass  er  damit  für  den  zu  erwartenden  Erbtheil  ab- 
gefunden sein  solle,  ohne  dass  dazu  eine  Zustimmung  des  Abgefundenen 
'  erforderlich  wäre.  Und  wir  finden  dieses  Abfindungsrecht  unter  Verhält- 
nissen, welche  nicht  zweifeln  lassen,  dass  es  auf  älteste  Zeiten  zurückgeht. 
Allerdings  erscheint  dasselbe  in  späterer  Zeit  vielfach  auf  Unechte  be- 
schränkt. Aber  es  haben  sich  doch  genügende  Reste  erhalten,  welche  be- 
stimmt darauf  hindeuten ,  dass  es  sich  da  ursprünglich  um  ein  Recht  han- 
delte, welches  dem  Vater  allen  seinen  Kindern,  Echten  wie  Unechten,  ge- 
genüber zustand. 

Dabei  handelt  es  sich  vielfach  um  Abfindung  durch  einen  be- 
liebig geringen  Betrag;  der  Vater  soll  dem  Kinde  nur  irgend  Etwas 
mit  der  Erklärung  geben,  dass  dasselbe  damit  für  sein  Erbtheil  abgefunden 
sein  solle.  Erbt  im  spanischen  Recht  der  nichtabgefundene  Unechte 
im  allgemeinen  zu  gleichen  Theilen  mit  den  Echten,  so  ist  wenigstens  im 
Norden  mehrfach  gesagt,  dass  der  Vater  das  durch  irgendwelche  zu  diesem 
Zwecke  gemachte  Vergabung  ausschliessen  kann.  So  im  Fuero  von  Estella, 
Yanguas  Diccionario  1,  456:  Si  quis  filium  non  natum  sub  leg  alt  coniugio 
habuerit,  si  unatn  v ine am  pater  Uli  auf  unum  campum  aui  quamlibct  hcre- 
ditatem  aut  dcnarios  dederit,  pro  ea  filius  bastardus  partem  non  accipiet, 
nee  cum  aliis  legalibus  fratribus  parciet ;  tarnen  si  pater  hoc  non  fecerit,  in 
omnem  hcreditatem  sicuti  unus  ex  legalibus  fratribus  habebit  et  in  her  cd V- 
tate  avolorum  et  in  emtionibus.  So  heisst  es  noch  im  vierzehnten  Jahrhun- 
derte im  Fuero  von  Ayala  in  Alava,  Marina  Ensayo  211,  dass,  wenn  Je- 
mand fijos  sin  casar  hat,  diese  zu  gleichen  Kopftheilen  mit  den  Kindern 
von  der  Ehefrau  erben,  ausser  wenn  der  Vater  sie  irgendwie  ausdrücklich 
abgetheilt  hat :  que  parta  con  ellos  d  cabe^as,  salvo  si  el  padre  lo  apartare 
con  cierta  cosa. 

Das  Recht  aber,  welches  hier  dem  Vater  zunächst  nur  gegenüber  un 
echten  Kindern  zugesprochen  wird,  stand  ihm  in  diesen  Gebieten  noch 
später  allen  Kindern  gegenüber  zu,  wenn  es  auch  Unechten  gegenüber  hau- 
tiger und  ohne  Zusammenhang  mit  gleichzeitigen  Verfügungen  bezüglich 
der  andern  Kinder  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Denn  wir  wiesen  $1072 
auch  für  die  Pyrenäenländer  das  unbeschränkte  Theilungsrecht  des  Vaters 
nach,  wonach  derselbe  sein  ganzes  Vermögen  nach  Belieben  unter  seine 
Kinder  theilen  konnte  und  nur,  wie  bei  jenen  Angaben,  verlangt  wurde, 
dass  er  jedem  Kinde  irgend  etwas,  wenn  auch  noch  so  wenig,  zuwenden 
müsse.  Der  thatsächliche  Erfolg  war  ganz  derselbe,  ob  der  Vater  bei  Leb- 
zeiten dem  Kinde  eine  geringe  erbabfindende  Gabe  machte,  oder  ob  er  für 
die  Gesammtheit  seiner  Kinder  bestimmte,  wie  sie  nach  seinem  Tode  zu 
theilen  hatten  und  dabei  einzelnen  beliebig  geringe  Beträge  zuwies.  Der 
Zusammenhang  zwischen  dem,  was  wohl  später  zunächst  nur  für  unechte 
Kinder  ausgesprochen  ist,  mit  dem  auch  die  echten  treffenden  Theilungs- 
rechte  ist  nicht  wohl  zu  bezweifeln.  Und  auch  im  lothringischen  Gebiete, 
vgl.  S  1070,  fanden  wir  unter  ähnlichen  Verhältnissen  wohl  ausgesprochen, 
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dass  die  geringste  Gabe  genüge ,  um  ein  Kind  für  seine  Ansprüche  zu  be- 
friedigen. 

In  den  helvetischen  Rechten  fanden  wir  §  1 069  zwar  kein  Recht 
unbeschränkter  Bevorzugung,  aber  den  Mannsvortheil ,  von  dem  wir  an- 
nahmen, dass  er  auf  ein  ursprünglich  wahrscheinlich  alle  Kinder  treffendes 
Recht  beschränkter  Bevorzugung  zurückgehe.  Haben  sich  aber  diese  Ver- 
haltnisse sichtlich  auch  in  demselben  Rechtskreise  verschieden  ausgestaltet, 
so  findet  sich  auch  da  vereinzelt  wohl  das  Recht  zur  Abfindung  einzelner 
Kinder  mit  beliebig  geringer  Gabe  ausgesprochen.  So  in  der  Öffnung  von 
Stäfa  am  Züricher  See  §  25,  Grimm  R.  A.  1,  47:  Heti  ein  vatter  fünf  al- 
der  sechs  kind,  aid  ais  vii  er  hett,  wie  er  eins  usswissett  mit  einer  sunt  gell \ 
alder  gutt%,  die  sy  gross  alder  klein,  damit  sol  es  ussgewisett  sin  unt^  an 
einen  rechten  anfal;  und  mag  ein  vaiter  einem  kind  gen  vil ,  dem  andern 
Iüf{el,  als  er  dann  wil.  Und  unweit  davon  heisst  es  im  Recht  von  Uznach 
von  1602,  Wasserschieben  Erbenf.  289:  Wo  valier  und  mutier  im  leben 
seynd  und  ihre  kinder  aussteuren,  es  seyen  knaben  oder  döchteren ,  womit 
sie  ausgesteurt  werden,  daran  sollen  sie  ein  begnügen  haben  und  sollen  die 
anderen  unausgesteuerte  kind,  auch  vatter  und  mutter  an  allen  andern  gut, 
erb  oder  erbtheil  gan%  ungesäumt  lassen  un%  an  einen  ledigen  anfall. 

Abweichend  von  dem  bisher  besprochenen  ist  in  den  dänischen 
Rechten  im  allgemeinen  jede  Bevorzugung  eines  Kindes  oder  auch  an- 
derer Erben  durchaus  verboten;  vgl.  K.  Rosenvinge  106.  209,  Stemann 
Güten*.  201.  Damit  war  also  auch  die  Abfindung  einzelner  Kinder  ausge- 
schlossen. Das  aber  trifft  nicht  auch  die  Unechten.  Diese  haben  hier  ein- 
mal auch  dann,  wenn  der  Vater  sie  im  Ding  anerkannt  hat  und  wenn  sie 
nicht  abgefunden  sind,  nicht,  wie  in  Spanien,  volles  gesetzliches  Erbrecht ; 
neben  echten  Söhnen  nehmen  sie,  ebenso,  wie  die  Töchter ,  nur  halben 
Kopftheil,  während  ihnen  beim  Mangel  echter  Kinder  allerdings  der  ganze 
Nachlass  zufällt.  Aber  auch  dieses  beschränkte  Erbrecht  dts  anerkannten 
Unechten  kann  der  Vater  dadurch  beseitigen,  dass  er  ihm  bei  der  Anerken- 
nung einen  beliebigen  Theil  seines  Gutes  auflässt;  dann  behält  er  das  Auf- 
gelassene, hat  aber  kein  weiteres  Erbrecht  nach  dem  Vater.  Anders,  wenn 
es  die  Abfindung  in  Abrede  stellen  kann ,  nach  der  Angabe  bei  Sunesen 
c.  24:  Si  vero  filius  naturalis  diffiteatur,  se  collationem  paternam  recepisse 
in  sacris  paternis  et  familia  usque  ad  patris  obitum  consiitutus,  neamaiori 
haereditaria  portione  per  collationem  modicam  excludatur ,  duobus  iestibus 
probans  suam  negationem  et  duodecim  iuramentalibus  audiatur. 

Diese  Abfindung  ist  weiter  für  den  Unechten  von  Werth,  weil  sie  zu- 
gleich Zeichen  der  Anerkennung  ist  und ,  wenn  der  Vater  nicht  auch  das 
ausdrücklich  ausgeschlossen,  Anspruch  auf  Beerbung  der  echten  Geschwi- 
ster gibt.  Dabei  kann  es  sich  natürlich  nicht  um  eine  gelegentliche  Schen- 
kung handeln,  sondern  um  eine  zu  dem  bestimmten  Zweck  in  bestimmter, 
leicht  erweisbarer  Form  erfolgte ,  wie  denn  auch  die  Vornahme  im  Ding 
erwähnt  wird.  Lässt  sich  das  nicht  bestimmter  begründen ,  so  steht  doch 
nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  es  sich  auch  hier  ursprünglich  um  ein 

9* 
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1082]  Abfindungsrecht  des  Vaters  allen  Kindern  gegenüber  handelte,  wel- 
ches schliesslich  nur  noch  für  Unechte  beibehalten  wurde,  nachdem  es  be- 
reits, worauf  wir  zurückkommen,  auf  einer  andern  Entwicklungsstufe  zur 
gesetzlichen  Zurücksetzung  der  Töchter  und  Unechten  auf  halben  Kopf- 
iheil  geführt  hatte. 

1083*  Beachtenswerther  sind  andere  Angaben,  bei  welchen  ein  Mi  n- 
destbetrag  der  Abfindung  gefordert  wird.  Denn  dieser  Betrag  er- 
scheint auch  in  Rechten,  welche  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller  Verbin- 
dung stehen,  mehrfach  in  so  übereinstimmender  Weise  bestimmt,  dass  das 
auf  ein  Zurückgehen  auf  älteste  Zeiten  schliessen  lässt.  Zum  Theil  trifft 
auch  das  in  den  spätem  Rechten  nur  noch  die  Unechten.  Aber  auch  dann 
ergeben  sich  doch  manche  Haltpunkte,  welche  darauf  deuten,  dass  da  ur- 
sprünglich zwischen  Echten  und  Unechten  nicht  unterschieden  wurde;  es 
wird  insbesondere  derselbe  Betrag,  durch  welchen  zunächst  der  Unechte 
abzufinden  war,  auch  wohl  als  ein  Pflichttheil  erwähnt,  welchen  der  Vater 
jedem  seiner  Kinder  hinterlassen  sollte.  Werden  Abfindung  nach  Belieben 
und  um  einen  Mindestbetrag  wohl  in  denselben  Rechtsgebieten  erwähnt, 
so  lasse  ich  es  dahingestellt,  ob  beides  auf  dieselbe  Wurzel  zurückgeht 
Dann  würde  die  auffallende  Uebereinstimmung  der  Mindestbeträge,  so 
weit  sie  in  Fahrniss  angegeben  sind,  darauf  deuten,  dass  der  Mindestbetrag 
das  Ursprünglichere  ist,  dass  man  erst  im  Laufe  der  Zeit  in  manchen  Rechten 
oder  bei  manchen  Angaben  von  ihm  abgesehen  hat.  Doch  ist  es  auch  mög- 
lich, dass  der  Mindestbetrag  und  der  beliebig  geringe  Betrag  auf  verschie- 
dene Urrechte  zurückgehen  und  beide  Gestaltungen  erst  später  durch  Mi- 
schung sich  in  demselben  Rechte  begegneten. 

In  Spanien  finden  wir  einen  Mindestbetrag  zunächst  mehrfach  für 
die  Abfindung  derUnechten  erwähnt.  In  den  gedruckten Fueros  von 
Navarra  3,  20  c.  i  wird  ein  Mindestbetrag  nicht  für  jeden  der  Unechten, 
sondern  für  die  Gesammtheit  derselben  genannt.  Der  Vater:  ä  todas  las 
creaturas  de  barrag  ana  deve  dar  entegrament  unave^indad  almenos ;  nach- 
dem dann  angegeben ,  dass  eine  solche  Vecindad  aus  einer  Wohnung  von 
angegebener  Beschaffenheit  und  Grösse  mit  angegebenen  Grundstücken 
bestehen  solle :  todas  las  creaturas  de  barragana  deven  ser  apagados  con 
tanto  de  ve^indat  Aber  das  ältere  Recht  kannte  da  Mindestbeträge  für  jeden 
Unechten.  Genauere  Bestimmungen  hat  da  insbesondere  das  angeblich  auf 
das  alte  Fuero  von  Sobrarbe,  vgl.  Antequera  Hist.  de  la  legisl.  160  ff.,  zu- 
rückgehende Fuero  von  Tudela  von  1 122,  die  dann,  wenigstens  was  die 
Bemessung  des  Pflichttheils  betrifft,  auch  in  das  Fuero  general  von  Navarra 
übergegangen,  aber,  wie  manches  Andere,  vgl.  Yanguas  Diccionario  1 ,  532  ff., 
im  Drucke  ausgelassen  sind;  vergl.  Marichalar  4,  296  ff.  320  ff.  Der  Fillo 
de  ganancia,  der  von  ledigen  Eltern  stammende  Naturalis  im  engern  Sinne, 
hat  Anspruch  auf  eine  Legitima  von  fünf  Sueldos  an  Mobilien  und  einer 
Peonada,  einem  Tagwerk  an  Grundbesitz ;  wird  ihm  diese  nicht  gegeben, 
so  hat  er  ganz  gleiches  Erbrecht  mit  den  Fillos  de  bendicion ;  fehlen  solche, 
so  muss  er  wenigstens  den  Betrag  von  zehn  Sueldos  erhalten.    Ebenso  hat 
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auch  der  Fornecino,  der  Sohn  eines  Ehemannes  von  einer  Ledigen ,  den- 
selben Pflichttheil  von  fünf  Sueldos  und  einer  Peonada  anzusprechen,  aber 
gegen  den  Vater  keinerlei  weiteres  Erbrecht;  während  sich  beim  Campix, 
beim  Adulterinus  von  beiden  Seiten,  auch  der  Pflichttheil  auf  die  Hälfte, 
auf  zwei  Sueldos  und  sechs  Denare  und  eine  halbe  Peonada  beschränkt. 

Weiter  heisst  es  dann  ganz  bestimmt  im  Fuero  von  Burgos,  Marina 
Ensayo  210:  Este  es  fuero  de  Logrono,  que  sifijo  6  fija  de  barragana,  si 
d padre  le  kodiere  dado  algo  de  mueble  6  de  heredai  de  cinco  florines  ar- 
riba,  con  los  otros  fijos  de  velada  non  debe  partir ;  et  si  non  hobiere  levado 
algo  et  se  puede  facer  fijo ,  como  es  derecho,  debe  levar  toda  su  suerte  enter a. 
Die  hier  erwähnten  fünf  Florines,  welche  in  derselben  Quelle  auch  als 
Höchstbetrag  der  Bevorzugung  eines  Kindes  erwähnt  werden,  vgl.  §  1066, 
entsprechen  zweifellos  den  früher  genannten  fünf  Sueldos.  Dass  gerade 
dieser  Betrag  auf  altgothisches  Recht  zurückgeht,  wird  nach  den  weitern 
Erwähnungen  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein. 

InCastilien  scheint  sich  dann  allerdings  für  den  Hidalgo  der  un- 
gleich höhere,  aber  doch  auch  die  Grundzahl  beibehaltende  Betrag  von 
fünfhundert  Solidi  festgestellt  zu  haben,  da  es  im  Fuero  viejo  5,  6  §  1  heisst, 
es  sei  Recht  von  Castilien:  que  si  un  ßjodalgo  a  fijos  de  barrag ana,  puede- 
los  facer  fijosdalgo  e  darles  quinientos  sueldos ;  e  por  todo  esto  non  deven 
tredar  en  lo  suo ;  während  sonst  Intestaterbrecht  eintritt. 

1064.  Der  Mindestbetrag,  um  welchen  der  Unechte  abgefunden  wer- 
den kann,  stellt  damit  zugleich  einen  Pflichttheil  dar,  welchen  er  jedenfalls 
aus  dem  Vermögen  des  Vaters  beanspruchen  konnte.  Dann  aber  ergibt  sich 
die  ursprüngliche  Gleichstellung  aller  Kinder,  echter,  wie  unechter,  daraus, 
dass  wir  die  der  Abfindung  der  Unechten  entsprechenden  Beträge  vielfach 
auch  als  Pflichttheil  der  echten  Kinder  genannt  finden.  Jene  Ab- 
findung von  fünf  Sueldos  und  einem  Tagwerk  Land,  welche  nach  dem 
Fuero  von  Tudela  Mindestbetrag  der  Abfindung  eines  Unechten  ist,  er- 
scheint später  in  Navarra  einfach  als  dieLegitima  foral,  welche  der  Vater 
jedem  Sohne  hinterlassen  muss;  vgl.  Yanguas  Diccionario  2,  62.  Dann  aber 
ist  es  auch  gewiss  nicht  eine  erst  im  spätem  Mittelalter,  wie  Antequera  H. 
de  la  leg.  396  annimmt,  im  Interesse  der  Erstgebornen  eingeführte  Neue- 
rung, wenn  in  Aragon,  vgl.  Asso  y  Manuel  Instituciones  1.  2  t.  3,  als 
Legitima  jedes  Kindes  fünf  Soldi  in  Muebles  und  fünf  Soldi  in  Raices  ge- 
nügen. 

Und  noch  auf  anderm  Wege  gelangen  wir  auf  die  fünf  Solidi.  Mit 
dem,  was  ein  Kind  als  Abfindung  erhielt  oder  als  Pflichttheil  beanspruchen 
konnte,  haftet  es  nicht  für  Schulden  des  Vaters.  Nach  den  Fueros  von  Ara- 
gon f.  124'  hat  der  Unechte  seit  1247  keinen  Pflichttheil  mehr;  aber,  si 
habuerit  determinatam  partem  de  rebus  patris  cum  carta  sufficienti,  so  hat 
er  dafür  von  den  Schulden  des  Vaters  nichts  zu  zahlen.  Ebenso  soll  nach 
dem  Fuero  de  Vizcaja  21  1.  7,  das  Grundstück,  mit  welchem  hier  auch  der 
Echte  abgefunden  werden  kann,  für  Schulden  nicht  haften :  porque  la  tal 
tierra  de  apartacion  sucede  en  lugar  de  la  legitima  y  de  los  bienes  debidos. 
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1084]  Nun  heisst  es  im  Fuero  viejo  von  Castilien  5,  2  §  3,  dass  für  die 
Schulden  des  Vaters  und  der  Mutter  alle  Kinder  einstehen  müssen ,  que 
creden  lo  suo  de  cinco  sueldos  en  arriba,  wenn  sie  nicht  auf  die  Erbschaft 
verzichten.  Es  ist  doch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  auch  hier  die  fünf  Sueldos 
einen  Mindestbetrag  bezeichnen,  den  jeder  Sohn  aus  dem  Vermögen  des 
Vaters  beanspruchen  kann  und  damit  aller  weitern  Ansprüche,  aber  auch 
aller  weitern  Verpflichtungen  ledig  ist.  Während  freilich  nicht  auch  ge- 
sagt ist,  dass  durch  Herausgabe  der  fünf  Sueldos  bei  Lebzeiten  das  Erbrecht 
abgefunden  werden  kann,  es  sich  auch  nur  um  einen  Pflichttheil  handeln 
mag,  den  der  Vater  jedem  Kinde  unbelastet  hinterlassen  muss. 

Fanden  wir  §  1072  in  dem  einst  gothischen  Gebiete  nördlich  der  Py 
renäen  durchweg  den  Abfindungsbetrag  auf  das  Belieben  des  Vaters  ge- 
stellt, so  begegnen  uns  doch  auch  da  zu  Toulouse  die  fünf  Solidi,  und 
zwar  als  Pflichttheil  aller  Kinder.  Es  heisst  hier  in  den  1285  zur  Bestätigung 
vorgelegten  Consuetudines  §  123,  ed.  Tardif  57,  dass  die  Mutter,  wie  das 
ältestem  gothischen  Rechte  entsprechen  würde,  überhaupt  nicht  verpflichtet 
ist,  ihre  Kinder  letztwillig  irgendwie  zu  bedenken.  Dagegen  heisst  es  nun, 
dass  der  Vater :  si  habeai  filium  vel  filiam  ex  uxore  sua  ei  in  ultima  volun- 
tate  sua  relinquat  vel  dimittat  sibi  usque  ad  quinque  solidos  Tholosanenses 
vel  atnpliuSy  vel  valorem  quinque  solidorum  Thol.  vel  amplius ,  vel  centutn 
solidos  Thol.  vel  amplius  y  jede  ihm  beliebige  Person  ohne  Einspruchsrecht 
der  Kinder  zum  Erben  einsetzen  darf;  während  dann  nochmals  betont  ist, 
dass  er  im  Testamente,  wenn  dasselbe  giltig  sein  soll ,  jedem  nichtausge- 
steuerten Kinde  mindestens  fünf  Solidi  zuwenden  müsse.  Es  ist  doch  ge- 
wiss nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  Angabe  des  Betrags  mit  den  spanischen 
Bestimmungen  in  Zusammenhang  steht. 

Aber  auch  im  westfränkischenRechtsgebiete  scheint  sich  da 
vereinzelt  noch  ein  Rest  entsprechender  Bestimmungen  zu  ergeben.  Im  all- 
gemeinen wird  da  ebenso,  wie  in  andern  germanischen  Rechten,  Jeder,  der 
auch  nur  das  Geringste  aus  dem  Nachlasse  nimmt,  als  Heritier  betrachtet 
und  haftet  damit  für  die  Schulden.  Schon  nach  der  L.  Ribuaria  67  S  1  er- 
scheint das  beschränkt  auf  den  Werth  eines  Solidus.  Aber  nach  den  Cou- 
tumes  von  Seniis  §  150  und  von  Valois  §  10 1  soll  das  nur  den  treffen,  der 
über  den  Betrag  von  cinq  sols  nimmt.  Das  entspricht  also  genau  der 
früher  erwähnten  Angabe  des  Fuero  viejo.  Es  handelt  sich  zweifellos  um 
einen  Pflichttheil,  den  der  Erbe  unbelastet  beanspruchen  kann,  dessen  Vor- 
wegnahme ihn  daher  auch  nicht  haftbar  machen  soll. 

1085.  Ganz  denselben  Betrag  finden  wir  auffallenderweise  nun  auch 
im  Gebiete  des  burgundischen  Rechts  als  Mindestbetrag  der  Abfin- 
dung erwähnt,  und  zwar  für  Echte,  da  hier  Unechte  überhaupt  kein  Erb- 
recht mehr  haben.  So  in.den  Coutumes  des  früher  savoischen  Unterwallis, 
vgl.  Heusler  Rechtsq.  des  C.  Wallis  396.  402.  408.  412.  413.  437.  Mehr- 
fach ist  nur  schlechtweg  gesagt,  dass  es  Allen  gestattet  sei,  in  Heirathsver- 
trägen oder  Testamenten  liberos  suos  tarn  filios  quam  filias  ad  ipsorum 
voluntatem  auszurichten.    Dagegen  wird  nun  in  den  Coutumes  von  Entre- 
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mont  wiederholt  der  Mindestbetrag  betont.  Einmal  heisst  es  mit  nächster 
Rücksicht  auf  die  Verheirathung  der  Töchter,  dass  der  Vater  dieselben  unter 
Beseitigung  des  Erbrechts  dotiren  kann :  mediante  legitima  assueta,  scilicet 
quinque  solidorum  ad  minimum.  Weiter  aber  heisst  es  ganz  allgemein: 
Licet  liberis  per  testamenta  suis  liberis  nuptis  et  non  nuptis,  mas cutis  et 
femelliSy  doiem  constituere  mediante  legitima  assueta.  scilicet  quinque  soli- 
dorum Maurisiensium ;  et  cuivis  alter i  personae  carenti  liberis  legitimis 
equidem  licet  suis  proximioribus  legitimam  quinque  solidorum  Maurisien- 
sium constituere y  qua  mediante  eosdem  foris  ponat  ex  suis  reliquis  bonis  ; 
während  dann  noch  betont  wird ,  dass  auch  durch  Wiedereinwerfen  des 
Erhaltenen  das  Erbrecht  nicht  wiedergewonnen  werden  kann. 

Demselben  Betrage  begegnen  wir  dann  aber  auch  in  einem  Theile  des 
burgundischen  Gebiets,  der  so  weit  entlegen,  dass  da  an  nachträgliche  Be- 
einflussung nicht  zu  denken  ist.  Auch  zn  Neuenburg,  vgl.  Huber  Schweiz. 
Erbr.  105  ff.,  war  es  von  altersher  Brauch ,  Kinder  bei  Lebzeiten  auszu- 
richten und  damit  für  das  Erbrecht  abzufinden.  Wird  dann  später  als  Pflicht- 
theil  von  Nachkommen  die  Hälfte  des  Erbtheils  genannt,  so  mag  in  dieser 
höhern  Bemessung  Einfluss  des  römischen  Rechts  zu  sehen  sein.  Dagegen 
betrug  nun  für  Ascendenten  und  Seitenverwandte  auch  später  der  Pflicht- 
teil nur  cinq  sols  faibles,  ein  Betrag,  der  mit  dem  Sinken  des  Geldwerthes 
nur  noch  lediglich  formelle  Bedeutung  hatte ,  wie  das  in  ältester  Zeit  für 
die  fünf  Solidi  jedenfalls  nicht  zutrifft.  Die  Annahme  ist  gewiss  gerechtfer- 
tigt, dass  das  auf  einen  Betrag  zurückgeht,  der  ursprünglich  zur  Abfindung 
jedes  Erben  genügte. 

Im  Waadtlande  heisst  es  dann  1285  zu  Moudon  und  sonst  mehrfach, 
vgl.  Forel  Chartes  comm.  25.  84.  225:  Pater  non  tenetur  filio  suo  dare 
portionem,  nisi  unum  quarteronum  de  pane  vel  unum  album  baculum  ;  ent- 
sprechend sagt  Quisard  im  Coutumier  3,  2,  1  §  3,  dass,  während  der  Vater 
sonst  den  verheiratheten  Kindern  die  Legitime  avicte,  vgl.  §  545 ,  heraus- 
geben soll,  er  dem  sich  gegen  seinen  Willen  Verheirathenden  statt  dessen 
nur  la  valleur  de  ung  quart  de  pain  avecq  ung  baston  blanc  zu  geben  hat. 
Aber  es  ist  doch  nicht  gesagt,  dass  damit  das  Erbrecht  entfällt;  es  soll  wohl 
nur  betont  sein,  dass  der  Sohn  bei  Lebzeiten  des  Vaters  nichts  Weiteres  von 
ihm  verlangen  kann. 

Rest  eines  frühem  allgemeinen  Abfindungsrechtes  dürfte  es  auch  sein, 
wenn  nach  den  Statuten  von  Misox,  Mohr  Erbrechte  64,  vgl.  ßühler 
Bündn.  Erbr.  75,  der  Vater  das  Recht  hat,  zwar  nicht  jeden  Sohn,  aber  den 
ungehorsamen  oder  verschwenderischen  zu  emaneipiren  und  fortzujagen, 
ihm  dann  aber  hundert  Lire  terzole  geben  muss,  durch  welche  er  dann 
zweifellos  auch  für  das  Erbrecht  abgefunden  war.  Schliesst  Misox  sich  in 
vielen  Bestimmungen  den  rhätischen  Rechten  näher  an,  so  könnte  doch 
auch  an  longobardische  Grundlage  zu  denken  sein.  Doch  scheint  das  lon- 
gobardische  Recht  keine  sonstige  Haltpunkte  zu  bieten;  auch  später,  vgl. 
Pertile  3,  331  ff.,  handelt  es  sich  entweder  um  Enterbung  aus  bestimmten 
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1085]  gesetzlichen  Gründen,  bei  der  aber  auch  von  einer  Abfindung  nicht 
die  Rede  ist,  oder  um  eine  Abschichtung,  die  das  Erbrecht  unberührt  liess. 

1086.  Handelt  es  sich  beim  burgundischen  Recht  insbesondere  um 
eine  auffallenbe  Uebereinstimmung  des  Betrags  mit  dem  spanischen,  so  er- 
gibt nun,  wie  ich  denke,  das  schwedische  Recht  zunächst  Ueberein- 
stimmung bezüglich  des  Umstandes,  dass  bezüglich  der  Abfindung  ursprüng- 
lich kein  Unterschied  zwischen  Echten  und  Unechten  gemacht  wurde.  Die 
Friedelkinder  haben  nach  den  Swearechten  keinen  Anspruch  auf  bestimmte 
Kopftheile  des  Nachlasses,  sondern  auf  feste  Beträge,  welche  sich  nur  dann 
mindern  können,  wenn  der  Nachlass  einen  gewissen  Mindestbetrag  nicht 
erreicht;  vgl.  Wilda  in  Zeitschr.  f.  deutsches  R.  15,  262  ff.,  Amira  Obl.  1, 
752.  Unterschiede  zeigen  sich  darin,  dass  der  Betrag  theils  jedem  Friedel- 
kinde, theils  allen  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  zugesprochen  wird.  Auch 
wird  wohl  betont,  dass  der  Tochter  nur  der  halbe  Betrag  zukommt;  so  er- 
hält  nach  Helsingeiagen  der  unechte  Sohn  sechs  Mark,  die  Tochter  drei 
Mark,  nach  beiden  Redactionen  von  Westmannalagen  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  jener  drei  Mark,  diese  zwölf  Ören,  also  die  Hälfte.  So 
manche  Verschiedenheiten  sich  auch  sonst  zeigen,  so  knüpfen  doch  alle  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Swearechte  irgendwie  an  den  Satz  von  drei 
Mark  an  und  lassen  damit  gemeinsame  Grundlage  nicht  verkennen. 

Ich  glaube  nun  annehmen  zu  dürfen,  dass,  wie  im  gothischen  und 
dänischen  Recht,  auch  im  schwedischen  den  Unechten  früher  ein  eigent- 
liches Erbrecht  zustand,  dass  jene  drei  Mark  zunächst  den  Betrag  bezeich- 
neten, um  welchen  der  Vater  den  Friedelsohn  für  sein  Erbrecht  abfinden 
konnte,  und  dass  dann  mit  der  Zeit  lediglich  der  Anspruch  auf  diesen  Be- 
trag bestehen  blieb,  so  dass  der  Friedelsohn  auch  dann,  wenn  ihn  der  Vater 
nicht  abgefunden  hatte,  aus  dem  Nachlasse  nicht  mehr  beanspruchen  konnte. 
Zum  Belege  glaube  ich  zunächst  das  gothländischeRecht  heranziehen 
zu  dürfen.  Dieses  weicht  allerdings  wesentlich  von  den  Swearechten  ab, 
wie  sich  das  auch  hier  daraus  ergibt,  dass  der  Unechte,  wenn  beide  Eltern 
Gothländer,  Erbrecht  hat,  auf  das  wir  zurückkommen  werden.  Dagegen 
finden  sich  nun  Gotlandslagen  (I  20  §  14),  U  22  §4  Bestimmungen  für  den 
Fall,  dass  Mutter  oder  auch  Vater  Nichtgothländer  sind ;  und  wo  es  sich 
um  nichtgothländisches  Recht  auf  der  Insel  handelte,  da  scheint  auch  wohl 
sonst  zunächst  nordschwedisches  Recht  massgebend  gewesen  zu  sein. 

Hat  nun  jemand  unechte  Söhne  von  einem  nichtgothländischen Weibe, 
so  soll  er  sie  ernähren,  bis  sie  mündig  werden ;  wollen  sie  dann  nicht  länger 
mit  dem  Vater  zusammenbleiben,  so  soll  er  jedem  drei  Mark,  Waffen  und 
angegebenes  Gewand  geben;  Töchter  soll  er  bis  zum  achtzehnten  Jahre  er- 
nähren und  hat  bis  dahin  das  Recht,  sie  zu  verloben ;  sind  sie  dann  noch 
un verlobt  und  wollen  sie  nicht  beim  Vater  bleiben,  so  soll  er  jeder  eine 
Mark  Silber  und  ein  Bett  und  tägliche  Kleider  und  Kühe  nach  seinem  Ver- 
mögen geben.  Ist  da  von  Beseitigung  eines  weitergehenden  Erbrechts  aller- 
dings nicht  die  Rede  und  zunächst  mehr  ein  Anspruch  der  Kinder,  als  eine 
Befugniss  des  Vaters  betont ,  so  ist  hier  doch  die  Bedeutung  eines  Abfin- 
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dungsbetrages  kaum  zu  verkennen.  Dieser  entsprach  dann  aber  für  den 
Sohn  durchaus  den  drei  Mark  der  Swearechte,  zumal  wenigstens  auch  in 
Helsingelagen  das  Hinzukommen  der  Waffen  betont  wird;  nur  für  die 
Tochter  ist  der  Betrag  nicht  auf  anderthalb,  sondern  zunächst  auf  eine  Mark 
bestimmt;  zu  der  dann  freilich  noch  Anderes  hinzukommt. 

Mehr  Gewicht  möchte  ich  aber  auf  eine  Angabe  im  u plan di sehen 
Recht,  Erbabschn.  9,  legen.  Nachdem  gesagt  ist,  dass  Eheleute  sich  ge- 
genseitig drei  Mark  schenken  dürfen,  heisst  es  in  der  Uebersetzung:  Patri 
et  matri  licebit  liberis  suis  dare  tres  marcas,  si  tantum  suppetat,  ui  quilibet 
blius  aeeipiat  tres  marcas  et  filia  duodeeim  öra.  Die  drei,  beziehungsweise 
anderthalb  Mark  erscheinen  hier  doch  als  ein  Pflichttheil,  den  der  Vater 
jedem  Kinde  zu  hinterlassen  und  durch  Vergabungen  nicht  zu  mindern 
hat.  Damit  ist  natürlich  nicht  zugleich  gesagt,  dass  er  durch  Zahlung  der- 
selben das  Kind  abfinden  kann.  Aber  im  Zusammenhange  mit  den  er- 
wähnten Bestimmungen  anderer  Rechte  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass 
sich  das  auf  Grundlage  eines  ursprünglichen  allgemeinen  Abfindungsbe- 
trages gerade  in  jenem  Ausmasse  so  festgestellt  hat.  Zumal  nun  hinzu- 
kommt, dass  das  genau  dem  Betrage  entspricht,  den  Friedelkinder  vom 
Vater  zu  fordern  hatten.  Allerdings  sind  im  upländischen  Recht  nur  dem 
Friedelkinde  schlechtweg  drei  Mark  zugesprochen,  ohne  Erwähnung,  dass 
die  Tochter  nur  die  Hälfte  erhöh ;  doch  dürfte  das  auch  hier  wenigstens 
ursprünglich  zugetroffen  sein,  da  das,  wie  bemerkt,  in  andern  Swearechten 
ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  Die  Bestimmungen  greifen  so  auffallend 
ineinander,  dass  sie  mir  durchaus  die  Annahme  zu  rechtfertigen  scheinen, 
es  handle  sich  um  Beträge,  um  welche  ursprünglich  alle  Kinder,  echte  wie 
unechte,  für  ihr  Erbrecht  abgefunden  werden  konnten. 

Im  dänischen  Recht  genügte,  wie  wir  §  1082  sahen,  für  die  Ab- 
findung des  Unechten  jede,  auch  noch  so  geringe  Gabe.  Doch  findet  sich 
auch  da  eine  Bestimmung,  welche  auf  einen,  dem  nordschwedischen  ent- 
sprechenden Abfindungsbetrag  zu  deuten  scheint.  Im  altern  Recht  von 
Schleswig  §  7.  8,  Ancher  Dansk  Lov.  Hist.  2b,  4,  heisst  es,  dass  zwar  der 
Sohn  vom  Vater,  so  lange  dieser  nicht  wieder  heirathet,  nicht  berechtigt  sei, 
Herausgabe  des  Mutterguts  zu  verlangen;  dass  aber  der  Vater  verpflichtet 
sei,  jedem  Sohne  drei  Mark  und  die  nöthigen  Waffen  zu  geben. 

Manche  friesische  Rechte  stimmen  mit  den  schwedischen  darin 
überein,  dass  der  Unechte  einen  Anspruch  an  das  Vatergut  hat,  der,  wenn 
das  nicht  schon  vom  Vater  geschehen,  von  den  Erben  desselben  zu  befrie- 
digen ist.  Ein  fester  Betrag  dieser  Hornunggabe  wird  in  der  Regel  nicht 
genannt ,  die  Bemessung  erscheint  wohl  dem  Richter  anheimgestellt.  Doch 
findet  sich  eine  bestimmtere  Angabe  im  Landrecht  des  Oldenamts  2  §  15, 
ed.  Feith  88;  vgl.  v.  d.  Vorm  459.  Dem  unechten  Bruder  kommt  gegen 
den  echten  der  zehnte  Pfennig  zu,  oder  aber  dieser  kann  statt  dessen  nach 
seiner  Wahl  jenem  den  Betrag  von  zehn  Mark  zahlen.  Danach  steht  der 
Unechte  hier  allerdings  ungünstiger,  als  in  den  Swearechten ;  er  darf  auf 
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1086]  die  zehn  Mark  nur  rechnen,  wenn  auf  den  Echten  nicht  minde- 
stens dasselbe,  sondern  das  neunfache  entfällt. 

1087.  Wird  anerkannt,  dass  wenigstens  in  den  Swearechten  das,  was 
der  Unechte  beanspruchen  kann,  ursprünglich  Abfindungsbetrag  war,  so 
werden  wir  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  dürfen.  Im  islandischen 
und  norwegischen  Rechte  ist  den  Unechten  zwar  nicht  das  Erbrecht 
abgesprochen ;  aber  sie  erscheinen  in  der  Erbentafel  so  weit  zurückgesetzt, 
dass  jenes  in  den  meisten  Fällen  für  sie  keinen  Werth  hatte.  Werthvoller 
war  wohl  für  sie  in  den  meisten  Fällen  die  in  beiden  Rechten,  vgl.  Maurer 
in  den  Münchner  Sitzungsber.  1883  S.  34.  53,  vorkommende  Bestimmung, 
dass  der  Vater  befugt  ist,  jedem  Unechten  auch  ohne  Zustimmung  seiner 
Erben  einen  Betrag  von  zwölf  Silberunzen  oder  Öre  zuzuwenden,  voraus- 
gesetzt, dass  jeder  echte  Erbe  mindestens  eben  so  viel  erhält.  Das  unter- 
scheidet sich  von  den  Swearechten  wesentlich  nur  dadurch,  dass  nach  diesen 
der  Vater  oder  sein  Erbe  den  Betrag  geben  muss,  nach  westnordischem 
Recht  ihn  geben  kann.  Werden  wir  bei  Besprechung  des  Erbrechts  der 
Unechten  die  Annahme  zu  begründen  suchen,  dass  auch  hier  beim  Zu- 
treffen gewisser  Voraussetzungen  der  Unechte  ursprünglich  das  volle  Erb 
recht  des  Echten  hatte,  so  dürften  jene  zwölf  Unzen  doch  wieder  auf  den 
Abfindungsbetrag  zurückgehen. 

Dann  aber  ist  bei  Richtigkeit  jener  Annahme  auch  hier  kein  Grund  zu 
bezweifeln,  dass  er  für  Echte  nicht  anders  bestimmt  war.  Denn  wenn  nicht 
als  Abfindungsbetrag,  doch  als  Pflichttheil  der  Echten  erscheint  er  auch  nach 
jenen  Angaben,  wenn  ausdrücklich  betont  ist,  dass  auch  jedem  echten  Erben 
mindestens  zwölf  Unzen  verbleiben  müssen.  Dass  der  Abfindungsbetrag 
uns  bald  als  solcher,  bald  als  Pflichttheil  genannt  wird,  wird  kaum  einer 
Erläuterung  bedürfen.  Hatte  der  Vatter  das  Recht,  ein  Kind  mit  einem  be- 
stimmten Betrag  abzufinden,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  damit  die  Auf- 
fassung verknüpfte ,  dass  auch  den  nicht  abgefundenen  Kindern  ein  Recht 
zustehe,  zu  verlangen,  dass  der  Vater  nur  so  über  sein  Vermögen  verfüge, 
dass  er  ihnen  gleichfalls  wenigstens  jenen  Betrag  hinterlassen  könne,  dass 
ihnen  aus  solchen  Abfindungen,  wenn  kein  Nutzen,  doch  auch  wenigstens 
kein  Schaden  erwachse. 

1088.  Stimmen  die  besprochenen  Rechte  darin  überein,  dass  sie  den 
Betrag  der  Abfindung  nicht  dem  Belieben  des  Vaters  überlassen,  sondern 
da  bei  ausreichendem  Vermögen  einen  Mindestbetrag  verlangen,  der  dann 
zugleich  Pflichttheil  der  nichtabgefundenen  Kinder  sein  soll,  so  scheint  sich 
nun  überdies  eine  Uebereinstimm  ung  der  Abfindungsbeträge 
zu  ergeben,  die  den  Gedanken  nahe  legen  kann,  dass  alle  schliesslich  auf 
ein  und  denselben  Betrag  zurückgehen  dürften,  der  sich  demnach  schon 
vor  der  Verzweigung  der  bezüglichen  Rechte  festgestellt  haben  müsste. 

Dass  isländisches  und  norwegisches  Recht  in  den  zwölf  Unzen  über- 
einstimmen, kann  freilich  nicht  befremden.  Eher  schon,  dass  wir  nun  auch 
nach  der  im  norwegischen,  wie  im  schwedischen  Rechtsgebiete  altherge- 
brachten, vgl.  AmiraObl.  1,440.  2,  506,  Theilung  der  Mark  in  acht  Unzen 
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oder  Ören  denselben  Betrag  in  den  Swearechten  wenigstens  als  Satz  für  die 
Tochter  finden,  während  er  da  für  den  Sohn  entsprechend  der  Zurück- 
setzung der  Tochter  als  Erbin  nach  Drittelsrecht,  vgl.  §  499,  verdoppelt  er- 
scheint 

Besonders  auffallend  ist  es  aber,  dass  gothisch-spanisches  und  burgun- 
disches  Recht  übereinstimmend  gerade  fünf  Solidi  nennen.  In  der  Zeit,  der 
die  Quellen  angehören,  denen  wir  unsere  Belege  entnahmen,  war  der 
Werth  derselben  freilich  vielfach  ein  sehr  geringfügiger  geworden ;  so  wurden 
etwa  nach  den  Fueros  von  Navarra  5,  3  c.  7  im  Gebirgslande  für  Todt- 
schlag  nach  Wahl  240  Sueldos  oder  zwölf  Ochsen  gezahlt;  die  fünf  Sols 
zu  Neuenburg  entsprechen  nach  Huber  Schw.  Erbr.  1 07  nur  etwa  fünfzehn 
Rappen.  Um  so  sicherer  ist  anzunehmen,  dass,  wenn  man  trotzdem  darauf 
Gewicht  legte ,  es  sich  um  Festhalten  an  einem  althergebrachten  Betrage 
handelte,  der  einst  einen  viel  höheren  Werth  darstellte,  der  dann  nur  be- 
züglich der  Zahl  und  der  altüblichen  Bezeichnung  des  Werthmessers  fest- 
gehalten wurde.  Nun  steht  kaum  etwas  der  Annahme  im  Wege,  dass 
Gothen  und  Burgunder  etwa  gleichzeitig  und  vielleicht  in  benachbarten 
Sitzen  die  Rechnung  nach  Solidi  aufnahmen.  Stellten  sich  dann  aber  bei 
beiden  gerade  fünf  Solidi  fest,  so  deutet  das  darauf,  dass  schon  früher  der 
Abfindungsbetrag,  wenn  auch  in  anderer  Weise,  übereinstimmend  be- 
messen war. 

Nun  waren  wenigstens  nach  Massgabe  unserer  späteren  Erörterungen 
gothisches  und  burgundisches  keineswegs  nachstverwandte  Rechte.  Das 
letztere  schliesst  sich  insbesondere  dem  norwegischen  Rechte  naher  an 
und  zwar  durchweg  so,  dass  die  Angaben  des  letztern  zwischen  denen  des 
gothischen  und  des  burgundischen  Rechts  vermitteln.  Das  würde  dann  von 
vornherein  daran  denken  lassen ,  dass  die  zwölf  norwegischen  Unzen  den 
fünf  Solidi  jener  beiden  Rechte  entsprechen  dürften.  Nun  werden,  wie  in 
der  ripuarischen  Lex,  auch  in  der  burgundischen  4  §  1  eine  Kuh  und  ein 
Solidus  gleichgestellt.  Andererseits  führt  aber  die  Vergleichung  der  islan- 
dischen und  norwegischen  Angaben,  vgl.  Amira  Obl.  2,524,  auf  einen  ur- 
sprünglichen Kuh  werth  von  '/„  Mark  oder  auch  21/*  Unzen.  Danach  würde 
also  die  Uebereinstimmung  eine  so  genaue  sein ,  wie  wir  sie  in  solchen 
Fällen  irgend  erwarten  können;  fünf  Kühe  würden  nahezu  ebenso  den 
zwölf  Unzen  oder  anderthalb  Mark,  als  den  fünf  Solidi  entsprechen. 
Weichen  andere  Angaben  ab,  so  entfernen  sie  sich  doch  auch  nicht  gar  zu 
weit  von  jener  Werthbemessung.  Nach  Uplandslagen  Withaer.  B.  23  §  6, 
28  §  1  galt  die  Kuh  zehn  Örtuge  oder  3  xjB  Unzen.  Die  gothischen  Rechts- 
quellen fuhren  für  bessere  Kühe  auf  vier  bis  sechs  Unzen;  vgl.  Wilda  Strafr. 
326.  332. 

Handelt  es  sich  da  um  Dinge,  die  mir  sehr  fern  liegen  und  deren  ge- 
nügendere Beurtheilung  ich  Andern  anheimstellen  muss ,  so  ist  mir  nach 
dem  Gesagtem  doch  höchst  wahrscheinlich,  dass  sich  im  ostgermanischen 
Recht  schon  vor  dessen  Verzweigung  ein  üblicher  Abfindungsbetrag  von 
fünf  Kühen  oder  deren  Werth  festgestellt  haue,  da  die  betonten  Umstände 
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1088]  mindestens  ergeben  dürften,  dass  gerade  dieser  sich  dann  sehr  wohl 
einerseits  in  fünf  Solidi,  andererseits  in  zwölf  Unzen  umsetzen  konnte. 
Deuten  dann  die  Angaben  des  nordschwedischen  und  danischen  Rechts 
auf  den  doppelten  Betrag  von  drei  Mark,  so  mag  sich  dieser  unmittelbar 
aus  Verdoppelung  schon  der  Zahl  der  Kühe  oder  aber  daraus  ergeben 
haben,  dass  zur  Zeit,  als  hier  der  Uebergang  zu  einem  festeren  Werth- 
messer  erfolgte,  der  Werth  der  Kühe  im  Verhältniss  zu  diesem  gestiegen  war. 

Wenigstens  dann,  wenn  unsere  Annahmen  über  die  Verzweigung  der 
Rechte  sich  als  richtig  bewähren  sollten  und  wenn  man  nicht  umgekehrt  ein 
Recht  als  Ausgangspunkt  zu  betrachten  hätte,  welchem,  wie  etwa  dem  lon- 
gobardischen,  jede  Abfindung  der  Söhne  ausser  durch  Herausgabe  ihres 
vollen  Erbtheils,  sichtlich  fremd  ist,  dürfte  das  Gesagte  auch  die  Annahme 
genügend  begründen,  dass  nach  ursprünglichstem  ostgermanischen  Rechte 
der  Vater  die  Befugniss  hatte,  jedes  seiner  Kinder,  Echte  wie  Unechte,  Söhne 
wie  Töchter,  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  erfolgende  Vergabung  für  sein 
Erbrecht  abzufinden  und  dass  dafür  wahrscheinlich  fünf  Kühe  oder  deren 
Werth  wenigstens  dann  als  Mindestbetrag  betrachtet  wurden,  wenn  das  Ver- 
mögen überhaupt  so  gross  war,  dass  auch  für  jedes  der  andern  Kinder  min- 
destens derselbe  Betrag  erübrigte.    Während  daneben  in  andern  Rechten 
sich  mehrfach  die  Auffassung  geltend  machte,  dass  jede ,  auch  noch  so  ge- 
ringfügige Vergabung  genüge,  wenn  der  Vater  erklärte,  dass  durch  dieselbe 
das  Kind  für  sein  Erbrecht  abgefunden  sein  solle. 

1089.  Kann  wenigstens  nach  einigen  der  besprochenen  Rechte  das 
Abfindungsrecht  auch  später  noch  allen  Kindern  gegenüber,  Echten  wie 
Unechten,  Söhnen  wie  Töchtern  gegenüber  geübt  werden,  und  deuten 
manche  Haltpunkte  darauf  hin,  dass  das  ursprünglich  in  allen  bezüglichen 
Rechten  zutraf,  so  finden  sich  in  andern  nur  noch  Reste,  so  dass  wir  uns 
da  auf  die  Annahme  nachträglicher  Beschränkung  desAbfindungs- 
rechts  auf  einzelne  Klassen  vonKindern  hingewiesen  sehen.  Ins- 
besondere erscheinen  in  manchen  der  ostgermanischen  Rechte  die  An- 
sprüche der  echten  Söhne  so  gefestigt,  dass  nicht  allein  dem  Vater  kein 
Recht  zusteht,  sie  für  ihr  Erbrecht  abzufinden,  sondern  sich  überdies  Warte- 
rechte derselben  festgestellt  hatten,  welche  den  Vater  hinderten,  durch  Ver- 
fügungen unter  Lebenden  sein  ihnen  zu  hinterlassendes  Vermögen  über  ein 
bestimmtes  Mass  zu  verringern. 

Aber  ich  denke,  es  ist  leicht  erklärlich,  wenn  sich  da  von  ein  und  der- 
selben Grundlage  aus  in  der  Weiterentwicklung  sehr  verschiedene  Gestal- 
tungen ergeben  konnten.  Denn  auch  dann,  wenn  der  Vater  nach  strengem 
Recht  befugt  war,  jedes  Kind  mit  einem  geringeren  Betrage  abzufinden, 
konnte  doch  sehr  ins  Gewicht  fallen,  ob  auch  die  Sitte  es  billigte  oder  nicht, 
wenn  er  in  den  Einzelfällen  von  jenem  Rechte  Gebrauch  machte.  War  etwa 
die  Zahl  der  Kinder  so  gross,  dass  sie  sich  voraussichtlich  bei  gleicher  Thei- 
lung  auf  dem  väterlichen  Gute  nicht  fortbringen  konnten,  so  wird  man 
keinen  Anstoss  daran  genommen  haben,  wenn  der  Vater  einigen  derselben 
einen  Abfindungsbetrag  gab  und  sie  anwies,  damit  ihr  Glück  in  der  Fremde 
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zu  versuchen.  Insbesondere  wird  aber  die  Sitte  da  mehr  und  mehr  zwischen 
den  verschiedenen  Klassen  der  Kinder  unterschieden  haben. 

Das  wird  zunächst  bezüglich  der  Unechten  zu  beachten  sein.  Hatten 
diese,  wie  das  im  gothisch-spanischen  Recht  noch  spater  ausdrücklich  aus- 
gesprochen ist,  wie  ich  das  für  andere  ostgermanische  Rechte  wenigstens 
als  ursprüngliche  Gestaltung  nicht  bezweifeln  möchte,  gleiches  Erbrecht 
auch  neben  Echten,  so  wird  man  es  mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Ehe 
gebilligt  haben,  wenn  der  Vater  zunächst  die  Unechten  abfand.  Fanden  wir 
in  Spanien  wohl  das  Recht  des  Vaters  auch  Echten  gegenüber  noch  aner- 
kannt, so  dürfen  wir  daraus ,  dass  manche  der  Angaben  nur  von  den  Un- 
echten sprechen,  wohl  schliessen,  dass  thatsächlich  nur  noch  diesen  gegen- 
über das  Recht  in  Anwendung  gebracht  wurde. 

Fanden  wir  dann  in  andern  Rechten  das  gleiche  Erbrecht  auch  der 
nichtabgefundenen  Unechten  nicht  mehr  anerkannt,  hatten  dieselben  auch 
nach  dem  Tode  des  Vaters  nur  noch  ein  Recht  auf  den  Abfindungsbetrag, 
so  mag  das  nicht  blos  darauf  zurückgehen,  dass  die  Abfindung  der  Un- 
echten so  allgemein  üblich  wurde,  dass  man  den  bezüglichen  Willen  des 
Vaters  voraussetzte.  Es  wird  auch  zu  beachten  sein ,  dass  man  es  bei  den 
ursprünglich  keiner  festen  Regel  unterworfenen  Heirathsverträgen  in  der 
Hand  hatte,  erbrechtliche  Begünstigungen  für  die  Kinder  der  Ehe  zu  be- 
dingen. Wir  glaubten  es  etwa  $  840  darauf  zurückführen  zu  sollen,  wenn 
in  westfränkischen  Rechten  die  Aussteuer  der  Mutter  wohl  nur  den  Kin- 
dern ihfer  ersten  Ehe  zugesprochen  wurde.  In  einem  portugiesischen  Hei- 
rathsvertrage  von  1091,  Portug.  Mon.,  Dipl.  1,  456,  sichert  der  Mann  der 
Frau  die  Hälfte  seines  Erbgutes  zu :  et  de  alia  medieiate  non  cabiam  in  illa 
filios  de  alia  mulier e ;  wie  er  der  Frau  verspricht,  sie  nicht  wegen  eines 
andern  Weibes  zu  verlassen ,  so  soll  auch  das  Erbrecht  ihrer  Kinder  nach 
dem  Vater  nicht  durch  mit  einem  andern  Weibe  gezeugte  Kinder  beein- 
trächtigt werden.  Hatten  die  Unechten  ursprünglich  Erbrecht,  wenn  sie 
nicht  abgefunden  waren ,  so  lag  es  nahe,  bei  den  Heirathsverträgen  im  In- 
teresse der  Echten  zu  bedingen,  dass  sie  abgefunden  werden  sollten.  So 
erklärt  es  sich,  wenn  ihnen  mit  der  Zeit  überhaupt  nur  der  Abfindungsbe- 
tragzugesprochen wurde.  Und  das  konnte  sich  dann,  wie  im  norwegischen 
und  isländischen  Recht,  noch  weiter  dahinabschwächen,  dass  ihnen  der 
Abfindungsbetrag  nicht  zukommen  musste,  sondern  es  dem  Vater  nur  zu- 
stand, ihnen  denselben  auch  ohne  Einwilligung  der  Echten  zuzuwenden. 
Wir  werden  auf  diese  Verhältnisse' bei  der  zusammenhängenden  Bespre- 
chung des  Erbrechts  der  Unechten  zurückkommen. 

1090.  Hat  dann  zweifellos  im  Laufe  der  Zeit  das  Abfindungsrecht 
vielfach  zu  einer  Zurücksetzung  der  Töchter  geführt,  so  fehlt  doch  jeder 
Grand  zu  der  Annahme,  es  sei  etwa  schon  ursprünglich  nur  Töchtern  ge- 
genüber anerkannt  gewesen ;  wir  haben  da  zweifellos  von  ursprünglicher 
rechtlicher  Gleichstellung  von  Söhnen  und  Töchtern  auszu- 
gehen. Wie  der  mit  seiner  Zustimmung  abgetheilte  Sohn  ebenso  sein  Erb- 
recht verlor,  wie  die  Tochter,  vgl.  §  1080,  wie  die  Bevorzugung  ebenso  die 
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1090]  Tochter  treffen  konnte,  als  den  Sohn,  vgl.  $  1073,  und  sich  erst  im 
Laufe  der  Zeit  in  einzelnen  Rechten  eine  rechtlich  anerkannte  Zurück- 
setzung der  Töchter  daraus  ergeben  zu  haben  scheint,  so  wird  entsprechende 
Entwicklung  auch  hier  anzunehmen  sein.  Nach  dem ,  was  wir  noch  von 
spatern  Zeugnissen  anzuführen  wussten,  steht  dem  Vater  allen  Kindern, 
Söhnen  wie  Töchtern,  gegenüber  das  Abfindungsrecht  zu;  und  wo  wir 
feste  Sätze  genannt  finden,  handelt  es  sich  bei  beiden  um  denselben  Betrag. 
Eine  Ausnahme  ergeben  in  dieser  Richtung  nur  die  schwedischen  Rechte, 
indem  sie  der  Tochter  nur  den  halben  Betrag  des  Sohnes  zusprechen ;  zwei- 
fellos im  engsten  Zusammenhange  damit,  dass  die  Tochter  auch  als  Erbin 
nur  halben  Kopftheil  des  Sohnes  nimmt.  Das  ist  eine  Eigenthümlichkeit 
der  Rechte  der  dänischen  Gruppe,  auf  welche  wir  im  Zusammenhange  zu- 
rückkommen werden.  Sehen  wir  davon  vorläufig  ab,  so  kann  der  Umstand, 
dass  die  anscheinend  auf  sehr  frühe  Zeiten  zurückreichenden  Abfindungs- 
beträge für  Tochter  und  Sohn  dieselben  sind,  nur  für  unsere  Annahme 
sprechen,  dass  ursprünglich  auch  im  Erbrechte  selbst  Sohn  und  Tochter 
gleichgestellt  waren. 

Manche  Angaben  lassen  dann  auch  nicht  bezweifeln,  dass  der  Abfin- 
dung von  Söhnen  vielfach  auch  später  rechtlich  nichts  im  Wege  stand. 
Insbesondere  ergab  sich  aus  den  §  1085  mitgetheilten  Angaben  aus  Wallis, 
bei  welchen  schon  der  Mindestbetrag  von  fünf  Solidi  auf  Anschluss  an 
ältestes  Recht  deutet,  aufs  bestimmteste,  dass  es  da  noch  später  dem  Vater 
zustand,  den  Sohn,  ganz  ebenso  wie  die  Tochter,  durch  eine  Aussteuer  für 
sein  Erbrecht  abzufinden.  Wohl  deutet  zuweilen  die  Fassung  darauf  hin, 
dass  das  Recht  zunächstTöchtern,  notanter  femellis,  gegenüber  geübt  wurde. 
Aber  einzelne  Angaben  lassen  doch  keinen  Zweifel,  dass  das  auch  Söhnen 
gegenüber  thatsächlich  wenigstens  dann  noch  geübt  wurde,  wenn  besondere 
Umstände  das  billig  erscheinen  Hessen.  So  wird  1575  zu  St.  Maurice  und 
andern  Orten  des  untern  Wallis,  Heusler  Rechtsq.  396,  das  Abfindungs- 
recht zunächst  mit  Rücksicht  auf:  patres  habentes  quam  plures  liberos  mos- 
culos  legitimos,  bestätigt. 

Insbesondere  lag  in  der  Abfindung  eines  Sohnes  mit  einem  geringeren 
Betrage  keine  Unbilligkeit,  wenn  er  eine  Filia  hereditaria  heirathete,  die 
beim  Mangel  von  Söhnen  ihre  Eltern  allein  oder  mit  ihren  Schwestern  be- 
erbt hatte.  Die  Angaben,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  174.  178.  321,  lassen  deut- 
lich erkennen,  dass  dann  der  Mann  ausgesteuert  wurde  und  nun  vermö- 
gensrechtlich ganz  in  die  Stellung  zu  seiner  Frau  kam,  wie  sonst  die  aus- 
gesteuerte Frau  zum  Manne.  So  ist  in  den  Artikeln  von  Naters  von  1446 
§  10  zuerst  von  den  Rechten  der  ausgesteuerten  Frau  nach  dem  Tode  ihres 
Mannes  die  Rede  und  dann  hinzugefügt:  Simili  quoque  modo,  si  mar  Uns 
cum  dote  ei  mobilibus  bonis  ad  domum  et  ad  mansionem  seu  matrimonium 
alicuius  mulier is  herediiarie  perveneriiy  tunc  observari  debet  per  ipsum  ma- 
ritum,  sicut  dicta  mulier  expedita  cum  dote  in  bonis  mariii. 

Im  Recht  von  Uznach  fanden  wir  §  1082  noch  1602  betont,  dass 
Söhne  ebenso,  wie  Töchter,  sich  mit  der  Aussteuer  begnügen  müssen.  Eine 
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Angabe  des  Dith marscher  Landrechts  §  1 90  ergibt  bestimmt,  dass  auch  bei 
Aussteuer  des  Sohnes  der  Betrag  vom  Belieben  des  Vaters  abhing.  Stirbt 
ein  Sohn,  den  der  Vater  bei  der  Heirath  nicht  abgesondert  hat,  so  hat  dieser 
mit  zwölf  Helfern  anzugeben,  was  er  seinem  Sohne  auszuthun  beabsichtigte, 
wonach  sich  dann  das  Recht  der  Wittwe  bemessen  soll.  Nach  einem 
Magdeburger  Schöffenspruche,  Wasserschieben  Deutsche  Rechtsq.  54,  hatte 
der  Vater  dem  Sohne  gerichtlich  einen  Geldbetrag  überwiesen;  nach  dem 
Tode  des  Vaters  wird  geurtheilt,  dass  er  dadurch  sein  Erbrecht  nicht  ver- 
loren habe,  wenn  dabei  nicht  ausdrücklich  die  Abfindung  ausgesprochen 
war:  hadde  aver  de  vader  dath  bescheyden ,  dath  he  sick  daran  genogen 
taten  scholde,  s\o  mochte  he  nicht  deylen  mit  den  anderen  hinderen.  Nach 
dem  Butjadinger  Landrecht  $  51,  Pufendorf  Obs.  4,  614,  erben  ausge- 
steuerte Söhne  und  Töchter  dann  nicht,  wenn  die  Eltern  erklärten,  dass  sie 
mit  dem  Erhaltenen  abgefunden  sein  sollen.  Auch  sonst  ist  in  friesischen 
Rechten  mehrfach  gesagt,  dass  ausgesteuerte  Söhne  und  Töchter  nicht  erben, 
ohne  dass  gerade  ausgesprochen  wäre,  dass  zur  Aussteuerung  das  Belieben 
der  Eltern  genügte. 

Aber  auch  nächstliegende  Erwägungen  weisen  bestimmt  darauf  hin, 
dass  das  Abfindungsrecht  in  seinen  Anfängen  gewiss  nicht  vorzugsweise 
die  Tochter  als  solche  im  Auge  hatte.  War  die  Zahl  der  im  Elternhause  be- 
findlichen Kinder  so  gross ,  dass  zunächst  das  es  wünschenswerth  machte, 
die  Zahl  der  Glieder  der  Hausfamilie  und  künftigen  Erben  zu  verringern, 
indem  einzelne  derselben  für  ihre  Ansprüche  auf  das  Familiengut  abge- 
funden und  angewiesen  wurden,  ihr  Glück  auswärts  zu  versuchen,  so  war 
die  Abfindung  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ursprünglich  wohl  zunächst 
bei  Söhnen  üblich.  Auch  wenn  dem  Vater  unverheiratheten  Töch- 
tern gegenüber  dasselbe  Recht  zugestanden  hätte,  würde  die  Sitte  es  von 
nächstliegenden  Gesichtspunkten  aus  gewiss  höchlich  missbilligt  haben, 
wenn  er  solche  ohne  ihre  Zustimmung  in  derselben  Weise  hätte  abfinden 
wollen.  Sie  bedurften  des  Schutzes  des  Hauses,  wenn  sie  nicht  der  miss- 
achteten Klasse  der  fahrenden  Weiber  anheimfallen  sollten.  Der  zweifellos 
von  der  Sitte  einzig  gebilligte  Weg,  die  Tochter  aus  dem  Hause  zu  ent- 
fernen, war  der,  dass  die  Eltern  oder  sonstigen  nächsten  Angehörigen  für 
eine  Verheirathung  und  damit  für  anderweitigen  männlichen  Schutz  sorgten. 
Es  erklärt  sich  damit,  wenn,  worauf  wir  zurückkommen ,  im  westfränki- 
schen Rechtsgebiete  ein  Abfindungsrecht  der  Eltern  gegenüber  der  Tochter 
überhaupt  nur  bei  deren  Verheirathung  zulässig  war.  Nach  der  §  1086  er- 
wähnten Angabe  des  gothländischen  Rechts  soll  der  Vater  sichtlich  dahin 
trachten,  auch  unechte  Töchter,  bis  sie  achtzehn  Jahre  alt,  zu  verheirathen, 
und  auch  dann  die  unverheiratheten  nur  abfinden ,  wenn  es  ihr  eigener 
Wille  ist,  nicht  länger  beim  Vater  zu  bleiben. 

Auch  in  Rechten ,  in  welchen  Töchter  im  allgemeinen  kein  Erbrecht 
neben  ihren  Brüdern,  sondern  nur  einen  Anspruch  auf  eine  Aussteuer  bei 
ihrer  Verheirathung  haben,  finden  wir  Sonderbestimmungen  bezüglich  der 
unverheirathet  bleibenden.  Nach  Massgabe  des  §  1056  Bemerkten  erhielten 
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1090]  dieselben  nach  burgundischem  Recht  wenigstens  Leibzucht  an  be- 
stimmten Theilen  des  Nachlasses.  Durchweg  finden  wir  aber  mindestens 
einen  Anspruch  derselben  anerkannt,  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  im 
väterlichen  Hause  zu  verbleiben  und  von  ihren  Brüdern  standesgemäss 
unterhalten  zu  werden.  Mag  das  bezüglich  unverheiratheter  Vaterschwe- 
stern in  Einzelrechien  nicht  ausdrücklich  anerkannt  sein  und  war  dann 
bei  den  Longobarden  nach  Ahist.  io  häufig  die  Folge:  ut,  dum  remanebant 
in  capillo  in  casa  inordinate ,  patientes  necessitatem,  servis  se  copulabant, 
so  wurde  nun  ihren  Neffen  zur  Pflicht  gemacht,  in  entsprechender  Weise 
für  sie  zu  sorgen. 

1091.  Dagegen  erklärt  es  sich  leicht,  wenn  auch  die  Sitte  es  billigte, 
dass  der  Vater  heirathenden  Töchtern  gegenüber  von  seinem  Ab- 
findungsrechte Gebrauch  machte,  und  wenn  sich  im  Anschlüsse  daran  der 
Satz  feststellte,  dass  verheirathete  Töchter  überhaupt  kein  Erbrecht  hatten, 
sondern  für  dasselbe  durch  das,  was  ihnen  bei  derHeirath  mitgegeben  war, 
als  abgefunden  galten. 

Allerdings  musste  das  nicht  gerade  der  Fall  sein.  Nirgends  findet  sich 
strenger  nach  altern,  wie  Jüngern  Quellen,  an  der  erbrechtlichen  Gleich- 
stellung beider  Geschlechter  festgehalten,  als  in  Spanien,  vgl.  §  1028  ff.,  wie 
ebenda,  vgl.  §  1063,  später  wenigstens  im  castilischen  Recht  jede  Bevor- 
zugung eines  Kindes  verboten  ist.  Nun  fanden  wir  andererseits  $  1082  ff", 
gerade  in  Spanien  die  bestimmtesten  Zeugnisse  für  das  Abfindungsrecht  des 
Vaters;  und  zwar  nicht  blos  in  den  Gebieten  des  Nordens,  in  welchen  auch 
später  noch  jede  Bevorzugung  einzelner  Kinder  gestattet  war.  Aber  selbst 
in  diesen  ergibt  sich  später  keine  Zurücksetzung  der  Töchter,  welche  sich 
darauf  zurückführen  Hesse.  Es  mag  sich  das  daraus  erklären,  dass,  wenn 
auch  dem  gothischen  Recht  das  Abfindungsrecht  nicht  fremd  war,  sich  doch 
die  Sitte  dahin  entwickelte,  dass  diese  es  nur  noch  billigte,  wenn  dasselbe 
Unechten  gegenüber  in  Anwendung  gebracht  wurde;  dass  dagegen  das 
gleiche  gesetzliche  Erbrecht  beider  Geschlechter  hier  so  fest  wurzelte,  dass 
man  es  missbilligte,  wenn  der  Vater  davon  Gebrauch  machen  wollte,  um 
auch  die  echten  Töchter  durch  Abfindung  bei  ihrer  Verheirathung  gegen 
die  Söhne  zurückzusetzen. 

Mochte  aber  in  einzelnen  Rechten,  auch  wenn  in  denselben  ursprüng- 
lich ein  allgemeines  Abfindungsrecht  des  Vaters  anerkannt  war,  dasselbe 
im  Laufe  der  Zeit  in  der  Regel  nur  noch  Unechten  gegenüber  in  Anwen- 
dung gebracht  werden,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  überwiegend  auch  die  Sitte 
es  durchaus  billigte,  wenn  von  solchem  Rechte  sich  ver heirathenden  Töch- 
tern gegenüber  Gebrauch  gemacht  wurde.  Sie  schieden  aus  dem  wirt- 
schaftlichen Verbände  der  Familie  aus,  ihre  Thätigkeit  kam  fortan  einem  frem- 
den Hause  zu  Gute.  Schon  das  musste  es  wünschenswerth  erscheinen  lassen, 
dass  eine  endgiltige,  auf  der  Grundlage  des  jetzigen  Vermögensbestandes 
erfolgende  Auseinandersetzung  vorgenommen  wurde.  Es  konnte  unbillig 
erscheinen,  wenn  ihr  auch  noch  Rechte  auf  das  verbleiben  sollten,  was  die 
Eltern  weiterhin  mit  den  zurückbleibenden  Geschwistern  erarbeiteten.  Um- 
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gekehrt  aber  auch,  dass  sie  dadurch  verkürzt  werden  sollte,  wenn  es  mit 
der  Wirthschaft,  auf  welche  ihr  kein  Einfluss  mehr  zustand,  weiterhin  rück- 
wärts ging. 

Die  Abfindung  der  sich  nach  auswärts  verheiratenden  Töchter  konnte 
noch  in  anderer  Richtung  zweckentsprechend  erscheinen.  Wir  wiesen 
schon  S  1042  darauf  hin,  wie  sich  aus  ihrem  Erbrechte  besondere  Schwie- 
rigkeiten ergaben,  wenn  sie  auch  an  den  Liegenschaften  gleichen  Antheil 
beanspruchen  konnten.  Es  lag  daher  nahe ,  wenn  der  Vater  sich  verheira- 
thenden  Töchtern  gegenüber  sein  Abfindungsrecht  in  der  Weise  zur  Gel- 
tung brachte,  dass  er  ihnen  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  Fahrniss  zu- 
wies; oder  doch  solche  Liegenschaften,  welche  mit  dem  Haupthofe  nicht 
in  näherem  Zusammenhange  standen  und  ohne  grössern  Nachtheil  von 
demselben  getrennt  werden  konnten. 

Endlich  wird  noch  ein  Umstand  zu  beachten  sein,  der  gerade  die  Ab- 
findung sich  verheirathender  Töchter  nicht  unbillig  erscheinen  lassen  konnte. 
Durch  die  Verheirathung  erwarb  die  Frau  durchweg  ausgedehnte  Rechte 
amVerrnögen  ihres  Mannes,  durch  welche  ihre  Zukunft  selbst  dann  gesichert 
erscheinen  konnte,  wenn  ihr  von  den  Eltern  rührendes  eigenes  Vermögen 
gering  war.    Wir  sahen ,  wie  bedeutend  bei  den  Franken  die  Dos  war, 
welche  der  Frau  ursprünglich  zu  Eigen,  dann  zu  Zucht  zukam.  Haben  sich 
da  aber  in  manchen  Rechten  die  Ansprüche  des  Mannes  und  der  Frau  aus- 
geglichen, so  war  das,  wie  ich  denke,  erst  das  Ergebniss  nachträglicher 
Entwicklung,  wie  ich  das  $  844  ff.  wenigstens  für  einen  Einzelfall  naher  zu 
begründen  suchte.  Durchweg  sehen  wir  uns  darauf  hingewiesen,  dass  der 
Mann  nicht  allein  keine  Ansprüche  auf  das  Vermögen  der  Frau  erwarb, 
sondern  einen  Theil  seines  Vermögens  aufwenden  musste,  um  das  Recht 
auf  die  Frau  zu  erwerben.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  bei  gleicher  Theilung 
nach  den  Eltern  die  verheirathete  Schwester  ungleich  günstiger  gestellt  war, 
als  ihre  Brüder.   Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  konnte  es  billig  er- 
scheinen, wenn  die  Eltern  ihr  Abfindungsrecht  benutzten,  um  sich  verhei- 
rathende  Töchter  mit  einem  geringeren  Betrage  abzufinden,  wenn  die  Sitte 
das  auch  bei  Söhnen  mit  der  Zeit  missbilligte.    Die  betonten  Umstände 
dürften  es  genügend  erklären,  wenn  unter  dem  Einflüsse  der  Sitte  das  all- 
gemeine Abfindungsrecht  sich  dahin  abschwächte,  dass  es  nur  sich  ver- 
heirathenden  Töchtern,  nicht  aber  Söhnen  gegenüber  in  Anwendung  ge- 
bracht werden  sollte. 

1093*  Das  bisher  besprochene  Abfindungsrecht,  wie  wir  es  insbeson- 
dere in  ostgermanischen  Rechten  noch  später  und  ohne  Beschränkung  auf 
Töchter  erwähnt  fanden,  geht  wohl  zweifellos  aus  den  früher  angegebenen 
Gründen  auf  eine  gemeinsame  älteste  Grundlage  zurück.  Aber  es  kann 
doch  zweifelhaft  sein ,  ob  wir  überall  in  den  germanischen  Rechten  von 
ihm  ausgehen  dürfen.  Finden  wir  andererseits  das  mit  einem  solchen  Ab- 
findungsrechte nicht  wohl  zu  vereinbarende  Verbot  der  Bevorzugung  ein- 
zelner Kinder  in  den  verschiedensten  Rechten  so  bestimmt  betont,  so  muss 
schon  das  es  misslich  erscheinen  lassen,  überall  an  ein  solches  allgemeines 
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1092]  Abfindungsrecht  anzuknüpfen  und  auf  dasselbe  die  Abfindung  sich 
verheirathender  Töchter  zurückzuführen. 

Wenigstens  in  Einzelfallen  lässt  sich  denn  auch  die  Annahme  nach- 
träglicher Entwicklung  eines  nur  Töchter  treffenden  Ab- 
findungsrechtes in  Rechten,  in  welchen  ursprünglich  nur  Gleichbe- 
handlung aller  Kinder  gestattet  gewesen  zu  sein  scheint,  bestimmter  be- 
gründen. So  insbesondere  im  west fränkischen  Recht,  dessen  be- 
zügliche Bestimmungen  bereits  §  838  ff.,  853  ff.  besprochen  wurden.  Die 
Befugniss  der  Abfindung  der  Tochter  durch  irgendwelchen  im  Belieben 
des  Erblassers  stehenden  Betrag  findet  sich  wohl  aufs  bestimmteste  ausge- 
sprochen. Nach  der  Coutume  von  Anjou  S  241  steht  es  dem  Homme  noble 
zu,  der  sich  verheirathenden  Tochter  mehr  zu  geben,  als  auf  ihren  Aotheil 
entfallen  würde :  mais  aussi  s'il  luy  donne  moins  en  mariage  quil  ne  luy 
fust  e scheu  de  sa  succession ,  et  ne  luy  eust-il  donne*  qu  un  chappeau  de 
roses,  c  est  d  scavoir  quelque  legier  don  de  mariage,  so  ist  sie  damit  vom 
Erbe  nach  Eltern  und  Grosseltern  ausgeschlossen,  solange  männliche  Erben 
da  sind. 

Das  erinnert  denn  allerdings  auffallend  an  die  §  1082  ff.  besprochenen 
Bestimmungen  lothringischer  und  pyrenäischer  Rechte,  wonach  jede,  auch 
die  geringste  Gabe  zur  Abfindung  eines  Kindes  genügt;  man  könnte  daran 
denken,  es  handle  sich  hier  um  dieselbe  Grundlage,  es  habe  sich  das  allge- 
meine Abfindungsrecht  hier  nachträglich  auf  Töchter  beschränkt.  Aber  ab- 
gesehen davon,  dass  sich  ein  solches  Genügen  auch  des  geringsten  Betrages 
doch  ausdrücklich  nur  in  Anjou  und  einigen  Nachbargebieten  betont  findet, 
wird  wohl  zu  beachten  sein,  dass  dieses  auf  die  Tochter  beschränkte  Ab- 
findungsrecht hier,  wie  sonst  in  den  westfränkischen  Coutumes,  nur  als 
Adelsrecht  erwähnt  wird,  sich  ausdrücklich  auf  die  Nobles  beschränkt,  wäh- 
rend überdies  auch  bei  diesen  vielfach  ein  Verzicht  der  Tochter  verlangt 
wird. 

Deutet  schon  das  auf  Entstehung  in  späterer  Zeit,  als  sich  im  An- 
schlüsse an  das  Lehen  das  Sonderrecht  des  Adels  ausbildete,  so  wird  es  für 
die  älteren  landrechtlichen  Verhältnisse  ungleich  beachtenswerther  sein,  dass 
bei  Roturiers  im  allgemeinen  ein  Abfindungsrecht  der  Eltern  nicht  aner- 
kannt wird,  dass  oft  ausgesprochen  ist,  dass  diese  das  eine  Kind  nicht  vor 
dem  andern  bevorzugen  sollen.  Schloss  das  eine  Mitgift  bei  der  Heirath 
nicht  aus,  so  fanden  wir  doch  verlangt,  dass  alles  Erhaltene  behufs  gleicher 
Theilung  eingeworfen  werden  musste,  vgl.  $  1061,  oder  dass  bei  Roturiers 
die  Aussteuer  nur  bei  ausdrücklichem  Verzichte,  vgl,  $  1079,  vom  Erbe 
ausschliessen  sollte. 

Versuchen  wir  es,  das  mit  unsern  frühern  Ergebnissen  bezüglich  der 
ältesten  fränkischen  Erbenfolge  in  Verbindung  zu  bringen,  so 
glaubten  wir  $910.  957  ff.  annehmen  zu  sollen,  dass  den  Kindern  ur- 
sprünglich nur  Erbrecht  nach  der  Mutter  zustand.  Dann  aber  deutet  das 
S  854  ff.  Bemerkte  zweifellos  darauf  hin,  dass  es  der  Mutter  ursprünglich 
nicht  zustand,  ändernd  in  die  Folge  der  Kinder  einzugreifen,  dass,  wenn 
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nicht  das  Recht,  wenigstens  die  Sitte  verlangte,  dass  sie  ihr  Gut  ungemin- 
dert  den  Kindern  erhielt,  welche  dasselbe  nach  ihrem  Tode  gleich  theilten 
unter  Anrechnung  dessen,  was  einzelnen  bei  der  Heirath  vorherausgegeben 
sein  mochte.  Dagegen  nahmen  wir  an ,  dass  die  Kinder  ursprünglich  nach 
dem  Vater  kein  Erbrecht  hatten,  dass  sich  dieses  erst  dadurch  entwickelte, 
dass  der  Vater,  der  freie  Verfügung  über  sein  von  der  Dos  nicht  getroffenes 
Vermögen  hatte,  seine  Kinder  für  dasselbe  zu  Erben  zu  setzen  pflegte ;  vgl. 
S  910.  Hing  das  aber  ursprünglich  ganz  von  seinem  Belieben  ab,  so  stand 
auch  nichts  im  Wege,  dass  er  in  Berücksichtigung  der  Gründe,  welche  ins- 
besondere seit  der  steigenden  Bedeutung  des  Grundeigenthums  für  Bevor- 
zugung der  Söhne  sprachen,  vgl  §  1042,  nur  diese  unter  Ausschluss  der 
Töchter  zu  Erben  setzte.  Damit  konnten  sich  dann  von  solcher  Grundlage 
aus  Bestimmungen  ergeben,  wie  wir  sie  §  852  anführten,  wonach  Töchter 
nur  vom  Vatergut  durch  Söhne  ausgeschlossen  waren ,  während  sie  in  das 
Muttergut  zu  gleichem  Rechte  folgten. 

Oder  aber ,  wenn  man  nicht  so  weit  ging ,  konnte  es  üblich  werden, 
dass  der  in  der  Verfügung  über  sein  freies  Vermögen  nicht  beschränkte 
Vater  seinen  Töchtern  nur  bei  der  Verheirathung  eine  Aussteuer  zu  geben 
pflegte  und  bestimmte,  dass  sein  künftiger  Nachlass  nur  den  nichtausge- 
steuerten Kindern  zufallen  solle.  Daraufhin  konnten  sich  dann  Gestaltungen 
ergeben,  wie  wir  sie  S  854  besprachen,  wonach  nur  dem  Vater  ein  Recht 
zustand,  die  Tochter  abzufinden ,  und  zunächst  nur  für  sein  eigenes  Gut. 
Und  das  wird  nicht  erst  Ergebniss  der  spätem  Sonderstellung  des  Lehns- 
adels sein,  da  wir  in  einzelnen  Gebieten  dieses  einseitige  Abfindungsrecht 
des  Vaters  ausdrücklich  auch  für  Roturiers  anerkannt  fanden. 

Aber  überwiegend  hat  sich  von  jener  Grundlage  aus  keine  verschie- 
dene Stellung  beider  Eltern  entwickelt.  Insbesondere  ergibt  sich  auch  für 
das  Recht  der  Roturiers,  welches  uns  für  die  älteren  Verhältnisse  zunächst 
massgebend  sein  muss,  Gleichstellung  derselben ;  weder  Vater,  noch  Mutter 
sollen  ein  Kind  bevorzugen  dürfen.    Kann  das  von  jener  Grundlage  aus 
zwar  nicht  bei  der  Mutter,  wohl  aber  beim  Vater  befremden,  so  dürfte  im 
allgemeinen  die  Erklärung  darin  zu  suchen  sein,  dass  die  Weiterentwick- 
lung des  fränkischen  Rechts  sichdich  auf  möglichste  Ausgleichung  der  Stel- 
lung beider  Eltern  und  ihrer  Sippen  gerichtet  war;  dass  insbesondere  der 
Uebergang  vom  einseitigen  zum  zweiseitigen  Erbrecht  sich  nach  dem  §  964  ff. 
Bemerkten  dadurch  ergeben  zu  haben  scheint,  dass  dasselbe  Recht,  welches 
früher  nur  den  Muttermagen  zustand,  auf  die  entsprechenden  Vatermagen 
ausgedehnt  wurde.  War  früher  nur  das  gesetzliche  Erbrecht  nach  der  Mutter 
anerkannt  und  zwar  so,  dass  diese  kein  Kind  bevorzugen  sollte,  so  mochte 
das  dann  auch  überwiegend  als  massgebend  für  den  Vater  anerkannt  wer- 
den, als  sich  das  gesetzliche  Erbrecht  der  Kinder  auch  nach  diesem  fest- 
stellte. 

Dann  konnte  sich  auch  von  dieser  Grundlage  aus  kein  Ausschluss  der 
Töchter  vom  Erbe  ergeben.  Haben  wir  allerdings  nach  dem  S  988  ff.  Be- 
merkten anzunehmen,  dass  wenigstens  zeitweise  im  westfränkischen  Rechte 
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1092]  die  Ansicht  Boden  gewonnen  hatte,  dass  jedes  Weib  durch  den 
gleichstehenden  Mann  vom  Grundeigenthum  oder  wenigstens  vom  Erb- 
land ausgeschlossen  war,  so  kann  das  nur  auf  andere  Gesichtspunkte  zu- 
rückgehen, als  auf  ein  Abfindungsrecht  der  Eltern  gegenüber  ihrer  Tochter, 
da  es  sich  dabei  keineswegs  nur  um  die  Tochter,  sondern  um  alle  Weiber 
als  solche  handelt. 

1093.  Findet  sich  das  Abfindungsrecht  der  Eltern  später  nur  beim 
Lehnsadel,  so  deutet  das  genugsam  an,  dass  sich  dasselbe  erst  nachträglich 
und  zwar  im  Anschlüsse  an  das  Lehensverhältniss  entwickelte. 
Beim  Lehen  wies  das  Interesse  des  Herrn  auf  ungetheilten  Uebergang  auf 
einen  einzigen  Sohn  hin.  Schloss  das  sich  entwickelnde  Erbrecht  an  Lehen 
sich  sichtlich  vielfach  den  Gesichtspunkten  der  landrechtlichen  Folge  enger 
an,  so  musste  jenes  Interesse  es  doch  verhindern,  dass  da  auch  das  Verbot, 
kein  Kind  vor  dem  andern  zu  bevorzugen,  massgebend  wurde.  Der  Haupt- 
bestand des  Lehen  sollte  dem  Erstgebornen  verbleiben ;  eine  Abschwächung 
stellte  sich  nur  in  der  Richtung  fest ,  dass  der  Vater  einen  Theilbetrag  der 
Lehen,  am  häufigsten  ein  Drittel,  den  nachgebornen  Söhnen  und  Töchtern 
zuwenden  durfte.  Und  zwar  so,  dass  auch  diesen  kein  bestimmtes  Anrecht 
darauf  zustand ,  wenn  der  Vater  eine  stärkere  Bevorzugung  des  Erstgebo- 
renen für  zweckentsprechend  hielt.  Wenigstens  nach  De  Fontaines  34530*. 
ed.  Marnier  416,  kann  allerdings  der  Aelteste  mindestens  die  zwei  Drittel 
der  Lehen  verlangen,  nicht  aber  die  andern  Kinder  das  Drittel;  sind  Cen- 
sives  und  Vilenages,  an  welchen  ihnen  gleiches  Recht  zusteht,  so  genügend 
vorhanden,  dass  diese  für  ihre  Bedürfnisse  ausreichen,  so  kann  ihnen  der 
Vater  von  den  Lehen  auch  weniger,  als  ein  Drittel  zuweisen,  ohne  dass  sie 
desshalb  Ergänzung  vom  Erstgebornen  zu  fordern  hätten. 

Damit  konnte  allerdings  das  Verbot  der  Nichtbevorzugung  eines  Kin- 
des nur  noch  für  die  nachgebornen  Söhne  und  für  die  Töchter  zur  Geltung 
gelangen.  Daran  ist  dann  allerdings  für  die  Töchter  nicht  festgehalten,  in- 
sofern wir  später  bei  den  Nobles  diesen  gegenüber  ein  Abfindungsrecht  der 
Eltern  anerkannt  finden,  während  Söhnen  gegenüber  ein  solches  nicht  Platz 
griff;  verloren  auch  diese  durch  Aussteuerung  ihr  Erbrecht,  so  konnte  eine 
solche  wohl  nur  mit  ihrer  Zustimmung  erfolgen.  Deutet  nun  schon  die 
Angabe  bei  De  Fontaines  darauf  hin,  dass  bezüglich  der  Lehen  dem  Er- 
messen des  Vaters  grösserer  Spielraum  gelassen  war;  lag  gerade  beim  Lehen 
eine  Zurücksetzung  der  Töchter  besonders  nahe;  konnte  eine  solche,  wenn 
sie  heiratheten,  weniger  unbillig  erscheinen,  da  dann  durch  das  Douaire  in 
einer  Weise  für  sie  gesorgt  war,  die  bei  den  nachgebornen  Söhnen  nicht 
zutraf;  machte  sich  dann  mehr  und  mehr  die  Auffassung  geltend,  dass  das 
Ansehen  der  Familie  eine  Bevorzugung  der  den  Familiennamen  tragenden 
Söhne  erfordere,  so  ist  es  erklärlich,  wenn,  als  diese  Verhältnisse  sich  im 
Anschlüsse  an  die  Vererbung  der  Lehen  bestimmter  entwickelten,  sich  auch 
die  Auffassung  feststellte,  dass  die  Töchter  bezüglich  des  Lehngutes  durch 
eine  im  Ermessen  der  Eltern  liegende  Aussteuer  abgefunden  werden  könnten; 
was  sich  dann  überhaupt  mit  der  Zeit  auf  das  ganze  Gut  der  Nobles  aus- 
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dehnte,  da  für  dieses,  auch  wenn  es  sich  um  AUod  oder  Zinsgut  handelte, 
mehr  und  mehr  die  Lehnsfolge  massgebend  wurde. 

1094.  Aber  trotz  aller  gerade  hier  eine  Abfindung  der  Töchter  nahe 
legenden  Gründe  ergibt  sich  auch  für  das  spätere  westfränkische  Adelsrecht 
eiae  sehr  enge  Beschränkung  des  Abfindungsrechtes,  welche 
bestimmt  daraufhinweisen  dürfte,  dass  auch  hier  das  Verbot  der  Bevor- 
zugung einzelner  Kinder  die  Grundlage  bildete,  der  gegenüber  nur  in  be- 
stimmten Fällen  auch  bezüglich  der  Tochter  die  Abfindung  ausnahmsweise 
gestattet  war. 

Einmal  stand  nach  dem  S  853  Bemerkten  nach  gemeinem  Rechte  das 
Abfindungsrecht  nur  den  beidenEltern  gemeinsam  zu,  so  dass  nicht 
einmal  der  überlebende  Elterntheil,  sei  es  nun  Vater  oder  Mutter,  zur  Ab- 
findung berechtigt  war  und  noch  weniger  die  Brüder  nach  dem  Tode  der 
Eltern.  Die  Nothwendigkeit  der  Uebereinstimmung  von  Vater  und  Mutter 
gab  natürlich  den  Kindern  eine  gewichtige  Bürgschaft,  dass  vom  Abfin- 
dungsrechte nicht  unbilliger  Gebrauch  gemacht  werde,  während  beimUeber- 
lebenden  persönliche  Zuneigung  oder  Abneigung  sich  leichter  hätte  geltend 
machen  können. 

Es  ist  weiter  zu  beachten,  dass  die  Aussteuer  die  verheirathete  Tochter 
nach  westfränkischem  Adelsrecht  nur  zu  Gunsten  der  Männer  und 
des  Mannsstammes,  nicht  aber  schlechtweg  vom  Erbe  der  Eltern  aus- 
schloss.  Wo  ein  Kind  mit  seiner  Zustimmung  abgetheilt  war  oder  wo  dem 
Vater  ein  allgemeines  Abfindungsrecht  zustand,  da  hatte  das  Kind ,  sei  es 
Sohn  oder  Tochter,  überhaupt  kein  Erbrecht  nach  den  Eltern  mehr,  so 
lange  noch  nichtabgefundene  Kinder  da  waren;  auch  wenn  die  Eltern  nur 
von  Töchtern  überlebt  wurden ,  waren  die  mit  Aussteuer  verheiratheten 
durch  die  unverheirateten  ausgeschlossen.  Dem  gegenüber  zeigen  die  ab- 
weichenden Bestimmungen  des  französischen  Adelsrechts  deutlich,  dass  hier 
die  Grundlage  eine  andere  war,  dass  man  dabei  von  vornherein  nur  eine 
Bevorzugung  der  Söhne  im  Auge  hatte. 

Wo  das  Abfindungsrecht  der  Eltern  den  Töchtern  gegenüber  unbe- 
dingt ausgesprochen  wird,  da  soll  dasselbe  auch  nur  wirken:  tant  quilaura 
hoir  de  masle  ou  hoir  descendant  cThoir  masle;  vgl.  zu  Loysel  $341*  Das 
Abfindungsrecht  soll  lediglich  geübt  werden  zu  Gunsten  der  Männer  und 
des  Mannsstammes.  In  der  Coutume  des  Bourbonnais  wird  $  307  betont, 
dass  selbst  der  Verzicht  der  Tochter  immer  nur  jenen  gegenüber  Geltung 
habe,  auch  wenn  das  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  war.  Waren  nur 
Töchter  vorhanden,  so  war  der  Zweck ,  wenn  man  bei  der  Abfindung  zu- 
nächst Bevorzugung  der  Söhne  im  Auge  hatte,  überhaupt  nicht  zu  er- 
reichen; es  wäre  unbillig  gewesen,  dann  gerade  den  nichtabgefundenen 
Töchtern  einen  Vortheil  zuzuwenden.  Es  trat  dann  der  Satz,  dass  kein  Kind 
bevorzugt  werden  solle,  wieder  in  Kraft. 

Wie  das  jene  Angaben  an  und  für  sich  ergeben  würden,  ist  denn  auch 
wohl,  so  in  der  ältesten  Coutume  der  Bourgogne  %  12.  15,  Girard  Essai 
2,  27 1 ,  oder  in  der  des  Bourbonnais   ausdrücklich  ausgesprochen ,  dass 
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1094]  dann  die  verheirathen  Töchter  gegen  Wiedereinwerfen  des  Erhaltenen 
mit  den  unverheirateten  zu  theilen  haben.  Auch  macht  sich  der  Gesichts- 
punkt, dass  wenigstens  von  den  Töchtern  selbst  keine  bevorzugt  werden 
sollte,  wohl  in  Bestimmungen  geltend,  wie  wir  bereits  $  1079  eme  sol^ne 
aus  dem  Recht  von  Bourges  anführten,  wonach  keine  Tochter  höher  aus- 
gesteuert werden  sollte,  als  die  andere. 

Es  konnte  aber  weiter  auch  beim  Vorhandensein  mannlicher  Erben 
die  abgefundene  Tochter  ihr  Erbrecht  wiedergewinnen  durch  Wie  derb  e- 
rufung,  Rappel,  von  Seiten  der  Eltern,  und  zwar  so,  dass,  von  verein- 
zelten Coutumes  abgesehen,  eine  Zustimmung  der  männlichen  Erben  nicht 
erforderlich  war;  vgl.  Pothier  Succ.  1,  4  §  3  q.  4;  Loysel  $  341.  Es  ergibt 
sich  damit,  wie  schon  $  1073  betont,  dass  es  sich  lediglich  um  eine  Be- 
fugniss  der  Eltern  handelte,  von  der  diese  Gebrauch  machen  konnten  oder 
nicht,  nicht  aber  um  ein  Recht  der  Söhne  auf  Bevorzugung  vor  den 
Töchtern. 

1095.  Endlich  wird  für  die  enge  Abgränzung  des  Rechts  der  Eltern 
zur  Abfindung  der  Tochter  zu  beachten  sein,  dass  dieselbe  nur  erfolgen 
soll  in  Verbindung  mit  derVerheirathung;  überall  findet  sich  be- 
tont, dass  es  sich  nur  um  die  Fille  marie'e  et  dote'e  handelt.  Und  zwar  wird, 
wie  in  der  Coutume  von  Anjou  von  1463  $  196,  wohl  standesgemässe 
Heirath  verlangt,  so  dass,  wenn  ein  Gentilhomme  seine  Tochter  an  einen 
Non  noble  verheirathet,  dieselbe  trotz  der  Aussteuer  Recht  auf  vollen  Kopf- 
theil  nach  Wiedereinwerfen  hat.  Die  Eltern  können  die  Tochter  ohne  Aus- 
steuer verheirathen,  in  welchem  Falle  sie  nicht  abgefunden  ist;  vgl.  S  853. 
Aber  es  stand  nicht  bei  den  Eltern,  wie  wir  das  in  andern  Rechten  finden 
werden,  nach  ihrem  Ermessen  zu  bestimmen,  dass  auch  unverheirathete 
Töchter  überhaupt  oder  bei  einer  erst  nach  dem  Tode  der  Eltern  erfolgen- 
den Heirath  geringeren  Theil  erhalten  sollen;  wir  fanden  $  853  Fälle,  wo 
selbst  die  von  beiden  Eltern  beim  Heiraths vertrage  bestimmte  Aussteuer  das 
volle  Erbrecht  nicht  beseitigte,  wenn  die  Heirath  oder  die  Berichtigung  der 
Aussteuer  nicht  gleichfalls  noch  bei  Leben  beider  Eltern  erfolgt  war. 

Es  wird  überhaupt  wohl  betont,  dass  die  Eltern  lediglich  zur  Förde- 
rung einer  Verheirathung  Verfügungen  treffen  dürfen ,  welche  das  gleiche 
Recht  der  Kinder  andern.  So  in  der  Coutume  von  Poitou  $  219:  Et  en 
autres  cas  quen  faveur  de  mar  tage,  ne  peuvent  lesdits  pere  et  mere  ainsi 
donner  ä  aueun  de  leursdits  enfans  ou  heritiers  de  leur  heritage  ancien  y  car 
par  la  coustume  ils  ne  peuvent  faire  partage  entre  leursdits  enfans  ou  heri- 
tiers outre  leur  volonte'.  Oder  es  wird  in  der  Coutume  von  La  MarcheS  295 
jede  Bevorzugung  verboten:  sinon  en  contrat  de  mar  tage  et  faveur  (t iceluy. 
War  gerade  bei  der  Verheirathung  Bevorzugung  gestattet ,  so  wird  da  der 
Gesichtspunkt  eingreifen,  dass  es  den  Eltern  unbenommen  sein  sollte,  durch 
solche  eine  besonders  erwünschte  Heirath  zu  fördern.  Und  sollte  eine  Ab- 
findung der  Tochter  lediglich  bei  deren  Verheirathung  zulassig  sein,  so  fiel 
dafür  zweifellos  ins  Gewicht ,  dass  sie  damit  zugleich  in  dem  Douaire  ein 
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Vermögensrecht  gewann,  wie  es  Söhnen  und  unverheiratheten  Töchtern 
nicht  zustand. 

So  weit  sich  im  westfränkischen  Recht  später  ein  Abfindungsrecht  der 
Eltern  findet,  trifft  dasselbe  allerdings  nur  die  Tochter.  Aber  nach  dem  Ge- 
sagten werden  wir  alsErgebniss  festhalten  dürfen,  dass  es  zweifellos  erst 
späteren  Ursprungs  ist.  Ist  bei  den  Roturiers  noch  später  jede  ungleiche 
Behandlung  der  Kinder  verboten  oder  kann  eine  Abfindung  der  Tochter 
jedenfalls  nur  mit  ihrer  Zustimmung  und  gegen  ausdrücklichen  Verzicht 
geschehen,  so  haben  wir  darin  zweifellos  das  ältere  Recht  zu  sehen.  Erst 
die  besondern  Verhältnisse  des  Lehnsadels  haben  später  zu  einem  ausge- 
dehnteren Abfindungsrecht  den  Töchter  gegenüber  geführt.  Wurde  auch 
hier  die  Form  ausdrücklichen  Verzichtes  vielfach  beibehalten,  so  deutet 
schon  das  darauf,  dass  es  zunächst  wohl  nur  die  Sitte  war,  welche  von  den 
sich  verheirathenden  Töchtern  verlangte,  einen  solchen  Verzicht  nicht  zu 
verweigern.  Hat  sich  daraufhin  dann  allerdings  in  manchen  Coutumes  den 
Töchtern  gegenüber  ein  unbeschränktes  Abfindungsrecht  entwickelt,  so  hält 
sich  dasselbe  doch  in  den  engsten  Schranken.  Nur  den  beiden  noch  leben- 
den Eltern  soll  es  zustehen,  nur  bei  der  Verheirathung  der  Tochter,  und 
nur  zu  Gunsten  der  Söhne  soü  es  geübt  werden.  Die  nicht  von  den  Eltern 
verheirathete  und  ausgesteuerte  Tochter  hatte  auch  bei  den  Nobles  ganz 
gleiches  Erbrecht  mit  den  Söhnen. 

Machte  sich  sichtlich  das  Bedürfniss  einer  Bevorzugung  der  Söhne 
auch  hier  geltend,  hielt  sich  trotzdem  die  Befugniss  zur  'Abfindung  der 
Töchter  in  so  engen  Schranken,  so  weist  das  um  so  bestimmter  darauf  hin, 
wie  fest  damals,  als  diese  Verhältnisse  sich  feststellten,  die  Anschauung  des 
gleichen  Rechts  aller  Kinder  beiderlei  Geschlechts  gewurzelt  gewesen  sein 
muss.  Dann  aber  können  diese  Verhältnisse  doch  nur  für  die  §  992  ff.  ver- 
tretene Annahme  sprechen,  dass  der  in  der  Lex  Salica  ausgesprochene  Aus- 
schluss der  Weiber  vom  Grundeigenthume  nicht  füglich  allgemein  aner- 
kanntes und  länger  in  Geltung  gebliebenes  Recht  gewesen  sein  könne. 
Wäre  diese  Grundlage  vorhanden  gewesen,  als  sich  auf  einer  spätem  Ent- 
wicklungsstufe das  Bedürfniss  einer  Bevorzugung  der  Söhne  beim  Lehns- 
adel wieder  geltend  machte,  so  würde  ja  das  Festhalten  an  derselben  un- 
gleich mehr  dem  sich  geltend  machenden  Bedürfnisse  entsprochen  haben, 
als  jene  beschränkte  Abfindung  sich  verheirathender  Töchter.  Eine  Gestal- 
tung, bei  der,  wenn  die  Abfindung  auch  thatsächlich  in  der  Regel  in  Fahr- 
niss  erfolgen  mochte,  doch  rechtlich  der  Unterschied  zwischen  Liegenschaft 
und  Fahrniss  ganz  unberücksichtigt  blieb,  bei  der  aber  insbesondere  die 
Abfindung  nicht  der  Tochter  als  solcher,  sondern  nur  der  sich  verheira- 
thenden Tochter  gegenüber  zulässig  war,  steht  zweifellos  ausser  allem  Zu- 
sammenhange mit  einem  Ausschluss  der  Weiber  vom  Grundeigenthume, 
wie  wir  ihn  in  der  Lex  Salica  ausgesprochen  finden. 
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5.  Betrag  und  Gegenstand  der  Aussteuer. 

1096«  Nach  unsern  bisherigen  Erörterungen  hat  sich  die  erbabfindende 
Aussteuer  der  Töchter  im  allgemeinen  daraus  ergeben,  dass  die  Eltern  von 
Befugnissen,  welche  ihnen  an  und  für  sich  allen  ihren  Kindern  gegenüber 
zustanden,  vorzugsweise  sich  verheirathenden  Töchtern  gegenüber  Gebrauch 
machten.  In  wie  weit  wir  in  solcher  Abfindung  zugleich  eine  Zurücksetzung 
der  Tochter  zu  sehen  haben,  hängt  vom  Betrage  der  Aussteuer  ab, 
der  ein  sehr  verschieden  bemessener  sein  konnte.  Trat  dieselbe  an  die  Stelle 
des  Erbtheils,  so  musste  bei  der  Aussteuerung  keineswegs  zugleich  eine  Ver- 
kürzung der  Tochter  beabsichtigt  sein.  Einem  Uebersteigen  des  Be- 
trags des  Erbtheils  stand  an  und  für  sich  nichts  im  Wege,  wie  ja  auch 
da,  wo  Bevorzugung  einzelner  Kinder  gestattet  war,  diese  ebensowohl  die 
Tochter,  wie  den  Sohn  treffen  konnte;  vgl.  $  1073.  Hatte  der  Vater  be- 
sondere Vorliebe  für  eine  Tochter  oder  wünschte  er  durch  reiche  Aussteuer 
eine  besonders  erwünschte  Verheirathung  derselben  zu  fördern,  so  konnte 
er  ihr  mehr  geben,  als  in  dem  betreffenden  Recht  nach  den  für  die  Thei- 
lung  unter  Kindern  massgebenden  Bestimmungen  auf  sie  entfallen  sein 
würde.  Wo  das  Wiedereinwerfen  nach  dem  Tode  der  Eltern  geboten  war, 
ergab  das  allerdings  nur  bis  dahin  einen  VortheiL  So  konnte  nach  dem 
ältesten  Coutumier  der  Normandie  80  $  2,  ed.  Tardif  84,  der  Vater  seiner 
Tochter  allerdings  als  Maritagium  mehr  geben,  als  ihr  gebührte,  und  war 
dann  auf  Lebenszeit  daran  gebunden;  aber  nach  seinem  Tode  konnten  seine 
Erben  den  Mehrbetrag  zurückfordern.  Anders  in  Rechten,  vgl.  $  1065,  in 
welchen  das  Wiedereinwerfen  zwar  gestattet,  aber  nicht  gefordert  war.  Dann 
konnte  auch  die  Tochter  den  erhaltenen  Mehrbetrag  behalten,  wenn  sie 
sich  dabei  besser  stand. 

Wir  führten  $  838  einen  Fall  aus  Bourges  an,  bei  dem  einer  Tochter 
als  Mariage  ein  ungleich  grösserer  Betrag  vom  Vater  zugewandt  war ,  als 
ihr  Kopftheil  betragen  haben  würde,  und  dennoch  geurtheilt  wurde ,  dass 
sie  nicht  verpflichtet  sei,  nach  Wiedereinwerfung  desselben  mit  den  andern 
Kindern  zu  theilen.  So  ist  im  Dithmarscher  Landrecht  das  Einwerfen  nur 
gestattet,  aber  $  193,  ed.  Michelsen64,  ausdrücklich  gesagt,  dass,  wenn  der 
Vater  einer  Tochter  mehr  mitgegeben  hat,  als  bei  der  Theilung  auf  sie  ent- 
fallen sein  würde,  sie  das  behalten  mag.  Musste  in  andern  Rechten  die 
Tochter  sich  wohl  mit  dem  Geringsten  begnügen,  was  ihr  die  Eltern  als 
Aussteuer  gaben,  ohne  dass  Wiedereinwerfen  gestattet  war,  so  ist  in  den- 
selben Rechten  mehrfach  betont,  dass  der  Vater  der  Tochter  auch  mehr 
geben  mag,  als  ihr  gebührte.  So  nach  der  alten  Coutume  von  Anjou  und 
Maine  $  2,  ed.  Beautemps  1,  70:  Gentil  honte  puest  bien  doner  ä  safille 
plus  grant  mariage  que  avenanL  Nach  der  ältesten  Coutume  der  Bretagne 
S  2 1 1 ,  ed.  Planiol  2 1 4,  kann  der  Gentilhomme  seine  Töchter  aussteuern : 
et  ce  que  il  leur  donra,  son  principal  hoir  ne  le  pout  debatre,  si  le  pere  ne 
le  grevoit  oultre  sa  testete ',  si  comme  tout  le  fie  estoit  portable.  Nach  der 
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Coutume  der  Touraine  24  $  2  dürfen  die  Eltern  der  erstverheiratheten 
Tochter  ihr  Advenant  um  ein  Viertel  erhöhen. 

Dass,  wenn  auch  überwiegend  die  Aussteuer  hinter  dem  Erbtheil  zu- 
rückbleiben mochte,  doch  vielfach  auch  Neigung  zum  Ueberschreiten  des- 
selben vorhanden  war,  zeigen  Bestimmungen,  welche  Beschränkung 
auf  den  Erbtheil  ausdrücklich  verlangen.  So  dürfen  nach  der  Coutume 
von  Poitou  $  184  die  Eltern  einem  Kinde  bei  der  Verheirathung  nur  geben: 
jusques  ä  la  portion  legitime  coustumiere  dudit  enfant  Nach  gemeinem 
norwegischen  Landrecht  5  c.  3.  7,  nach  welchem  der  Tochter  abweichend 
von  dem  sie  durch  den  Sohn  ausschliessenden  altern  Recht  neben  diesem 
halber  Kopftheil  als  Erbtheil  zugesprochen  wird,  kann  die  Aussteuer  aller- 
dings weniger  betragen ;  aber  wiederholt  wird  betont,  dass  sie  ohne  aus- 
drückliche Zustimmung  der  sonstigen  Erben  nie  mehr  erhalten  darf,  als 
auf  sie  entfallen  sein  würde,  wenn  zur  Zeit  der  Aussteuerung  getheilt  wor- 
den wäre. 

Insbesondere  findet  sich  mehrfach  vorgesorgt,  dass  durch  die  Aus- 
steuer der  Töchter  die  Söhne  nicht  diesen  gegenüber  verkürzt  werden,  und 
dem  entsprechend  einSohnestheil  als  Meistbetrag  der  Aussteuer 
bestimmt  Nach  dem  Erbrechte  der  obern  Höfe  des  Rheinthals,  Art.  23, 
Wasserschieben  Erbenf.  270,  nach  welchem  im  allgemeinen  die  Töchter 
gleichen  Erbtheil  haben ,  sollen  durch  die  Ausstattungen  der  Töchter  die 
Ansprüche  der  Söhne  nicht  gefährdet  werden.  Beachtenswerther  ist  die  Be- 
stimmung der  Gragas  ed.  Schlegel  1,  172.  204,  wonach  der  Vater  ohne 
ausdrückliche  Zustimmung  der  Söhne  einer  Tochter  nicht  mehr  geben  darf, 
als  voraussichtlich  jeder  Sohn  bei  Theilung  des  Nachlasses  erhalten  wird. 
Das  islandische  Recht  gehört  zu  denjenigen,  welche  der  Tochter  überhaupt 
kein  Erbrecht  neben  dem  Sohne  gewähren ;  ist  aber  dem  Vater  nach  jener 
Angabe  die  volle  Gleichstellung  gestattet,  so  kann  diese  nicht  wohl  allge- 
mein dem  Rechtsbewusstsein  wiederstrebt  haben. 

Es  ist  aber  andererseits  in  Rechten,  welche  den  Töchtern  insgesammt 
einen  geringeren  Erbtheil  zusprechen,  überdies  wohl  noch  bestimmt,  dass 
durch  die  danach  geregelte  Aussteuer  eine  Tochter  nicht  mehr  erhalten 
konnte,  als  auf  den  einzelnen  Sohn  entfiel.  So  führten  wir  bereits  $  505  die 
Belege  aus  den  normannischen  Rechten  an,  wonach  auf  sämmtliche  Töchter 
ein  Dritte],  auf  die  einzelne  nur  ihr  Kopftheil  am  Drittel  als  Maritagium 
oder  Aussteuer  entfallen  soll ;  aber  ausdrücklich  wurde  betont,  dass  das  nur 
dann  gelten  soll,  wenn  nicht  etwa  wegen  geringer  Zahl  der  Töchter  und 
grosser  der  Söhne  damit  auf  die  einzelne  Tochter  ein  grösserer  Theil  ent- 
fallen würde,  als  auf  den  einzelnen  Sohn ;  dass  auch  bei  noch  so  grosser 
Zahl  der  Söhne  jede  Tochter  nicht  mehr  erhalten  dürfe,  als  einer  dieser. 
Nach  der  spätem  Coutume  der  Normandie  §  298  soll  nach  Recht  von  Caux 
die  Mariage  der  Töchter  nie  grösser  sein  dürfen ,  als  der  Theil  eines  nach- 
gebornen  Sohnes. 

1097«  Stand  nach  manchen  Rechten  nichts  im  Wege ,  dass  die  Aus- 
steuer der  Tochter  grösser  sein  konnte,  als  der  Erbtheil ,  der  auf  sie  ent- 
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1097]  fallen  sein  würde,  durfte  sie  nach  andern  dem  Kopftheile  der  Söhne, 
also  dem  vollen  Kindstheile  wenigstens  gleich  sein,  so  ist  es  erklärlich, 
wenn  das  Abfindungsrecht  der  Eltern  in  der  Regel  so  geübt  wurde,  dass 
sich  damit  ein  Zurückbleiben  der  Aussteuer  gegen  den  Erb- 
t heil  ergab.  Schon  das  musste  darauf  hinweisen,  dass,  wenn  die  Eltern 
alle  ihre  Kinder  mit  vollen  Kopftheilen  hatten  aussteuern  wollen,  dann  für 
sie  selbst  nichts  erübrigt  haben  würde.  Wurde  aber  die  Aussteuerung  vor- 
zugsweise bei  sich  verheirathenden  Töchtern  üblich ,  so  ist  es  auch  abge- 
sehen davon  erklärlich,  wenn  man  bei  diesen  wesentlich  hinter  dem  vollen 
Erbrechte  zurückblieb. 

Den  Missständen,  die  sich  da  nach  §  1042  aus  dem  Umstände  ergaben, 
dass  die  zurückbleibenden  Söhne  zunächst  den  Hof  des  Vaters  übernehmen 
sollten,  war  nicht  genügend  vorgebeugt,  wenn  die  Töchter  nur  mit  Fahrniss 
oder  getrennten  Liegenschaften  abgefunden  wurden.  Zur  Bjwirthschaftung 
des  Hofes  bedurften  die  Söhne  auch  der  Fahrniss,  vgl.  §  1038,  in  solchem 
Masse,  dass  dem  nicht  entsprochen  war,  wenn  die  Töchter  mit  vollem  Erb- 
theil  ausgestattet  wurden.  Es  lag  damit  nahe ,  ihre  Aussteuer  so  gering  zu 
bemessen,  dass  für  die  Söhne  nicht  blos  die  Liegenschaften,  sondern  auch 
das  zum  Betriebe  derselben  unentbehrliche  Mass  von  Fahrniss  erübrigte. 
Und  gerade  bei  der  sich  verheirathenden  Tochter  konnte  eine  solche  Min- 
derbemessung kaum  unbillig  erscheinen,  da  durch  die  Heirath  durchweg 
Rechte  der  Frau  am  Vermögen  ihres  Mannes  erwuchsen,  durch  welche  sie 
vermögensrechtliche  Vortheile  erhielt,  welche  bei  den  Söhnen  in  der  Regel 
nicht  in  derselben  Weise  zutrafen. 

Auch  da,  wo,  wie  in  Island,  ein  Erbrecht  der  Töchter  neben  Söhnen 
nicht  anerkannt  war,  und  dieselben  nur  ein  Recht  auf  eine  Aussteuer  hatten, 
es  aber  dem  Vater  gestattet  war,  dieselbe  im  Betrage  eines  vollen  Sohnes- 
theiles  zu  geben,  haben  wir  gewiss  anzunehmen,  dass  thatsächlich  der  Be- 
trag der  Aussteuer  durchweg  weit  hinter  dem  Sohnstheile  zurückblieb  und 
dass  auch  die  Sitte  das  aus  den  betonten  Gründen  durchaus  billigte.  Diese 
wird  es  vielmehr  missbilligt  haben,  wenn  der  Vater  durch  hochgegriffene 
Aussteuern  die  Erbtheile  der  Söhne  beeinträchtigte.  Stellte  sich  dann  mit 
der  Zeit  die  Anschauung  fest ,  dass  jene  einen  bestimmten  Theilbetrag  des 
Vermögens  nicht  überschreiten  sollten,  wurde  dann  das,  was  die  Sitte  da 
forderte,  mit  der  Zeit  als  Recht  anerkannt ,  so  ergab  sich  damit  ein  Vor- 
recht  der  Söhne  auf  einen  Theilbetrag  des  Vermögens,  den 
der  Vater  jedenfalls  durch  Aussteuerung  der  Töchter  nicht  schmälern  durfte. 
So  fanden  wir  §  505  in  der  Normandie  und  in  benachbarten  Gebieten  Be- 
stimmungen, wonach  die  Aussteuern  der  Töchter  wohl  weniger,  nie  aber 
mehr  betragen  durften,  als  ein  Drittel  des  Vermögens,  wonach  also  minde- 
stens zwei  Drittel  den  Söhnen,  beziehungsweise  dem  Erstgebornen  frei 
bleiben  mussten.  In  andern  Rechten,  worauf  wir  zurückkommen,  scheint 
sich  die  Ansicht  festgestellt  zu  haben,  dass  die  Aussteuer  nur  den  halben 
Antheil  eines  Sohnes  erreichen  dürfe.  Wir  wiesen  weiter,  vgl.  $  651,  schon 
mehrfach  darauf  hin,  dass  vielfach  auch  bei  Leben  der  Eltern  das  Gut  der 
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Hausfamilie  nicht  als  Gut  nur  der  Eltern,  sondern  als  Gemeingut  der  Fa- 
milie betrachtet  wurde,  an  welchem  allen  Gliedern  derselben  bestimmte 
Theilrechte  zustanden,  so  dass  erst  dann,  wenn  die  Antheile  der  Kinder 
ausgeschieden  waren,  die  Eltern  über  das  ihnen  verbleibende  Gut  frei  ver- 
fügen konnten.  Das  steht  an  und  für  sich  mit  unserm  Gegenstande  insofern 
nicht  in  näherer  Verbindung,  als  es  auch  Rechte  mit  voller  Gleichstellung 
der  TOchter  trifft,  insbesondere  auch  die  etwaige  Abtheilung  der  Kinder 
nicht  Abfindung  für  das  Erbrecht  ist,  nur  dies  Warterecht  derselben  besei- 
tigt, so  dass  sie  dennoch  das  erben,  was  die  Eltern  von  ihrem  Antheile  un- 
verfügt  hinterlassen. 

Fanden  wir  da  nun  aber  S  537  ff.  in  Rechten  der  norwegischen  Gruppe 
die  besondere  Gestaltung  einer  Gemeinschaft  nur  zwischen  Vater 
und  Söhnen,  so  liegt  es  doch  nahe,  das  mit  den  besprochenen  Verhält- 
nissen in  Verbindung  zu  bringen.  Fand  sich  in  einem  Rechte  die  An- 
schauung vor,  dass  den  Kindern  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  ein  be- 
stimmter Theil  des  Familiengutes  zustehe ,  machte  sich  daneben  aber  der 
Gesichtspunkt  geltend,  dass  durch  Aussteuern  der  Töchter  die  Antheile  der 
Söhne  nicht  zu  sehr  verkürzt  werden  sollten,  so  konnte  es  nahe  liegen,  die 
Schranke  in  der  Richtung  zu  suchen,  dass  man  den  Antheil  der  Kinder  am 
Vatergute,  das  in  den  bezüglichen  Rechten  vorzugsweise  ins  Gewicht  fiel, 
ausschliesslich  den  Söhnen  zusprach,  so  dass  der  Vater  sich  bei  Aussteuerung 
der  Töchter  auf  das  beschrankt  sah,  was  ihm  nach  Befriedigung  der  Söhne 
als  Freitheil  verblieben  war.  So  besprachen  wir  schon  mehrfach,  vgl.  $438. 
482.  543  ff.,  die  Verhältnisse  des  burgundischen  Rechts,  wonach  die  Me- 
dietas  des  Vaterguts  ausschliesslich  den  Söhnen  oder  Sohnessöhnen  zustand; 
Vergabungen  an  die  Töchter,  wie  wir  sie  $  1056  erwähnt  fanden,  konnten 
damit  nur  aus  der  Vaterhälfte  und  höchstens  bis  zum  Betrage  derselben 
erfolgen.  Im  longobardischen  Recht,  vgl.  $  ^63,  und  entsprechend  im  goth- 
Iflndischen,  vgl.  $  541,  bestand  der  Freitheil  des  Vaters  neben  Söhnen  nur 
aus  einem  Sohnestheil ,  so  dass  ihm  also  zur  Aussteuerung  aller  Töchter 
nur  ein  solcher  zur  Verfügung  gestanden  hätte.  Damit  konnte  aber,  wenn 
etwa  nur  eine  Tochter  da  war,  diese  noch  immer  eben  so  viel  erhalten,  wie 
ein  Sohn,  was  doch  in  diesen,  die  Töchter  und  überhaupt  die  Weiber  so 
weit  zurücksetzenden  Rechten  dem  Rechtsbewusstsein  widersprochen  zu 
haben  scheint 

Es  waren  weiter  die  Söhne  durch  ihre  Kopftheile  für  ihr  Erbrecht  nach 
dem  Vater  keineswegs  abgefunden,  oder  doch  nach  L.  Burgund.  1  $  2  nur 
dann,  wenn  Söhne  einer  spätem  Ehe  vorhanden  waren;  und  es  scheint  sich 
dann  wohl  die  Anschauung  festgestellt  zu  haben,  dass  der  Vater  nicht  den 
ganzen  Fr  ei  theil  für  Töchter  verwenden  solle.  IstLiutpr.  102  bestimmt, 
dass  der  Vater  einer  oder  mehreren  Töchtern  neben  einem  Sohne  nicht 
mehr  als  ein  Viertel,  neben  zwei  Söhnen  nicht  mehr  als  ein  Siebtel  seines 
Vermögens  zuwenden  dürfe,  und  entsprechend  weiter  nach  der  Zahl  der 
Söhne,  so  ergibt  sich  damit  die  Auffassung,  dass  alle  Töchter  zusammen 
nicht  mehr  als  ein  Drittel  eines  Sohnestheils  erhalten  sollen.  Findet  sich  im 
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1097]  gothländischen  Rechte,  vgl.  $  488,  bestimmt,  dass  den  nichtverhei- 
ratheten  Töchtern  neben  Brüdern  nur  ein  Achtel  des  Vaterguts  zukommen 
soll,  so  wird  auch  diese  Bemessung  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  auch 
der  Vater  die  Töchter  nicht  mit  höherem  Betrage  aussteuern  sollte. 

Haben  wir,  von  ursprunglich  gleichem  Recht  der  Tochter  ausgehend, 
in  solchen  Bestimmungen  zweifellos  das  Endergebniss  einer  langen  Ent- 
wicklung zu  sehen,  so  hätte  das  Abfindungsrecht  des  Vaters  in  Verbindung 
mit  dem  Streben  nach  Bevorzugung  der  Söhne  in  der  göthisch-norwe- 
gischen  Gruppe,  in  welcher  doch  das  isländische  Recht  lediglich  Be- 
vorzugung der  Töchter  vor  den  Söhnen  ausschloss,  schliesslich  dazu  ge- 
fuhrt, dass  die  Töchter  bei  grösserer  Zahl  derselben  als  Abfindung  nur  noch 
ganz  winzige  Theilbeträge  des  Vaterguts  erhalten  sollten. 

1098«  Fällt  in  diesen  Rechten  das  ganze  Gewicht  darauf,  den  Söhnen 
ausreichende  Beträge  durch  Beschränkung  des  Aussteuerungsrechts  des 
Vaters  zu  sichern,  so  sind  andere  Rechte  umgekehrt  wohl  darauf  bedacht, 
durch  Bestimmung  eines  Mind  es  tbetrags  der  erbabfindenden  Aus- 
steuer die  Töchter  gegen  zu  grosse  Benachtheiligung  zu  schützen.  Hat  in 
manche  Rechte  die  erbabfindende  Aussteuer  der  Töchter  überhaupt  keinen 
Eingang  gefunden,  behielten  dieselben  nach  Wiedereinwerfung  des  Erhal- 
tenen ihr  volles  Erbrecht,  so  mochte  in  andern  die  Sitte  es  allerdings  billigen, 
wenn  dieselben  mit  geringern  Theilen  abgefunden  wurden;  nur  sollte  das 
ein  bestimmtes  Mass  nicht  überschreiten,  wie  es  sich  etwa  aus  billiger  Rück- 
sichtnahme auf  die  schwierigere  Stellung  der  zunächst  den  Hof  überneh- 
menden und  damit  doch  auch  eines  Fahrnissbetrages  bedürfenden  Söhne 
ergeben  mochte.  So  handelte  es  sich  bei  dem  §  1 069  besprochenen  Manns- 
vortheil  da,  wo  sich  Meistbeträge  bestimmt  finden,  um  eine  verhältniss- 
mässig  geringe  Zurücksetzung,  die  sich  nur  vereinzelt  bis  zum  doppelten 
Antheil  der  Söhne  steigert 

Mehrfach  scheint  sich  dann  insbesondere  die  Auffassung  festgestellt 
zu  haben,  dass  die  erbabfindende  Aussteuer  nicht  hinter  dem  halben 
Kopftheil,  hinter  der  Hälfte  dessen,  was  die  Tochter  bei  gleicher  Thei- 
lung  erhalten  haben  würde,  zurückbleiben  solle,  widrigenfalls  die  Tochter 
ihr  Erbrecht  behielt.  Wir  führten  bereits  $  503  eine  bezügliche  Bestimmung 
des  sicilisch -normannischen  Rechts  an.  Nach  dem  Statut  des  Thaies  Livenen 
am  oberen  Tessin,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  12,  102,  ist  die  Aussteuer  erb- 
abfindend, soll  aber  den  halben  Kopftheil  eines  Sohnes  betragen,  wie  Ent- 
sprechendes wohl  in  solchen  helvetischen  Rechten  bestimmt  wird,  welche 
die  Töchter  am  weitesten  zurücksetzen;  vgl.  $  1069.  So  sagt  Masuer,  Pr. 
for.  Succ.  $  14'  Sifilia  in  dotis  constitutione  fuerit  laesa  et  decepta  reipsa 
ultra  mediatn  suae  iustae  portionis ,  ipsa  poterit  agere  ad  supplementum  ; 
doch  soll  das  nur  bei  Aussteuerung  durch  die  Mutter  oder  den  Bruder  ge- 
stattet sein.  Nach  der  Coutume  von  Sens  A.  $  264,  können  beide  Eltern 
die  Tochter  aussteuern :  et  ou  ils  nauroient  gar  de  tqualiU  teile  quelles 
ayent  ete  deceues  tfoultre  tnoitie  du  juste  prix,  elles  en  pourront  estre  rele- 
vees  par  le  prince.    Ist  das  hier  unter  den  Gesichtspunkt  der  römischen 
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Laesio  enormis  gebracht,  wie  auch  in  der  altern  Coutume  von  Bourges  §  1 10 
entsprechend  von  einer:  ddception  de  plus  de  la  tnoitid  de  juste  prt's  die 
Rede  ist,  so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  das  auch  ganz  unabhängig  davon 
dem  Herkommen  entsprach.  Wir  werden  auf  diese  Bemessung  bei  zusam- 
menhangender Besprechung  des  halben  Kopftheils  der  Tochter  zurück- 
kommen. 

Wo  die  Aussteuer  nicht  hinter  einem  bestimmten  Theilbetrage  des 
Vermögens  zurückbleiben  sollte  oder  wenigstens  mit  Rücksicht  auf  die 
Grösse  des  elterlichen  Vermögens  geregelt  wurde,  da  haben  wir  Bemes- 
sung nach  derZeit  der  A  ussteuer  anzunehmen,  und  nicht  nach  dem 
noch  ungewissen  Bestände  zur  Zeit  des  Todes  der  Eltern.  In  der  §  503  er- 
wähnten Bestimmung  heisst  es  ausdrücklich,  durch  die  Aussteuer  solle  die 
Tochter  nicht  verkürzt  werden:  ultra  dimidiam partem  contingentem  sibi 
tempore  dotis  constitutae.  Konnte  sich  daraus  bei  späterer  Minderung  des 
Vermögens  der  Eltern  ein  Vortheil  für  die  Abgefundenen  ergeben,  so  wäre 
es  unbillig  gewesen,  wenn  sie ,  falls  das  Vermögen  der  Eltern  unter  Mit- 
hülfe der  nichtabgefundenen  Kinder  sich  gemehrt  hatte,  noch  einen  Antheil 
an  dem  spätem  Gewinn  haue  beanspruchen  können,  wie  wir  das  $  1077 
wohl  ausdrücklich  betont  fanden. 

Anders  konnte  das  aufgefasst  werden ,  wenn  es  sich  nicht  um  spätere 
Mehrung  des  Vermögens  der  Eltern,  sondern  um  nachträgliche  Verringe- 
rung der  Kopfzahl  derjenigen  handelte,  welche  sich  in  dasselbe  zu  theilen 
hatten.  Scheint  das  im  allgemeinen  nicht  beachtet  zu  sein ,  so  findet  sich 
doch  eine  den  Fall  berücksichtigende  Bestimmung  im  Landrecht  vonDrenthe 
S  22,  v.  d.  Vorm  479.  Stirbt  eines  der  nichtabgetheilten  Kinder  vor  den 
Eltern,  so  hat  das  abgetheilte  Kind  das  Recht,  nach  Massgabe  der  erhaltenen 
Abfindung  noch  einen  entsprechenden  Betrag  von  dem  freigewordenen 
Kopftheile  zu  erhalten  oder  bis  zu  diesem  Betrage  nach  dem  Tode  der 
Eltern  zur  Theilung  zugelassen  zu  werden. 

Wurden  diese  Verhältnisse  später  wohl  nach  dem  Gesichtspunkte  der 
römischen  Legitim a  beurtheilt,  so  dass  die  ausgesteuerte  Tochter,  wenn  sie 
an  dieser  verkürzt  war,  nach  dem  Tode  der  Eltern  eine  Ergänzung  fordern 
konnte,  vgl.  Loysel  §  341,  so  ist  vereinzelt  auch  wohl  die  Ansicht  durchge- 
drungen, dass  die  Legitima  nach  dem  Vermögensstande  zur  Zeit  des  Todes 
der  Eltern  zu  bemessen  sei.  Aber  überwiegend  blieb  doch  auch  später  an- 
erkannt, dass  dafür  der  Vermögensstand  zur  Zeit  der  Aussteuerung  mass- 
gebend sei. 

1099.  Was  den  Gegenstand  der  Aussteuer  betrifft,  so  bestand 
dieselbe  gewiss  überwiegend  ganz  oder  grossentheils  aus  Fahrniss.  Traf 
das  gleiche  Erbrecht  der  Töchter  sichtlich  erst  dann  auf  grössere  Schwie- 
rigkeiten, als  die  Liegenschaften  einen  besonders  beachtenswerthen  Theil 
des  Nachlasses  bildeten,  so  führte  das  in  manchen  Rechten  zum  Ausschluss 
der  Töchter  von  den  Liegenschaften,  während  wir  in  andern  §  105 1  wenig- 
stens bestimmt  fanden,  dass  ihnen  ihr  Erbtheil  in  Fahrniss  auszurichten  sei 
oder  dass  die  Söhne  das  Recht  hatten,  die  auf  die  Töchter  entfallenen  Lie- 
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1099]  genschaften  binnen  bestimmter  Zeit  einzulösen.  Ebenso  lag  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass,  wo  Töchter  für  ihr  Erbrecht  durch  eine  Aus- 
steuer abgefunden  wurden,  diese  zunächst  aus  Fahrniss,  später  in  der  Regel 
ausser  der  Ausstattung  in  einer  Summe  Geldes  bestand.  Das  aber  musste 
in  keiner  Weise  so  sein. 

Allerdings  zeigen  sich  alle  mit  der  Zurücksetzung  der  Töchter  zusam- 
menhangenden Verhältnisse  in  den  Einzelrechten  so  verschieden  gestaltet, 
dass  das  allein,  wie  schon  früher  betont,  es  misslich  erscheinen  lassen  müsste, 
irgendwelche  Art  der  Zurücksetzung  als  auf  ursprünglichstes  Recht  zurück- 
gehend zu  fassen,  wahrend  sich  das  leicht  erklärt,  wenn  wir  von  ursprung- 
licher Gleichstellung  bei  dem  nur  noch  aus  Fahrniss  bestehenden  Vermögen 
ausgehend  annehmen,  dass  sich  die  Zurücksetzung  erst  nachträglich  in 
vielen  Rechten  unabhängig  voneinander  auf  verschiedenen  Grundlagen  ent- 
wickelt hat. 

Hatte  sich  mit  dem  Hinzukommen  des  Grundeigenthums  in  einigen 
Rechten  der  Satz  festgestellt,  dass  Töchter  an  diesem  überhaupt  kein  Erb- 
recht hätten,  so  ist  gewiss  anzunehmen,  dass  dem  auch  bei  der  Aussteuer 
eineBeschränkung  aufFahrniss  entsprach,  dass  es  in  solchen  Rechten 
dem  Vater  nicht  zustand,  die  sich  verheirathende  Tochter  mit  Liegen- 
schaften auszusteuern.  Würden  die  ganzen  Verhältnisse  der  sächsischen 
Gerade  nicht  an  und  für  sich  darauf  hinweisen,  so  würde  da  das  in  solchen 
Rechten  gewiss  früh  entwickelte  Beispruchsrecht  der  Söhne  als  nächster 
Erben  dem  im  Wege  gestanden  haben.  War  bei  den  Thüringern  die  Tochter 
durch  den  Sohn  auch  von  der  Fahrniss  ausgeschlossen,  so  wäre  damit 
durchaus  vereinbar,  dass  ihr  der  Vater  ihren  vollen  Kopftheil  von  dieser  als 
Aussteuer  gab;  war  sie  aber  von  dem  Lande  auch  durch  entferntere  Schwert- 
magen ausgeschlossen,  so  konnte  sie  solches  auch  schwerlich  als  Aussteuer 
erhalten.  Hat  nach  L.  Alamann.  54  §  1  die  ausscheidende  Wittwe  das  zu 
beanspruchen:  quidquid  de  sede paterna  secum  adtulit,  so  denkt  man  bei 
solcher  Fassung  wohl  nur  an  Fahrniss. 

Selbst  da,  wo  die  Tochter  beim  Mangel  von  Söhnen  die  Liegenschaften 
erben  konnte,  ist  wohl  bestimmt,  dass  sie  dieselben  nicht  auch  in  die  Ehe 
mitnehmen  und  damit  an  einen  andern  Mannsstamm  bringen  soll.  So  be- 
stimmt das  Dithmarscher  Landrecht  §  192,  dass,  wenn  einer  Jungfrau  Lie- 
genschaften zugestorben  sind,  der  Vormund  ihr  davon  mitgeben  mag,  so 
viel  er  will,  während  das  Uebrige  den  nächsten  Verwandten  der  Schwert- 
seite verbleibt.  Alles  das  kann  aber  eher  für,  als  gegen  die  enge  Verbin- 
dung der  Aussteuer  mit  dem  Erbrecht  sprechen;  wo  die  Tochter  auch  als 
Erbin  nur  Fahrniss  würde  beanspruchen  können,  da  entspricht  es  dem 
durchaus,  wenn  ihr  auch  als  Abfindung  oder  Vorherausgabe  nur  Fahrniss 
zu  geben  war. 

1100.  In  solchen  Rechten  aber,  in  welchen  sich  das  volle  Erbrecht  der 
nichtausgesteuerten  Tochter  erhalten  hat  oder  in  welchen,  sichtlich  im  An- 
schluss  an  das  übliche  Mass  der  Aussteuer,  alle  Töchter  zurückgesetzt  er- 
scheinen, aber  nicht  durch  Ausschluss  von  bestimmten  Bestandtheilen,  son- 
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dern  durch  Zuweisung  geringerer  Theilbetröge  des  Gesammtnachlasses,  war 
die  Aussteuer  oder  der  dieselbe  vertretende  geringere  Theilbetrag  in  keiner 
Weise  auf  Fahrniss  beschränkt,  sondern  konnte  sich  auch  auf  Liegen- 
schaften ausdehnen.  Musste  es  sich  durchweg  empfehlen,  die  Aussteuer  in 
Fahrniss  zu  geben,  so  traf  das  doch  nicht  immer  zu.  Auch  die  Söhne  be- 
durften der  Fahrniss ,  um  die  Liegenschaften  bewirtschaften  zu  können; 
wir  glaubten  §  1038  annehmen  zu  dürfen,  dass  das  wohl  zu  einer  Zurück- 
setzung der  Töchter  auch  bezüglich  der  Fahrniss  geführt  hat.  Jedenfalls 
konnte  es  häufig  auch  dem  Interesse  der  Söhne  mehr  entsprechen,  wenn 
die  Fahrniss  durch  die  Aussteuer  der  Töchter  nicht  zu  sehr  geschmälert 
wurde,  dagegen  aber  für  diese  insbesondere  solche  Liegenschaften  verwandt 
wurden,  welche  mit  dem  Haupthofe  in  keinem  engern  Zusammenhange 
standen.  Wir  werden  das  mehrfach  ausdrücklich  betont  finden. 

Würden  sich  leicht  eine  Reihe  Einzelbelege  anfuhren  lassen,  dass 
Töchter  bei  ihrer  Verheirathung  auch  mit  Liegenschaften  ausgesteuert  wur- 
den, so  können  wir  davon  ganz  absehen,  da  es  nicht  an  allgemeinern  Be- 
stimmungen fehlt,  in  welchen  die  Zulässigkeit  der  Aussteuerung 
derTöchter  mit  Liegenschaften  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  Es 
wird  wohl  betont ,  dass  der  Erbe  kein  Recht  hat,  dagegen  Einsprache  zu 
erheben.  So  bei  Glanviila  7,  1  S  1 '  Potest  itaque  quilibet  liber  homo  ,  ter- 
ram  habens,  quandam  partem  terre  sue  cum  filia  sua  vel  cum  aliqua  alia 
qualibet  mulier e  dare  in  mar  Magium,  sive  habuerit  heredem  sive  non ,  velit 
her  es  vel  non,  immo  et  eo  contradicente  et  reclamante.  Auch  nach  dem  älte- 
sten Coutumier  der  Normandie  80  §  2,  ed.Tardif  84,  haben  die  Erben  kein 
Einspruchsrecht,  wenn  Jemand  Terra  zu  Maritagium  bestellte,  so  lange  das 
den  Töchtern  zukommende  Drittel  dadurch  nicht  überschritten  wurde.  Mit 
nächster  Rücksicht  auf  die  Aussteuerung  der  Schwestern  durch  Brüder 
heisst  es  in  der  Summa  de  legibus  24  $  14,  dass  diese  geschehen  kann: 
ex  tnobili  sine  terra  vel  cum  terra,  vel  ex  terra  sine  mobili,  wie  das  ahnlich 
noch  in  der  Coutume  der  Normandie  von  1583  $  250  bezüglich  der  Aus- 
steuerung durch  Eltern  betont  ist.  Und  ein  Recht,  nicht  blos  mit  Fahrniss 
abgefunden  zu  werden ,  scheint  sich  nach  der  ältesten  Coutume  der  Bre- 
tagne S  210  ed.  Planiol  213,  zu  ergeben:  Les  filles  leur  advenant  doivent 
aooir  es  meubles,  comme  en  le  heriiage. 

Es  finden  sich  denn  auch  wohl  Bestimmungen,  bei  welchen  unter- 
schieden wird,  ob  die  Aussteuer  nur  in  Fahrniss  oder  ganz  oder  theilweise 
in  Liegenschaften  bestellt  wurde.  So  heisst  es  mehrfach  in  Ortsrechten  der 
Auvergne,  vgl.  Cout.  gen.  4,  1197,  dass  die  den  Mann  überlebende  Frau 
aus  dem  Gute  des  Mannes  als  Augmentum  dotis,  vgl.  §  861 ,  den  halben 
Betrag  der  Aussteuer  erhält :  quand  sadite  dot  est  en  deniers  ou  bled;  dass 
sie  aber  lediglich  ihre  Dot  zurückerhält,  wenn  diese  in  Immeubles  bestellt 
war.  In  Wallis  wird  in  den  Artikeln  von  Naters  von  1446  $  91,  und  we- 
sentlich übereinstimmend  im  Landrecht  von  1571  c.  104,  Heusler  Q.  195. 
3 1 5,  bestimmt :  quod,  si  homo  dat  filie  sue  pro  sua  dote  de  sua  terra  usque 
ad  quantitatetn  viginti  librarum  et  cum  hoc  dat  in  argento  decem  libras, 
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1100]  illa  dos  prima  sit  hereditas  ;  sed  si quantilas pecunie  plus  ascenderet, 
quam  terra  non  valeret,  quod  appellaretur  dos  ;  et  si  tantum  eque  asc ender  et 
una  summa,  sicut  alia,  tunc  vocaretur  dos  et  manet  iure  dotis. 

Dem  schliesseu  sich  sehr  eng  die  Bestimmungen  des  Butjadinger  Land- 
rechts S  64  ff.,  Pufendorf  Obs.  618  ff.,  an.  Was  die  verheirathete  Tochter 
bei  der  Aussteuer  an  Vieh,  Kleidern,  Geschmeide  und  anderm  Hausrath  er- 
hält, wird  zum  Laubgut,  vgl.  Doornkaat  Wörterb.  zu  Lofgod,  gerechnet, 
auf  welches,  wie  bei  der  sächsischen  Gerade,  die  Weiber  vom  Weibe  ein 
Vorfolgerecht  haben.  Dagegen  ist  die  Aussteuer  mit  Land  Erbgut;  wird 
Land  und  Geld  als  Aussteuer  gegeben,  so  gilt  sie  nur  dann  als  Erbgut,  wenn 
der  Werth  des  Landes  gleich  ist  oder  mehr  beträgt;  sonst  ist  sie  Laubgut. 
Auch  die  Angaben  der  scandinavischen  Rechte  über  die  Aussteuer,  vgl. 
Amira  Obl.  i,  526  ff.,  2,  651  ff.,  setzen  überall  voraus,  dass  dieselbe  aus 
Liegenschaften  und  Fahrniss  bestehen  kann;  insbesondere  finden  sich  da 
auch  wohl  besondere  Bestimmungen  bezüglich  der  zur  Aussteuer  gegebenen 
Liegenschaften. 

Wo  der  übliche  Betrag  der  Aussteuer  ein  so  geringer  geworden  war, 
wie  bei  den  Longobarden,  vgl.  $  1079,  da  kann  es  natürlich  nicht  befrem- 
den, wenn  dieselbe  durchweg  in  Fahrniss  bestanden  zu  haben  scheint;  vgl. 
Pertile  3,  28 1 .  Doch  wird  auch  hier  der  Verwendung  von  Liegenschaften 
nichts  im  Wege  gestanden  haben;  so  werden  solche  855,  Cod.  dipl.  Lan- 
gob.  1,  320,  neben  Fahrniss  als  Gegenstand  der  Aussteuer  in  ein  einem 
Falle  angegeben,  wo  auch  ein  Sohn  als  lebend  erwähnt  wird. 

1101.  Insbesondere  ergibt  sich  auch  für  solche  Rechte,  in  welchen, 
worauf  wir  zurückkommen,  die  Feststellung  eines  gesetzlichen  Betrages  der 
Aussteuer  zu  einem  diesem  entsprechenden  geringeren  Erbtheile 
jeder  Tochter  führte,  dass  der  bezügliche  Theilbetrag,  also  etwa  der 
halbe  Kopftheil,  sich  auf  das  gesammte  Vermögen  der  Eltern  bezog,  Liegen- 
schaften, wie  Fahrniss,  und  derAntheil  der  Töchter  auch  Liegenschaften  um- 
fassen konnte,  nach  einzelnen  Angaben,  wie  nach  der  erwähnten  aus  der 
Bretagne,  auch  solche  umfassen  sollte.  Es  kommt  das  insbesondere  dadurch 
zu  bestimmterem  Ausdruck,  dass  sich  in  solchen  Rechten  mehrfach  Bestim- 
mungen finden,  wonach  der  elterliche  Haupthof  mit  den  zugehörigen 
Ländereien  zwar  ungetheilt  an  die  Brüder  oder  den  zunächst  berufenen 
Bruder  kommen  soll,  dagegen  das  Sonderland,  wie  wir  die  nicht  zum 
Haupthofe  gehörenden  Liegenschaften  bezeichnen  können,  zur  Abfindung 
der  Schwestern  verwandt  werden  sollte. 

So  insbesondere  in  friesischen  Rechten.  Allerdings  ist  auch  in 
diesen  wohl  vorausgesetzt,  dass  die  Aussteuer  zunächst  in  Fahrniss  bestand. 
So  wenn  es  im  Fivclgoer  Erbrecht  §  1 5  und  im  Langewolder  S  27,  Richt- 
liofen  Q.  305.  376,  heisst,  dass  man  der  kinderlosen  Wittwe  herausgeben 
soll :  also  dane  ghuedt,  soe  sy  daer  brachte,  dryvende  end  draghende,  schi- 
ftende goldt  end  viervoetede  deeren,  als  ossen  end  koyen.  Aber  eine  Reihe 
Stellen  ergibt,  dass  Aussteuer  mit  Land  nicht  einmal  ungewöhnlich  war. 
So  handelt  das  vierte  Landrecht,  Richth.  48,  von  dem  Falle,  dass  Vater  oder 
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Mutter  ihre  Tochter  mit  Land  ausgegeben  haben  und  diese  das  später  ver- 
kaufen will.  Nach  dem  Erbrecht  von  Fivelgo  und  Hunsingo  $27,  Richth. 
327,  soll  liegendes  Gut  überhaupt  nur  in  Heirathsverträgen  weggegeben 
werden.  Nach  dem  Ostfriesischen  Landrecht  2  c.  89  hat  der  Bruder  das 
Recht,  Haus  und  Hof  zu  behalten ,  hat  dann  aber  die  Schwester  für  ihr 
Drittel  mit  lande  eder  mit  gelde  zu  entschädigen;  nach  2  c.  85  mag  der 
Bruder  der  Schwester  ihren  Antheil  in  Ländereien  bitten  den  hert,  also 
ausserhalb  des  Haupthofes  anweisen ;  aber  so,  dass  sich  daraus  keinerlei  Ver- 
kürzung für  sie  ergibt;  die  Ländereien  sollen  so  gut  und  so  gelegen  sein 
uad  damit  so  viel  Pachtzins  einbringen :  dat  se  van  dem  hert  enen  vullen 
susterdeel  heffU 

Diese  genaueren  Angaben  einer  Jüngern  friesischen  Quelle  werden 
aber  dadurch  beachtenswerther ,  dass  sie  sich  den  Bestimmungen  schwe- 
discher Rechte  eng  anschliessen  und  damit  auf  eine  sehr  frühe  Zeit 
zurückreichen  würden,  falls  unsere  weiterhin  näher  zu  begründende  An- 
aahme richtig  ist,  dass  sich  diese  Verhältnisse  in  den  friesischen  und  schwe- 
dischen Rechten  von  derselben  Grundlage  aus  entwickelt  haben  müssen. 
So  heisst  es  in  Södermannalagen  Erbabschn.  1  S  1 :  Wenn  nun  Bruder  und 
Schwester  beerben  Vater  und  Mutter ,  dann  erbe  stets  der  Bruder  {wei 
Drittel  und  die  Schwester  ein  Drittel;  und  es  nehme  der  Bruder  in  der 
Hufe  (Bolby)  und  die  Schwester  in  Sondereigen  (Umeigen)  ;  und  man  mache 
den  Schwestertheil  so  werthvoll  in  Sondereigen,  als  der  Brudertheil  ist  in 
der  Hufe.  Sind  Hufen  mehr  als  eine,  dann  nehme  die  Schwester  ihren  Theil 
in  der  Hufe,  wie  der  Bruder.  Ganz  dieselbe  Bestimmung  bezüglich  der 
Schwester  findet  sich  im  Erbabschnitte  von  Uplandslagen  c.  1 2 ,  auch  hier 
mit  der  Betonung,  dass  die  Schwester  Sondereigen  nehmen  soll :  nach  dem, 
was  dieses  gilt  in  Hufenland.  Was  der  Bolby  auch  ursprünglich  bedeuten 
mag,  so  scheint  doch  nach  dem  von  Schlyter  in  den  Glossaren  zu  Bol,  dann 
By  oder  Byr  Bemerkten  auch  sprachlich  nichts  im  Wege  zu  stehen ,  den- 
selben dem  friesischen  Heerd,  dem  Wohnsitze,  vgl.  auch  Richthofen  Wör- 
terb.  zu  Bold,  Doornkaat  Wörtern,  zu  Bolschatt,  mit  den  zu  diesem  gehö- 
rigen Ländereien  gleichzustellen ,  während  dann  das  Umeigen  ebenso  den 
friesischen  Ländereien  ausserhalb  des  Heerdes  entsprechen  würde. 

1102.  Nach  allem  Gesagten  hängt  die  Aussteuer  mit  einem  Ausschluss 
der  Töchter  von  Liegenschaften  nicht  näher  zusammen.  Auch  da,  wo  die 
Töchter  an  und  für  sich  gleiches  Recht  auf  die  Liegenschaften  hatten,  musste 
es  nahe  liegen,  sie  für  ihren  Antheil  ganz  oder  vorzugsweise  mit  Fahrniss 
abzufinden,  und  es  konnte  sich  damit  schliesslich  als  Recht  feststellen,  dass 
die  Tochter  nur  mit  solcher  auszusteuern  sei.  Aber  wir  sehen,  dass  in  vielen 
Rechten  nichts  im  Wege  stand,  auch  Liegenschaften  zur  Abfindung  der 
Töchter  zu  verwenden,  dass  in  andern  sogar  ein  Anspruch  derselben  aner- 
kannt war,  nicht  blos  Fahrniss  zu  erhalten. 

Schon  das  spricht  gegen  die  mehrfach  vertretene  Annahme  eines 
Zusammenhanges  zwischen  Aussteuer  und  Gerade;  vgl.  etwa 
Schröder  Rechtsg.  296,  Stobbe  Privatr.  4,401,  Heusler  Inst.  2,  360.   Bei 
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1102]  der  Gerade,  wenn  wir  uns  an  die  $  1018  ff.  festgehaltene  Bedeutung 
des  Ausdrucks  halten,  handelte  es  sich  zweifellos  ursprünglich  um  keinerlei 
erbrechtliche  Zurücksetzung  der  Tochter,  sondern  um  ein  Vorrecht  der 
Tochter  auf  gewisse  zum  persönlichen  Gebrauche  der  Mutter  dienende 
Fahrniss,  der  im  Heergeräthe  ein  Vorrecht  der  Söhne  entsprach.  Aber  wir 
wiesen  schon  $  1022  darauf  hin,  wie  es  allerdings  in  Rechten,  in  welchen 
die  Töchter  gegen  die  Söhne  im  Erbrecht  zurückgesetzt  waren,  nahe  liegen 
konnte,  der  nur  auf  Töchter  vererbenden  Gerade  eine  weitere  Ausdehnung 
zu  geben.  Doch  ergab  sich  auch  damit  nicht  gerade  ein  Zusammenfallen 
von  Aussteuer  und  Gerade,  wie  das  schon  die  sächsische  Bestimmung  er- 
gibt, wonach  die  Gerade  der  Mutter  nur  den  nichtausgesteuerten  Töchtern 
zufallt. 

Eben  so  wenig  scheint  mir  aber  ein  Grund  für  die  Annahme  eines 
Zusammenhanges  zwischenAussteuerundAusstattung  vor- 
zuliegen und  die  Aussteuer  auf  die  gleichfalls  wohl  mit  der  Gerade  in 
Verbindung  gebrachte  Gabe  zurückzuführen,  welche  ich,  wenn  der  Sprach- 
gebrauch auch  kein  fester  sein  mag,  im  Gegensatze  zur  erbabfindenden  Aus- 
steuer als  Ausstattung  bezeichnen  möchte.  Es  handelt  sich  dabei  um  das, 
was  der  sich  verheirathenden  Tochter  an  Kleidung  und  anderen  zu  ihrem 
persönlichen,  aber  auch  wohl,  wie  etwa  das  Bett,  zu  gemeinsamem  Ge- 
brauche dienenden  Gegenständen  üblicherweise  mitgegeben  wurde.  Nichts 
deutet  darauf,  dass  solche  Ausstattung  ursprünglich  einen  erbabfindenden 
Character  gehabt  habe.  Nach  einer  $  1062  angeführten  Angabe  altern  frän- 
kischen Rechts,  die  zweifellos  zunächst  auf  die  Ausstattung  zu  beziehen 
sein  wird,  sollte  diese  sogar  bei  der  Erbtheilung  ausser  Rechnung  bleiben. 
Und  scheint  das  später  nicht  allgemeiner  anerkannt  gewesen  zu  sein ,  so 
war  doch  die  Ausstattung  nicht  erbabfindend,  sondern  bei  der  Erbtheilung 
wie  jede  andere  Gabe  der  Eltern  einzuwerfen. 

Wurde  dann  aber  die  erbabfindende  Aussteuer  üblich,  erfolgte  auch 
diese  bei  der  Verheirathung,  so  erklärt  es  sich,  wenn  mehrfach  Ausstattung 
und  Aussteuer  nicht  bestimmter  auseinandergehalten  wurden.  Und  stand 
es  vielfach  ganz  im  Belieben  des  Vaters,  was  er  der  Tochter  als  Aussteuer 
geben  wollte,  so  war  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  dass  dieser  ihr  nur  das 
als  Aussteuer  gab,  was  ohnehin  als  Ausstattung  gegeben  zu  werden  pflegte. 
Daraufhin  mochte  sich  immerhin  hie  und  da  die  Auffassung  feststellen,  dass 
die  Tochter  nur  Anspruch  auf  eine  standesgemässe  Ausstattung  habe.  Und 
mochte  diese  dann  beim  Fehlen  eines  weitern  Anspruchs  besonders  reich- 
lich bemessen  werden,  so  findet  sich  darin  wohl  die  einfachste  Erklärung 
für  die  ausgedehnte  Wittwengerade  insbesondere  des  sächsischen  Rechts, 
welche  darauf  zurückzuführen  sein  wird,  dass  die  Wittwe  die  ihrer,  zu- 
gleich die  Aussteuer  ersetzenden  Ausstattung  entsprechenden  Gegenstände 
aus  dem  Nachlasse  des  Mannes  zurücknimmt. 

Im  allgemeinen  aber  ist  zweifellos  kein  Zusammenfallen  von  Ausstat- 
tung und  Aussteuer  anzunehmen.  Vereinzelt  finden  wir  jene  wohl  von  der 
Aussteuer  als  Theil  derselben  unterschieden.  Nach  gemeinem  norwegischen 
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Landrecht  5  c.  1  soll  von  der  bei  der  Verlobung  bedungenen  Aussteuer  nur 
der  dritte  Theil  auf  Kleidung  der  Frau  verwandt  werden ,  die  übrige  in 
Gegenständen  berichtigt  werden,  von  welchen  der  Mann  Frucht  und  Nutzen 
haben  kann.  Und  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Aussteuer  üblicherweise 
einen  bestimmten  Theilbetrag  des  Gesammtvermögens  der  Eltern  betrug,  in 
welchen  auch  Liegenschaften  als  Aussteuer  gegeben  werden  konnten  oder 
sollten,  in  welchen,  auch  wo  sie  nur  aus  Fahraiss  bestand,  Berichtigung 
durch  einen  Geldbetrag  vorausgesetzt  wird ,  ergibt  sich  doch  unmittelbar, 
dass  da  nicht  wohl  ein  näherer  Zusammenhang  mit  einer  zunächst  die  per- 
sönlichen Bedürfhisse  der  sich  Verheirathenden  im  Auge  habenden  Aus- 
stattung bestehen  kann. 

Auch  noch  ein  Anderes  dürfte  da  zu  beachten  sein.  Würde  die  Aus- 
steuer sich  aus  einer  zunächst  auf  die  persönlichen  Bedürfnisse  einer  Frau 
berechneten  Ausstattung  entwickelt  haben,  so  wäre  auch  zu  erwarten,  dass 
das  Einfluss  auf  die  Weitervererbung  gehabt  und  auch  bei  dieser  der 
Gesichtspunkt  eingegriffen  hätte,  dass  sie  an  weibliche  Erben  kommen  solle. 
Das  ergibt  sich  denn  auch  da,  wo  vereinzelt,  wie  insbesondere  im  sächsi- 
schen Recht,  zuzugeben  ist,  dass  eine  reichlich  bemessene  Ausstattung  zu- 
gleich als  Aussteuer  gedient  habe.  Aber  im  allgemeinen  trifft  das  in  keiner 
Weise  zu.  Fanden  wir,  vgl.  §  840  ff.,  wohl  die  Aussteuer  den  Kindern  der 
bestimmten  Ehe  vorbehalten,  so  ergeben  sich  keine  Sonderbestimmungen, 
welche  irgendwelche  Bevorzugung  des  weiblichen  Geschlechts  aussprächen. 
Wo  Söhne  und  Töchter  gleichgestellte  Erben  sind ,  theilen  sich  dieselben 
auch  in  die  Aussteuer  der  Mutter,  wie  in  anderes  Muttergut.  Sind  die  Töchter 
vom  Erbe  nach  der  Mutter  durch  Söhne  ausgeschlossen,  so  fällt  auch  die 
Aussteuer  nur  an  diese.  Für  die  Weitervererbung  gerade  der  Aussteuer  er- 
gibt sich  umgekehrt  wohl  eine  Bevorzugung  der  Männer.  So  hat  nach  frie- 
sischem Recht,  worauf  wir  zurückkommen,  an  der  Aussteuer  der  kinderlos 
gestorbenen  Frau  die  Schwester  keinen  Theil;  sie  fällt  an  die  Speerhand, 
an  den  Bruder  oder  dessen  Nachkommen.  Es  ist  doch  kaum  denkbar,  dass 
eine  Aussteuer,  welche  auf  Männer  zu  gleichem  oder  auch  ausschliesslichem 
Recht  vererbt ,  auf  eine  zunächst  den  persönlichen  Bedürfnissen  der  Frau 
angepasste  Gerade  oder  Ausstattung  zurückgehen  könne. 

Wir  können  davon  absehen,  auf  die  bezüglichen  Annahmen  naher  ein- 
zugehen, da  der  Ursprung  der  Aussteuer  nach  unsern  bisherigen  Er- 
örterungen nicht  wohl  zweifelhaft  sein  kann.  Finden  wir  nach  §  1053  ff. 
in  Rechten  der  verschiedensten  Gruppen  die  Bestimmung  festgehalten,  dass 
nicht  die  Tochter  als  solche,  sondern  nur  die  dotirte  Tochter  vom  Erbe 
ausgeschlossen  ist,  so  liegt  darin  meines  Erachtens,  wie  schon  S  1013  be- 
tont, der  sicherste  Beweis ,  dass  sie  sich  auf  Grundlage  gleichen  Erbrechts 
der  Tochter  entwickelt  hat,  dass  sie  eine  Abfindung  für  das  volle  Erbrecht 
ist,  welche,  wie  sich  Masuer  Pr.  for.  Succ.  $  1 1  ausdrückt,  loco  portionis  he- 
reditariae  gegeben  wird. 

1103.  Mit  diesen  Verhältnissen  hängt  denn  auch  eng  zusammen  die 
schon  S  837  erwähnte  Behandlung  der  als  Aussteuer  gegebenen 
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1103]  Fahrniss  als  Erbgut.  Auf  die  Frage,  in  wie  weit  ererbte  Fahr- 
niss  Überhaupt  als  Erbgut  behandelt  wurde,  wie  das  insbesondere  in  ostger- 
manischen Rechten  vielfach  der  Fall  war,  und  dann  auch,  wenn  sie  von 
der  Frau  eingebracht  war,  bei  Vorversterben  des  Mannes  nicht  als  Theil 
des  ehelichen  Gemeinguts  behandelt,  sondern  der  Frau  in  ursprünglichem 
Bestände  oder  doch  in  gleichwertigen  Gegenständen  zurückzugeben  war, 
möchte  ich  hier  nicht  eingehen.  Jene  Sonderbehandlung  der  als  Aussteuer 
gegebenen  Fahrniss  macht  sich  unmittelbar  kenntlich  in  Rechten,  in  welchen, 
wie  im  französischen,  die  Fahrniss  im  allgemeinen  nicht  Sondergut  blieb, 
sondern  in  die  Gemeinschaft  fiel  und  nach  der  Lösung  der  Ehe  von  dem 
Ueberlebenden  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  ohne  Rücksicht  auf  die 
Herkunft  zu  theilen  war.  Wie  wenig  dabei  die  Herkunft  berücksichtigt 
wurde,  zeigen  Bestimmungen,  wie  etwa  die  der  Coustumes  de  Vermendois 
S  230,  wonach  auch :  les  robes  et  joyaulx  servans  au  corps  de  la  vesve  ver- 
ront  en  prisie  et  partaige,  wenn  nicht  im  Ehevertrage  ausdrücklich  dasGe- 
gentheil  bestimmt  war.  Was  der  Frau  als  blosse  Ausstattung,  vgl.  §  1 102, 
nicht  als  Abfindung  für  ihr  spateres  Erbtheil  mitgegeben  wurde,  fiel  danach 
zweifellos  in  die  Gemeinschaft. 

Anders,  wenn  bei  der  Verheirathung  Fahrniss  als  Abfindung  für  das 
spätere  Erbrecht  gegeben  wurde.  Wäre  diese  auch  dann,  wie  sonstige  Fahr- 
niss, in  die  Gemeinschaft  gefallen,  so  würde  der  Frau  jedes  Sondervermögen 
gefehlt  haben,  sie  hatte  nach  dem  Tode  des  Mannes  lediglich  Anspruch  auf 
die  Hälfte  des  Gemeinguts  gehabt ;  die  Hälfte  ihrer  als  Erbtheil  zu  betrach- 
tenden Aussteuer  wäre  ihr  verloren  gewesen,  während  die  vom  Manne  er- 
erbten Liegenschaften  als  Sondervermögen  ungetheilt  dem  Manne  oder 
dessen  Erben  verblieben.  Daher  ist  die  als  Aussteuer  gegebene  Fahrniss 
selbst  oder,  wenn  sie  nicht  dauerbar  war,  deren  Werth  der  Frau  zurückzu- 
stellen. So  etwa  in  einem  Ortsrechte  der  Auvergne,  Cout.  ge'n.  4,  11 99: 
s'il  y  a  bestall  constitue  en  dot,  lafemme  repete  ledit  bestail  ou  l 'estimation. 
Solche  Fahrniss  sollte  ebenso,  wie  Erbland,  an  die  Seite  zurückfallen,  von 
der  sie  herrührte.  Soheisst  es  in  den  alten  Coutumes  derBourgogne  c.  21, 
Giraud  Essai  2,  273  :  Lon  tient  pour  her  itaige  deniers  dehu^pour  cause  de 
mariaige ,  qui  paie{  ne  sont ;  car  se  aucune  per  sonne  a  laquellc  lon  donnoii 
deniers  pour  cause  de  mariaige,  mueri  sans  hoirs  de  son  corps  ou  sans  lies- 
cendans^y  les  di%  deniers  seront  ainsi  comme  heritaiges  et  advendront  au 
lignage  de  par  la  mere,  a  qui  estoient  dehu\  les  di{  deniers  tout  seulement. 

Hatte  aber  die  Tochter  ursprünglich  als  Erbtheil  ebenso  Liegenschaften, 
als  Fahrniss  zu  beanspruchen ,  wäre  es  aber  unzweckmässig  gewesen ,  der 
auswärts  verheiratheten  Theile  des  elterlichen  Hofes  zuzuweisen,  vgl.  §  1042, 
so  suchte  man  ihr  doch  die  grössere  Sicherheit,  welche  der  Besitz  von  Lie- 
genschaften gewährte,  dadurch  zu  erwirken,  dass  die  ihr  gegebene  Fahrniss 
in  Liegenschaften,  die  ihrer  jetzigen  Heimath  bequemer  lagen,  umgesetzt 
werden  sollte.  Wird  eine  Geldsumme  als  Aussteuer  gegeben,  so  wird  in 
den  Heirathsverträgen  gewöhnlich  bestimmt,  dass  der  Mann,  um  sie  der  Frau 
zu  sichern,  dafür  Landeigen  zu  kaufen  hat,  welches  dann  Propre  der  Frau 
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ist.  Statt  dessen  war  es  üblich ,  vgl.  Loysel  S  1 1 7 ,  dass  der  Mann  sie  auf 
eigenes  Propre  sicherstellte,  welches  dann  die  Frau  nach  seinem  Tode  be- 
hält, bis  ihr  vom  Erben  der  Propres  der  Betrag  zurückgezahlt  ist,  wahrend 
Erben  der  Frau  nicht  immer  dasselbe  Recht  zugestanden  zu  haben  scheint ; 
so  haben  sie  nach  der  Coutume  von  Dijon,  Perard  Recueil  360,  nicht  das 
Land  selbst,  sondern  nur  die  Einkünfte  aus  demselben  zu  beanspruchen. 

Aber  selbst  dann ,  wenn  das  als  Maritagium  gegebene  Geld  nicht  auf 
Gut  des  Mannes  sichergestellt  ist ,  wird  es  ebenso  behandelt,  als  wenn  es 
Propre,  Erbland  der  Frau,  wäre.  So  heisst  es  in  der  Coutume  derNorman- 
die  von  1 583,  eh.  5 1 1,  Cout.  ge'n.  4,  85  :  Deuters  dornte^  pour  mariage  de 
filles  sont  reputei  immeubles  et  propre  ä  la  fille,  encore  quils  ne  soient 
employe^  ne  consigne^.  So  in  der  Coutume  der  Freigrafschaft  Burgund  §  32, 
Coutumier  ge'n.  2,  1 1 96 :  Deniers  de  mariage  donne%  et  constitue^  ä  la 
femme  assigne^  ou  non  assigne^,  sont  tenu%  et  repute^  pour  heritage  cTicelle 
femme  et  de  ses  hoirs,  s'ils  ne  sont  par  convenance  ameuble^.  Nach  den  Cou- 
stumes  de  Vermandois  ed.  Beautemps  S  230.  232  erhalt  die  Frau  ausser  der 
Hälfte  vom  Gemeingut  die :  hSritaige  de  son  naissant  avec  tout  ce  que  tut 
a  esie  donnd  en  mariage  pour  tenir  nature  d?  heritaige  pour  son  coste  et 
ligne,  wohin  alles  gehört,  was  gegeben  wurde,  damit  dafür  der  Mann  He'- 
ritage  für  die  Frau  erwerbe.  Ist  das  nicht  geschehen ,  so  haben  die  Erben 
auch  dann,  wenn  die  Wittwe  auf  das  Gemeingut  verzichtet,  die  ganze 
Summe  herauszuzahlen.  Sie  ist  in  solchem  Falle  der  Frau  oder  deren  Erben 
aus  dem  dann  der  Mannesseite  verbleibenden  Gemeingut  und,  so  weit  dieses 
nicht  reicht,  aus  dem  Sondergute  des  Mannes  zu  berichtigen;  vergl.  Loysel 
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Solche  Behandlung  der  zur  Aussteuer  gegebenen  Fahrniss  als  Liegen- 
schaft ergibt  sich  aber  auch  in  Gebieten,  wo  kein  näherer  Zusammenhang 
mit  französischem  Adelsrecht  anzunehmen  ist.  So  gehört  in  Uebereinstim- 
raung  mit  altem  burgundischen  Recht  nach  den  Statuten  von  St.  Maurice 
und  andern  Orten  des  Wallis,  vgl.  Heusler  Quellen  398.  406.  438.  442, 
beim  Vorversterben  der  Frauen  deren  gesammte  Fahrniss  dem  Manne, 
ausser  wenn  sie  nicht  Erbtöchter  waren  und  sich  ergibt :  earum  dotem  et 
hereditatem  constare  in  peeuniis  promptis ,  pro  quibus  eisdem  per  virum 
nondum  esset  facta  assignatio  seu  assecuratio ;  et  tunc  illae  summae  pecu- 
niales  non  debent  in  sortem  bonorum  mobilium  computari,  sed  tenent  natu- 
ram  bonorum  immobilium.  Aehnlich  heisst  es  wohl  im  helvetischen  Rechts- 
gebiete, vgl.  Bluntschli  Rechtsg.  von  Zürich  1,  437,  dass  das  zugebrachte 
Frauengut,  auch  wenn  es  nicht  auf  Landeigen  versichert  ist,  als  liegendes 
Gut  betrachtet  wird  und  der  Frau  vor  allem  Andern  aus  des  Mannes  Fahrniss 
zu  berichtigen  ist. 

Die  Bestimmungen,  wonach  nicht  die  von  der  Frau  eingebrachte  Fahr- 
niss überhaupt,  sondern  nur  die  ihr  als  Ersatz  des  Erbrechts  gegebene  als 
Sondereigen  der  Frau  und  als  Liegenschaft  behandelt  werden  soll,  zeigen 
deutlich,  dass  die  erbabfindende  Aussteuer  sich  nicht  aus  einer  blossen  Aus- 
stattung entwickelt  haben  kann,  welche  in  den  bezüglichen  Rechten  in  das 
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1103]  Gemeingut  fiel  oder  auch  wohl  dem  Manne  verblieb.  Ebenso  aber 
ergeben  sie ,  dass  die  allerdings  in  der  Regel  in  Fahrniss  bestehende  Aus- 
steuer der  Töchter  in  keinerlei  Zusammenhange  mit  einem  Ausschlüsse  der 
Weiber  vom  Grundeigenthum  steht.  Denn  abgesehen  davon,  dass  in  den 
meisten  Rechten  überhaupt  nichts  im  Wege  stand,  auch  Liegenschaften  als 
Aussteuer  zu  geben ,  fanden  wir,  dass  wohl  ausdrucklich  darauf  Bedacht 
genommen  war,  die  zur  Aussteuer  gegebene  Fahrniss  wieder  in  Liegen- 
schaften umzusetzen. 


6.  Abfindungsrecht  der  Brüder. 

1104«  Wir  führten  bei  unseren  früheren  Untersuchungen  den  Aus- 
schluss der  ausgesteuerten  Töchter  auf  Befugnisse  der  Eltern  zurück,  ein- 
zelne Kinder  für  ihr  Erbrecht  abzufinden.  Dabei  handelte  es  sich  aber  zu- 
nächst um  eine  ausschliessliche  Befugniss  der  Eltern,  die  sich 
überdies  wohl  noch  dadurch  enger  beschränkt  zeigt,  dass  nur  dem  Vater, 
vgl.  S  1092,  oder  nur  beiden  noch  lebenden  Eltern,  vgl.  $  1094,  eine  solche 
Befugniss  zustand.  Und  in  manchen  Rechten  ist  daran  auch  später  festge- 
halten. Wir  fanden  $  1053  ff.  eine  Reihe  Belege,  wonach  den  nicht  schon 
von  den  Eltern  selbst  ausgesteuerten  Töchtern  das  volle  Erbrecht  neben 
Brüdern  zustand.  Hatten  die  Eltern,  wie  wir  das  $  1053  wohl  erwähnt 
fanden,  der  Tochter  keine  Aussteuer  gegeben ,  so  war  sie  auch  nicht  ab- 
gefunden. Das  mag  da,  wo  die  Abfindung  überhaupt  üblich  war,  thatsäch- 
lich  selten  vorgekommen  sein;  als  Regel  kann  angenommen  werden,  dass 
die  schon  von  den  Eltern  verheiratheten  Töchter  ausgesteuert  waren. 

Dagegen  konnten  um  so  häufiger  beim  Tode  der  Eltern  die  Töchter 
überhaupt  oder  doch  einTheil  derselben  unverheirathet  sein.  Hatten  dann 
die  unverheirathet  gebliebenen  Töchter  gleiches  Erbrecht,  so  war  damit 
keiner  der  oft  erwähnten  Schwierigkeiten  begegnet,  welche  sich  aus  der 
Kopftheilung  zwischen  Schwestern  und  Brüdern  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  Liegenschaften  ergaben.  Es  konnte  sich  dann  aber  weiter 
eine  grosse  Unbilligkeit  daraus  ergeben,  dass  beim  Tode  der  Eltern  ein 
Theil  der  Töchter  verheirathet  und  mit  geringeren  Beträgen  abgefunden 
war,  während  die  noch  ledigen  nun  vollen  Erbtheil  erhielten  und  nachträg- 
lich mit  solchem  eine  Ehe  eingehen  konnten.  Solcher  Gestaltung  gegenüber, 
wie  sie  in  manchen  Rechten  aufs  bestimmteste  vorliegt,  kann  doch  schwer- 
lich auch  nur  daran  gedacht  werden,  es  hätten  schon  ursprünglich  die 
Töchter  kein  Erbrecht,  sondern  lediglich  einen  Anspruch  auf  eine  geringere 
Aussteuer  bei  ihrer  Verheirathung  gehabt. 

Sind  aber  manche  Rechte  trotzdem  auf  jener  Stufe  verharrt,  so  ist  es 
begreiflich ,  wenn  man  in  andern  jenen  Unzukömmlichkeiten  durch  A  u  s- 
dehnung  des  Abfindungsrechtes  auf  die  Brüder  zu  begegnen 
suchte,  indem  man  in  Rechten,  in  welchen  die  Abfindung  durch  Eltern  ge- 
stattet und  allgemein  üblich  war,  davon  ausging,  dass  die  Eltern,  wenn  sie 
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die  Verheirathung  der  Tochter  erlebt  hätten ,  dieselben  auch  abgefunden 
haben  würden,  und  es  dem  entsprechend  den  Brüdern  gestattete,  den  un- 
verheiratheten  Schwestern  nicht  ihren  Erbtheil  herauszugeben,  sondern  statt 
dessen  erst  bei  der  Verheirathung  einen  Betrag,  wie  ihn  ihr  die  Eltern  als 
Aussteuer  gegeben  haben  würden,  während  sie  dieselben  bis  dahin  im  elter- 
lichen Hause  standesgemäss  zu  unterhalten  hatten.  Das  scheint  vielfach  erst 
spät  üblich  geworden  und  dann  wohl  streitig  gewesen  zu  sein.  So  ist  nach 
der  Coutume  des  Bourbonnais  von  1521  §  305  nur  die  von  Eltern  oder 
Grosseltern  Ausgesteuerte  ausgeschlossen ;  aber  bei  den  Verhandlungen  da- 
rüber, Cout.  gen.  3,  1295,  wurde  geltend  gemacht,  dass  das  auch  die  von 
Brüdern  Ausgesteuerte  treffe. 

Wo  das  aber,  wie  in  vielen  Rechten ,  sichtlich  schon  früh  anerkannt 
war,  da  musste  sich  daraus  wenigstens  thatsächlich  ein  Ersatz  des  Erb- 
rechts der  Töchter  durch  Anspruch  auf  eine  Aussteuer  auch 
dann  ergeben,  wenn  grundsätzlich  noch  an  dem  Erbrecht  der  nichtausge- 
steuerten Tochter  festgehalten  wurde.  Konnte  die  Aussteuer  weit  hinter 
dem  Betrage  des  vollen  Erbtheils  zurückbleiben,  so  wird  natürlich  jeder 
Bruder  es  vorgezogen  haben,  der  sich  verheirathenden  Schwester  eine  Aus- 
steuer zu  geben,  wenn  ihr  andernfalls  der  volle  Erbtheil  zugekommen  sein 
würde.  Es  erklärt  sich ,  wenn  in  solchen  Rechten  einfach  ausgesprochen 
wurde,  dass  die  Tochter  neben  Brüdern  kein  Erbrecht,  sondern  nur  Recht 
auf  eine  Aussteuer  habe.  Wird  dann  auch  in  solchen  Rechten ,  so  im  lon- 
gobardischen,  vgl.  §  1055,  vereinzelt  wohl  noch  auf  das  eventuelle  volle 
Erbrecht  der  Töchter  hingewiesen ,  so  hat  das  wohl  nur  den  Zweck,  die 
Schwestern  gegen  Verweigerung  einer  Aussteuer  überhaupt  zu  schützen; 
es  ist  zu  betrachten  als  eine  thatsächlich  nicht  leicht  zur  Ausführung  kom- 
mende Drohung,  da  jeder  Bruder,  vor  die  Wahl  gestellt,  die  geringere  Aus- 
steuer der  Herausgabe  des  Erbtheils  vorgezogen  haben  wird. 

1105.  Denn  so  nahe  es  lag,  den  Unzukömmlichkeiten,  welche  sich 
aus  Beschränkung  des  Abfindungsrechts  auf  die  Eltern  ergaben,  durch  Aus- 
dehnung des  Abfindungsrechts  auf  die  Brüder  zu  begegnen,  so  wenig  war 
zu  verkennen,  dass  es  dann  bestimmter  Bürgschaften  gegen  Miss- 
brauch des  Abfindungsrechts  durch  Brüder  bedurfte.  Bei  den 
Eltern  durfte  man  voraussetzen ,  dass  ihnen  im  allgemeinen  das  eine  Kind 
so  werth  sei,  wie  das  andere,  dass  sie  die  Töchter  nicht  weiter  zurücksetzen 
würden,  als  das  nach  Erwägung  aller  Umstände  billig  schien.  Bei  den  Brü- 
dern war  umgekehrt  im  allgemeinen  vorauszusetzen ,  dass  sie  im  eigenen 
Interesse  die  Schwestern  mit  möglichst  geringen  Beträgen  abfinden  oder 
auch  eine  Verheirathung  derselben  überhaupt  zu  verhindern  suchen  wür- 
den, um  der  Verpflichtung  zur  Aussteuerung  zu  entgehen.  Wo  wir  ein 
Abfindungsrecht  der  Brüder  anerkannt  finden,  da  fehlen  bei  irgend  ge- 
naueren Angaben  auch  nicht  leicht  Bestimmungen,  welche  darauf  berechnet 
waren,  dem  Belieben  der  Brüder  engere  Schranken  zu  setzen.  Es  ist  da 
nicht  leicht  ausgesprochen,  wie  das  bei  Eltern  häufig  der  Fall  ist,  dass  die 
Töchter  auch  mit  der  geringsten  Gabe  vorlieb  nehmen  müssen.  Erscheint 
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1105]  da  auch  bei  den  Longobarden  Ed.  Rotharis  181,  vgl.  $  1055,  der 
Bruder  dem  Vater  gleichgestellt,  so  mag  man  vorausgesetzt  haben,  dass  die 
Sitte  gegen  Missbrauch  genüge;  und  wenigstens  später  finden  wir  gerade 
auch  im  longobardischen  Rechtsgebiete,  vgl.  Pertile  4,  58,  tiberall  Bestim- 
mungen, welche,  wenn  sie  auch  dem  Vater  freie  Hand  lassen ,  doch  Miss- 
brauch durch  die  Brüder  verhüten  sollen. 

Aber  wie  Alles,  was  mit  der  Zurücksetzung  der  Töchter  zusam- 
menhangt, überaus  mannichfaltig  gestaltet  erscheint,  und  damit  darauf 
deutet,  dass  dieselbe  sich  erst  in  den  Einzelrechten  unabhängig  von  einan- 
der entwickelt  hat,  so  auch  hier.  War  der  allgemeine  Gesichtspunkt  zwei- 
fellos der,  dass  die  Töchter  auch  nach  dem  Tode  der  Ehern  so  ausgesteuert 
werden  sollten,  wie  das  voraussichtlich  durch  diese  geschehen  sein  würde, 
so  war  dem  natürlich  am  einfachsten  genügt  durch  Bestimmung  des 
Betrags  der  künftigen  Aussteuer  durch  die  Eltern.  Wir  sahen 
S  1095,  dass  *m  westfränkischen  Recht  auch  das  Abfindungsrecht  der  El- 
tern ein  so  beschranktes  war,  dass  es  lediglich  bei  der  Verheirathung  geübt 
werden  sollte,  die  Abfindung  noch  lediger  Töchter  also  ausgeschlossen  war; 
dass  selbst  da,  wo  der  Wille  der  Eltern  so  fest  stand,  wie  in  dem  S  853 
erwähnten  Falle  von  1261,  das  volle  Erbrecht  der  Tochter  wieder  auflebte, 
weil  zwar  der  die  Aussteuer  festsetzende  Heirathsvertrag  bei  Lebzeiten  bei- 
der Eltern  geschlossen,  dann  aber  die  Mutter  vor  der  Vermählung  gestorben 
war. 

Anderen  Rechten  ist  solche  Schranke  fremd.  Die  Eltern  oder  der  Vater 
können  auch  die  Aussteuer  der  ledigen  Tochter  bestimmen,  um  einerseits 
ihr  volles  Erbrecht  zu  beseitigen,  sie  andererseits  aber  auch  gegen  zu  weit- 
gehende Benachtheiligung  durch  die  Brüder  zu  sichern.  Das  konnte  durch 
eine  Vergabung  unter  Lebenden  geschehen,  wie  wir  sie§  1056  im  burgun- 
dischen  Recht  erwähnt  fanden.  Oder,  vgl.  $  1070  ff.,  durch  Theilung  unter 
dieKinder,  wobei  den  Töchtern  geringere  Theile  zugewiesen  wurden.  Oder, 
vgl.  §  1057,  durch  Verpflichtung  der  Töchter  sich  mit  dem  zu  begnügen, 
was  die  bereits  verheiratheten  erhalten.  Oder  durch  letztwillige  Verfugung, 
indem  der  Vater  den  Söhnen  einen  bestimmten  Betrag  der  Aussteuer  der 
Schwestern  auferlegte,  wie  sich  das,  vgl.  auch  8  1055,  im  longobardischen 
Rechtsgebiete  oft  erwähnt  findet.  Doch  fanden  wir  auch  das  Recht  zu  letzt- 
willigen Verfügungen  $  1097  im  Interesse  der  Söhne  beschränkt.  Später 
findet  sich,  vgl.  Pertile  4,  6r,  wohl  die  Bestimmung,  dass  Töchtern  höch- 
stens die  Hälfte  von  dem,  was  als  Erbgut  auf  sie  entfallen  sein  würde,  ver- 
macht werden  darf. 

1106.  Es  handelte  sich  aber  insbesondere  um  den  Fall,  dass  irgend- 
welche Verfügung  der  Eltern  nicht  vorlag.  Dann  stand  es  in  den  Rechten, 
welche  nur  den  Eltern  ein  Abfindungsrecht  zugestanden,  im  freien  Willen 
der  sich  verheirathenden  Schwester,  ob  sie  den  vollen  Erbtheil  beanspruchen 
oder  sich  mit  einer  geringeren  Aussteuer  durch  den  Bruder  begnügen  wollte; 
die  Bürgschaft  lag  in  der  Forderung  derZustimmung  derSchwe- 
ster.  In  manchen  Gebieten  mag  wenigstens  die  Sitte  verlangt  haben,  dass 
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auch  in  solchem  Falle  die  Schwestern  sich  nicht  weigern  sollten ,  sich  ab- 
finden zu  lassen,  wenn  der  Bruder  zu  einer  Aussteuer  bereit  war,  die  nach 
Berücksichtigung  der  Umstände  als  eine  ausreichend  bemessene  erscheinen 
konnte.  Aber  eine  solche  Aussteuer  konnte  auch  dann  nur  mit  Zustimmung 
der  Schwester  erfolgen,  wie  sie  sich  in  einem  freiwilligen  Verzicht  auf  wei- 
teres Erbrecht  aussprach. 

Das  tritt  wohl  sehr  deutlich  hervor  in  solchen  Rechten,  in  welchen  die 
Eltern  das  Recht  hauen,  die  Tochter  auch  ohne  ihre  Zustimmung  mit  einem 
beliebig  geringen  Betrage  abzufinden,  während  der  Bruder  sie  nur  dann  ab- 
finden konnte,  wenn  sie  dem  zustimmte.  So  heisst  es  in  der  Coutume  von 
Poitou  A.  S  200,  N.  S  220,  dass,  wenn  Eltern  oder  Grosseltern  der  Tochter 
oder  Enkelin  bei  deren  Verheirathung  von  ihrem  Gute  geben:  quelque  chosc 
que  ce  sott,  suppose  que  ce  ne  montast  ou  vallust  sa  legitime  portion ,  die- 
selbe damit  vom  Erbrecht  ausgeschlossen  sei;  mais  autre  chose  seroitsielle 
esioii  marUe  par  aucuns  de  sesfreres  ou  collateraux ;  car  alors  eile  ne  se- 
roil  point  forclose  desdites  successions  si  eile  ny  avoit  renonce par  expres  ; 
la  quelle  renonciation  expresse  eile  peult  faire ;  et  est  bonne  et  valable  par 
coustume.  Oder  in  der  Coutume  vonBastogne  S  37,  Cout.  deLuxembourg 
SuppL  22:  Pareillement  le  frire  peult  marier  sa  soeure  en  somme  de  de- 
niers  et  la  faire  quicter  et  adoancer  espousailles,  s9  il  luy  piaist;  et  si  eile 
n  aooit  quicti  avant  ses  nopces  et  eile  ne  le  veult  faire,  dd dar  ante  quelle  est 
d/fraude'e,  offre  rapporter  ce  que  son  fröre  lui  auroit  donne1,  eile  seroit  re- 
ceue  en  portion,  nonobstant  quelque  promesse  quelle  eustfaict  ä  sondit fröre. 

Die  Brüder  suchten  das  dann  wohl  dadurch  zu  umgehen,  dass  sie  sich 
mit  dem  Verlobten  der  Schwester  über  eine  geringere  Aussteuer  einigten. 
Dann  konnte  dieser  wegen  seiner  Zustimmung  nicht  auf  Ergänzung  klagen; 
aber  zugehst  auch  nicht  die  Schwester,  da  sie  bei  Lebzeiten  ihres  Mannes 
kein  selbststflndiges  Klagerecht  hatte.  Dagegen  war  dann  allerdings  ein 
KlagerechtderWittwe  anerkannt,  welche  nach  dem  Tode  des  Mannes 
binnen  Jahr  und  Tag  ihr  Recht  geltend  machen  konnte.  Das  ist  ausdrück- 
lich gesagt  in  den  Coutumes  von  Anjou  und  Maine  von  141 1  S  166  und 
von  1463  $  197,  ed.  Beautemps,  1,  485.  3,  337:  Si gentil  komme  tnarie  sa 
seur  et  il  ne  lui  donne  mariage  advenant,  cest  assavoir  sa  loyale  porcion  de 
la  terre  de  ses  ptre  et  mire,  apris  le  trespassement  de  son  mary  eile  deman- 
dera  bien  son  loyal  partaige  en  rapportant  ce  que  luy  aura  este  donne1  si 
eile  ny  avoit  renonce1 ;  mais  tant  que  le  mariage  dure,  eile  ne  peut  autre 
chose  demander  ne  son  mary  ä  cause  d'elle  que  ce  que  luy  aura  este  donne 
en  mariage.  Und  dem  entsprechend  macht  in  einem  Einzelfalle  von  1 260, 
Olim  1,  490,  die  Schwester  geltend,  dass  der  Bruder,  in  dessen  Bau  und 
Custodia  sie  war:  eam  maritavit  in  partibus  remotis,  prout  voluit,  et  dedit 
viro  suo,  quod  sibi placuit,  ohne  dass  sie  auf  ihr  Recht  verzichtet  hätte;  vi- 
vente  tarnen  marito  suo,  in  cuius  custodia  et  pote State  erat ,  non  potuit  re- 
clamare,  sed  tarn  cito  post  mortem  mariti  sui  reclamavit  et  petiit  ius  suum 
infra  annum  et  dum.  In  einzelnen  Rechten  scheint  in  entsprechendem  Falle 
wohl  schon  der  Ehefrau  ein  selbstständiges  Klagrecht  zugestanden  zu  sein; 
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1106]  so  nach  norwegischem  Recht,  vgl.  Amira  Obl.  2,  882,  wenn  der 
Mann  vor  Abschluss  der  Heirath  den  Verwandten  seiner  Frau  gegenüber 
auf  deren  Vatererbe  verzichtet  hatte.  Dasselbe  Recht  stand  nach  der  Cou- 
tume  der  Touraine  A.  25  §  27  bei  zu  geringer  vom  Bruder  erhaltenen  Mit- 
gift eventuell  ihren  Kindern  zu:  Et  si  la  femme  decede  avant  son  mary,  les 
enfans  d'  eile  pourront  demander  le  parfait  du  droit  de  succession  de  leur- 
dite  mere.  Im  allgemeinen  stand  auch  später  im  westfränkischen  Recht 
den  Brüdern  kein  Abfindungsrecht  zu,  wenn  nicht  die  Schwestern  selbst 
bereit  waren ,  sich  mit  einem  hinter  ihrem  Erbtheile  zurückbleibenden  Be- 
trage zu  begnügen. 

1107.  In  vielen  Rechten  wurde  aber  dann,  wenn  die  Eltern  gestorben 
waren,  ohne  über  die  Aussteuer  der  Töchter  etwas  verfügt  zu  haben,  auch 
den  Brüdern  das  Recht  zugestanden,  die  Schwestern  mit  einer  Aussteuer 
abzufinden.  Aber  nicht  mit  einer  beliebig  geringen.  Der  bei  den  bezüg- 
lichen Bestimmungen  sichtlich  zunächst  massgebende  Gesichtspunkt  ist  der, 
dass  die  Aussteuerung  in  demselben  Betrage  erfolgen  solle,  den  wahrschein- 
lich die  Eltern  der  Tochter  zugewandt  haben  würden,  wenn  dieselbe  bei 
ihren  Lebzeiten  von  ihnen  verheirathet  und  ausgesteuert  worden  wäre. 
Dieser  Gesichtspunkt  findet  sich  wohl  ausdrücklich  betont  So  sollen  nach 
den  Statuten  von  Nizza,  Mon.  patriae  L.  2,  56,  wenn  der  Vater  ohne  letzt- 
willige Verfügung  gestorben,  die  Konsuln  die  Bestimmung  der  Aussteuer 
denjenigen  der  nächsten  Verwandten  überlassen:  quos  consulatus  credat 
melius  scivisse  voluntatem  defuncti. 

Diese  Verhältnisse  stellten  sich  einfach  für  den  Fall,  dass  einzelne 
Töchter  bereits  verheirathet,  andere  noch  ledig  waren.  Dann  wurde  sehr 
gewöhnlich  den  letztern  derselbe  Betrag  zugesprochen,  den  die  Eltern  ihren 
verheiratheten  Schwestern  gegeben  hatten.  Dieses  Massgeben  der  Aus- 
steuer bereits  verheiratheterTöchter  wird  in  den  verschiedensten 
Rechten  oft  erwähnt.  So  etwa  in  der  Coutume  von  Luxemburg  1 2  S  11: 
Advenant  le  decis  (ficeux  pere  ou  mere  avant  que  toutes  leurs  filles  soient 
colloquees  en  mariage,  lesdicts  filles  restantes  ä  marier  seront  tenues  de  se 
contenter  de  semblable  dot  quaura  eu  celle  mariSe  avant  ledict  decis.  So 
können  nach  isländischem  Recht,  vgl.  Grag&s  ed.  Schlegel  174,  die  noch 
ledigen  Schwestern  aus  der  elterlichen  Nachlassenschaft  so  viel  beanspru- 
chen, als  die  verheiratheten  Schwestern  erhielten.  Dabei  wird  freilich  im 
Interesse  der  Brüder  wohl  Rücksicht  daraufgenommen,  ob  der  Vermögens- 
stand noch  derselbe  geblieben;  hat  derselbe  sich  inzwischen  geändert,  so 
müssen  zu  Bologna,  vgl.  Pertile  4,  59,  die  erst  auszusteuernden  Töchter 
sich  einen  entsprechenden  Abzug  gefallen  lassen. 

Fehlte  dieser  Masstab,  weil  noch  keine  Schwester  ausgesteuert  war,  so 
lag  eine  naheliegende  und  oft  erwähnte  Sicherung  darin,  dass  man  die 
Bestimmung  des  Betrages  nicht  den  Brüdern  überliess,  sondern  diese  ver- 
pflichtete, sich  an  das  Ermessen  der  nächsten  Verwandten  zu 
halten,  wobei  wohl  bestimmt  wird,  dass  dieselben  in  bestimmter  Zahl  zu- 
zuziehen sind;  vgl.  etwa  Pertile  4,  59.    In  der  Coutume  von  Luxemburg 
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12  $  5  1 1  ist  eventuell  auf  das  hingewiesen:  que  quatre  de  Uurs  parens,  ä 
sfauoir  deux  du  costd paternel  et  deux  du  maternel,  trouveront  estre  raison- 
nable.  Häufig  findet  sich  freilich  auch  nur  die  allgemeine  Angabe,  dass  sie 
nach  Massgabe  desVermögens  entsprechend  auszusteuern  seien.  Ob 
das  zutraf,  konnte  dann  freilich  nur  der  Richter  nach  Erwägung  aller  Um- 
stände, wobei  auch  die  Zahl  der  Söhne  ins  Gewicht  fiel,  entscheiden,  womit 
es  sich  erklärt,  wenn  wohl  von  vornherein  bestimmt  wird,  dass  die  Aus- 
steuer durch  Brüder  nach  Ermessen  des  Richters  erfolgen  soll ;  vgl  Pertile 
4,  59.  Für  die  Enrscheidung,  ob  die  Aussteuer  eine  angemessene,  musste 
dann  vor  allem  der  Ortsbrauch  massgebend  sein.  In  Italien  wird  oft 
darauf  hingewiesen,  dass  sie  erfolgen  soll :  secundum  mores  civitatis.  Nach 
der  Coutume  der  Auvergne  1 2  §  35  ist  zunächst  auf  den  Betrag  der  Aus- 
steuer bereits  verheiratheter  Schwestern  hingewiesen;  war  aber  noch  keine 
dotirt,  so  soll  sie  ausgesteuert  werden :  sehn  Vadvis  de  parens  et  atnis  de 
ladite  fille,  en  regard  aux  constitutions  des  mariages  du  Heu  et  voisins  de 
semblable  qualiid.  Das  musste  dann  nicht  gerade  auf  einen  bestimmten  Be- 
trag nach  Massgabe  des  Vermögens  fuhren;  Standesverhältnisse,  Zahl  der 
Kinder,  Vermögen  des  Bräutigams  und  ähnliche  Umstände  konnten  auch 
nach  Ortsbrauch  berücksichtigt  werden. 

1108.  Für  unsere  Zwecke  ist  aber  insbesondere  eine  andere  Gestal- 
tung beachtenswerth.  Machte  sich  für  den  Fall,  dass  die  Töchter  nicht  be- 
reits von  den  Eltern  abgefunden  waren,  einerseits  das  Bedürfniss  geltend, 
die  Söhne  besser  zu  stellen,  war  andererseits  aber  auch  darauf  zu  sehen, 
dass  die  Töchter  bei  Aussteuerung  durch  ihre  Brüder  nicht  zu  sehr  benach- 
teiligt wurden,  so  war  dem  am  ausreichendsten  genügt,  wenn  sich  ein 
Theilbetrag  des  Nachlasses  als  gesetzlicher  Mindestbetrag 
derAussteuer  feststellte,  das  Manage  avenant  der  französischen  Quellen. 
Danach  konnte  die  Tochter  verlangen,  dass  die  Aussteuer  nicht  hinter  einem 
bestimmten  Theilbetrage  des  Nachlasses  zurückbleibe,  während  dieser  Theil- 
betrag selbst  geringer  bemessen  war,  als  der  auf  sie  entfallende  Kopftheil. 

Miudestbeträge  der  Abfindung  eines  Kindes  fanden  wir  allerdings  schon 
in  den  S  1083  ff.  besprochenen  Fällen  genannt.  Vereinzelt,  so  im  Wallis, 
vgL  S  1085  ff.,  scheinen  diese  Sätze  auch  wohl  später  massgebend  geblieben 
zu  sein.  Aber  mit  dem  Manage  avenant  steht  das  sichtlich  nicht  in  Verbin- 
dung. Bei  jenen  festen  Abfindungsbeträgen  blieb  die  Grösse  des  Vermögens 
unberücksichtigt.  Ebenso  der  Geschlechtsunterschied ;  sie  scheinen  sich  auch 
spater  allgemeiner  nur  noch  als  Anspruch  der  Unechten  oder  als  Pflicht- 
teil jedes  Kindes  erhalten  zu  haben.  Insbesondere  aber  handelte  es  sich 
da  um  Abfindung  durch  den  Vater  oder  die  Eltern,  während  das  Mariage 
avenant  sich  sichtlich  erst  ergeben  hat,  als  das  Abfindungsrecht  sich  auf 
Brüder  ausdehnte  und  damit  eine  Sicherung  gegen  Missbrauch  desselben 
durch  diese  nöthig  wurde.  Das  tritt  wohl  deutlich  hervor  in  Rechten ,  in 
welchen  den  Eltern  der  Tochter  gegenüber  ganz  freie  Hand  gelassen  ist, 
während  die  Schwester  vom  Bruder  einen  bestimmten  Theilbetrag  fordern 
kann.  So  haben  nach  normannischem  Recht  die  Brüder  den  Schwestern 
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1 108]  den  dritten  Theil  des  Nachlasses  der  Eltern  zu  geben.  Dagegen  hat 
nach  der  Summa  de  legibus  24  $  16  die  von  den  Eltern  verheirathete 
Tochter  nichts  zu  fordern,  als  was  ihr  die  Eltern  als  Maritagium  gaben :  et 
si  nihil  ei  in  maritagium  datumfuerit,  nihil  poterit  reclamare. 

Der  Betrag  dergesetzlichenAussteuer  findet  sich  verschieden 
bestimmt.  Zum  Theil  so,  dass  die  Zahl  der  Kinder  unberücksichtigt  bleibt 
und  sämmtlichen  Töchtern  ein  Theilbetrag  des  Vermögens  zugesprochen 
wird,  so  dass  dann  auf  jede  ein  Kopftheil  dieses  Betrages  entfällt.  So  fanden 
wir  §  505  im  normannischen  und  verwandten  Rechten  das  Mariage  ave- 
nant  für  sämmtliche  Töchter  auf  ein  Drittel  des  Vermögens  bestimmt.  Nach 
dem  S  488  über  das  gothländische  Recht  Bemerkten  belief  sich  derTöchter- 
antheil  nur  auf  ein  Achtel.  Häufiger  finden  wir  die  Zahl  der  Kinder  be- 
achtet, so  dass  die  Aussteuer  oder  der  dann  damit  zusammenfallende  Erb- 
theil  nach  einem  Theilbetrage  eines  Sohnstheiles  bemessen  ist.  Vereinzelt 
erhält  die  Tochter  zwei  Fünftel  desselben;  bei  weitem  am  häufigsten  halben 
Kopftheil,  worauf  wir  zurückkommen.  Später  hielt  man  sich  dann  vielfach 
an  die  Legitime  des  römischen  Rechts,  verlangte,  dass  diese  den  Töchtern 
verbleiben  solle.  Aber  in  Rechten,  welche  von  jeher  die  Töchter  so  weit 
zurücksetzten,  wie  das  longobardische,  hielt  man  sich  wohl  nicht  daran  und 
verlangte  nur,  dass  die  Aussteuer  die  Hälfte  oder  zwei  Drittel  der  Legitim a 
betragen  solle ;  vgl.  Pertile  4,  60. 

Als  massgebend  für  die  Bemessung  der  Beträge  haben  wir  gewiss  den 
Massstab  zu  betrachten ,  nach  dem  die  Eltern  in  dem  bezüglichen  Gebiete 
die  Töchter  auszusteuern  pflegten.  Denn  wo  der  Wille  der  Eltern  sicher 
oder  wahrscheinlich  festzustellen  war,  finden  wir  auch  später  in  erster  Reihe 
diesen  als  massgebend  behandelt.  So  wenn  die  Eltern  durch  letztwillige 
Verfügung  die  künftige  Aussteuer  der  Töchter  geregelt  hatten.  Oder  bei  der 
so  häufig  vorkommenden  Bestimmung,  wonach  die  nach  dem  Tode  der 
Eltern  verheiratheten  Töchter  dasselbe  beanspruchen  konnten,  was  die  von 
den  Eltern  verheiratheten  erhalten  hatten.  Es  heisst  denn  auch  wohl ,  dass 
die  gesetzliche  Aussteuer  nur  eventuell  eintreten  soll,  wenn  jener  Massstab 
fehlt.  Nach  der  Coutume  von  Luxemburg  1 2  §  1 1  sollen  die  nachträglich 
verheiratheten  Schwestern  sich  mit  dem  begnügen,  was  die  verheiratheten 
erhielten:  et  si  nulle  desdictes  filles  n  avoit  esU mariie  du  vivant  deleurs- 
dicts  pere  ou  mere,  en  ce  cas  sera  observd  ce  que  ci  dessus  a  esU  dicty  que 
deux  filles  auront  autant  quunfils. 

Im  allgemeinen  ist  gewiss  anzunehmen,  dass  diese  feststehenden  Be- 
träge sich  erst  dann  entwickelten ,  als  sich  das  Abfindungsrecht  von  Eltern 
auf  Brüder  ausgedehnt  hatte,  da  neben  denselben  in  den  bezüglichen  Rechten 
sich  nicht  selten  für  die  Eltern  die  Befugniss  zur  Abfindung  mit  beliebig 
geringem  Betrage  festgehalten  zeigt.  Aber  freilich  bemerkten  wir  S  1 098, 
dass  da  auch  die  Eltern  wohl  an  einen  Mindestbetrag  gebunden  sein  sollten. 
Fällt  dieser  dann  wohl  mit  dem  zusammen ,  was  die  Schwestern  von  den 
Brüdern  zu  beanspruchen  hatten,  so  könnte  die  Annahme  nahe  liegen,  das 
Recht  der  Eltern  zu  beliebiger  Aussteuer  habe  sich  erst  nachträglich  nach 
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Massgabe  der  Beträge  abgeschwächt,  welche  sich  inzwischen  für  den  Fall 
der  Aussteuerung  durch  Brüder  festgestellt  hatten.  Der  Schluss  könnte  sich 
rechtfertigen,  wenn  wir  überall  von  einem  unbedingten  Abfindungsrecht 
des  Vaters  oder  der  Eltern  auszugehen  hätten. 

Aber  diese  Dinge  haben  sich  sichdich  in  den  Einzelrechten  in  ver- 
schiedenster Weise  entwickelt.  Während  die  einen  da  den  Eltern  völlig 
freie  Hand  lassen,  verbieten  andere  aufs  bestimmteste  jede  Bevorzugung 
eines  Kindes  vor  dem  andern,  also  auch  des  Sohnes  vor  der  Tochter.  Es 
kann  nicht  auffallen,  wenn  sich  da  auch  vermittelnde  Auffassungen  geltend 
machten,  wenn  die  das  Recht  vorbereitende  Sitte  wohl  im  allgemeinen  eine 
Zurücksetzung  der  Töchter  billigte,  aber  keine  ganz  der  Willkür  der  Eltern 
ilberlassene.  Finden  wir  da  Beschränkungen,  so  bewegen  sich  dieselben 
vielfach  ganz  in  derselben  Richtung,  wie  bei  der  Aussteuerung  durch  Brü- 
der. Wo  die  Eltern  ganz  nach  Gutdünken  unter  ihre  Kinder  theilen  durften, 
da  fanden  wir  §  1071  wohl  die  Forderung,  dass  das  unter  Billigung  der 
nächsten  Verwandten  geschehen  solle.  Nahe  konnte  es  dann  insbesondere 
liegen,  wenn  die  Sitte  die  Zurücksetzung  der  Töchter  auch  durch  Eltern 
nur  dann  billigte,  wenn  dieselbe  ein  gewisses  Mass,  also  etwa  den  halben 
Kopftheil,  nicht  überschritt.  Treffen  wir  aber  bei  der  Aussteuerung  durch 
Brüder  in  erster  Reihe  auf  den  Gesichtspunkt,  dass  dieselbe  so  erfolgen  solle, 
wie  sie  voraussichdich  durch  die  Eltern  erfolgt  sein  würde,  so  konnte  das 
da  nicht  fraglich  sein,  wo  sich  bereits  für  die  Eltern  ein  landesüblicher  Min- 
destbetrag festgestellt  hatte;  er  wurde  dann,  sobald  auch  den  Brüdern  das 
Recht  zur  Abfindung  zugestanden  wurde,  von  den  Eltern  auf  diese  über- 
tragen. 

1109.  Sollte  die  Aussteuer  Abfindung  für  das  Erbrecht  sein,  wurde 
es  dann  in  manchen  Rechten  auch  dem  Bruder  zugestanden,  die  Schwester 
mit  einer  hinter  den  Kopftheil  zurückbleibenden  Aussteuer  abzufinden ,  so 
konnte  man  auch  dann  an  der  Auffassung  gleichenErbrechts  der 
nichtausgesteuerten  Tochter  festhalten,  wie  wir  sie  etwa  auch  im 
longobardischen,  vgl.  §  1055,  und  im  normannischen  Rechte,  vgl  $  1054, 
noch  ausgesprochen  fanden.  Das  entbehrte  dann  aber  aller  thatsächlichen 
Bedeutung,  da  die  Brüder  es  natürlich  immer  vorzogen,  der  Schwester  statt 
ihres  Erbtheils  eine  Aussteuer  zu  geben ,  jene  Auffassung  nur  etwa  noch 
als  Drohung  für  äusserste  Fälle  festgehalten  wurde,  insbesondere  für  den, 
dass  die  Brüder,  um  auch  die  Aussteuer  nicht  herausgeben  zu  müssen,  jede 
Verheirathung  der  Schwestern  zu  hindern  suchten. 

Es  kann  daher  nicht  befremden ,  wenn  in  solchen  Rechten  im  An- 
schluss  an  die  thatsächliche  Gestaltung  schlechtweg  der  Ausschluss  der 
Töchter  durch  Söhne  vom  Erbe  ausgesprochen  wurde,  wie  etwa 
im  isländischen  Recht,  obwohl  da  möglicherweise  auch  die  von  den  Söhnen 
herauszugebende  Aussteuer  den  vollen  Sohnestheil  erreichen  konnte,  da 
einerseits  nach  $  1096  der  Vater  die  Tochter  mit  einem  solchen  dotken 
durfte,  andererseits  aber  nach  §1107  die  noch  ledigen  Schwestern  dieselbe 
Aussteuer  beanspruchen  konnten,  wie  sie  die  vom  Vater  dotirten  erhielten. 
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1109]  Die  Tochter  hat  thatsächlich  kein  Erbrecht  mehr,  sondern  nur  eine 
in  ihrem  Betrage  nicht  für  alle  Fälle  gleichbemessene  Aussteuer  zu  fordern. 

Dagegen  kann  es  nicht  befremden,  wenn  in  solchen  Rechten,  in  wel- 
chen sich  ein  fester  Mindestbetrag  der  Aussteuer  entwickelt  hatte, 
sehr  gewöhnlich  nicht  vom  Fehlen  des  Erbrechts  und  Ersetzung  desselben 
durch  Aussteuer,  sondern  von  geringerem  Erbtheile  der  Töchter 
neben  Söhnen  die  Rede  ist ,  ohne  dass  das  in  der  Sache  einen  wesent- 
lichen Unterschied  begründen  musste.  Stand  einmal  fest,  dass  die  Brüder 
den  Schwestern  etwa  einen  halben  Sohnestheil  bei  ihrer  Verheirathung  als 
Aussteuer  herauszugeben  hatten,  werden  sie  dann  selbstverständlich  darüber 
auch  nicht  hinausgegangen  sein,  hatten  sie  aber  die  Verpflichtung,  bis  zur 
Verheirathung  entsprechend  für  die  Schwestern  zu  sorgen,  so  konnte  ihnen 
wenig  daran  liegen,  ob  sie  derselben  den  einmal  feststehenden  halben  Kopf- 
theil  sogleich  oder  erst  bei  der  Verheirathung  herausgaben;  es  konnte  sich 
insbesondere  auch,  um  Anstände  unter  den  Brüdern  wegen  der  Unterhal- 
tungspflicht zu  vermeiden,  empfehlen,  jeder  Schwester  ihren  halben  Kopf 
theil  schon  bei  der  Er bth eilung  zuzuweisen,  was  dann  ja  nicht  ausschloss, 
dass  sie  mit  allen  oder  einzelnen  Brüdern  bis  zu  ihrer  Verheirathung  in 
Gemeinschaft  blieb.  Es  erklärt  sich,  wenn  nach  dem  Sprachgebrauche  sol- 
cher Rechte  die  Tochter  nicht  durch  Söhne  ausgeschlossen  erscheint,  son- 
dern neben  ihnen  halben  Kopftheil  vom  Erbe  nimmt.  Dass  dieser  ursprüng- 
lich Abfindung  für  das  volle  Erbrecht  war,  konnte  unberücksichtigt  bleiben 
oder  auch  ganz  in  Vergessenheit  gerathen,  da  sich  ein  thatsächlicher  Unter- 
schied nicht  ergab.  Nur  vereinzelt  wurde  dann  auch  wohl  in  solchen 
Rechten,  wie  im  normannischen,  vgl.  $  1054,  noch  betont,  dass  die  nicht- 
ausgesteuerte Tochter  volles  Erbrecht  habe. 

1110.  Hatte  sich  einmal  in  einem  Rechte  die  Auffassung  festgestellt, 
dass  auch  die  von  den  Eltern  nichtausgesteuerte  Tochter  neben  Söhnen 
kein  Erbrecht  habe,  sondern  nur  ein  Recht,  von  ihren  Brüdern  ausgesteuert 
zu  werden,  so  kann  es  nicht  befremden,  wenn  sich  dann  wohl  ein  Wei- 
tergreifen des  Abfindungsrechtes  auf  entferntere  Seiten- 
verwandte ergab.  Dass  in  vielen  Rechten  das  Abfindungsrecht  nur  den 
Brüdern  selbst  zustand,  ergibt  sich  daraus,  dass  da  für  den  Fall  des  Nicht- 
Überlebens  von  Brüdern  das  volle  Erbrecht  auch  der  ausgesteuerten  Töchter 
ausgesprochen  ist.  Aber  nicht  selten  findet  sich  das  Abfindungsrecht  auch 
auf  Nachkommen  der  Brüder  ausgedehnt.  So  heisst  es  etwa  im  frie- 
sischen Rechtsgebiete  im  Seiwerder  Landrecht  von  1529,  ed.  Feith  6,  dass 
Sohnskinder  ihre  Vaterschwestern  vom  Grosselterngute  ausschliessen ,  sie 
aber,  wenn  das  nicht  schon  geschehen,  von  demselben  ausstatten  sollen.  Auf 
die  ohnehin  naheliegenden  Gründe  werden  wir  bei  Besprechung  des  Ein- 
flusses der  Aussteuer  auf  das  Erbrecht  zurückkommen. 

Für  die  grosse  Masse  der  germanischen  Rechte  haben  wir  dann  eine 
weitere  Ausdehnung  überhaupt  nicht  in  Betracht  zu  ziehen;  fehlen  Brüder 
oder  Nachkommen  derselben,  so  steht  entfernteren  männlichen  Seiten  ver- 
wandten auch  kein  Abfindungsrecht  zu.   Nur  bei  einzelnen  Rechten  der 


7*.  Aussteuer  und  Erbrecht.  175 

norwegischen  Gruppe,  in  welchen  die  Töchter  auch  entfernteren  männ- 
lichen Seitenverwandten  gegenüber  zurückgesetzt  sind,  liesse  sich  erwägen, 
ob  das  etwa  darauf  zurückgehen  möge,  dass  sich  die  Ansicht  feststellte,  es 
könnten  die  Töchter,  wie  durch  Brüder,  auch  durch  entferntere  Männer 
abgefunden  werden.  Für  die  allgemeine  Weiterentwicklung  fällt  das  jeden- 
falls nicht  ins  Gewicht;  es  wird  genügen,  bei  Besprechung  des  Weibererb- 
rechts der  bezüglichen  Einzelrechte  jene  Möglichkeit  in  Erwägung  zu  ziehen. 


7.  Aussteuer  und  Erbrecht. 

1111.  Finden  sich  allerdings  viele  Rechte,  in  welchen  Töchter  neben 
Söhnen  kein  Erbrecht,  sondern  nur  einen  Anspruch  auf  Aussteuerung  durch 
Eltern  und  Brüder  hatten,  so  ist  das  nach  unsern  bisherigen  Annahmen 
daraus  zu  erklären,  dass  auch  die  Tochter,  wie  jedes  andere  Weib,  ursprüng- 
lich volles  Erbrecht  hatte,  dass  ihr  Ausschluss  durch  Söhne  sich  nur  daraus 
ergab,  dass  man  die  Töchter  für  ihr  Erbrecht  abzufinden  pflegte.  Sprechen 
dafür  einmal  die  zahlreichen  Belege,  wonach  nichtausgesteuerte  Töchter 
volles  Erbrecht  hatten,  so  ber tätigt  sich  das  auch  für  solche  Rechte,  in  wel- 
chen das  Abfindungsrecht  sich  auf  Brüder  ausdehnte  und  damit  thatsächlich 
auch  jede  Tochter  nur  noch  Anspruch  auf  eine  Aussteuer  hatte,  meines  Er- 
achtens  aufs  bestimmteste,  wenn  wir  den  EinflussderAussteuerauf 
das  Erbrecht  ins  Auge  fassen. 

Versuchen  wir  es,  davon  auszugehen,  dass  ursprünglich  Weibern  über- 
haupt kein  Erbrecht  zustand,  so  würde  es  sich  ja  erklären ,  wenn  man  es 
für  billig  fand ,  wenigstens  den  Weibern  des  engern  Familienkreises,  der 
Tochter  und  der  Schwester,  zwar  keinen  vollen  Erbtheil,  aber  doch  einen 
geringeren  Betrag  aus  dem  Familiengute  zuzuweisen.  Durch  diesen  An- 
spruch auf  Aussteuer  wären  sie  dann  vor  den  Weibern  des  weitern  Kteises, 
bei  welchen  entsprechende  Billigkeitsrücksichten  nicht  eingriffen,  bevorzugt 
gewesen;  die  Tochter,  welche  als  solche  aus  dem  Vatergute  wenigstens  eine 
Aussteuer  beanspruchen  konnte,  würde  dann  als  Nichte,  wenn  es  sich  um 
den  Nachlass  eines  Vatersbruders  handelte,  überhaupt  nichts  erhalten  haben. 

Aber  gerade  das  Umgekehrte  war  der  Fall.  Beschränkte  sich  der  Aus- 
schluss der  ausgesteuerten  Weiber  auf  den  engern  Kreis,  stand  ihnen  volles 
Erbrecht  zu,  sobald  es  sich  um  den  Nachlass  irgend  eines  Verwandten  des 
weitern  Kreises  handelte ,  so  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen ,  dass 
sie  nicht  als  Weiber  überhaupt,  sondern  nur  in  der  besondern  Stellung  als 
Tochter  oder  Schwester  ausgeschlossen  waren,  weil  nur  hier  die  Aussteuer 
an  die  Stelle  des  Erbtheils  getreten  war.  Suchen  wir  das  genauer  festzu- 
stellen, so  sehen  wir  vorläufig  von  den  Rechten  der  göthisch-norwegischen 
Gruppe  ab,  in  welchen  abweichend  von  der  Masse  der  germanischen  Rechte 
jedes  Weib  mindestens  durch  den  gleichstehenden  Mann,  also  auch  die 
Nichte  durch  den  Neffen  ausgeschlossen  ist.  Wir  werden  die  besondere  Ge- 
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1111]  staltung  des  Weiberrechts  in  dieser  Gruppe  später  gesondert  zu  be- 
sprechen haben. 

Sehen  wir  von  den  Rechten  dieser  Gruppe  vorläufig  ab,  so  sind  aller- 
dings auch  in  den  Rechten  anderer  Gruppen  die  Einzelbestimmungen  sehr 
verschiedene.  Ueberall  sehen  wir  uns  da  aber  doch  auf  die  Auffassung  hin- 
gewiesen, dass  die  Aussteuer  nicht  alles  und  jedes  Erbrecht  der  Ausge- 
steuerten beseitigt,  sondern  dass  sich  nur  Beschränkung  des  Aus- 
schlusses auf  den  durch  die  Abfindung  getroffenen  Nach- 
las s  ergibt,  um  Ausschluss  nur  von  dem  Erbe,  für  welches  die  Tochter 
durch  den  Erblasser  selbst  oder  auch  durch  solche,  welchen  das  noch  nach 
dessen  Tode  zusteht,  abgefunden  ist. 

1113.  Die  grosse  Verschiedenheit  der  Gestaltung,  welche  sich  bei  der 
auf  die  Aussteuerung  zurückzuführenden  Zurücksetzung  der  Töchter  im  Erb- 
recht ergibt,  hängt  einmal  vielfach  zusammen  mit  der  so  sehr  verschie- 
denen Gestaltung  des  Abfindungsrechtes  in  den  einzelnen 
Rechten.  Wo ,  wie  in  Spanien  und  überwiegend  auch  in  Frankreich ,  an 
dem  Satze  festgehalten  wird ,  dass  die  Eltern  kein  Kind  bevorzugen  oder 
zurücksetzen  dürfen,  wo  also  die  Tochter  auch  nicht  gegen  ihren  Willen 
abgefunden  werden  kann,  konnte  sich  überhaupt  keine  Zurücksetzung  der 
Töchter  als  solcher  ergeben.  Im  französischen  Adelsrechte,  vgl.  §  1094, 
trafen  wir  dann  auf  eine  so  enge  Abgränzung  des  Abfindungsrechtes,  dass 
dasselbe  nur  beiden  noch  lebenden  Eltern  gemeinsam  zustand,  womit  sich 
dann  auch  Ausschluss  vom  gesammten  Elterngute  ergeben 
musste.  Andere  Rechte  gestehen  die  Befugniss  dann  auch  noch  dem  über- 
lebenden Elterntheil  zu,  wohl  mit  der  Bestimmung,  vgl.  etwa  die  Statuten 
von  Stade  9  c.  8,  Pufendorf  Obs.  1 ,  221 ,  dass  derselbe  dann  die  Zustim- 
mung der  beiderseitigen  Freunde  einholen  soll.  Dann  war  die  thalsächlich 
abgefundene  Tochter  allerdings  vom  gesammten  Elterngute  ausgeschlossen, 
während  der  nichtabgefundenen  ihr  volles  Erbrecht  verblieb. 

Oder  es  ergibt  sich  nur  A  u  s  s  c  h  1  UssvomNachlasse  des  abfin- 
denden Elterntheils,  oder  auch  Grosselterntheils ,  insofern  dasselbe 
Recht,  wie  den  Eltern,  durchweg  auch  den  Grosseltern  bezüglich  ihrer 
Enkelinnen  zusteht.  In  manchen  Rechten  begegnen  wir  der  Auffassung, 
dass  das  Abfindungsrecht  nicht  blos  den  Eltern  gemeinsam  oder  dem  Ueber- 
lebenden  bezüglich  des  gesammten  Elternguts ,  sondern  jedem  Vorfahren 
zunächst  nur  bezüglich  seines  Sondergutes  zusteht.  So  fanden  wir  S  853 
in  Poitou  und  Nachbargebieten  ausdrücklich  betont,  dass  die  Töchter  nur 
vom  Nachlasse  des  Vorfahren,  der  sie  verheirathete  und  aussteuerte,  ausge- 
schlossen sei. 

In  dieser  Richtung  ist  nun  beachtenswerth,  dass  sich  wohl  Beschrän- 
kung des  Abfindungsrechtes  auf  den  Vater  findet.  Zum  Theil 
so,  dass,  wie  in  Anjou,  vgl.  S  853,  die  Abfindung  durch  den  Vater  genügt, 
um  die  Tochter  vom  Erbe  aller  Vorfahren,  auch  der  Mutter  und  Gross- 
mutter, auszuschliessen,  wie  das  insbesondere  auch  in  italienischen  Rechten, 
vgl.  Pertile  4,  57,  wohl  betont  wird.    Ursprünglicher  ist  wohl  die  Gestal- 
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tung,  für  welche  wir  §  854  Belege  aus  Frankreich  anführten,  wonach  nur 
dem  Vater  das  Abfindungsrecht  zusteht,  dasselbe  aber  auch  nur  vom  Vater- 
gute  ausschliefst  Ist  in  sehr  vielen  Rechten  zunächst  nur  Abfindung  durch 
den  Vater  betont,  so  kann  es  freilich  oft  zweifelhaft  sein,  ob  das  nicht  ebeno 
von  der  nicht  ausdrücklich  genannten  Mutter  gelten  soll.  Aber  auch  sonst 
finden  sich  doch  wohl  Angaben,  welche  da  Vater  und  Mutter  ausdrücklich 
verschieden  behandeln.  So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  St.  Maurice 
im  Wallis  c.  5.  6,  Heusler  Q.  396,  dass  der  Vater  jedes  seiner  Kinder  nach 
Belieben  durch  Aussteuer  abfinden  kann,  dass  das  aber  der  Mutter,  wenn 
das  Kind  nicht  freiwillig  verzichtet,  nur  dann  zusteht,  wenn  ein  gesetzlicher 
Enterbungsgrund  vorliegt.  So  darf  nach  Recht  von  ßinzikon  im  Canton 
Zürich  S  10,  Grimm  Weisth.  4,  273,  der  Vater  nach  Belieben  jedem  Kinde 
mehr  oder  weniger  geben,  als  dem  andern,  während  das  der  Mutter  nicht 
gestattet  ist. 

Dieses  Verhältniss  ist  nun  für  unsere  Zwecke  in  so  weit  zu  beachten, 
als  es  uns  die  nächstliegende  Erklärung  für  das  Erbrecht  der  vom 
Vatergute  ausgeschlossenen  Tochter  nach  der  Mutter  bietet. 
Wir  führten  $  852  eine  Reihe  von  Belegen  aus  sehr  verschiedenen  Rechten 
an,  wonach  der  Tochter,  welche  vom  Vatergute  durch  die  Söhne  oder  auch 
durch  sonstige  Männer  ausgeschlossen  ist  und  nur  Anspruch  auf  eine  Aus- 
steuer aus  demselben  hat,  nach  der  Mutter  volles  Erbrecht  zusteht.  Es  liesse 
sich  da  auch  noch  auf  die  $  488  angeführte  Angabe  des  gothländischen 
Rechts  hinweisen,  wonach  auch  beim  Fehlen  männlicher  Nachkommen  die 
Töchter  aus  dem  Vatergute  nur  die  Aussteuer  oder  ein  Achtel  beanspruchen 
können,  während  ihnen  das  ganze  Muttergut  zufällt.  Weiter  auf  die  An- 
gabe im  Livre  des  coutumes  von  Bordeaux  $  202,  ed.  Barckhausen  155, 
wonach  die  vom  Vater  ausgesteuerte  Tochter  auch  ohne  Verzicht  vom  Erbe 
nach  dem  Vater  und  nach  Brüdern  ausgeschlossen  ist :  empero  ens  bens  de 
la  mayre  be  deu  succedir,  si  no  a  quitat. 

Nehmen  wir  an,  dass  in  solchen  Rechten  ursprünglich,  wie  das  in  an- 
dern noch  später  als  geltendes  Recht  anerkannt  war,  nur  dem  Vater,  nicht 
aber  der  Mutter  ein  Abfindungsrecht  zustand,  so  erklärt  sich  jene  Gestal- 
tung unmittelbar,  wenn  wir  von  ursprünglichem  vollen  Erbrecht  der  Tochter 
ausgehend  die  spätere  Zurücksetzung  derselben  auf  den  Brauch  der  Abfin- 
dung zurückführen ;  war  beim  Muttergute  eine  Abfindung  unzulässig,  so 
musste  sich  nach  dieser  Seite  hin  auch  das  volle  Erbrecht  erhalten.  Hätte 
dagegen  der  Tochter  ursprünglich  überhaupt  das  Erbrecht  gefehlt,  so  wäre 
es  doch  schwer  zu  erklären,  wie  sich  ein  solches  nachträglich  gerade 
nach  der  Mutterseite  hin  entwickelt  haben  sollte.  An  die  Gerade  würde  sich 
da  kaum  anknüpfen  lassen ;  denn  bei  dieser  handelt  es  sich  nicht,  wie  beim 
Muttergute  im  allgemeinen,  um  Gleichstellung  von  Söhnen  und  Töchtern, 
sondern  um  ein  Vorrecht  dieser. 

Eher  liesse  sich  an  das  bereits  S  1 047  erwähnte  Verhältniss  denken, 
dass  bei  einem  Zurückgehen  auf  eine  mutterrechtliche  Folge,  wie  ich  es  für 
die  Franken  nicht  bezweifle,  wie  es  für  andere  Stämme  wenigstens  als  mög- 
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1112]  lieh  in  Erwägung  zu  ziehen  sein  wird,  den  Kindern  ursprünglich 
überhaupt  kein  Erbrecht  nach  dem  Vater  zustand ;  dass  dann ,  als  dieses 
sich  entwickelte ,  dasselbe  von  vornherein  nur  den  Söhnen  zugestanden 
wurde,  wahrend  die  Töchter  nur  das  beanspruchen  konnten,  was  ihnen 
der  Vater  bei  Lebzeiten,  zunächst  bei  ihrer  Verheirathung,  geschenkt  hatte. 
Dass  das  bei  einzelnen  Stämmen  so  zugetroffen  sein  könnte,  möchte  ich 
nicht  bestreiten.  Dann  aber  würde  das  ganze  Verhöltniss  nicht  minder  be- 
stimmt auf  ursprüngliche  Gleichstellung  der  Söhne  und  Töchter  hinweisen, 
insofern  sich  dieselbe  gerade  da  erhalten  hätte,  wo  ursprünglich  auf  der  Mut- 
terseite allein  ein  gesetzliches  Erbrecht  anerkannt  war. 

1113.  Wichtiger,  als  die  Frage,  wer  ein  Recht  zur  Abfindung  hat  und 
bei  welchem  Gut  in  Folge  dessen  die  Tochter  zurückgesetzt  ist,  ist  die  Frage 
nach  der  Ausdehnung  der  Zurücksetzung  der  Tochter  im  Er- 
benkreise. Ergibt  sich  auch  da  trotz  aller  Verschiedenheiten ,  dass  die- 
selbe keine  unbeschränkte  ist,  dass  sich,  wenn  wir  von  den  Rechten  der 
norwegischen  Gruppe  vorläufig  absehen,  überall  Beschränkung  auf 
einen  engern  Kreis  ergibt,  und  der  Ausschluss  sich  nicht  weiter  aus- 
dehnt, als  das  in  dem  Gesichtspunkte,  dass  die  Tochter  nur  für  das  Erbe 
nach  ihren  Eltern  oder  Grosseltern  abgefunden  ist,  seine  Erklärung  findet, 
während  ihr  darüber  hinaus  volles  Erbrecht  zusteht,  so  betonten  wir  schon 
S  10 14,  dass  darin  doch  ein  überaus  gewichtiger  Beweis  für  die  Annahme 
liegt,  dass  auch  ursprünglich  nicht  das  Weib  als  solches  vom  Erbrecht  aus- 
geschlossen, sondern  die  Zurücksetzung  der  Töchter  auf  Abfindung  für  das 
ihnen  an  und  für  sich  zustehende  Erbrecht  zurückzuführen  ist. 

Es  ergab  sich  bei  unsern  früheren  Erörterungen,  dass  die  Abfindung 
ursprünglich  überhaupt  in  keiner  nöhern  Beziehung  zum  Geschlechtsunter- 
schiede stand,  dass  sie  bei  Söhnen  ebenso  üblich  war,  wie  bei  Töchtern, 
und  dann  die  abgefundenen  Kinder  durch  die  nichtabgefundenen,  gleich- 
viel, ob  diese  Söhne  oder  Töchter,  vom  Erbe  der  Eltern  ausgeschlossen 
waren.  Das  ist  denn  auch  später  da,  wo  die  Abfindung  auch  der  Söhne 
üblich  blieb,  so  gewesen  und  für  unsere  nächsten  Zwecke  ohne  Bedeutung, 
da  beide  Geschlechter  da  durchaus  gleichbehandelt  erscheinen. 

Knüpft  sich  dann  die  Weiterentwicklung  sichtlich  daran  an,  dass  man 
im  Interesse  der  Söhne  nur  die  sich  verheirathenden  Töchter  auszusteuern 
pflegte,  so  musste  sich  daraus  von  jener  Grundlage  aus  zunächst  Aus- 
schluss derausgesteuerten  Töchter  durchSöhne  und  nicht- 
ausgesteuerte Töchter  ergeben.  Trotz  der  Unbilligkeit,  welche  sich 
daraus  ergab,  dass  damit  die  beim  Tode  der  Eltern  noch  nicht  verheiratheten 
Töchter  wesentlich  bevorzugt  waren,  und  trotz  des  Umstandes,  dass  alle 
oder  die  meisten  Töchter  beim  Tode  der  Eltern  noch  ledig  sein  konnten 
und  dann  der  sichtlich  erstrebten  Bevorzugung  der  Söhne  nicht  genügt 
war,  sind  die  Rechte,  welche  der  von  den  Eltern  nicht  verheiratheten 
Tochter  volles  Erbrecht  zusprechen,  vgl.  §  1053  iL,  auf  dieser  Stufe  verharrt. 

Es  ist  erklärlich ,  wenn  in  andern  Rechten  beide  betonte  Umstände 
zum  Ausschluss  allerTöchtcr  durch  Söhne  führten,  indem  man, 


Ausgesteuerte  und  nichtausgesteuerte  Töchter.  17g 

vgL  $  1 104  ff.,  auch  den  von  den  Eltern  noch  nicht  verheiratheten  Töch- 
tern kein  Erbrecht ,  sondern  nur  einen  Anspruch  auf  Aussteuer  zusprach, 
aus  welchem,  wenn  der  Betrag  gesetzlich  feststand,  sich  dann  die  Auffas- 
sung eines  dem  entsprechenden  geringeren  Erbtheils  der  Tochter  ergeben 
konnte,  ohne  dass  der  Unterschied  für  unsere  nächsten  Zwecke  ins  Ge- 
wicht fiele. 

11 14.  Auch  beim  Fehlen  von  Söhnen  sollte  sich  nach  dem  an- 
genommenen Ausgangspunkte  Ausschluss  der  ausgesteuerten 
durch  die  nichtausgesteuertenTöchter  ergeben.  Und  das  konnte 
nach  den  S  1076  betonten  Gesichtspunkten  nicht  gerade  unbillig  erscheinen, 
so  lange  man  bei  der  Abfindung  weniger  eine  Verkürzung,  als  eine  Vor- 
herausgabe des  Erbtheils  im  Auge  hatte,  welche  ja  an  und  für  sich  einen 
Vonheil  bot,  während  die  spätere  Mehrung  des  elterlichen  Vermögens  zum 
guten  Theil  Ergebniss  der  Thätigkeit  der  bei  diesen  zurückgebliebenen  Kin- 
der war.  Diese  Auffassung  traf  aber  nicht  mehr  zu,  als  das  Abfindungsrecht 
mehr  und  mehr  dazu  benutzt  wurde,  im  Interesse  der  Söhne  die  sich  ver- 
heirathenden  Töchter  mit  einem  geringen  Theil  ihres  Erbes  abzufinden. 
Starben  alle  Söhne  vor  den  Eltern,  so  entfiel  der  Zweck ,  den  man  bei  der 
geringeren  Abfindung  im  Auge  gehabt  hatte;  es  musste  unbillig  erscheinen, 
dass  diese  nun  nur  den  noch  unverheiratheten  Töchtern  zu  Gute  kommen 
sollte,  deren  Interesse  doch  von  vornherein  in  keiner  Weise  massgebend 
gewesen  war. 

Es  ist  erklärlich,  wenn  das  in  bezüglichen  Rechten  zu  gleichem 
Erbrecht  ausgesteuerter  und  nichtausgesteuerter  Töchter 
beim  Fehlen  von  Söhnen  führte;  die  verheiratheten  hatten  dann  die 
erhaltene  Aussteuer  wieder  einzuwerfen.  Das  ergeben  insbesondere  schon 
die  Bestimmungen  Ed.  Roth.  1 99  über  die  Theilung  zwischen  der  ins  Vater- 
haus zurückgekehrten  Wittwe  und  den  nichtausgesteuerten  Schwestern  bei 
Beerbung  ihres  Vaters  oder  Bruders.  Jene  behält  ihr  Ehegut,  Morgengabe 
und  Meffium,  voraus ;  diese  nehmen  den  Betrag  vorweg,  den  Vater  oder 
Bruder  für  Wiedereinlösung  des  Mundium  jener  zahlten ;  nachdem  dann 
jene  ihre  Aussteuer  wiedereingeworfen  hat,  wird  gleich  geth eilt.  Auch  wenn 
alle  Töchter  ausgesteuert  waren,  aber  mit  verschiedenen  Beträgen,  ergibt 
sich  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Aussteuer  und  Erbschaft  wohl  darin, 
dass,  wenn  sie  trotzdem  zum  Erbe  gelangen,  Kopftheilung  eintritt,  so  dass 
die  Aussteuer  in  den  Kopftheil  eingerechnet  und  damit  ausgeglichen  oder 
gleichsam  wieder  beseitigt  wird.  So  heisst  es  in  den  Frostuthingslög  1 1 
c  2.  3 :  Aber  wenn  die  Töchter  werden  ihres  Vaters  Erben  oder  der  Mutter 
oder  des  Bruders  oder  wessen  immer  Erben,  welche  sie  werden ,  die  einen 
ausgesteuert,  die  andern  unausgesteuert,  da  sollen  die,  welche  unausgesteuert 
sind,  bekommen  so  viel  von  der  noch  unvertheilten  Erbschaft,  als  die  hatten, 
wiche  ausgesteuert  sind  vom  Hause,  Aber  wenn  auch  alle  seien  vom  Hause 
ausgesteuert  und  ist  nicht  getheilt  %u  gleicher  Mitgift  ^wischen  ihnen ,  da 
bekommen  sie  von  der  noch  unvertheilten  Erbschaft  soviel,  als  die  hatte, 
wiche  am  meisten  hatte  vom  Hause,  (immer  so  lange  es  reicht.)   So  sollen 
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1114]  nach  dem  Brokmerbriefe  S  117,  und  dem  Emsiger  Pfenningschuld- 
buch  S  48,  Richthofen  Q.  167.  207,  und  nach  Ostfries.  Landr.  1  c.  128, 
2  c.  121,  wenn  der  Bruder  die  Schwestern  ungleich  ausgesteuert  hat,  nach 
seinem  kinderlosem  Tode  die  Antheile  ausgeglichen  werden;  nur  für  den 
Fall,  dass  sein  Nachlass  dazu  nicht  ausreicht,  soll  jede  behalten,  was  sie  hat. 
Aehnlich  ist  in  Walliser  Quellen,  Heusler  Rechtsq.  51.  311,  oder  in  der 
Coutume  der  ßourgogne  c.  12.  15,  Giraud  Essai  2,  271,  bestimmt,  dass 
beim  Mangel  von  Söhnen  die  Töchter  nach  Wiedereinwerfung  der  Aus- 
steuer gleich  theilen  sollen. 

1115.  In  Rechten,  in  welchen  man  streng  an  dem  Satze  festhielt,  dass 
der  Nächste  im  Blut  auch  der  Nächste  am  Gut  sei  und  demnach  beim  Vor- 
handensein von  Kindern  Enkeln  keinerlei  Erbrecht  zustand,  musste  sich 
damit  Ausschluss  aller  entfernteren  Verwandten  durch 
Töchter  ergeben,  so  dass  trotz  der  Aussteuerung  insbesondere  auch 
Sohnessöhne  kein  Erbrecht  neben  Töchtern  hatten.  So  etwa  im  isländi- 
schen Recht,  falls  wir  auch  da,  wie  ich  denke,  wenigstens  im  engern  Kreise 
zunächst  an  die  Abfindung  anzuknüpfen  haben.  Auch  die  vom  Vater  nicht- 
ausgesteuerte Tochter  hat  neben  Söhnen  kein  Erbrecht,  sondern  nur  An- 
spruch auf  gleiche  Aussteuer,  wie  sie  die  verheiratheten  Töchter  erhalten 
hauen;  vgl.  §  1 107.  Aber  beim  Fehlen  von  Söhnen  erben  nur  die  Töchter, 
da  es  in  der  Erbentafel  einfach  heisst:  Nun  ist  der  Sohn  nicht  da,  da  soll 
die  Tochter  nehmen.  Und  dass  dann  insbesondere  auch  der  Sohnessohn 
durch  dieselbe  ausgeschlossen  ist,  ergibt  sich  hier  besonders  deutlich  daraus, 
dass  in  Island,  vgl.  §  531,  das  Nachkommenrecht  nicht  anerkannt  ist,  und 
auch  beim  Fehlen  von  Kindern  der  Sohnessohn  erst  nach  Eltern  und  Ge- 
schwistern zum  Erbe  gelangt.  Ganz  dasselbe  ergibt  sich  nach  $  5  30  für  das 
göthische  Recht.  Und  ebenso  wird  die  Besprechung  der  Rechte  mit  halbem 
Kopftheil  der  Töchter  Belege  ergeben ,  dass  die  Zurücksetzung  lediglich 
Söhnen  gegenüber  Platz  greift ,  dass ,  wenn  solche  fehlen,  die  Töchter  das 
ganze  Erbe  nehmen,  auch  wenn  Sohneskinder  da  sind,  da  Kindeskinder 
immer  erst  beim  Fehlen  von  Kindern  überhaupt  zum  Erbe  gelangen. 

Das  entspricht  ja  auch  vielfach  solchen  Rechten,  in  welchen  nicht  ge- 
rade der  Unterschied  von  Tochter  und  Sohn,  sondern  von  ausgesteuerten 
und  nichtausgesteuerten  Kindern  zur  Geltung  gelangt,  und  dann  der  ledige 
A  n  f  a  11 ,  das  Wiederaufleben  des  Erbrechts  des  abgefundenen  Kindes,  schon 
eintritt,  sobald  die  Eltern  von  keinen  unausgesteuerten  Kindern  überlebt 
werden;  vgl.  die  zunächst  den  helvetischen  Rechtskreis  treffenden  Belege 
bei  Stobbe  Privatr.  5,  99. 

1116.  Aber  in  vielen  Rechten  ergibt  sich  abweichend  ein  Ausschluss 
derTöchter  durch  entferntere  Nachkommen  des  Erblassers. 
Handelt  es  sich  dabei  zunächst  mehrfach  um  den  Ausschluss  du  rc  h  Sohnes- 
söhne, so  erklärt  sich  dieser  leicht,  wenn  wir  den  Ausschluss  auf  Abfin- 
dung zurückführen.  Auch  abgesehen  von  der  das  Durchdringen  des  Ein- 
trittsrechts im  allgemeinen  fördernden  Unbilligkeit,  dass  die  ganze  vermö- 
gensrechtliche Stellung  des  Sohnessohnes  andernfalls  davon  abhing,  ob  der 
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Sohn  vor  oder  nach  dem  Vater  starb,  musste  der  auf  dem  väterlichen  Hofe 
aufgewachsene  Sohnessohn ,  der  bis  dahin  als  künftiger  Erbe  desselben  zu 
betrachten  war,  zur  Uebernahme  desselben  geeigneter  erscheinen,  als  seine 
aach  auswärts  verheirathete  Tante ;  fast  alle  Gründe ,  welche  da  für  den 
Sohn  selbst  sprachen,  Hessen  sich  auch  für  ihn  geltend  machen. 

Das  scheint  in  den  Rechten  der  norwegischen  Gruppe,  vgl.  $  48 1  ff. 
und  §  549,  zu  der  vermittelnden  Gestaltung  geführt  zu  haben,  dass  die  durch 
Sohne  ausgeschlossenen  Töchter  mit  den  Sohnessöhnen  zu  halften  hatten, 
wahrend  den  Sohnestöchtern  gegenüber  das  volle  Erbrecht  der  Töchter  un- 
verkürzt blieb,  jene  nur  dann  erbten,  wenn  weder  Sohnessöhne,  noch 
Töchter  vorhanden  waren;  während  zugleich,  wie  schon  §  493  bemerkt, 
die  Bestimmungen,  wonach  das  Odalsgut  in  die  Hälfte  der  Sohnessöhne 
fallen  soll  oder  doch  von  diesen  eingelöst  werden  kann,  darauf  hinweisen, 
dass  man  bei  dieser  Gestaltung  zunächst  die  Erhaltung  des  Erblandes  für 
den  Mannsstamm  im  Auge  hatte. 

Aber  es  findet  sich  auch  schlechtweg  Ausschluss  der  Tochter  durch 
den  Sohnessohn  ausgesprochen.  So  insbesondere  im  sächsischen  Recht. 
Haben  im  allgemeinen  nach  Lex  Saxonum  S  44  beim  Fehlen  von  Söhnen 
die  durch  diese  ausgeschlossenen  Töchter  volles  Erbrecht,  so  ist  das  §  46 
dadurch  beschränkt,  dass  Töchter  auch  durch  den  Filius  filii  von  der  He- 
reditas  patris,  vgl.  $852,  ausgeschlossen  sind.  Und  das  zeigt  sich  auch  im 
Sachsenspiegel  festgehalten,  insofern  Ldr.  1 ,  5  $  1 ,  wo  zunächst  nur  das 
ausschliessliche  Eintrittsrecht  des  Sohnessohnes  zu  andern  Söhnen  betont 
ist,  dahin  zu  verstehen  ist,  dass  auch  beim  Vorversterben  aller  Söhne  die 
Sohnessöhne  in  die  Stelle  ihrer  Väter  eintreten  und  dann  nach  1,  17  §  1 
die  Töchter  ausschliefen. 

Einzelne  Rechte  ergeben  aber  weitergehend  einen  Ausschluss  durch 
Sohneskinder,  also  auch  Sohnestöchter.  So  erbt  nach  dem  altern  Text 
von  Westmannalagen  Eheabschn.  $  1 1  zuerst  der  Sohn,  dann  das  Sohnes- 
kind, und  erst,  wenn  auch  ein  solches  nicht  vorhanden,  die  Tochter.  Auch 
das  erklärt  sich,  wenn  wir  die  Zurücksetzung  auf  Abfindung  zurückführen. 
Greift  da  sichtlich  nicht  der  Gesichtspunkt  ein,  das  Gut  den  männlichen 
Nachkommen  zu  erhalten,  so  konnte  gerade  dann,  wenn  wir  an  die  Abfin- 
dung anknüpfen,  betont  werden,  dass  die  abgefundene  Tochter  für  das  Erbe 
nach  ihren  Eltern  zunächst  überhaupt  nicht  in  Betracht  komme ,  dasselbe 
so  zu  vererben  habe,  als  wenn  Töchter  überhaupt  nicht  vorhanden,  so  dass 
dann  beim  Vorversterben  der  Söhne  die  Sohneskinder  die  nächstberufenen 
Erben  waren. 

Dieser  Gesichtspunkt  hätte  nun  freilich  folgerichtig  auf  Ausschluss 
der  ausgesteuerten  Töchter  durch  alle  Nachkommen  des 
Aussteuernden  fuhren  müssen.  Und  hängt  da  in  Wesimannalagen  die 
Beschränkung  auf  Sohneskinder  sichtlich  mit  der  bereits  S  519.  560  ange- 
deuteten Sondergestaltung  des  engern  Kreises  der  dänischen  Gruppe  zu- 
sammen, so  finden  wir  denn  auch  in  andern  Rechten  jene  aus  der  Abfin- 
dung sich    folgerichtig   ergebende  Gestaltung  wohl   ausdrücklich  ausge- 
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1116]  sprochen.  So  heisst  es  im  Wallis  in  den  Artikeln  von  Natcrs  $  65: 
Item  statutum  est,  quod  midier  mar it ata  in  dotem  nullo  modo  capere  potest 
successionem  provcniendam  de  hospicio,  unde  ipsaexivit,  excepta  legali  suc- 
cessiortCy  videlicet  quando  nullus  plus  est  de  linea  illa  vel  tronco,  qui  acci- 
piat,  nisi  ipsa  vel  sibi  similis.  Sie  ist  also  noch  durch  den  entferntesten 
Nachkommen  des  Aussteuernden,  Mann  oder  Weib,  ausgeschlossen,  so  dass 
der  ledige  Anfall  erst  beim  Fehlen  eines  solchen  eintritt.  Entsprechend  ist 
nach  Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  5,  1  §  3  die  ausgesteuerte  Tochter, 
wenn  sie  verzichtet  hatte,  nicht  blos  durch  ihre  Brüder  und  Schwestern, 
sondern  auch  durch  alle  Nachkommen  derselben  ausgeschlossen.  Nicht  an- 
ders wird  es  zu  verstehen  sein,  wenn  in  der  Gascogne  nach  den  Coutumes 
von  Catera-Bouzet,  Monlezun  Gascogne  6,  10 1,  die  Tochter  sich  mit  dem 
zu  begnügen  hat,  was  ihr  die  Eltern  als  Mariage  gaben,  ausser  wenn  die 
Linatge  ausstirbt.  Und  in  französischen  Rechten  fanden  wir  $  1094  wohl 
ausgesprochen,  dass  die  Töchter  durch  die  männlichen  Erben  und  alle 
Nachkommen  derselben  ausgeschlossen  seien,  ohne  dass  sich  da  eine  Be- 
schränkung auf  männliche  Nachkommen  ergibt;  in  derCoutume  desBour- 
bonnais  $  341  heist  es  ausdrücklich:  soit  masle  oufemelle. 

Darin  lag  nun  wieder  keine  Unbilligkeit,  so  lange  die  Aussteuer  mehr 
die  Bedeutung  einer  Vorherausgabe  des  Erbtheils,  wie  sie  auch  den  Sohn 
treffen  konnte,  hatte.  Anders,  wenn  man  dabei  zunächst  eine  Zurücksetzung 
der  Töchter  im  Interesse  der  Söhne  im  Auge  hatte.  Dann  konnten  die  ent- 
sprechenden Gründe  es  nahe  legen,  das  auf  die  männlichen  Nachkommen 
der  Söhne  auszudehnen.  Waren  aber  nur  Weiber  vom  Manne,  Sohnes- 
töchter oder  Sohnessohnestöchter,  vorhanden,  so  entfielen  jene  Gründe  und 
wäre  es  eine  Unbilligkeit  gewesen,  weim  auch  ihnen  gegenüber  die  Töchter 
mit  der  durchweg  geringen  Aussteuer  hätten  vorlieb  nehmen  sollen.  Insbe- 
sondere in  Rechten,  in  welchen  sichtlich  die  Abfindung  und  die  Erbver- 
zichte nur  der  Töchter  erst  unter  dem  Einflüsse  des  Lehnwesens  und  des 
Strebens,  die  Lehnserben  möglichst  zu  begünstigen,  üblich  geworden  waren, 
finden  wir  daher  wohl  nurAussc  hl  uss  durch  die  vom  Aussteuern- 
den abstammenden  Männer  vom  Manne  ausgesprochen.  So  heisst 
es  in  der  Coutume  der  Freigrafschaft  Burgund  S  48. 49  von  der  von  beiden 
Eltern  oder  auch  einem  derselben  mit  Aussteuer  verheiratheten  Tochter: 
ne  peut  revenir  ä  leurdite  succession  ne  et  aueun  tfeux,  tandis  quily  aura 
enfans  masles  ou  autres  enfans  masles  descendans  d'eux  legitimes*  Doch 
lässt  sich  über  die  Wirkung  der  Abfindung  in  dieser  Richtung  oft  kaum  be- 
stimmter urtheilen,  da  es  im  spätem  französischen  Recht  durchweg  üblich 
gewesen  zu  sein  scheint,  die  Töchter  bei  der  Heirath  ausdrücklich  ver- 
zichten zu  lassen  und  es  dann  im  Einzelfalle  davon  abhing,  in  welchem 
Umfange  der  Verzicht  ausgesprochen  war;  vgl.  über  diese  Verhältnisse  Po- 
thier  Succ.  1,283. 

1117.  War  die  Tochter  für  das  Gut  der  Eltern  abgefunden,  so  erklärt 
es  sich  vollkommen,  wenn  sie  durch  Söhne ,  aber  auch  durch  entferntere 
Nachkommen  vom  Erbrecht  nach  den  Eltern  ausgeschlossen  waren.  Da- 
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gegen  konnte  das  das  volle  Erbrecht  ausgesteuerter  Töchter 
nach  Seitenverwandten  ganz  unberührt  lassen;  starb  ein  Bruder,  so 
waren  dessen  Schwestern  für  das  Erbe  nach  demselben  nicht  abgefunden, 
da  auch  dann,  wenn  die  Aussteuerung  erst  nach  dem  Tode  der  Eltern  durch 
den  Bruder  erfolgt  war,  vgl.  S  1 104  ff.,  dieselbe  sichtlich  in  dem  Sinne  er- 
folgte, dass  die  Schwestern  damit  für  ihren  Erbtheil  am  Elterngute  abge- 
funden sein  sollten. 

Das  volle  Erbrecht  nach  Seitenverwandten  ist  denn  auch  wohl  aus- 
drücklich ausgesprochen.  So  wird  in  der  Coutume  der  Franche  Comte  S50 
betont,  dass  die  ausgesteuerten  Töchter  nicht  auch  des  successions  collate- 
rales  ausgeschlossen  seien.  So  wird  im  Landrecht  von  Wallis  95  S  1, 
Heusler  Q.  311,  bezüglich  der  bei  ihrer  Verheirathung  ausgesteuerten 
Tochter  bestimmt:  ut post mortem parentum  si  aliquis firatrumvel  sororum 
ab  humanis  discesserint  sine  legittimis  ab  eorum  corporibus  proer eatis  libe- 
risy  vel  etiam  aliunde  legittimae  successiones  devolvaniur  ad  cos,  cum  rcli- 
quis  superstitibus  aequa  portione  succedat.  Aehnlich  heisst  es  in  den  Sta- 
tuten von  Livenen  §  49,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  12,  102,  dass  die  vom  Vater 
ausgesteuerten  Töchter  zwar  nichts  vom  Vatergut  erben ;  stirbt  aber  eines 
ihrer  Geschwister  ohne  Leibeserben:  so  sollen  und  mögen  selbe  begabte 
Schwester eny  sie  seyen  gleich  verheurathet  oder  nicht,  ihrer  abgestorbenen 
brüderen  oder  Schwester en  gut  und  erbschaß  erben,  gleich  als  die  söhn  des 
gemelten  ihres  vaters ;  nur  so,  dass  die  Brüder  die  Wahl  haben,  des  ver- 
storbenen Bruders  Häuser  auf  ihren  Theil  zu  beanspruchen. 

Es  schliefst  sich  das  also  genau  den  §  1044  angeführten  Belegen  an, 
wonach  auch  der  Ausschluss  von  Liegenschaften  oder  der  geringere  Kopf- 
theil  sich  auf  die  Tochter  beschränkte,  die  Schwester  aber  bei  Beerbung 
von  Geschwistern  dem  Bruder  ganz  gleichstand.  Es  schliesst  sich  aber  weiter 
auch  den  Bestimmungen  spanischer  und  dänischer  Quellen  an,  wonach  der 
vom  Vater  abgefundene  Unechte  zwar  keinerlei  Erbrecht  nach  dem  Vater 
hatte,  wohl  aber  trotz  der  Abfindung  seine  gleichvatrigen  echten  Brüder 
und  andere  Verwandte  der  Vaterseite  beerbte. 

1118.  Aber  in  vielen  Rechten  ist  die  Wirkung  der  Aussteuer  eine 
weitergreifende,  insofern  da  auch  Ausschluss  der  ausgesteuerten 
Schwester  bei  Beerbung  von  Geschwistern  ausgesprochen  ist. 
So  wird  etwa  in  den  meisten  friesischen  Rechten  betont ,  dass  die  ausge- 
steuerte Schwester  durch  den  Bruder  vom  Erbe  nach  Eltern  und  Geschwi- 
stern ausgeschlossen  ist.  Der  dabei  massgebende  Gesichtspunkt  ist  zweifel- 
los der,  dass  das  Gut  der  Geschwister  als  von  den  Eltern  ererbt  gefasst  wird, 
die  Tochter  aber  für  alles  von  den  Eltern  herrührende  Gut  abgefunden 
sein  sollte. 

Dass  es  sich  dabei  nicht  um  einen  Ausschluss  der  Schwester  als  solcher 
vom  Geschwistergute,  sondern  der  abgefundenen  Tochter  von  dem  auf  den 
Bruder  vererbten  oder  von  dem  der  Schwester  als  Aussteuer  gegebenen 
Elterngute  handelte,  ergeben  die  genaueren  Angaben  einzelner  Rechte,  bei 
welchen  das  letztere  von  dem  eigenen  Gewinngute  oder  dem  nicht  von  den 
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1118]  Vorfahren  herrührendem  Erbgute  der  Geschwister  unterschieden  und 
an  diesem  der  Schwester  gleiches  Recht  zugesprochen  wird.  Bereits  §  508 
führten  wir  die  Angaben  des  Rechts  von  Anjou  an,  woraus  sich  das  aufs 
bestimmteste  ergibt.  Ganz  entsprechende,  nicht  minder  bestimmte  Belege 
werden  wir  dann  insbesondere  auch  bei  Besprechung  der  friesischen  Rechte 
finden.  In  andern  Rechten  wird  freilich  der  da  eingieifende  Unterschied 
nicht  beachtet  und  ist  einfach  vom  Ausschluss  bei  Beerbung  von  Geschwi- 
stern die  Rede. 

Ist  da  der  massgebende  Gesichtspunkt  nicht  zu  verkennen,  so  hätte  der- 
selbe ebenso  bei  abgefundenen  Söhnen  eingreifen  können.  Darauf  scheint 
denn  auch  hingewiesen,  wenn  es  im  Wurster  Landrecht  1,9  s  1,  Pufen- 
dorf  Obs.  1,  66,  heisst,  dass  Schwestern  und  Brüder  in  allen  Fällen  gleich 
nehmen:  ausbcschieden  wann  die  Schwester  oder  bruder ausgesteuert,  wäh- 
rend dann  freilich  ausdrücklich  nur  die  ausgesteuerte  Schwester  als  vom 
Erbe  nach  Eltern  und  Geschwistern  ausgeschlossen  genannt  wird.  Es  hängt 
zweifellos  mit  jenem  Gesichtspunkte  zusammen,  wenn  nach  manchen 
Rechten,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  in,  die  unabgefundenen ,  auf  dem  Hofe 
verbliebenen  Geschwister  sich  nur  untereinander  unter  Ausschluss  der  ab- 
gefundenen beerben,  während  dann  freilich  abweichend  von  den  später  zu 
besprechenden  Bestimmungen  insbesondere  der  friesischen  Rechte  die  Aus- 
steuer nicht  zurückfällt ,  sondern  die  abgetheilten  Geschwister  sich  gleich- 
falls nur  untereinander  beerben. 

Findet  sich  dann  oft  ausgesprochen,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  109,  dass 
Eltern  nur  ihre  nichtabgetheilten  Kinder  beerben,  während  auch  den  El- 
tern gegenüber  abgetheilte  auf  einander  vererben,  so  wird  das  auf  die  Auf- 
fassung zurückgehen,  dass  durch  die  Abfindung  der  gesammte  erbrechtliche 
Zusammenhang  mit  der  Elternfamilie  gelöst  ist  und  die  Eltern,  wie  abge- 
theilte Kinder  nicht  nach  ihnen  mehr  erben,  auch  kein  Erbrecht  nach  diesen 
mehr  haben. 

1119.  Wie  alle  mit  der  Abfindung  zusammenhängenden  Verhältnisse 
zeigt  sich  auch  der  Einfluss  derselben  auf  die  Erbenfolge  sehr  verschieden 
gestaltet,  wie  sich  das  leicht  erklärt,  wenn  die  Abfindung  erst  üblicher 
wurde,  als  sich  die  Erbenfolge  in  den  Einzelrechten  bereits  in  verschiedener 
Weise  entwickelt  hatte.  Insbesondere  aber  dürfte  in  dieser  Richtung  zu  be- 
achten sein,  dass  in  manchen  Rechten  da  sichtlich  die  Behandlung  der 
Aussteuer  als  Schenkgut  eingegriffen  hat,  während  das  in  andern 
nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint. 

Wir  wiesen  bereits  §  576.  837  auf  Angaben  des  französischen  Rechts 
hin,  wonach  das  Kindern  gegebene  Heirathsgut  als  Schenkung  unter  Le- 
benden gefasst  wurde.  Nachdem  in  der  ältesten  Coutume  der  Bretagne 
§  21 1,  ed.  Planiol  214,  gesagt  ist,  dass  der  Vater  den  Töchtern  bei  derHei- 
rath  mehr  oder  weniger  als  das  ihnen  Zukommende  geben  kann,  heisst  es : 
Et  ce  que  le  pere  lour  donne,  quant  ils  V  ont  tenu  an  et  jour  paciannement 
pour  leur  mar  tage  et  joi  de  la  saisine,  il  na  que  faire  de  leur  en  respondre 
ä  james,  quar  par  la  coustume  ils  se  povent  deffendre  par  le  titre  de  leur 
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donnaison  et  de  leur  tenue,  wie  bei  andern  Schenkungen.  Da  nach  den  ger- 
manischen Rechten  ein  noch  Lebender  nicht  beerbt  werden  kann,  so  kann 
die  Tochter  sich  nicht  auf  die  Erbschaftsgewere  stützen,  wohl  aber  auf  die 
nach  Jahr  und  Tag  auf  den  Titel  der  Schenkung  gewonnene  rechte  Gewere. 

Sind  nach  dem  Eibrecht  von  Fivelgo  und  Hunsingo  $27,  Richth.  Q. 
327,  alle  Verschen  künden  von  Liegenschaften  verboten  ausser  in  Heiraths- 
verträgen, so  fällt  damit  das  als  Aussteuer  gegebene  Land  unter  den  Begriff 
der  Schenkung.  Manche  Bestimmungen  ergeben  das  dadurch,  dass  die  Aus- 
steuer nur  unter  denselben  Voraussetzungen  gestattet  sein  soll,  wie  jede  an- 
dere Vergabung.  So  orfordert  sie,  wie  diese,  nach  dem  Dithmarscher  Land- 
recht von  1539  c.  K.5,  ed.  Michelsen  131,  Gesundheit;  der  Vater  darf  der 
Tochter  ihre  Aussteuer  geben,  so  lange  er  noch  nicht  vom  Priester  ver- 
sehen ist ;  dann  aber  erst  wieder,  sobald  er  zur  Kirche  gehen  kann. 

Insbesondere  finden  sich  gerade  bei  der  Aussteuer  wohl  Reste  der  ur- 
sprünglichen Wiederrufbarkeit  wenigstens  der  ohne  Gegengabe  er- 
folgten Schenkung.  Nach  den  schwedischen  Rechten,  vgl.  Amira  Obl.  1, 
526  ff.,  ist  die  Mitgift  eine  Schenkung  und  überwiegend  eine  unwiderruf- 
liche. Aber  nach  upländischem  Recht  hat  die  dem  Sohne,  wie  der  Tochter 
an  Liegenschaften,  wie  an  Fahrniss  gegebene  Mitgift  nur  so  lange  Bestand, 
ais  es  der  gute  Wille  der  Eltern  ist;  diese  können  dieselbe  jederzeit  zurück- 
nehmen, weil,  wie  es  heisst,  Niemand  einen  andern  Lebendigen  beerben 
kann.  Entsprechende,  nur  abgeschwächte  Bestimmungen  finden  sich  auch 
in  rhätischen  Rechten,  vgl.  Bühler  Bündner.  Erbr.  43;  die  Eltern  konnten 
die  Aussteuer  von  den  Kindern  zurückfordern,  wenn  diese  dieselbe  nicht 
in  Ehren  hielten  oder  sich  ungehorsam  oder  undankbar  erzeigten;  wäh- 
rend die  zur  Aussteuer  gegebenen  Güter  den  Eltern  unmittelbar  wieder  zu- 
fielen, sobald  die  Kinder  sie  veräussern  wollten.  Oder,  wie  im  Brokmer- 
briefe  S  176,  Richthofen  Q.  176,  vgl.  Amira  Erbenf.  182,  noch  allgemein 
gesagt  ist,  dass  Schenkungen  vom  Schenker  noch  binnen  Jahr  und  Tag 
widerrufen  werden  können,  erscheint  auch  die  Heirathsgabe  wohl  erst  nach 
Ersitzung  der  rechten  Gewere  unwiderruflich.  Wie  darauf  die  angeführte 
Stelle  aus  der  Bretagne  hinweist,  so  kann  nach  ostgöthischem  Recht,  vgl. 
Amira  Obl.  1,  528,  die  Mutter  die  der  Tochter  aus  Eigenem  gegebene  Mit- 
gift zurücknehmen,  so  lange  diese  die  der  rechten  Gewere  entsprechende 
Laghahaefth  nicht  erlangt  hat. 

Dass  insbesondere  die  Heirathsgaben  auch  bei  den  Gothen  früher  wi- 
derruflich waren,  scheint  das  Gesetz  Chindaswinds  L.  Visig.  4,  5  1.  3  aufs 
bestimmteste  zu  ergeben.  Quia  plerumque  parentalis  calliditas  exigit ,  id 
tempore  nuptiarum  filiis  donare,  quod  quandocumque  voluerint  auferendi  ha- 
bcant  potestatem,  so  bestimmt  er  nun,  dass  Alles,  was  an  Fahrniss  oder 
Liegenschaften  :  fuerit  a  parentibus  sive  nuptiarum  tempore,  sive  post  nup- 
tias filiis  quocumque  modo  donatum,  quodeumque  indefilii  iudicare  volue- 
rint, in  eorum  consistat  arbitrio ;  nur  so,  dass  das  bei  Theilung  des  Nach- 
lasses nach  dem  Tode  der  Eltern  auszugleichen  war.  Ist  im  Gesetze  wie- 
derholt von  der  Calliditas  der  Eltern  die  Rede,  so  wird  daraus  zu  schliessen 
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1119]  sein,  dass  die  Wiederrutlichkeit  des  Schenkgutes  dazu  benutzt  wurde, 
um  den  Kindern  durch  eine  grosse  Mitgift  zu  vortheilhaften  Heirathen  zu 
verhelfen  und  dieselbe  dann  wieder  zurückzunehmen. 

Dieser  Brauch  muss  aber  sehr  fest  gewurzelt  gewesen  sein,  da  man  es 
noch  später  für  nöthig  hielt,  bezüglichem  Vorgehen,  wenn  es  sich  auch 
nicht  mehr  gerade  auf  die  Widerruflichkeit  solcher  Schenkungen  stützte, 
entgegenzutreten.  Im  Fuero  von  Vizcaja  26  1.  1  wird  bestimmt,  dass,. wenn 
die  Eltern,  um  Sohn  oder  Tochter  besser  zu  verheirathen,  ihnen  öffentlich 
ihr  ganzes  Haus  oder  ihr  ganzes  Vermögen  überlassen,  sich  aber  heimlich 
von  ihnen  das  widerrufende  Verbriefungen  ausstellen  lassen,  diese  ungiltig 
sein  sollen.  Und  musste  vor  allem  daran  liegen,  dass  der  verheiratheten 
Tochter  ihre  Mitgift  gesichert  war,  so  mag  damit  die  auffallende  Bestim- 
mung im  Landrecht  des  Oldenampt  3  S  33,  ed.  Feith  109,  zusammenhängen, 
wonach  der  Vater  der  Tochter  die  Gabe  nicht  wieder  entziehen,  wohl  aber 
dem  Sohne  Nachmittags  benehmen  darf,  was  er  ihm  Vormittags  gegeben. 

1120.  Weniger  kann  es  auffallen,  wenn  sich  beim  Rückfall  der 
Aussteuer  an  den  Schenker  oder  dessen  Erben  noch  später  der  ur- 
sprünglich sichtlich  für  alle  Schenkungen  eingehaltene  Gesichtspunkt  mass- 
gebend zeigt,  wonach  das  Geschenkte  zurückfallt ,  wenn  der  Beschenkte 
kinderlos  stirbt.  Das  konnte  im  westfränkischen  Recht  zu  keiner  Sonder- 
vererbung gerade  der  Aussteuer  führen,  da  nach  dem  Droit  de  retour  alles 
Geschenkte  und  damit  auch  die  Aussteuer  in  Abweichung  vom  Nichtsteigen 
der  Propres  auf  den  schenkenden  Vorfahren  steigt;  während  sie  beim  Vor- 
versterben dieses  ohnehin  schon  nach  Fallrecht  an  dessen  Erben  kam.  War 
aber  am  Steigen  des  Schenkguts  im  allgemeinen  nicht  festgehalten,  so  konnte 
sich  allerdings  durch  Festhalten  für  die  Aussteuer  die  Auffassung  ergeben, 
dass  nur  diese  an  den  aussteuernden  Vorfahren  zurückfiel,  wie  das  in  rha- 
tischen  Rechten  wohl  ausgesprochen  ist;  vgl.  Bühler  ßündn.  Erbr.  45. 

In  Rechten  mit  Zurücksetzung  der  Töchter  musste  sich  dann  aber  die 
Frage  ergeben,  an  wen  als  Erben  des  Schenkers  die  Aussteuer  zurückfallen 
soll.  Füllt  nach  den  friesischen  Rechten  die  Aussteuer  beim  Mangel  von 
Kindern  an  denHeerd  zurück,  von  dem  sie  gekommen,  so  war  bei  Vorver- 
sterben des  Vaters  die  ausgesteuerte  Schwester  von  der  rückfallenden  Aus- 
steuer ausgeschlossen ,  da  sie  wegen  der  Abfindung  nicht  mehr  Erbin  des 
Vaters  war,  und  zwar  nicht  blos  durch  den  Bruder  selbst,  sondern  auch 
dessen  Kinder  und  Kindskinder,  welche  Erben  des  Vaters  geblieben  waren. 
Dagegen  hätte  nach  diesem  Gesichtspunkte  die  nicht  abgefundene  Schwester 
auch  auf  die  rückfallende  Aussteuer  Anspruch  gehabt ,  wie  wir  das  in  ein- 
zelnen friesischen  Rechten  denn  auch  ausgesprochen  finden  werden.  Sind 
nach  andern  auch  diese  ausgeschlossen,  so  werden  wir  auf  den  dafür  mass- 
gebenden Gesichtspunkt  bei  Besprechung  der  mit  dem  halben  Kopftheil  des 
friesischen  Rechts  zusammenhängenden  Verhältnisse  zurückkommen.  Auch 
in  andern  Rechten,  so  etwa  in  der  Coutume  von  Marsan  in  der  Gascogne, 
Cout.  ge'n.  4,  909,  fällt  die  Aussteuer  der  Kinderlosen  nur  an  die  Brüder 
unter  Ausschluss  der  Schwestern  zurück. 
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Lassen  sich  so  die  mit  der  Aussteuer  zusammenhängenden  Bestim- 
mungen der  Erbenfolge  vielfach  ganz  ungezwungen  mit  der  Behandlung 
als  Schenkgut  in  Verbindung  bringen,  wie  das  ebenso  für  die  Hornunggabe, 
die  Schenkungen  an  unechte  Kinder  zutrifft,  welche  wir  §  1 086  ff.  gleich- 
falls auf  das  Abfindungsrecht  zurückführten ,  so  würden  sich  dem  andere 
bereits  S  1 1 1 8  erwähnte  Bestimmungen  allerdings  nicht  fügen.  Dass  abge- 
fundene Geschwister  nur  aufeinander  und  nicht  auf  die  Eltern  und  nicht- 
abgefundenen  Geschwister  vererben,  würde  dem  durchaus  widersprechen. 
Es  kann  da,  wie  schon  bemerkt,  wohl  nur  die  Auffassung  eingreifen,  dass 
durch  die  Abfindung  jeder  erbrechtliche  Zusammenhang  mit  der  Eltern- 
familie gelöst  wird. 

Konnte  die  Abfindung  sei  es  von  diesem,  sei  es  von  jenem  Gesichts- 
punkte aus  zum  Verlust  des  Erbrechts  auch  nach  Geschwistern  führen,  so 
wird  es  auch  nicht  befremden  können,  wenn  in  Rechten ,  in  welchen  ich, 
wie  etwa  im  sächsischen ,  den  Ausschluss  auf  eine  schon  in  vorgeschicht- 
licher Zeit  allgemein  üblich  gewordene  Abfindung  der  Töchter  zurückfuhren 
möchte,  nicht  blos  die  Tochter  vom  Nachlasse  der  Eltern,  sondern  auch  die 
Schwester  von  dem  ihres  Bruders  ausgeschlossen  erscheint. 

1121.  Wenn  sich  der  Ausschluss  ausgesteuerter  Kinder 
vom  Nachlasse  derGesch  wister  im  allgemeinen  daraus  erklärt,  dass 
sie  für  das  Elterngut  abgefunden  sein  sollten  und  das  Vermögen  ihrer  Ge- 
schwister als  zunächst  aus  Elterngut  bestehend  gefasst  wurde,  so  fiel  dafür, 
so  lange  Sohn  und  Tochter  als  gleichbehandelt  erscheinen,  nicht  ins  Gewicht, 
ob  ein  Bruder  oder  eine  Schwester  zu  beerben ,  ob  die  sonstigen  Erban- 
sprecher  Männer  oder  Weiber  waren. 

Anders,  wo  sich  diese  Verhältnisse  sichtlich  von  dem  Gesichtspunkte 
aus  entwickelt  haben,  dass  die  Töchter  im  Interesse  der  Söhne  durch  eine 
geringe  Aussteuer  abgefunden  wurden.  Es  erklärt  sich  dann ,  wenn  wir 
ganz  entsprechend  dem,  was  wir  $  1 1 16  über  die  Beerbung  der  Eltern  be- 
merkten, auch  bei  Beerbung  der  Geschwister  Ausschluss  ausgesteu- 
erter Schwestern  nur  durch  Männer  oder  den  Manns  stamm 
finden.  So  nach  der  Coutume  von  Luxemburg  1 2  $  1 6 :  Fille  maride  et  do- 
iee  ne  peut  venir  ä  la  succession  de  sonfrere  decede,  s'  il  y  a  d  autres  frc- 
res  ou  frere  ou  nepveu  descendant  de  fr  er e.  Scheint  das  die  Bruderstochter 
nicht  zu  treffen,  so  heisst  es  in  der  Coutume  des  ßourbonnais  S  305 ,  dass 
die  Ausgesteuerte  innerhalb  der  Gränzen  der  Repräsentation,  also  nach  Ge- 
schwistern und  Geschwisterkindern,  nicht  erbt:  iant  quilyait  maslc  ou  des- 
cendant de  masle,  sott  masle  ou  ferne  He. 

Die  sonstige  Verschiedenheit  der  Folge  konnte  dann  wohl  zu  eigen- 
tümlichen Gestaltungen  führen,  die  aber,  wenn  man  ihnen  näher  nach- 
geht, sich  durchweg  aus  dem  Gesichtspunkte  erklären ,  dass  die  Tochter 
nur  vom  Gute  des  Aussteuernden  ausgeschlossen  sein  sollte.  So  wohl,  wenn 
mehrfach  Ausschluss  nur  vomGutedesBruders  in  solchen  Rechten 
erwähnt  wird,  in  welchen  die  Töchter  durch  Söhne  zwar  vom  Nachlasse 
des  Vaters,  nicht  aber  dem  der  Mutter  ausgeschlossen  sind.  In  der  Coutume 
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1121]  von  Marsan  in  der  Gascogne  heisst  es  Succ.  §11,  Cout.  gen.  4,  909 : 
Aux  biens  fraiernaux  le  frere  deboute  la  soeur.  Da  nach  den  sonstigen  Be- 
stimmungen das  ganze  Vatergut  an  die  Söhne  fällt  und  auch  die  vom  Vater 
nicht  ausgesteuerten  Töchter  nur  Anspruch  auf  standesgemässe  Aussteuer 
aus  dem  Vatergute  haben,  die  aber  nach  DouairesS  2  bei  kinderlosem  Tode 
nur  an  die  Brüder  unter  Ausschluss  der  Schwestern  zurückfällt,  so  ist  durch 
den  Ausschluss  vom  Erbe  auch  nach  dem  Bruder  verhütet,  dass  durch  Sei- 
tenerbschaft irgendwelches  Vatergut  an  die  aus  demselben  ausgesteuerte 
Schwester  kommen  konnte.  Nach  der  Mutter  aber,  vgl.  §  479,  erbten 
Töchter  und  Söhne  gleich,  was  darauf  zurückzuführen  sein  wird,  dass  der 
Mutter  kein  Abfindungsrecht  zustand;  es  war  daher  kein  Grund,  die 
Schwester  auch  vom  Nachlasse  der  kinderlosen  Schwester  auszuschliessen, 
da  dieser,  abgesehen  von  der  von  den  Brüdern  vorwegzunehmenden  Aus- 
steuer, nur  Muttergut  enthalten  konnte,  von  dem  die  Töchter  von  vorn- 
herein nicht  ausgeschlossen  sein  sollten.  Gehört  auch  das  Recht  von  Bor- 
deaux zu  den  Rechten,  in  welchen  auch  die  ausgesteuerte  Tochter  vom 
Muttergute  gleichen  Theil  mit  den  Söhnen  nimmt,  vgl.  $  1 1 1 2 ,  so  ist  sie 
auch  da  vom  Erbe  nach  dem  Bruder  ausgeschlossen;  es  heisst  in  der  Cou- 
tume  von  1520  §  71,  dass  die  vom  Vater  ausgesteuerte  Tochter:  ne  peut 
venir  ä  succession  de  son  frere  decedd  sHl  y  a  d*  autres  freres  ou  frere  ou 
nepveu  descendant  de  frere y  wobei  auffallen  muss,  dass  sich  dem  die  Fassung 
der  vorhin  angeführten  Coutume  von  Luxemburg  von  1623  wörtlich  an- 
schliesst. 

1122.  So  manche  Verschiedenheiten  sich  da  aber  auch  zeigen ,  so  ist 
doch  das  für  unsere  Zwecke  vor  allem  massgebende  Ergebniss,  dass  sich  in 
allen  Rechten,  wenn  wir  von  denen  der  norwegischen  Gruppe  vorläufig 
absehen,  auch  bei  weitester  Ausdehnung  immer  noch  Beschränkung  des 
Ausschlusses  der  Tochter  auf  den  engern  Kreis  der  Nach- 
kommen des  Aussteuernden  ergibt.  Ergibt  sich  das  an  und  für  sich 
daraus,  dass  da,  wo  der  Ausschluss  sich  nicht  auf  den  Nachlass  der  aus- 
steuernden Eltern  beschränkt,  derselbe  weitergehend  nur  noch  für  den 
Nachlass  von  Geschwistern  und  Nachkommen  der  Geschwister  bestimmt 
wird,  beziehungsweise  bei  Aussteuerung  durch  Grosseltern,  für  den  Nach- 
lass der  Nachkommen  dieser,  so  ist  die  Gleichstellung  bezüglich 
sonstigerSeitenerbschaften  auch  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen. 

So  beschränkt  sich  nach  der  Coutume  des  Bourbonnais  S  305  der  Aus- 
schluss vom  Seitenerbe  auf  die  Gränzen  der  Repräsentation,  so  dass  die  ver- 
heirathete  und  ausgesteuerte  Tochter  allerdings  auch  nach  Geschwistern 
und  Geschwisterkindern  nicht  erbt :  mais  en  succession  collaterale  hors  les 
termes  de  representation  eile  ou  ses  descendans  succcdent  avec  les  masles  ou 
leurs  descendans  sehn  la  prerogative  du  degre.  Ist  also  etwa  ein  Oheim  zu 
beerben,  so  wird  derselbe  von  seinen  Neffen  und  Nichten ,  auch  wenn  die 
letztern  ausgesteuert  sind,  zu  gleichen  Kopftheilen  beerbt.  Dass  der  Grund 
dafür  darin  liegt,  dass  die  dotirte  Tochter  wohl  für  das  Vermögen  der  El- 
tern, nicht  aber  für  das  der  Elterngeschwister  abgefunden  ist,  ist  da  doch 
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gar  nicht  zu  bezweifeln.  Und  das  um  so  weniger ,  da  es  sich  da  um  ein 
Recht  handelt,  in  welchem  auch  bei  Beerbung  der  Eltern  die  Tochter  nicht 
als  solche,  nicht  weil  sie  Weib  ist,  von  den  Söhnen  ausgeschlossen  wird, 
sondern  nur  dann,  wenn  sie  durch  Aussteuer  abgefunden  ist. 

Das  macht  sich  nun  freilich  in  solchen  Rechten,  in  welchen  jede 
Tochter,  auch  die  von  den  Eltern  nichtabgefundene*,  neben  Söhnen,  be- 
ziehungsweise Brüdern  kein  Erbrecht  hat  oder  nur  geringeren  Theil  erhält, 
nicht  so  unmittelbar  kenntlich.  Aber  schon  der  Umstand ,  dass  sie  dann, 
vgl.  S  1 104  ff.,  das  Recht  hat,  von  den  Brüdern  eine  Aussteuer  zu  verlangen, 
wie  sie  ihr  voraussichtlich  von  den  Eltern  gegeben  sein  würde,  macht  es 
doch  auch  da  von  vornherein  wahrscheinlich,  dass  ihre  Zurücksetzung  mit 
ihrer  Aussteuer  zusammenhangt.  Das  aber  kann  dann,  wie  ich  denke, 
keinerlei  Zweifel  unterliegen,  wenn  sich  auch  in  solchen  Rechten  ergibt, 
dass  die  Zurücksetzung  sich  da  ebenso  auf  einen  engern  Kreis  beschränkt, 
nur  die  Tochter  und  Schwester  trifft,  während  dann  schon  die  Nichte  dem 
Neffen,  und  überhaupt  jedes  dem  Erblasser  fernerstehende  Weib  dem  Manne 
desselben  Grades  ganz  gleichsteht. 

So  sind,  um  uns  an  den  nächstliegenden  Fall  zu  halten ,  nach  Sachs. 
Landrecht  1,  17  S  1  die  Tochter  und  die  Schwester  zwar  durch  Söhne  und 
Brüder  vom  Erbe  ausgeschlossen :  Sven  aver  en  erve  versüsteret  unde  ver- 
brüderet, alle  de  sik  gelike  na  to  der  sibbe  gcstuppen  mögen,  de  nemet  ge- 
like  dele  dar  an,  it  si  man  oder  wif.  Insbesondere  werden  wir  dann  in  den 
friesischen  und  in  andern  Rechten  der  dänischen  Gruppe  die  bestimmtesten 
Belege  dafür  finden,  dass  die  Zurücksetzung  der  Weiber  sich  auf  den  en- 
geren, durch  die  Aussteuer  getroffenen  Kreis  beschränkt.  Sowohl  da ,  wo 
Tochter  und  Schwester  durch  Sohn  und  Bruder  vom  Erbe  der  Eltern  aus- 
geschlossen erscheinen,  wie  da,  wo  sie  neben  denselben  nur  halben  Kopf- 
theil  nehmen,  werden  wir  aufs  bestimmteste  betont  finden,  dass  sich  diese 
Zurücksetzung  nicht  weiter  erstreckt,  dass  schon  Neffen  und  Nichten  bei 
ßeerbung  eines  kinderlosen  Oheim  ganz  gleichberechtigte  Erben  sind. 

Ergibt  sich  da  also  ganz  dieselbe  Abgrenzung  für  die  Zurücksetzung 
der  Weiber,  wie  wir  sie  in  den  Rechten  finden,  wo  dieselbe  nur  für  die 
Ausgesteuerte  ausgesprochen  wird ,  stehen  im  weitern  Kreise  Männer  und 
Weiber  gleich,  so  würde  da,  wie  schon  S  10 14  betont,  jede  Erklärung  fehlen, 
wenn  wir  von  ursprünglichem  Ausschluss  der  Weiber  ausgehen  wollten ; 
es  weist  mit  Bestimmtheit  darauf  hin,  dass  auch  da,  wo  die  Weiber  des 
engern  Kreises  schlechtweg  zurückgesetzt  erscheinen ,  sich  das  nur  daraus 
ergeben  haben  kann,  dass  man  sie  durch  das  Recht  auf  Aussteuer  als  für 
das  Elterngut,  welches  andernfalls  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  sie  ver- 
erbt sein  würde ,  als  abgefunden  betrachtete,  während  das  darüber  hinaus 
ihr  gleiches  Erbrecht  unberührt  liess. 

Das  aber  trifft  nach  Massgabe  der  bisherigen  und  weiter  folgender  Un- 
tersuchungen die  grössereMasse  dergermanischenRechte,  näm- 
lich die  fränkischen  und  sonstigen  westgermanischen  Rechte ;  dann  von  den 
ostgermanischen  dasgothische  und  alle  Rechte,  welche  ich  §  382  als  dänische 
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1122]  Gruppe  zusammenfasste.  In  vielen  dieser  Rechte  sind  noch  später 
alle  Weiber  gleichen  Grades  den  Männern  gleichgestellt.  Wo  sich  aber  eine 
Zurücksetzung  zeigt,  da  handelt  es  sich  nicht  um  einen  Ausschluss  aller 
Weiber  durch  Männer  oder  doch  durch  die  gradgleichen  Männer,  sondern 
nur  um  Ausschluss  der  Tochter  und  Schwester  durch  Sohn  und  Bruder, 
so  dasssich  volleGleichstellung  derWeiber  imweiternKreise 
ergibt.  Ist  aber  in  vielen  Rechten  auch  jener  Ausschluss  nur  bedingt,  nur 
für  die  ausgesteuerte  Tochter  und  Schwester  ausgesprochen ,  während  der 
nichtausgesteu erteu  volles  Erbrecht  ausdrücklich  zugestanden  wird,  weist 
dann  auch  in  jenen,  in  welchen  der  Ausschluss  oder  die  Zurücksetzung 
schlechtweg  ausgesprochen  sind,  das  volle  Erbrecht  derWeiber  im  weitern 
Kreise  bestimmt  darauf  hin,  dass  der  Ausschluss  nur  auf  Aussteuerung  zu- 
rückgehen kann,  so  kann  auch  für  alle  bezüglichen  Rechte  nur  die  volle 
erbrechtliche  Gleichstellung  derWeiber  den  ursprünglichen  Ausgangspunkt 
gebildet  haben;  die  Nothwendigkeit  einer  Abfindung  für  das  Recht  setzt 
das  ursprüngliche  Vorhandensein  des  Rechts  unbedingt  voraus. 

1123.  Eine  Sonderstellung  nehmen  da  nur  die  meisten  der  Rechte 
ein,  welche  ich  als  göthisch-norwegischeGruppe  zusammenfasste, 
da  sich  in  ihnen  eine  weitergehende  Zurücksetzung  derWeiber 
ergibt,  indem  nicht  blos  im  engern,  sondern  auch  im  weitern  Kreise  jedes 
Weib  wenigstens  durch  den  gradgleichen  Mann,  vielfach  aber  auch  durch 
Männer  entfernteren  Grades  ausgeschlossen  ist.  Ist  aber  für  die  Hauptmasse 
der  germanischen  Rechte  nach  Massgabe  der  bisherigen  Erörterungen  von 
ursprünglicher  Gleichstellung  der  Weiber  auszugehen,  so  muss  das  auch 
für  die  Rechte  jener  Gruppe  gelten,  wenn  wir  nicht  zu  dem  gewagten  Aus- 
kunftsmittel greifen  wollen,  anzunehmen,  es  sei  in  dieser  Richtung  schon 
das  germanische  Urrecht  nichteinheitlich  gestaltet  gewesen. 

Gehen  wir  aber  auch  bei  dieser  Gruppe  von  der  Annahme  ursprüng- 
licher Gleichstellung  aus,  so  kann  es  sich  fragen,  ob  auch  da  die  spätere 
Zurücksetzung  sich  durch  Aussteuerung  erklären  kann.  Dass  auch  diese  da 
wenigstens  im  engern  Kreise  eingegriffen  hat,  ist  nicht  zu  bezweifeln;  fan- 
den wir  doch  S  1055  in  dem  Rechte,  welches  die  Weiber  am  weitesten  zu- 
rücksetzt, im  longobardischen,  noch  später  die  Auffassung  vertreten,  dass 
die  nichtausgesteuerte  Tochter  volles  Erbrecht  hat.  Die  Zurücksetzung  der 
Tochter,  nicht  blos  gegen  Söhne,  ihr  geringerer  Erbtheil  auch  neben  ent- 
fernteren Männern  Hesse  sich  dann  etwa  erklären  durch  ein  Weiter- 
greifen des  Abfindungsrechts.  Haben  wir  §  1 1 04  ff.  zunächst  nur 
das  Abfindungsrecht  der  Brüder  ins  Auge  gefasst,  auf  die  sich  dasselbe  in 
der  Regel  beschränkte,  so  bemerkten  wir  doch  schon  §  1 1 10,  dass  dasselbe 
auch  wohl  auf  Nachkommen  der  Brüder  ausgedehnt  erscheint.  Hatte  aber 
einmal  auf  Grund  der  Aussteuerung  in  einem  Rechte  die  Auffassung  Platz 
gegriffen,  dass  Töchter  neben  Söhnen  und  Sohnessöhnen  kein  Erbrecht, 
sondern  nur  ein  Recht  auf  Aussteuer  haben,  so  konnte  sich  weitergreifend 
immerhin  auch  die  Ansicht  feststellen,  dass  ihnen  überhaupt  neben  männ- 
lichen Erben  kein  Erbrecht  zustehe,  dass  sie  auch  beim  Fehlen  von  Söhnen 
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und  Sohnessöhnen  durch  Vaterbruder,  deren  Söhne  und  entferntere  Manner 
vom  Erbe  ausgeschlossen  seien  und  auch  von  diesen  nur  einen  die  Aus- 
steuer vertretenden  Theil  des  Nachlasses  beanspruchen  könnten.  In  dieser 
Weise  Hesse  es  sich  ja  recht  wohl  erklären,  wenn  in  einzelnen  der  bezüg- 
lichen Rechte,  wie  im  longobardischen,  die  Töchter  auch  beim  Fehlen  von 
Mannern  des  engeren  Kreises ,  von  Söhnen  und  Sohnessöhnen ,  nicht  das 
volle  Erbe  ihres  Vaters,  sondern  nur  einen  Theil  desselben  erhalten. 

Dagegen  wird  allerdings  der  A u s s c h  1  u s s  der  Weiber  des  wei- 
ternKreises  mindestens  durch  den  gleichstehenden  Mann 
auch  durch  ein  Weitergreifen  des  Aussteuerungsrechts  nicht  wohl  seine  Er- 
klärung finden  können,  wie  wir  das  bei  Besprechung  des  Weibererbrechts 
dieser  Gruppe  noch  näher  begründen  werden.  Ist  die  Vaterschwester  durch 
den  Vaterbnider  ausgeschlossen,  so  könnte  man  ja  etwa  in  Rechnung  brin- 
gen, dass  jene  für  das  Grossvatergut  abgefunden  worden  war.  Aber  auch 
das  entfällt  doch,  wenn  es  sich  etwa  um  den  Ausschluss  einer  Vatersbru- 
derstochter durch  ihren  Vetter,  durch  den  Sohn  eines  andern  Vatersbruders 
handelt.  Auch  die  Vaterbruderstochter  gehört  einem  Stamme  an,  der  für 
das  Grossvatergut  nicht  abgefunden  war.  Und  ebenso  wenig  ist  daran  zu 
denken,  dass,  wenn  auch  der  Bruder  die  Schwester  abfinden  kann,  hier 
weitergehend  auch  dem  Vetter  eine  entsprechende  Befugniss  gegenüber  der 
Base  zugestanden  sei ;  denn  sie  hat  keinen  Anspruch  auf  eine  der  Aussteuer 
entsprechende  Abfindung  durch  den  Vetter,  sondern  ist  einfach  durch 
diesen  ausgeschlossen.  Der  Grund  ihres  Ausschlusses  kann  lediglich  darin 
liegen,  dass  sie  als  Weib  von  vornherein  neben  dem  gleichstehenden  Manne 
kein  Erbrecht  hat. 

Nun  ist  es  ja  aber  sehr  möglich,  dass  ganz  unabhängig  von  der  Aus- 
steuer der  Töchter  auch  bei  ursprünglicher  erbrechtlicher  Gleichstellung  der 
Weiber  in  einzelnen  Rechtsgruppen  Gesichtspunkte  zur  Geltung  gelangten, 
welche  auf  Zurücksetzung  jedes  Weibes,  sei  es  des  engern,  sei  es  des  wei- 
tern Kreises,  hinwiesen.  Es  mag  genügen ,  da  vorläufig  auf  einen  nächst- 
liegenden hinzuweisen,  auf  die  FehdeunfähigkeitdesWeibes.  Wir 
trafen  mehrfach,  vgl.  etwa  §  336.  349,  auf  engern  Zusammenhang  zwischen 
Erbgränze  und  Fehdegränze,  fanden  ausgesprochen,  dass  nur  noch  der 
zum  Erbe  berechtigt,  der  verpflichtet  sei,  erforderlichenfalls  den  Todtschlag 
zu  rächen.  Wir  glaubten  insbesondere  §  532  annehmen  zu  dürfen,  dass  die 
auffallende  Gestaltung  der  Nachkommenfolge  im  isländischen  und  gothi- 
schen  Recht  sich  erst  nachträglich  auf  Grund  der  Wehrgeldordnung  so  ge- 
staltet haben  könne.  Wir  wiesen  S  1024  fr.  darauf  hin,  wie  sich  das  bevor- 
zugte Erbrecht  der  Schwertmagen  am  Heergeräthe,  das  sich  dann  aber  in 
manchen  Rechten  nicht  auf  dieses  beschränkte,  sich  in  engem  Zusammen- 
hange mit  diesen  Verhältnissen  entwickelt  haben  muss.  Dann  liegt  doch  die 
Annahme  sehr  nahe,  dass  ebenso  auch  bei  ursprünglicher  Gleichstellung 
der  Weiber  nachträglich  die  Auffassung  Eingang  finden  konnte ,  dass  das 
fehdeunfähige  Weib  auch  im  Erbrecht  hinter  dem  Manne  gleichen  Grades 
oder  hinter  den  Männern  überhaupt  zurückstehen  müsse.    Ob   und  wie 
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1123]  weit  sich  diese  Annahme  oder  irgendwelche  andere  bewährt,  kann 
nur  eine  genauere  Prüfung  der  Erbenfolge  der  Rechte  mit  Zurücksetzung 
der  Weiber  auch  im  weitern  Kreise  ergeben. 

Um  aber  eine  Grundlage  für  solche  Prüfung  zu  gewinnen,  muss  es  sich 
empfehlen,  von  einem  Eingehen  auf  diese  Gruppe  von  Rechten  zunächst 
ganz  abzusehen,  und  uns  vorläufig  damit  zu  begnügen,  dass  in  der  Haupt- 
masse der  germanischen  Rechte,  welche  keine  Zurücksetzung  der  Weiber 
des  weitern  Kreises  kennen,  die  Entwicklung  nur  von  erbrechtlicher  Gleich- 
stellung der  beiden  Geschlechter  ausgegangen  sein  kann,  wie  das  unsere 
bisherigen  Erörterungen  über  das  Erbrecht  der  Tochter  ergaben  und  die 
weiter  folgenden  über  die  erbrechtliche  Stellung  der  Mutter  und  ihrer  Seite 
und  die  vermögensrechtliche  Behandlung  der  Ehefrau  bestätigen  werden. 
Für  ein  einheitlich  gestaltetes  germanisches  Urrecht  ist  damit  die  erbrecht- 
liche Zurücksetzung  der  Weiber  ausgeschlossen.  Und  damit  ist  dann  auch 
der  feste  Halt  gewonnen  für  eine  genauere  Prüfung  des  so  überaus  ver- 
schieden gestalteten  Weiberrechts  in  den  Rechten  der  gothisch-norwegischen 
Gruppe.  Wir  werden  dann  auch  da  von  den  Gestaltungen  als  den  ursprüng- 
licheren auszugehen  haben ,  welche  sich  von  der  für  das  germanische  Ur- 
recht bereits  erwiesenen  Gleichstellung  am  wenigsten  entfernen«  Wenig- 
stens dann,  wenn  dieses  Urrecht  ein  einheitliches  war,  wie  wir  das  doch 
anzunehmen  haben,  so  lange  uns  nicht  die  bestimmtesten  Gründe  auf  Nicht- 
einheitlichkeit  desselben  hinweisen  werden. 
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1124.  So  zweifellos  es  nach  der  vorhergehenden  Erörterung  auch  sein 
dürfte,  dass  in  den  Rechten,  welche  die  entfernteren  Weiber  den  Männern 
gleichstellen,  die  Zurücksetzung  der  Tochter  und  Schwester  sich  an  die  Ab- 
findung durch  Aussteuer  anschliesst,  so  ergab  sich  doch  eine  überaus  grosse 
Verschiedenheit  der  auf  dieser  Grundlage  erwachsenen  Gestaltungen,  wie 
sich  das  leicht  erklärt,  wenn  sich  das  Bedürfniss  einer  Zurücksetzung  der 
Tochter  hinter  den  Sohn  erst  nachträglich  in  den  verschiedenen  Rechten  gel- 
tend machte,  und  man  ihm  nun  bald  mehr,  bald  weniger  nachgab,  ihm  bald 
in  dieser,  bald  in  jener  Weise  zu  genügen  suchte.  Werden  demnach  diese 
Verhältnisse  im  allgemeinen  wenig  sichere  Haltpunkte  zur  Beurtheilung  der 
ursprünglichen  Verwandtschaft  der  Rechte  bieten,  würden  wir  uns  da  viel- 
fach auf  den  Schluss  hingewiesen  sehen,  dass  auch  in  sonst  näherverwandten 
Rechten  die  Zurücksetzung  der  Weiber  im  engern  Kreise  erst  nach  ihrer 
Verzweigung  und  desshalb  in  verschiedener  Weise  erfolgt  sein  kann,  so  ist 
es  um  so  beachtenswerther,  wenn  sich  in  den  Rechten,  welche  ich  als  d  ä- 
nische  Gruppe  zusammenfasste,  diese  Verhältnisse  in  so  weit  sehr  über- 
einstimmend gestaltet  haben ,  als  da  überall  eine  Zurücksetzung  gerade  auf 
halben  Kopftheil  eingreift,  sich  aber  auch  davon  abgesehen  in  allem,  was 
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mit  dem  Weiberrecht  zusammenhangt,  eine  so  grosse  Uebereinstimmung 
zeigt,  dass  diese  gerade  bei  den  so  schwankenden  Bestimmungen  anderer 
Rechte  für  die  nähere  Verwandtschaft  um  so  schwerer  ins  Gewicht  fallen 
muss. 

Wenn  ich  nun  diesen,  bereits  §  49g  vorläufig  erwähnten  Verhältnissen 
näher  nachgehe,  so  geschieht  das  nicht  blos,  um  damit  einen  bestimmteren 
Beleg  für  die  S  382  behauptete  nähere  Verwandtschaft  jener  Rechte  zu  ge- 
winnen. Eben  desshalb,  weil  es  sich  hier  um  eine  zusammenhängende 
Gruppe  von  Rechten  handelt,  in  denen  sich  die  Zurücksetzung  der  Weiber 
sichtlich  von  derselben  Grundlage  aus  entwickelt  hat,  aber  so,  dass  nicht 
alle  Rechte  derselben  bis  zu  derselben  Entwicklungsstufe  gelangt  sind,  lässt 
sich,  wie  ich  denke,  gerade  in  dieser  Gruppe  bestimmter  verfolgen,  wie  da, 
und  zwar  im  Anschlüsse  an  die  Aussteuer,  der  Uebergang  vom  vollen  Erb- 
recht zum  halben  Kopftheil  und  weiter  zum  Ausschlüsse  der  Tochter  und 
Schwester  erfolgt  ist,  so  dass  sich  damit  für  einen  Einzelfall  ein  besonders 
bestimmter  Beleg  für  unsere  bisherigen  auf  die  oberflächlichere  Vergleichung 
sehr  verschiedener  Rechte  gestützten  Annahmen  ergibt ,  und  die  Gelegen- 
heit, Manches,  was  wir  da  nur  angedeutet,  bestimmter  zu  begründen. 


1.  Friesische  Rechte. 

1125.  Schon  S  499  habe  ich  im  allgemeinen  darauf  hingewiesen,  dass 
in  dieser  Richtung  die  friesischen  Rechte  besonders  beachtenswerth 
sind,  beziehungsweise  die  Rechte,  welche  ich  §381  zunächst  im  Gegen- 
satze zum  Aasdomsrechte  als  küstenfriesische  bezeichnete.  Sehen  wir  vom 
Rechte  derDitmarsen  ab,  das  sich  näher  dem  sächsischen  anschliesst,  dann 
von  dem  Aasdomsrechte,  auf  dessen  Abweichung  von  allen  seinen  Nach- 
barrechten ich  bei  der  genaueren  Besprechung  desselben  §  697  ff.  fortwäh- 
rend hingewiesen  habe,  so  ergeben  alle  Rechte  in  den  Küstenländern  der 
Nordsee  von  den  Sitzen  der  Nordfriesen  im  westlichen  Schleswig  bis  nach 
Flandern  hin  Eigentümlichkeiten  der  Erbenfolge ,  durch  welche  sie  sich 
von  den  nach  dem  Binnenlande  hin  angränzenden  sächsischen  und  fränki- 
schen Rechten  aufs  bestimmteste  unterscheiden,  während  sich  ihnen,  wie 
§  383  vorläufig  bemerkt,  auch  die  normannischen  Rechte  im  westlichen 
Frankreich  und  auf  Sicilien  vielfach  aufs  engste  anschliessen. 

Freilich  nicht  so,  als  ob  sich  nun  in  allen  diesen  friesischen  Rechten 
ein  und  dieselbe  Erbenfolge  fände.  In  den  Einzelnheiten  zeigen  sich  die 
allergrößten  Verschiedenheiten.  Dennoch  kann  der  nähere  Zusammen- 
hang der  ganzen  Rechtsgruppe  nicht  wohl  einem  Zweifel  unter- 
liegen. Gewisse  allgemeinere  Gesichtspunkte,  wie  etwa  das  besonders  scharfe 
Auseinanderhalten  der  beiden  Elternfamilien  und  Elternsippen,  machen  sich 
doch  in  allen  diesen  Rechten  bemerklich ,  wenn  sie  auch  nicht  überall  ge- 
rade zu  derselben  Gestaltung  geführt  haben.  Dabei  zeigt  sich  schärfere  ört- 
liche Sonderung  kaum  durchführbar.  Gerade  die  nächstbenachbarten  dieser 
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1125]  Rechte  weichen  wohl  am  stärksten  von  einander  ab ,  während  sich 
dann  wieder  die  auffallendste  Uebereinstimmung  gerade  bei  den  entlegensten 
zeigt.  So  stark  die  Bestimmungen  einzelner  Rechte  auch  von  einander  ab- 
weichen, wenn  wir  dieselben  unmittelbar  mit  einander  vergleichen ,  so  er- 
gibt sich  doch  durchweg,  wenn  wir  die  gesammte  Gruppe  ins  Auge  fassen, 
dass  sie  durch  die  vermittelnden  Bestimmungen  anderer  Rechte  leicht  in 
Zusammenhang  gebracht  werden  können. 

Insbesondere  aber  deutet  auf  engeren  Zusammenhang  der  ganzen 
Rechtsgruppe,  dass  die  nähere  Verwandtschaft  der  Einzelrechte  zwar  gleich- 
falls verschiedene,  mit  ihnen  ausser  örtlichem  Zusammenhange  stehende 
Rechte  trifft,  bald  die  rhätischen,  bald  die  dänischen,  am  häufigsten  die 
schwedischen,  sich  aber  doch  durchaus  auf  den  Kreis  von  Rechten  be- 
schränkt, welchen  wir  als  dänische  Gruppe  bezeichneten.  Es  ergeben  sich 
da  Verhältnisse,  welche,  wie  schon  S  382  bemerkt,  darauf  deuten,  dass  die 
Entwicklung  der  friesischen  Rechte  zu  ihrer  uns  genauer  bekannten  Gestal- 
tung nicht  erst  in  den  spätem  Sitzen  sich  vollzogen  haben  kann,  dass,  wenn 
eine  Einwanderung  in  diese  auf  dem  Seewege  an  und  für  sich  wahrschein- 
lich ist,  die  Abweichungen  sich  schon  vielfach  vor  dieser  entwickelt  haben 
mochten;  dass  dann  nicht  gerade  die  in  ihrem  Rechte  nächstverwandten 
Einwanderer  sich  neben  einander  angesiedelt  haben  werden,  dass,  wenn  sich 
eine  gemeinsame  Weiterentwicklung  zeigt,  diese  sich  schon  früher  in  ganz 
andern  Sitzen  vollzogen  haben  mag,  was  es  denn  auch  erklärt,  dass  wir  uns 
insbesondere  auf  nähere  Verwandtschaft  bald  mit  diesem ,  bald  mit  jenem 
der  schwedischen  Rechte  hingewiesen  sehen. 

Das  wird  dann  auch  für  das  Weib  er  er  brecht  zu  beachten  sein.  Ist 
für  alle  Rechte  der  dänischen  Gruppe  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  an- 
zunehmen, so  muss  dieses  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Erörterungen 
Männer  und  Weiber  gleichgestellt  haben,  da  das  in  allen  diesen  Rechten 
auch  später  noch  für  den  weitern  Kreis  zutrifft.  Hat  sich  das  in  einigen,  so 
insbesondere  in  den  rhätischen,  auch  für  den  engern  Kreis  erhalten,  er- 
scheint das  in  andern  auf  den  halben  Kopftheil  abgeschwächt  oder  bis  zum 
Ausschluss  gesteigert,  finden  wir  dann  in  den  friesischen  Rechten  alle  diese 
Gestaltungen  vertreten,  so  wird  es  sich  da  nicht  um  eine  Entwicklung  han- 
deln, welche  sich  erst  in  den  spätem  Sitzen  vollzogen  hat ;  die  in  diese  viel- 
leicht in  sehr  verschiedener  Zeit  einwandernden  Stämme  werden  sich  von 
den  nüherverwandten,  aber  örtlich  später  ganz  getrennten  Stämmen  in  ver- 
schiedener Zeit,  hier  auf  einer  früheren,  dort  auf  einer  spätem  Entwick- 
lungsstufe getrennt  haben.  Dann  aber  erklärt  es  sich,  wenn  das  spätere 
Nebeneinander  gerade  in  den  friesischen  Rechten  es  ermöglicht,  das  Nach- 
einander der  Entwicklung  in  der  gesammten  Gruppe  bestimmter  zu  ver- 
folgen. 

1126.  Werden  wir  uns  dabei  auf  die  Vergleichung  der  einer  verhält- 
nissmässig  späten  Zeit  angehörenden  Quellen  der  friesischen  Einzelrechte 
hingewiesen  sehen,  so  ist  es  nicht  zu  umgehen,  zunächst  eine  Angabe  der 
Lex  Frisionum  ins  Auge  zu  fassen,  aus  welcher  wohl  Schlüsse  auf  die 
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älteste  friesische  Erbenfolge  gezogen  sind;  welche,  wenn  begründet,  mit  dem 
nicht  in  Uebereinstimmung  stehen  wUrden ,  was  da  die  Vergleichung  der 
spätem  Quellen  zu  ergeben  scheint.  Es  handelt  sich  um  die  Angabe  19 
5  2:  Si  quis  fratrem  suum  oeeiderit,  solvai  eum  proximo  haeredi,  sivefili- 
um  auf  filiam  habuerit,  aui  si  neuter  horum  fuerit,  solvai  patrisuovel  ma- 
tri  suae,  velfratri  vel  etiam  sorori  sitae ;  quod  si  nee  una  de  his  personis 
fuerit,  solvat  eam  ad  partetn  regis.  Ist  aus  dem  Umstände,  dass  das  Wehr- 
geld schon  beim  Mangel  von  Geschwistern  an  den  König  fällt ,  wohl  der 
Schluss  gezogen,  dass  ursprünglich  nur  dem  engern  Kreise  Erbrecht  zuge- 
standen habe,  so  hat  Brunner  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  1 6,  1 9  wohl  mit  Recht 
daraufhingewiesen,  dass  es  sich  um  einen  Ausnahmsfall,  um  einen  Tod- 
schlag innerhalb  des  engern  Kreises  selbst  handle,  so  dass  auf  ein  aus- 
schliessliches Erbrecht  der  genannten  Verwandten  nicht  daraus  geschlossen 
werden  dürfe. 

Dagegen  scheint  nun  die  Folge,  in  welcher  dieselben  aufgezählt  wer- 
den, als  massgebend  für  die  Folge  im  engeren  Kreise  betrachtet  werden  zu 
müssen;  vgl.  insbesondere  Amira  Erbenf.  145  ff.  163.  171.  Und  daraus 
würde  dann  insbesondere  Ausschluss  des  Weibes  durch  den  gleichgestellten 
Mann  zu  folgern  sein.  Aber  es  ist  doch  misslich,  da  auf  den  Unterschied 
von  et  und  vel  oder  auch  vel  etiam  grösseres  Gewicht  zu  legen,  wenn  nicht 
Gründe  hinzukommen,  welche  bestimmter  darauf  hinweisen,  dass  man  die 
Reihenfolge  der  Erben  betonen  wollte.  Aber  betont  sollte  doch  zunächst 
nur  werden,  dass  im  gegebenen  Falle  das  Wehrgeld  lediglich  dem  nächsten 
Kreise,  den  man  später  als  den  der  sechs  Hände  bezeichnete,  zukomme; 
in  welcher  Reihenfolge,  war  für  die  zunächst  in  Frage  kommende  Abgrän- 
zuog  gleichmütig.  Und  bei  spätem  ähnlichen  Aufzählungen  der  sechs  Hände 
ist  denn  auch  wirklich  die  Folge  wohl  eine  solche,  dass  zweifellos  von  einem 
Ausschluss  der  Nachfolgenden  durch  die  Vorhergehenden  nicht  die  Rede 
sein  kann.  So  werden  in  allen  Texten  des  fünfzehnten  Landrechts  Kinder 
und  Kindeskinder  erst  nach  Eltern  und  Geschwistern,  im  ßrokmerbriefe 
zwar  der  Vater  vor  der  Mutter,  aber  die  Schwester  vor  dem  Bruder  genannt; 
vgl.  Richthofen  Q.  66.  168. 

Ist  aber  die  Auslegung  des  ältesten  Zeugnisses  der  Lex  wenigstens  keine 
zweifellose,  so  dürfte  doch  der  §  26  betonte  Grundsatz  zur  Anwendung  zu 
bringen  sein,  dass  dann  der  Aufschluss  zunächst  bei  den  spätem  Rechten 
des  Stammes  zu  suchen  sei.  Und  das  ist  hier  um  so  berechtigter  wegen  des 
fehlenden  örtlichen  Zusammenhanges  der  Rechte,  der  eine  nachträgliche 
gegenseitige  Beeinflussung  durchaus  ausschliesst ;  das,  worin  sie  überein- 
stimmen, muss  in  ihnen  schon  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  der  Lex  gleich- 
massig geordnet  gewesen  sein. 

Dann  aber  ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  jene  Aufzählung  nicht 
dahin  zu  verstehen  sei,  es  solle  jeder  Nachgenannte  durch  den  Vorgenannten 
ausgeschlossen  sein.  So  grosse  Verschiedenheiten  die  späteren  friesischen 
Rechte  auch  zeigen,  so  stimmen  doch  alle  in  der  vollen  erbrechtlichen 
Gleichstellung  der  Mutter  mit  dem  Vater  überein.    Eben  so  wenig  würde 
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1126]  der  Ausschluss  der  Geschwister  durch  Eltern  der  Masse  der  spätem 
friesischen  Rechte  entsprechen ;  wir  finden  da  durchweg  die  besonders  kenn- 
zeichnende, S  652  besprochene  Gestaltung,  wonach  die  Geschwister  zwar 
durch  beide  noch  lebende  Eltern  ausgeschlossen  sind,  dagegen  der  über- 
lebende Elterntheil  durch  Geschwister  ausgeschlossen  ist  oder  doch  nur  mit 
ihnen  zusammenerbt.  Stimmen  nun  auch  die  spatern  Rechte  nicht  in  glei- 
cher Weise  bezüglich  der  Gleichstellung  von  Sohn  und  Tochter,  Bruder 
und  Schwester  Uberein,  so  sind  wir  bei  solcher  Sachlage  doch  gewiss  nicht 
zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  durch  die  Reihefolge  der  Ausschluss  von 
Tochter  und  Schwester  ausgesprochen  sein  sollte.  Und  das  um  so  weniger, 
als  gerade  für  den  Fall  derTodtschlagsühne,  um  den  es  sich  zunächst  han- 
delt, auch  in  solchen  friesischen  Rechten,  welche  die  Tochter  übrigens  zu- 
rücksetzen, wohl  ihre  Gleichstellung  ausgesprochen  ist;  wir  kommen  darauf 
zurück.  Wir  werden  sagen  müssen,  dass  sich  jener  Angabe  der  Lex  Fri- 
sionum  weder  ein  bestimmter  Beleg  für,  noch  gegen  die  Gleichstellung  der 
Weiber  im  engern  Kreise  entnehmen  lässt,  und  wir  uns  demnach  auch  für 
das  ältere  Recht  auf  die  Vergleichung  der  spätem  Quellen  hingewiesen 
sehen. 

Nun  ergeben  allerdings  die  spätem  Rechtsquellen  die  verschie- 
denste Gestaltung  des  Erbrechts  der  Tochter,  von  voller  Gleichstellung  bis 
zu  vollem  Ausschluss.  Es  wird  sich  fragen,  ob  die  daneben  erwähnten  ver- 
mittelnden Gestaltungen  genügende  Haltpunkte  bieten,  um  trotzdem  an- 
nehmen zu  dürfen,  dass  die  so  verschiedenen  Bestimmungen  der  friesischen 
Rechte  sich  dennoch  von  ein  und  derselben  Grundlage  aus  entwickelt  haben 
dürften  und  zwar  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Erörterungen  von  voller 
Gleichstellung  aus. 

1127.  Zunächst  ergibt  sich  volle  Gleichstellung  auch  der  aus- 
gesteuerten Tochter  im  Schependomsr echte,  wie  es  ausser  in 
Seeland  auch  im  südlichen  Holland ,  vgl.  §  697,  in  Geltung  war.  In  den 
allgemeineren  Angaben  über  dasselbe,  vgl.  v.  d.  Vorm  33  ff.,  wie  in  den 
Einzelrechten,  ist  immer  nur  von  Beerbung  der  Eltern  durch  alle  ihre  Kin- 
der ohne  irgendwelche  Erwähnung  einer  Zurücksetzung  der  Töchter  die 
Rede.  Die  Aussteuerung  bei  der  Heirath  wird  mehrfach  erwähnt,  beein- 
trächtigt aber  das  Recht  auf  gleiche  Theilurig  nicht.  Das  Kind  hat  allerdings 
das  Recht,  sich  an  seine  Aussteuer  zu  halten;  ebenso  aber  auch  das  Recht, 
dieselbe  wieder  einzuwerfen  und  dann  zu  theilen,  wie  das  insbesondere  in 
der  Keure  für  Seeland  von  1290  §  92,  v.  d.  Bergh  Oorkondenb.  2,  340,  aufs 
bestimmteste  ausgesprochen  ist.  In  Einzclrechten  findet  sich  denn  auch 
die  Gleichstellung  beider  Geschlechter  wohl  ausdrücklich  betont.  Nach  dem 
Recht  von  Middelburg  ist,  wie  schon  S  1043  bemerkt,  die  Gleichberech- 
tigung so  weit  durchgeführt,  dass  die  Töchter  zwar  Lehen  nicht  erben,  für 
dieselben  aber  von  den  Miterben  zu  entschädigen  sind.  Entsprechend  ist  es 
zu  verstehen,  wenn  nach  einer  schon  §  852  angeführten  Angabe  derKeurc 
von  Seeland  von   1258  Töchter  von  gewissen  Bestandteilen  des  väter- 
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liehen  Nachlasses  ausgeschlossen  sind ;  vgl.  Näheres  bei  Milders  Versterf- 
recht  132  ff. 

In  den  sich  dem  Schependomsrechte  eng  anschliessenden  Rechten  von 
Flandern  wird  dann  überaus  häufig  ausdrücklich  betont,  dass  Söhne  und 
Töchter  gleiches  Recht  am  Elternerbe,  Fahrniss,  wie  Liegenschaften  haben, 
während  mir  keine  Angabe  bekannt  ist,  welche  auf  irgendwelche  landrecht- 
liche Zurücksetzung  der  Töchter  schliessen  Hesse;  lediglich  deren  Aus- 
schluss von  Lehen  wird  zuweilen  betont.  So  etwa  in  der  Keure  der  vier 
Aemter  von  1242  S  61,  Warnkönig  Fl.  R.  G.  2,  196:  Omnia  vero  mobilia 
et  immobilia,  excepto  feodo ,  inier  Hlios  et filias  parentibus  defunetis  aequa- 
liier  dividantur ;  und  ganz  entsprechend  in  andern  flandrischen  Rechten; 
vgL  Wasserschieben  Erbenf.  165. 

Unterscheidet  sich  das  Schependomsrecht  von  dem  unmittelbar  an- 
granzenden Aasdomsrecht  bezüglich  der  gesammten  übrigen  Erben- 
folge aufs  bestimmteste,  so  ergibt  sich  für  das  uns  zunächst  beschäftigende 
Verhältniss  volle  Uebereinstimmung.  Auch  im  Aasdomsrechte,  vgl.  S  1034, 
findet  sich  ausnahmslos  volle  Gleichstellung  von  Sohn  und  Tochter,  ohne 
dass  die  Aussteuer  daran  etwas  änderte,  da  das  Recht  zu  gleicher  Theilung 
nach  Wiedereinwerfen  derselben  oft  erwähnt  wird.  Würde  sich  nun  diese 
Uebereinstimmung  auf  das  durch  das  Gebiet  des  Aasdomsrecht  von  den 
übrigen  friesischen  Rechten  getrennte  Schependomsrecht  mit  dem  ihm 
nächstverwandten  flandrischen  Recht  beschränken,  so  Hesse  sich  ja  daran 
denken,  das  Aasdomsrecht  habe  die  südlich  anstossenden  Rechte  nachträg- 
lich beeinflusse  oder  aber  das  Schependomsrecht  beruhe  überhaupt  nicht 
auf  derselben  Grundlage,  wie  die  übrigen  friesischen  Rechte.  Zeigen  diese 
aber  Überwiegend  eine  Zurücksetzung  der  Tochter,  so  finden  sich  doch  auch 
in  ihnen  noch  Belege  für  die  Gleichstellung,  welche  genügend  ergeben,  dass 
dieselbe  den  friesischen  Rechten  ursprünglich  nicht  fremd  gewesen  sein  wird. 

Das  trifft  vor  allem  das  jetzt  im  engern  Sinne  als  Friesland  bezeichnete 
westerlauwersche  Friesland  zwischen  Südersee  und  Laubach. 
Sprechen  die  dürftigen  Angaben  über  das  Erbrecht  in  den  spätem  Statuten, 
vgl.  v.  d.  Vorm  387  ff.,  sich  nicht  unmittelbar  über  das  Verhältniss  aus,  so 
ergeben  sie  wenigstens  mittelbar  mit  grösster  Bestimmtheit  die  Gleichstel- 
lung von  Brüdern  und  Schwestern  und  deren  Kindern.  Ausdrücklich  ist 
dann  in  dem  Stadtrecht  von  Staveren  c.  m.  116.  122,  Telting  Friesche 
Stadtr.  203.  205,  betont,  dass  Söhne  und  Töchter  das  Gut  der  Eltern,  Voll- 
brüder und  Vollschwestern  das  Gut  der  Geschwister  gleich  theilen ,  und 
dass  auch  von  den  entfernteren  Verwandten  das  Weib  immer  denselben 
Theil  nimmt,  wie  der  gleich  nahe  verwandte  Mann.  Und  daran  ändert  hier 
auch  die  Aussteuer  nichts.  Unter  völliger  Gleichbehandlung  beider  Ge- 
schlechter heisst  es  c.  112  ff.,  dass  Söhne  und  ebenso  Töchter  das  erhaltene 
Heirathsgut  bei  der  Theilung  wieder  einzuwerfen  haben,  dass  die  Theile 
verheiratheter  und  unverheiratheter  Töchter  auszugleichen  seien ,  dass  bei 
Beerbung  des  Bruders  durch  berathene  und  unberathene  Schwestern  jene, 
wenn  sie  mittheilen  wollen,  das  Erhaltene  einwerfen  müssen.  In  der  diesem 
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1127]  Gebiete  angehörenden  Jurisprudentia  Frisica  50  S  29  ff.,  ed.  Hettema 
2, 1 16  ff.,  wird  aufs  bestimmteste  die  Gleichstellung  der  Töchter  betont  und 
es  als  unrechtmässige  Gewohnheit  bezeichnet,  wenn  nur  die  Söhne  das 
Erbe  nehmen  und  ihre  Schwestern  aussteuern. 

Glaubt  Amira  Erbenf.  197  ff.  aus  dem  Umstände,  dass  in  einer  An- 
gabe des  Schulzenrechts  S  70  zunächst  Neffen  und  Nichten ,  unter  denen 
alle  entfernteren  Verwandten  zu  verstehen,  als  gleichberechtigte  Erben  ge- 
nannt sind,  schliessen  zu  dürfen,  dass  im  westlichen  Friesland  im  engsten 
Kreise  die  Weiber  zurückgesetzt  gewesen  seien,  so  erklärt  sich  die  Nichter- 
wähnung der  nächsten  Verwandten  in  jener  Stelle  wohl  genügend  daraus, 
dass  Vorsichtsmassregeln,  wie  sie  dort  für  den  Fall  vorgesehen  sind,  dass 
noch  nicht  feststeht,  wer  der  Näherverwandte  sei,  überflüssig  waren,  wenn 
es  sich  um  Kinder  und  Geschwister  handelte;  vgl.  S  552.  Dagegen  gibt 
auch  Amira  zu,  dass  sich  aus  der  sechsten  und  siebten  Dom,  Richthofen 
Q.  431,  mittelbar  Gleichstellung  von  Bruder  und  Schwester  ergebe.  Nimmt 
danach  der  Vollbruder  zwei  Theile,  der  Halbbruder  einen  Theil,  so  müsste, 
wenn  entsprechende  Zurücksetzung  des  Geschlechts  hinzukam,  die  Voll- 
schwester dem  Halbbruder  gleichstehen ;  dagegen  ist  ausdrücklich  gesagt, 
dass  auch  sie  neben  demselben  zwei  Drittel  nimmt,  also  ihrem  Vollbruder 
ganz  gleichsteht. 

Den  Rechten  mit  voller  Gleichstellung  dürfte  auch  das  von  W  e  s  t  e  r- 
wolde  im  Osten  der  Ommelande  von  Groningen  zuzuzählen  sein.  In  dem 
ausführlichen  Landrechte  von  1470,  Richth.  Q.  258  ff.,  wird  zwischen 
Söhnen  und  Töchtern  nicht  unterschieden,  ausser  2  $  13,  wo  betont  ist, 
dass  beim  Mangel  eines  Sohnes  auch  das  Heergeräth  der  Tochter,  und  um- 
gekehrt die  Gerade  dem  Sohne  zukommen  solle;  es  soll  weiter  der  älteste 
Sohn  den  Hof  erhalten.  Wo  sich  aber  eine  Zurücksetzung  der  Töchter 
gegen  Söhne  kenntlich  machen  könnte,  da  ist  überall  nur  von  Kindern 
schlechtweg  die  Rede  oder  von  Söhnen  und  Töchtern.  Nach  1  S  24  steht 
es  dem  Vater  zu,  bei  Lebzeiten  unter  seine  Kinder  zu  theilen.  Aber  nach 
2  $  6  sollen  alle  Kinder  derselben  Ehe  gleich  abgetheilt  werden ;  nur  wenn 
Kinder:  hct  weer  kriecht  ofmaget,  ungehorsam  sind  und  den  Eltern  Unehre 
machen,  mögen  diese  ihnen  geben,  so  viel  sie  wollen.  Nach  1  S  33  mag, 
wenn  dem  Vater  Gut  anstirbt,  derselbe  das  sofort  einem  Kinde  geben,  ohne 
es  selbst  zu  nutzen;  andernfalls  wird  es  unter  die  Kinder  gleich  getheilt. 
Dass  die  Tochter,  wie  in  den  benachbarten  Rechten  der  Ommelande  und 
Ostfrieslands,  durch  den  Sohn  ausgeschlossen  war  oder  neben  ihm  nur 
halben  Kopftheil  nahm,  scheint  mir  mit  den  betonten  Angaben  durchaus 
unvereinbar. 

Weiter  aber  heisst  es  wieder  in  dem  gleichfalls  örtlich  ganz  getrennten 
Landrechte  von  Hadeln  3  §  13,  Pufendorf  Obs.  1,  41,  dass  die  Erbgüter 
an  alle  Kinder  zu  gleichen  Theilen  fallen ,  wenn  nicht  etwa  mit  ausge- 
steuerten Söhnen  oder  Töchtern  ausdrücklich  Anderes  abgemacht  wurde ; 
im  allgemeinen  ist  die  Aussteuer,  wenn  das  Kind  sich  mit  derselben  nicht 
begnügen  will,  nach  §  18  wiedereinzuwerfen.    Die  Söhne  haben,  wie  wir 
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Jas  ebenso  §  105 1  in  rhätischen  und  anderen  Rechten  fanden,  nach  $  13. 
19  nur  die  Wahl,  bei  den  Erbgütern  zu  bleiben  und  dieselben  ihren  Schwe- 
stern abzulösen. 

1128.  Weiter  aber  ist  das  volle  Recht  der  Tochter  als  solcher  aner- 
kannt, wenn  wir,  wie  häufig  in  anderen  Rechten,  vgl.  S  1053  ff.,  auch  in 
friesischen  wohl  die  volle  Gl  eich  Stellung  der  nichtausgesteuerten 
Tochter  ausgesprochen  finden.  In  einer  Rechtshandschrift  des  Landes 
Wursten,  deren  Sätze  aber  über  dieses  hinaus,  insbesondere  auch  in  Rü- 
stringen,  anerkannt  gewesen  zu  sein  scheinen,  vgl.  Richthofen  Q.  549, 
wird  dieselbe  geradezu  als  friesisches  Recht  hingestellt:  Dith  is  ock  fresche 
recht,  daih  de  susteren  nevenst  den  brodern  so  depe  tasten,  so  verne  sehe  averst 
nicht  syn  uth  gebeldt  und  sytten  mydt  den  broderen  in  unvordeledem  gute. 
Dem  entsprechend  heisst  es  im  Landrecht  von  Wursten  9S  1,  Pufen- 
dorf  Obs.  1,  66,  dass  Schwestern  und  Brüder  im  allgemeinen  gleiches  Erbe 
nehmen ;  nur  die  ausgesteuerte  Schwester  erbt  mit  Brüdern  nicht  nach  El- 
tern und  Geschwister.  Weiter  heisst  es  in  den  Costumen  der  D  r  e  n  t  h  e 
von  1572  S  32,  Gratana  Rechtsbr.  32:  Unde  soe  die olderen  off broeders  die 
susteren  niet  boelen  en  willen,  soe  scheyden  ende  deelen  de  susteren  dat  erff- 
guet  mit  den  broeders  gelijck.  Stehen,  worauf  wir  zurückkommen,  andere 
Rechtsaufzeichnungen  der  Drenthe  damit  nicht  in  Einklang,  so  ergibt  sich 
jedenfalls,  dass  man  sich  noch  bewusst  war,  dass  die  Zurücksetzung  der 
Tochter  lediglich  auf  ihre  Abfindung  zurückgeht.  Wurde  eventuell  das  volle 
Erbrecht  noch  ausgesprochen,  so  hatte  das  freilich,  wie  wir  das  schon  §  1 104 
für  andere  Rechte  betonten,  kaum  noch  thatsächliche  Bedeutung;  hatte  auch 
der  Bruder  einmal  das  Recht,  die  Schwester  mit  geringerem  Erbtheil  abzu- 
finden, so  wird  er  von  demselben  auch  Gebrauch  gemacht  haben. 

1129.  Für  diese  Verhältnisse  wird  weiter  noch  zu  beachten  sein  die 
vereinzelt  erwähnte  Gleichstellung  der  ausgesteuertenTochter 
beiderTodtschlagbusse.  Ergibt  die  $  1 126  besprochene  Angabe  der 
L.  Frisionum  1 9  S  2,  dass  auch  die  Weiber  des  engern  Kreises  Antheil  an 
der  Erbenbusse  haben,  so  lässt  sie  allerdings  unklar,  ob  da  die  Tochter  dem 
Sohne  gleich  stand,  während  in  spätem  Quellen,  vgl.  auch  §  268,  wohl  aus- 
drücklich betont  ist,  dass  die  Erbenbusse  in  gleicher  Weise  an  Männer  und 
Weiber  kommt.  Besonders  bestimmt  und  beachtenswerth  ist  da  nun  eine 
Angabe  im  Landrechte  des  Oldenamt  östlich  von  Groningen ,  in  dem  sich 
auch  sonst  wohl,  vgl.  §612,  besonders  alte  Bestimmungen  erhalten  haben. 
Nachdem  im  Landrecht  des  Oldenamt  von  1471  D.  1  §  36  ff.,  ed.  Feith  83, 
die  Vertheilung  der  Geschlechtsbusse  bis  zu  Andersusterkindem  hin  ange- 
geben und  hinzugefügt  ist :  Ist  wyff  offte  man,  al  evenveelto  der  metel,  heisst 
es  2  §  54,  vgl.  auch  Wicht  Ostfr.  Landr.  S.  271:  Is  daer  ein  süster  uthge- 
hodelt  van  hues  und  van  hove,  und  wordt  oer  dann  oer  vader,  moder,  süster 
offte  broeder  äff  geschlagen,  so  nemen  de  süster s  uth  dat  mannegelt  also  voele, 
als  de  broeders,  doer  omme ,  dat  se  synt  cen  we-lawa ,  dat  is  we-erfnissc. 
Und  entsprechend  heisst  es  im  neuen  Oldambster  Landrecht  3  §  79 ,  v.  d. 
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1129]  Vorm  444,  dass  der  Sohn  zwei,  die  Tochter  nur  einen  Theil  vom 
Erbe  erhält :  cxcmpt  het  bloedgeldt,  dat  gelyckelyk  gedeeld  %al  werden. 

Ergibt  sich  da  einmal  aufs  bestimmteste  die  Gleichstellung  von  Sohn 
und  Tochter  beim  Wehrgelde,  so  ist  das  um  so  beachtenswerther ,  als  es 
sich  da  um  ein  Recht  handelt,  welches  die  Tochter  im  Erbrechte  dem  Sohn 
nicht  gleichstellt,  sondern  ihr  da  nur  halben  Kopftheil  gewähn.  Das  aber 
durfte  für  das  Zurückgehen  auch  der  die  Tochter  später  zurücksetzenden 
Rechte  auf  ursprungliche  Gleichstellung  doch  um  so  schwerer  ins  Gewicht 
fallen,  als  es  sich  da  um  ein  auf  älteste  Zeiten  zurückreichendes  Verhältniss 
handelt,  bei  dem  Überdies  wegen  des  engen  Zusammenhangs  mit  der  Fehde 
jede  Bevorzugung  der  Männer,  wie  wir  sie  in  den  meisten  Rechten  finden, 
nicht  auffallen  kann;  bei  dem,  wenn  wir  von  ursprunglichem  Ausschluss 
der  Weiber  durch  Männer  ausgehen  wollten,  doch  am  wenigsten  abzusehen 
wäre,  wie  sich  gerade  da  nachträglich  die  Gleichstellung  entwickelt  haben 
sollte.  Und  solche  Gleichstellung  der  Geschlechter  gerade  beim  Blutgelde 
findet  sich  zuweilen  auch  in  andern  Rechtskreisen  betont.  Ist  in  dem  zu  den 
Verfangenschaftsrechten  gehörenden  Landrechte  des  Quartiers  von  Roer- 
monde,  Maurenbrecher  Rheinpr.  Landr.  2,  467  ff.,  eine  Zurücksetzung  der 
Tochter  nicht  ausgesprochen,  so  ergab  sich  dieselbe  thatsächlich  wohl  durch- 
weg aus  dem  den  Eltern  zugestandenen  Recht,  nach  Gutdünken  unter  ihre 
Kinder  zu  theilen;  vgl.  $  1073.  Aber  bezüglich  der  Moetsoen  heisst  es  6,  9 
$3  ausdrücklich,  dass  dieselbe  unter  Söhne  und  Töchter  gleich  zu  theilen  sei. 

Es  handelt  sich  aber  weiter  um  ein  Recht,  in  welchem  die  ausgesteuerte 
Tochter  von  jedem  Erbrecht  ausgeschlossen  war.  Hat  sie  trotzdem  am  Blut- 
gelde ihren  Theil ,  so  wird  der  massgebende  Gesichtspunkt  der  sein ,  dass 
die  Abfindung  sich  nur  auf  den  voraussichtlichen  Nachlass  bezieht,  dass 
daher  ein  Betrag,  der  wegen  der  nicht  vorauszusehenden  Erschlagung  des 
Erblassers  dessen  Erben  zukommt,  als  nicht  von  der  Abfindung  getroffen 
betrachtet  wurde.  Glaubten  wir  $  1089  auch  die  Zurücksetzung  der  U  n- 
echten  auf  das  Abfindungsrecht  zurückfuhren  zu  dürfen,  so  würde  es 
durchaus  zu  jener  Auffassung  stimmen,  wenn  beiTheilung  der  Todtschlag- 
sühne  Echte  und  Unechte  noch  später  wohl  gleichgestellt  erscheinen.  Nach 
ostgöthischem  Recht,  vgl.  Wilda  Strafr.  379,  nimmt  und  gibt  der  Bruder 
die  Hälfte,  mag  er  nun  von  einer  echten  Ehefrau  oder  einer  Beischläferin 
geboren  sein.  Auch  nach  Frostuthingsrecht ,  vgl.  Germania  32,  133.  154, 
hat  der  unechte  Sohn  Antheil.  Aehnliche  Angaben  finden  sich  in  friesi- 
schen Rechten,  in  welchen  doch  die  Unechten  vom  Erbrechte  nach  dem 
Vater  ausgeschlossen  sind;  nach  einer  auffallenden  Angabe  im  Landrecht 
von  Hunsingo  3  $  74,  v.  d.  Vorm  440,  soll  des  Vaters  Blutgeld  sogar  aus- 
schliesslich an  die  Unechten  fallen,  so  lange  diese  damit  nicht  mehr  erhalten, 
als  der  Kopftheil  der  Echten  am  Nachlasse  des  Vaters  beträgt.  Und  wenn 
nach  friesischen  Rechten  auch  Halbgeschwister,  entsprechend  den  Töchtern, 
nur  halben  Kopftheil  erhalten,  so  sind  auch  sie  wohl  gerade  bei  der  Todt- 
schlagsühne  den  Vollgeschwistern  ganz  gleichgestellt;  vgl  die  nordfriesische 
Krone  der  Wahrheit  $  1 1,  Richthofen  Q.  563. 
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1130.  Sehen  wir  von  dem  Schependomsrechte  und  dem  westerlau- 
werschen  Rechte  ab,  in  welchen,  wie  in  dem  zwischenliegenden  Aasdoms- 
rechte, die  Tochter  schlechtweg  dem  Sohne  gleichgestellt  ist,  so  sind  es 
von  den  übrigen  friesischen  Rechten  allerdings  nur  einzelne,  in  welchen  die 
Tochter  oder  doch  die  nichtausgesteuerte  Tochter  gleichgestellt  erscheint. 
In  den  meisten  istZurücksetzung  jederTochter  ausgesprochen;  sie 
soll  neben  dem  Sohne  nur  halben  Kopftheil  erhalten  oder  auch  ganz  durch 
denselben  ausgeschlossen  sein.  Aber  es  ergeben  sich  so  manche  vermittelnde 
Gestaltungen,  dass  nicht  wohl  zu  bezweifeln  ist,  es  habe  da  überall  die  volle 
Gleichstellung  den  Ausgang  gebildet,  während  dann  die  Abfindung  durch 
Aussteuer  die  Zurücksetzung  veranlasst  zu  haben  scheint. 

Wo  es  sich  um  einen  festen  Theilbetrag  handelt,  da  wird  der  halbe 
Kopftheil  oder,  wie  wir  es  S  459  ff.  bezeichneten,  das  Drittelsrecht  der 
Tochter  so  regelmässig  und  häufig  in  den  verschiedensten  Rechten  erwähnt, 
dass  ein  bestimmter  Gesichtspunkt  gerade  für  die  Festsetzung  dieses  Theil- 
betrags  massgebend  gewesen  sein  muss.  So  weit  ich  sehe,  findet  sich  da  in 
allen  friesischen  Rechten  nur  eine  Abweichung,  indem  nach  Butjadinger 
Landrecht  §  51.  57,  Pufendorf  Obs.  4,  614,  Töchter  und  Schwestern  zwei 
Theile  gegen  dreiTheile  der  Söhne  und  Brüder  nehmen,  also  günstiger  ge- 
stellt sind.  Dagegen  wird  sonst  immer  der  halbe  Kopftheil  in  verschiedenen 
Wendungen  erwähnt.  Nach  der  nordfriesischen  Krone  der  Wahrheit  S  4, 
Richthofen  Q.  562,  nimmt,  wenn  Bruderthum  und  Schwesterthum  zum 
Erbe  kommen,  jenes  zwei  Theile,  dieses  den  dritten.  Nach  dem  Brokmerbriefe 
S  116,  Richth.  167,  nimmt  der  Bruder  einen  Haufen,  vgl.  Anm.  zu  S  770, 
und  zwei  Schwestern  einen  Haufen.  Besonders  häufig,  wie  schon  §  496 
betont,  wird  das  dann  dahin  ausgedrückt,  dass  der  Sohn  mit  zwei  Händen, 
die  Tochter  mit  einer  Hand  zugreift.  Diese  Theilung  erscheint  wohl  so 
streng  durchgeführt,  dass  nach  Ostfries.  Landr.  2  c.  89.  90  zwar  der  Sohn 
ein  Vorrecht  auf  Haus  und  Hof,  die  Tochter  auf  das  Geschmeide  hat,  aber 
jener  der  Schwester  ein  Drittel,  diese  dem  Bruder  zwei  Drittel  des  Werthes 
zu  ersetzen  hat;  und  nach  demselben  Massstabe  sind  von  beiden  die  Schul- 
den zu  übernehmen.  Dagegen  erscheinen  im  spätem  Landrecht  von  Han- 
singo uud  Fivelgo  3  S  49,  v.  d.  Vorm  431,  der  Hof  und  Kleidung  des  Va- 
ters als  Voraus  der  Söhne,  Kleider  und  Schmuck  der  Mutter  als  Voraus  der 
Töchter. 

Finden  wir  in  denselben  friesischen  Rechten  auch  für  das  Verhältniss 
der  Halbgeburt  denselben  Theilbetrag,  greift  da  der  Vollbruder  mit  zwei 
Händen,  der  Halbbruder  mit  einer  Hand  zu,  so  findet  sich,  vgl.  $  666,  der 
dafür  massgebende  Gesichtspunkt  leicht  in  dem  Unterschiede  des  doppelten 
und  einfachen  Bandes.  Den  halben  Kopftheil  der  Tochter  aber  glaube  ich 
bei  den  Friesen  inZusammenhang  mit  der  Aussteuer  bringen  und 
von  ursprünglicher  Gleichstellung  der  Tochter  ausgehend  auf  die  Auffas- 
sung zurückführen  zu  soüen ,  dass  die  Aussteuer  mindestens  den  halben 
Kopftheil  betragen  müsse,  wenn  sie  erbabfindend  sein  sollte ;  während  an- 
dernfalls ursprünglich  auch  die  Ausgesteuerte  volles  Erbrecht  beanspruchen 
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1130]  konnte ;  dass  sich  daraufhin  die  Auffassung  feststellte,  dass  der  Tochter 
überhaupt,  auch  der  nichtausgesteuerten,  nur  halber  Kopftheil  gebühre, 
was  dann  selbstverständlich  die  Folge  haben  musste ,  dass  auch  die  nicht 
genügend  Ausgesteuerte  nicht  mehr  volles  Erbrecht,  sondern  nur  noch  den 
halben  Theil  der  Tochter  beanspruchen  konnte. 

Was  die  erste  Stufe  betrifft,  so  begegneten  wir  auch  in  friesischen 
Rechten  noch  der  Auffassung,  dass  der  nichtausgesteuerten  Tochter  nicht 
blos  halbes,  sondern  volles  Erbrecht  zustehen  solle.  Ueber  einen  Mindest- 
betrag der  das  Erbrecht  ausschliessenden  Aussteuer  ist  da  allerdings  nichts 
gesagt;  ich  kann  da  nur  auf  die  Gründe  verweisen,  welche  ich  weiterhin 
dafür  geltend  machen  werde,  dass  in  den  friesischen  Rechten  im  allge- 
meinen bei  der  Aussteuer  überhaupt  nicht  an  einen  ganz  im  Belieben  der 
Eltern  stehenden  Betrag  zu  denken  ist,  sondern  an  einen  Betrag,  der  dem 
halben  Kopftheile  im  wesentlichen  entsprach.  Auch  im  Recht  der  Norman- 
die  stiessen  wir  §  504  wohl  nur  auf  die  allgemeine  Angabe,  dass  nichtaus- 
gesteuerte Töchter  vollen  Kopftheil  nehmen. 

Dagegen  fanden  wir  nun  §  503  im  sicilisch-normannischen  Recht, 
welches  im  allgemeinen  Töchter  und  Söhne  gleichstellt,  in  den  Rechten  von 
Syracus  und  Noto  den  halben  Kopftheil  als  Mindestbetrag  der 
erbabfindenden  Aussteuer;  es  ist  da  ganz  bestimmt  ausgesprochen, 
dass  nur  die  Tochter,  welche  wenigstens  den  zur  Zeit  der  Aussteuer  auf  sie 
entfallenden  halben  Kopftheil  erhalten  hat,  vom  Erbrecht  ausgeschlossen  ist, 
während  sie  andernfalls  zu  gleicher  Theilung  mit  Brüdern  und  Schwestern 
berechtigt  sein  soll.  Nun  wäre  ja.  auch  wenn  meine  S  503  ausgesprochene 
und  an  andern  Verhältnissen  noch  bestimmter  zu  begründende  Behaup- 
tung richtig  ist,  dass  das  normannische  Recht  friesischen  Ursprungs  sei, 
immerhin  denkbar,  dass  jene  Bestimmung  einzelner  sicilischer  Stadtrechte 
ein  Ergebniss  selbstständiger  Weiterentwicklung  wäre.  Aber  sie  greift  so 
genau  in  die  Bestimmungen  anderer  friesischer  Rechte  ein,  dass  kaum  zu 
bezweifeln  ist,  sie  sei  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Abzweigung  erfolgte,  auch 
inTheilen  des  friesischen  Mutterlandes  so  in  Geltung  gewesen.  Auch  wenn 
uns  da  eine  solche  Stufe  nicht  ausdrücklich  bezeugt  wäre,  würde  der  ganze 
Zusammenhang  der  weiter  zu  besprechenden  Bestimmungen  nicht  wohl  be- 
zweifeln lassen,  dass  sie  den  Uebergang  vom  vollen  zum  halben  Kopftheile 
vermittelt  habe. 

1131.  Allerdings  fanden  wir  S  1098  auch  wohl  in  andern  Rechten 
den  halben  Kopftheil  als  Mindestbetrag  der  erbabfindenden  Aussteuer  er- 
wähnt. Nun  ist  es  ja  recht  wohl  denkbar,  dass  man  von  der  §  1077  betonten 
Erwägung  aus,  dass  bei  Lebzeiten  der  Eltern  noch  kein  Kind  Anspruch  auf 
seinen  Erbtheil  hatte,  dass  eine  Vorherausgabe  des  ganzen  Erbtheils  ihm 
aber  einen  Vonheil  zugewandt  haben  würde ,  der  eine  Unbilligkeit  gegen 
die  andern  Kinder  gewesen  sein  würde ,  auch  ohne  sonstige  bestimmtere 
Veranlassung  gerade  auf  die  Ansicht  verfallen  wäre,  es  sei  genügend,  in 
solchen  Fällen  mit  dem  Betrage  des  halben  Kopftheils  für  das  Erbe  abzu- 
finden. Aber  es  liegt  auch  die  Annahme  eines  Zusammenhanges  des 
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halben  Köpft heils  als  Aussteuer  mit  einer  nach  Hälften  be- 
messenen Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  so 
nahe,  dass  ich  diesem  Verhältnisse  so  weit  nachgehen  möchte ,  als  nöthig, 
um  die  Frage  beantworten  zu  können,  ob  dasselbe  auch  in  den  friesischen 
Rechten  eingegriffen  haben  könnte. 

Es  hat  sich  in  manchen  Rechten  die  Auffassung  festgestellt,  dass,  so- 
bald Kinder  da  sind,  das  von  beiden  Seiten  Zusammengebrachte  und  später 
Erworbene  nicht  mehr  einfach  Gut  der  beiden  Eheleute  ist ,  sondern  ein 
Gemeingut,  welches  zu  bestimmten  Theilbeträgen  den  Eltern  und  den  Kin- 
dern zusteht,  so  dass  von  da  ab  insbesondere  jeder  Elterntheil  nur  noch 
über  seinen  Theil  am  Gemeingute  verfügen  kann.  Sind  die  sich  da  an- 
knüpfenden Bestimmungen  auch  sonst  sehr  verschieden,  so  bemerkten  wir 
bereits  S  651,  dass  auch  die  Theilbeträge  sich  sehr  verschieden  bestimmt 
finden.  Mehrfach  aber  begegnen  wir  da  insbesondere  der  Auffassung,  dass 
auf  das  halbe  Gut  der  Eltern  oder  des  einen  Elterntheils  die  Kinder  ein  un- 
entziehbares  Recht  haben. 

So  glaubten  wir  im  Anschluss  an  die  bestimmt  bezeugte  Medietas  des 
burgundischen  Rechts  §  549  die  Vermuthung  aussprechen  zu  dürfen,  dass 
manche  der  auffallendsten  Eigenthümlichkeiten  der  Erbenfolge  in  den 
Rechten  der  ganzen  norwegischen  Gruppe  sich  von  einer  nach  Hälften  be- 
messenen Gemeinschaft  zwischen  Vater  und  Söhnen  aus  ergeben  haben 
dürften.  Die  §  629  vorläufig  erwähnte,  in  den  lothringischen  und  pyrenäi- 
schen  Rechten  häufig  vorkommende  Behandlung  nur  des  halben  Eheguts 
als  Gut  der  Ehefamilie  deutet  aufs  bestimmteste  auf  die  Auffassung,  dass  bei 
Lösung  der  Ehe  nur  noch  die  Hälfte  seines  Gutes  als  Eigenthum  jedes  der 
Ehegatten,  die  andere  Hälfte  bereits  als  Eigenthum  der  Kinder  betrachtet 
wird;  das  halbe  Gut  des  Verstorbenen  vererbt  auf  die  Kinder  als  freies  Eigen, 
das  halbe  Gut  des  Ueberlebenden  verbleibt  diesem  zu  Eigen,  während  er  an 
der  anderen  Hälfte  seines  Gutes,  wie  an  der  andern  Hälfte  des  Gutes  des 
Verstorbenen  nur  Zucht  hat  unter  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe, 
denen  das  Eigenthum  zusteht.  Und  dieselbe  Auffassung  macht  sich  auch 
wohl  in  Rechten  mit  Verfangenschaft  des  ganzen  Eheguts  unter  Zucht  des 
Ueberlebenden  geltend,  wenn  in  diesen  ausnahmsweise  ein  Recht  der  Kin- 
der auf  Auseinandersetzung  bei  Wiederverheirathung  des  Ueberlebenden 
anerkannt  wird.  Die  Kinder  können  dann  nicht  etwa  Herausgabe  des  auf 
sie  vererbten  Gutes  des  Verstorbenen  verlangen ,  sondern  Herausgabe  der 
Hälfte  des  Gutes  des  Verstorbenen  und  der  Hälfte  des  Gutes  des  Ueber- 
lebenden, während  diesem  die  Zucht  an  den  beiden  erübrigenden  Hälften 
verbleibt,  so  dass  sich  da  wieder  aufs  bestimmteste  die  Auffassung  ergibt, 
dass  das  halbe  Gut  beider  Eltern  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  als  Eigen- 
thum der  Kinder  zu  gelten  hat.  Und  dass  es  sich  da  in  den  lothringischen 
Rechten  nicht  etwa  um  nachträgliche  selbstständige  Abschwächung  der 
vollen  Verfangenschaft  handelt,  sondern  um  eine  ursprünglichere  Gestal- 
tung, welche  als  Vorstufe  jener  zu  fassen  ist,  ergibt  sich  wohl  bestimmt 
daraus,  dass  wir  die  ganz  entsprechenden  Bestimmungen,  wonach  die  Kin- 
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1131]  der  nicht  blosse  Erben  des  Vorverstorbenen,  sondern  EigenthUmer 
der  Hälfte  des  gesammten  Eheguts  sind,  auch  in  den  pyrenäischen  Rechten 
wiederfinden  werden,  auf  deren  nahen  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hang mit  den  lothringischen  Rechten  ich  bereits  Anm.  zu  §  569  hinwies. 
Es  liessen  sich  noch  sonstige  Belege  für  jene  Auffassung  einer  nach  Hälften 
bemessenen  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  anfuhren. 

Wo  diese  aber  eingriff,  da  erklärt  es  sich  einmal,  wenn  dieselbe  auf 
den  Begriff  eines  auf  die  Hälfte  des  Vermögens  bemessenen  Pflichttheils 
der  Kinder  führen  konnte,  über  den  hinaus  auch  durch  Schenkungen 
unter  Lebenden  deren  künftiges  Erbe  nicht  verkürzt  werden  sollte.  Das  war 
mit  der  Annahme,  dass  jeder  ursprünglich  mit  seinem  Eigenthum  schalten 
dürfe,  wie  er  wolle,  durchaus  vereinbar.  Denn  das  halbe  Gut  galt  dann 
eben  nicht  mehr  als  sein  Eigenthum,  sondern  als  das  der  Kinder.  Das  macht 
sich  ja  etwa  unmittelbar  kenntlich ,  wenn  nach  burgundischem  Recht  der 
Vater  erst  dann  nach  Belieben  über  das  ihm  verbleibende  Vermögen  ver- 
fügen konnte,  wenn  er  den  Söhnen  ihre  Hälfte  herausgegeben  hatte. 

Fanden  wir  §  827  ff.  im  westfränkischen  Recht  unbeschränkte  Verga- 
bungsfreiheit des  Vaters  ohne  Rücksicht  auf  die  Kinder  ausgesprochen ,  so 
ist  eben  zu  beachten,  dass  diesen  da  ohnehin  das  halbe  Stammgut  des  Vaters 
als  Widum  verfangen  war.  Und  glaubte  ich  §  829  die  spätere  französische 
Legitima  auf  römisches  Recht  zurückführen  zu  sollen,  so  mag  doch  zu  be- 
achten sein,  dass  Abweichungen  von  diesem,  insbesondere  die  die  Zahl  der 
Kinder  nicht  berücksichtigende  Bemessung  derselben  auf  halben  Kopftheil, 
jener  Auffassung  durchaus  entsprechen  würde.  Hat  sich ,  vgl.  $  826 ,  das 
Widumsrecht  der  Kinder  in  vielen  französischen  Rechten  vielleicht  schon 
früh  verloren,  so  ist  es  möglich ,  dass  schon  unabhängig  vom  römischen 
Rechte  sich  vielfach  die  andern  germanischen  Rechten  geläufige  Auffassung 
festgestellt  hatte ,  dass  das  Gut  des  Vaters  Gemeingut  des  Vaters  und  aller 
seiner  Kinder  auch  verschiedener  Ehen  und  zur  Hälfte  als  Eigenthum  der 
letztern  zu  betrachten  sei.  Denn  bei  der  französischen  Legitime  handelt  es 
sich  nach  $  82g  nicht  blos  um  letztwillige  Verfügungen,  sondern  auch  um 
Schenkungen  unter  Lebenden,  so  dass  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  deren 
halbes  Gut  im  derzeitigen  Bestände  den  Kindern  verfangen  ist. 

Wird  dann  mehrfach,  so  häufig  in  den  Rechten  von  Lüttich  und  Looz, 
aber  auch  in  andern,  vgl.  §  832,  ein  Drittel  des  Kopftheils,  der  auf  sie  ent- 
fallen würde,  als  Legitima  der  Kinder  erwähnt,  über  welche  die  Eltern  nicht 
verfügen  dürfen  oder  welche  sie  unter  gewissen  Voraussetzungen  den  Kin- 
dern herauszugeben  haben,  so  lässt  das  auf  die  Auffassung  einer  bereits 
§651  erwähnten  Gemeinschaft  schliessen,  bei  der  den  Kindern  zusammen 
nur  ein  Drittel  und  jedem  der  Eltern  ein  Drittel  am  Gesammtgute  zuge- 
schrieben wurde. 

1132,  Aus  einer  nach  Hälften  bemessenen  Gemeinschaft  dürfte  weiter 
auch  die  Gestaltung  zu  erklären  sein,  welche  ich  §  6  5 1  als  halbesEltern- 
recht  bezeichnete,  bei  der  der  Kinderlose  zur  Hälfte  von  dem  überleben- 
den Elterntheil,  zur  Hälfte  von  den  Geschwistern  beerbt  wird.    Während 
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ich  dort  bereits  die  verwandten  Gestaltungen  des  Zusammenerbens  von 
Eltern  und  Geschwistern  nach  Kopftheilen  und  nach  Dritteln  mit  den  ent- 
sprechenden Theilbeträgen  der  Gemeinschaft  in  Verbindung  zu  bringen 
suchte,  begnUgte  ich  mich  da,  wie  schon  $  589,  damit,  jenes  halbe  Eltern- 
recht als  eine  vermittelnde  Gestaltung  zu  bezeichnen ,  welche  sich  daraus 
ergeben  haben  könnte,  dass  man  zwar  die  Unbilligkeiten,  welche  sich  aus 
dem  vollen  Elternrechte  gegenüber  den  Geschwistern  und  dem  gleichen 
Rechte  beider  Seiten  ergaben,  nicht  verkannte,  aber  doch  zögerte ,  das  alt- 
hergebrachte Elternrecht  ganz  zu  beseitigen  und  damit  auf  jenen  Mittelweg 
gerieth.  Ich  möchte  aber  kaum  zweifeln,  dass  auch  dabei  die  Auffassung 
einer  nach  Hälften  bemessenen  Gemeinschaft  bestimmter  auf  diesen  Mittel- 
weg hinwies. 

Findet  sich  daneben  insbesondere  in  der  friesischen  Gruppe  die  ab- 
weichende Gestaltung  des  Ausschlusses  des  Ueberlebenden  durch  die  Ge- 
schwister oder  die  sonstigen  Vertreter  der  todten  Hand,  so  suchten  wir  die- 
selbe vom  Gesichtspunkte  des  gleichen  Rechtes  beider  Seiten  aus  §  590  als 
unfolgerichtig  bezüglich  des  Gewinngutes  nachzuweisen ;  doch  Hess  sich  da 
die  Unfolgerichtig keit  beseitigen  durch  Auffassung  des  Gewinngutes  als 
Zuwachses  zum  Erbgute.  Ungleich  stärker  verstiess  gegen  jenen  Gesichts- 
punkt, der  sich  in  den  bezüglichen  Rechten  doch  so  sichtlich  beachtet 
findet,  jene  Hälftung  zwischen  der  lebenden  und  der  todten  Hand,  da  durch 
dieselbe,  wie  wir  §  589  ausführten,  drei  Viertel  des  Gesammtgutes  der  Ehe 
an  die  lebende  Hand  kommen  konnten.  Wenn  man  das  nicht  beachtete,  so 
möchte  ich  den  Grund  für  jene  auffallende  Gestaltung  doch  in  der  bereits 
$651  angedeuteten  Auffassung  finden,  dass  man  den  Nachlass  eines  kin- 
derlos verstorbenen  Kindes  als  nachträglichen  Zuwachs  zum  Familiengute 
fasste,  von  welchem  dann  nach  dem  für  die  Gemeinschaft  zwischen  Eltern 
und  Kindern  hier  bestehenden  Masstabe  die  Hälfte  den  andern  Kindern, 
die  Hälfte  dem  überlebenden  Elterntheile  zukam. 

Wenigstens  dann,  wenn  wir,  wie  ich  doch  nicht  bezweifeln  möchte, 
$  651  das  Erben  der  Eltern  mit  Geschwistern  nach  verschiedenen  Theilbe- 
trägen überhaupt  richtig  mit  der  Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern  und 
Kindern  in  Verbindung  gebracht  haben,  liegt  auch  hier  das  Zurückgehen 
einer  anderweitig  schwer  zu  erklärenden  Gestaltung  auf  dieselbe  am  nächsten. 
Und  dann  würde  sich  der  weitere  Schluss  rechtfertigen,  dass  wir  da ,  wo 
wir  später  Hälftung  des  Ueberlebenden  mit  Geschwistern  oder  auch  den 
entferntem  Erben  der  todten  Hand  finden,  das  auf  früheres  Bestehen  einer 
nach  Hälften  bemessenen  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  zu- 
rückschliessen  lässt,  wenn  dieselbe  auch  nicht  mehr  so  ausdrücklich  er- 
wähnt wird ,  wie  das  bei  dem  Zusammentreffen  der  Kopftheilung  der  Eltern 
mit  Geschwistern  mit  der  entsprechend  bemessenen  Gemeinschaft  vielfach 
der  Fall  ist. 

Von  solcher  Auffassung  einer  nach  Hälften  bemessenen  Gemeinschaft 
aus  würde  sich  dann  aber  auch  leicht  der  halbe  Kopftheil  als  Mindestbe- 
trag der  erbabfindenden  AussteuerderTochter  erklären.    Hatten  die 
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1132]  Kinder  an  der  Hälfte  des  Elternguts  nacktes  Eigenthum,  so  waren 
die  Eltern  allerdings  im  allgemeinen  nicht  verpflichtet,  einem  Kinde  den 
auf  dasselbe  entfallenden  Kopftheil  herauszugeben.  Thaten  sie  es  aber  den- 
noch, so  gewannen  sie  diesem  Kinde  gegenüber  freie  Hand,  waren  dem- 
selben zu  nichts  Weiterm  verpflichtet,  konnten  also  die  Herausgabe  auch  in 
dem  Sinne  vornehmen,  dass  alles  übrige  Elterngut  den  andern  Kindern  ver- 
bleiben solle.  Machte  sich  das  Bedürfniss  nach  Bevorzugung  der  Söhne 
geltend,  so  lag  es  nahe,  die  Tochter  durch  Herausgabe  ihres  halben  Kopf- 
theils  abzufinden.  Sie  konnte  dann  nichts  Weiteres  verlangen.  Blieb  aber 
das,  was  sie  bei  der  Heirath  erhielt,  hinter  dem  ihr  gebührenden  halben 
Kopftheil  nach  damaligem  Vermögensstande  zurück,  so  konnte  sie  nach 
dem  Tode  der  Eltern  geltend  machen ,  dass  es  sich  bei  dem  Erhaltenen 
nicht  um  Abschichtung ,  um  Herausgabe  des  auf  sie  entfallenden  Antheils 
am  Gemeingute,  sondern  um  Schenkung  gehandelt  habe,  nach  deren  Wie- 
dereinwerfen ihr  volles  Erbrecht  zustehen  müsse. 

1133.  Würde  demnach  der  halbe  Kopftheil  als  Mindestbetrag  der  erb- 
abfindenden Aussteuer  sich  aus  den  besprochenen  Verhältnissen  zweifellos 
am  leichtesten  erklären,  so  wird  es  sich  freilich  fragen ,  ob  wir  berechtigt 
sind,  eine  solche  Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kin- 
dern in  den  friesischen  Rechten  anzunehmen  und  davon  auszu- 
gehen, dass  auch  in  ihnen  in  älterer  Zeit  eine  solche  Grundlage  geboten 
war.  Wir  finden  in  den  spätem  Rechten  die  Gütergemeinschaft  nur  noch 
selten  so  unmittelbar  ausgesprochen ,  wie  wir  das  etwa  §  438  im  burgun- 
dischen  Rechtsgebiete  dahin  ausgedrückt  fanden :  quod  nato  puero  nata  sii 
eius  portio;  oder  im  Statut  des  rhätischen  Münsterthal  von  1427,  Tirol. 
Weisth.  3,  355 :  wart  alsbald  ain  kind  geboren  wird  und  ist,  so  hat  er  vater 
und  mutter  geerbt;  oder  ähnlich  im  wendisch-rügianischen  Landgebrauch, 
vgl.  Schröder  Güterr.  2%  303.  Ueberwiegend  werden  wir  uns  da  mit  dem 
Haltpunkte  begnügen  müssen,  dass  wir  auch  in  Rechten,  in  welchen  von 
einer  solchen  Gemeinschaft  ausdrücklich  später  nicht  mehr  die  Rede  ist, 
Bestimmungen  finden ,  welche  sich  nicht  wohl  anders  erklären  lassen ,  als 
durch  die  Annahme,  dass  zur  Zeit,  als  sie  sich  feststellten,  in  dem  Rechte 
eine  solche  Gemeinschaft  anerkannt  gewesen  sein  muss. 

Ist  nun,  was  die  friesischen  Rechte  betrifft,  die  nordfriesische  nach 
Köpfen  bemessene  Gemeinschaft  schon  früher  nicht  unbeachtet  geblieben, 
vgl.  insbesondere  Schröder  Güterr.  2%  413  ff.,  so  hatAmira  Erbenf.  181  ff., 
196.  201  auf  sehr  beachtenswerthe  Belege  auch  aus  andern  friesischen 
Rechten  für  die  Auffassung  einer  Vermögensgemeinschaft  zwischen  Eltern 
und  Kindern  hingewiesen.  Allerdings  deuten  dieselben  vielfach  nur  auf  ge- 
sammte  Hand  hin,  nicht  auf  eine  Auffassung,  wonach  auf  jeden  Gemeiner 
ein  bestimmter  Theilbetrag  entfällt.  Hatten  aber  die  Kinder  kein  Recht,  bei 
Lebzeiten  der  Eltern  einen  bestimmten  Theil  vom  Gesammtgute  der  Fa- 
milie zu  verlangen,  so  konnten  sich  dennoch  Fälle  ergeben,  wo  eine  Be- 
stimmung dsr  Theilbeträge  nicht  zu  vermeiden  war.  So  nach  unserer  frü- 
heren Annahme,  wenn  die  Eltern  ein  Kind  durch  Aussteuer  für  sein  Erb- 
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recht  abfinden  wollten  und  ihm  dann  wenigstens  der  Betrag  gegeben  wer- 
den sollte,  auf  den  es  wegen  der  Gütergemeinschaft  ein  unentziehbares 
Recht  geltend  machen  konnte.  So  heisst  es  bestimmt  in  den  neuen  Ru- 
siringer  Küren  S  8,  Richth.  Q.  1 18,  vgl.  Amira  Erbenf.  184,  dass,  wenn 
ein  Mittelloser  einen  Mann  tödtet,  und  er  Vater  und  Mutter,  Bruder  und 
Schwester  hat  und  alle  ihre  Habe  ungetheilt  und  ungeschichtet  ist,  so  soll 
der  Richter  zugreifen  und  die  Habe  nach  Recht  theilen  und  des  Todtschlä- 
gers  Theil  dem  in  die  Hand  geben,  dessen  Freund  erschlagen  ist. 

Das  setzt  doch  voraus ,  dass  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  den  Kin- 
dern bestimmte  Ansprüche  an  dem  Gesammtgute  der  Familie  zustanden, 
und  dass  wenigstens  für  gewisse  Falle  festgestellt  sein  musste,  welcher 
Theilbetrag  als  Eigenthum  des  Einzelnen  zu  betrachten  sei.  Dass  damit 
auch  das  Erbrecht  des  Missethäters  an  dem,  was  danach  als  Theil  der  Eltern 
zu  betrachten  war,  beseitigt  sein  sollte,  ist  wenigstens  nicht  ausgesprochen; 
und  es  wäre  immerhin  denkbar,  dass  er  nach  dem  Tode  der  Eltern  unter 
Abzug  jenes  Betrags  mittheilte.  So  kann  nach  Quisard  Coutumier  de  Vaud 
3,  2,  1  S  2.  5  der  Antheil  des  Kindes  an  der  Legitime  avicte,  der  alten  bur- 
gundischen  Medietas,  vergl,  §  545,  die  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  als 
Eigenthum  der  Söhne  zu  betrachten  ist,  confiscirt  werden ,  nicht  aber  sein 
unentziehbares  Erbrecht  an  der  Legitime  paternelle ,  an  der  Hälfte  der  als 
Eigenthum  des  Vaters  zu  betrachtenden  Hälfte  des  Gesammtguts. 

Ergibt  jene  Angabe  des  Rüstringer  Rechts  leider  nicht,  welcher  Betrag 
als  Eigenthum  der  Kinder  zu  betrachten  war,  so  führen  sonstige  Haltpunkte 
für  die  friesischen  Rechte  auf  sehr  verschiedene  Theilbeträge  der 
Eltern  und  Kinder.  Ich  möchte  auf  die  genauere  Besprechung  dieser 
Verhältnisse  erst  im  Zusammenhange  mit  der  Erörterung  der  friesischen 
Vorfahrenfolge  näher  eingehen.  Ich  werde  da  nachzuweisen  suchen,  dass 
die  nordfriesische  Gemeinschaft  nachKöpfen,  so  wenig  ich  da  einen 
ursprünglichen  Zusammenhang  mit  der  entsprechenden  Gestaltung  der  dä- 
nischen Rechte  bezweifeln  möchte,  doch  nicht  auf  eine  aus  Nachbarschaft 
zu  erklärende  nachträgliche  Beeinflussung  durch  jütisches  Recht  zurückzu- 
führen ist.  Denn  nicht  allein,  dass  die  Einzelnheiten  der  nord friesischen 
Gestaltung  nicht  zunächst  auf  jütisches,  sondern  auf  seeländisches  Recht 
deuten  würden.  Wenigstens  dann,  wenn  wir  das  Zusammenerben  der  El- 
tern mit  Geschwistern  nach  Kopftheilen  auf  solche  Gemeinschaft  zurückzu- 
führen haben,  würde  dieselbe  auch  andern  friesischen  Rechten,  so  denen 
von  Hadeln,  Wursten,  Butjadingen,  oder  auch  einzelnen  flandrischen  Rechten 
nicht  fremd  gewesen  sein.  Und  dasselbe  würde  sich  dann  für  rhätische 
Rechte  ergeben,  bei  denen  nachträgliche  Beeinflussung  durch  dänische 
Rechte  natürlich  am  wenigsten  anzunehmen  ist. 

Abweichend  sehen  wir  uns  dann  auf  eine  nach  Dritteln  bemes- 
sene Gemeinschaft  aufs  bestimmteste  hingewiesen  im  ostfriesischen 
Landrecht;  es  mag  genügen  darauf  hinzuweisen,  dass  nach  2  c.  173  die 
von  den  Eltern  nicht  zu  verkürzende  Legitima  der  Kinder  den  dritten  Theil 
des  Guts  der  Eltern  beträgt,  und  dass  nach  2  c.  99  das  Gewinngut  des  Kin- 
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1133]  derlosen  nach  Dritteln  auf  Vater,  Mutter  und  Geschwister  vererbt. 
Aehnliche  Haltpunkte  fUr  diese  in  anderm  Zusammenhange  genauer  zu  be- 
sprechende Gestaltung  ergeben  sich  in  Rechten  des  westerlauwerschen 
Friesland.  Insbesondere  werden  wir  dann  aber  in  den  nach  unserer  An- 
nahme vielfach  auf  friesische  Grundlage  zurückzuführenden  normannischen 
Rechten  die  bestimmtesten  Zeugnisse  für  eine  nach  Dritteln  bemessene  Ge- 
meinschaft finden. 

1134.  Es  war  aber  endlich  auch  die  nach  Hälften  bemessene 
Gemeinschaft,  welche  für  unsern  nächsten  Zweck  allein  in  Betracht 
kommt,  den  friesischen  Rechten  nicht  unbekannt.  Einen  bestimmteren  Beleg 
bietet  da  das  Westerwolder  Landrecht  i  S  23.  29,  Richth.  Q.  260, 
vgl.  Schröder  Gütern  2%  397,  Amira  Erbenf.  196.  Es  ergibt  sich,  dass, 
wenn  die  Eltern  sich  wegen  Unfrieden  mit  den  Kindern  auseinandersetzen, 
ihnen  das  halbe  Erbgut  mit  dem  halben  Hause  und  dem  hintern  Heerd  und 
die  halbe  Fahrniss  gegen  Uebernahme  der  halben  Schulden  zukommen. 
Danach  würde  also  die  eine  Hälfte  des  Gesammtguts  als  Antheil  der  Eltern 
betrachtet  sein  und  zwar  auch  beider  Eltern ,  da  nach  der  Fassung  gewiss 
nicht  mit  Schröder  anzunehmen  ist,  dass  die  Angabe  nur  einen  überleben- 
den Elterntheil  im  Auge  hat,  in  welchem  Falle  sich  die  Hälfte  der  Kinder 
darauf  zurückführen  liesse ,  dass  die  Kinder  nur  als  Erben  des  Vorverstor- 
benen Anspruch  auf  dessen  Hälfte  hätten.  Es  mag  in  dieser  Beziehung  nicht 
überflüssig  sein,  zu  bemerken,  dass  sich  auch  in  der  näherverwandten  rhä- 
tischen  Rechtsgruppe  eine  Angabe  findet,  welche  dasselbe  ausdrücklich  so- 
wohl für  beide  Eltern,  wie  für  Ueberlebende  ausspricht.  Es  heisst  im  Land- 
recht  von  Wildenhaus  im  Canton  St.  Gallen  §  5,  Grimm  Weisth.  5,  203  : 
Item  bescheche  auch,  das%  vater  oder  muoter  ald  beide,  ob  si  beide  in  leben 
werend,  gern  mit  iren  hindern  weiten  iheilen,  lieber  dan  mit  ihnen  haus- 
halten, das  mögen  si  wol  ihuon ,  doch  das\  si  den  kinden  halb  guot  geben 
sollend,  was%  si  habend,  gült  und  guot,  ligents  und  vahrends,  und  si  das 
ander  halbtheil  haben  ungevahrlich. 

Entfällt  da  eine  Hälfte  auf  die  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  die  Kopf- 
zahl, so  ergibt  sich  damit  als  Antheil  jedes  derselben  am  Gemeingut  der 
halbe  Kindstheil,  welchen  sie  als  Erben  nach  dem  Tode  beider  Eltern  an- 
zusprechen haben  würden.  Was  jedes  einzelne  Kind  gewinnt,  fallt  in  das 
zunächst  zur  Verfügung  der  Eltern  stehende  Gemeingut,  da  es  im  Wester- 
wolder Recht  2  §  6  ausdrücklich  heisst,  dass  alle  Kinder  derselben  Ehe 
gleich  ausgesteuert  werden  sollen,  auch  wenn  das  eine  zum  Nutzen  der 
andern  viel  erworben  hat.  Umfasst  die  Gemeinschaft  auch  das  Erbgut,  so 
scheint  die  Auffassung  einzugreifen,  dass  das  nicht  zu  verkürzende  Recht 
jedes  Kindes  sich  zunächst  nur  auf  das  zur  Zeit  seiner  Geburt  den  Eltern 
bereits  zustehende  Erbgut  bezieht;  denn  nach  1  S  33  mag,  wenn  Jemand 
Gut  ererbt,  derselbe  jedem  seiner  Kinder,  welchem  er  will,  das  Gut  geben, 
vorausgesetzt,  dass  er  sich  fortan  jeder  Nutzung  desselben  enthält,  widrigen- 
falls es  zu  gleichen  Theilen  auf  die  Kinder  vererbt.  Wird  das  nachträglich 
Ererbte  von  den  Eltern  in  Bewirtschaftung  genommen ,  so  wird  es  damit 
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auch  Bestaodtheil  des  Gemeingutes,  über  das  die  Eltern  nicht  mehr  nach 
Willkür  verfügen  dürfen. 

Auf  eine  nach  Hälften  bemessene  Gemeinschaft  scheinen  auch  Bestim- 
mungen des  Landrechts  von  ßutjadingen  zu  deuten.  Der  Ueberlebende 
hat  an  und  für  sich  keine  Rechte  am  Gute  des  Verstorbenen.  Aber  nach 
$  69,  Pufendorf  Obs.  4,  620,  steht  es  den  Eheleuten  zu,  entsprechend  der 
Wechselauflassung,  vgl.  S  712  ff.,  745  ff.,  sich  über  länger  leib  länger  gut 
zu  einigen,  womit  der  Ueberlebende  auch  an  den  Liegenschaften  Leibzucht 
erhalt  Aber  nach  S  78  muss  der  Vater  oder  die  Mutter  den  Kindern  bei 
der  Verheirathung  oder  Selbstständigmachung  die  Hälfte  von  dem  heraus- 
geben, was  ihnen  nach  beendeter  Leibzucht  zukommen  würde.  Das  deutet 
doch  auf  eine  Auffassung,  wonach  schon  zur  Zeit  der  Wechselauflassung 
nur  das  halbe  Gut  beider  Eltern  als  diesen  zustehend  betrachtet  wurde,  die 
andere  Hälfte  den  Kindern,  wenn  sie  aus  der  Gemeinschaft  schieden ,  un- 
belastet herauszugeben  war. 

Nach  den  Statuten  von  Groningen,  v.  d.  Vorm  421 ,  darf  jemand, 
der  Kinder  oder  entferntere  Nachkommen  hat,  über  die  Hälfte  seines  ge- 
saramten  Guts,  sei  es  ererbtes  oder  angewonnenes,  ganz  nach  Belieben  ver- 
fügen; aber  die  andere  Hälfte  soll  trotz  entgegenstehender  letztwilliger  Ver- 
fügungen der  Eltern  auf  die  Nachkommen  vererben. 

Ich  habe  weiter  schon  mehrfach,  vgl.  652. 657.  753,  auf  die  nahe  Ver- 
wandtschaft des  Rechtes  von  Reims  zunächst  mit  flandrisch  -  friesischem 
Recht  hingewiesen.  Und  da  die  bezüglichen  Haltpunkte  durchweg  Bestim- 
mungen treffen,  welche  sich  auch  in  andern  friesischen  Rechten  finden,  hie 
und  da  der  Anschluss  an  diese  wohl  enger  erscheint,  als  gerade  beim  flan- 
drischen Recht,  so  magder,  wie  ich  denke,  gar  nicht  zu  bezweifelnde,  wenn 
auch  noch  so  auffallende  Zusammenhang  mit  den  friesischen  Rechten  nicht 
gerade  durch  Flandern  vermittelt  sein.  Hier  ergibt  sich  nun  ein  sichtlich 
schon  durch  die  Geburt  begründetes  Recht  der  Kinder  auf  das  Demi  nais- 
sant,  das  halbe  Erbgut  jedes  der  beiden  Eltern ;  dasselbe  ist  den  Kindern 
verfangen,  kann  von  den  Eltern  nicht  belastet  werden,  so  dass  die  Kinder 
beim  Tode  der  Eltern  die  Wahl  haben,  einfach  die  Erbschaft  derselben  an- 
zutreten oder  sich  unter  Verzicht  auf  dieselbe  an  das  Demi  naissant  zu  halten. 
Und  zwar  ist  nicht  blos  allen  Kindern  die  gesammte  Hälfte,  sondern  auch 
jedem  einzelnen  sein  Kopftheil  daran  gesichert.  Nach  der  ältesten  Coutume 
S  56,  Varin  Arch.  legisl.  1,628,  kann  Jeder  bezüglich  derFahrniss  und  des 
Gewinnguts  einzelne  Kinder  bevorzugen,  aber  nicht  bezüglich  des  Naissant. 
Ist  insbesondere  an  ein  Kind  mehr  als  sein  Antheil  an  der  Hälfte  als  Hei- 
rathsgut  gegeben,  so  sind  nach  der  Coutume  von  1481  $  51,  Varin  1,  668 
erforderlichenfalls  die  andern  Antheile  daraus  zu  ergänzen.  Dagegen  bleibt 
die  andere  Hälfte  den  Eltern  zur  freien  Verfügung,  so  dass  sie  dieselbe  nach 
Belieben  verkaufen  oder  vergaben  mögen.  Soll  das  Demi  naissant  dann 
auch  andern  Erben,  als  Kindern  verfangen  sein ,  so  ist  doch  wohl  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  die  ganze  Gestaltung  in  der  Auffassung  einer  nach  Hälften 
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1134]  bemessenen  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  bezüglich  des 
Erblandes  ihre  Wurzel  hat. 

Glaube  ich  weiter  auch  für  das  normannisch-sicilische Recht 
friesische  Grundlage  annehmen  zu  sollen,  so  dürfte  darauf  hinzuweisen 
sein,  dfass  auch  nach  dem  Recht  von  Caltagirone  c.  3 1  die  Hälfte  der  er- 
erbten Liegenschaften  Kindern  und  Geschwistern  verfangen  sind,  während 
über  die  andere  Hälfte  frei  verfügt  werden  mag. 

1135.  Sind  die  Haltpunkte  sehr  vereinzelte,  so  mehren  sie  sich,  wenn 
wir  nach  dem  S  1 132  Bemerkten  annehmen  dürfen,  dass  das,  was  wir  als 
halbes  Elternrecht  bezeichneten,  auf  eine  nach  Hälften  bemessene  Ge- 
meinschaft zurückgeht.  Stimmen  die  friesischen  Rechte  darin  überein,  dass 
beide  noch  lebende  Eltern  ihr  Kind  unter  Ausschluss  der  Geschwister  be- 
erben, so  hat  der  Ueberlebende  nie  volles  Elternrecht.  Im  Schependoms- 
rechte,  aber  ebenso  vielfach  in  entlegenem  friesischen  Rechten,  findet  sich 
dann  der  §  590  besprochene  Ausschluss  der  lebenden  Hand  durch  die  todte, 
zunächst  die  Geschwister.  Aber  insbesondere  in  Flandern,  vgl.  Warnkönig 
Fl.  R.  G.  3,  96  ff.,  Wasserschieben  Erbenf.  166,  ist  da  die  Gestaltung  vor- 
herrschend, welche  wir  auf  die  nach  Hälften  bemessene  Gemeinschaft  zu- 
rückzuführen suchten.  Und  dass  auch  das  auf  friesische  Grundlage  zurück- 
geht, bestätigt  sich  durch  das  Vorkommen  in  örtlich  ganz  getrennten  friesi- 
schen Rechten.  Abweichend  vom  sonstigen  Schependomsrecht  findet  sich 
das  halbe  Elternrecht  zu  Gorkum  in  Sudholland,  Wasserschieben  153.  Weiter 
ist  es  theils  nur  für  das  Gemeingut,  theils  für  das  ganze  Gut  ausgesprochen 
im  Fredewolder  Erbrecht  S  1 1,  Richth.  Q.  282,  im  Ostfriesischen  Landrecht 
1  c.  22,  in  den  Landrechten  von  Butjadingen  S  56  und  von  Wursten  $  7, 
Pufendorf  Obs.  4,  616.  1,  66.  Und  ebenso  findet  sich  die  auffallende  Ge- 
staltung in  örtlich  ganz  entlegenen,  aber,  wie  ich  denke,  nächstverwandten 
Rechten.  Ergibt  sich  in  den  sicilisch-normannischen  Rechten  überwiegend 
Ausschluss  des  Ueberlebenden  durch  die  Geschwister,  so  sind  die  Bestim- 
mungen der  Statuten  von  Syracus  c.  9  undCatania  t.  9  zweifellos  nicht  auf 
Kopftheilung,  sondern  auf  Hälftung  zu  beziehen,  wie  sie  denn  ebenso  im 
upländischen  Recht,  vgl.  §  453,  aufs  bestimmteste  ausgesprochen  ist. 

Es  ist  sehr  möglich,  dass  die  Auffassung  einer  nach  Hälften  bemessenen 
Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  in  den  friesischen  und  den 
ihnen  näher  verwandten  Rechten  ursprünglich  weiter  verbreitet  war,  als 
das  die  besprochenen  Haltpunkte  an  und  für  sich  zu  ergeben  scheinen.  Es 
war  wenig  Veranlassung  geboten,  das  Verhältniss  bestimmter  zu  erwähnen. 
Bei  Lebzeiten  der  Eltern  war,  wenn  wir  von  dem  halben  Kopftheil  der  aus- 
gesteuerten Tochter  absehen,  nur  in  seltenern  Folien,  wie  in  dem  der  Ein- 
ziehung des  Vermögens  eines  der  Familienglieder  wegen  Missethat,  Veran- 
lassung geboten,  dass  das  Theilrecht  des  Kindes  an  dem  unter  ausschliess- 
licher Verwaltung  der  Eltern  stehenden  Gesammtgute  zu  thatsächlicher 
Geltung  gelangte.  Weiter  aber  fehlten  hier  die  S  1 1 3 1  erwähnten  festen 
Haltpunkte,  welche  in  den  Verfangenschaftsrechten  darauf  hinweisen,  dass 
das  halbe  Gut  jedes  Elterntheils  schon  während  der  Ehe  als  Eigenthum  der 
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Kinder  betrachtet  wurde,  dieselben  nach  Bruch  der  Ehe  nicht  blos  als  Erben 
des  Vorverstorbenen  behandelt  wurden.  Wo  sich  aber  in  den  friesischen 
Rechten  das,  wie  ich  denke ,  ursprünglichere  Fallrecht  nicht  erhalten  hat 
und  bei  voller  ehelicher  Gütergemeinschaft  auch  das  von  beiden  Seiten  zu- 
gebrachte Gut  zu  einer  einheitlichen,  bei  der  Weitervererbung  zu  hälften- 
den  Masse  verschmolz,  so  dass  der  Ueberlebende  das  Ganze  einfach  mit  den 
Kindern  zu  hälften  hatte ,  da  ist  natürlich  nicht  zu  unterscheiden ,  ob  die 
Kinder  die  Hälfte  nur  als  Erben  des  Verstorbenen,  oder  aber  wegen  ihres 
Rechtes  auf  die  Hälfte  des  Gesammtguts  der  Ehe  nahmen,  während  die 
Elternhälfte  ungetheilt  dem  Ueberlebenden  bis  zu  seinem  Tode  verblieb. 

So  nahe  es  nun  aber  auch  liegt,  den  halben  Kopftheil  als  Mindestbe- 
trag der  Aussteuer  und  dann  in  der  Weiterentwicklung  den  halben  Kopf- 
theil der  Tochter  überhaupt  aus  einer  nach  Hälften  bemessenen  Güterge- 
meinschaft zu  erklären,  so  verkenne  ich  nicht,  dass  sich  doch  auch  gewich- 
tige Bedenken  gegen  den  Zusammenhang  mit  einer  Güterge- 
meinschaft zwischen  Eltern  und  Kindern  ergeben.  Es  wird  ein- 
mal zu  beachten  sein,  dass  wir  in  den  Rechten  der  dänischen  Gruppe,  vgl. 
S  500,  das  Drittelsrecht  nicht  blos  als  Zurücksetzung  der  Tochter,  sondern 
auch  anderer  Erbenklassen  finden ,  bei  welchen  es  sich  nicht  in  gleicher 
Weise  aus  einem  mit  einer  nach  Hälften  bemessenen  Gütergemeinschaft 
zusammenhängenden  Aussteuer  erklären  lassen  würde.  Insbesondere  aber 
ergibt  sich  das  Bedenken,  dass  wir  den  halben  Kopftheil  der  Tochter  auch 
da  finden,  wo  wenigstens  in  den  uns  vorliegenden  Quellen  die  Güterge- 
meinschaft nach  andern  Theilbeträgen  bemessen  war.  So  etwa  im  nordfrie- 
sischen Recht,  wo  die  Gemeinschaft  nach  den  bestimmtesten  Zeugnissen 
nach  Köpfen  bemessen  wurde.  Im  sicilischen  Recht  ist  die  nach  Dritteln 
geordnete  Gemeinschaft  aufs  bestimmteste  bezeugt,  vgl  Brünneck  Sicil. 
Stadtr.  2,  6  ff.,  während  wir  gerade  da  den  halben  Kopftheil  als  Mindest- 
betrag der  erbabfindenden  Aussteuer  ausdrücklich  genannt  fanden.  Nun 
durfte  sich  aber  Manches  dafür  geltend  machen  lassen ,  dass ,  so  weit  die 
Auffassung  einer  Vermögensgemeinschaft  überhaupt  Eingang  fand,  die  nach 
Hälften  bemessene,  welche  sichtlich  in  einem  weitern  Kreise  von  Rechten 
noch  später  nachwirkt,  die  ursprünglichste  Gestaltung  darstellt,  während 
die  zunächst  nur  in  Rechten  der  dänischen  Gruppe  nachweisbare  Gemein- 
schaft nach  Dritteln  und  nach  Kopftheilen  sich  erst  nachträglich  entwickelt 
haben  dürfte,  so  dass  nicht  ausgeschlossen  sein  würde,  dass  trotz  derselben 
sich  in  den  bezüglichen  Rechten  Gestaltungen  erhalten  konnten,  welche  da 
noch  an  die  älteste  Entwicklungsstufe  anschliessen. 

Ich  möchte  auf  diese  verwickelten  Verhältnisse  hier  nicht  näher  ein- 
gehen, da  ein  Versuch,  sie  zu  entwirren,  nur  in  Verbindung  mit  der  einge- 
henderen Untersuchung  der  Vorfahrenfolge  in  den  bezüglichen  Einzel- 
rechten  auf  Erfolg  würde  rechnen  können.  Andererseits  glaubte  ich  doch 
nicht  unterlassen  zu  sollen,  schon  jetzt  auf  einen  Umstand  bestimmter  hin- 
zuweisen, der  mir  vor  allem  geeignet  erscheint,  die  Bestimmung  gerade  des 
halben  Kopftheils  als  Mindestbetrag  der  erbabfindenden  Aussteuer  zu  er- 
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1135]  klären.  Sollte  ich  darin  aber  fehlgreifen,  so  würde  uns  das  für  unsere 
nächsten  Zwecke  nicht  beirren  können.  Fanden  wir  den  halben  Kopftheil 
als  Mindestbetrag  genannt  und  werden  sich  dafür  noch  weitere  Belege 
finden,  so  ist  es  für  die  Verfolgung  der  Weiterentwicklung  gieichgiltig,  ob 
dieser  Mindestbeirag  sich  gerade  auf  Grundlage  jener  Vermögensgemein- 
schaft oder  ohne  Zusammenhang  mit  derselben  auf  andere  Gesichtspunkte 
hin  so  festgestellt  hatte. 

1136.  Suchen  wir  uns  nach  Massgabe  der  in  den  friesischen  Rechten 
gebotenen  Haltpunkte  die  Weiterentwicklung  zu  vergegenwärtigen, 
so  haben  wir  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Erörterung  das  volle  Erb- 
recht der  Tochter  gegen  Wiedereinwerfen  der  erhaltenen  Aussteuer,  wie  es 
sich  in  einigen  friesischen  Rechten  erhalten,  als  Ausgangspunkt  zu  be- 
trachten. Auf  einer  ersten  Stufe  hätte  sich  das  dahin  abgeschwächt,  dass  die 
Tochter,  welche  mindestens  den  halben  Kopftheil  als  Aussteuer  erhalten, 
damit  für  das  Erbrecht  abgefunden  war ,  während  nichtausgesteuerte  oder 
nicht  genügend  ausgesteuerte  Töchter  nach  wie  vor  volles  Erbrecht  hatten. 

Lag  nun  das  ßedürfniss  vor,  die  Söhne  möglichst  zu  bevorzugen,  so 
werden  die  Eltern  durchweg  den  sich  verheirathenden  Töchtern  nur  den 
Mindestbetrag  als  Aussteuer  gegeben  haben.  Damit  ergab  sich  nun  aber  die 
Unbilligkeit,  dass  die  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  verheirathete  Tochter 
nur  den  halben  Kopftheil  erhalten  hatte,  während  die  noch  unverheirathete 
bei  der  Erbtheilung  vollen  erhielt.  Haben  manche  Rechte  trotzdem  am 
vollen  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter  festgehalten,  so  ist  es  doch 
erklärlich,  wenn  das  in  anderen  auf  eine  Ausgleichung  des  Rechts 
ausgesteuerter  und  nichtausgesteuerter  Töchter  führte,  auf 
die  Auffassung,  dass  Töchtern  überhaupt  nur  halber  Erbtheil  zustehe,  be- 
ziehungsweise, dass  es  nicht  blos  den  Eltern,  sondern  auch  den  Brüdern 
zustehe,  ihre  noch  unverheiratheten  Schwestern  mit  halbem  Kopftheil  aus- 
zusteuern. 

Sobald  aber  einmal  feststand,  dass  auch  die  nichtausgesteuerten  Töchter 
nur  Anspruch  auf  halben  Kopftheil  hatten,  musste  sich  damit  auch  das  Erb- 
recht der  ungenügend  ausgesteuerten  Töchter  ändern.  Es  än- 
derte sich  nichts  an  der  Auffassung,  dass  auch  die  Eltern  die  Tochter  nicht 
mit  einem  beliebig  geringen  Betrage  für  ihr  Erbrecht  abfinden  konnten,  dass 
die  erbabfindende  Aussteuer  halben  Kopftheil  betragen  müsse,  widrigen- 
falls auch  die  Ausgesteuerte  Erbrecht  gegen  Wiedereinwerfen  des  Erhal- 
tenen hatte.  Aber  es  konnte  selbstverständlich  scheinen ,  dass  sie  nun  in 
solchem  Falle  nicht  mehr  volles  Erbrecht  mit  den  Brüdern  hatte ,  sondern 
nur  noch  halben  Kopftheil  beanspruchen  konnte,  wie  die  nichtausgesteuerten 
Schwestern,  da  sich  andernfalls  eine  durch  nichts  gerechtfertigte  Bevorzu- 
gung der  ausgesteuerten  ergeben  haben  würde. 

Dass  diese  für  unsere  Annahme  besonders  beachtenswerthe  Gestaltung 
einer  Beschränkung  des  Rechtes  jeder  Tochter  auf  halben 
Kopftheil  vielfach  Rechtens  war,  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln.  Mehrfach, 
so  etwa  im  Brokmerbriefe  §  1 66 ,  im  Emsiger  Pfenningschuldbuche  $  20, 
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in  der  nord friesischen  Krone  der  Wahrheit  §  4,  Richth.  Q.  167.  199.  562, 
ist  einfach  gesagt,  dass  vom  Nachlasse  der  Eltern  der  Sohn  zwei  Theile  und 
die  Tochter  einen  Theil  nimmt,  ohne  dass  irgend  zwischen  ausgesteuerten 
und  nichtausgesteuerten  Töchtern  unterschieden  würde.  Das  erklärt  sich 
doch  nur,  wenn  auch  die  ungenügend  ausgesteuerten  Töchter  nur  ihren 
halben  Kopftheil  verlangen  konnten.  Es  findet  sich  das  denn  auch  wohl 
bestimmter  ausgesprochen.  Nach  dem  nordfriesischen  Landrecht  von  Eider- 
stedt  2  §  12  erhält  die  Tochter  halben  Sohnstheil  und  nach  S  19  kann  je- 
des Kind  nach  dem  Tode  der  Eltern  das  Erhaltene  wiedereinwerfen,  wenn 
es  sich  mit  demselben  nicht  begnügen  will.  Ebenso  ist  im  Ostfriesischen 
Landrecht  allgemein  ausgesprochen,  dass  die  Tochter  die  Hälfte  eines  Sohns- 
theils  erhält,  und  2  c.  59  das  Wiedereinwerfen  des  Brautschatzes  ausdrück- 
lich gestattet.  Das  Recht  auf  den  unverkürzten  Tochtertheil  erscheint  aufs 
strengste  gewahrt.  Nach  c.  6 1  soll  es  selbst  Kindern ,  welche  sich  mit  den 
Eltern  dahin  verglichen  hatten,  sich  mit  dem  Erhaltenen  für  das  Erbrecht 
genügen  zu  lassen,  zustehen,  nach  dem  Tode  der  Eltern  gegen  Wiederein- 
werfen Theilung  zu  verlangen.  Hat  der  Bruder  der  Schwester  weniger,  als 
ihren  Schwestertheil  gegeben,  so  hat  sie  nach  c.  83  noch  durch  dreissig 
Jahre  das  Recht,  gegen  Wiedereinwerfung  Erbtheilung  zu  verlangen.  Und 
hat,  wie  wir  Entsprechendes  schon  $  11 06  bestimmt  fanden,  der  Bruder 
sich  mit  dem  Manne  der  Schwester  abgefunden,  so  ist  sie  nach  c.  86  nicht 
verpflichtet,  das  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  anzuerkennen.  Der  halbe 
Kopftheil  war  also  der  ungenügend  Ausgesteuerten  ebenso  gesichert ,  wie 
der  Nichtausgesteuerten. 

1137*  Gegen  das  angenommene  Recht  auf  Aussteuer  mit  hal- 
bem Köpft  heil  liesse  sich  nun  etwa  geltend  machen,  dass  vielfach  nur 
ausgesprochen  wird,  dass  die  nichtausgesteuerte  Schwester  halben  Kopf- 
theil beanspruchen  kann,  was  darauf  hinweisen  könnte,  dass  die  von  Eltern 
oder  Brüdern  Ausgesteuerte  sich  mit  dem  Erhaltenen  begnügen  muss.  Ist 
im  ersten  Text  des  Emsiger  Pfenningschuldbuches  $  20  einfach  gesagt,  dass 
der  Bruder  gegen  zwei  Schwestern  einen  Haufen  nimmt,  so  erscheint  das 
im  zweiten  Text  $  56,  Richth. Q.  209,  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass 
die  Kinder  nicht  ausgesteuert  sind.  Im  Erbrecht  von  Fivelgo  und  Hunsingo 
$  6,  Richth.  Q.  324,  dann  im  Landrecht  des  Oldenamts  2  $  52,  ed.  Feith 
100,  weiter  im  Ostfries.  Landr.  2  c.  4,  wird  nur  der  unausgesteuerten 
Schwester  der  dritte  Pfenning  zugesprochen.  Nach  Recht  der  Drenthe  von 
1557  $  54,  ed.  Gratama  83,  und  nach  Landrecht  von  Selwerd  südöstlich 
von  Groningen  ed.  Feith  5,  sollen  die  Schwestern  dann  mit  einer  Hand  zu- 
greifen, wenn  die  Brüder  sie  nicht  mit  der  Freunde  Rath  ausstatten. 

Sollte  da  nun  aber  jeder  Betrag,  insbesondere  auch  bei  der  Aussteu- 
erung durch  Brüder  genügen?  Dafür  ist  allerdings  wohl,  vgl.  Amira 
Erbenf.  164,  eine  allgemeinere  Quelle,  die  sechste  Ueberkür,  Richth.  Q.  100, 
geltend  gemacht,  wo  es  im  Anschlüsse  an  die  Bestimmung,  dass  jedes  Weib 
sich  nach  freier  Wahl  verheirathen  mag,  heisst:  Sa  mey  aecihibroiherhine 
bikiase,  hweth  hi  siner  suster  iewe  hwel  to  boltschette,  oder :  Ende  de  bro- 


214  XXII.  Halber  Kopftheil  i.  Friesische  R. 

1137]  der  mach  sich  beraden,  wat  he  syner  suster  wil  mede  gheven.  Steht 
es  aber  im  Belieben  des  Bruders,  was  er  der  Schwester  geben  will,  so  ist 
das  doch  nicht  nothwendig  dahin  zu  verstehen,  dass  es  auch  in  seinem  Be- 
lieben steht,  wie  viel  er  ihr  geben  will.  Durchweg  fanden  wir  da  auch  in 
andern  Rechten,  vgl.  $  1 1 05  ff.,  der  Willkür  der  Brüder  irgendwelche  Schran- 
ken gezogen.  Galten  die  Ueberküren  auch  in  den  Gebieten,  in  welchen  das 
unverkürzbare  Recht  jeder  Schwester  auf  halben  Kopftheil  vielfach  so  stark 
betont  wird,  so  möchte  ich  nicht  zweifeln,  dass  in  jener  Stelle  nur  gesagt 
sein  soll,  dass  es  im  Belieben  des  Bruders  stehe,  in  welchen  Gegenständen 
er  das,  was  der  Schwester  gebührt,  berichtigen  will. 

Dem  entsprechen  andere  Angaben,  bei  welchen  nach  der  Fassung  nicht 
von  einer  Theilung  zwischen  Brüdern  und  Schwestern  die  Rede  ist ,  son- 
dern der  gesammte  Nachlass  zunächst  an  die  Brüder  fallt,  die  dann  die 
Schwestern  für  ihren  halben  Kopftheil  zu  befriedigen  haben ,  wie  sich  das 
der  Annahme  des  Zurückgehens  desselben  auf  den  Mindestbetrag  der  Aus- 
steuer sehr  wohl  fügt.  So  heisst  es  im  Ostfriesischen  Landrecht  2  c.  85. 89, 
dass  der  Bruder  Haus  und  Hof  behalten,  aber  der  Schwester  davon  den 
dritten  Theil  in  Land  oder  Geld  ersetzen  soll ;  es  steht  ihm  zu,  der  Schwe- 
ster ihren  Landantheil  in  nicht  zum  Haupthofe  gehörigen  Landereien  an- 
zuweisen, doch  so,  dass  dieselben  gut  zu  gebrauchen  und  zusammengefügt 
seien  und  so  viel  Einkünfte  bringen ,  dass  sie  an  ihrem  vollen  Schwester- 
theil  nicht  verkürzt  wird.  Ebenso  wird  im  Recht  der  Drenthe  §  54  betont, 
dass  die  Schwestern  trotz  ihres  Ausschlusses  vom  Haupthofe  an  ihrem 
Drittel  nicht  verkürzt  werden  sollen.  Ich  zweifle  daher  nicht,  dass  in  jener 
Ueberkür  nur  gesagt  sein  soll,  dass  es  im  Belieben  des  Bruders  steht,  ob  er 
der  Schwester  das  ihr  Gebührende  in  Geld  oder  Landereien  und  in  welchen 
Ländereien  berichtigen  will. 

Ganz  dieselbe,  auf  die  Annahme  einer  erbabfindenden  Aussteuer  leicht 
zurückzuführende  Auffassung,  dass  die  Erbschaftsgewere  am  ganzen  Nach- 
lasse zunächst  nur  an  die  Brüder  kömmt,  und  diese  dann  die  Schwestern 
aus  derselben  zu  befriedigen  haben ,  findet  sich  auch  im  Recht  der  Nor- 
mandie;  vgl.  Le  Poittevin  in  Nouv.  Revue  13,  667.  Der  Nachlass  wird  zu- 
nächst nur  unter  die  Brüder  getheilt,  von  welchen  dann  Jeder  den  auf  ihn 
entfallenden  Theil  des  Schwesterdrittels  zu  berichtigen  hat.  Und  auch  da- 
bei wird  wohl  betont,  vgl.  §  1 1 00,  dass  es  im  Belieben  des  Bruders  steht, 
wie  er  die  Schwester  mit  Fahrniss  oder  Liegenschaften  abfinden  will.  Nur 
in  so  weit  wird  da  eine  Weiterentwicklung  anzunehmen  sein,  als  nach  den 
friesischen  Rechten  auch  die  ledige  Schwester  Anspruch  auf  Herausgabe 
ihres  Antheils  zu  haben  scheint ,  wie  darauf  auch  Angaben  über  den  Fall 
deuten ,  dass  die  abgetheilte  Schwester  mit  dem  Bruder  in  Gemeinschaft 
bleibt.  Dagegen  sind  nach  normannischem  die  Brüder  zur  Herausgabe  des 
Vermögens  selbst  erst  bei  der  Verheirathung,  bis  dahin  nur  zur  Zahlung  der 
Einkünfte  verpflichtet,  wie  das  dazu  stimmt,  dass  in  der  Normandie,  vergl. 
S  1056,  die  ledig  bleibende  Schwester  überhaupt  nur  Leibzucht  hat 
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1138.  Nun  wird  allerdings  in  andern  Rechten  dahin  unterschieden, 
dass  bei  Brüdern  der  Betrag  der  Aussteuer  Kein  von  deren  Belieben  abhän- 
gender ist,  wohl  aber  bei  Aussteuerung  durch  Eltern;  vgl.  S  1106. 
Auch  hier  finden  sich  wohl  Angaben,  welche  auf  solche  Unterscheidung 
hindeuten.  So  theilen  nach  Butjadinger  Landrecht  $  5 1  nichtausgesteuerte 
Söhne  und  Töchter  im  Verhältniss  von  drei  zu  zwei;  ausgesteuerte  Kinder 
aber  erben  nicht ,  wenn  die  Eltern  erklärten ,  dass  sie  mit  dem  Erhaltenen 
abgefunden  sein  sollten  oder  wenn  sie  selbst  auf  weiteres  Erbrecht  verzich- 
teten; andernfalls  können  auch  sie  einwerfen  und  theilen.  Auch  im  Recht 
des  Oldenamt  1  $  42,  ed.  Feith  84,  ist  davon  die  Rede,  dass  der  Vater,  so 
lang  er  gesund  und  kräftig  ist,  den  Kindern  geben  mag,  was  er  will,  wäh- 
rend sie  nach  seinem  Tode  gleich  zu  theilen  haben. 

Nun  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  Sitte  verlangte ,  dass  die 
Kinder  sich  durch  bezügliche  Verfügungen  der  Eltern  gebunden  fühlen 
sollten.  Aber  doch  wohl  nur,  wenn  sie  nicht  ungebührlich  durch  dieselben 
verkürzt  waren.  Und  ich  denke,  dass  man  bei  Vergleich  der  Angaben  der 
friesischen  Rechte  mit  Drittelsrecht  sich  doch  durchweg  auf  die  Annahme 
hingewiesen  sieht,  dass  überall,  wo  von  erbabfindender  Aussteuer  die  Rede, 
auch  vorausgesetzt  ist,  dass  dieselbe  bei  der  Tochter  wenigstens  annähernd 
dem  halben  Kopftheil  entsprechen  solle.  Dass  die  Abfindungen  durch  die 
Eltern  nicht  einfach  nach  Willkür  erfolgten ,  dass  dabei  insbesondere  die 
Zahl  der  Kinder  und  damit  die  Grösse  der  Kopftheile  beachtet  wurde ,  er- 
gibt sich  bestimmter  im  Erbrecht  der  Drenthe  §  22,  v.  d.  Vorm  479.  Sind 
Kinder  von  den  Eltern  für  deren  Gut  abgekauft,  so  haben  sie  beim  Ueber- 
leben  aller  Geschwister  keinen  Anspruch  aufTheilung;  stirbt  aber  eines  der 
Geschwister  vor  den  Eltern :  ende  daar  door  de  boedel,  waarvan  de  afkoop 
geschiet  tsß  vergroot  wordende ,  so  haben  die  abgekauften  Geschwister  das 
Recht,  bezüglich  des  damit  zugewachsenen  Kopftheils  nochmals  abgekauft 
oder  aber  zur  Theiiung  zugelassen  zu  werden. 

Nehme  ich  an,  dass  auch  die  Abfindung  durch  die  Eltern  wenigstens 
annähernd  dem  entsprechen  sollte,  was  die  nichtausgesteuerte  Tochter  als 
Erbtheil  oder  Aussteuer  beanspruchen  konnte,  so  ergibt  sich  das  unmittel- 
bar in  den  früher  besprochenen  Rechten ,  nach  welchen  die  Tochter  das 
Recht  hatte,  gegen  Wiedereinwerfen  des  Erhaltenen  den  halben  Kopftheil 
zu  nehmen.  Aber  auch  in  Rechten,  wo  das  nicht  ausdrücklich  ausge- 
sprochen ist,  führen  die  Bestimmungen  wohl  darauf,  dass  die  Aussteuer 
keine  nach  Willkür  bemessene  sein  sollte.  Wie  erwähnt,  wird  im  Emsiger 
Recht  ausdrücklieb  nur  der  nichtausgesteuerten  Tochter  der  halbe  Kopf- 
theil zugesprochen.  Nun  heisst  es  aber  im  Emsiger  Pfenningschuldbuch 
S  17,  Richth.  Q.  198,  dass  nur  dann,  wenn  ein  Mädchen  sich  eigenmächtig 
ohne  Willen  von  Vater,  Mutter  und  Bruder  verheirathet,  es  im  Belieben 
des  Vaters  oder  Bruder  liegen  soll,  wie  viel  er  ihr  als  Aussteuer  geben  will; 
denn  wegen  solcher  Sache,  wie  im  niederdeutschen  Text  $  1 6  zugefügt  ist, 
mag  ein  Vater  sein  Kind  enterben.  Danach  steht  doch  zweifellos  bei  rechter 
Ehe  der  Betrag  der  Aussteuer  nicht  im  Belieben  des  Vaters.  Er  darf  danach 
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1138]  weiter  der  Tochter  als  Aussteuer  doch  nicht  weniger  geben,  als  ihr 
Erbtheil  betragen  würde,  da  er  sie  sonst  enterben  würde.  Ist  aber  im  allge- 
meinen der  halbe  Kopftheil  Erbrecht  der  Tochter,  so  ist  auch  die  Folgerung 
nicht  wohl  abzuweisen,  dass  die  Aussteuer  diesem  entsprechen  musste, 
wenn  sie  erbabfindend  sein  sollte.  Nach  dem  Landrecht  des  Oldenamts  3, 
$  19,  ed.Feith  3  S  19,  wird  auch  durch  eigenmächtige  Heirath,  bei  der  die 
Aussteuer  durch  die  Eltern  entfallen  war,  doch  das  Erbrecht  nicht  verwirkt ; 
der  Mann  der  eigenmächtig  verheiratheten  Schwester  kann  von  deren  Brü- 
dern Herausgabe  ihres  Schwestertheils  verlangen ;  sie  würde  also  günstiger 
stehen,  als  die  von  den  Eltern  verheirathete  und  ausgesteuerte,  wenn  die 
Eltern  dieser  weniger,  als  Schwestertheil,  zur  Aussteuer  geben  durften. 

1139.  Zu  den  bisher  besprochenen  Rechten,  nach  welchen  jedenfalls 
die  nichtausgesteuerte  Tochter  neben  Söhnen  Anspruch  auf  einen  halben 
Kopftheil  hat,  scheinen  nun  andere  in  scharfem  Gegensatze  zu  stehen,  in 
welchen  schlechtweg  Ausschluss  der  Tochter  und  Schwester 
durch  den  Sohn  und  Bruder  ausgesprochen  wird.  Es  handelt  sich  dabei 
um  die  Rechte  von  Groningen  und  dessen  Ommelanden. 

So  heisst  es  in  den  Ommelanden  im  Erbrecht  von  Fivelgo  $13? 
Richth.  Q.  305 :  De  broder  voervanget  die  suster  in  de  loeve  und  arffenisse 
vaders  end  moeders,  suster  end  broeders,  and  anders  nicht.  In  so  überein- 
stimmender Fassung,  dass  das  überall  auf  dieselbe  Quelle  zurückgehen 
muss,  findet  sich  der  Satz  ebenso  in  den  Erbrechten  von  Humsterland  §  2 
und  Langewold  §  8,  Richth.  362.  373,  dann  im  alten  Landrecht  desOlden- 
amt  2  S  9.  13.  69,  ed.  Feith  88  ff.,  v.  d.  Vorm  457  ff.  In  den  Küren  von 
Langewold  §  22,  im  Erbrecht  von  Fredewold  %  4.  8,  Richth.  371.  382, 
dann  im  Landrecht  des  Oldenamt  2  §  12  ist  weiter  noch  betont,  dass  bei 
Beerbung  von  Geschwistern  der  Bruder  die  Schwester  ausschliesst,  dagegen 
Bruderskinder  durch  die  Schwester  ausgeschlossen  sind. 

Im  Stadtbuch  von  Groningen  §  22,  ed.Telting  10,  heisst  es:  Vader 
ende  moeder  de  ervet  up  oer  kinder  ;  ende  de  sone  vervaet  de  dochter,  ende 
se  sollen  se  bodelen  by  vrende  rade,  nämlich  der  zwei  nächsten  Magen  von 
jeder  Seite.  Die  ausgesteuerte  Tochter  ist  auch  durch  Sohneskinder  aasge- 
schlossen ;  dagegen  hat  neben  diesen  die  nichtausgesteuerte  Tochter  festes 
Erbrecht,  das  aber  nicht  auf  halben  Sohnestheil,  sondern  nach  der  Zahl  der 
Sohnskinder  bestimmt  ist :  dochter ;  de  onghebodelt  sijn,  de  nemet  elkerlijc 
also  vele  als  een  van  des  qoens  hynder,  oeck  woe  vele  der  synt;  ende  hevei 
der  qpene  manigher  wesen,  soe  nemet  ellick  paer  kyndere  also  vele  als  een 
Rüster  onghebodelt  Während  dann  noch  hinzugefügt  ist,  dass  auch  bei  der 
Beerbung  von  Geschwistern  der  Bruder  die  Schwester  ausschliesst. 

Diese  Angaben  scheinen  nun  dadurch  an  Bedeutung  zu  gewinnen, 
dass  das  Recht  derOmmelande  sich  auch  wohl  sonst  von  andern  frie- 
sischen Rechten  wesentlich  unterscheidet,  und  dann  wohl  die  Annahme 
eines  Zusammenhanges  mit  sächsischem  Recht  nahe  legt.  So 
insbesondere  bezüglich  der  Folge  der  Halbgeburt.  Ueberwiegend  finden 
wir  da  in  den  friesischen  Rechten  entweder  die  §  666  besprochene  Gestal- 
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tung,  wonach  Halbgeschwister  gegen  Vollgeschwister  halben  Kopftheil 
nehmen,  oder  die  S  657  besprochene,  wonach  die  Vollgeschwister  den 
halben  Nachlass  vorwegnehmen.  Dagegen  finden  wir  zu  Groningen  und 
io  den  Ommelanden  allgemein  ausgesprochen,  dass  Vollsippe  die  Halbsippe 
ausschliesst;  vgl.  Amira  Erbenf.  193.  Damit  ist  vereinbar,  dass  die  Halb- 
sippe ihrerseits  alle  einen  Grad  weiter  stehenden  Verwandten  ausschliesst, 
dass  sie,  wie  wir  das  S  665  bezeichneten,  nur  einen  halben  Grad  zurück- 
tritt. Das  ergibt  sich  denn  auch,  wenn  nach  dem  Landrecht  des  Oldenamt 
3  §  87,  v.  d.  Vorm  447,  Oheime  durch  Halbgeschwister  und  deren  Kinder 
ausgeschlossen  sind.  Und  nicht  anders  wird  es  zu  verstehen  sein,  wenn  es 
im  Stadtbuche  von  Groningen  $  2  heisst:  Vol  tybbe  vervaet  halff  %ibbe  lyke 
na,  wonach  der  Ausschluss  sich  doch  auf  den  gleichen  Grad  beschranken  soll. 

Aber  nach  einzelnen  der  Rechte  ist  ein  Zurücktreten  der  Halbsippe 
um  einen  ganzen  Grad  gar  nicht  zu  bezweifeln.  Nach  den  Langewolder 
Küren  S  22,  Richth.  371,  ist  der  Halbbruder  durch  die  Vollschwester  aus- 
geschlossen und  erbt  mit  der  Tochter  des  Vollbruders  zu  gleichen  Theilen. 
Bestimmter  heisst  es  im  Erbrecht  von  Hunsingo  und  Fivelgo  $  15,  Richth. 
325,  dass  die  Halbsippe  mit  der  ein  Knie  ferneren  Vollsippe  erbt  und  diese 
erst  dann  ausschliesst,  wenn  sie  zwei  Knie  näher  ist,  wie  denn  auch  $  1 9 
Oheime  und  Neffen  als  mit  Halbgeschwistern  nach  Köpfen  theilende  Erben 
aufgeführt  sind.  Ebenso  heisst  es  im  Landrechte  von  Selwerd  3,  46,  v.  d. 
Vorm  453:  Half  sibbe  een  grad  nader  en  volle  sibbe  een  graad  verder, 
{ullen  met  malkanderen  concurreren  ende  de  erffcnisse  in  capita  de  den. 

Ich  wies  §  665  darauf  hin,  wie  auffallend  diese  Gestaltung  ist,  wie  sie 
keinem  der  Gesichtspunkte  entspricht,  nach  dem  wir  in  andern  germani- 
schen Rechten  das  Verhältniss  geordnet  finden,  wie  es  daher  um  so  schwerer 
ins  Gewicht  fallen  muss,  wenn  sich  dabei  genaue  Uebereinstimmung  mit 
dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  ergibt.  Schliesst  nun  auch  dieser  nur  die 
Töchter  und  Schwestern  durch  Söhne  und  Brüder  aus,  während  im  weitern 
Kreise  Männer  und  Weiber  gleichstehen,  so  läge  es  nahe,  auch  den  Aus- 
schluss der  Schwestern  in  den  Ommelanden  mit  sächsischem  Recht  in  Ver- 
bindung zu  bringen. 

Im  allgemeinen  stimmen  die  Rechte  der  Ommelande  mit  den  andern 
friesischen  Rechten  auch  in  dem  Uberein,  worin  diese  vom  sächsischen  ab- 
weichen. Das  würde  aber  nicht  ausschliessen,  dass  bei  Einzelnheiten  Zu- 
sammenhang mit  sächsischem  Rechte  bestehen  könnte.  Derselbe  wäre  dann 
wegen  der  örtlichen  Verhältnisse  gewiss  nicht  auf  nachträgliche  Beeinflus- 
sung zurückzuführen.  Es  wäre  etwa  daran  zu  denken,  dass  in  den  Omme- 
landen eine  ursprünglich  nach  einem  dem  sächsischen  entsprechenden 
Rechte  lebende  Bevölkerung  in  solcher  Zahl  sich  neben  den  Friesen  erhalten 
hätte,  dass  sie  einigen  Einfluss  auf  das  spätere  Recht  gewinnen  konnte.  Ich 
lasse  es  dahingestellt,  ob  daraus  etwa  jene  eigenthümliche  Behandlung  der 
Halbgeburt  zu  erklären  sei.  Aber  bezüglich  des  Ausschlusses  der  Tochter 
und  Schwester  möchte  ich  doch  annehmen,  dass  derselbe  sich  im  allge- 
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1139]  meinen  auch  hier  von  derselben  Grundlage  aus  ergeben  haben  dürfte, 
welche  wir  für  die  andern  friesischen  Rechte  annahmen. 

Denn  zunächst  ist  die  betonte  Uebereinstimmung  mit  dem  sächsischen 
Recht  keineswegs  eine  so  weitgehende,  als  das  auf  den  ersten  Blick  scheinen 
kann.  Sie  beschränkt  sich  wesentlich  auf  den  Umstand,  der  unter  andern 
Verhältnissen  allerdings  auffallen  würde,  dass  in  beiden  Rechten  der  Aus- 
schluss nur  die  Weiber  des  engern  Kreises,  Tochter  und  Schwester,  trifft. 
Das  aber  ist  keine  Eigenthümlichkeit  nur  dieser  Rechte ;  nach  dem  S  1 1 1 1  ff. 
Bemerkten  musstesich  diese  Gestaltung  überall  ergeben,  wo  der  Ausschluss 
auf  eine  Abfindung  für  das  Erbrecht  nach  den  Eltern  durch  Aussteuer  zu- 
rückgeht; wir  werden  darin,  worauf  wir  zurückkommen,  nur  einen  Beleg 
zu  sehen  haben,  dass  auch  in  diesen  beiden  Rechten  der  Ausschluss  nicht 
auf  ursprüngliche  Erbunfähigkeit  der  Weiber  überhaupt,  sondern  auf  Ab- 
findung für  das  Erbrecht  durch  Aussteuer  zurückgehen  muss. 

Darüber  hinaus  aber  zeigt  sich  keinerlei  nähere  Uebereinstimmung  be- 
züglich der  Gestaltung  dieser  das  Erbrecht  ersetzenden  Aussteuer.  Die  säch- 
sische Frauengerade  scheint  sich  anzuschliessen  an  das  Vorrecht  der  Töchter 
auf  die  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Mutter  dienenden  Gegenstände, 
vgl.  $  1022.  Dieses  findet  sich  allerdings  auch  in  friesischen  Rechten,  ist 
aber  da  auf  die  Tochter  selbst  beschränkt,  vgl.  $  1020,  während  im  säch- 
sischen Recht,  vgl.  S  1023,  sich  ein  eigenthümliches  Weitergreifen  der  Son- 
dervererbung auf  die  Weiber  vom  Weibe  ergibt.  Die  sächsische  Gerade  hat 
sich  dann  aber  weiter  auf  eine  Reihe  von  Fahrnisrgegenständen  ausgedehnt, 
welche  zunächst  dem  persönlichen  Bedürfnisse  von  Frauen  oder  auch  dem 
gemeinsamen  Bedürfnisse  von  Ehegatten  dienten,  welche  als  Abfindung  für 
das  Erbrecht  der  sich  verheiratenden  Tochter  in  die  Ehe  mitgegeben  wur- 
den, welche  dann  die  Wittwe  aus  dem  Nachlasse  zurückerhielt  und  welche 
von  der  Mutter  nur  auf  die  Töchter  und  in  Ermanglung  solcher  auf  die 
sonstigen  Weiber  vom  Weibe  vererbten.  Diese  ganze  eigenthümliche  Ge- 
staltung ist  den  friesischen  Rechten  fremd;  nur  ganz  vereinzelt,  wie  bei  den 
S  11 00  erwähnten  Bestimmungen  des  Butjadingers  Recht,  ergibt  sich  da 
wohl  eine,  aus  der  Nachbarschaft  zu  erklärende  Annäherung  an  die  säch- 
sische Gestaltung. 

Dagegen  erscheint  im  allgemeinen  die  friesische  Aussteuer  als  einTheil 
des  elterlichen  Vermögens  ohne  Scheidung  der  Bestandtheile ,  wenn  wir 
von  dem  Haupthofe  absehen ,  so  dass  insbesondere  auch  Liegenschaften, 
vgl.  S  1 101,  nicht  blos  Fahrniss  an  die  Töchter  kommen.  Der  sächsische  Ge- 
sichtspunkt, dass  den  Töchtern  zunächst  für  Frauen  oder  den  künftigen  Haus- 
halt geeignete  Gegenstände  als  Aussteuer  gegeben  werden  und  dann  weiter 
auch  nur  auf  Frauen  vererben  sollen,  greift  da  so  wenig  ein,  dass  vielmehr 
umgekehrt,  worauf  wir  zurückkommen,  beim  Rückfall  der  Aussteuer  diese 
unter  Ausschluss  der  Schwester  an  den  Bruder  kommt  Zur  Annahme  eines 
nähern  Zusammenhangs  mit  dem  sächsischen  Rechte,  als  er  durch  das  auch 
für  andere  Rechte  zutreffende  Zurückgehen  des  Ausschlusses  auf  erbabfin- 
dende Aussteuer  geboten  war,  scheint  da  jede  Veranlassung  zu  fehlen. 
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1140.  Dagegen  scheinen  sich  gewichtige  Haltpunkte  dafür  zu  ergeben, 
dass  wir  gemeinsame  Grundlage  für  Ausschluss  und  halben 
Köpft  heil  der  Tochter  anzunehmen  haben.  War  die  Tochter  vom 
Erbe  nach  den  Eltern  ausgeschlossen,  so  hatte  sie  doch  Recht  auf  eine  Aus- 
steuer, welche  ihr  bereits  von  den  Eltern  gegeben  war  oder  welche  ihr  die 
Brüder  aus  dem  vererbten  Elterngut  zu  geben  hatten.  Das  war  ja  auch  in 
den  Rechten  mit  halbem  Kopftheil  insofern  nicht  anders,  als  auch  da  die 
noch  unausgesteuerten  Töchter  nach  dem  S  1 137  Bemerkten  nicht  unmit- 
telbar von  den  Eltern  erben ,  durch  ihre  Brüder  insofern  vom  Erbe  nach 
den  Eltern  ausgeschlossen  sind,  als  die  Brüder  dieses  übernehmen  und  dann 
der  Schwester  einen  halben  Kopftheil  nach  ihrer  Wahl  herausgeben,  wobei 
es  für  die  Sache  gleichgiltig  war,  ob  man  das  als  Erbtheil  oder  Aussteuer 
fasste.  Ein  wesentlicher  Unterschied  würde  sich  erst  dann  ergeben ,  wenn 
wir  anzunehmen  hätten,  dass  der  dort  feststehende  Betrag  der  Aussteuer  in 
den  Ausschlussrechten  der  Willkür  der  Brüder  überlassen  war. 

Nun  ist  allerdings  hier  durchweg  von  einem  feststehenden  Betrage 
nicht  die  Rede.  Wird  wohl  betont,  dass  die  Brüder  nicht  eigenmächtig, 
sondern  mit  Rath  der  nächsten  Verwandten  aussteuern  sollen,  so  ist  damit 
allerdings  ein  Schutz  gegen  zu  weitgehende  Benachtheiligung  geboten;  aber 
es  ergibt  zugleich ,  dass  von  vornherein  kein  Recht  auf  einen  bestimmten 
Theilbetrag  bestand.  Und  ist  im  Recht  von  Groningen,  vgl.  S  1 139,  wenig- 
stens neben  Sohnskindern  allerdings  ein  bestimmter  Betrag  ausgesprochen, 
so  scheint  das  örtliche  Sonderentwicklung  zu  sein ,  da  dafür  nicht  der  Be- 
trag des  Nachlasses  überhaupt,  sondern  in  einer  den  friesischen  Rechten 
sonst  fremden  Weise  die  Kopfzahl  der  Miterben  massgebend  sein  soll. 

Nun  möchte  ich  nicht  gerade  bezweifeln,  dass  in  Groningen  und  den 
Ommelanden  die  Stellung  der  Töchter  vielfach  eine  ungünstigere  war,  als 
in  den  bisher  besprochenen  Rechten.  Das  scheint  mir  aber  nicht  auszu- 
schliessen,  dass  auch  hier  die  Töchter  ursprünglich  Recht  auf  einen  halben 
Kopftheil  hatten.  Stand  es  einmal  in  der  Wahl  der  Brüder,  wie  sie  das- 
selbe befriedigen  wollten,  vgl.  §  1 137»  so  kann  es  nicht  befremden,  wenn 
in  einer  Gruppe  von  Rechten  mit  der  Zeit  nicht  mehr  daraufgesehen  wurde, 
dass  die  Töchter  dabei  wenigstens  den  vollen  Betrag  erhielten.  Ich  möchte 
aber  annehmen,  dass  sich  trotzdem  auch  hier  die  Auffassung  erhielt,  dass 
die  Aussteuer  der  Tochter  halben  Kopftheil  betragen  solle,  wenn  das  auch 
nicht  immer  streng  eingehalten  sein  mag. 

Darauf  deutet  einmal,  dass  wir  wohl  Erwähnungen  des  Aus- 
schlusses und  des  Drittelsrechtes  in  demselben  Rechte  fin- 
den. Wie  in  andern  Rechten  der  Ommelande  ist  insbesondere  auch  im  Erb- 
recht von  Fivelgo  S  13,  Richth.  Q.  305,  schlechtweg  ausgesprochen,  dass 
der  Bruder  die  Schwester  vom  Erbe  der  Eltern  ausschliefst.  Das  findet  sich 
ebenso  im  Erbrecht  von  Fivelgo  und  Hunsingo  S  6,  Richth.  324;  aber  in 
ausdrücklicher  Beschränkung  auf  die  ausgesteuerte  Schwester.  Ist  dagegen 
die  Schwester  beim  Tode  der  Eltern  nicht  ausgesteuert,  so  soll  sie  mit  Rath 
ihrer  nächsten  Freunde  halb  so  viel  erhalten,  wie  der  Bruder,  mit  Ausnahme 
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1140]  der  Hofstatte  und  Herrlichkeiten,  welche  dem  Bruder  verbleiben.  Ist 
aber  kein  anderes  Gut  vorhanden,  so  verbleibt  die  Herrlichkeit  dem  Bruder ; 
aber  die  Hofstätte  ist  so  zu  theilen ,  dass  von  unbeweglichem  und  beweg- 
lichem Gute  zwei  Drittel  an  den  Bruder,  ein  Drittel  an  die  Schwester  kom- 
men. Nun  galt  dieses  Erbrecht  nach  dessen  Eingange  jedenfalls  im  Fivelgo 
und  Hunsingo,  wurde  aber  nach  seinem  allgemeinen  Vorkommen  in  den 
Handschriften  des  Ommelander  Landrechts,  vgl.  Richth.  Q.  324,  wahr- 
scheinlich auch  in  den  Übrigen  Ommelanden  als  massgebend  betrachtet. 
Damit  ergibt  sich  doch  aufs  bestimmteste,  dass,  obwohl  hier  sonst  nur  der 
Ausschluss  der  Tochter  vom  Erbe  schlechtweg  ausgesprochen  ist,  dieselbe 
also  nur  einen  Anspruch  auf  Aussteuer  hat,  diese  doch  keine  willkürliche, 
sondern  eine  nach  dem  halben  Kopftheil  bemessene  sein  sollte,  nur  so,  dass 
dem  Bruder  ein  Voraus  gebührt. 

Dem  aber  entspricht  durchaus  das  spätere  Landrecht  für  Hunsingo, 
Fivelgo  und  das  Westerquartier  3  §  49,  v.  d.  Vorm  430,  wo  es  sich,  da  das 
letztere  auch  Langewold  und  Fredewold  umfasst,  durchweg  um  Rechte 
handelt,  bei  welchen  nach  den  älteren  Zeugnissen  die  Tochter  einfach  durch 
den  Sohn  ausgeschlossen  erscheint.  Unter  völligem  Absehen  von  der  Unter- 
scheidung zwischen  ausgesteuerten  und  nichtausgesteuerten  Töchtern  heisst 
es  hier  einfach ,  dass  nach  dem  Tode  der  Eltern  in  alles  bewegliche  und 
unbewegliche  Gut  die  Söhne  mit  zwei  Händen ,  die  Töchter  mit  einer  zu- 
greifen sollen,  nur  so,  dass  den  Söhnen  die  Hofstätte  mit  den  Herrlichkeiten 
und  der  Leibbedarf  des  Vaters,  den  Töchtern  Kleider  und  Schmuck  der 
Mutter  als  Voraus  gebühren. 

Aehnlich  heisst  es  im  Landrecht  des  Oldenamts  von  1471  Th.  2  S  9 
zunächst  einfach,  wie  sonst,  dass  die  Brüder  die  Schwestern  im  Erbe  von 
Eltern  und  Geschwistern  verfangen,  während  dennoch  §  52  gesagt  ist,  dass 
die  nichtausgesteuerte  Schwester  den  dritten  Pfenning  nimmt,  und  3  S  1 9, 
dass  der  Mann  der  eigenmächtig  verheiratheten,  also  von  den  Eltern  nicht- 
ausgesteuerten  Schwester  von  den  Brüdern  einen  Schwestertheil  verlangen 
kann;  und  in  dem  Zusatz  N.  13,  ed.  Feith  1 15,  wird  der  Schwester  schlecht- 
weg ohne  Scheidung  zwischen  der  ausgesteuerten  und  nichtausgesteuerten 
halber  Kopftheil  zugesprochen,  der  nötigenfalls  aus  dem  Hofe  zu  ergänzen 
ist.  Dass  hier  trotz  des  ausgesprochenen  Ausschlusses  das  Drittelsrecht  der 
Tochter  anerkannt  blieb,  ist  doch  gar  nicht  zu  bezweifeln. 

Scheinen  die  §  1139  erwähnten  Angaben  des  wahrscheinlich  1425, 
vgl.  ed.  Telting  S.  viii,  entstandenen  Stadtbuchs  von  Groningen  bestimmter 
auf  Aussteuer  nach  Belieben  der  Brüder  und  Freunde  zu  deuten ,  da  nur 
neben  Bruderkindern  feste  Theilbeträge  erwähnt  werden,  so  finden  wir  auch 
da  später  wieder  den  halben  Kopftheil.  In  dem  wahrscheinlich  1446  ent- 
standenen Stadtbuche  heisst  es,  vgl.  Grimm  R.  A.  407,  dass  die  Eltern  nae 
dessen  dage  auf  ihre  Kinder  vererben  und  dass  die  Söhne  mit  zwei  Händen, 
die  Töchter  mit  einer  Hand  in  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Gut  zu- 
greifen sollen.  Und  dieselbe  Bestimmung  findet  sich  in  den  späteren  Sta- 
tuten, v.  d.  Vorm  422.  . 
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Ich  möchte  nach  allem  Gesagten  nicht  bezweifeln,  dass  auch  da,  wo 
in  den  altern  Quellen  der  Ausschluss  der  Tochter  durch  den  Sohn  ausge- 
sprochen ist,  so  dass  diese  nur  Anspruch  auf  Aussteuerung  durch  ihre  Bru- 
der hat,  diese  Aussteuer  doch  ursprunglich  keine  willkürliche  sein,  sondern 
den  halben  Kopftheil  betragen  sollte,  wie  wir  das  S  1 1 37  ebenso  da  glaubten 
annehmen  zu  sollen,  wo  nur  der  Ausschluss  der  bereits  von  den  Eltern 
ausgesteuerten  Tochter  ausgesprochen  ist.  Dabei  mag,  zumal  wenn  die  Zu- 
stimmung der  sonstigen  nächsten  Verwandten  oder  der  Töchter  selbst  hin- 
zukam, der  Theilbetrag  nicht  immer  streng  eingehalten  sein ;  es  mag  das 
schliesslich  zu  so  starken  Benachtheiligungen  der  Töchter  gefuhrt  haben, 
dass  man  sich  in  den  spätem  Rechtsaufzeichnungen  veranlasst  sah,  das 
Recht  zunächst  der  noch  nicht  ausgesteuerten  Tochter,  dann  jeder  Tochter 
auf  einen  halben  Kopftheil  wieder  ausdrücklich  auszusprechen.  Der  blosse 
Einfluss  anderer  friesischer  Rechte  würde  schwerlich  ausgereicht  haben, 
diese  allgemeine  spätere  Betonung  des  Drittelsrechts  zu  erklären,  wenn  hier 
früher  der  Ausschluss  durch  Bruder  besagen  sollte,  dass  diese  die  Schwe- 
stern mit  einem  beliebig  geringen  Betrage  abfinden  konnten,  wenn  sich  nicht 
von  altersher  die  Auffassung  erhalten  hätte,  dass  zwar  zunächst  nur  die 
Brüder  das  Erbe  nahmen,  diese  aber  verpflichtet  waren,  den  noch  nicht  aus- 
gesteuerten Schwestern  einen  dem  halben  Kopftheil  des  Elternguts  entspre- 
chenden Betrag  herauszugeben. 

Sollte,  wie  ich  denke,  ursprunglich  auch  die  Aussteuerung  durch  El- 
tern nicht  geringer  gegriffen  werden,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  bezüg- 
lich dieser  leichter  die  Auffassung  feststellte,  dass  sie  nach  ihrem  Belieben 
aussteuern  dürften.  Fanden  wir  im  sicilisch  -  normannischen  Recht  S  503 
die  bestimmtesten  Belege,  dass  auch  bei  der  Aussteuerung  durch  Eltern 
der  halbe  Kopftheil  einzuhalten  sei,  heisst  es  aber  im  Recht  von  Caltagirone 
c.  33,  dass  die  maritatae  et  dotatac  per  parentes  vel  eorutn  alter  um  ad  be~ 
neplacitum  eorutn,  vel  per  fraires  vel  eorutn  alterum  pro  modo  facultatum, 
vom  Erbe  ausgeschlossen  seien,  so  ist  damit  doch  gesagt,  dass  die  Schwester 
zwar  nicht  Eltern,  wohl  aber  Brüdern  gegenüber  einen  bestimmten  Theil- 
betrag beanspruchen  konnte.  Und  auch  in  friesischen  Rechten  fanden  wir 
bereits  §  1 1 38  einzelne  Belege  für  solche  Auffassung. 

Diese  Auffassung  mag  ebenso  in  den  Ommelanden  Eingang  gefunden 
haben,  wie  denn  auch  die  für  das  Ineinandergreifen  von  Ausschluss  und 
Drittelsrecht  besonders  massgebende  Angabe  des  Erbrechts  von  Hunsingo 
und  Fivelgo  §  6  bei  letzterm  zunächst  nur  die  von  den  Eltern  nicht  ausge- 
steuerte Tochter  im  Auge  hat.  Hatte  man  sich  aber  einmal  damit  abgefun- 
den, dass  die  Eltern  auch  weniger  geben  konnten,  als  halben  Kopftheil,  so 
konnte  das  leicht  auf  die  Aussteuerung  durch  Brüder  zurückwirken.  Dass 
sich  aber  die  Anschauung,  dass  der  Tochter  sowohl  bei  der  Aussteuerung 
durch  Eltern,  als  durch  BrUder  halber  Kopftheil  gebühre,  trotzdem  immer 
erhielt,  möchte  ich  doch  nicht  bezweifeln,  wenn  in  den  spätem  Aufzeich- 
nungen der  bezüglichen  Rechte  den  Töchtern  schlechtweg  das  Drittelsrecht 
zugesprochen  wird. 
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1141.  Glaube  ich  nach  dem  Gesagten  annehmen  zu  müssen,  dass 
zwischen  den  Rechten ,  welche  der  Tochter  Drittelsrecht  zusprechen  und 
denen,  welche  ihnen  unter  Ausschluss  durch  die  Brüder  nur  Recht  auf  eine 
Aussteuer  zugestehen,  insofern  kein  schärferer  Gegensatz  anzunehmen  ist, 
als  auch  im  letztern  Falle  die  Aussteuer  sich  nach  dem  halben  Kopftheil 
regeln  sollte,  und  nahm  ich  weiter  an,  dass  die  Grundlage  für  beide  Arten 
der  Zurücksetzung  der  Tochter  in  der  erbabfindenden  Aussteuer  zu  suchen 
sei,  so  bestätigt  sich  das  dadurch,  dass  sich  für  alle  friesischen  Rechte  B  e- 
schränkung  der  Zurücksetzung  der  Weiber  auf  den  engern 
Kreis  ergibt,  wie  sie  sich  nach  dem  §  1 1 13  ff.  Bemerkten  nur  auf  Grund- 
lage der  abfindenden  Aussteuer  ergeben  konnte.  Die  Zurücksetzung  be- 
schränkt sich  durchaus  auf  Fälle,  wo  es  sich  unmittelbar  oder  mittelbar  um 
das  Elterngut  handelt,  für  das  wir  die  Tochter  als  durch  den  halben  Kopf- 
theil oder  eine  entsprechende  Aussteuer  abgefunden  zu  betrachten  haben, 
während,  wo  das  nicht  eingreift,  Männer  und  Weiber  ganz  gleichgestellte 
Erben  sind.  Unterschiede  ergeben  sich  einmal  nur  daraus,  dass  der  engere 
Kreis,  innerhalb  dessen  die  Zurücksetzung  eingreift,  bald  enger,  bald  einen 
Grad  weiter  gefasst  ist,  ohne  dass  sich  dabei  irgend  näherer  Zusammenhang 
gerade  unter  den  Rechten  mit  Ausschluss  oder  auch  denen  mit  Drittelsrecht 
ergäbe.  Andere  Unterschiede  scheinen  dann  allerdings  darauf  zurückzu- 
gehen, dass  das,  was  ursprünglich  Erbtheil  der  nichtausgesteuerten  Tochter 
war,  später  gleichfalls  als  von  den  Brüdern  gegebene  Aussteuer  gefasst 
wurde  und  das  Nachwirkungen  auf  die  weitere  Folge  hatte,  wie  sie  sich 
wohl  bei  der  als  Schenkgut  gefassten  Aussteuer,  nicht  aber  beim  Erbtheil 
ergeben  konnten. 

In  einem  grossen  Theile  der  friesischen  Rechte  ergibt  sich  für  die 
Zurücksetzung  Beschränkung  auf  Tochter  und  Schwester.  Fanden  wir  in 
manchen  Rechten,  vgl.  S  1 1 15,  Beschränkung  auf  die  Tochter,  so 
dass  die  mit  der  Aussteuer  zusammenhängende  Zurücksetzung  lediglich  beim 
Fall  der  Beerbung  der  Eltern  zutrifft,  so  ergibt  sich  das  in  friesischen 
Rechten  nur  sehr  vereinzelt  und  in  spätem  Aufzeichnungen.  Im  nordfrie- 
sischen Landrecht  von  Eiderstedt  von  1591  heisst  es  2  S  12.  14,  dass  das 
Drittelsrecht  der  Tochter  nur  für  diese  und  ihre  Nachkommen  gilt ,  nicht 
beim  Seitenfall,  so  dass  Geschwister  von  Vollbrüdern  und  Vollschwestern 
zu  gleichem  Rechte  beerbt  werden.  Ebenso  heisst  es  im  neuern  Landrecht 
von  Selwerd  3  S  42,  v.  d.  Vorm  452,  dass  der  Anspruch  der  Söhne  und 
ihrer  Nachkommen  auf  doppelten  Theil  beim  Seitenfall  nicht  Platz  greift. 
Aber  nach  dem  Landrecht  von  1529,  ed.  Feith  5,  ist  auch  bei  Beerbung 
von  Geschwistern  die  ausgesteuerte  Schwester  ausgeschlossen,  während  die 
nichtausgesteuerte  nur  halben  Kopftheil  nimmt,  so  dass  jene  Bestimmung 
eine  Neuerung  sein  dürfte. 

Davon  abgesehen  ist  in  allen  friesischen  Rechten,  welche  die  Tochter 
überhaupt  zurücksetzen,  nicht  allein  diese  bezüglich  der  Beerbung  der  El- 
tern, sondern  ganz  ebenso  die  Schwester  bezüglich  der  Beerbung  der  Ge- 
schwister zurückgesetzt.    Dann  scheiden  sich  die  Rechte.  In  den  einen  be- 
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schrankt  sich  die  Zurücksetzung  in  der  Seitenlinie  auf  die  Schwester,  so 
dass  insbesondere  schon  Nichten  und  Neffen  ganz  gleichgestellte  Erben 
sind.  In  andern  Rechten  ergibt  sich  da  die  Abweichung,  dass  die  Zurück- 
setzung noch  einen  Grad  weiter  greift,  auch  die  Geschwistertöchter  trifft, 
so  dass  die  Nichte  noch  entsprechend  gegen  den  Neffen  zurückgesetzt  er- 
scheint, wie  die  Schwester  gegen  den  Bruder,  während  dann  auch  hier  sich 
in  weiteren  Graden  keinerlei  Zurücksetzung  der  Weiber  mehr  ergibt. 

1142«  Fassen  wir  zunächst  nur  die  Rechte  mit  Beschränkungder 
Zurücksetzung  auf  Tochter  und  Schwester  ins  Auge,  so  ergibt 
sich  diese  Beschrankung  schon  aus  der  Angabe  über  den  engern  Kreis 
der  sechs  Hände,  wie  sich  dieselbe  in  einer  allgemeinen  Quelle,  dem 
fünfzehnten  Landrecht,  Richth.  Q.  64,  vgl.  Amira  Erbenf.  163  ff.,  findet: 
sicubi  herediias  relicta  fuerit  extra  Mas  sex  manus  et  Warum  nulla  est, 
pater  nee  mater >  frater  nee  soror,filius  nee  filii  filius,  tunc  est  illa  inopi- 
nata  herediias  et  dividant  eam  cognati,  sicut  ipsi  sunt  cognatu  Dass  hier 
mit  dem  Filius  nicht  blos  der  Sohn,  sondern  Kinder  überhaupt  gemeint 
sind,  ergeben  die  deutschen  Texte,  in  welchen  die  Angabe  ausnahmslos  mit 
Bern  ni  bernes  bern  oder  lind  ni  kindes  kznd  wiedergegeben  ist.  Die  Schluss- 
angabe ist  dann  insbesondere  im  RüstringerText  genauer  dahin  ausgeführt, 
dass  man  beim  Fehlen  der  sechs  Hände  die  Sippe  knieen  soll  und  dass  dann 
die  Ebenknielinge,  diejenigen,  die  in  gleichem  Grade  von  dem  Erblasser 
stehen,  vgl.  S  3 1 5,  gleich  theilen  sollen. 

Ist  damit  zugleich  aufNichtmassgeben  desGrades  innerhalb 
dersechs  Hände  hingewiesen,  so  müssen  die  da  eingreifenden  Abwei- 
chungen nicht  gerade  an  den  Geschlechtsunterschied  anknüpfen.  Bei  Vater 
und  Mutter  ist  das  sogar  ausgeschlossen,  da  beide  in  allen  friesischen  Rechten 
durchaus  gleichgestellte  Erben  sind.  Die  Nichtbeachtung  der  Nähe  des 
Grades  im  engern  Kreise  wird  sich  auch  genügend  durch  die  verschiedene 
Behandlung  der  Linien  erklären.  Wie  Kinder  und  Kindskinder  vor  Eltern 
und  Geschwistern  erben,  so  sind  auch  die  Eltern  trotz  des  nähern  oder 
wenigstens  nach  der  S  390  erwähnten  Zählung  gleichen  Grades  vielfach 
durch  Geschwister  ausgeschlossen. 

Andererseits  bestätigt  sich  das  ausschliessliche  Massgeben  der 
Nähe  des  Grades  über  die  sechsHände  hinaus  vielfach  durch  die 
Einzelangaben.  Es  mag  genügen,  auf  das  Erbrecht  von  Fivelgo  und  Hun- 
singo  S  13.  14,  Richth.  Q.  325,  hinzuweisen,  wonach  Neffen  mit  Oheimen, 
weiter  wieder  die  als  Vorenbaren,  vgl.  $  251,  bezeichneten  Vettern  mit 
Grosselterngeschwistern  erben. 

Findet  aber  das  Absehen  von  der  Nähe  des  Grades  innerhalb  jenes 
engem  Kreises  auch  anderweitig  seine  ausreichende  Erklärung,  so  sah  man 
zweifellos  die  Bedeutung  jener  Angabe  in  erster  Reihe  darin ,  dass  über 
jenen  Kreis  hinaus  unter  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunter- 
schiedes nur  nach  Köpfen  getheüt  werden  solle;  wie  das  ebenso  nach 
der  später  zu  gebenden  Begründung  für  die  den  sechs  Händen  entspre- 
chenden dänischen  Framerberi  zutrifft,  oder  wie  im  Sachs.  Landr.  1, 17  §  1 
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1142]  für  das  über  Geschwister  hinaus  fallende  Erbe  zunächst  betont  wird, 
dass  es  von  allen  Gleichnahen,  es  sei  Mann  oder  Weib,  genommen  wird. 

Ebenso  wird  aber  in  dem  friesischen  Hunsingoer  und  im  Emsigoer 
Text  des  fünfzehnten  Landrechts  zunächst  die  Nichtbeachtung  des  Ge- 
schlechts der  Person  betont;  sind  die  sechs  Hände  nicht  vertreten:  sa 
dele  hit  tha  neva  end  tha  nifta  friundlike  under  him,  ief hia  ewen  sib  se. 
Sollen  Neffen  und  Nichten,  worunter  alle  entfernteren  männlichen  und 
weiblichen  Seitenverwandten  zu  verstehen  sind,  bei  Gleichheit  des  Grades 
gleich  theilen ,  so  würde  da  doch  nicht  gerade  auf  beide  Geschlechter  hin- 
gewiesen sein,  wenn  man  nicht  die  Bedeutung  der  sechs  Hände  vor  allem 
darin  sah,  dass  bei  diesen  die  Gleichstellung  der  Geschlechter  noch  nicht 
zutrifft.  Es  wird  denn  auch  kaum  Zufall  sein,  wenn  da  gerade  im  Rüstringer 
und  westerlauwerschen  Texte  jeder  Hinweis  auf  den  Geschlechtsunterschied 
fehlt,  lediglich  auf  die  Nähe  der  Sippe  hingewiesen  ist;  denn  beide  Rechte 
waren  nach  S  1 127  solche,  in  welchen  auch  die  Schwester  oder  doch  die 
nichtausgesteuerte  Schwester  gleiches  Erbrecht  mit  dem  Bruder  hatte,  so 
dass  sich  in  dieser  Richtung  beim  Uebergange  von  den  sechs  Händen  zum 
weitern  Kreise  kein  Gegensatz  ergab. 

Ist  in  jenen  Angaben  zunächst  das  Aufhören  der  Wirksamkeit  des  Ge- 
schlechts der  Person  ins  Auge  gefasst,  so  ist  im  Erbrecht  von  Fivelgo  §  24, 
in  dem  von  Langewold  $  1 1,  Richth.  Q.  327.  374,  und  dem  desOldenamt 
2  S  20,  ed.  Feith  91,  insbesondere  die  Nichtbeachtung  des  Geschlechts 
des  Stammes  betont :  Alst  komen  is  over  de  ses  handen,  als  vader  end 
moeder,  suster  noch  broder,  kindt  noch  kyndes  \indt,  soe  vanget  de  suster- 
kynder  in  des  oems  arffenisse  alsoe  veel,  soe  die  broeders  kynder.  Ueberdie 
sechs  Hände  hinaus  stehen  Sohnessohn  und  Sohnestochter,  aber  ebenso 
auch  Sohnessohn  und  Tochtersohn  ganz  gleich ,  wie  sich  das  ja  ohnehin 
ergibt,  wenn  nur  noch  die  Nähe  des  Grades  massgebend  sein  soll. 

1143.  Was  wir  da  im  Anschluss  an  die  sechs  Hände  ausgesprochen 
fanden,  bestätigt  sich  durch  eine  Reihe  anders  gefasster  Einzelangaben 
der  verschiedensten  friesischen  Rechte.  Sehen  wir  vorläufig  von  der  ab- 
steigenden Linie  ab,  und  fassen  nur  die  Seitenlinie  ins  Auge,  so  ist  in 
den  S11 39  angeführten  Rechten  der  Ommelande,  welche  zunächst  den 
A  us  sc  hl  u  ss  aussprechen,  ausdrücklich  betont,  dass  die  Schwester  vom 
Bruder  nur  bei  Beerbung  der  Eltern  und  Geschwister  ausgeschlossen  ist, 
sonst  aber  nicht.  Das  stimmt  also  durchaus  mit  den  sechs  Händen;  über 
die  Geschwister  hinaus  sind  Neffen  und  Nichten,  Bruderkinder  und  Schwe- 
sterkinder gleichgestellte  Erben,  wie  das  in  den  bezüglichen  Rechten  denn 
auch  oft  ausdrücklich  betont  wird.  So  etwa  im  Fredewolder  Erbrecht  S  4» 
Richth.  Q.  382.  Der  Kinderlose  wird  nur  vom  Bruder,  erst  wenn  ein  solcher 
fehlt,  von  der  Schwester  beerbt:  heft  de  neder  broder  qfte  suster ,  so  nemet 
de  broders  kynt  of  beern  ende  der  suster  beern,  neve  ende  nyfta,  al  lyke  na 
to  lawutn  by  mannehanden.  Dasselbe  trifft  dann  auch  Oheime  und  Tanten 
bei  der  Beerbung  von  Neffen  und  Nichten,  wie  das  etwa  im  Recht  von  Sel- 
werd  ed.  Feith  6  ausdrücklich  betont  ist. 
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Am  bestimmtesten  macht  sich  dann  das  ausschliessliche  Massgeben. 
des  Grades  über  die  sechs  Hände  hinaus  wohl  in  Rechten  geltend,  in  welchen 
für  die  Grosseltern  keine  Sonderbehandlung  eintritt,  sondern  auch  diese 
nach  zurückbleibender  Zahlung,  vgl.  S  39 1,  den  Oheimen  und  Neffen  gleich- 
gestellt werden  und  mit  diesen  nach  Kopftheilen  erben.  So  insbesondere 
im  Langewolder  Erbrecht  §  7,  Richth.  Q.  373 :  Soe  waer  een  man  stervet, 
ende  he  hebte  broeders  hinderen  en  susters  hinderen  y  oldevader  en  olde- 
moeder,  oem  qf  moeye,  so  lovetmen  en  er  feinten  sowel  achterwert  toi  den  ol- 
deren,  als  vorwert  tot  den  iongeren  by  mans  handen.  Damit  stellt  sich  dann, 
worauf  wir  zurückkommen,  die  auffallendste  Uebereinstimmung  mit  dani- 
schem Rechte,  vgl.  $318,  her. 

Glaubten  wir  aber  keinen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  den  den 
Ausschluss  und  den  den  halben  Köpft  heil  betonenden  Rechten  an- 
nehmen zu  sollen,  so  bestätigt  sich  das  insoweit,  als  auch  in  den  letztern 
mehrfach  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  dass  über  Geschwister  hinaus  die 
Zurücksetzung  nicht  mehr  Platz  greift.  Nach  dem  Recht  von  Drenthe  von 
1557  S  56,  ed.  Gratama  83,  erhält  die  nichtausgesteuerte  Tochter  nur  halben 
Kopftheil;  aber:  In  der  erffnisse  van  oems  ende  moeyen  hoemen  broeders- 
ende  suster hinderen  in  gelijher  delinge  tott  hoeffdinge  gerehent.  Im  Brok- 
merbriefe  S  149,  Richth.  Q.  168,  heisst  es,  wenn  weder  Vater  noch  Mutter, 
Bruder  noch  Schwester  leben,  so  fassen  Neffen  und  Nichten  gleich  an  das 
Erbe  des  kinderlosen  Oheim.  Oem  entspricht  es,  wenn  es  im  Emsiger  Pfen- 
niogschuldbuch  $  19,  Richth.  Q.  199,  heisst,  dass,  wenn  eine  Frau  nach 
Geburt  eines  Kindes  stirbt  und  dann  nach  ihr  das  Kind,  Schwestern  und 
Brüder  gleich  an  das  Erbe  fassen  sollen ;  es  erklärt  sich  das  dadurch ,  dass 
sie  dann  nicht  als  Geschwister  ihre  Schwester,  sondern  als  Oheime  und 
Tanten  das  Kind  beerben,  auf  welches  das  Muttergut  vererbt  war.  Ebenso 
ist  Ostfries.  Landr.  1  c.  122  $  1.  3  das  gleiche  Erbrecht  von  Brüdern  und 
Schwestern  davon  abhängig  gemacht,  dass  das  Kind  nach  der  Mutter  stirbt. 
Abweichend  soll  dasselbe  nach  2  c.  123.  124  schon  eintreten,  wenn  über- 
haupt ein  lebensfähiges  Kind  geboren  ist,  gleichviel,  ob  dasselbe  vor  oder 
nach  der  Mutter  stirbt,  da  in  beiden  Fällen  das  Gut  als  ein  beerbtes  zu  be- 
trachten sei  und  als  solches  auf  die  nächsten  Verwandten  vererbt 

Auch  in  Rechten,  in  welchen  die  nichtausgesteuerte  Tochter  noch 
volles  Erbrecht  hat,  vgl.  $  1 1 28,  wird  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen, 
dass  die  Aussteuer  das  Erbrecht  nur  im  engern  Kreise  beseitigt.  So  heisst 
es  im  Wurster  Landrecht  3  S  1,  vgl.  9  S  1,  Pufendorf  Obs.  1,  62,  dass  die 
von  Eltern  oder  von  den  Brüdern  mit  Rath  der  nächsten  Verwandten  aus- 
gesteuerte Tochter  zwar  nach  Eltern  und  Gaschwistern  nicht  erbt,  wohl 
aber  in  allen  sonstigen  Erbfällen. 

Finden  sich  im  westerlauwerschen  Friesland  und  weiter  im  Westen 
bis  nach  Flandern  hin  im  allgemeinen,  so  weit  ich  sehe ,  solche  Angaben 
aicht,  wonach  die  Nichte  anders  erbt,  als  die  Schwester ,  so  stimmt  das  zu 
unserer  $  1 1 27  begründeten  Annahme ,  dass  dort  auch  im  engern  Kreise 
das  Weib  nicht  zurückgesetzt  war,  also  die  Veranlassung  fehlte,  das  für  den 
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1143]  weitern  Kreis  ausdrücklich  zu  betonen.  Nur  im  Stadtrecht  von  Sta- 
veren  c.  122,  ed.  Telting  206,  ist  betont,  dass  das  Weib  nach  Grosseltern, 
Oheimen  und  Magen  gleichen  Theil  mit  dem  gleichnahen  Mann  nimmt, 
während  das  doch  auch  gerade  hier,  vgl.  §  1127,  für  Töchter  und  Voll- 
schwestern ausdrücklich  bestimmt  ist.  Die  Angabe  erklärt  sich  aber  aus  dem 
eigenthümlichen  Umstände,  dass,  während  hier  im  allgemeinen  das  Drittels- 
recht nur  bei  der  Halbgeburt  bestimmt  ist,  sich  da,  wo  diese  eingreift,  auch 
eine  Zurücksetzung  der  Schwester  kenntlich  macht.  Nehmen  nach  c.  117. 
1 19  der  Vollbruder  oder  die  Vollschwester  zwei  Drittel  gegen  den  Halb- 
bruder oder  die  Halbschwester,  so  steht  nach  c.  1 1 8  die  Vollschwester  dem 
Halbbruder  gleich,  während  die  Halbschwester  nur  halb  so  viel  erhält,  wie 
der  Halbbruder.  Es  konnte  daher  nöthig  scheinen,  die  Gleichstellung  der 
Weiber  ausdrücklich  zu  betonen,  wenn  sich  das  auf  die  weitere  Halbsippe 
nicht  fortsetzen  sollte.  Die  ganz  vereinzelte  Angabe  zeigt  jedenfalls,  dass, 
wo  ausnahmsweise  eine  Zurücksetzung  der  Schwester  anerkannt  war,  die- 
selbe sich  auch  hier  nach  dem  halben  Kopftheile  regelte. 

1144.  Wir  wiesen  §  1 1 18  im  allgemeinen  darauf  hin,  wie  der  Aus- 
schluss der  ausgesteuerten  Schwester  nicht  blos  bei  Beerbung  der 
Eltern,  sondern  auch  der  Geschwister  nur  darauf  zurückzuführen  ist,  dass 
sie  durch  die  Aussteuer  für  alle  Ansprüche  an  ihr  Elterngut  und  damit  auch 
auf  das  inzwischen  auf  die  Geschwister  vererbte  abgefunden  sein  sollte. 
Diese  Auffassung  findet  nun  gerade  in  friesischen  Rechten  bestimmteste  Be- 
stätigung, indem  da  mehrfach  auf  dieGleichstellung  bezüglich  des 
nichtvon  den  Eltern  herrührenden  Gutes  der  Geschwister, 
also  dessen,  was  dieselben  selbst  erworben  oder  anderweitig  ererbt  hatten, 
ausdrücklich  hingewiesen  ist. 

Nach  den  Costumen  der  Drenthe  S  31 ,  Gratama  114,  fällt  die  Aus- 
steuer der  kinderlos  gestorbenen  Schwester  wieder  auf  den  Heerd,  von  dem 
sie  ausgesteuert,  also  auf  die  im  Besitze  des  Hofes  gebliebenen  Brüder  oder 
deren  Nachkommen:  und  niet  op  hoer  oick  äff geboelde  suster  offte  suster en, 
die  nochtans  dieselve  suster  mit  hoeren  broederen  succedieren  in  tgene,  dat 
sie  daermit  off  anders  mach  aengewonnen  hebben.  Nach  Langewolder  Erb- 
recht S  5,  Richthofen  Q.  373,  ist  die  Schwester  im  allgemeinen  vom  Gute 
der  ausgesteuerten  Schwester  ausgeschlossen,  aber  mit  der  Beschränkung: 
heeftse  goet  van  fremder  flette  gewonnen,  so  vaat  de  suster  also  veer  in  de 
love  en  erfenis,  als  de  broeder.  Ebenso  wird  nach  dem  Landrecht  des  01- 
denamt  2,  S  8.  13,  ed.  Feith  88,  vgl.  v.  d.  Vorm  457,  die  ausgesteuerte 
Schwester  von  Brüdern  und  Schwestern  gleich  beerbt  an  dem,  was  sie  im 
fremden  Hause  gewonnen  oder  ererbt  hatte. 

Das  ergeben  weiter  die  Bestimmungen  des  Ostfriesischen  Landrechts 
über  die  Vererbung  des  Gewinngutes ,  bei  welcher  Vollgeschwister  unter 
sich  oder  mit  den  Vorfahren  zu  theilen  haben.  Wie  da  2  c.  97.  99  ein 
Unterschied  unter  den  Geschwistern  nicht  erwähnt  wird,  so  heisst  es  2  c. 
102  vom  Zusammenerben  mit  dem  Grossvater  ausdrücklich:  so  nemen  de 
vüllbroeders  off  vullsüsters  dat  gewonnen  guit  mit  dem groU  vader,  elck  per- 


Erbrecht  der  Schwestern.  227 

soene  alliecke  vode  /  vgl.  auch  2  c.  120,  wonach  Gewinagut  nach  gemeinem 
Recht  vererbt.  Und  dafür,  dass  die  Schwester  an  und  für  sich  dem  Bruder 
gleichsteht,  nur  bezüglich  des  von  den  Eltern  Herrührenden  zurückgesetzt 
sein  soll,  lässt  sich  auch  2  c.  78  geltend  machen,  wonach,  wenn  die  Schwe- 
ster, welche  aus  dem  Elterngute  nur  halben  Kopftheil  verlangen  kann,  nach 
dem  Tode  der  Eltern  mit  dem  Bruder  in  unvertheiltem  Gute  bleibt,  die- 
selbe von  dem  Gewinne  eben  so  viel  nehmen  soll,  als  der  Bruder.  Und 
dem  entspricht  es  weiter  durchaus,  wenn  nach  dem  §  1 1 29  Bemerkten 
wenigstens  vereinzelt  im  friesischen  Recht  der  Tochter  an  der  Todtschlag- 
sühne  derselbe  Theil,  wie  dem  Sohne,  zugesprochen  wird. 

1145«  Erklärt  es  sich  leicht,  dass  die  ausgesteuerte  Schwester  auch  ihre 
Geschwister  bezüglich  deren  von  den  Eltern  herrührenden  Gutes  nicht  be- 
erbte und  stimmen  in  dieser  Richtung  die  bezüglichen  Rechte  durchweg 
überein,  so  ergeben  sich  bezüglich  der  nichtausgesteuerten  Schwe- 
ster Abweichungen,  welche  meines  Erachtens  darauf  zurückzuführen  sind, 
dass  der  ihr  zukommende  halbe  Kopftheil  bald  als  Erbtheil,  bald  als  Aus- 
steuer behandelt  wurde. 

Im  erstem  Falle  musste  sich  nach  unsern  Annahmen  halber  Kopf- 
theil bei  Beerbung  von  Geschwistern  ergeben.  War  die  erbab- 
findende Aussteuerung  ursprünglich  zweifellos  nur  ein  Recht  der  Eltern 
und  sollte  die  von  diesen  nicht  ausgesteuerte  Tochter  auch  nach  Eltern  volles 
Erbrecht  haben,  so  fehlte  natürlich  jeder  Grund,  sie  bei  Beerbung  von  Ge- 
schwistern zurückzusetzen.  Anders,  wenn  sich  nun  nach  unserer  Annahme 
$  1136  im  Anschlüsse  an  den  üblichen  Betrag  der  Aussteuer  die  Ansicht 
feststellte,  dass  Töchtern  überhaupt  nur  halber  Kopftheil  vom  Gute  der  El- 
tern gebühre.  Beerbt  eine  Tochter  die  Eltern  neben  zwei  Söhnen ,  so  er- 
hält sie  8/15,  jeder  der  Söhne  %5.  Stirbt  dann  einer  ihrer  Brüder  kinderlos, 
so  handelt  es  sich  um  die  Weitervererbung  des  dadurch  wieder  frei  wer- 
denden Elternguts.  Liess  man  nun  die  Schwester  zu  gleichem  Rechte  mit 
dem  Bruder  erben,  so  hatte  sie  6/15,  also  mehr  als  halben  Kopftheil.  Schloss 
man  sie  vom  Erbe  nach  dem  Bruder  aus ,  so  verblieben  ihr  nach  wie  vor 
nur  3/15,  also  weniger,  als  der  halbe  Kopftheil.  Es  war  daher  von  jener 
Auffassung  aus  durchaus  folgerichtig,  ihren  Antheil  aus  dem  Nachlasse  des 
verstorbenen  Bruders  nur  so  zu  ergänzen,  wie  er  sich  gestaltet  haben  würde, 
wenn  der  Verstorbene  schon  beim  Tode  der  Eltern  nicht  vorhanden  ge- 
wesen wäre.  Liess  man  sie  auch  nach  dem  Bruder  nur  halben  Kopftheil 
nehmen,  erhielt  sie  von  den  %5  des  Verstorbenen  2/16,  der  überlebende 
Bruder  4/i5>  so  hatte  sie  nun  6/15  oder  das  volle  Drittel,  wie  es  ihr  zuge- 
kommen sein  würde,  wenn  sie  von  vornherein  die  Eltern  nur  mit  einem 
Bruder  beerbt  haben  würde. 

Diese  folgerichtige  Gestaltung  finde  ich  mit  voller  Bestimmtheit  aus- 
gesprochen im  Landrecht  vonSelwerd  bei  Groningen  von  1529,  ed.  Feith  5. 
Der  eine  Bruder  vererbt  auf  den  andern  und  nicht  auf  die  ausgesteuerte 
Schwester;  sind  aber  Schwestern  nicht  ausgesteuert,  so  stehen  zwei  Schwe- 
stern gegen  einen  Bruder.  Ebenso  heisst  es  im  Landrecht  des  Oldenamt  3, 
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1145]  S  84,  v.  d.  Vorm  446 ,  dass  beim  Mangel  von  Nachkommen  Ge- 
schwister erben,  und  zwar  die  Schwester  mit  einer ,  der  Bruder  mit  zwei 
Händen.  Dann  im  Ostfriesischen  Landrecht,  in  welchem  wir  $  1 137  auch 
sonst  aufs  bestimmteste  ausgesprochen  fanden,  dass  die  nichtausgesteuerte 
Schwester  gegenüber  dem  Bruder  Anspruch  auf  halben  Kopftheil  als  Erb- 
theil  hat.  So  ist  2  c.  56  gesagt,  dass  die  Schwester  nicht  blos  von  den  El- 
terngütern,  sondern  von  allen  Stammgütern,  welche  auf  Brüder  und  Schwe- 
stern verfallen,  halben  Theil  gegen  den  Bruder  nimmt  Und  auch  wenn  die 
Brüder  die  Schwester  inzwischen  vom  Elterngute  abgetheilt  haben,  beein- 
trächtigt das  ihr  halbes  Erbrecht  nach  Geschwistern  oder  unbeerbten  Ge- 
schwisterkindern nicht.  Erben  Brüder  und  Schwestern  zusammen,  so  nimmt 
nach  2  c.  125  die  Schwester  immer  den  dritten  Theil  gegen  den  Bruder: 
se  sy  affgedeelt  van  den  broder  eder  nicht  Ebenso  nimmt  nach  2  c.  118, 
wenn :  de  süster  is  van  dem  he  er  de  eder  vam  broeder  afgedeelt  van  er  er  61- 
dem  gliederen,  dieselbe  trotzdem  noch  immer  vollen  Schwestertheil  von  dem 
nach  Geschwistern  oder  deren  Nachkommen  verfallenden  Erbe. 

1146.  Dagegen  findet  sich  nun  auch  wohl  in  solchen  Rechten,  welche 
der  nichtausgesteuerten  Tochter  halben  Erbtheil  zusprechen,  Ausschluss 
der  abgetheilten  Schwester  vom  Erbe  nach  Geschwistern; 
sie  hat  ein  Recht,  halben  Kopftheil  vom  Erbe  der  Eltern  zu  verlangen,  aber 
keine  weitern  Ansprüche  auf  das  bei  der  Theilung  an  die  Brüder  gekom- 
mene Elterngut,  kein  Recht  auf  Bekfeng  oder  Rückgriff.  So  heisst  es  ganz 
bestimmt  im  Brokmerbriefe  $  1 1 8  und  entsprechend  im  Emsiger  Pfenning- 
schuldbuche  $  49,  Richth.  Q.  167,  207 :  Alder  tuene  brothere  ene  susiere 
ui  beide  and  thi  othere  sterwe,  sa  Jeff  hii  sine  brothere  and  thiu  süster  ne 
deth  nenne  beefeng.  Dem  entspricht  es  dann  weiter  im  Gegensatze  zu  den 
früher  angeführten  Angaben,  wenn  es  im  Ostfriesischen  Landrechte  2  c. 
122,  vgl.  auch  1  c.  128,  heisst:  Wann  ein  süster  uthgeboedelt  und  affge- 
deelt is,  so  mach  se  geen  backfanck  doen,  alse  dat  is  unbetagen,  dat  is,  se 
mach  nich  weder  tasten  an  den  broeder  0/  broederkinderen  naege taten  glie- 
dern. 

Der  sich  da  ergebende  Gegensatz  wird  kaum  darauf  zurückzuführen 
sein,  dass  es  sich  hier  um  die  von  den  Eltern  ausgesteuerte,  dort  um  die 
erst  von  den  Brüdern  abgetheilte  Schwester  handelte,  da  auch  hier  aus- 
drücklich von  Abtheilung  die  Rede  ist.  Es  dürfte  zu  beachten  sein,  dass 
wir,  wie  hier,  auch  sonst  nicht  selten  auf  Widersprüche  im  Ost  frie- 
sischen Landrecht  stossen.  Das  Recht  des  Landes  war  zur  Zeit  der 
Abfassung  um  1  5 1 5  kein  einheitliches  und  ist  zum  Theil  auch  dann  kein 
einheitliches  geworden.  Bezüglich  des  ehelichen  Güterrechts  ist  2  c.  109. 
165  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  das  Recht  der  Emsiger,  Brokmer, 
Mormer  und  Oberledinger  ein  anderes  sei,  als  das  Recht  von  Aurich,  Nor- 
den, Reiderland  und  Harlingen.  Von  diesen  Rechten  haben  sich  lediglich 
von  denen  der  Emsiger  und  Brokmer  altere  Aufzeichnungen  erhalten.  Es 
fehlt  jeder  Grund  zu  der  Annahme,  dass  das,  was  im  Land  rechte  von  diesen 
abweicht,  nicht  gleichfalls  auf  althergebrachtes  Recht,  sondern  lediglich  auf 
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die  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  Grafen  Edzard  zurückgehe.  Das  ergibt 
sich  aufs  bestimmteste  daraus,  dass  solche  Bestimmungen  sich  oft  nicht  blos 
sonstigen  friesischen,  sondern  auch  den  nö herverwandten  dänischen  und 
schwedischen  Rechten  aufs  engste  anschliessen.  Wir  haben  anzunehmen, 
dass  man  da  bei  der  Abfassung  das  Recht  anderer  ostfriesischer  Stämme 
gegenüber  dem  der  Emsiger  und  Brokmer  bevorzugte.  Hatte  man  sich  dann 
aber  sichtlich  wieder  vielfach  an  die  älteren  Aufzeichnungen  dieser,  wie  an 
die  allgemeineren  friesischen  Quellen  gehalten,  ist  überdies  dem  ursprüng- 
lichen Text  später  Vieles  aus  verschiedenen  Quellen  willkürlich  zugefügt, 
vgL  Wicht  Vorbericht  196  fr.,  RichthofenQ.  xix,  so  kann  es  nicht  auffallen, 
wenn  sich  in  dem  Landrechte,  wie  es  uns  vorliegt,  manche  widerspre- 
chende Angaben  finden.  Ergibt  sich  dann  aber  durchweg ,  dass  die  einen, 
wie  die  andern  auf  altfriesisches,  nur  verschieden  weiter  entwickeltes  Recht 
zurückgehen  müssen,  so  dürfen  wir  auch  schliessen,  dass  diejenigen,  welche 
den  Rechten  der  Brokmer  und  Emsiger  nicht  entsprechen,  althergebrachtes 
Recht  anderer  der  später  zur  Grafschaft  Osfriesland  vereinigten  Stämme  ge- 
wesen sein  werden.  Und  dann  ergibt  sich  nicht  selten,  dass  nach  Massgabe 
derVergleichung  der  Gesammtheit  der  friesischen  Rechte  die  Bestimmungen 
des  ostfriesischen  Landrechts  einer  altern  Entwicklungsstufe  angehören 
müssen,  als  die  Rechte  der  Brokmer  und  Emsiger. 

So  auch  hier.  Sahen  wir  uns  auf  eine  Entwicklung  hingewiesen,  wo- 
nach bei  der  nicht  schon  von  den  Eltern  ausgesteuerten  Tochter  von  blosser 
Aussteuer  überhaupt  nicht  die  Rede  war,  dieselbe  vielmehr  anfangs  einen 
vollen,  dann  einen  halben  Brudertheil  als  Erbtheil  zu  beanspruchen  hatte, 
so  fehlte  auch  jede  Veranlassung,  die  von  den  Brüdern  abgetheilte  Schwester 
von  dem  Erbe  nach  Geschwistern  auszuschliessen ,  während  es  sich  nach 
dem  früher  Bemerkten  durchaus  erklärt,  wenn  sie  auch  dann  nur  halben 
Brudertheil  nimmt.  Dem  entsprechen  noch  jene  Angaben  des  Ostfriesischen 
Landrechts.  Finden  wir  dann  ebenso,  wie  in  den  Rechten,  welche  schlecht- 
weg den  Ausschluss  der  Tochter  und  Schwester  aussprechen,  auch  in  sol- 
chen, welche  der  unausgesteuerten  Tochter  Drittelsrecht  zugestehen ,  den 
Ausschluss  der  abgetheilten  Schwester  bei  Beerbung  von  Geschwistern  aus- 
gesprochen, so  kann  das  nur  zurückgehen  auf  die  Auffassung  der  Her- 
ausgabe des  Erbtheils  als  Aussteuerung,  wie  sie  sich  zweifellos 
erst  auf  einer  weitern  Entwicklungsstufe  geltend  gemacht  haben  kann. 

Wir  sahen  S  1 104  ff.,  wie  das  ursprünglich  nur  den  Eltern  zustehende 
Recht  erbabfindender  Aussteuerung  sich  allerdings  nicht  überall,  aber  doch 
in  vielen  Rechten  auf  Brüder  ausdehnte.  In  den  friesischen  Rechten  mit 
Drittelsrecht  musste  es  besonders  nahe  liegen,  mit  der  Zeit  die  Herausgabe 
des  halben  Kopftheils  durch  die  Brüder  als  Aussteuer  zu  fassen  und  auf 
dieselbe  die  Wirkungen  auszudehnen,  welche  die  erbabfindende  Aussteuer 
durch  Eltern  gehabt  haben  würde.  Mochte  diesen  dabei  eine  gewisse  Frei- 
heit gelassen  sein,  so  glaubten  wir  doch  S  1 138  annehmen  zu  sollen,  dass 
auch  die  Aussteuerung  durch  Eltern  dem  halben  Kopftheil  entsprechen 
sollte,  dass  demnach  Betrag  des  Erbtheils  und  der  Aussteuer  sich  von  vorn- 
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1146]  herein  entsprachen.  Die  beim  Tode  der  Eltern  nicht  ausgesteuerte 
Schwester  blieb  wohl  durchweg  zunächst  mit  dem  Bruder  in  unvertheiltem 
Gute  sitzen,  während  ihr  der  Erbtheil  erst  bei  ihrer  Verheirathung  über- 
geben wurde ,  wie  das  für  die  Aussteuerung  durch  Eltern  ebenso  zutraf. 
Hatte  der  Bruder  das  Vorrecht,  den  Haupthof  zu  behalten,  musste  damit 
das  noch  ungetheilte  Elterngut  als  zunächst  in  seiner  Were  befindlich  er- 
scheinen, und  wurde  ihm,  vgl.  §  1 1 37,  im  Anschluss  daran  die  Befugniss 
zugestanden,  der  Schwester  vom  Elterngute  das  zuzuweisen,  was  bei  Be- 
wirthschaftung  des  Hofes  leichter  entbehrlich  war,  so  musste  das  Alles  die 
Auffassung  fördern ,  dass  es  sich  bei  der  Herausgabe  des  Erbtheils  durch 
BrUder  weniger  um  eine  Erbtheilung,  als  um  eine  Aussteuerung  durch  die 
Brüder  handle. 

Das  scheint  auch  im  Sprachgebrauche  zum  Ausdruck  zu  kommen.  Ist 
im  Ostfriesischen  Landrechte  durchweg  von  einem  Abtheilen  durch  Brü- 
der die  Rede,  so  bedienen  sich  die,  Brokmer  und  Emsiger  Quellen,  wie  bei 
Eltern,  auch  bei  Brüdern  durchweg  des  Ausdruckes  Utbelda,  Aussteuern, 
was  ja  insofern  ohne  Bedeutung  ist,  als  die  nichtausgesteuerte  Schwester 
jedenfalls  Recht  auf  einen  halben  Kopftheil,  sei  es  nun  als  Erbtheil ,  sei  es 
als  Aussteuer  hatte. 

Dagegen  konnte  es  nun  Bedeutung  gewinnen  bezüglich  des  weitern 
Erbrechts.  Die  von  den  Eltern  ausgesteuerte  Tochter  war  für  alle  An- 
sprüche auf  das  Elterngut,  welches  unmittelbar  oder  durch  Geschwister  auf 
sie  hotte  vererben  können ,  abgefunden ;  nur  ganz  vereinzelt  fanden  wir 
§  1 138  in  Drenthe  eine  Bestimmung,  wonach  beachtet  wurde,  dass  durch 
das  Vorversterben  von  Geschwistern  der  Erbtheil,  für  den  abgefunden  war, 
sich  nachträglich  vergrössern  konnte ,  und  dann  eine  Ausgleichung  billig 
war.  War  nun  aber  ursprünglich  wohl  die  von  den  Eltern  ausgesteuerte, 
nicht  aber  die  von  den  Brüdern  abgetheilte  Schwester  vom  Erbe  nach  Ge- 
schwistern ausgeschlossen ,  so  konnte  sich  das  ändern,  seit  die  Auffassung 
Platz  gegriffen  hatte,  dass  die  Herausgabe  des  Erbtheils  durch  BrUder  ebenso 
als  endgiltig  abfindende  Aussteuer  zu  betrachten  sei,  als  die  Aussteuerung 
durch  Eltern.  Dann  galt  die  abgetheilte  Schwester  auch  für  das  elterliche 
Erbgut  abgefunden,  welches  nachträglich  Geschwister  hinterliessen ;  sie 
konnte  überhaupt  keinen  Rückgriff  mehr  thun,  es  kam  ihr  auch  kein  halber 
Kopftheil  am  Nachlass  von  Geschwistern  mehr  zu. 

1147.  Eine  dem  Gesagten  ganz  entsprechende  Entwicklung  wird  nun 
auch  bezüglich  des  Rückfalls  der  unbeerbten  Aussteuer  anzu- 
nehmen sein.  Wir  wiesen  §1120  bereits  im  allgemeinen  daraufhin,  wie 
die  Aussteuer  als  Schenkgut  beim  Fehlen  von  Nachkommen  der  Ausge- 
steuerten an  den  Schenker  oder  dessen  Erben  zurückfallen  sollte ,  also  bei 
Fehlen  der  Eltern,  welche  ausgesteuert  hatten,  an  deren  Erben.  Zu  diesen 
aber  gehörten  ausgesteuerte  Töchter  nicht  mehr,  wohl  aber  ausser  den 
Söhnen  die  nichtausgesteuerten  Töchter. 

Dem  entsprechen  durchaus  die  Angaben  des  Ostfriesischen  Landrechts, 
in  dem  sich  auch  hier  wegen  der  Beachtung  des  Unterschiedes 
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zwischen  abgetheilten  und  nichtabgetheilten  Schwestern 
die  ältere  Entwicklungsstufe  erhalten  haben  muss.  Nach  2  c.  1 13. 1 14  fällt 
die  unbeerbte  Aussteuer  zunächst  nicht  an  Geschwister,  sondern  an  die 
noch  lebenden  Eltern,  welche  sie  gegeben  hatten.  Sind  aber  die  Eltern  vor- 
verstorben, und  stirbt  dann  nach  2  c.  1 20  die  Tochter  ohne  Kinder  gehabt 
zu  haben,  vgl.  S  1 143,  so  dass  ihr  Gut  unbeerbt  ist :  so  valt  id  up  den  heert, 
dai  is,  up  denjennen,  de  noch  van  den  hert  nicht  afgedelet  sinnen,  also  woll 
up  süster  und  süsterkinder,  als  up  broeder  und  broederkinder.  Ist  damit  also 
die  Schwester  als  solche  von  der  ruckfallenden  Aussteuer  nicht  ausge- 
schlossen, so  soll  das  freilich  nach  den  folgenden  Angaben  nicht  blos  die 
von  den  Eltern  ausgesteuerte,  sondern  auch  die  von  den  Brüdern  abgetheilte 
Schwester  treffen:  und  dat  valt  oek  nicht  up  de  süstern,  want  se  van  den 
heert  afgedeelet  sinnen,  off  dat  oir  ore  bescheiden  deel  is  thogewieset,  dan 
de  süstern  sint  nicht  geheerdet ,  wan  se  afgedeelt  syn,  dann  allene  de  broe- 
ders  und  broederkindern ;  während  dann  noch  hinzugefügt  wird :  und  dat 
is  alle  eens,  off  de  olders  hebten  de  dochters  van  dem  heerde  den  bruitschatt 
gegeven,  eder  de  broeder s  offoerekinder.  Das  Alles  soll  ebenso  zutreffen  für 
die  unbeerbte  Aussteuer  des  Bruders :  wente  dat  is  all  eens,  off  dat  vorvalt 
van  den  broeder  oder  van  der  süster. 

Es  ist  das  ebenso  ausgesprochen  im  Emsiger  Pfenningschuldbuch  §22, 
Richth.  Q.  200;  wie  der  unbeerbte  Nachlass  derFethe,  der  Vaterschwester, 
fällt  auch  der  des  Fedria,  des  Vaterbruders,  nicht  an  die  sippeste  Hand,  son- 
dern an  den  Heerd,  von  dem  er  gekommen.  Beide  Geschlechter  erscheinen 
also  in  dieser  Richtung  noch  ganz  gleichgestellt ;  die  unbeerbte  Aussteuer 
von  Brüdern,  wie  Schwestern,  fallt  an  die  Brüder  und  nichtabgetheilten 
Schwestern. 

Ist  in  den  friesischen  Rechten  von  abgefundenenBrüdern  selten 
die  Rede,  so  wird  das  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  der  Sohn  immer 
vollen  Sohnstheil  beanspruchen  konnte,  auch  wenn  ihm  die  Eltern  einen  ge- 
ringeren Theil  gegeben  hatten ;  so  heisst  es  etwa  im  Landrecht  von  Selwerd 
ed.  Feith  7,  dass  der  von  den  Eltern  berathene  Sohn  wiedereinzuwerfen 
hat,  wenn  er  theilen  will,  während  sich  der  Ausschluss  vom  Erbe  der  Eltern 
durchweg  nur  für  die  ausgesteuerte  Tochter  ausgesprochen  findet.  Die 
obigen  Angaben  weisen  denn  auch  daraufhin,  dass  der  volle  Kopftheil,  den 
der  Bruder  erhalten,  lediglich  als  Erbtheil  gefasst  erscheint,  der  sein  Recht 
an  dem,  was  weiterhin  an  den  Heerd  zurückfällt,  nicht  ausschliesst;  dass  da- 
gegen die  Herausgabe  des  halben  Kopftheiles  an  die  Schwester  wenigstens 
ia  dieser  Richtung  als  abfindend  betrachtet  wird ,  so  dass  nur  noch  nicht- 
abgetheilte  Schwestern  Recht  auch  auf  die  rückfallende  Aussteuer  der 
Schwester  haben,  während  bei  Beerbung  des  Bruders  nach  2  c.  118,  vergl. 
S  1145,  aucn  die  Schwester,  welcher  die  Brüder  ihr  Erbtheil  nach  den  El- 
tern herausgegeben  haben,  dennoch  ihren  halben  Kopftheil  nimmt. 

Dagegen  ergibt  sich  nun  in  andern  Quellen  Nichtbeachtung  des 
Unterschieds  zwischen  nichtabgetheilten  undabgetheilten 
Schwestern;  die  Schwester  schlechtweg  ist  von  der  rückfallenden  Aus- 
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1147]  Steuer  durch  Brüder  und  deren  Nachkommen  ausgeschlossen.  Und 
da  das  dann  auch  die  Nachkommen  der  Schwestern  trifft,  so  ergibt  sich  da- 
mit Ausschluss  des  Weibsstammes  durch  den  Mannsstamm 
beim  Rückfall  der  Aussteuer. 

Im  Brokmerbriefe  S  121  findet  sich  nur  die  allgemeine  Angabe,  dass 
Bernlasa  fetha  lawa,  der  unbeerbte  Nachlass  der  Vaterschwester,  dahin  zu- 
rückfalle, wo  er  hergekommen.  Genauer  ist  dann  im  Emsiger  Pfenning- 
schuldbuche  §  22  (15),  Richth.  Q.  199,  als  Ausnahme  von  der  Vererbung 
nach  der  Nahe  des  Knies  angegeben,  dass  die  Aussteuer  der  Schwester,  die 
kein  lebensfähiges  Kind  geboren,  so  zurückfällt,  dass  auch  ein  Kindeskind 
des  Bruders  dieselbe  nimmt  unter  Ausschluss  der  noch  lebenden  Schwester, 
wie  das  ebenso  in  den  Emsiger  Busstaxen  §  30,  Richth.  Q.  236,  gesagt  ist. 
Aber  ebenso  auch,  zweifellos  im  Anschluss  an  diese  Emsiger  Quellen ,  im 
Ostfriesischen  Landrecht  2,  1 1 1,  obwohl  sich  damit  auch  hier,  vgl.  §  1 146, 
ein  Widerspruch  gegen  die  früher  besprochene  Angabe  desselben  ergibt. 

Entsprechende  Angaben  finden  sich  in  den  Ommelander  Rechten.  So 
heisst  es  im  Fivelgoer  Erbrecht  $  9.  14  und  übereinstimmend  im  Lange- 
wolder  S  8.  24,  Richth.  Q.  305.  373:  Sperehandt  vervaet  spillehandt  in  de 
ffeia  and  oldemoeders  arffenisse ;  daer  vervaet  de  neve  des  doden  suster ; 
und  weiter:  Sperehandt  enwinth  niet  Suiten  denn  ffetaffeng ;  daer  voervaet 
die  neve  des  dooden  suster.  Dass  da  die  erste  Angabe  nicht  mit  dem  Her- 
ausgeber, vgl.  auch  Amira  Erbenf.  1 90,  so  abzutheilen  ist,  dass  sich  daraus 
allgemeiner  Ausschluss  der  Spindelhand  durch  die  Speerhand,  der  Weiber 
und  des  Weibsstamms  durch  den  Mannsstamm  ergeben  würde,  zeigt  schon 
die  zweite  Angabe.  Die  Stellen  ergeben  vielmehr,  dass  im  allgemeinen  der 
Mannsstamm  kein  Vorrecht  hat,  während  die  Ausnahme  sich  daraus  erklart, 
dass  der  unbeerbte  Nachlass  der  Fethe,  der  Vaterschwester,  als  Aussteuer 
nicht  an  deren  Schwester,  sondern  nur  an  den  Bruder  oder  dessen  Nach- 
kommen fällt,  so  dass  da  der  Neffe  die  Schwester  ausschliesst.  Dem  ent- 
sprechend wird  denn  auch  im  Fredewolder  Erbrecht  S  6. 7,  Richth.  Q.  382, 
gerade  auch  für  die  Aussteuer,  die  Fletiefta,  betont,  dass  nur  bei  der  unbe- 
erbten die  Schwerthand  die  Spindelhand  verfängt,  während  die  beerbte  auf 
die  sippeste  Hand,  also  auch  auf  Weiber  und  Weibsstamm  vererbt.  Nicht 
verständlich  ist  mir  allerdings  die  Erwähnung  auch  der  Oldemoder  in  der 
ersten  jeher  Stellen,  da  das  Gut  einer  Grossmutter  ja  nie  ein  unbeerbtes  ge- 
wesen sein  konnte ;  während  die  Angabe  allerdings  dem  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte entsprechen  würde,  wenn  es  sich  um  den  unbeerbten  Nach- 
lass einer  Grossmutterschwester  handelte,  bei  der  der  Grossneffe  seine  Gross- 
tante ausschloss. 

Dürfte  die  Aussteuer,  wenn  die  Eltern  gestorben,  ursprünglich  auf  alle 
für  ihr  Erbrecht  noch  nicht  abgefundenen  Kinder,  also  auch  auf  nichtaus- 
gesteuerte Schwestern  vererbt  sein,  so  wird  der  Umstand,  dass  man  mehr 
und  mehr  die  nachträgliche  Abtheilung  durch  Brüder  als  abfindende  Aus- 
steuer betrachtete,  es  veranlasst  haben,  zunächst  auch  der  abgetheilten  Schwe- 
ster kein  Recht  mehr  auf  die  rückfallende  Aussteuer  zuzugestehen;  was 
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dann  leicht  dazu  führen  konnte,  dass  man  den  da  eingreifenden,  in  der  An- 
gabe des  Ostfriesischen  Landrechts  noch  festgehaltenen  Unterschied  ausser 
Acht  liess,  die  rückf allende  Aussteuer  lediglich  den  Brüdern  und  ihren 
Erben  zusprach  und  auch  der  noch  nicht  abgetheilten  Schwester  bei  späterer 
Abtheilung  lediglich  ein  Recht  auf  halben  Kopftheil  vom  Gute  der  Eltern 
zugestand,  wie  diese  es  hinterlassen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dasselbe 
sich  inzwischen  durch  rück  fallende  Aussteuern  vergrössert  hatte. 

Dieser  Rückfall  der  Aussteuer  zeigt  insbesondere  dadurch  eine  Ab- 
weichung von  der  gesammten  sonstigen  Erbenfolge,  dass  bei  ihm  das  Weib 
nicht  blos  durch  den  gleichstehenden  Mann,  durch  den  Bruder  selbst,  son- 
dern auch  durch  den  Mannsstamm,  durch  dessen  Kinder  und  Kindskinder 
aasgeschlossen  ist,  was  doch  in  der  Weise  zu  erklären  sein  dürfte,  dass  die 
Aussteuer  nur  an  die  Erben  des  Schenkers  zurückfallen  soll ,  die  Töchter 
aber  wegen  der  erhaltenen  oder  noch  zu  erhaltenden  Aussteuer  überhaupt 
nicht  mehr  als  Erben  desselben  betrachtet  wurden.  Denn  dass  hier  das  Vor- 
recht des  Mannsstammes  als  Ausnahme  zu  betrachten  ist,  ergibt 
nicht  blos  die  Fassung  der  erwähnten  Angaben  aus  den  Ommelanden,  son- 
dern auch  der  Umstand,  dass  in  andern  Fällen,  in  welchen  das  Weib  selbst 
durch  den  gleichstehenden  Mann  ausgeschlossen  ist,  sich  ein  entsprechen- 
des Vorrecht  des  Mannsstammes  nicht  geltend  macht.  So  insbesondere  bei 
Beerbung  des  kinderlosen  Bruders.  Es  ist  oft  betont,  dass  dabei  die  Schwe- 
ster zwar  durch  den  Bruder  ausgeschlossen  ist,  dagegen  ihrerseits  die  Bru- 
derskinder ausschliesst.  So  im  Oldenamter  Landrecht  2  S  1 2,  ed.  Feith  89, 
v.  d.Vorm  458:  De  broeder  sal  netnen  syns  broeders  erffnisse  und de  suster 
nicht;  mer  levet  de  broeder  nicht ,  so  sal  nemen  de  suster  oeres  broeders 
erffnisse,  unde  nicht  de  broeders  hinderen.  Und  zwar,  wie  das  Landrecht 
von  Selwerd  ed.  Feith  7  betont,  auch  dann,  wenn  sie  ausgesteuert  ist :  Eyn 
vulie  suster,  sie  is  geboedelt  ofle  niet  geboedelt,  sie  sal  die  erffnisse  ent- 
fangen van  den  broeder  und  niet  die  broederkinder.  Das  Fredewolder  Erb- 
recht S  4.  8,  Richth.  Q.  382,  betont,  dass  beim  Mangel  eines  Bruders  die 
Schwester  erbt  und  erst  beim  Fehlen  auch  einer  solchen  Bruderkinder  und 
Schwesterkinder  zu  gleichem  Rechte  erben. 

1148«  Sehen  wir  von  dem  abweichend  von  der  sonstigen  Erbenfolge 
behandelten  Rückfall  der  unbeerbten  Aussteuer  ab,  so  bestätigen  die  bisher 
besprochenen  Angaben  für  die  Seitenlinie  durchaus  die  Regel  von  den  sechs 
Händen,  insofern  nur  noch  Bruder  und  Schwester  verschieden  behandelt 
erscheinen,  dagegen  im  weitern  Kreise  Neffen  und  Nichten ,  wie  Bruder- 
kinder und  Schwesterkinder  ganz  gleichgestellte  Erben  sind.  Gehören  aber 
zu  den  sechs  Händen  ausser  den  Kindern  auch  die  Kindeskinder,  so  führt 
das  auf  die  Frage  nach  der  Beachtung  desGeschlecht  sunt  erschie- 
des  in  der  weitern  absteigenden  Linie.  Dieser  konnte  sich  bei 
Kindskindern  in  doppelter  Weise  geltend  machen.  Es  konnte  sich  eine  der 
Behandlung  von  Tochter  und  Sohn  entsprechende  Zurücksetzung  nach  dem 
Geschlechte  des  Stammes  ergeben,  der  Tochterkinder  hinter  Sohneskinder ; 
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1148]  weiter  aber  überdies  nach  dem  Geschlechte  der  Person  eine  Zurück- 
setzung der  Kindstöchter  hinter  Kindssöhnen. 

AmiraErbenf.  165  weist  bezüglich  der  Einbeziehung  der  Kinds- 
kinder in  die  sechs  Hände  darauf  hin,  dass  zweifellos  im  Anschlüsse 
an  althergebrachten  Sprachgebrauch  immer  von  sechs  Händen  die  Rede 
ist,  wobei  Vater  und  Mutter,  Bruder  und  Schwester  auseinandergehalten 
werden,  nicht  aber  Tochter  und  Sohn,  so  dass  die  Annahme  nahe  liegt,  es 
seien  ursprünglich  nur  diese  genannt  worden,  während  man  dann,  als  nach- 
trägliche Aenderungen  auch  die  Kindeskinder  als  zum  betreffenden  Kreise 
gehörig  erscheinen  Hessen,  Kinder  und  Kindeskinder  als  je  eine  Hand  zählte, 
um  die  hergebrachte  Sechszahl  nicht  zu  stören.  An  und  für  sich  kann  der 
Schluss  gewiss  als  ein  wohlberechtigter  erscheinen.  Und  wenn  die  Bedeu- 
tung des  engern  Kreises  der  sechs  Hände  insbesondere  auch  darin  gesucht 
wurde,  dass  über  denselben  hinaus  der  Geschlechtsunterschied  keine  Wir- 
kung mehr  üben  sollte,  so  sähen  wir  uns  damit  auf  eine  frühere  Stufe  hin- 
gewiesen, auf  welcher  wohl  die  Tochter  gegen  den  Sohn  zurückgesetzt 
war,  dagegen  Sohneskinder  mit  Tochterkindern  noch  zu  gleichem  Rechte 
erbten.  Und  dann  liegt  es  weiter  nahe,  das  mit  Amira  mit  der  §  1 126  be- 
sprochenen Angabe  der  Lex  Frisionum  in  Verbindung  zu  bringen,  nach 
welcher  das  Wehrgeld  des  vom  Bruder  erschlagenen  Bruders  nur  an  sechs 
genannte  Verwandtschaftsklassen  fällt,  als  welche  ausser  Eltern  und  Ge- 
schwistern wirklich  nur  noch  Sohn  und  Tochter  genannt  werden,  was 
es  zu  bestätigen  scheint,  dass  erst  in  der  Zwischenzeit  sich  der  Kreis  der 
sechs  Hände  auch  auf  Kindskinder  ausgedehnt  habe. 

Aber  wenigstens  das  Zutreffen  dieser  Folgerung  scheint  durch  einen 
andern  Umstand  bestimmt  ausgeschlossen  zu  sein.  Die  sich  in  der  Regel 
von  den  sechs  Händen  aussprechende  eigenthümliche  Ausdehnung  der 
Stellung  der  Kinder  auf  die  Kindskinder  und  zwar  nur  auf  diese,  finden 
wir  ebenso  in  den  Rechtsgruppen ,  welche  sich  auch  in  anderen  Verhält- 
nissen der  friesischen  nächstverwandt  zeigen,  in  der  dänischen,  schwedi- 
schen und  rhatischen;  insbesondere  wird  sich  ergeben,  wie  der  gleichfalls 
nur  noch  die  Kindskinder  einschliessende  engere  Kreis  der  dänischen  Fram- 
erben  den  friesischen  sechs  Händen  in  der  Abgränzung  der  spätem  Quellen 
sachlich  so  genau  entspricht,  dass  da  ein  Zurückgehen  auf  gemeinsame 
nähere  Wurzel  nicht  wohl  zu  bezweifeln  ist.  Sachlich  muss  der  engere 
Kreis  der  sechs  Hände  bereits  vorhanden  gewesen  sein,  ehe  die  friesischen 
Rechte  sich  von  den  näherverwandten  schieden,  so  dass  die  spätere  Aus- 
dehnung sich  nicht  erst  nach  der  Zeit  der  Aufzeichnung  der  Lex  Frisionum 
ergeben  haben  kann.  Kommt  hinzu,  dass,  wie  S  1126  bemerkt,  es  sich  in 
der  Lex  nur  um  eine  auf  einen  Einzelfall  berechnete  Aufzählung  handelt, 
die  zu  weitern  allgemeinen  Schlüssen  auf  die  Erbenfolge  nicht  berechtigt, 
so  haben  wir  um  so  bestimmter  von  den  Angaben  der  späteren  Quellen 
auszugehen,  als  sich,  wie  gesagt,  ergeben  wird,  dass  dieselben  sich  der  Ge- 
staltung in  andern,  in  geschichtlicher  Zeit  örtlich  ganz  getrennten  Rechts- 
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gruppen  in  auffallendster  Weise  anschliessen  und  damit  auf  Zurückgehen 
auf  vorgeschichtliche  Zeit  hinweisen. 

1149.  Erscheinen  die  Kindskinder  in  den  Kreis  der  sechs  Hände  ein- 
bezogen, ist  damit  ausgesprochen,  dass  auch  sie  noch  nicht  einfach  nach 
Köpfen  erben,  so  kann  es  sich  dabei,  da  Linie  und  Grad  hier  keinen  Unter- 
schied begründen  können ,  nur  um  eine  mit  dem  Geschlechte  zusammen- 
hängende Rechtsverschiedenheit  handeln.  Und  das  bestätigt  sich  durch  eine 
Zurücksetzung  der  Tochterkinder  hinter  Sohneskinder, 
die  der  Zurücksetzung  der  Töchter  gegen  Söhne  entspricht.  Wenigstens 
ia  den  Rechten,  welche  der  Tochter  ausdrücklich  halben  Kopftheil  zu- 
sprechen, ist  mehrfach  ausdrücklich  gesagt,  dass  auch  ihre  Kinder  nur  solchen 
gegen  die  Bruderkinder  nehmen. 

So  im  Recht  von  Drenthe  von  1 557  S  58,  ed.  Gratama  84:  Kintfän- 
deren  stillen  staen  in  die  stede  hairder  olderen,  daer  hair  vaeder  offte  moe- 
ier  in  beervei  is  geweest,  die  broeders  mitt  iwee  ende  die  susters  mit  eyner 
handi.  Nach  Ostfriesischem  Landrecht  2  c.  4  nehmen  die  Kindskinder  bis 
zum  vierten  Glied,  also  einschliesslich  Urenkeln,  Sohnstheil,  wenn  sie  vom 
Sohne,  Tochtertheil,  wenn  sie  von  der  Tochter  stammen,  da  sie  die  Stelle 
ihrer  Eltern  behalten.  Es  ist  weiter  insbesondere  in  solchen  Rechten,  in 
deren  älteren  Aufzeichnungen  von  Ausschluss  der  Tochter  die  Rede  ist, 
während  die  spätem  ihr  auch  da  ausdrücklich  halben  Kopftheil  zusprechen, 
vgl.  $  1 140,  wohl  gesagt,  dass  die  Nachkommen  ihre  Voreltern  in  infinitum 
repräsentiren  und  dass  dem  entsprechend  der  Sohn  und  seine  ihn  repräsen- 
tirenden  Nachkommen  vollen,  die  Tochter  und  ebenso  ihre  Nachkommen 
halben  Theil  erhalten;  so  in  den  Rechten  von  Groningen,  Selwerd  und 
Oldenamt,  v.  d.  Vorm  420.  444.  451. 

Dabei  haben  wir  zweifellos  Z  u  s  a  m  m  e  n  h  a  n  g  mit  dem  Eintritts- 
rechte anzunehmen.  Ist  in  vielen  friesischen  Rechten  in  der  Seitenlinie 
überhaupt  ein  Eintrittsrecht  nicht  anerkannt ,  so  fanden  wir  dem  entspre- 
chend denn  auch  $  1 147  wohl  gesagt,  dass  bei  Beerbung  von  Geschwistern 
die  Bruderkinder  durch  die  Schwester  ausgeschlossen  sind.  Dagegen  war 
nun  allgemein  für  die  absteigende  Linie  das  Eintrittsrecht  wenigstens  für 
die  Kindeskinder  ausgesprochen,  so  dass  den  Kindern  des  vorverstorbenen 
Sohnes  neben  der  Tochter  der  Antheil  ihres  Vaters,  also  zwei  Drittel ,  zu- 
kamen. Sie  hatten  dann,  wo  der  Tochter  ausdrücklich  ein  halber  Kopftheil 
zugesprochen  wird,  diesen  ihrer  noch  nicht  abgetheilten  Vaterschwester 
herauszugeben. 

Ganz  entsprechend  aber  findet  sich  in  Rechten ,  welche  zunächst  den 
Ausschluss  der  Tochter  betonen ,  auch  der  Ausschluss  durch  Sohnskinder 
ausgesprochen.  So  im  altern  Landrecht  von  Selwerd  ed.  Feith  6 :  Soens- 
kinder  vervangen  die  moyen.  Aber  sie  sollen  sie  ausstatten  vom  Grosseltern- 
gut, von  dem  sie  noch  nicht  ausgestattet  sind ;  und  wird  dann  hinzugefügt, 
dass,  wenn  sie  das  nicht  wollen,  zwei  Schwestern  einen  Brudertheil  nehmen, 
so  gibt  das  nur  einen  weitern  Beleg  für  die  $  1 140  vertretene  Annahme, 
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1149]  dass  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den  das  Drittelsrecht 
und  den  den  Ausschluss  betonenden  Rechten  nicht  bestand. 

War  aber  einmal  anerkannt,  dass  zu  Töchtern  eintretende  Sohneskin- 
der den  vollen  Kopftheil  ihres  Vaters,  zu  Söhnen  eintretende  Tochterkin- 
der nur  den  halben  Kopftheil  ihrer  Mutter  nahmen,  so  ist  es  erklärlich, 
wenn  sich  das  auf  den  Fall  ausdehnte,  dass  nur  Sohneskinder  und  Tochter- 
kinder vorhanden  waren  und  dann  nach  demselben  Massstabe  unter  sie  ge- 
theilt  wurde. 

1150.  Bestätigt  sich  damit  die  an  die  sechs  Hände  anknüpfende  Regel 
insofern  durchaus,  als  auch  Kindskinder  noch  nicht  einfach  nach  Köpfen, 
sondern  nach  dem  Stamme  erbten,  so  sollte  das  nun  nach  jener  Regel  nur 
noch  Kindeskinder  treffen,  so  dass  wir  Nichtbeachtung  des  Ge- 
schlechtsunterschiedes bei  Urenkeln  anzunehmen  hätten,  so  dass 
diese  gleich  andern  Gliedern  des  weitern  Kreises  einfach  nach  Köpfen 
erbten.  Die  angeführten,  zunächst  einer  spätem  Zeit  angehörenden  Zeug- 
nisse bestätigten  das  nun  allerdings  nicht.  Und  so  bestimmt  wir  oft  für  die 
Seitenlinie  auch  anderweitig  betont  fanden,  dass  die  Zurücksetzung  nur  noch 
die  Schwester  selbst  trifft,  Schwesterkinder  aber  Bruderkindern  ganz  gleich- 
stehen, so  fehlt  es,  so  weit  ich  sehe,  durchaus  an  entsprechenden  Einzel- 
angaben, in  welchen  ausgesprochen  wäre,  dass  wohl  noch  Tochterkinder, 
nicht  aber  mehr  Tochterkindskinder  zurückgesetzt  seien.  Haben  wir  das 
aber  zunächst  lediglich  aus  den  Angaben  über  die  sechs  Hände  zu  folgern, 
so  scheint  sich  doch  Manches  geltend  machen  zu  lassen,  was  dafür  spricht, 
dass  wenigstens  ursprünglich  jene  Angabe  durchaus  der  thatsächlichen  Er- 
benfolge entsprach,  sich  bei  dieser  überhaupt  über  die  sechs  Hände  hinaus 
keinerlei  Einfluss  des  Unterschiedes  des  Geschlechtes  der  Person  oder  des 
Stammes  mehr  geltend  machte. 

Dafür  spricht  zunächst ,  dass  ich  auch  für  die  friesischen  Rechte  u  r- 
sprüngliche  Beschränkung  des  Eintrittsrechtes  auf  Enkel 
nicht  bezweifeln  möchte.  Nehmen  Sohneskinder  vollen,  Tochterkinder 
halben  Kopftheil,  so  hängt  das  zweifellos  damit  zusammen,  dass  sie  als  für 
den  betreffenden  Elterntheil  eintretend  behandelt  werden.  Während  aber 
in  den  meisten  Rechten  das  Eintrittsrecht  in  der  absteigenden  Linie  ein  un- 
begränztes  ist,  betonten  wir  es  bereits  S  446  als  eine  Eigenthümlichkeit  der 
Rechte  der  dänischen  Gruppe,  dass  diese  dasselbe  auch  bei  den  Brusterben 
auf  bestimmte  Grade  abgränzen.  Dabei  ist  freilich,  wie  wir  S  522  ausführten, 
zwischen  Eintrittsrecht  und  Vorfolgerecht  zu  unterscheiden.  Wenn  neben 
einem  lebenden  Sohne  nur  noch  Enkel,  nicht  auch  Urenkel  von  einem  vor- 
verstorbenen Sohne  eintraten,  so  musste  das  nicht  ausschliessen,  dass,  wenn 
nur  Urenkel  vorhanden  waren,  diese  also  zu  eigenem  Rechte  erbten ,  den- 
noch wegen  des  Nachkommenrechts,  wegen  der  Vorfolge  der  absteigenden 
Linie,  alle  Seitenverwandten,  auch  die  dem  Grade  nach  näherstehenden 
Geschwister,  durch  diese  ausgeschlossen  waren. 

Sehen  wir  nur  auf  das  Eintrittsrecht  im  engern  Sinne,  so  erscheint 
dasselbe  allerdings  in  den  uns  vorliegenden  Quellen,  vgl.  Amira  Erbenf.  172. 
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189,  durchweg  auf  die  Urenkel  ausgedehnt.  Soll  aber  nach  der  Regel  von 
den  sechs  Händen  über  Kindskinder  hinaus  schlechtweg  nach  der  Nähe  des 
Grades  und  nach  Köpfen  getheilt  werden,  so  ist  damit  ein  Eintrittsrecht 
auch  der  Urenkel  nicht  vereinbar.  Auch  das  sechste  Landrecht,  Richth.  Q. 
52,  scheint  nur  einen  Eintritt  der  Enkel  anzuerkennen,  vgl.  Amira  Erbenf. 
166.  Jedenfalls  werden  im  niederdeutschen  Texte  nur  diese  genannt.  In 
der  nicht  ganz  klaren  Fassung  der  andern  Texte  ist  allerdings  nicht  blos 
von  einem  Kinde,  sondern  von  einem  Kinde  oder  Kindskinde  die  Rede,  was 
doch  kaum  auf  den  Vater,  sondern  auf  den  vorverstorbenen  Sohn  zu  be- 
ziehen sein  dürfte;  doch  ergibt  auch  hier  wohl  der  weitere  Text,  dass  der- 
selbe ursprünglich  nur  das  Sohneskind  im  Auge  hatte,  da  in  demselben  nur 
vom  Erbe  der  Grosseltern,  und  nur  davon  die  Rede  ist,  dass  der  Vaters- 
bruder dem  Kinde  die  Theilung  bestreitet,  weil  er  ein  Knie  näher  sei ;  wie 
auch  im  Rüstringer  Texte  schliesslich  nur  betont  wird,  dass  das  Kindeskind 
dem  Nachlasse  des  Grossvaters  ebenso  nahe  ist,  wie  des  Mannes  eigenes 
Kind. 

Aehnliches  ergibt  sich  in  den  Angaben  der  Einzelrechte  über  das  Ein- 
trittsrecht; sie  deuten  durchweg  auf  eine  ursprüngliche  Fassung,  welche 
nur  Eintritt  der  Enkel  im  Auge  hatte,  während  dann  einzelne  Ausdrücke 
darauf  hinweisen,  dass  man  denselben  auch  noch  auf  Urenkel  ausdehnte. 
So  heisst  es  im  Erbrecht  von  Fivelgo  und  Hunsingo  §  7,  Richth.  Q.  325, 
lediglich,  dass  Kindskinder  bei  Beerbung  der  Grosseltern  in  Stelle  ihrer  El- 
tern stehen.  Und  ebenso  §  8 ,  dass  das  Kind  des  vorverstorbenen  Sohnes 
ebenso  nahe  zum  Erbe  ist,  als  der  lebende  Sohn.  Heisst  es  dann  aber  in 
unmittelbarem  Anschlüsse :  end  is  dath  verre  gekontert  end  geboren,  soe  is 
dat  iho  den  vier  den  geboren  off  gekomen,  soe  ensall  die  ene  vremede  up  den 
anderen  niet  arven,  so  würde  das  allerdings  darauf  führen,  dass  man  auch 
dem  im  dritten  Gliede  stehenden  Urenkel  noch  Eintrittsrecht  zugestand, 
iasofern  es  erst  dem  im  vierten  Gliede  stehenden,  also  dem  Ururenkel  ab- 
gesprochen wird.  Unmittelbarer  ergibt  sich  das  dann  freilich ,  wenn  in  der 
übrigens  übereinstimmenden  Angabe  des  Langewolder  Erbrechts  §  3,  Richth. 
Q.  373,  von  vornherein  nicht  blos  vom  Kinde,  sondern  auch  vom  Kindes- 
kinde des  Sohnes  die  Rede  ist ;  oder  wenn  es  in  den  Emsiger  Busstaxen 
S  30,  Richth.  Q.  236,  heisst,  dass  noch  der  dritte  Nachkomme  das  Erbe 
aimmt,  wie  ein  Sohn. 

Nun  würde  ich  allerdings  der  auf  nachträgliche  Ausdehnung  deuten- 
den Fassung  der  bezüglichen  Angaben  weniger  Gewicht  beilegen ,  wenn 
nicht  andere  unterstützende  Umstände  hinzukämen.  Ist  es  eine  Eigentüm- 
lichkeit der  Rechte  der  dänischen  Gruppe ,  das  Eintrittsrecht ,  wie  andere 
Vorrechte  der  absteigenden  Linie  nicht  schlechtweg  allen  Nachkommen, 
sondern  nur  bis  zu  einer  gewissen  Gränze  hin  zuzusprechen,  die  freilich 
mehrfach  so  weit  gezogen  ist,  dass  sie,  wie  schon  §  330  betont,  in  der  ab- 
steigenden Linie  selbst  keinerlei  thatsächliche  Bedeutung  mehr  haben  konnte, 
so  ist  gewiss  von  vornherein  anzunehmen,  dass  das  dem  ältesten  germani- 
schen Recht  zweifellos  fremde  Eintrittsrecht  wenigstens  da,  wo  dasselbe 
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1150]  überhaupt  begränzt  erscheint,  sich  nur  stufenweise  erweiterte  und 
ursprünglich  auf  Enkel  beschränkte.  Und  finden  wir  das  in  andern  Rechten 
der  dänischen  Gruppe  noch  später  aufs  bestimmteste  ausgesprochen,  vergl. 
S  446,  so  ist  das  gewiss  auch  in  den  friesischen  Rechten  zur  Zeit,  als  sich 
die  Regel  der  sechs  Hände  feststellte,  nicht  anders  gewesen. 

War  aber  der  Ausschluss  der  Urenkel,  wenn  den  Enkeln  einmal  Ein- 
tritt zugestanden  war,  überaus  unbillig,  so  erklärt  es  sich,  wenn  man  auch 
sie  mit  der  Zeit  nicht  ausschloss,  während  man  doch  bei  der  Seltenheit  der 
Fälle,  in  denen  das  thatsächliche  Bedeutung  hatte,  kaum  Veranlassung  fin- 
den mochte,  desshalb  die  hergebrachte  Fassung  der  Regel  der  sechs  Hände 
zu  ändern.  Und  fehlte  bei  so  weiter  Ausdehnung  für  das  Festhalten  einer 
jetzt  auf  das  dritte,  vereinzelt,  vgl.  Amira  Erbenf.  189,  auch  wohl  auf  das 
vierte  Glied  ausgedehnten  Gränze  jeder  Grund ,  so  erklärt  es  sich ,  wenn 
spätere  Quellen  da  schlechtweg  von  allen  Nachkommen  des  Sohnes  oder 
der  Tochter  reden. 

1151.  Es  liegt  uns  aber  weiter  wenigstens  in  einem  der  friesischen 
Rechte,  im  Ostfriesischen  Landrechte,  eine  Abgränzung  desEintritt s- 
rechtes  in  der  Seitenlinie  vor,  welche  meines  Erachtens  aufs  be- 
stimmteste darauf  hinweist,  dass  sie  sich  nur  auf  einer  Grundlage  so  ge- 
staltet haben  kann,  welche  lediglich  den  Enkeln  ein  Eintrittsrecht  zugestand. 
Ist  die  Abgränzung  des  Eintrittsrechts  in  der  absteigenden  Linie  eine  Eigen- 
tümlichkeit der  Rechte  der  dänischen  Gruppe,  so  wiesen  wir  schon  §  330  ff. 
und  446  darauf  hin  und  werden  bei  Besprechung  des  engern  Kreises  der 
dänischen  Gruppe  das  näher  nachzuweisen  suchen,  dass  diese  Abgränzungen, 
die  in  der  absteigenden  Linie  selbst  wegen  ihrer  weiten  Ausdehnung  viel- 
fach ohne  alle  thatsächliche  Bedeutung  waren ,  solche  dadurch  gewannen, 
dass  man  dieselbe  auch  für  das  Recht  der  Seitenlinien  als  massgebend  be- 
trachtete. Erstreckt  sich  nun  nach  Ostfries.  Landrecht  2  c.  100  das  Ein- 
trittsrecht nur  auf  Geschwisterkinder,  so  macht  schon  das  in  Rechten, 
welche  da  überhaupt  auch  in  der  absteigenden  Linie  eine  Gränze  aner- 
kennen, es  wahrscheinlich,  dass  diese  ursprünglich  nur  noch  Kindeskinder 
umfasste. 

Die  scharfe  Abgränzung  macht  sich  hier  aber  besonders  deudich  kennt- 
lich durch  das  Eingreifen  der  Verhältnisse  derHalbgeburt.  Sind 
in  vielen  friesischen  Rechten  die  Halbgeschwister  durch  Vollgeschwister 
ausgeschlossen,  so  konnte  ihr  Erbrecht  neben  andern  Freunden,  insbeson- 
dere Vollneffen,  verschieden  geregelt  werden.  In  Rechten  der  Ommelande 
erscheinen  sie  den  einen  Grad  entfernteren  Verwandten  gleichgestellt,  so 
dass  sie  mit  Vollneffen  und  Oheimen  theilen;  vgl.  §  665  und  $  1 1 39. 

Dagegen  ergeben  nun  die  genauem  Angaben  des  Ostfriesischen  Land- 
rechts  2  c.  133  ff.  eine  wesentlich  verschiedene,  schon  S  675  erwähnte  Ge- 
staltung, die  sichtlich  durch  das  Eingreifen  des  Eintrittsrechts  und  eines 
dem  entsprechenden  Vorfolgerechts  bestimmt  ist.  Kinder  von  Vollgeschwi- 
stern, aber  nur  noch  diese,  nicht  auch  Vollgeschwisterenkel,  stehen  in  Stelle 
ihrer  Eltern  und  schliessen  dem  entsprechend  Halbgeschwister  aus.  Ebenso 
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aber  stehen  auch  Kinder  von  Halbgeschwistern  in  Stelle  ihrer  Eltern  und 
schliessea  dem  entsprechend  auch  den  Oheim  und  den  Vollgeschwister- 
enkel aus,  während  dann  weiter  lediglich  noch  die  Nähe  des  Grades  mass- 
gebend ist,  so  dass  nachc.  139.  145  auch  Geschwisterenkel  durch  den  einen 
Grad  näheren  Oheim  ausgeschlossen  sind. 

Diese  Gestaltung  erklärt  sich  gewiss  nur  von  einer  Grundlage  aus,  bei 
welcher  in  der  absteigenden  Linie  lediglich  den  Kindeskindern  Eintritts- 
recht zustand.  Das  musste  allerdings  nicht  auch  entsprechenden  Eintritt  in 
der  Seitenlinie  zur  Folge  haben;  und  den  meisten  friesischen  Rechten 
scheint  ein  solcher  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regel  der  sechs  Hände, 
wonach  über  die  Geschwister  selbst  hinaus  nur  noch  der  Grad  massgebend 
sein  soll,  denn  auch  fremd  gewesen  zu  sein.  Dehnte  sich  das  aber  hier  auf 
die  Seitenlinie  in  bestimmtester  Abgränzung  auf  einen  Grad  aus,  so  ist  das 
doch  gewiss  nur  von  einer  Grundlage  aus  zu  erklären,  welche  auch  in  der 
absteigenden  Linie  noch  nicht  weiter  ging,  zumal  in  andern  Rechten  der 
dänischen  Gruppe  auch  die  weitergreifende  Abgränzung  in  der  absteigen- 
den Linie  sich  durchweg  auch  für  die  Seitenlinie  als  massgebend  ergeben 
wird. 

Hat  auf  das  ostfriesische  Landrecht  das  römische  Recht  manchen  Ein- 
fluss  geübt ,  so  läge  es  allerdings  besonders  nahe,  jene  Bestimmungen  auf 
die  Erbenfolge  Justinians  zurückzuführen.  Aber  ich  wies  schon  S  675  auf 
den  Umstand  hin,  der  das  durchaus  ausschliessen  dürfte.  Ganz  dieselbe,  der 
Behandlung  der  Halbgeburt  in  andern  germanischen  Rechten  gegenüber 
Oberaus  auffallende  Gestaltung  finden  wir  nicht  blos  in  sicilisch-normanni- 
schen  Rechten,  sondern  auch  in  manchen  rhätischen  und  lothringischen, 
dann  insbesondere  im  westmännischen  Rechte,  so  dass  von  einem  Zurück- 
gehen erst  auf  römische  Grundlage  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann.  Weicht 
das  uns  genauer  bekannte  Recht  der  Brokmer  insofern  ab ,  als  nach  dem 
Brokmerbriefe  §  109,  Richth.  Q.  166,  Halbbrüder  nicht  durch  Vollneffen 
ausgeschlossen  sind,  sondern  mit  ihnen  theilen,  so  wird  auf  das  §  1 1 46  Be- 
merkte zu  verweisen  und  anzunehmen  sein,  dass  das  Landrecht  sich  dem 
althergebrachten  Rechte  anderer  ostfriesischer  Stämme  anschloss. 

Nach  dem  Gesagten  glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  dass  der  Satz 
von  den  sechs  Händen  ursprünglich  auch  insofern  richtig  war,  als  nur  noch 
Kindeskinder  zum  Eintritt  berechtigt  waren ,  was  dann  dazu  führte ,  dass 
auch  die  Tochterkinder  nur  halben  Kopftheil  nahmen  oder  ausgeschlossen 
waren,  wie  ihre  Mutter,  während  in  den  seltenen  Fällen,  dass  nur  Urenkel 
vorhanden  waren,  das  Geschlecht  des  Stammes  nicht  mehr  berücksichtigt 
sein  wird.  Erbten  dann  noch  Kindeskinder  nicht  zu  gleichen  Kopftheilen, 
sondern  verschieden  nach  dem  Geschlechte  des  Stammes,  so  genügte  das, 
um  den  Satz  zu  rechtfertigen,  dass  erst  über  die  sechs  Hände  hinaus  allein 
die  Nähe  des  Grades  massgebend  sei. 

1152«  Finden  wir  aber  nach  dem  Gesagten  das  Geschlecht  des  Stam- 
mes beachtet,  so  scheint  im  allgemeinen  für  die  friesischen  Rechte  Nicht- 
beachtung des  Geschlechts  der  Person  bei  Kindeskindern 
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1152]  anzunehmen  zu  sein.  Waren  beim  Tode  eines  der  Grosseltern  ein 
Sohnessohn  und  eine  Sohnestochter,  weiter  ein  Tochtersohn  und  eine 
Tochtertochter  vorhanden,  so  nahmen  wegen  des  Geschlechts  des  Stammes 
jene  beiden  zusammen  zwei  Drittel,  diese  beiden  ein  Drittel  des  Nachlasses. 
Diese  konnten  dann  auf  beiden  Seiten  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht 
der  Person  getheilt  werden,  so  dass  jedes  Sohneskind  % ,  jedes  Tochter- 
kind 1|6  erhielt.  Wurde  nun  aber  auch  bei  Kindeskindern  das  Geschlecht 
der  Person  in  derselben  Weise,  wie  bei  Kindern  beachtet,  so  erhielt  der 
Sohnessohn  4/»>  die  Sohnestochter  und  der  Tochtersohn  je  %»  die  Tochter- 
tochter aber  nur  l/9.  Die  letztere  Theilungsart  werden  wir  in  den  dänischen 
Rechten  aufs  bestimmteste  ausgesprochen  finden;  werden  sie  aber  nach 
dem  weiterhin  zu  Bemerkenden  auch  in  einzelnen  friesischen  Rechten  an- 
zunehmen haben,  welche  auch  in  der  Seitenlinie  den  Geschlechtsunter- 
schied über  die  sechs  Hände  hinaus  beachten. 

Für  die  Mehrzahl  der  den  Geschlechtsunterschied  überhaupt  beachten- 
den friesischen  Rechte  aber  wird  das  nicht  anzunehmen  sein.  Denn  nicht 
allein,  dass  jede  Angabe  fehlt,  wonach  bei  Beerbung  von  Grosseltern  die 
Sohnestochter  nur  halben  Kopftheil  gegen  den  Sohnessohn  nehmen  soll. 
In  einer  Menge  von  Angaben,  vgl.  §1139  ff.,  fanden  wir  so  bestimmt  aus- 
gesprochen, dass  die  Schwester  lediglich  bei  Beerbung  der  Eltern  und  Ge- 
schwister hinter  den  Bruder  zurückgesetzt  sei,  dass  da  gewiss  auch  die 
Grosseltern  zu  nennen  gewesen  waren ,  wenn  das  ebenso  die  Enkelin  ge- 
genüber dem  Enkel  hätte  treffen  sollen.  Werden  dem  engern  Kreise  der 
sechs  Hände,  innerhalb  dessen  nicht  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grades 
getheilt  wird,  auch  die  Kindeskinder  noch  zugezählt,  so  erklärt  sich  das  ge- 
nügend aus  der  Zurücksetzung  der  Tochterkinder  hinter  die  Sohneskinder; 
es  ist  nicht  nöthig  desshalb  anzunehmen,  dass  nun  überdies  bei  diesen  auch 
das  Geschlecht  der  Person  beachtet  wurde. 

1153.  Fanden  wir  nach  dem  bisher  Bemerkten  in  den  friesischen 
Rechten,  welche  den  Geschlechtsunterschied  überhaupt  beachten,  Beschrän- 
kung der  Zurücksetzung  auf  Tochter  und  Schwester,  wird  insbesondere  in 
den  mittelfriesischen  und  den  Rechten  der  nächstanstossenden  ostfriesischen 
Rechte  der  Brokmer  und  Emsiger  das  volle  Erbrecht  schon  der  Nichte  aufs 
bestimmteste  ausgesprochen,  so  finden  wir  vereinzelt  ein  Weitergreifen  um 
einen  Grad,  eine  Ausdehnung  der  Zurücksetzung  auf  Enkel- 
innen und  Nichten,  aber  auch  nur  auf  diese. 

Das  ist  mit  jeder  nur  wünschenswerthen  Bestimmtheit  zunächst  im 
ost friesischen  Landrechte  2  c.  119  ausgesprochen.  Sind  als  Erben 
drei  Bruderkinder,  nämlich  zwei  Brudertöchter  und  ein  Brudersohn,  dann 
zwei  Schwesterkinder,  nämlich  eine  Schwestertochter  und  ein  Schwester- 
sohn vorhanden,  so  nehmen  die  Bruderkinder  zusammen  Brudertheil,  also 
zwei  Drittel,  die  Schwesterkinder  ein  Drittel  als  Schwestertheil.  Dann  aber 
wieder  davon  der  Bruderssohn  so  viel,  als  beide  Bruderstöchter,  und  die 
Schwestertochter  nur  halb  so  viel,  als  der  Schwestersohn.  Weiter  aber  macht 
sich  weder  die  Zurücksetzung  des  Geschlechts  der  Person,  noch  des  Stammes 
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mehr  geltend.  Würden  jene  fünf  Personen  nicht  Kinder,  sondern  Kinds 
kinder  von  Brüdern  und  Schwestern  sein,  so  hört  jede  Zurücksetzung  auf: 
dan  se  deelen  dat  up  vyff gelieke  deelen,  dan  dair  sinnen  vyff  personen,  als 
dree  van  dem  broeder  und  twee  van  der  süster  utgespraten,  und  Mike  per- 
sone  nimpt  allieke  voele ;  de  süsfer  nimpt  so  voele,  als  de  broeder ;  wanner 
dair  gene  süster  off  broeder  eder  broederkinder  sinnen,  so  soelen  se  to  den 
guedern  tho  gelieker  deelinge  gaen  na  id  gelall  der  persoenen  und  nick  na 
dem  stamme,  daer  se  heruth gesproeten  sinnen.  Wahrend  demnach  im  ersten 
Falle  der  Schwestertochter  nur  ein  Neuntel  zugefallen  wäre,  nimmt  bei 
gleicher  Zahl  der  Miterben  die  Schwesterenkelin  ein  Fünftel  als  vollen 
Kopftheil. 

Werden  bei  solchen  Angaben  die  Stellungen  der  Schwester  und  Tochter 
auch  sonst  nicht  bestimmter  auseinandergehalten,  so  ist  die  Angabe  gewiss 
ebenso  auf  die  Beerbung  von  Grosseltern,  als  auf  die  von  Elterngeschwi- 
stern zu  beziehen  und  anzunehmen,  dass  die  Enkelin,  wie  die  Nichte,  nur 
halben  Kopftheil  nimmt,  dagegen  die  Urenkelin  bei  Beerbung  vonUrgross- 
eltern  vollen  Kopftheil  ohne  Rücksicht  auf  Stamm  oder  Geschlecht.  Aller- 
dings würde  dem  widersprechen,  wenn  es  2  c.  4  heisst,  dass  Nachkommen 
bis  ins  vierte  Glied  nach  dem  Stamme  Sohnestheil  oder  Tochtertheil  neh- 
men, der  Unterschied  also  auch  auf  Urenkel  nachwirken  musste.  Dann  aber 
ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  bei  jener  so  genauen  Angabe 
um  die  ursprünglichere  Gestaltung  handelt.  Die  Billigkeit ,  das ,  was  von 
Enkeln  galt,  auch  auf  Urenkel  und  weitere  Nachkommen  auszudehnen,  lag 
so  nahe,  dass  es  nicht  befremden  kann,  wenn  in  spätem  Rechten  die  der 
dänischen  Gruppe  eigenthümlichen  Abgrenzungen  in  der  absteigenden  Linie, 
zumal  dieselben  da  nur  sehr  selten  thatsächliche  Bedeutung  gewinnen 
konnten,  nicht  mehr  beachtet  wurden. 

Dafür  aber,  dass  der  damit  gekennzeichnete  engere  Kreis  ursprünglich 
nicht  über  Enkel  hinausreichte,  spricht  gerade  im  ostfriesischen  Recht  der 
S  1151  besprochene  Umstand,  dass  sich  in  der  Seitenlinie  da  die  Abgren- 
zung auf  einen  absteigenden  Grad  so  überaus  scharf  kenntlich  macht.  Der 
engere  Kreis  des  ostfriesischen  Rechts  würde  sich  demnach  von  den  sechs 
Hfinden  dadurch  unterscheiden,  dass  ihm  nicht  blos  die  Geschwister,  son- 
dern auch  noch  die  Geschwisterkinder  angehörten.  Es  hat  das  dann  aber 
weiter  innerhalb  diesesK  reises  insofern  grössere  Bedeutung,  als  bei  Kindes- 
kindern nicht  blos,  wie  wir  das  $  1 1 52  für  andere  friesische  Rechte  annahmen, 
das  Geschlecht  des  Stammes,  sondern  auch  der  Person  beachtet  wurde,  was 
sich  dann  ebenso  in  der  Seitenlinie  auf  Kinder  der  Geschwister  ausdehnen 
musste.  Ueber  Kindskinder  und  Geschwisterkinder  hinaus  war  dann  aber 
hier  ebenso,  wie  bei  den  sechs  Händen,  lediglich  die  Nähe  des  Grades  ohne 
irgendwelche  Berücksichtigung  des  Geschlechtes  des  Stammes  oder  der 
Person  massgebend. 

Entsprechend  dürfte  die  Gestaltung  im  nord friesischen  Rechte 
gewesen  sein.  Heisst  es  in  der  Siebenhardenbeliebung  §  2,  Richth.  Q.  578, 
dass  Bruderskinder    in  Brudersstatt,    Schwesterkinder    in  Schwesterstatt 
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1153]  stehen,  so  ergibt  sich  jedenfalls,  dass  die  Zurücksetzung  der  Schwester 
auch  noch  ihre  Kinder  trifft.  Auf  dasselbe  mag  es  sich  zunächst  beziehen, 
wenn  in  der  Krone  der  Wahrheit  §  4,  Richth.  Q.  562,  nicht  dem  Bruder 
gegenüber  der  Schwester,  sondern  dem  Bruderthum  gegenüber  dem  Schwe- 
sterthum  zwei  Drittel  zugesprochen  werden,  während  das  auch  weiter  dahin 
zu  verstehen  sein  mag ,  dass  auch  von  den  Kindern  der  Geschwister  der 
Brudersohn  doppelten  Kopftheil  neben  der  Bruderstochter  nimmt.  Dass  die 
Zurücksetzung  nur  noch  Kinder  der  Geschwister  trifft,  nicht  weiter  reicht, 
ist  allerdings  nicht  ausgesprochen.  Aber  es  wird  mir  doch  sehr  wahrschein- 
lich, da  bei  verwandten  Bestimmungen  jene  Gränze  wohl  bestimmt  betont 
wird,  so  insbesondere  nach  der  Siebenhardenbeliebung  §  12.  16  mit  Ge- 
schwistern wohl  noch  die  Kinder,  nicht  aber  die  Kindskinder  vorverstor- 
bener Geschwister  erben. 

Jedenfalls  liegt  die  Gestaltung  im  Ostfriesischen  Landrecht  ganz  be- 
stimmt vor,  während  sich  ergeben  wird,  dass  sie  sich  ebenso  auch  in  an- 
dern Rechten  der  Gruppe  findet,  so  dass  es  sich  da  nicht  um  selbstständige 
örtliche  Entwicklung  handeln  wird.  Und  ein  solches  Weitergreifen  erklärt 
sich  ja  leicht,  sobald  einmal  feststand,  dass  Tochter  und  Schwester  nur 
halben  Kopftheil  erhalten  und  die  Kinder  in  die  Stelle  ihrer  Eltern  eintreten 
sollten.  Nahmen  Tochterkinder  nur  halben  Kopftheil,  so  lag  es  nahe,  das 
auf  Schwesterkinder  auszudehnen.  Und  ebenso  lag  es,  wenn  Enkelinnen 
unmittelbar  die  Grosseltern  oder  Nichten  den  Oheim  beerbten,  nahe,  zu 
beachten,  dass,  wenn  der  Nachlass  mittelbar  durch  die  Eltern  auf  sie  ver- 
erbt sein  würde,  die  Enkelin  und  die  Nichte  davon,  wie  von  anderm  El- 
terngut, nur  halben  Kopftheil  erhalten  haben  würden. 

Eher  könnte  es  auffallen ,  dass ,  nachdem  die  Zurücksetzung  einmal 
weitergriff,  dieselbe  nach  Enkeln  und  Geschwisterkindern  Halt  machte,  und 
man  Kinder  derselben  wieder  ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  der 
Person  und  des  Stammes  erben  Hess.  Aber  auch  das  erklärt  sich,  wenn  wir 
davon  ausgehen,  dass  es  sich  ursprünglich  um  eine  Erbenfolge  handelte, 
welche  überhaupt  die  an  das  Geschlecht  anknüpfenden  Unterschiede  nicht 
kannte,  während  dann  im  Anschluss  an  die  erbabfindende  Aussteuer  der 
Tochter  sich  damit  zunächst  nur  für  einen  engsten  Kreis  eine  in  dieser 
Richtung  abweichende  Folge  feststellte ,  die  dann  aber  im  allgemeinen  zu 
keiner  dem  entsprechenden  Umgestaltung  der. gesammten  Folge  führte.  Nur 
in  einzelnen  Rechten  setzte  sie  sich  insbesondere  in  der  Seitenlinie  um  ein 
oder  andern  Grad  fort  und  führte  damit  zu  einer  weitern  Ausdehnung  jenes 
engern  Kreises,  welche  sich,  wie  sich  ergeben  wird,  gerade  in  den  Rechten 
der  dänischen  Gruppe  desshalb  genauer  verfolgen  lässt,  weil  da  die  engere 
Gränze  der  Sonderbehandlung  sich  auch  in  der  absteigenden  Linie  in  ver- 
schiedener Weise  kenntlich  macht.  Umfasst  der  engere  Kreis,  in  welchem 
der  Geschlechtsunterschied  beachtet  wird,  in  den  friesischen  Rechten  über- 
wiegend nur  die  sechs  Hände,  so  geht  er  auch  da,  wo  sich  eine  weitere  Aus- 
dehnung zeigt,  nicht  über  Geschwisterkinder  hinaus. 
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1154.  Die  Ergebnisse  der  Erörterungen  über  das  Weiber- 
erbrecht der  friesischen  Rechte  scheinen  mir  nun  desshalb  beson- 
ders beachtungswerth  zu  sein,  weil  sie,  wie  ich  denke,  auch  ohne  alle  Be- 
achtung weiterer  Haltpunkte,  wie  sie  in  sonstigen  Rechten  geboten  sind,  an 
und  für  sich  auf  ursprüngliche  Gleichstellung  jedes  Weibes 
mit  dem  gleichnahen  Mann,  also  auch  der  Tochter  mit  dem  Sohne, 
hinweisen  würden.  Trotz  ihrer  grossen  Verschiedenheit  zeigen  doch  alle 
friesischen  Rechte  wenigstens  gegenüber  den  westgermanischen,  dann  ge- 
genüber denen  der  göthisch-norwegischen  Gruppe  so  nahe  Verwandtschaft, 
dass  wir  nicht  zweifeln  dürfen,  dass  die  Abweichungen  sich  nur  von  einer 
nähern  gemeinsamen  Grundlage  aus  entwickelt  haben  können.  Diese  müssen 
dann  allerdings,  wie  sich  ergeben  wird ,  die  danischen  und  nordschwedi- 
schen, weiter  die  rhätischen  Rechte  mit  ihr  getheilt  haben.  Aber  wir  können 
auch  von  diesen  vorläufig  ganz  absehen. 

Beruhen  die  friesischen  Rechte  überhaupt  auf  irgendeinem  nähern  ge- 
meinsamen Urrechte,  finden  wir  dann  in  ihnen  einerseits  völlige  Gleich- 
stellung der  Tochter,  andererseits  völligen  Ausschluss  derselben,  daneben 
aber  vermittelnde  Bestimmungen,  so  kann  auch  nicht  wohl  zweifelhaft  sein, 
dass  uns  da  eine  einheitliche  Entwicklungsreihe  vorliegt,  deren 
Ausgangspunkt  dann  nur  die  volle  Gleichstellung  oder  aber  der  volle  Aus- 
schluss sein  könnte.  Denn  die  Gründe,  welche  dann  dagegen  sprechen,  dass 
nicht  etwa  die  vermittelnde  Gestaltung  des  halben  Kopftheils  der  Tochter 
den  Ausgang  bildete ,  von  dem  aus  dann  die  Weiterentwicklung  einerseits 
zu  völliger  Gleichstellung,  andererseits  zu  völligem  Ausschluss  führte, 
scheinen  mir  so  nahe  zu  liegen,  dass  es  nicht  nöthig  sein  dürfte,  auch  solche, 
$  roo8  im  allgemeinen  besprochene  Möglichkeit  bestimmter  ins  Auge  zu 
fassen. 

Sind  wir  schon  bei  unsern  bisherigen  Erörterungen  von  der  An- 
nahme der  Gleichstellung  der  Weiber  als  Ausgangspunkt 
ausgegangen,  so  trafen  wir  dabei  auf  keinerlei  Schwierigkeiten.  In  mehreren 
friesischen  Rechten,  vgl.  §  1 127,  hat  sich  dann  die  ursprünglichste  Gestal- 
tung voller  Gleichstellung  von  Männern  und  Weibern  sowohl  im  engern, 
als  im  weitern  Kreise  erhalten.  Alle  friesischen  Rechte  aber  ohne  Aus- 
nahme entsprechen  dieser  ursprünglichsten  Gestaltung  noch  in  so  weit,  als 
in  keinem  das  Weib  als  solches  zurückgesetzt  ist,  im  weitern  Kreise  Mann 
und  Weib  ganz  gleichgestellt  sind,  die  Zurücksetzung  der  Weiber  sich  auf 
den  engern  Kreis  beschränkt;  vgl.  §  1 141  ff. 

Knüpft  die  Zurücksetzung  im  engern  Kreise  sich  sichtlich  an  die  Aus- 
steuer an,  so  haben  wir  von  den  Stufen  der  Entwicklung  als  nächst- 
folgende die  zu  betrachten,  wonach  die  von  den  Eltern  mit  halbem  Kopf- 
theile  abgefundene  Tochter  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist,  während  die  nicht- 
ausgesteuerte Tochter  noch  vollen  Kopftheil  erhält;  vgl.  §  1 128  ff.  Auf  einer 
dritten  Stufe  führten  nächstliegende  Gründe  dazu,  dass  auch  die  nichtaus- 
gesteuerte Tochter  nach  Eltern  und  Geschwistern  nur  halben  Kopftheil  als 
Erbtheil  erhält;  vgl.  §  1 130.   Auf  einer  vierten  Stufe  wurde  dann  der  von 
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1154]  den  Brüdern  herauszugebende  halbe  Erbtheil  nicht  mehr  als  solcher, 
sondern  als  erbabfindende  Aussteuer  betrachtet,  was  dann  insbesondere  die 
Wirkung  hatte,  dass  die  Schwestern  auch  nach  Brüdern  nicht  mehr  erbten; 
vgl.  S  1 146.  Waren  damit  die  Töchter  bereits  von  jedem  eigentlichen  Erb- 
recht ausgeschlossen,  hatten  sie  nur  noch  Anspruch  auf  eine  Aussteuer  im 
festen  Betrage  eines  halben  Kopftheils ,  so  scheint  sich  dann  in  manchen 
Rechten,  vgl.  §  1 139,  eine  fünfte  Stufe  daraus  ergeben  zu  haben,  dass  an 
diesem  festen  Betrage  nicht  streng  festgehalten  wurde,  sondern  die  durch 
Brüder  vom  Erbe  ausgeschlossenen  Schwestern  sich  auch  mit  einem  ge- 
ringeren Betrage  der  Aussteuer  zu  begnügen  hatten. 

Geht  aber  die  Zurücksetzung  überall  unmittelbar  oder  mittelbar  auf 
erbabfindende  Aussteuer  zurück,  so  erklärt  es  sich  sehr  einfach,  wenn  sich 
die  Zurücksetzung  auf  Tochter  und  Schwester,  in  einzelnen  Rechten  auch 
die  Nichte  beschränkte,  alle  sonstigen  Weiber  aber  den  Männern  gleichge- 
stellt blieben,  da  es  sich  für  sie  nicht  um  einen  Nachlass  handelte,  für  den 
sie  abgefunden  oder  abzufinden  waren.  Nichts  steht  der  Annahme  im  Wege, 
dass  die  Verschiedenheit  des  spätem  Weibererbrechts  im  engern  Kreise 
darauf  zurückzuführen  ist,  dass  einige  friesische  Rechte  auch  in  diesem  an 
der  ursprünglichen  Gleichstellung  festhielten ,  während  in  anderen  im  An- 
schlüsse an  die  Aussteuer  eine  Weiterentwicklung  eingetreten  war,  die  hier 
auf  einer  frühem,  dort  auf  einer  spätem  Stufe  einhaltend  in  einzelnen 
schliesslich  bis  zum  Ausschluss  aller  Töchter  vom  Erbrecht  und  Ersatz  des- 
selben durch  eine  vom  Belieben  nicht  blos  der  Eltern,  sondern  auch  der 
Brüder  abhängenden  Aussteuer  führte. 

1155.  Dagegen  ergibt  sich  nun,  wenn  wir  uns  auch  auf  die  friesischen 
Rechte  beschränken  und  von  allen  Haltpunkten ,  welche  uns  die  früheren 
Erörterungen  boten,  absehen,  aufs  bestimmteste  die  Unzulässigkeit  der 
Annahme  des  Ausschlusses  der  Weiber  als  Ausgangspunkt 
der  Entwicklung. 

Diese  ergibt  sich,  wie  ich  denke,  schon  genugsam,  wenn  wir  auch  zu- 
nächst nur  die  Verhältnisse  des  engern  Kreises  ins  Auge  fassen,  von 
der  Gleichstellung  der  Weiber  im  weitern  Kreise  vorläufig  ganz  absehen. 
Fehlte,  wie  allen  Weibern,  auch  den  Töchtern  ursprünglich  jedes  Erbrecht, 
so  würde  der  Ausgang  für  die  allmählige  Besserstellung  der  Weiber  des 
engern  Kreises  darin  zu  sehen  sein ,  dass  man  es  für  billig  hielt ,  den  sich 
verheirathenden  Töchtern  oder  Schwestern  eine  Aussteuer  mitzugeben, 
deren  Betrag  aber  anfangs  vom  Belieben  der  Eltern  und  Brüder  abhing.  Es 
würde  sich  dann  auf  einer  weitern  Stufe  die  Auffassung  festgestellt  haben, 
dass  dieser  Betrag  wenigstens  einen  halben  Kopftheil  betragen  solle.  Und 
schon  dieser  Uebergang  müsste  auffallen,  da  es  sich  nicht  blos  um  Eltern, 
sondern  auch  um  Brüder  handelte,  bei  welchen  nicht  leicht  vorauszusetzen 
ist,  dass  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit  aus  Billigkeitsi  Ucksichten  zu  einer  grössern 
Leistung  verstanden  haben  sollten,  wenn  sie  nicht  schon  früher  zu  der- 
selben verpflichtet  waren.  Ging  nun  aber  auch  damit  die  nkhtausgesteuerte 
und  möglicherweise  unverheirathet  bleibende  Schwester  noch  leer  aus,  so 
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würde  es,  wenn  auch  auffallend,  doch  immerhin  denkbar  sein,  dass  man  es 
nun  mit  der  Zeit  fUr  billig  hielt,  ihnen  den  halben  Kopftheil ,  welchen  sie 
von  den  Brüdern  als  Aussteuer  zu  empfangen  haben  würden,  schon  nach 
dem  Tode  der  Eltern  als  Erbtheil  zuzusprechen.  So  weit  würden  sich  bei 
manchem  Auffallenden  wenigstens  keine  ausschlaggebenden  Schwierigkeiten 
bieten. 

Wie  aber  sollte  man  nun  auf  einer  folgenden  Stufe,  vgl.  $  1 128,  dazu 
gelangt  sein,  gerade  nur  der  nichtausgesteuerten  Tochter  volles  Erbrecht 
zuzusprechen,  während  doch  für  die  Aussteuer  der  halbe  Kopftheil  genügen 
sollte?  Das  begreift  sich,  wenn  wir  an  die  Aussteuer  eine  allmählige  Ver- 
schlechterung des  Erbrechts  auch  der  nichtausgesteuerten  Tochter  an- 
knüpfen ;  nicht  aber,  wenn  wir  umgekehrt  annehmen,  dass  sie  eine  allrnäh- 
lige Besserung  der  Stellung  der  ursprünglich  vom  Erbe  ausgeschlossenen 
Tochter  veranlasste,  wenn  der  Besserung  der  Aussteuer  eine  entsprechende 
des  Erbrechts  der  Nichtausgesteuerten  folgte.  War  einmal  die  nichtausge- 
steuerte Tochter  vom  Ausschluss  nicht  blos  zum  Drittelsrecht,  sondern 
weiter  zu  vollem  Erbrecht  gelangt,  so  würde  es  allerdings  nicht  zu  sehr 
auffallen,  wenn  man  in  einigen  Rechten  nun  ebenso  der  ausgesteuerten 
Tochter  volles  Erbrecht  zugestand  und  ihr  gestattete,  gegen  Wiederein- 
werfung  des  Erhaltenen  mit  den  Geschwistern  zu  theilen.  Aber  bei  einer 
Entwicklung,  die  sich  so  sichtlich  an  die  Aussteuer  anknüpft,  wie  das  in 
den  friesischen  Rechten  der  Fall  ist,  demnach  beim  Ausgehen  von  Ursprung- 
liebem  Ausschlüsse  auch  die  Besserstellung  der  Töchter  sich  an  die  allrnäh- 
lige Besserung  der  Aussteuer  anknüpfen  müsste,  scheint  mir  die  Annahme 
eine  durchaus  unzulässige  zu  sein,  es  habe  sich  auf  solchem  Wege  zunächst 
ein  volles  Erbrecht  gerade  der  nichtausgesteuerten  Tochter  ergeben  können. 

Ungleich  grösseres  Gewicht  aber  möchte  ich  auf  den  Umstand  legen, 
dass  in  sämmtlichen  friesischen  Rechten,  auch  in  denen,  welche  die  Tochter 
und  Schwester,  vereinzelt  auch  noch  die  Nichte,  vgl.  $  1 1 53,  ausschliessen 
oder  ihnen  nur  Drittelsrecht  gewähren,  im  weitern  Kreise  die  Weiber 
durchaus  gleiches  Erbrecht  mit  den  Männern  haben,  ohne  dass  sich  da  auch 
nur  irgendwelche  vermittelnde  Gestaltung  ergäbe. 

Gehen  wir  vom  ursprünglichen  Ausschluss  aller  Weiber  aus,  so  würde 
es  sich  allerdings  erklären,  dass  man  mit  der  Zeit  aus  Billigkeitsrücksichten 
der  Tochter  und  der  Schwester  wenigstens  eine  Aussteuer  zuprach ,  aus 
der  sich  dann  schliesslich  ein  Erbrecht  entwickelte.  Bei  den  Weibern  des 
weitern  Kreises  fehlten  auch  diese  Billigkeitsrücksichten.  Doch  wäre  immer- 
hin denkbar,  man  habe  all  mahlig  auch  ihnen  ein  dem  sich  bessernden  Erb- 
recht der  Weiber  des  engern  Kreises  entsprechendes  Erbrecht  zugesprochen. 
Finden  wir  aber  bei  ihnen  nur  volles  Erbrecht,  so  würden  wir  uns  auf  die 
Annahme  hingewiesen  sehen,  man  habe  es  zunächst  für  Tochter  und 
Schwester  bei  dem  Ausschlüsse  oder  beim  Drittelsrechte  belassen,  dagegen 
aus  irgendwelchem  Grunde  den  bisher  ausgeschlossenen  entfernteren  Wei- 
bern sogleich  volles  Erbrecht  gewährt. 
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1155]  Ein  solcher  Grund  aber  ist  doch  sowenig  abzusehen,  dasses  selbst 
dann,  wenn  es  sich  nur  um  ein  einzelnes  friesisches  Recht  handeln  würde, 
den  grössten  Bedenken  unterliegen  müsste,  die  Möglichkeit  eines  solchen 
Uebergangs  von  völligem  Ausschluss  zu  voller  Gleichstellung  nur  der  ent- 
fernteren Weiber  in  Rechnung  zu  bringen.  Aber  es  handelt  sich  nicht  um 
ein  einzelnes  Recht,  bei  dem  ja  immerhin  nicht  zu  ermessende  Umstände 
zu  einer  so  sonderbaren  Weiterentwicklung  hätten  führen  können.  Die  frie- 
sische ist  wohl  von  allen  Rechtsgruppen  diejenige,  welche  insbesondere  auch 
in  ihrer  Erbenfolge  die  grösste  Mannichfaltigkeit  zeigt,  wie  sich  das  ja  ins- 
besondere auch  bezuglich  der  Folge  der  Tochter  und  Schwester  ergab.  Nun 
ist  aber  die  Gleichstellung  der  Weiber  im  weitern  Kreise  einer  der  wenigen 
Bestandtheile  der  Erbenfolge,  bezüglich  dessen  alle  friesischen  Rechte  aus- 
nahmslos mit  einander  übereinstimmen. 

Das  erklärt  sich,  wenn  wir  annehmen,  dass  diese  Gleichstellung  sich 
schon  in  dem  Urrechte  fand,  auf  welches  alle  zurückgehen.  Ist  es  aber  denk- 
bar, dass  alle  Rechte  trotz  des  Auseinandergehens  und  der  Selbstständigkeit 
der  sonstigen  Entwicklung  nachträglich  sämmtlich  unabhängig  von  einan- 
der zu  der  an  und  für  sich  so  unerklärlichen  Aenderung  gelangt  sein  sollten, 
nur  im  weiteren  Kreise  das  ursprünglich  ausgeschlossene  Weib  dem  Manne 
sogleich  ganz  gleichzustellen,  was  dann  nur  in  einigen  der  Rechte  auch 
eine  Gleichstellung  im  engern  Kreise  zur  Folge  gehabt  haben  würde? 

Auch  wenn  wir  von  allen  allgemeineren  Haltpunkten  absehen,  welche 
uns  die  früheren  Erörterungen  boten,  uns  lediglich  auf  die  Gestaltung  der 
spätem  friesischen  Rechte  beschränken,  ergibt  diese  meines  Erachtens  mit 
voller  Sicherheit,  dass  dieselbe  sich  nur  von  einer  Grundlage  aus  ergeben 
haben  kann,  welche  erbrechtlich  beide  Geschlechter  gleichstellte ;  dass  dem- 
nach die  ursprünglichste  Gestaltung  sich  nur  in  den  Rechten  erhalten  haben 
kann,  welche  alle  Weiber  des  engern  und  weitern  Kreises  den  bezüglichen 
Männern  gleichstellen;  dass  sich  dann  die  Zurücksetzung  der  Tochter  und 
Schwester  in  andern  friesischen  Rechten  erst  nachträglich  und  zwar  im  An- 
schlüsse an  die  Aussteuer  entwickelt  hat. 


2.  Dänische  Rechte. 

1156.  Es  kann  sich  nun  weiter  fragen ,  in  wie  weit  uns  auch  Halt- 
punkte für  den  verwandtschaftlichenZusammenhang  der  frie- 
sischen mit  andern  Rechten  durch  unsere  bisherigen  Erörterungen 
geboten  sind.  Haben  wir  nach  Massgabe  derselben  anzunehmen,  dass  es 
sich  beim  Weibererbrecht  der  friesischen  Rechte  um  eine  einheitliche  Ent- 
wicklungsreihe handelt,  welche  vom  vollen  Erbrecht  der  Tochter  ausge- 
hend bis  zum  völligen  Ausschluss  derselben  von  allem  Erbrecht  und  Ersatz 
desselben  durch  blosse  Aussteuer  fortschritt,  so  wäre  es  allerdings  möglich, 
dass  diese  gesammte  Entwicklung  nur  innerhalb  der  engeren  Gruppe  der 
friesischen  Rechte  selbstständig  verlaufen  wäre. 


a.  Dänische  Rechte. 
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In  dieser  Richtung  aber  durfte  zu  beachten  sein,  dass  es  von  vorn- 
herein ganz  unwahrscheinlich  sein  muss ,  dass  die  ganze  Entwicklung  sich 
erst  vollzog,  als  die  friesischen  Stämme  bereits  ihre  spätem  Sitze  einnahmen. 
Die  Lage  dieser  an  weitgestreckter  Meeresküste,  der  Umstand,  dass  nächst- 
verwandte Rechtsbestimmungen  sich  vielfach  gerade  bei  örtlich  getrennten 
friesischen  Stämmen  finden,  bei  welchen  an  eine  nachträgliche  gegenseitige 
Beeinflussung  nicht  wohl  zu  denken  ist ,  macht  es  von  vornherein  durch- 
aas wahrscheinlich,  dass  die  einzelnen  Stämme  erst  nach  und  nach  auf  dem 
Seewege  ihre  spätem  Sitze  gewannen,  erst  zu  einer  Zeit ,  wo  die  Rechte 
dieser  Stämme ,  obwohl  auf  eine  nähere  gemeinsame  Grundlage  zurück- 
gehend, sich  schon  wesentlich  verschieden  entwickelt  hatten,  und  nun,  wie 
das  bei  der  Annahme  von  Einwanderung  auf  dem  Seewege  besonders  leicht 
erklärlich  ist,  die  in  ihrem  Rechte  auf  derselben  Entwicklungsstufe  stehen- 
den Bestandteile  sich  vielfach  auch  an  von  einander  entlegenen  Küsten- 
punkten niederlassen  konnten. 

Ist  dann  aber  wieder  gerade  bei  Wanderungen  über  See  wenig  wahr- 
scheinlich, dass  bei  solchen  der  gesammte  Stamm  seine  Sitze  wechselte,  ist 
anzunehmen,  dass  andere  Theile  desselben  in  den  früheren  Sitzen  ver- 
harrten, oder  auch  dieselben  erst  nachträglich  auf  dem  Landwege  wech- 
selten, während  dann  wieder  von  den  friesischen  Küstenländern  aus  Weiter- 
wanderungen zur  See,  wie  zu  Lande  erfolgen  konnten,  so  wird  es  auch  ge- 
rade bei  den  friesischen  Rechten  nicht  befremden  können,  wenn  wir  nähere 
Verwandtschaft  der  Rechtsbestimmungen  vielfach  auch  da  finden,  wo  die 
spätem  Sitze  die  Annahme  ursprünglichen  nähern  Zusammenhangs  ganz 
unwahrscheinlich  machen.  Während  das  andererseits  durchweg  solche 
Rechte  trifft,  welche  auch  ganz  abgesehen  von  dem  durch  die  friesischen 
Rechte  vermittelten  Zusammenhange  nähere  verwandtschaftliche  Ueberein- 
stimmung  ergeben  würden;  was  also  daraufhinweist,  dass  die  friesischen 
Stämme  trotz  so  mancher  Verschiedenheit  ihres  Rechtes  doch  sämmdich 
einer  engern  Gruppe  angehören  müssen,  welche  ich  §  61.382  als  dänische 
Gruppe  bezeichnete,  da  sich  insbesondere  bei  keinem  der  friesischen  Rechte 
eine  auf  nähere  Verwandtschaft  mit  Rechten  der  göthisch- norwegischen 
Gruppe,  vgl.  S  385,  deutende  Annäherung  ergibt. 

Auf  Eigentümlichkeiten,  welche  uns  berechtigen,  die  bezüglichen 
Rechte  als  eine  näherverwandte  dänische  Gruppe  znsammenzufassen, 
habe  ich  schon  mehrfach,  vgl.  etwa  §  676,  vorläufig  hingewiesen  und  werde 
bei  spätem  Untersuchungen  bestimmtere  Belege  dafür  bringen.  Im  An- 
schluss  an  unsere  jetzigen  Untersuchungen  würde  es  sich  darum  handeln, 
ob  auch  die  besprochenen  Verhältnisse  des  Weibererbrechts  da  be- 
stimmtere Haltpunkte  bieten.  Auf  den  ersten  Blick  scheinen  diese  da  gerade 
hier  dazu  wenig  geeignet  zu  sein,  da  das  Erbrecht  der  Töchter  in  der  Ge- 
sammtgruppe  ebenso  verschieden  gestaltet  erscheint,  wie  in  der  engem 
Gruppe  der  friesischen  Rechte.  Finden  wir  einerseits,  so  in  den  rhätischen 
Rechten,  so  in  dem  wahrscheinlich  zu  dieser  Gruppe  gehörenden  Rechte 
von  Wärend,  vgl.  $  1035,  yolle  Gleichstellung  von  Tochter  und  Sohn,  so 
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1156]  ist  andererseits  nach  westmännischem  Recht  jene  durch  diesen  voll- 
standig  ausgeschlossen.  Beide  Gestaltungen  können  keinerlei  Haltpunkt  für 
die  Annahme  näherer  Verwandschaft  bieten ,  da  sie  sich  ebenso  auch  in 
Rechten  finden,  in  welchen  sonst  nichts  auf  Zugehörigkeit  zu  dieser  Gruppe 
deuten  würde.  Wenn  nicht  andere  Umstände  hinzukämen,  würden  die 
Verhältnisse  des  Weibererbrechts  an  und  für  sich  allerdings  nicht  aus- 
reichen, um  eine  Sonderstellung  derGesammtgruppe  andern  gegenüber  zu 
rechtfertigen. 

Dagegen  gibt  nun,  wie  ich  denke,  gerade  das  Weibererbrecht  einen 
sehr  wichtigen  Halt  für  den  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hang derMehrzahl  derRechte  derGruppe,  nämlich  aller,  welche 
die  Tochter  weder  gleichstellen,  noch  ausschliessen,  sondern  ihr  halben 
Kopftheil  zusprechen.  In  den  friesischen  Rechten  glaubten  wir  in  diesem 
halben  Kopftheil  einen  Faden  finden  zu  dürfen,  welcher  alle  dort  vorkom- 
menden Gestaltungen  mit  einander  verbindet,  insofern  einerseits  bei  voller 
Gleichstellung  der  Tochter  als  solcher  wohl  schon  anerkannt  war,  dass  sie 
durch  Aussteuer  mit  halbem  Kopftheil  für  ihr  Erbrecht  abgefunden  werden 
konnte,  andererseits  aber  auch  in  Rechten,  welche  der  Tochter  überhaupt 
kein  Erbrecht,  sondern  nur  Aussteuer  zusprechen,  sich  vielfach  die  Auf- 
fassung geltend  macht,  dass  die  Aussteuer  dann  halben  Kopftheil  betragen 
solle.  Das  kann  schon  für  den  Zusammenhang  der  ganzen  Gruppe  insofern 
beachtenswerth  scheinen,  als  das  Eingreifen  des  Drittelsrechts  bei  der  Erben- 
folge im  allgemeinen  nach  dem  §  499  ff.  Bemerkten  eine  Eigentümlich- 
keit der  dänischen  Gruppe  zu  sein  scheint.  Freilich  greift  es  in  einzelnen 
Rechten  derselben  wohl  nur  bei  andern  Verhältnissen,  bei  der  Zurück- 
setzung der  Halbgeburt,  der  Unechten,  der  Mutter  ein.  Aber  wenigstens  in 
der  Mehrzahl  der  Rechte  findet  es  auch  bei  der  Theilung  zwischen  Tochter 
und  Sohn  Verwendung. 

Nun  ist,  wie  schon  §  502  betont,  zweifellos  zuzugeben,  dass  sich, 
wenn  sich  das  Bedürfniss  ergab,  die  Söhne  vor  den  Töchtern  zu  bevor- 
zugen, sehr  wohl  unabhängig  von  einander  in  mehreren  Rechten  die  An- 
sicht feststellen  konnte,  dass  der  Tochter  die  Hälfte  des  Antheils  eines 
Sohnes  zu  geben  sei.  Möchte  ich  trotzdem  darin  für  die  bezüglichen  Rechte 
ein  Kennzeichen  näheren  verwandtschaftlichen  Zusammenhanges  sehen,  so 
rechtfertigt  sich  das  einmal  dadurch,  dass  es  sich  um  Rechte  handelt,  welche 
sich  auch  in  andern  Verhältnissen  als  näherverwandte  erweisen.  Vor  allem 
aber  dadurch,  dass  die  besondere  Gestaltung  des  Drittelsrechts,  zumal  be- 
züglich des  Weitergreifens  von  der  Tochter  auf  andere  Weiber  des  engeren 
Kreises,  da  vielfach  so  auffallende  Uebereinstimmung  zeigt,  dass  es  unstatt- 
haft erscheinen  muss,  auch  das  als  unabhängig  von  einander  entstanden  zu 
betrachten. 

1157.  Sind  es  zunächst  die  dänischen  Rechte,  welche  nach  den 
uns  vorliegenden  Quellen  der  Tochter  und  Schwester  nur  halben  Kopftheil 
gewähren,  so  scheint  allerdings  der  Annahme,  es  sei  darin,  wie  bei  den 
Friesen,  spätere  Abschwäch ung  eines  ursprünglich  vollen  Erbrechts  zu 
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sehen,  von  vornherein  ein  geschichtliches  Zeugniss  im  Wege  zu  stehen.  Es 
soll  nämlich  hier  umgekehrt  nach  einer  Angabe  des  Saxo  Gramm a- 
ticus  10  p.  494,  ed.  Holder  335,  den  Weibern,  denen  das  Erbrecht  ur- 
sprünglich fehlte,  solches  erst  durch  den  10 14  gestorbenen  König  Sven 
verliehen  sein,  weil  sie  durch  Hingabe  ihres  Schmuckes  seine  Lösung  aus 
der  Gefangenschaft  ermöglicht  hauen:  Nee  HU  quidem  ad  premia  matrona- 
rum  obsequio  exsolvenda  ingrata  mens  fuit ;  natnfeminis  deineeps  partici- 
pandarum  hereditatum  ins,  a  quibus  ante  lege  repellebaniur ,  indulsiU  Die 
Glaubwürdigkeit  der  Angabe  ist  wohl  schon  anderweitig  in  Frage  gestellt 
worden;  vgl  K.  Rosenvinge  14.  Sollten  solche  Bedenken  gegründet  sein, 
so  liegt  es  auch  nahe,  wie  sich  eine  solche  Erzählung  bilden  konnte.  Bei 
denGöthen  einerseits,  bei  den  Sachsen  andrerseits  hatten  Töchter  kein  Erb- 
recht. Stand  ihnen  dasselbe  bei  den  Dänen  zu,  so  konnte  das  als  eine  Aus- 
nahme von  der  allgemeineren  Gestaltung  erscheinen,  für  welche  man  nach 
einer  Erklärung  suchte.  In  ganz  ähnlicher  Weise  fanden  wir  S  1035  das 
▼olle  Erbrecht  der  Weiber  in  der  Landschaft  Wärend  durch  königliche 
Verleihung  in  Folge  von  den  Weibern  geleisteten  Diensten  erklärt. 

Prüfen  wir  nun  die  Gestaltung  des  Weibererbrechts  bei  den 
Dänen  und  vergleichen  auch  nur  die  des  friesischen  Rechts  mit  derselben, 
so  dürfte  sich  doch  mit  grösster  Sicherheit  ergeben,  dass  jene  Angabe  keinen 
Glauben  verdient,  dass  auch  bei  den  Dänen  das  Weibererbrecht  sich  schon 
in  vorgeschichtlicher  Zeit  von  derselben  Grundlage  aus  und  in  Folge  zeit- 
weise gemeinsamer  Weiterentwicklung  mit  dem  friesischen  Rechte  so  ge- 
staltet haben  muss.  In  allen  dänischen  Rechten ,  vgl.  K.  Rosenvinge  80  ff., 
203  ff.,  Stemann  Gütern  5  ff.,  Paulsen  Privatr.  330,  Esmarch  Erbr.  49.  69, 
finden  wir  halbenKopftheil  derTöchter  undSchwestern  neben 
vollem  der  Söhne  und  Brüder;  so  auch  auf  der  Insel  Femern,  Paulsen  336, 
die  danach  dem  dänischen  Rechtskreise  angehören  wird.  Diese  Allgemein- 
heit der  Bestimmung,  wie  wir  sie  bei  den  Friesen  nicht  fanden,  würde  frei- 
lich zur  Annahme  einer  Einführung  durch  Gesetzgebung  recht  wohl  stim- 
men. Dass  der  Gesetzgeber  sich  dann  dabei  durch  die  friesische  Theilungs- 
weise  leiten  Hess,  ist  gewiss  ebenso  unwahrscheinlich,  als  dass  die  von  ihm 
beliebte  Theilungsart  etwa  nachträglich  auch  auf  räumlich  ganz  getrennte 
friesische  Rechte  zurückwirkte.  Doch  mochte  man  immerhin,  wenn  es  sich 
nur  darum  handeln  würde,  auch  unabhängig  von  einander  darauf  verfallen 
sein,  das  Erbrecht  des  Weibes  gerade  auf  den  halben  Kopftheil  zu  be- 
stimmen. 

Ungleich  grösseres  Gewicht  möchte  ich  darauflegen,  dass  wir  die  Be- 
schränkung der  Zurücksetzung  auf  Tochter,  Tochterkind 
und  Schwester  in  genauer  Uebereinstimmung  mit  den  meisten  friesi- 
schen auch  in  dänischen  Rechten,  zunächst  dem  seeländischen  und  scho- 
nischen,  wiederfinden.  Und  nicht  allein  das.  Wie  das  in  friesischen  Rechten 
in  der  Regel  von  den  sechs  Händen  althergebrachten  Ausdruck  gefunden 
hat,  insofern  wir  §  1142  darauf  hinwiesen,  dass  die  Bedeutung  derselben 
sichtlich  insbesondere  darin  gesucht  wurde,  dass  über  die  sechs  Hände  hin- 
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1157]  aus  irgendwelcher  Einfluss  des  Geschlechtsunterschiedes  sich  nicht 
mehr  geltend  machen  sollte,  wie  das  die  Einzeluntersuchungen  zu  bestätigen 
scheinen,  so  möchte  ich  nicht  bezweifeln,  dass  es  auf  denselben  Gesichts- 
punkt zurückzuführen  ist,  wenn  in  dänischen  Rechten  zwischen  den  den 
sechs  Händen  entsprechenden  Framerben  und  den  Gangerben  unter- 
schieden wird. 

Ist  diese  Unterscheidung  bisher,  so  weit  ich  sehe,  anderweitig  erklärt 
und  scheint  mir  meine  durch  die  Beschäftigung  mit  den  friesischen  Rechten 
nahegelegte  Annahme  von  grosser  Bedeutung  für  die  Verwandtschaft  der 
Rechte  zu  sein,  so  glaubte  ich  diesen  Verhältnissen,  die  auch  für  die  spätem 
Untersuchungen  über  den  eigentümlichen  engern  Kreis  der  dänischen 
Gruppe  von  besonderem  Gewichte  sind,  näher  nachgehen  zu  sollen ;  wobei 
ich  die  Uebersetzungen  der  bezuglichen  Angaben  des  seeländischen  und 
schonischen  Rechts  zum  Theil  Amira  verdanke,  während  ich  andere  Ho- 
meyers  Ausgabe  des  Grundrisses  von  Rosenvinge  und  der  Uebersetzung 
eines  Theiles  von  Erichs  Seeländischem  Rechte  in  Dreiers  Beiträgen  zur 
Litteratur  entnahm. 

1158.  Fassen  wir  zunächst  nur  die  Folge  der  Rückenerben  ins 
Auge,  so  ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  bei  Beerbung  des  ohne  Nach- 
kommen Verstorbenen  sich  lediglich  noch  halber  Kopftheil  der 
Schwester  ergibt,  dagegen  volles  Erbrecht  der  Weiber  des  wei- 
tern Kreises,  insbesondere  auch  schon  der  Nichten,  wie  das  durchaus 
den  bezüglichen  friesischen  Rechten  entspricht. 

In  dem  nach  Erich  benannten  seeländischen  Rechtsbuche  c  17  heisst 
es  von  der  Beerbung  dessen,  der  keine  Nachkommen  hat:  dann  ist  zunächst 
%u  erben  Vater  und  Mutter  und  Bruder,  alle  vollen  Theil,  und  die  Schwester 
halben  Theil,  gleichviel  ob  die  Vollgeschwister  sind  oder  nicht;  während 
bezüglich  der  weitern  Erben  in  der  schon  $  318  mitgetheilten  Stelle  gesagt 
ist,  dass  bei  diesen  alle,  also  insbesondere  auch  die  ausdrücklich  aufge- 
führten Geschwisterkinder,  gleich  viel  nehmen  auf  Weibsseite,  wie  auf 
Mannsseite,  weil  das  Gangerbe  ist.  In  Waidemars  Seeländischem  Recht  1 
c.  20  heisst  es,  nachdem  der  halbe  Theil  der  Schwester  erwähnt  ist ,  von 
den  dann  zunächst  erbenden  Grosseltern,  Elterngeschwistern  und  Kindern 
der  Geschwister :  In  allen  Erbschaften  dieser  Art  nehmen  Frauen  eben  viel, 
wie  Männer  ;  so  ist  es  in  Be\ug  auf  alle  Erbschaften,  welche  vorwärts  gehen 
unter  Blutsfreunden ;  dann  nimmt  immer  Frau  ebenviel,  wie  Mann,  weil 
dieses  genannt  wird  Gangerbe.  Entsprechend  im  Schonischen  Rechtsbuch 
c.  3  5  :  Stirbt  Jemand  und  hat  nicht  Kinder  und  nicht  Kindeskinder  oder 
andere  Framerben,  nicht  Vater  und  nicht  Mutter ,  nicht  Bruder  und  nicht 
Schwester ',  dann  ist  Vatersvater  und  Vatersmutter,  Vatersbruder  und  Vaters- 
schwester, Mutierbruder  und  Mutter  Schwester,  Bruderssohn  und  Bruders- 
tochter,  Schwestersohn  und  Schwestertochter ,  alle  gleich  nahe ,  dass  sie 
nehmen  Erbe  nach  dem  Todten,  die  Weiber  eben  so  viel,  als  die  Männer. 
Ebenso  heisst  esc.  33,  vgl.  Rosenvinge  82,  dass,  wenn  keine  Kinder,  Kinds- 
kinder, (Kindskindskinder)  oder  andere  Nächste  (Frammaer)  da  sind,  das 


Framerben  u.  Gangerben.  Rückenerben.  Brusterben.  Vorfolgerecht.     25  1 

Erbe  weiter  gehen  soll  nach  der  rechten  Mannzahl;  und  dass,  wenn  keine 
Framerben  da  sind  und  es  Gangerbe  ist,  das  Weib  dann  so  viel  nimmt,  als 
der  Mann.  Und  entsprechend  bei  Sunesson  c.  14 :  omnes  equales  partes  ex- 
clusi  sexus  differentia  consequentur. 

Damit  ergibt  sich  bestimmt,  dass  der  Ausdruck  Gangerbe  sich  auf  einen 
weitern  Kreis  bezieht ,  in  dem  der  Geschlechtsunterschied  keine  Wirkung 
mehr  übt.  Dagegen  haben  wir  dann  in  den  Framerben  einen  engern  Kreis 
zu  sehen,  welchem  entsprechend  den  friesischen  sechs  Händen  von  den 
Ruckenerben  nur  noch  Eltern  und  Geschwister  angehören,  während  Ge- 
schwisterkinder schon  zu  den  Gangerben  gehören.  Ancher  und  Rosenvinge 
zählten  dann  dem  entsprechend  ausser  den  Nachkommen  auch  die  Eltern 
und  Geschwister  zu  den  Framerben.  Dagegen  nahm  Schlyter  Corp.  9,  533. 
537  an,  dass  Framerben  unter  Ausschluss  der  Eltern  und  Geschwister  nur 
alle  Erben  der  absteigenden  Linie  seien,  entsprechend  den  Brusterben,  vgl. 
S  418.  Eltern  und  Geschwister,  bei  denen  der  Unterschied  des  Geschlechts 
noch  beachtet  wird,  gehören  jedenfalls  nicht  zu  den  Gangerben.  Ist  aber  die 
angeführte  Angabe  in  Skanelagen  c.  3  5  wohl  dahin  aufgefasst,  dass  sie  El- 
tern und  Geschwister  von  den  Framerben,  welche  dann  auch  noch  die 
Nachkommen  über  Kindskinder  hinaus  umfassen  müssten,  unterscheiden 
will,  so  lässt  sie  sich  doch  ungezwungen  auch  dahin  verstehen,  dass  die  An- 
fuhrung der  Eltern  und  Geschwister  nur  naher  kennzeichnen  soll,  wer  die 
sonstigen  Framerben  sind. 

1159.  Dass  da  aber  nur  Eltern  und  Geschwister  unter  den  andern 
Framerben  zu  verstehen  seien,  ergibt  sich  bestimmter,  wenn  sich  nachweisen 
lässt,  dass  auch  von  den  Brusterben  nur  noch  Kindskinder,  nicht  aber 
weitere  Nachkommen  den  Framerben  zugerechnet  wurden ,  wie  auch  die 
friesische  Aufzählung  der  sechs  Hände  mit  den  Kindskindern  abschliesst. 
Ist  bisher,  so  weit  ich  sehe,  allgemein  angenommen,  dass  den  Framerben 
jedenfalls  die  gesammte  absteigende  Linie  zuzuzählen  sei,  so  kann  das  aller- 
dings schon  durch  die  auf  das  Vorwärtserben  deutende  Bezeichnung  unter- 
stützt scheinen. 

Die  Annahme  wird  aber  weiter  dadurch  näher  gelegt,  dass  alle  Nach- 
kommen insofern  eine  bevorzugte  Stellung  einnehmen,  als  in  den  dänischen 
Rechten  das  Vorfolgerecht  aller  Brusterben  vor  den  Rückenerben 
aufs  bestimmteste  anerkannt  ist.  Im  Jütischen  Gesetzbuch  1,  4  S  5  heisst  es 
ausdrücklich,  dass  das  Erbe  allzeit  vor  sich  geht,  so  lange  in  der  absteigen- 
den Linie  Erben  vorhanden  sind.  Ebenso  ist  aber  das  bevorzugte  Erbrecht 
aller  Nachkommen  im  schonischen  Recht,  vgl.  Sunesson  c.  14,  und  in  der 
noch  anzuführenden.  Angabe  in  Erichs  seelandischem  Recht  1  c.  1 6  ausge- 
sprochen. 

Dagegen  findet  sich  kein  entsprechender  Vorzug  der  aufsteigenden 
Linie.  Die  Eltern  erben  nicht  vor  Geschwistern,  sondern  nach  der  §  651 
besprochenen  Gestaltung  mit  denselben,  während  die  Grosseltern  durch 
Geschwister,  nicht  aber  auch  durch  die  mit  ihnen  erbenden  Geschwister- 
kinder ausgeschlossen  sind.  Damit  ergibt  sich,  wie  in  vielen  andern  Rechten, 
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1159]  vgl.  §5 19,  ein  engerer  Kreis  bevorzugter  Erben,  welcher  ausser  Eltern 
und  Geschwistern  alle  Nachkommen  iimfasst.  Und  da  ihm  von  den  Rücken- 
erben lediglich  Eltern  und  Geschwister  angehören,  so  liegt  es  allerdings 
nahe,  den  Ausdruck  Framerben  auf  diesen  engeren  Kreis  zu  begehen  und 
demselben  dem  entsprechend  alle  Nachkommen  zuzuzählen. 

Dazu  aber  stimmt  es  nicht,  dass,  wenn  schon  nach  den  früher  ange- 
führten Stellen  der  zwischen  Framerben  und  Gangerben  scheidende  Ge- 
sichtspunkt darin  gesucht  werden  muss,  dass  bei  diesen  der  Geschlechts- 
unterschied nicht  mehr  beachtet  wurde,  sich  in  den  dänischen  Rechten  Be- 
schränkung der  an  das  Geschlecht  anknüpfenden  Zurück- 
setzung aufKindskinder  aufs  bestimmteste  ergibt,  so  dass  allen  Ur- 
enkeln und  Urenkelinnen  ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  der  Person 
und  des  Stammes  gleiches  Erbrecht  zusteht. 

Wird  bei  Kindskindern  das  Geschlecht  des  Stammes  beachtet, 
so  erklärt  sich  das  daraus,  dass,  ob  wohl  ein  Eintrittsrecht  der  Enkel  lediglich 
im  Jüngern  seeländischen  Recht  anerkannt  ist,  vergl.  $435,  doch  in  allen 
dänischen  Rechten,  vgl.  S  465.  470,  auch  die  alleinerbenden  Enkel  nicht 
nach  Köpfen,  sondern  nach  Stämmen  theilen,  was  ich  $  47 1  auf  das  das 
Eintrittsrecht  vorbereitende  Vorberufungsrecht  des  Grossvaters  zurückzu- 
führen suchte.  Und  ist  ausdrücklich  betont,  dass  die  Enkel  jeden  Stammes 
nur  das  nehmen  sollen,  was  dem  verstorbenen  Elterntheil  zugekommen  sein 
würde,  so  erhielten  Tochterkinder  nur  halben  Kopftheil  gegen  Sohneskin- 
der, wie  das  den  bezüglichen  friesischen  Rechten,  vgl.  $  1 149,  durchaus 
entspricht. 

Glaubten  wir  aber  für  die  die  sechs  Hände  betonenden  friesischen 
Rechte  $  1152  annehmen  zu  sollen,  dass  bei  Kindskindern  das  Ge- 
schlecht der  Person  nicht  mehr  beachtet  wurde,  so  ist  das  in  den  däni- 
schen Rechten  der  Fall,  so  dass  die  Tochtertochter  einmal  mit  ihrem  Bru- 
der zusammen  nur  halben  Kopftheil  nimmt,  dann  aber  auch  an  diesem  nur 
nach  Drittelsrecht  betheiligt  ist.  Sunessonc.  14  sagt  ausdrücklich,  dass  beim 
Fehlen  von  Kindern  die  Enkel  nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  Stämmen 
und  unter  Beachtung  der  Prerogativa  sexus  theilen:  puta  unica  neptis,  ex 
filio  defuneto  relicta,  duplo  maiorem  reeipiet  portionem,  quam  nepoies  et 
nepteSy  quoteunque  fuerint,  ex  defuneta  filia  proer cati ;  tnter  illos  tarnen, 
qui  ex  uno  parente  prodeunt,  sexus  differentia  custodita.  Wird  Skanelagen 
c.  32  als  Beispiel  zu  der  $  470  mitgetheilten,  das  Stammrecht  betonenden 
Stelle  angeführt,  dass,  wenn  ein  Bruder  eine  Tochter,  und  eine  Schwester 
drei  Söhne  hinterlassen,  die  Tochter  so  viel  nimmt,  als  alle  jene  Söhne,  so 
greift  da  zweifellos,  vgl.  Schlyter  Corp.  9,  26,  ein  Missgriflf  ein ,  da  die 
eine  Tochter  als  Vertreterin  ihres  Vaters  das  Doppelte  erhalten  müsste. 
Diese  Beachtung  des  Geschlechts  der  Person  auch  noch  bei  Enkeln  kann 
kaum  auffallen,  wenn  wir  das  Stammrecht  auf  die  Vorberufung  des  Gross- 
vaters zurückführen;  lag  es  dann  im  Belieben  desselben,  was  er  den  Kin- 
dern vorverstorbener  Kinder  zuweisen  wollte,  so  lag  es  nahe,  dabei  Enkel- 
innen gegen  Enkel  ebenso  zurückzusetzen,  wie  Töchter  gegen  Söhne  zurück- 
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gesetzt  waren ;  es  war  das  ja  nur  folgerichtig,  wenn  die  Kindskinder  als  ihren 
verstorbenen  Elterntheil  beerbend  behandelt  werden  sollten. 

1160.  Ebenso  bestimmt,  wie  die  Beachtung  bei  Enkeln,  ergibt  sich 
nun  aber  die  Nichtbeachtung  des  Geschlechtsunterschiedes 
bei  Nachkommen  der  Enkel.  Ist  inSkanelagen  c.  35  wenigstens  aus- 
drücklich nur  von  Kindskindern  die  Rede,  so  wird  auch  die  in  mehreren 
Handschriften  fehlende  Erwähnung  der  Kindskindskinder  in  c.  33  schwer- 
lich dem  ursprünglichen  Texte  angehören.  Würden  diese  Angaben  aber 
kaum  einen  sichern  Schluss  zulassen,  so  heisst  es  nun  ganz  ausdrücklich 
bei  Sunesson  c.  14:  Cessantibus  duobus  primis  gradibus  pronepotes  et  pro- 
neptes  absque  sexus  differentia  omnes  equaliter  admittuntur,  eodem  iure  in 
cunciis  gradibus  ulterioribus  observato  ;  während  dann  gesagt  ist,  dassauch 
in  der  Seitenlinie  nach  den  Geschwistern  Alle  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts gleiche  Theile  nehmen.  Weiter  aber  heisst  es  ebenso  bestimmt 
auch  in  Erichs  Seelandischem  Recht  1  c.  16 :  Vom  Gange  arf.  Wenn  sterben 
alle  Kinder  oder  alle  Kindeskinder,  dann  hat  doch  das  Erbe  vorwärts  (fr am) 
{u  gehen,  wenn  Jemand  da  ist,  der  von  dem  war  erzeugt,  Mann  oder  Weib; 
dann  nimmt  Frau  oder  Mädchen  eben  so  viel  als  Mann,  alle  %u  Kopftheil, 
Jedes  von  denen  eben  so  viel,  als  das  Andere ,  darum,  weil  das  ist  Gang- 
erbe. Ist  da  zunächst  betont ,  dass  auch  beim  Fehlen  von  Enkeln  das  Gut 
nicht  rückwärts  auf  Eltern  und  Geschwister  fällt,  sondern  auf  Urenkel  und 
sonstige  Abkömmlinge,  wie  das  auch  Sunesson  ausdrücklich  bemerkt,  so 
ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  diese  dann  nicht,  wie  die  Enkel,  sondern 
ohne  alle  Rücksicht  auf  Geschlecht  und  Stamm  nach  gleichen  Kopftheilen 
erben  sollen ;  und  das  wird  denn  auch  hier  wieder  ausdrücklich  darauf  zu- 
rückgeführt, dass  das  Gangerbe  sei. 

Nach  dem  Gesagten  wird  die  Abgränzung  der  Framerben  nicht 
wohl  zweifelhaft  sein  können.  Sie  bilden  einen  engsten,  Eltern,  Geschwister, 
Kinder  und  Kindskinder  umfassenden  Kreis,  dessen  Bedeutung  aber  nicht 
darin  lag,  dass  er  für  die  Erbenfolge  selbst  massgebend  sein  sollte,  da  auch 
der  zu  den  Gangerben  gehörende  Urenkel  wegen  des  Vorzugs  der  abstei- 
genden Linie  vor  den  zu  den  Framerben  gehörenden  Eltern  und  Geschwi- 
stern zum  Erbe  gelangen  sollte.  Die  Bedeutung  liegt  vielmehr  zunächst 
darin,  dass  über  den  Kreis  der  Framerben  hinaus  der  Unterschied  des  Ge- 
schlechts der  Person  und  des  Stammes  nicht  mehr  beachtet,  sondern  nach 
Köpfen  gleich  getheilt  wurde.  Ergibt  sich  damit  ein  engerer  und  ein  engster 
Kreis,  so  würde  sich  das  wohl  am  leichtesten  erklären,  wenn  wir  annähmen, 
dass  auch  in  diesen  dänischen  Rechten,  wie  in  so  vielen  andern,  ursprüng- 
lich nur  ein  engerer,  Eltern,  Geschwister  und  alle  Nachkommen  umfassen- 
der, für  bevorzugtes  Erbrecht  massgebender  Kreis  vorlag;  dass  dann  Beach- 
tung des  Geschlechts  und  der  Stämme  bei  der  Theilung  erst  nachträglich 
eingriff,  sich  aber  nicht  auf  alle  Nachkommen  ausdehnte,  so  dass  nun  Ur- 
enkel als  Brusterben  zwar  nach  wie  vor  dem  bevorzugten  engern  Erben- 
kreise angehörten,  sich  aber  der  engste,  später  entwickelte  nicht  auf  sie  aus- 
dehnte. 
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1160]  Dieser  engste  Kreis  der  Framerben  entspricht  dann  aber  so  genau 
dem  der  friesischen  sechs  Hände,  dass  er  sich  wohl  schon  festgestellt  haben 
dürfte,  als  die  danischen  und  die  bezüglichen  friesischen  Rechte  sich  von 
einander  trennten.  Die  nur  noch  Kindskinder  umfassende  Abgränzung  ist 
genau  dieselbe.  Und  auch  die  Gestaltung  innerhalb  dieses  Kreises ,  insbe- 
sondere die  Zurücksetzung  auf  halben  Kopftheil,  ist  ganz  dieselbe  bis  auf 
die  einzige  Abweichung ,  dass  in  den  bezüglichen  friesischen  Rechten,  vgl. 
S  1 152,  bei  Kindskindern  anscheinend  nur  noch  das  Geschlecht  des  Stam- 
mes, in  den  dänischen  aber  überdies  das  der  Person  beachtet  wird.  Schliessen 
sich  dann  aber  auch  in  dieser  Richtung  einzelne  friesische  Rechte,  das  ost- 
friesische und  anscheinend  das  nord friesische,  den  dänischen  an,  so  ergibt 
sich  da,  vgl.  §  1 153,  die  Abweichung,  dass  jener  engere  Kreis,  in  dem  der 
Geschlechtsunterschied  beachtet  wird,  auch  noch  die  Geschwisterkinder 
umfasst. 

1161.  Um  so  auffallender  ist  es  nun,  dass  das  bisher  nicht  berück- 
sichtigte jütische  Recht  zwar  gleichfalls  die  Weiber  auf  halben  Kopf- 
theil zurücksetzt,  sich  aber  dadurch  von  den  andern  dänischen  Rechten 
unterscheidet,  dass  es  Ausdehnung  der  Zurücksetzung  auf  alle 
Weiber  ergibt,  dieselbe  nicht  auf  einen  engern  Kreis  beschränkt.  Nach 
dem  Jütischen  Lov  1,  5  §  1  nimmt  der  Mann  bei  allem  Erbe  doppelt  so 
viel,  als  die  Frau,  ausser  im  Falle  kirchlich  geschiedener  Eheleute ,  welche 
ihre  Kinder  so  beerben ,  dass  die  Frau  dann  dem  Manne  oder  auch  dem 
Sohne  gleichsteht.  Danach  nimmt  also  auch  die  Mutter  neben  dem  Vater 
oder  neben  Brüdern  nur  Weibertheil,  abweichend  von  den  verwandten 
Rechten,  da  die  friesischen  und  das  seeländische  Mutter  und  Vater  gleichstellen 
und  die  Bevorzugung  des  Vaters  im  schonischen  Recht,  vgl.  Rosenvinge  82, 
sichtlich  auf  ganz  andere  Grundlage  zurückgeht ;  während,  wenn  auch  nach 
upländischem  Recht  die  Mutter  neben  dem  Vater  nur  halben  Theil  nimmt, 
sich  das  da  aus  dem  Drittelsrecht  der  Frau  am  Gemeingute  leicht  erklärt, 
während  bei  diesem  nach  jütischem  Recht  Hälftung  eintritt.  Insbesondere 
ergibt  sich  dann  auch  das  Uebergreifen  auf  den  weitern  Kreis  daraus,  dass 
nicht  allein  §  1  von  allen  Erbschaften  die  Rede,  sondern  S  2  überdies  ge- 
sagt ist,  dass  beim  Fehlen  von  Geschwistern  alle  Elterngeschwister  und  Ge- 
schwisterkinder gleiche  Theile  nehmen,  nur  so,  dass  die  Frau  immer  nur 
die  Hälfte  gegen  den  Mann  nimmt. 

Das  jütische  Recht  zeigt  sich  nun  den  andern  dänischen  Rechten  in 
den  sonstigen  Verhältnissen  so  nahe  verwandt,  dass  wir  zweifellos  Zurück- 
gehen auf  eine  nähere  gemeinsame  Grundlage  anzunehmen  haben;  und 
schon  die  übereinstimmende  Bemessung  gerade  nach  halbem  Kopftheil  lässt 
doch  von  vornherein  vermuthen ,  dass  das  eben  auch  hier  der  Fall  war. 
Dann  aber  hat  sich  sicher  im  seeländischen  und  schonischen  Recht  die  ur- 
sprünglichere Gestaltung  erhalten,  während  wir  in  der  des  jütischen  Rechts 
eine  selbstständige  nachträgliche  Weiterentwicklung  zu  sehen  haben. 

Dafür  spricht  einmal,  dass  die  andern  dänischen  Rechte  bezüglich  der 
Beschränkung  der  Zurücksetzung  auf  einen  engern  Kreis  nicht  vereinzelt 
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stehen,  sondern  sich  in  dieser  Richtung  nicht  allein  den  andern  Gliedern 
der  dänischen  Gruppe,  sondern  der  ganzen  Masse  der  germanischen  Rechte 
aufs  engste  anschliessen,  wenn  wir  von  den  Rechten  der  göthisch-norwe- 
gischen  Gruppe  absehen.  Ist  es  aber  nach  der  gesammten  Übrigen  Gestal- 
tung der  Rechte  dieser  letztern  Gruppe,  und  insbesondere  auch  ihres  Wei- 
bererbrechts, durchaus  unwahrscheinlich,  dass  da  das  jütische  Recht  mit 
einem  dieser  Rechte  in  Zusammenhang  stehen  sollte,  so  deutet  schon  das 
darauf  hin,  dass  es  sich  im  jütischen  Recht  um  eine  ganz  selbstständige 
nachträgliche  Weiterentwicklung  handeln  dürfte. 

Und  eine  solche  würde  auch  bei  Gemeinsamkeit  der  Grundlage  nicht 
gerade  zu  sehr  auffallen  können.  Stand  einmal  fest,  dass  in  den  wichtigern 
Fällen  des  Erbens  von  Tochter  und  Schwester  dem  Weibe  nur  halber  Kopf- 
theil  gebühre,  so  konnte  sich  das  leicht  in  einem  der  bezüglichen  Rechte 
üuf  den  gesammten  Erbenkreis  ausdehnen.  Was  aber ,  wenn  wir  die  Aus- 
dehnung der  Zurücksetzung  auf  alle  Weiber  als  das  ursprünglichere  be- 
trachten wollten,  in  einer  Reihe  von  Rechten  nachträglich  dazu  geführt 
haben  könnte,  gerade  nur  den  entfernteren  Weibern  vollen  Kopftheil  zuzu- 
gestehen, der  Urenkelin  und  nicht  der  Enkelin,  der  Nichte  und  nicht  der 
Schwester,  ist  doch  nicht  wohl  abzusehen. 

Aber  es  scheinen  sich  auch  in  den  uns  vorliegenden  Quellen  noch 
Haltpunkte  zu  ergeben ,  welche  auf  nachtragliche  Ausdehnung  schliessen 
lassen.  Das  jütische  Lov  ist  allerdings  ein  Werk  der  Gesetzgebung  von  1241, 
bei  dem  aber  manche  ältere  Aufzeichnungen  benutzt  sind ,  ohne  doch  so 
gründlich  überarbeitet  zu  sein,  dass  nicht  Widersprüche  zurückgeblieben 
wären;  vgl.  Amira  Grundr.  (IL  Aufl.)  55.  So  bestimmt  nun  1  c.  5  die  Aus- 
dehnung des  Drittelsrechts  auf  alle  Weiber  ausgesprochen  ist,  so  scheint  mir 
dazu  eine  Angabe  1  c.  4  nicht  wohl  zu  stimmen.  Hier  ist  §  1  ff.  zunächst 
nicht  blos  in  Uebereinstimmung  mit  andern  dänischen  Rechten,  vgl.  §  1 1 59, 
allen  Nachkommen  Vorfolgerecht  zugesprochen,  sondern  auch  Theilung 
nach  Stammrecht  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken,  dass  die  Nachkommen 
der  Tochter  nur  so  viel  nehmen,  als  diese  genommen  haben  würde,  sodass 
abweichend  von  den  andern  dänischen  Rechten  auch  bei  Urenkeln  noch 
das  Geschlecht  des  Stammes  beachtet  wird.  Weiter  heisst  es  dann  aber  $7, 
dass  Geschwister  einander  beerben :  men  de  broder  nimpt  twe  deele  unde  de 
süster  dat  drüdde  deely  beide  na  vader  unde  moder,  unde  och  na  süstere  unde 
na  br ödere. 

Es  ist  doch  nicht  wohl  abzusehen,  was  diese  Bemerkung  veranlassen 
konnte,  wenn  die  Aufzeichnung,  der  das  entnommen  sein  mag,  bereits  ein 
Recht  im  Auge  haue,  in  welchem,  wie  im  Gesetzbuche,  anerkannt  und  aus- 
gesprochen war,  dass  jedes  Weib  nur  nach  Drittelsrecht  erbe ;  die  Fassung 
erinnert  doch  auffallend  an  die  friesischen  Rechte,  vgl.  §  1 139,  in  welchen 
allerdings  bestimmter  gesagt  ist,  dass  das  Weib  nur  bei  Beerbung  von  Eltern 
und  Geschwistern  zurückgesetzt  sei  und  sonst  nicht.  Man  könnte  sogar 
weitergehen  und  der  Fassung  entnehmen,  dass  zwar  die  Zurücksetzung 
nach  Eltern  ausser  Frage  stand,  nicht  aber  ebenso  nach  Geschwistern,  und 
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1161]  desshalb  betont  wurde,  dass  sie  auch  nach  diesen  Platz  greife.  Und 
dafür  Hesse  sich  geltend  machen,  dass  nach  Ortsrechten  die  Zurücksetzung 
sich  nicht  allein  auf  den  weitern  Kreis  nicht  erstreckt,  sondern  schon  bei 
der  Schwester  nicht  eingreift.  Nach  dem  neuern  Schleswiger  Recht  c.  14, 
Ancher  Dansk  Lov-Hist.  2b,  95,  vgl.  Rosenvinge  84,  nimmt  nur  die  Tochter 
bei  Beerbung  der  Eltern  halben  Kopftheil,  nicht  aber  die  Schwester  bei  Be- 
erbung von  Geschwistern. 

Dann  dürfte  noch  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Die  Abgränzung  der 
dänischen  Framerben  und  der  friesischen  sechs  Hände  auf  Geschwister  trifft 
allerdings  insofern  hier  nicht  zu,  als  auch  bei  Geschwisterkindern  und  ent- 
fernteren Erben  sich  das  Geschlecht  der  Person  geltend  macht.  Dagegen 
macht  sie  sich  auch  hier  dadurch  geltend,  dass  wohl  bei  den  Nach  kommen, 
nicht  aber  in  der  Seitenlinie  das  Geschlecht  des  Stammes  beachtet  wird, 
da  es  1,582  ausdrücklich  heisst,  dass  beim  Fehlen  von  Geschwistern  Vater- 
und  Muttergeschwister,  dann  Bruderkinder  und  Schwesterkinder  sämmtlich 
gleichgestellte  Erben  sind,  nur  so,  wie  §  3  nochmals  ausdrücklich  betont 
wird,  dass  nach  dem  Geschlechte  der  Person  Weiber  nur  halben  Kopftheil 
nehmen.  Nun  zeigt  sich  aber  im  allgemeinen  bei  den  Rechten  der  Gruppe, 
wie  sich  das  aus  dem  engen  Zusammenhange  mit  dem  Eintrittsrechte  und 
Vorberufungsrechte  leicht  erklärt,  eher  die  Neigung,  die  Beachtung  des  Ge- 
schlechts des  Stammes  weiter  auszudehnen ,  als  die  des  Geschlechtes  der 
Person.  Beschränkt  sich  in  den  andern  dänischen  Rechten  in  der  absteigen- 
den Linie  allerdings  beides  auf  Enkel,  so  sahen  wir  in  den  friesischen 
Rechten,  vgl.  §  1 148  ff.,  dass  da  zwar  über  die  Tochter  hinaus  das  Geschlecht 
der  Person  keinen  Unterschied  mehr  begründet,  wohl  aber  das  Geschlecht 
des  Stammes  auch  bei  Enkeln  und  weitern  Nachkommen  beachtet  wurde. 

Auch  das  scheint  mir  darauf  zu  deuten,  dass  es  sich  beim  jütischen 
Recht  um  nachträgliche  selbstständige  Entwicklung  handelt,  welche  mög- 
licherweise erst  bei  der  Gesetzgebung  von  1241  bestimmter  anerkannt  wurde. 
Nehmen  wir  etwa  an,  es  sei  in  einer  altern  Vorlage,  wie  das  auch  die  Fas- 
sung unterstützen  könnte,  auf  1  c.  4  unmittelbar  c.  5  $  2  gefolgt,  und  es 
seien  c.  5  S  1.  3,  welche  die  weitergreifende  Beachtung  des  Geschlechts  der 
Person  aussprechen,  erst  nachträglich  zugefügt,  so  würde  die  frühere  Ge- 
staltung sich  von  der  der  andern  dänischen  Rechte  lediglich  dadurch  unter- 
scheiden, dass  die  Nachkommen  über  Enkel  hinaus  nicht  allein  Vorfolge- 
recht hatten,  sondern  auch  weiter  nach  Stämmen  theilten,  was  dann  gleich- 
falls eine  bei  dem  Weitergreifen  des  Vorfolgerechts  leicht  erklärliche  nach- 
trägliche Aenderung  sein  könnte. 

1162.  Jedenfalls  werden  wir  uns  an  die  Gestaltung  im  seeländischen 
und  schonischen  Recht  zu  halten  haben,  wenn  wir  nun  auf  Grundlage  des 
Gesagten  die  Frage  auf  werfen,  ob  die  angebliche  nachträglicheEin- 
führung  des  Weibererbrechts  damit  vereinbar,  ob  es  irgend  denk- 
bar sei,  dass  ein  so  gestaltetes  Weibererbrecht  um  das  Jahr  1000  durch 
König  Sven  eingeführt  sei.  Dass  der  König  den  bis  dahin  angeblich  ausge- 
schlossenen Weibern  zunächst  nur  halben  Kopftheil  gewährte,  könnte  ge- 
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rade  nicht  auffallen.  Dagegen  weiss  ich  doch  nicht  abzusehen,  was  ihn 
irgend  hatte  veranlassen  sollen,  das  auf  Tochter  und  Schwester  zu  be- 
schranken, dagegen  den  entfernter  verwandten  Weibern  sogleich  volles  Erb- 
recht zu  gewahren.  Es  trifft  da  dasselbe  zu,  was  wir  schon  §  1 1 5  5  bei  Be- 
sprechung des  friesischen  Rechts  betonten.  Was  unerklärlich  scheint,  wenn 
wir  von  ursprünglichem  Ausschluss  aller  Weiber  ausgehen,  kann  nicht  be- 
fremden, wenn  schon  ursprünglich  alle  Weiber  volles  Erbrecht  hatten ;  es 
verblieb  dann  einfach  bei  diesem  im  weitern  Kreise,  wahrend  es  für  nach- 
tragliche Zurücksetzung  nur  der  Tochter  und  Schwester  an  Erklärungs- 
gründen  nicht  fehlt. 

Die  Annahme  der  umgekehrten  Entwicklung  aber  muss  doch  geradezu 
als  eine  unzulässige  erscheinen ,  wenn  wir  noch  die  genaue  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  friesischen  Recht  in  Rechnung  bringen,  die  sicher  nicht  auf 
gegenseitige  Beeinflussung  erst  in  spaterer  Zeit  zurückzuführen  ist;  der 
Uebergang  vom  Ausschluss  zum  halben  Recht  im  engeren,  zum  vollen 
Recht  im  weiteren  Kreise,  der  an  und  für  sich  unwahrscheinlich  genug  ist, 
würde  sich  zweimal,  einmal  anscheinend  auf  dem  Wege  langsamer  Ent- 
wicklung, das  anderemal  durch  gesetzgeberisches  Belieben  ergeben  haben. 
Diesen  Verhaltnissen  gegenüber  scheint  wenigstens  mir  nichts  zu  erübrigen, 
als  die  Annahme,  dass  die  Angabe  des  Saxo  Grammaticus  jeder  Glaubwür- 
digkeit entbehrt,  dass  auch  bei  den  Danen  die  Weiber  ursprünglich  volles 
Erbrecht  hatten,  welches  sich  nur  bei  Tochter  und  Schwester  auf  den  halben 
Kopftheil  abgeschwächt  hatte. 

1163.  Nun  ergeben  sich  freilich  in  den  danischen  Rechten  nicht  in 
gleicher  Weise  auch  im  engern  Kreise  selbst  bestimmtere  Haltpunkte  da- 
für, dass  die  Tochter  ursprünglich  gleiches  Erbrecht  hatte  und  dass  für  die 
spatere  Zurücksetzung  Anknüpfung  an  die  Aussteuer  anzunehmen 
ist.  Die  letztere  hat  hier  weniger  Bedeutung ;  als  das  Massgebende  erscheint 
das  feste,  aber  nur  halben  Kopftheil  betragende  Erbrecht  der  Tochter,  wie 
es  nach  dem  Tode  der  Eltern  nicht  blos  der  nichtausgesteuerten,  sondern 
auch  der  ausgesteuerten  Tochter  zusteht ;  nur  dass  diese  das  bereits  Erhal- 
tene einwerfen  muss. 

Aber  die  Bestimmungen  über  den  Antheil  der  Tochter  in  der 
Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  oder  überhaupt  allen 
in  gemeinsamem  Haushalte  lebenden  Familiengliedern  scheinen  doch  auf 
denselben  Ausgangspunkt  hinzuweisen;  vgl.  K.  Rosenvinge  76  ff.,  Stemann 
Güterr.  5  ff.  Auch  bei  dieser  rinden  wir  die  unverheirathete  Tochter  in  so 
weit  zurückgesetzt,  als  ihr  Antheil  an  der  Gemeinschaft  nur  ein  halbes 
Hauptloos  oder  einen  halben  Kopftheil  betragt.  Eine  Zurücksetzung  des 
Weibes  ab  solchen  ist  darin  zweifellos  nicht  zu  sehen,  da  zunächst  die 
Mutter  vollen  Kopftheil  hat,  wie  Vater  und  Sohn.  Aber  auch  nicht  der 
Tochter  als  solcher.  Bleibt  die  verheirathete  Tochter  in  der  Gemeinschaft, 
so  steht  ihr ,  wenn  die  Ehe  ein  Jahr  gedauert  hat,  ein  voller  Kopftheil  zu, 
und  ebenso,  wenn  nicht  anderes  vertragen  ist,  ihrem  in  die  Gemeinschaft 
aufgenommenen  Manne,  wahrend  das  entsprechend,  wenn  der  verheirathete 
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1163]  Sohn  im  gemeinsamen  Haushalte  verbleibt,  die  Schwiegertochter 
trifft.  So  im  seeländischen,  wie  im  schonischen  Recht;  Sunesson  c.  4  sagt, 
dass,  wie  ungleich  auch  das  Eingebrachte  sein  mochte :  pares  tarnen  partes 
omnes,  cum  a  communione  recesserint,  obtinebunt,  salva  sexus  prerogativa, 
ut  masculus  duplo  maius,  quam  femina  consequaiur  y  nisi  uxor  fuerit  vel 
mater,  que  marito  velfiliis  adequaiur  et  tum  consorcii  masculini gratia  pre- 
fertur  filiabus.  Nicht  die  Tochter  als  solche  erscheint  damit  gegen  den  Sohn 
zurückgesetzt,  sondern  die  noch  unverheirathete  im  Hause  lebende  Tochter. 
Im  seeländischen  Rechte  Erichs  ich  wird  ausdrucklich  betont,  dass  die 
im  Hause  verbliebene  verheirathete  Tochter,  wie  ihr  Mann,  nach  Verlauf 
eines  Jahres  einen  ganzen  Theil  nimmt,  weil  sie  dann  als  Frau  und  nicht 
als  Tochter  erbt. 

So  lange  die  Tochter  unverheirathet  im  Hause  verblieb,  kam  ihr 
grösseres  oder  geringeres  Recht  nicht  in  Betracht.  Wohl  aber,  wenn  sie  aus 
der  Gemeinschaft  schied,  um  sich  auswärts  zu  verheirathen.  War  es  nach 
schonischem  Recht  im  Belieben  des  Vaters  gestellt,  was  er  den  sich  selbst- 
ständig machenden  Kindern  mitgeben  wollte,  so  hatte  wenigstens  nach  see~ 
ländischem  Recht  die  Tochter  die  Befugniss,  ihren  halben  Kopftheil  zu  for- 
dern, der  damit  also  zugleich  ihre  Aussteuer  darstellte,  aber  auch ,  so  weit 
es  sich  nicht  um  das  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossene  Erbgut  der 
Eltern  handelte,  mit  ihrem  Erbtheile  zusammenfiel 

Diese  Verhältnisse  legen  doch  auch  hier  die  Auffassung  nahe,  dass 
man  ursprunglich  der  Tochter  in  der  Gemeinschaft  gleichen  Antheil  zu- 
schrieb, wie  dem  Sohne.  Werden  wir  in  den,  wie  ich  denke,  näher  ver- 
wandten, aber  früh  abgezweigten  rhätischen  Rechten  Reste  einer  der  däni- 
schen entsprechenden  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  finden, 
so  ergibt  sich  da  denn  auch  keine  Zurücksetzung  der  Tochter  und  Schwester. 
Schieden  aber  die  Töchter  zweifellos  ungleich  häufiger  und  früher  aus  der 
Gemeinschaft  aus,  wie  die  Söhne,  so  konnte  die  Rücksichtnahme  darauf, 
dass  die  Herausgabe  des  vollen  Kopftheils  an  alle  sich  verheirathendea 
Töchter  das  Gemeingut  zu  stark  in  Anspruch  genommen  haben  würde,  um 
so  leichter  dazu  führen,  dass  es  üblich  wurde,  den  ausscheidenden  Töch- 
tern nur  halben  Kopftheil  zu  geben,  als  es  ursprünglich,  wie  das  im  scho- 
nischen Rechte  noch  beibehalten,  im  Belieben  des  Vaters  stand,  was  er  den 
Kindern  mitgeben  wollte.  Dass  da  der  Gesichtspunkt  eingriff,  dass  durch 
Aussteuerung  der  Töchter  mit  vollem  Kopftheile  insbesondere  der  Antheil 
der  Brüder  nicht  zu  sehr  geschmälert  werden  solle,  ergibt  sich  wohl  auch 
daraus,  dass  wenn  Vater  und  Brüder  fehlen,  die  Töchter  wieder  vollen 
Kopftheil  erhalten,  wie  sich  das  daraus  ergibt,  dass  dann  neben  ihnen  die 
Mutter  nicht  wie  sonst,  das  Doppelte,  sondern  einfachen  Kopftheil  neben 
den  Töchtern  erhält. 

Wurde  aber  hier  die  Aussteuer  der  Tochter  nicht  zu  einer  erbabfin- 
denden, wie  bei  den  Friesen,  so  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass  es 
üblich  gewesen  zu  sein  scheint,  sie  nur  mit  halbem  Kopftheil  des  Gemein- 
gutes, nicht  auch  des  Erbgutes  der  Eltern  auszusteuern,  so  dass  die  Zurück- 
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setzung  eine  ungleich  weitergehende  gewesen  sein  würde,  wenn  auch  eine 
solche  Aussteuer  als  abfindend  betrachtet  worden  wäre.  Ob  dann  die  Zu- 
rücksetzung beim  Gemeingut  entsprechende  beim  Erbgut  veranlasste,  oder 
jene  diese  schon  vorfand  und  sich  dann  dieser  entsprechend  regelte ,  wird 
dahingestellt  bleiben  können ;  ist  jene  Theilung  des  Gemeinguts  nach  Köpfen 
eine  Eigentümlichkeit  des  dänischen  und  nordfriesischen  Rechts,  während 
das  Drittelserbrecht  der  Tochter  überhaupt  ungleich  weiter  reicht,  so  dürfte 
das  Letztere  das  Wahrscheinlichere  sein. 

Wie  sich  da  die  besondere  danische  Entwicklung  gestaltet  hat,  kann 
für  unsere  nächsten  Zwecke  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  scheint  mir  die 
Uebereinstimmung  in  der  Zurücksetzung  der  nächstverwandten  Weiber  auf 
halben  Kopftheil  und  der  besonders  auffallenden  Abgränzung  derselben  so 
bestimmt  auf  nähere  Verwandtschaft  mit  friesischem  Rechte  zu 
deuten,  dass  schon  das  darauf  hinweisen  muss,  dass  auch  die  Grundlagen 
der  Entwicklung  dieselben  gewesen  sein  werden,  dass  das  ursprünglich 
gleiche  Erbrecht  der  Weiber,  wie  es  sich  auch  hier  im  weitern  Kreise  er- 
halten hat,  für  Tochter  und  Schwester  durch  das  Eingreifen  einer  irgend- 
wie nach  halbem  Kopftheil  bemessenen  Aussteuer  beseitigt  sein  muss.  Das 
dänische  Recht  würde  dann  aber  auf  der  auch  im  friesischen  Rechte,  vgl. 
S  11 36,  vertretenen  Stufe  verharrt  sein,  dass  die  Tochter  einen  festen  An- 
spruch auf  halben  Kopftheil,  sei  es  als  Aussteuer,  sei  es  als  Erbtheil,  hat, 
so  dass,  wenn  durch  jene  der  Anspruch  nicht  etwa  schon  befriedigt  war, 
auch  die  ausgesteuerte  Tochter  gegen  Einwerfung  ihren  halben  Kopftheil 
zu  verlangen  hatte.  Es  würde  also  dem  dänischen  Rechte  insbesondere  die 
weitere  Entwicklungsstufe  fremd  geblieben  sein ,  wonach  Töchter  neben 
Söhnen  überhaupt  kein  Erbrecht,  sondern  nur  Anspruch  auf  Aussteuer 
hatten. 

3.  Schwedische  Rechte. 

1164.  Wie  die  dänischen,  so  schliessen  in  diesen  Verhältnissen  auch 
dieschwedischenRechte  sich  den  friesischen  so  nahe  an,  dass  eine  von 
allen  sonstigen  Umständen  absehende  Vergleichung  der  Rechte  selbst  den 
Schluss  nahe  legen  müsste,  das  Drittelsrecht  der  Tochter  und  Schwester 
habe  sich  schon  in  einem  ihnen  gemeinsamen  Urrechte  wesentlich  in  der 
spätem  Gestaltung  festgestellt  gehabt,  dasselbe  müsse  demnach  auch  in  den 
schwedischen  Rechten  weit  in  vorgeschichtliche  Zeiten  zurückreichen. 

Das  aber  scheint  nun  bestimmt  ausgeschlossen  zu  sein  durch  ein  Zeug- 
niss,  dessen  Glaubwürdigkeit  im  allgemeinen  gar  nicht  in  Frage  zu  stellen 
ist,  und  welches  bisher  immer  dahin  aufgefasst  wurde,  dass  in  allen  Rechten 
des  schwedischen  Königreichs,  in  den  göthischen,  wie  in  den  schwedischen 
im  engem  Sinne,  welche  wir  bisher  in  der  Regel  als  nordschwedische  be- 
zeichneten, gesetzliche  Einführung  des  Drittelsrechts  durch 
Birger  Jarl  im  dreizehnten  Jahrhunderte  anzunehmen  sei.  Es  ist  nämlich 
in  der  grossen  schwedischen  Reimchronik,  vgl.  Beauchet  Loi  de  Vestrog.  171, 
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1164]  gesagt,  dass  Birger  Jarl,  wahrscheinlich  als  er  1262  seinen  Sohn 
Waldemar  mit  der  dänischen  Prinzessin  Sophie  verheirathete,  bestimmte, 
dass  fortan  die  Schwester  neben  ihrem  Bruder  ein  Drittel  des  Nachlasses 
der  Eltern  erben  solle  und  dass  Entsprechendes  auch  für  die  weitem  Ver- 
wandten zu  gelten  habe.  Es  wäre  danach  etwa  anzunehmen,  dass  man  das 
Drittelsrecht  aus  dem  dänischen  Rechte  aufnahm.  Die  Glaubwürdigkeit  der 
von  einem  fast  Gleichzeitigen  herrührenden  Nachricht  würde  an  und  für 
sich  kaum  in  Zweifel  zu  ziehen  sein.  Und  wir  sind  dazu  um  so  weniger 
berechtigt,  da  sich  eine  Aenderung  schwedischer  Rechte  nach 
Mass  gäbe  des  Gesetzes  Birger  Jarls  mehrfach  unmittelbar  nach- 
weisen lässt,  indem  man  in  denselben  vom  Ausschluss  zum  Drittelsrecht 
überging. 

In  der  altern  Redaction  des  Erbabschnitts  des  westgöthischen 
Rechts  schliesst  der  Mann  gleichen  Grades  das  Weib  aus.  Die  jüngere 
dagegen  ist  durchaus  jenem  Gesetze  angepasst.  Nicht  blos,  dass  das  Erb- 
recht im  nähern  Kreise,  und  zwar  auch  für  die  Mutter,  danach  geordnet  ist. 
Es  ist  dann  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  Sohneskinder  und  Bruder- 
kinder gegen  Tochterkinder  und  Schwesterkinder,  Vatersvater  gegen  Mutter- 
vater zwei  Theile  nehmen,  während  es  weiter  noch  ganz  allgemein  heisst: 
Wo  gestritten  wird  ^wischen  Mann  vom  Mann  und  Frau  von  Frau  ent- 
sprosst  und  sind  sie  gleich  nah  im  Geschlecht ,  da  gehe  der  Mann  %u  srwei 
Theilen  und  die  Frau  %u  einem  Drittel. 

Heisst  es  dann  §  3,  dass  Brüdersöhne  Mannstheil  nehmen,  Brüder- 
töchter Frauentheil,  und  entsprechend  bei  Schwesterkindern ,  so  hat  das 
Recht  sichtlich  wenigstens  bis  dahin  eine  folgerichtige  Durchführung  so- 
wohl für  das  Weib  gegenüber  dem  Manne ,  wie  für  den  Weibsstamm  ge- 
genüber dem  Mannsstamm  im  Auge.  Das  kann,  worauf  wir  in  anderm  Zu- 
sammenhange zurückkommen,  insofern  nicht  auffallen,  als  auch  das  ältere 
göthische  Recht  beim  Ausschluss  sowohl  das  Geschlecht  der  Person,  als  das 
des  Stammes  beachtete,  beide  aber  als  sich  ausgleichend  fasste,  so  dass  der 
Sohnessohn  zwar  die  Sohnestochter  und  den  Tochtersohn  ausschloss, 
Sohnestochter  und  Tochtersohn  aber  gleichgestellte  Erben  waren.  Dem  ent- 
sprach denn  auch  die  Ueberarbeitung,  wonach  jetzt  auf  den  Sohnessohn  4/9, 
auf  die  Tochtertochter  %,  auf  die  Sohnestochter  und  den  Tochtersohn  aber 
je  %  entfielen. 

Ebenso  ergibt  der  Erbabschnitt  des  ostgöthischen  Rechts  den 
Uebergang.  Zunächst  heisst  es,  dass  die  Tochter  neben  dem  Sohne  ein 
Drittel  erbt ;  dann :  Wo  immer  der  Bruder  erbt,  da  erbt  auch  die  Schwester  ; 
überall  erbt  auch  der  Bruder  %wei  Theile  und  die  Schwester  ein  Drittel. 
Nach  dieser  Fassung  sollte  man  annehmen,  dass  das  überhaupt  entsprechend 
dem  Gesetze  und  der  westgöthischen  Umarbeitung  auch  hier  für  den  ge- 
sammten  Erbenkreis  gelten  solle.  Dass  das  jedenfalls  auch  hier  nicht  von 
jeher  so  Rechtens  war,  ergibt  sich  daraus,  dass  nun  zunächst  angegeben  ist, 
wie  es  zu  halten  sei,  wenn  die  Schwester  behauptet,  dass  der  Bruder  nach 
neuem  Gesetz  geerbt  habe  und  ihr  daher  einAntheil  gebühre;  dem  gegen- 
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Ober  kann  der  Bruder  in  angegebener  Weise  beweisen,  dass  er  noch  nach 
altem  Gesetze  erbte :  da  nicht  hatte  die  Schwester  %u  erben  mit  den  Brüdern. 

In  unmittelbarem  Anschlüsse  daran,  ohne  irgendeine  erläuternde  Be- 
merkung, folgen  nun  aber  c.  2  S  1,  c.  3  S  1.  2  vollständige  Angaben  über 
die  Erbenfolge  im  engern,  dann  im  weitern  Kreise,  bei  welchen  das  Drittels- 
recht ganz  unberücksichtigt  geblieben  ist,  welche  durchaus  davon  ausgehen, 
dass  der  Mann  das  gleichstehende  Weib  ganz  ausschliesst,  selbst  da,  wo  das 
den  vorhergehenden  Bestimmungen  ausdrücklich  widerspricht :  ist  nicht  die 
Mutter  da,  da  erbt  der  Bruder;  ist  nicht  der  Bruder  da,  da  erbt  die 
Schwester;  während  es  dann  weiter  noch  fUr  den  gesammten  Erbenkreis 
beisst :  sind  beide  gleich  und  in  den  Knieen  gleich  verwandt^  da  geht  immer 
Hut  hinqu  und  Haube  weg. 

Es  wird  nun  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  da  aus  einer  altern  Re- 
daction  die  Erbenfoige  ungeändert  wiederholt  ist.  Das  würde  sich  immer- 
hin schon  daraus  erklären,  dass  nach  der  unmittelbar  vorhergehenden  An- 
gabe die  uns  vorliegende  Redaction  in  einer  Zeit  entstanden  sein  muss,  wo 
das  neue  Gesetz  noch  nicht  lange  in  Geltung,  Streitigkeiten  noch  vielfach 
nach  dem  alten  zu  entscheiden  waren.  Es  wäre  aber  auch  desshalb  nicht 
zu  entbehren  gewesen,  weil  die  dem  neuen  Gesetze  angepassten  Bestim- 
mungen zu  dürftig  waren,  um  auszureichen.  Man  könnte  es  nun  für  über- 
flüssig gehalten  haben,  den  ganzen  Abschnitt  entsprechend  zu  ändern ;  man 
hätte  den  altern  Text  trotz  seiner  Widersprüche  mit  dem  neuen  Gesetz  be- 
lassen, und  hätte  sich  damit  begnügt,  diesem  durch  die  vorgesetzten  An- 
gaben zu  entsprechen,  es  der  Beurtheilung  im  Einzelfalle  überlassend ,  wie 
detngemäss  nun  die  Einzelbestimmungen  des  altern  Gesetzes  nur  geändert 
zur  Anwendung  zu  kommen  hätten. 

Ungleich  wahrscheinlicher  aber  ist  es,  dass  man  das  neue  Recht  über- 
haupt nicht  billigte  oder  es  wenigstens  auf  die  engsten  Gränzen  beschränken 
wollte.  Denn  in  dem,  was  als  altes  Recht  zu  betrachten  sein  wird ,  heisst 
es  noch  weiter :  Nur  da  wo  beide  gleichverwandt  sind,  Mann  und  Frau,  da 
nimmt  der  Mann  das  Erbe  und  die  Frau  geht  weg ,  ausser  es  seien  Ge- 
schwister; ob  die  Frau  verwandt  ist  denen,  nach  welchen  sie  um  das  Erbe 
streitet,  auf  Männer  Seite  oder  Frauenseite,  da  soll  es  so  sein,  wie  es  nun  ge- 
sagt ist.  Da  müsste  dann  die  Ausnahme  bezüglich  der  Geschwister  erst  ein- 
geschoben sein,  da  sie  dem  vorher  festgehaltenen  Ausschluss  der  Schwester 
durch  den  Bruder  widerspricht;  und  dann  wäre  damit  ausgesprochen,  dass 
lediglich  Schwestern,  nicht  aber  Weibern  des  weiteren  Kreises  Drittelserb- 
recht zustehe.  Eine  Berücksichtigung  des  neuen  Gesetzes  scheint  dann  noch 
c.  3  $  3  einzugreifen :  Wenn  mehr  Stämme  erben,  als  der  Mann,  da  nehme 
Mannßir  Mann  und  Frau  für  Frau  ausser  den  Unmündigen  und  gleiches 
Erbe ;  das  soll  man  so  theilen,  wie  es  %uvor  bestimmt  war. 

Wie  diese  ganze  sonderbare  Redaction  nun  auch  entstanden  sein  mag, 
ob  dabei  nur  Ungeschick,  oder  die  Absicht,  das  neue  Gesetz  nicht  zur  vollen 
Geltung  gelangen  zu  lassen  eingriff,  so  ist  thatsächlich  jedenfalls  das  letztere 
erfolgt.  Denn  abweichend  von  den  übrigen  schwedischen  Rechten  hatten 
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1164]  auch  später,  vgLStiernhöök  De  iure  Sueonum  185,  im  ostgöthischen 
lediglich  die  Weiber  des  ersten  absteigenden  Grades  Drittelserbrecht,  wäh- 
rend die  entfernteren  durch  gleichstehenne  Männer  ausgeschlossen  waren. 

Der  Uebergang  macht  sich  nun  weiter  auch  in  einem  der  Swearechte, 
in  den  beiden  Redactionen  des  westmttnnischenRechts  geltend.  Aller- 
dings  scheint  auch  die  ältere  erst  in  die  frühem  Zeiten  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  zu  gehören;  vgl.  Wilda  Strafr.  45,  Amira Obl.  R.  1,3,  Grundr. 
59.  Aber  zweifellos  hat  sich  in  derselben  die  alte  Erbenfolge  ungeändert  er- 
halten. Die  ausdrückliche  Angabe,  dass  dieselbe  immer  so  bestanden  habe, 
seit  die  Thäler  bewohnt  seien,  wird  durch  den  Inhalt  bestätigt.  Es  zeigt  sieb 
nicht  die  geringste  Spur  vom  Drittelsrecht;  alles  ist  nach  Ausschlussrecht 
geordnet. 

Dagegen  ist  nun  die  zweite  Redaction  dem  Gesetze  von  Birger  Jarl 
durch  Zusätze  und  Aenderungen  angepasst.  Der  frühere  weitergehende 
Ausschluss  der  Tochter  auch  durch  das  Sohneskind  ist  durch  einfache  Aen- 
derung  der  Anordnung  beseitigt.  Zu  dem  zunächst  auf  Ausschluss  der 
Tochter  durch  den  Sohn  berechneten  Text  ist  dann  der  Zusatz  gekommen, 
dass,  wenn  Sohn  und  Tochter  vorhanden  sind,  diese  ein  Drittel  erhält. 
Auch  die  weitere  Fassung  ist  durchweg  noch  die  auf  Ausschlussrecht  be- 
rechnete. Dass  das  Drittelsrecht  überhaupt  weiter  greifen  soll,  lässt  sich  nur 
mittelbar  aus  den  geänderten  oder  zugesetzten  Angaben  entnehmen,  wonach 
Bruderskinder  und  Schwesterkinder  wie  Bruder  und  Schwester  erben  sollen ; 
wonach  weiter,  wenn  eine  Halbschwester  mit  einem  Halbbruder  zum  Erben 
kommt,  die  Schwester,  weil  hier  die  Maid  an  Mannesstatt  stehe ,  Bruders- 
theil  nehmen  solle  und  sonst  nie.  Aber  nichts  deutet  darauf,  dass  sich  das 
auch  über  Geschwisterkinder  hinaus  noch  weiter  auf  die  gesamrate  Folge, 
wie  im  westgöthischen  Recht,  erstrecken  sollte ;  es  sind  weiterhin  die  später 
zu  besprechenden  Angaben  der  alten  Fassung  einfach  wiederholt. 

Vollständig  durchgeführt  erscheint  das  Drittelsrecht  dann  wieder  in 
Magnus  Eriksons  Landrecht.  Auf  Einzelnheiten  der  sich  hier  er- 
gebenden Anordnung ,  bei  der  sich  insbesondere  auch  eine  Zurücksetzung 
der  Mutterseite  gegen  die  Vaterseite  geltend  macht,  werden  wir  zurück- 
kommen. Jedenfalls  ergibt  sich  hier  ebenso  bestimmt,  wie  in  Westgötalagen, 
dass  sich  das  Drittelsrecht,  wie  das  auch  in  der  Reimchronik  gesagt  ist,  nicht 
auf  einen  engern  Kreis  beschränken  soll;  denn  es  heisst  schiesslich:  Wo 
immer  streiten  gegeneinander  Vaterseite  und  Mutter  Seite,  was  das  ist,  Mann 
oder  Frau,  und  sie  gleichverwandt  dem  Todten,  nehme  man  immer  auf  Vater- 
seite  %wei  Theile  und  auf  Mutter seite  ein  Drittel.  Doch  scheint  danach, 
während  bei  Grosseltern  und  Elterngeschwistern  auch  das  Geschlecht  der 
Person  noch  ausdrücklich  betont  ist,  weiterhin  nur  noch  das  Geschlecht  des 
Stammes,  beziehungsweise  der  Elternseite,  berücksichtigt  zu  sein. 

Ist  für  Westmannalagen  die  Umarbeitung  in  Folge  des  Gesetzes  durch 
das  Vorliegen  beider  Fassungen  unmittelbar  erwiesen,  so  hat  man  auch  von 
den  andern  nordschwedischen  Rechten,  welche  uns  nur  in  einer  Redaction 
erhalten  sind,  angenommen,  dass  in  ihnen  das  Erbrecht  entsprechend  dem 
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neuen  Gesetze  umgearbeitet  sei.  Da  sowohl  Uplandslagen,  mit  dem  Helsin- 
gelagen  übereinstimmt,  wieSödermannalagen  der  Tochter  nur  halben  Kopf- 
theii  gewähren ,  da  weiter  alle  uns  vorliegenden  Redactionen  erst  der  Zeit 
nach  dem  Gesetze  angehören ,  so  kann  jene  Annahme  fast  selbstverständ- 
lich erscheinen.  Dennoch  scheinen  mir  die  gewichtigsten  Gründe  für  Ur- 
sprünglichkeit des  Drittelsrechts  im  upländischen  und  sö- 
dermännischenRecht  zusprechen;  ich  glaube  annehmen  zu  müssen, 
dass  uns  in  diesen  Rechten  die  Erbentafeln  so  vorliegen,  wie  sie  schon  vor 
dem  neuen  Gesetze  gestaltet  waren,  und  dass  das  Drittelsrecht  der  Weiber, 
so  weit  es  ausgesprochen  ist,  hier  nicht  ein  erst  durch  jenes  Gesetz  einge- 
führtes, sondern  althergebrachtes  war. 

Zunächst  wird  in  dieser  Richtung  das  Fehlen  aller  Spuren  än- 
dernder Ueberarbeitung  zu  beachten  sein.  Insbesondere  ergibt  sich 
nirgends,  dass,  wie  sich  das  in  den  beiden  Redactionen  von  Westmannala- 
gen so  auffallend  bemerklich  macht,  ein  ursprünglich  auf  Ausschluss  be- 
rechneter Text  erst  durch  nachträgliche  Aenderungen  und  Zusätze  dem 
Drittelsrecht  angepasst  ist  So  ist  sichtlich  die  Fassung  im  upländischen 
Recht  c  1 1  von  vornherein  auf  Zusammenerben  der  Kinder  beiderlei  Ge- 
schlechts nach  Drittelsrecht  berechnet :  Stirbt  der  Bauer  und  lebt  das  Kind 
danach,  da  beerbt  das  Kind  seinen  Vater,  und  so  die  Mutter^  wie  den  Vater, 
was  es  immer  ist7  Sohn  oder  Tochter;  ist  beides  danach,  Sohn  und  Tochter, 
da  nimmt  die  Schwester  ein  Drittel  mit  dem  Bruder;  sind  s^wei  Schwestern 
und  ein  Bruder,  da  erben  diese  die  Hälfte  mit  dem  Bruder ;  so  viel  Ge- 
schwister immer  sind,  da  nimmt  immer  die  Schwester  um  die  Hälfte  weniger 
als  der  Bruder.  Es  kann  das  immerhin  auffallen,  zumal  die  uns  erhaltenen 
Aufzeichnungen  schwerlich  die  ersten  überhaupt  sind,  insbesondere  für  das 
upländische  Recht  in  der  Vorrede  des  Königs  Birger  Magnussohn,  vgl.  auch 
Amira  Grundriss  59,  genügend  angedeutet  ist,  dass  bereits  ältere  Rechts- 
aurzeichnungen vorlagen. 

Das  würde  nun  allerdings  nicht  ausschliessen,  dass  die  Neubearbeitung 
eine  so  gründliche  war,  dass  sie  alle  Reste  der  altern  Fassung  beseitigte; 
auch  der  jüngere  Text  von  Westgötalagen  würde  an  und  für  sich  die  Neu- 
bearbeitung kaum  erkennen  lassen.  Andererseits  aber  wird  doch  auch  auf 
die  Entstehungszeit  nicht  zu  viel  Gewicht  zu  legen  sein.  Gerade  in  Nord- 
schweden scheint  das  neue  Gesetz  wenig  beachtet  zu  sein.  Obwohl  die 
ältere  Redaction  von  Westmannalagen  kaum  vor  1318  anzusetzen  ist,  vgl. 
Amira  Grundr.  59,  nimmt  sie  auf  jenes  noch  nicht  die  geringste  Rücksicht, 
gibt  der  Tochter  neben  dem  Sohne  überhaupt  kein  Erbrecht.  Noch  weniger 
würde  es  natürlich  befremden  können,  wenn  man  in  Rechten,  welche  nach 
der  von  uns  zu  begründenden  Annahme  wenigstens  da  bereits  dem  neuen 
Gesetze  entsprachen,  sich  einfach  an  die  alten  Erbentafeln  hielt,  ohne  zu  be- 
achten, ob  sie  nun  auch  weiterhin  zu  jenem  stimmten.  Und  dafür  scheinen 
mir  doch  eine  Reihe  von  Gründen  zu  sprechen. 

1166.  Vor  allem  dürfte  in  dieser  Richtung  die  Beschränkung  des 
Drittelsrechts  aufTochter  undSchwester  zu  beachten  sein,  wäh- 
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1165]  read  die  Weiber  des  weitem  Kreises  den  entsprechenden  Männern 
gleichgestellt  sind.  Im  Erbabschnitt  des  upländischen  Rechts  heisst 
es  in  dem  von  der  Folge  der  Nachkommen,  der  Brusterben,  handelnden 
c.  1 1  nach  der  angeführten  Bestimmung  über  das  Drittelsrecht  der  Tochter 
oder  Schwester:  Leben  Kinder  nach  dem  Bruder,  nehme Gleiches  Binder s- 
kind,  wie  Bruder,  und  Gleiches  Schwesterkind  wie  Schwester;  so  wird  ge- 
erbt Alles  bis  qum  fünften  Mann,  wo  Jedes  erzeugt  wird  vom  andern ,  so 
lang  ein  Geschwister  lebt;  sobald  die  Geschwister  aber  todt  sind,  da  nimmt 
Gleiches  Schwesterkind,  wie  Bruderkind.  Und  nochmals  $  3 :  Nun  kann 
Sohn  oder  Tochter  beerben  ihren  Vater ,  lebt  eines  andern  Geschwisters 
Nachkommenschaft,  da  nehme  das  seinen  vollen  Theil,  Bruder theil ,  weun 
er  vom  Bruder  hergekommen  ist,  Schwestertheil,  wenn  er  von  der  Schwester 
geboren  ist,  alles  innerhalb  des  ßinften  Mannes;  nicht  vermag  der  fünfte 
Mann  Erbe  %u  nehmen. 

Es  ist  da  zunächst  das  Eintrittsrecht  ins  Auge  gefasst,  welches  nach 
der  allgemeinen  Erbgranze  bis  einschliesslich  des  vierten  Gliedes  anerkannt 
ist,  vgl.  S  332;  erben  Enkel  oder  weitere  Nachkommen  mit  Söhnen  oder 
Töchtern,  so  nimmt  allerdings  der  Tochterstamm  nur  halben  Theil,  da  für 
ihn  das  Recht  der  Tochter  selbst,  die  er  vertritt,  massgebend  ist  Erben  aber 
nach  dem  Tode  aller  Kinder  Enkel  zu  eigenem  Recht,  so  greift  keine  Zu- 
rücksetzung des  Tochterstammes  mehr  Platz,  während  dann  zweifellos  auch 
die  Enkelin  gleichen  Theil  nimmt,  wie  der  Enkel,  wie  das  beim  Fehlen  je- 
der darauf  hindeutenden  Bemerkung  auch  beim  Erben  nach  Eintrittsrecht 
der  Fall  sein  wird.  Das  Aufhören  jeder  Nachwirkung  des  Drittelsrechtes, 
wie  wir  das  $  1 160  im  dänischen  Recht  erst  für  Urenkel  ausgesprochen 
fanden,  wurde  also  hier  schon  bei  zu  eigenem  Recht  erbenden  Enkeln  ein- 
treten, während  sich  bei  diesen  auch  in  den  friesischen  Rechten,  vgl.  $  1 149, 
wenigstens  das  Geschlecht  des  Stammes  noch  geltend  macht. 

Es  beerbt  weiter  nach  c.  1 2  auch  die  Schwester  ihre  Geschwister  nur 
nach  Drittelsrecht.  Nachdem  gesagt  ist,  dass  beim  Mangel  der  Schwester 
der  Bruder  erbt  und  umgekehrt,  heisst  es :  Ist  beides  danach,  Bruder  und 
Schwester,  da  nimmt  Bruder  Brudertheil  und  Schwester  Schwestertheil; 
und  so  erbt  alles,  das  vom  Bruder  gekommen  ist,  wie  der  Bruder,  und  so, 
welcher  von  der  Schwester  kam,  wie  die  Schwester,  alles  bis  %um  fünften 
Mann,  wenn  ein  Geschwister  lebt;  nicht  mag  Erbe  nehmen  der  fünfte  Mann. 
Danach  gilt  auch  für  die  Nachkommen  der  Geschwister  Eintrittsrecht  bis 
zur  Erbgranze  hin  und  damit  für  diesen  Fall  Zurücksetzung  des  Schwester- 
stamms auf  halben  Kopftheil.  Scheint  das  aber  auch  hier  davon  abhängig 
gemacht  zu  werden,  dass  noch  eines  der  Geschwister  lebt,  also  den  Mit- 
erben nur  Eintritt  zusteht,  so  theilen  zweifellos  schon  selbstständig  erbende 
Kinder  von  Geschwistern  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht  des  Stammes  und 
der  Person  nach  vollen  Kopftheilen.  Dass  in  solchem  Falle  das  Erbrecht 
der  Geschwister  selbst  im  upländischen  Recht  nicht  auch  für  das  ihrer  Kin- 
der massgebend  war,  ergeben  ja  auch  die  $  453  erwähnten  Bestimmungen, 
wonach  der  überlebende  Elterntheil  neben  Geschwistern  nur  den  halben, 
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neben  Kindern  von  Geschwistern  aber  den  ganzen  Nachlass  nimmt.  Weiter 
ist  dann  der  Ausschluss  des  Drittelsrechts  noch  erwähnt  c.  1 3,  wonach  die 
Vollgeschwister  drei  Theile  und  die  Halbgeschwister  einen  Theil  nehmen: 
was  das  immer  ist,  Schwester  oder  Bruder,  Es  würde  also  auch  die  einzelne 
Vollschwester  gegen  zwei  Halbbrüder  die  ganzen  drei  Viertel  erhalten,  so 
dass  der  halbe  Kopftheil  der  Schwester  nur  da  eingreift,  wo  es  sich  um 
Theilung  unter  Geschwistern  desselben  Bettes  handelt. 

Weiterhin  fehlt  aber  jede  Spur  des  Drittelsrechts  oder  irgendwelcher 
Zurücksetzung  der  Weiber  oder  des  Weiberstamms.  Es  entscheidet,  wie 
das  c  16  ausdrücklich  betont  wird,  unter  entfernteren  Verwandten  lediglich 
die  Nähe  des  Grades,  so  dass  insbesondere  auch  Vatersvater  und  Mutter- 
mutter gleichberechtigte  Erben  sind.  Die  Zurücksetzung  der  Weiber  auf 
halben  Kopftheil  trifft  also  lediglich  Tochter  und  Schwester  oder  solche, 
welche  statt  ihrer  eintreten,  wahrend  sie  auch  für  selbstständig  erbende  En- 
kelinnen und  Nichten  ausgeschlossen  ist. 

Aehnliches  ergibt  das  södermännische  Recht.  Es  wird  zunächst 
im  Erbabschnitt  c.  1  pr.  die  ganze  Erbenfolge  von  den  Kindern  an  ohne 
Betonung  des  Geschlechtsunterschiedes  aufgezählt;  dann  aber  S  1  hinzu- 
gefügt :  Wenn  nun  Bruder  und  Schwester  beerben  Vater  und  Mutter,  da 
erbe  immer  der  Bruder  %wei  Theile  und  die  Schwester  ein  Drittel,  während 
sich  weiter  schon  $1101  erwähnte  Bestimmungen  anschliessen ,  wie  der 
Antheii  der  Schwestern  insbesondere  auch  in  Land  auszurichten  ist,  welche 
aa  entsprechende  friesische  erinnern. 

Nach  dem  Wortlaute  der  Stelle  würde  die  Zurücksetzung  überhaupt 
nur  bei  Beerbung  der  Eltern  eintreten.  Damit  kann  einmal  gesagt  sein,  dass 
da,  wo  Brüder  und  Schwestern  nicht  das  Elterngut,  sondern  den  Nachlass 
anderer  Freunde  zu  theilen  haben,  alle  volle  Kopftheile  nehmen ,  wie  das 
friesischen  Bestimmungen  entsprechen  würde ;  vgl.  S  1 144.  Und  man  könnte 
das  dann  dahin  ausdehnen,  dass  schon  bei  Beerbung  von  Geschwistern 
Schwestern  und  Brüder  gleiche  Theile  nehmen  sollen.  Dem  aber  scheint 
doch  eine  Angabe  der  vorhergehenden  Erbenaufzählung  im  Wege  zu  stehen : 
Ist  nicht  da  Vater  oder  Mutter,  da  erben  Schwestern  und  Brüder;  sind 
nicht  diese  da,  da  erben  Bruderskinder,  so  wie  eigener  Bruder ,  und  so 
Schwesterkinder,  wie  die  Schwester,  Für  das  Auseinanderhalten  beider  Arten 
von  Geschwisterkindern  würde  doch  jede  Veranlassung  fehlen,  wenn  Bru- 
der und  Schwester  gleich  theilten.  Wir  müssen  schliessen ,  dass  auch  die 
Schwester  neben  dem  Bruder  nur  halben  Kopftheil  nimmt.  Und  ist  im 
södermännischen  Recht  vom  Eintritt  nicht  die  Rede,  scheinen  Kinder  der 
Geschwister  überhaupt  erst  zu  erben ,  wenn  keine  Geschwister  leben ,  so 
wird  anzunehmen  sein,  dass  in  solchem  Falle  in  Abweichung  vom  uplän- 
dischen,  aber  im  Anschluss  an  ostfriesisches  Recht,  vgl.  $  1 153,  auch  die 
Nichte  nur  halben  Kopftheil  neben  dem  Neffen  nimmt.  Weiter  aber  findet 
sich  auch  hier  keinerlei  Zurücksetzung  wegen  des  Geschlechts ;  Vatervater 
und  Muttermutter,  Vaterbruder  und  Mutterschwester,  Vaterbruderkinder 
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1165]  und  Mutterschwesterkinder  werden  ausdrücklich  als  gleichberechtigte 
Erben  bezeichnet. 

1166«  Zeigen  da  also  beide  besprochene  Rechte  eine  wenigstens  im 
wesentlichen  übereinstimmende  Gestaltung,  so  ergibt  sich  für  diese  doch 
eine  so  starke  Abweichung  von  demGesetze  Birger  Jarls,  dass  nicht 
wohl  daran  zu  denken  ist,  dieselbe  könne  sich  erst  auf  Grundlage  desselben 
so  festgestellt  haben,  wahrend  bis  dahin  die  Weiber  vom  Erbrechte  ausge- 
schlossen waren.  Es  handelt  sich  einmal  um  die  Beschrankung  des 
Drittelsrechts  auf  den  engern  Kreis.  Die  Angabe  der  Reimchronik, 
wonach  dasselbe  nicht  blos  für  Töchter,  sondern  auch  für  entferntere  Weiber 
massgebend  sein  sollte,  findet  ihre  Bestätigung  darin,  dass  wir  dem  ent- 
sprechend sowohl  im  Jüngern  westgöthischen  Recht,  als  im  Landrecht  die 
ganze  Erbenfolge  gestaltet  fanden. 

Nun  wäre  e"s  ja  denkbar,  dass  das  nicht  überall  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers entsprechend  durchgeführt  wurde.  Es  war  das,  wie  erwähnt,  insbe- 
sondere auch  in  Ostgötalagen  nicht  der  Fall.  Aber  die  Sachlage  ist  da  doch 
eine  wesentlich  andere.  Es  wurde  sichtlich  die  frühere,  auf  ganz  anderem 
Gesichtspunkte  beruhende  Erbentafel  beibehalten  und  an  derselben  nur 
einiges  geändert,  um  sie  in  notdürftigster  Weise  mit  dem  neuen  Gesetze 
in  Einklang  zu  bringen.  Anders  bei  jenen  nordschwedischen  Rechten.  Ist 
die  uns  vorliegende  Gestaltung  ihrer  Erbentafeln  erst  auf  Grundlage  des 
neuen  Gesetzes  entstanden ,  so  müsste  es  sich  aus  schon  erwähnten  und 
noch  zu  erwähnenden  Gründen  um  eine  durchgreifende  Neubearbeitung 
handeln;  und  dass  man  sich  auch  bei  einer  solchen  entgegen  der  Absicht 
des  Gesetzgebers  willkürlich  auf  einen  engern  Kreis  beschränkte,  ist  doch 
kaum  anzunehmen. 

Doch  lege  ich  auf  diesen  Umstand  ungleich  weniger  Gewicht,  als  auf 
die  sich  nun  in  jenen  Rechten  ergebendeGleichstellung  der  Weiber 
des  weitern  Kreises  mit  den  entsprechenden  Männern.  Diese  kann 
natürlich  nicht  erst  auf  das  neue  Gesetz  zurückgehen.  Waren  bis  dahin  die 
Weiber,  wie  in  den  göthischen  Rechten ,  allgemein  durch  Männer  ausge- 
schlossen, so  konnte  ihnen  auf  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  auch  nur 
Drittelsrecht  zugesprochen  werden.  Erscheinen  sie  als  gleichgestellte  Erben, 
so  kann  sich  das  lediglich  daraus  erklären,  dass  sie  es  von  jeher  im  nord- 
schwedischen Rechte  schon  waren  und  man  sie  nun  auch  dabei  beliess,  da 
ja  das  neue  Gesetz  sichtlich  nur  eine  Besserung,  nicht  auch  eine  etwaige 
Verschlechterung  des  Weiberrechts  im  Auge  hatte. 

Damit  ergibt  sich  nun  die  Frage,  wie  das  frühere  Erbrecht  der 
Weiber  des  engeren  Kreises  gestaltet  sein  konnte,  wenn  wenigstens 
dieses  erst  auf  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  in  der  uns  vorliegendenWeise 
geregelt  wurde.  Die  Annahme,  es  hätten  auch  Tochter  und  Schwester  bis 
dahin  volles  Erbrecht  gehabt,  ist  wohl  von  vornherein  wieder  durch  die 
Erwägung  ausgeschlossen,  dass  dann  das  neue  Gesetz  ihre  Stellung  ver- 
schlechtert hätte;  wird  in  Wärend,  vgl.  S  1035,  das  gleiche  Erbrecht  der 
Tochter  sich  von  ältester  Zeit  her  erhalten  haben,  so  ist  es  da  auch  durch 
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das  neue  Gesetz  nicht  beseitigt.  Dagegen  wäre  es  allerdings  möglich ,  dass 
trotz  des  vollen  Erbrechts  der  entfernteren  Weiber  nur  Töchter  und  Schwe- 
stern früher  vom  Erbrecht  ausgeschlossen  waren.  Denn  wir  fanden  das  in 
friesischen  Rechten  so  ausgesprochen,  vgl.  S  1 139;  es  wird  sich  Ähnlich  für 
das  später  zu  besprechende  westmännische  Recht  ergeben.  Hatten  wir  das 
anzunehmen,  so  würde  sich  auch  jene  beanstandete  Beschränkung  des  Drit- 
telsrechts auf  den  engern  Kreis  erklaren ;  man  liess  es  dann  so  weit  ein- 
treten, als  den  Weibern  bisher  kein  Erbrecht  zustand.  Während  dann  frei- 
lich auch  hier  die  schwer  zu  beantwortende  Frage  erübrigen  würde ,  wie 
denn,  wenn  wir  nicht  von  ursprünglicher  Gleichstellung  aller  Weiber  aus- 
gehen wollen ,  sich  in  früherer  Zeit  das  volle  Erbrecht  der  Weiber  gerade 
des  weitern  Kreises  haue  entwickeln  können. 

Nun  wird  man  aber  bei  Erwägung  dieser  Verhältnisse  nicht  wohl  die 
auffallende  Uebereinstimmung  ausser  Acht  lassen  dürfen ,  welche  sich  für 
die  nordschwedischen  mit  den  friesischen  und  dänischen  Rechten  durch  die 
Gleichstellung  der  Weiber  im  weitern,  ihre  Zurücksetzung  nur  im  engern 
Kreise  ergibt.  Das  findet  sich  allerdings  ebenso  auch  in  andern  Rechten,  da 
es  sich  überall  ergeben  musste ,  wo  die  Zurücksetzung  der  Weiber  nur  an 
die  Aussteuerung  der  Tochter  anschliesst;  vgl.  §  1 122.  Hier  aber  ist  die 
Uebereinstimmung  keine  vereinzelte.  Treffen  wir  bei  den  verschiedensten 
bereits  besprochenen  und  noch  zu  besprechenden  Verhältnissen  auf  auf- 
fallendste Uebereinstimmung  der  Swearechte  insbesondere  mit  den  friesi- 
schen Rechten,  so  wird  an  näherer  Verwandtschaft  dieser  Rechte  auch  kaum 
zu  zweifeln  sein.  Fanden  wir  nun  in  den  friesischen  Rechten  das  volle  Erb- 
recht der  entfernteren  Weiber  in  Verbindung  theils  mit  dem  Ausschluss, 
theils  mit  dem  Drittelsrecht  der  Tochter  und  Schwester,  ist  das,  da  das 
westmännische  Recht  diese  ausschliesst,  in  den  Swearechten,  wie  sie  uns 
vorliegen,  ebenso  der  Fall,  so  muss  das  doch  den  Gedanken  sehr  nahe  legen, 
dass,  wenn  auch  in  den  andern  nordschwedischen  Rechten  die  Gleichstel- 
lung der  entfernteren  Weiber  jedenfalls  eine  althergebrachte  sein  muss,  das 
für  das  Drittelsrecht  der  Tochter  und  Schwester  ebenso  zutreffen  könnte, 
auch  diese  früher  nicht  ausgeschlossen  waren,  sondern  neben  Söhnen  und 
Brüdern  halben  Kopftheil  nahmen. 

1167.  Wenn  ich  nun  glaube,  die  Annahme  althergebrachten 
Drittelsrechts  der  Tochter  bestimmt  vertreten  zu  dürfen,  so  ist  mir 
dafür  vorzugsweise  massgebend ,  dass  sich  abgesehen  von  den  Erbentafeln 
bald  hier,  bald  dort  in  den  nordschwedischen  Rechtsbüchern  Angaben  fin- 
den, welche  theils  überhaupt  ein  Zusammenerben  von  Söhnen  und  Töch- 
tern voraussetzen,  theils  bestimmter  ergeben,  dass  die  Tochter  neben  dem 
Sohne  nach  Drittelsrecht  beurtheilt  wurde.  Ich  zweifle  nicht,  dass  ich  noch 
auf  manche  ähnliche  Angaben  gestossen  sein  würde,  wenn  ich  in  der  Lage 
wäre,  den  Inhalt  aller  Swearechte  vollständig  übersehen  zu  können,  wie 
mir  das  nur  für  das  upländische  die  lateinische  Uebersetzung  ermöglichte. 

Nun  lässt  sich  allerdings  gegen  die  Beweiskraft  solcher  Angaben  ein- 
wenden, dass  sie  uns  ja  gleichfalls  nur  in  späterer  Aufzeichnung  vorliegen 
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1167]  und  daher  unter  Beachtung  des  neuen  Gesetzes  so  gefasst  sein  könnten. 
Aber  es  handelt  sich  dabei  theilweise  um  Satze,  bei  denen  schon  der  auf 
ältere  Entwicklungsstufen  deutende  Inhalt  darauf  hinweist,  dass  sie  schwer- 
lich erst  im  vierzehnten  Jahrhunderte  so  gefasst  sein  würden,  wenn  sie  nicht 
althergebrachte  waren.  Es  ist  weiter  ihr  Zusammenhang  mit  dem  neuen 
Gesetze  ein  so  entfernter,  sich  so  leicht  der  Aufmerksamkeit  entziehender, 
dass  kaum  daran  zu  denken  ist,  man  habe  sich  bei  Benutzung  älterer  Vor- 
lagen oder  selbst  bei  erster  Aufzeichnung  des  geltenden  Rechts  daran  erin- 
nert, dass  da  nun  das  neue  Gesetz  irgendwelche  Aenderung  nöthig  mache. 

Auf  ein  Erbrecht  der  Tochter  neben  dem  Sohne  scheinen 
mir  zunächst  die  Angaben  über  die  Aussteuer  zu  führen,  bei  denen 
schwerlich  anzunehmen  ist,  dass  sie  sich  erst  so  gestaltet  haben  sollten, 
nachdem  Birger  Jarl  den  Weibern  überhaupt  Erbrecht  gewährte.  Nach  einer 
Bestimmung  von  Uplandslagen  Erbabschnitt  c.  8,  vgl.  Amira  Obl.  1,  528, 
kann  die  dem  Sohne  oder  der  Tochter  gegebene  Aussteuer  von  den  Eltern 
widerrufen  werden,  weil  Niemand  einen  noch  Lebenden  beerben  kann;  es 
steht  weiter  dem  Sohne  und  der  Tochter  nicht  blos  frei,  das  als  Aussteuer 
Erhaltene  behufs  Theilnahme  am  Erbe  wiedereinzuwerfen,  sondern  sie 
müssen  das  thun,  so  dass  sie,  wenn  sie  mehr  erhalten  hatten  und  das  ver- 
äusserten, es  wieder  ersetzen  sollten.  Das  setzt  doch  einen  festen  Erbtheil 
der  Tochter  neben  dem  Sohne  voraus. 

Allerdings  Hesse  sich  daran  denken,  man  habe  da  nur  den  Fall  im 
Auge,  dass  auch  die  sonst  ausgeschlossenen  Töchter  beim  Mangel  von  Söhnen 
erben.  Das  ist  zweifellos  der  Fall,  wenn  etwa  in  Westgötalagen,  vgl.  Amira 
Obl.  1,  482,  zunächst  nur  von  der  Einwerfungspflicht  der  verheiratheten 
Söhne  die  Rede  und  dann  erst  hinzugefügt  ist:  So  sollen  Söhne  wie  Tochter 
ihcilen,  wenn  sie  Erben  sind;  sind  Töchter  nicht  Erbinnen ,  so  haben  sie 
auch  die  Aussteuer  nicht  wieder  einzuwerfen.  In  Uplandslagen  aber  liisst 
die  Fassung  wohl  keinen  Zweifel,  dass  man  Zusammenerben  von  Töchtern 
und  Söhnen  im  Auge  hat.  Insbesondere  auch ,  weil  hier  wieder  Aussteuer 
und  Erbtheil  in  engster  Verbindung  erscheinen ,  jene  geradezu  als  ein  Be- 
erben der  Eltern  bei  Lebzeiten  betrachtet  wird  und  Aussteuer  und  Erbtheil 
ausgeglichen  werden.  Hat  nun  sichtlich  die  Tochter  keinen  Anspruch  auf 
Aussteuer,  da  ihr  sogar  die  bereits  gegebene  wieder  entzogen  werden  kann, 
so  würde  sie,  wenn  sie  neben  Söhnen  auch  kein  Erbrecht  hätte,  eventuell 
aus  dem  Elterngute  nicht  das  Geringste  erhalten. 

Das  ist  sicher  nicht  anzunehmen.  In  allen  Rechten,  in  welchen  die 
Tochter  durch  den  Sohn  ausgeschlossen  ist,  wird  wenigstens  ein  Anspruch 
der  Tochter  auf  eine ,  wenn  auch  vom  Belieben  des  Verpflichteten  abhän- 
gende Aussteuer  anerkannt.  So  doch  auch  in  dem  einzigen  der  Swearechte, 
von  dem  wir  bestimmt  wissen ,  dass  es  früher  die  Tochter  ausschloss.  Ist 
nach  der  Erbschaftstafel  von  Westmannalagen  I  die  Tochter  durch  den 
Sohn  ausgeschlossen,  so  wird  hinzugefügt,  dass  sie  kein  Erbschaftsweib, 
sondern  ein  vom  Gutbefinden  Anderer  abhängiges  Weib  sei.  In  Westmann- 
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alagen  II  fehlt  eine  bezügliche  Bemerkung,  da  nun  die  Aussteuer  in  unbe- 
stimmtem Betrage  durch  das  feste  Drittelserbrecht  ersetzt  ist. 

1168.  Es  finden  sich  nun  aber  weiter  Bestimmungen,  welche,  wenn 
sie  nicht  erst  auf  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  sich  entwickelt  haben  sollten, 
bestimmterhergebrachtesDrittelsrecht  derTochter  neben  dem 
Sohne  ergeben  würden.  Ist  das  Drittelsrecht  im  Anschluss  an  andere 
Rechte  der  dänischen  Gruppe  auch  den  schwedischen  in  einer  Reihe  von 
Verhaltnissen  geläufig  gewesen,  vgl.  §  500,  so  wurden  bereits  §  1086  An- 
gaben erwähnt,  in  welchen  gerade  auch  der  Tochter  der  halbe  Sohnestheil 
zugesprochen  wird.  Danach  betrug  insbesondere  der  Pf  lieh  tt  heil,  der 
durch  Schenkungen  an  einzelne  Kinder  nicht  beeinträchtigt  werden  darf, 
nach  upländischem  Recht  für  den  Sohn  drei  Mark,  für  die  Tochter  aber 
nur  zwölf  Öre  oder  anderthalb  Mark,  Sollte  nun  auch  da  früher  nur  dem 
allein  erbberechtigten  Sohn  ein  Pflichtteil  zugestanden  haben ,  sollte  der 
Tochter  erst  in  Folge  des  neuen  Gesetzes  ein  solcher  zugesprochen  und 
nach  ihrem  Erbrecht  geregelt  sein?  So  unwahrscheinlich  das  sein  mag,  ist 
immerhin  die  Möglichkeit  nicht  zu  bestreiten. 

Aber  ganz  unzulässig  scheint  mir  dieselbe  Annahme  bezüglich  der 
schon  S  1086  erwähnten  Angaben  über  die  Ansprüche  der  Unechten  am 
Nachlasse  des  Vaters  zu  sein.  Nirgends  erscheinen  da  die  Töchter  ausge- 
schlossen und  wenigstens  in  Helsingelagen  und  in  beiden  Redactionen  von 
Westmannalagen  wird  der  unechten  Tochter  der  halbe  Kopftheil  des 
unechten  Sohnes  zugesprochen.  Sollte  nun  auch  das  auf  das  Gesetz  Birger 
Jarls  zurückzuführen  sein,  wie  das  die  Entstehungszeit  der  uns  vorliegenden 
Quellen  allerdings  zulassen  würde  ?  Das  ist  an  und  für  sich  unwahrschein- 
lich genug,  wenigstens  wenn  unsere  spater  zu  begründende  Annahme  richtig 
ist,  dass  auch  in  Scandinavien  die  Entwicklung  auf  weitergehende  Zurück- 
setzung der  Unechten  gerichtet  war;  es  ist  schwer  anzunehmen,  dass  erst 
im  dreizehnten  Jahrhunderte  unechten  Töchtern  bestimmte  Ansprüche  an 
den  Nachlass  des  Vaters  zugesprochen  sein  sollten,  wenn  sie  solche  bis  da- 
hin überhaupt  nicht  hatten. 

Doch  können  wir  davon  ganz  absehen.  Entscheidend  wird  das  Vor- 
kommen des  halben  Kopftheils  auch  in  Westmannalagen  I  sein.  Blieb  dieses 
Rechtsbuch,  wie  wir  sahen,  in  seiner  Erbentafel  vom  Gesetze  Birgers  ganz 
unberührt,  und  ist  natürlich  nicht  anzunehmen,  dass  es  dasselbe  lediglich 
für  die  unechte  Tochter  beachtete,  so  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen, 
dass  den  nordschwedischen  Rechten  das  Drittelsrecht  der  Tochter  wenig- 
stens bezüglich  dieses  Verhältnisses  schon  früher  bekannt  war.  Das  aber 
wäre  doch  wieder  ganz  unerklärlich,  wenn  nicht  auch  echte  Töchter  schon 
früher  nach  demselben  Massstabe  beurtheilt  wurden ,  wie  das  ja  ohnehin 
durch  so  manche  Haltpunkte  nahe  gelegt  wird. 

1169«  Endlich  scheint  mir  da  noch  eine  Bestimmung  des  gothlän- 
di sehen  Rechts  sehr  beachtenswerth  zu  sein.  In  diesem  ist  die  Tochter 
durch  den  Sohn  ausgeschlossen ;  er  hat  nur  für  die  Heirath  der  Schwester 
zu  sorgen,  oder  ihr  ein  Achtel  seines  Guts  zu  geben.   Dann  aber  heisst  es 
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1160]  Gotlandslagen  (I  24  $  5)  II  c.  30,  dass  beim  nichtgothländischen  Volk 
zwei  Schwestern  gegen  einen  Bruder  erben;  dass,  wenn  Erbgut  an  Brüder 
und  Schwestern  oder  Bruderkinder  oder  Schwesterkinder  fällt ,  sie  das  so 
theilen  sollen,  wie  das  väterliche  oder  mütterliche  Erbe;  dass,  wenn  es  ent- 
fernter ist,  die  Nächsten  desselben  Bluts  erben ;  und  zwar  ohne  Unterschied 
des  Geschlechs,  wie  das  wenigstens  der  deutsche  Text  der  Ausgabe  von 
Schildener  zufügt  und  an  und  für  sich  nicht  zu  bezweifeln  sein  würde. 

Nun  könnte  das  allerdings  auch  hier  wenigstens  der  Zeit  nach  erst  ein 
Ergebniss  des  neuen  Gesetzes  sein,  falls  es  richtig  ist,  dass  Gotlandslagen, 
wie  jetzt  durchweg  angenommen  wird,  erst  gegen  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  entstanden  ist.  Aber  die  bezügliche  Beweisführung  Schlyters, 
so  weit  sie  mir  bekannt  ist,  vgl.  Beauchet  in  Nouv.  Revue  14, 759  ff.,  Loi  de 
Vestrogothie  40,  stützt  sich  in  erster  Linie  gerade  auf  den  Umstand,  dass  jene 
Bestimmung  erst  in  der  Zeit  nach  Birger  Jarl  passe.  Dürfte  das  nun  nach  dem 
bereits  Bemerkten  doch  so  zweifelhaft  sein ,  dass  der  Umstand  schwerlich 
als  ausschlaggebend  zu  betrachten  ist,  so  möchte  ich  es  freilich  dahingestellt 
sein  lassen,  in  wie  weit  dann  die  früher  für  ein  höheres  Alter  geltend  ge- 
machten Gründe  wieder  entscheidendes  Gewicht  beanspruchen  dürfen. 
Liesse  sich  Entstehung  vor  Birger  Jarl  erweisen,  so  wäre  natürlich  die  uns 
beschäftigende  Frage  endgiltig  entschieden. 

Aber  auch  bei  Annahme  der  Entstehung  erst  nach  Birger  Jarl  ergeben 
sich  doch  die  gewichtigsten  Bedenken  gegen  die  Annahme,  dass  uns  hier 
eine  Wirkung  seines  Gesetzes  vorliegt.  Dass  das  einheimische  gothländische 
Recht  von  der  Verfügung  Birgers  ganz  unberührt  blieb,  kann  freilich  bei 
dem  losen  Verbände  der  Insel  mit  Schweden  kaum  auffallen.  Aber  eben 
dieser  macht  es  doch  auch  unwahrscheinlich,  dass  die  auf  der  Insel  ansäs- 
sige schwedische  Bevölkerung  sich  dem  Gesetze  anpasste,  wenn  bis  dahin, 
wie  nach  gothländischem  Rechte  selbst,  die  Töchter  vom  Erbe  ausgeschlossen 
waren.  Insbesondere  aber  wird  auch  hier  wieder  zu  beachten  sein,  dass  die 
Gestaltung  jedenfalls  nicht  unmittelbar  auf  den  Einfluss  des  Gesetzes  zu- 
rückgeführt werden  kann.  Hatte  dieses  den  gesammten  Erbenkreis  im  Auge, 
so  kann  es  natürlich  nicht  Zufall  sein,  dass  auch  hier  das  Gesetz,  wie  in 
Nordschweden,  nur  für  die  nächstverwandten  Weiber  durchgeführt  erscheint, 
während  dann  die  entfernteren  den  Männern  gleichgestellt  sind.  Damit  ist 
auch  Anlehnung  an  das  ostgöthische  Recht  ausgeschlossen,  welches  nach 
dem  S  1 1 64  Bemerkten  selbst  später  noch  gerade  im  weitern  Kreise  die 
Weiber  durch  Männer  ausschloss.  Während  auch  Anderes,  so  der  S  10S6 
erwähnte  Anspruch  des  Unechten  auf  drei  Mark,  darauf  hinweist,  dass  für 
die  nichtgothländische  Bevölkerung  der  Insel  nicht  göthisches,  sondern 
schwedisches  Recht  massgebend  war. 

Die  gothländische  Bestimmung  kann  nur  den  nordschwediscben 
Rechten,  und  wegen  der  Ausdehnung  auch  auf  Nichten,  zunächst  wohl  dem 
södermännischen,  vgl.  $  1 165,  entnommen  sein.  Nun  wäre  es  ja  immerhin 
denkbar,  dass  sich  zunächst  das  södermännische  Recht  auf  Grund  des  neuen 
Gesetzes  umgestaltete  und  dass  dann  die  schwedische  Bevölkerung  auf  Goth- 
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land,  gewiss  überwiegend  nordschwedischer  Abkunft,  sich  nicht  an  das 
Gesetz  selbst ,  sondern  an  das  nach  Massgabe  desselben  geänderte  söder- 
männische  Recht  hielt.  Aber  wie  unwahrscheinlich  das  ist,  bedarf  kaum 
einer  nähern  Begründung.  Nehmen  wir  Alles  hinzu ,  was  ohnehin  für  ein 
weiteres  Zurückreichen  des  Drittelsrechtes  in  den  Swearechten  spricht ,  so 
ist  doch  ungleich  wahrscheinlicher,  dass  die  schwedische  Bevölkerung  schon 
in  viel  früherer  Zeit  jenes  dem  neuen  Gesetze  nur  unvollkommen  entspre- 
chende Erbrecht  auf  die  Insel  mitgebracht  haue  und  an  diesem  ebenso  fest- 
hielt, wie  die  Gothländer  an  ihrem  die  Tochter  ausschließenden  Recht. 

1170.  Sehen  wir  auf  das  Ergebniss  der  bisherigen  Erörte- 
rung zurück,  so  ist  es  ja  richtig,  dass  wegen  der  späteren  oder  doch  un- 
sicheren Entstehung  der  uns  vorliegenden  Quellen  sich  gegen  jeden  der 
betonten  Haltpunkte,  welcher  darauf  deutet ,  dass  die  Tochter  auch  schon 
früher  neben  dem  Sohne  Erbrecht  zu  halbem  Kopftheile  hatte,  die  Mög- 
lichkeit geltend  machen  lässt,  der  bezügliche  Satz  könne  erst  später  in 
Berücksichtigung  des  neuen  Gesetzes  so  gefasst  sein.  Wenn  das  aber  bei 
einzelnen,  wie  insbesondere  dem  halben  Kopftheü  der  unechten  Tochter, 
wohl  als  unzulässig  bezeichnet  werden  darf,  so  ergibt  sich  bei  anderen 
wenigstens  die  grösste  Unwahrscheinlichkeit.  Und  dann  wird  doch  auch 
darauf  Gewicht  zu  legen  sein,  dass  es  sich  nicht  um  einen  einzelnen,  son- 
dern um  eine  Reihe  ineinandergreifender  Haltpunkte  handelt,  welche  sämmt- 
lich  die  Einführung  des  Erbrechtes  der  Tochter  erst  durch  das  neue  Gesetz 
unwahrscheinlich  machen;  dass  sich  dagegen,  so  weit  ich  sehe,  nirgends 
mehr  eine  Spur  zeigt,  welche  darauf  hindeuten  würde,  dass  in  einer  frühem 
Zeit  die  Tochter  völlig  ausgeschlossen  war. 

Zumal  wenn  wir,  wie  schon  bemerkt,  anzunehmen  haben,  die  uns  vor- 
liegenden seien  nicht  überhaupt  die  ersten  Aufzeichnungen  der  bezüglichen 
Rechte,  so  würde  dieses  Fehlen  aller  Reste  einer  vorhergegangenen  anderen 
Gestaltung,  dieses  genaue  Anpassen  an  die  neue  Gestaltung  eine  Umsicht  bei 
der  Redaction  oder  auch  eine  so  vollständige  Anpassung  aller  Rechtsver- 
hältnisse an  ein  neues  Gesetz  verrathen ,  welche  doppelt  auffallen  müsste, 
da  ja  jedenfalls  andererseits  wieder  bezüglich  des  Erbrechts  im  weiteren 
Kreise  das  ältere  abweichende  Recht  beibehalten  sein  müsste ,  dasselbe  Ge- 
setz wenigstens  da  ganz  unberücksichtigt  geblieben  wäre,  während  es  über- 
dies noch  in  dem  frühestens  1318  aufgezeichneten  vvestmännischen  Recht 
überhaupt  nicht  beachtet  wurde.  Ich  glaube  doch  nach  allen  betonten  Um- 
standen dazu  berechtigt  zu  sein,  weiterhin  von  der  Annahme  auszugehen, 
dass  in  den  besprochenen  Rechten  auch  schon  vor  dem  neuen  Gesetze  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  dänischen  und  einem  grossen  Theile  der  frie- 
sischen Rechte  die  Weiber  in  einem  engern  Kreise  nur  halben,  im  weitern 
aber  voüen  Kopftheil  nahmen.  Und  das  kann  ja  nicht  befremden,  da  wir 
uns  bei  den  verschiedensten  Verhältnissen  gerade  auf  nähere  Verwandtschaft 
dieser  Rechte  hingewiesen  sehen. 

Dieses  Ergebniss  scheint  mir  nun  aber  auch  mit  der  Angabe  der 
grossenReimchronik  keineswegs  unvereinbar  zu  sein.  Verfügte  Birger 
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1170]  Jarl,  dass  fortan  allgemein  die  Töchter  halben  Kopftheil  nehmen 
sollten,  so  schliesst  das  doch  nicht  aus,  dass  das  in  einzelnen  Theilen  des 
Reichs  ohnehin  schon  Rechtens  war;  das  Durchdringen  einer  so  wesent- 
lichen Aenderung  ist  doch  erklärlicher,  wenn  es  sich  nicht  Überall  und  ins- 
besondere nicht  in  Upland  um  eine  Neuerung  handelte.  Nach  gütiger  Mit- 
theilung von  Amira  ist  allerdings  nicht  sicher  festgestellt,  wo  der  Verfasser 
der  Chronik  lebte ;  doch  habe  schon  Hylter-Cavallius,  Wärend  2,  50,  an- 
genommen, dass  er  Göthland  angehörte,  da  er  alle  Schweden  in  Ähnlicher 
Weise  als  Upländer  bezeichnete,  wie  die  Bewohner  von  Wärend  alle  nörd- 
lich von  ihnen  Wohnenden.  Ist  das  richtig,  so  kann  es  naturlich  um  so 
weniger  auffallen,  wenn  der  Verfasser  eine  Verfügung,  die  für  Göthland 
jedenfalls  eine  Neuerung  war,  erwähnte,  ohne  ausdrücklich  zu  bemerken, 
dass  das  nicht  im  ganzen  Reiche  die  Bedeutung  einer  Aenderung  hatte. 

1171.  Alles  Gesagte  trifft  freilich  nur  die  Rechte  von  Upland,  Söder- 
manland  und  Helsingeland,  nicht  aber  das  westm an ni sehe  Recht.  Ist 
nun  dieses  das  einzige  der  Swearechte.  von  dem  uns  die  ältere  Gestaltung 
des  Weibererbrechtes  aus  der  vom  neuen  Gesetze  sichtlich  ganz  unberührt 
gebliebenen  älteren  Redaction  unmittelbar  bekannt  ist  und  ergibt  sich  da 
Ausschluss  der  Tochter  und  Schwester,  so  scheint  das  bei  der 
nähern  Verwandtschaft  des  westmännisehen  mit  den  andern  Swearechten 
allerdings  durchaus  gegen  unsere  Annahme  bezüglich  dieser  zu  sprechen. 
Ich  habe  den  Umstand  bei  den  bezüglichen  Erwägungen  natürlich  von  vorn- 
herein nicht  unbeachtet  gelassen;  und  wenn  ich  trotzdem  glaubte,  an  jenen 
Annahmen  festhalten  zu  müssen,  so  schien  mir  doch  lange  jede  ausreichende 
Erklärung  für  jenen  Gegensatz  zu  fehlen.  Erst  die  genauere  Beachtung  ganz 
entsprechender  Sachlage  in  friesischen  Rechten  schien  mir  darauf  hinzu- 
weisen, dass  das  westmännische  Recht  doch  auch  in  dieser  Beziehung  ganz 
auf  derselben  Grundlage  beruhen  muss,  wie  die  andern  Swearechte,  dass 
eine  Gestaltung,  wie  wir  sie  für  diese  annahmen,  mit  Erbrecht  der  Tochter 
neben  dem  Sohne,  auch  hier  vorhergegangen  sein  muss,  und  sich  auf  Grund- 
lage derselben  erst  nachträglich  der  Ausschluss  ergeben  haben  kann. 

Vor  allem  wird  zu  beachten  sein,  dass  sich  das  westmännische  Recht 
in  dem  Punkte,  auf  den  ich  für  diese  Verhältnisse  das  grösste  Gewicht  legen 
möchte,  in  der  Gleichstellung  der  Weiber  des  weitern  Kreises, 
den  andern  nordschwedischen ,  aber  auch  den  friesischen  und  dänischen 
Rechten  eng  anschliesst,  während  insbesondere  auch  in  den  göthischen 
Rechten  jedes  Weib  durch  den  entsprechenden  Mann  ausgeschlossen  ist. 
Nach  der  Erbentafel  von  Westmannalagen  I,  Eheabschn.  c.  1 1,  sind  Tochter 
und  Tochterkinder  durch  Sohn  und  Sohneskinder,  und  ebenso  Schwester 
und  Schwesterkinder  durch  Bruder  und  Bruderkinder  ausgeschlossen;  der 
Ausschluss  reicht  also  so  weit,  als  in  andern  Swearechten  die  Zurücksetzung 
nach  Drittelsrecht. 

Nun  scheint  freilich  nach  der  Fassung  die  Zurücksetzung  sowohl  der 
Person,  als  des  Stammes  sich  nicht  auf  den  damit  gegebenen  engern  Kreis 
zu  beschränken,  sondern  beiGrosseltern  undElterngeschwistero 
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auch  noch  auf  den  weitem  überzugreifen.  Es  ist  eine  im  allgemeinen  schon 
$  673  besprochene  Eigentümlichkeit  der  Swearechte ,  dass  sie  auch  die 
Klassen  der  Grosseltern  und  Elterngeschwister  insofern  noch  entsprechend 
dem  engem  Kreise  behandeln,  als  auch  ein  einzelner  Erbe  dieser  Klassen 
noch  den  ganzen  Nachlass  nimmt,  ohne  dass  vom  Fallrecht  oder  Halftung 
mit  entfernteren  Erben  der  andern  Seite  die  Rede  wäre.  Das  trifft  auch  das 
westmännische  Recht  Während  nun  aber  dann,  wenn  mehrere  Personen 
einer  jener  Klassen  leben ,  dieselben  nach  södermännischem  und  upländi- 
schem  Recht  gleichgestellte  Erben  sind,  würde  nach  der  Fassung  von  West- 
mannalagen immer  nur  eine  Person  jener  Klassen  unter  Ausschluss  der 
andern  zum  ganzen  Nachlasse  berufen  sein.  Es  heisst:  Ist  nicht  Mutter  da, 
ist  der  Vatersvater ;  nehme  er  Erbe  und  Vieh;  ist  nicht  Vatersvater  da,  ist 
da  Vatersmutter ^  nehme  sie  Erbe  und  Vieh;  in  übereinstimmender  Fassung 
werden  weiter  Muttervater,  dann  Muttermutter  genannt.  Beim  Fehlen  von 
Grosseltern  sind  dann  in  ganz  entsprechender  Fassung  Vatersbruder,  dann 
Mutterbruder,  Vatersschwester,  Mutterschwester  genannt. 

Danach  würden  also  nicht  blos  im  engem  Kreise,  sondern  darüber 
hinaus  das  Geschlecht  der  Person  und  des  Stammes,  beziehungsweise  der 
Seite  berücksichtigt  sein.  Aber  freilich  nur  bis  zu  Elterngeschwistern.  Schon 
bei  deren  Kindern  hört  jede  Berücksichtigung  des  Geschlechts  auf:  Sind 
alle  Vier  todt,  da  geht  es  hälftig  von  Vaterseite  und  hälftig  von  Mutterseite ; 
sind  da  Vaterbruderkinder  und  Mutter  Schwesterkinder,  da  haben  sie  Erbe 
und  Vieh.  Ist  die  Fassung  der  vorhergehenden  Angaben  eine  genaue,  so 
würden  wir  nach  Massgabe  des  §  673  Bemerkten  etwa  anzunehmen  haben, 
dass  hier  bezüglich  der  Beachtung  des  Geschlechts  die  Ordnung  des  engem 
Kreises  auf  die  der  nächstfolgenden  Klassen  des  weitern  übergegriffen  habe. 

Das  aber  würde  wieder  auffallen  müssen,  da  sich  im  westmännischen 
Recht  übrigens  keinerlei  Einfluss  der  Folge  im  engern  Kreise  auf  die  im 
weitern  ergibt,  uns  gerade  hier,  wie  schon  $672  betont,  die  auffallende  Ge- 
staltung vorliegt,  dass  im  engern  Kreise  keinerlei  Vorfahrenrecht  anerkannt 
ist,  die  Eltern  erst  nach  Geschwistern  und  Geschwisterkindern,  also  nach 
allen  ihren  Nachkommen  erben,  während  im  weitern  Kreise  sich  das  volle 
Vorfahrenrecht  erhalten  hat,  indem  unmittelbar  nach  den  Eltern  die  Gross- 
eltern vor  ihren  Nachkommen  berufen  sind.  Ich  möchte  denn  auch  gar 
nicht  bezweifeln,  dass  jene  ausschliessende  Fassung  eine  ungenaue  ist,  dass 
auch  nach  weltmännischem  Recht,  wie  nach  den  andern  Swearechten,  alle 
Grosseltern ,  dann  wieder  alle  Elterngeschwister  gleichgestellte  Erben  sein 
sollten  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  der  Person  und  der  Seite. 

Dafür  spricht  einmal,  dass  andernfalls  jene  Aufzahlung  der  sich  ab- 
schliessenden Erben  eine  unfolgerichtige  sein  würde.  Denn  nach  der  Auf- 
zählung, wie  sie  sich  genau  übereinstimmend  im  altem  und  Jüngern  Rechts- 
buche findet,  würde  die  Vatersmutter  den  Muttervater,  dagegen  der  Mutter- 
bruder die  Vatersschwester  ausschliessen.  Es  würde  also  bei  den  Gross- 
eltern für  die  Zurücksetzung  in  erster  Reihe  das  Geschlecht  der  Seite ,  da- 
gegen bei  den  Elterngeschwistern  das  Geschlecht  der  Person  massgebend 
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1171]  sein.  Wenn  man  daran  selbst  bei  der  Ueberarbeitung  der  Tafel 
keinen  Anstoss  nahm,  so  weiss  ich  das  nur  daraus  zu  erklären,  dass  man 
jener  Reihenfolge  überhaupt  keine  Bedeutung  beilegte,  weil  es  sich  trotz 
der  Fassung  um  gleichberechtigte  Erben  handelte. 

Entscheidend  aber  scheint  mir  zu  sein,  dass  es  nach  jener  Aufzählung 
der  vier  Grosseltern  und  der  vier  Arten  von  Elterngeschwistern  heisst :  Lebt 
eines  von  diesen  Vieren,  nehme  es  beides  weg,  Väterliches  und  Mütterliches  ; 
es  nehme  dieses  Jeder  weg ,  das  Väterliche,  der  von  Vater seite  kam ,  und 
dieses  weg  das  Mütterliche,  der  von  Mutter  seite  harn;  ist  eines  au/gegessen, 
theile  man  das,  was  übrig  ist  Ist  da  aufs  bestimmteste  betont,  dass  beim 
Erben  von  Grosseltern,  dann  von  Elterngeschwistern  Fallrecht  eintreten 
soll,  so  hätte  von  solchem  natürlich  nicht  die  Rede  sein  können,  wenn  immer 
nur  einer  von  den  Vieren  unter  Ausschluss  der  andern  Erbe  des  Ganzen 
hätte  sein  sollen ;  es  konnte  nur  eintreten,  wenn  beim  Vorhandensein  meh- 
rerer, verschiedenen  Seiten  angehörender  Personen  jener  Klassen  alle  gleich- 
berechtigte Erben  sein  sollten.  Und  auch  die  Annahme ,  dass  jene  Reihe- 
folge wenigstens  für  Gewinngut  oder  Fahrniss  habe  massgebend  sein  sollen, 
muss  unzulässig  erscheinen  gegenüber  dem  Umstände,  dass  in  der  ge- 
sammten  Tafel  so  bestimmt  auf  die  gleiche  Vererbung  aller  Bestandteile 
des  Nachlasses  hingewiesen  ist. 

Alles  das  lässt,  wie  ich  denke,  kaum  eine  andere  Erklärung  zu,  als  die, 
dass  bei  Aufzeichnung  der  Tafel  jene  ausschliessende  Fassung  zunächst  für 
den  engem  Kreis,  wo  sie  berechtigt  gewesen  sein  wird,  aufgenommen  war, 
und  dann  durch  einen  Missgriff  auch  da  noch  an  ihr  festgehalten  wurde, 
wo  sie  bei  Aufzählung  der  Glieder  des  weitern  Kreises  nicht  mehr  zutraf. 

Nach  dem  Gesagten  glaube  ich  annehmen  zu  sollen,  dass  auch  im 
westmännischen  Recht  sofort  nach  Ueberschreitung  des  engern  Kreises  jede 
Berücksichtigung  des  Geschlechts  aufhörte  und  schon  bei  Grosseltern  und 
Elterngeschwistern  Mann  und  Weib,  Vaterseite  und  Mutterseite  ganz  gleich- 
gestellt waren.  Wer  aber  auch  wegen  der,  wie  ich  denke,  ungenauen  Fas- 
sung gegen  meine  Annahme  Bedenken  haben  sollte,  wird  mindestens  zu- 
geben müssen,  dass  bei  den  entfernteren  Klassen  des  weiteren 
Kreises  die  an  das  Geschlecht  anknüpfenden  Unterschiede  nicht  mehr  be- 
achtet wurden.  Vatergeschwisterkinder  und  Muttergeschwisterkinder  wer- 
den ganz  gleichgestellt,  da  sie  nach  den  Elternseiten  hälften  sollen.  Heisst 
es  dann,  dass  nach  ihnen  der  nehmen  soll :  welcher  an  Verwandtschaft  der 
Nächste  und  an  Sippe  der  Gesippteste  ist,  so  ist  zweifellos  das  Geschlecht 
in  keiner  Weise  mehr  beachtet. 

1172«  Ist  danach  das  Weib  überhaupt  gleichgestellt,  sind  nur  die 
Tochter  und  Schwester  mit  ihren  Kindern  zurückgesetzt,  so  wiesen  wir 
mehrfach,  vgl.  insbesondere  §  1122,  auf  die  Gründe  hin,  welche  zu  der 
Folgerung  führen,  dass  in  allen  Rechten,  wo  das  zutrifft,  ursprünglich  allen 
Weibern  gleiches  Erbrecht  zustehen  musste ,  was  demnach  auch  im  west- 
männischen, wie  in  den  andern  Swearechten ,  der  Fall  gewesen  sein  muss. 
Es  weist  dann  weiter  in  solchen  Rechten  auch  die  Beschränkung  der  Zurück- 
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setzung  gerade  auf  Tochter   und  Schwester  aufs  bestimmteste  auf  An- 
schluss  der  Zurücksetzung  an  die  Aussteuer  hin. 

Auf  solche  hatte  zweifellos  die  Tochter  auch  im  westmännischen 
Rechte  einen  Anspruch.  Aber  kaum  in  feststehendem  Betrage.  Heisst  es  in 
der  Erbentafel  nach  Erwähnung  des  Ausschlusses  von  Tochter  und  Schwe- 
stei :  Von  der  Tochter  soll  man  es  so  verstehen ,  dass  sie  ist  ein  vom  Gut- 
befinden Anderer  abhängiges  Weib  und  [nicht]  ein  Erbschaftsweib,  so 
scheint  allerdings  gesagt  zu  sein,  dass  sie  sich  mit  dem  zu  begnügen  hat, 
was  ihr  Vater  und  Bruder  geben.  Aber  auch  die  Fassung  dieser  Stelle  scheint 
doch  bestimmter  darauf  hinzuweisen,  dass  ihr  nicht  als  Weib,  sondern  nur 
als  Tochter  das  Erbrecht  fehlte.  Und  auch  das  nur  neben  Söhnen  und 
Sohneskindern,  beziehungsweise  Brüdern  und  Bruderkindern,  wahrend 
beim  Fehlen  solcher  auch  die  Tochter  und  Schwester  als  Erbinnen  in  der 
Tafel  aufgezählt  werden.  Es  könnte  daher  selbst  fraglich  sein ,  ob  die  Er- 
gänzung des  nicht  durch  den  Herausgeber,  vgl.  Schlyter  Corpus  5,  50,  eine 
zutreffende  ist;  es  könnte  auch  gesagt  sein  sollen,  dass  die  Tochter  sowohl 
ein  Gnadenweib,  wie  ein  Erbschaftsweib  sein  kann,  je  nachdem  die  vor  ihr 
zum  Erbe  Berufenen  vorhanden  sind  oder  nicht. 

Schienen  sich  nun  in  den  friesischen  Rechten,  vgl.  $  1 140,  bestimmtere 
Haltpunkte  dafür  zu  finden,  dass  man  der  ursprünglich  gleichstehenden 
Tochter  zunächst  nach  Massgabe  der  üblichen  Aussteuer  nur  Drittelserb- 
recht zusprach,  die  Herausgabe  des  halben  Kopftheils  an  die  Schwester  durch 
die  Brüder  dann  gleichfalls  als  Aussteuer  betrachtete  und  schliesslich  wohl 
auch  den  Betrag  derselben  den  Brüdern  anheimstellte,  so  kann  Entsprechen- 
des sehr  wohl  auch  in  den  nordschwedischen  Rechten  der  Fall  gewesen 
sein,  falls  unsere  früheren  Annahmen  bezüglich  der  übrigen  richtig  sind.  Es 
könnten  alle  zunächst  von  der  Gleichstellung  zum  Drittelsrecht,  von  diesem 
aber  nur  das  westmännische  weiter  zu  Ausschluss  und  willkürlicher  Aus- 
steuer übergegangen  sein.  Und  das  möchte  ich  kaum  bezweifeln. 

Allerdings  finden  wir  für  den  vermuthetenUebergang  vom  Drit- 
telsrecht zum  Ausschluss  hier  nicht  den  bestimmteren  Haltpunkt, 
der  in  friesischen  Rechten,  vgl.  §  1 140,  dadurch  geboten  war,  dass  auch  in 
Rechten  mit  Ausschluss  sich  der  halbe  Kopftheil  wenigstens  als  üblicher 
Betrag  der  Aussteuer  erhalten  zu  haben  scheint.  Es  wäre  ja  weiter  denkbar, 
dass  man  aus  irgendwelchem  Grunde  im  westmännischen  Recht  unmittel- 
bar von  der  Gleichstellung  zur  Beseitigung  des  Erbrechts  durch  willkürliche 
Aussteuer  überging. 

Dem  aber  dürfte  doch  bestimmt  die  schon  $  1 168  erwähnte  Bestim- 
mung im  Wege  stehen,  wonach  im  westmännischen  Recht  der  unechten 
Tochter  die  Hälfte  dessen  zukommt,  was  der  Sohn  zu  beanspruchen  hat. 
Das  scheint  mir  keine  Erklärung  zuzulassen,  wenn  wir  darin  nicht  einen 
vereinzelten  Rest  einer  frühern  Entwicklungsstufe  sehen  wollen.  Haben  auf 
der  Stufe,  welche  uns  in  der  ältesten  Aufzeichnung  vorliegt,  die  Töchter 
Oberhaupt  kein  feststehendes  Recht  neben  dem  Sohne,  so  ist  nicht  wohl 
abzusehen,  wie  man  erst  von  da  aus  dazu  gelangen  sollte,  nur  die  unechte 
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1172]  Tochter  günstiger  zu  stellen.  Erhielten  aber  auf  einer  frühem  Stufe 
alle  Töchter  halben  Kopftheil,  so  wird  es  nicht  auffallen  können,  wenn  sich 
nur  für  die  unechte  Tochter  das  Drittelsrecht  erhielt. 

Die  festen  Betrage ,  welche  die  Unechten  nach  den  Swearechten  er- 
hielten, werden  wir  nach  dem  §  1086  Bemerkten  als  Abfindung  zu  be- 
trachten haben ,  durch  welche  ursprünglich  das  Erbrecht  beseitigt  werden 
konnte,  dann  bei  Unechten  so  regelmässig  beseitigt  wurde,  dass  ihnen  über- 
haupt kein  nach  der  Grösse  des  Nachlasses  sich  regelnder  Erbtheil,  sondern 
nur  noch  ein  Recht  auf  den  feststehenden  Abfindungsbetrag  zugesprochen 
wurde.  Das  fiel  dann  überhaupt  nicht  mehr  unter  den  Gesichtspunkt  des 
Erbrechts ;  dieses  konnte  sich  weiterentwickeln  zu  Ungunsten  der  Töchter, 
ohne  dass  das  auch  auf  die  für  die  Unechten  hergebrachten  Beträge  zurück- 
wirken musste.  Dagegen  muss  wieder,  als  jene  Beträge  sich  zuerst  fest- 
stellten, die  Ansicht  herrschend  gewesen  sein,  dass  derAntheil  der  Tochter 
überhaupt  nur  die  Hälfte  des  Antheils  des  Sohnes  betragen  solle,  da  sonst 
nicht  wohl  abzusehen,  wie  man  und  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
in  verwandten  Rechten  allgemein  eingehaltenen  Gesichtspunkte  gerade  nur 
für  die  unechte  Tochter  auf  dieses  Verhältniss  verfallen  sein  sollte;  in  an- 
dern Rechten,  welchen  das  Drittelsrecht  der  Tochter  unbekannt  ist,  fanden 
wir  denn  auch  S  1083  ff.  solche  Abfindungsbeträge  ohne  Rücksicht  auf  das 
Geschlecht  oder  überhaupt  nur  für  den  Sohn  bestimmt.  Es  kann  nicht  be- 
fremden, wenn  sich  gerade  für  die  Verhältnisse  der  Unechten  manche  alt- 
hergebrachte Bestimmung  erhalten  konnte,  die  bezüglich  der  Echten  bei 
fortschreitender  Entwicklung  durch  eine  andere  ersetzt  war. 

1173«  Nach  allem  Gesagten  glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  dass  die 
Entwicklung  des  Weibererbrechts  in  den  schwedischen 
Rechten  im  wesentlichen  dieselbe  gewesen  sein  wird,  als  in  den  friesi- 
schen Rechten,  in  denen  sich  für  das  Verfolgen  derselben  bestimmtere  Halt- 
punkte zu  ergeben  schienen.  Auf  ursprüngliche  Gleichstellung  der  Männer 
und  Weiber  weist  auch  hier  die  Erhaltung  derselben  im  weitern  Kreise  aufs 
bestimmteste  hin.  Wurden  dann  Tochter  und  Schwester  auf  halben  Kopf- 
theil zurückgesetzt,  so  steht  wenigstens  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass 
sich  das  auch  hier  ursprünglich  an  das  übliche  Mass  der  Aussteuer  der 
Töchter  anschloss.  Auch  nicht  der  §  1 167  erwähnte  Umstand,  dass  wenig- 
stens nach  upländischem  Recht  die  Aussteuer  widerrufbar  und  damit  keine 
endgiltige  Abfindung  war.  Denn  das  schliesst  nicht  aus,  dass  es  üblich  war, 
der  Tochter  bis  zu  halbem  Kopftheil  als  Aussteuer  zu  geben  und  sich  darauf 
zunächst  der  Satz  feststellte,  dass  sie,  wenn  sie  mit  mindestens  halbem  Kopf- 
theil ausgesteuert  war,  nach  dem  Tode  der  Eltern  nichts  weiter  zu  ver- 
langen habe ;  und  dann  der  weitere,  dass  jede  Tochter,  sei  es  als  Aussteuer, 
sei  es  als  Erbtheil,  nicht  mehr  beanspruchen  könne. 

Es  konnte  dann  aber  gerade  der  Umstand ,  dass  die  Aussteuer  noch 
nicht  als  endgiltig  abfindende  Gabe  betrachtet  wurde,  darauf  hinwirken, 
dass  auch  hier,  wie  im  dänischen  Recht,  der  feste  Erbtheil  auch  für  die  aus- 
gesteuerte Tochter  das  zunächst  Massgebende  blieb,  dass  sie,  wenn  sie  un- 
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genügend  ausgesteuert  oder  die  Aussteuer  widerrufen  war,  nach  dem  Tode 
der  Eltern  ihren  halben  Kopftheil  nach  Wiedereinwerfung  des  etwa  Erhal- 
tenen verlangen  konnte.  Scheint  aber  nach  Massgabe  des  Rechts  der  un- 
echten Tochter  auch  das  westmännische  Recht  einst  auf  derselben  Stufe  ge- 
standen zu  haben,  so  ist  dieses  dann  weiter  zur  Beseitigung  des  Erbrechts 
gegen  Anspruch  auf  Aussteuer  in  unbestimmtem  Betrage  fortgeschritten. 

Allerdings  ergibt  sich  hier  der  Zusammenhang  der  Zurücksetzung  der 
Tochter  mit  der  erbabfindenden  Aussteuer  unmittelbar  nicht  so  bestimmt, 
wie  im  friesischen  Recht.  Aber  einmal  scheint  mir  eine  Gestaltung,  welche 
das  gleiche  Erbrecht  der  Weiber  im  allgemeinen  unberührt  lässt,  nur  Tochter 
und  Schwester  zurücksetzt,  kaum  eine  andere  ausreichende  Erklärung  zu- 
zulassen. Andererseits  aber  wird  doch  auch  die  nähere  Verwandtschaft  ins- 
besondere mit  den  friesischen  Rechten  die  Annahme  nahe  legen  müssen, 
dass  das  gleiche  Ergebniss  auch  hier  durch  dieselben  Ursachen  herbeige- 
führt wurde,  welche  sich  in  diesen,  wie  ich  denke,  mit  hinreichender  Sicher- 
heit ergeben. 

1174.  Möchte  ich  nach  allem  Gesagten  nicht  bezweifeln,  dass  wir  in 
dem  Drittelsrecht  der  Tochter  und  Schwester  neben  Gleichstellung  der 
Weiber  im  weitern  Kreise  in  dänischen,  schwedischen  und  friesischen 
Rechten  eine  wichtige  Bestätigung  für  den  nähern  verwandtschaftlichen  Zu- 
sammenhang dieser  Rechte  zu  sehen  haben,  so  ist  das  Verhältniss  doch 
wenig  geeignet ,  genauere  Haltpunkte  für  Umfang  und  Verzwei- 
gung der  dänischen  Gruppe,  wie  ich  sie  S  382  vorläufig  angedeutet 
habe,  zu  geben.  Denn  bei  Richtigkeit  unserer  Annahmen  würden  manche 
der  hieher  gehörenden  Rechte  auf  dem  mit  andern  Rechtsgruppen  gemein- 
samen Ausgangspunkte  der  Gleichstellung  beider  Geschlechter  verharrt 
haben.  Das  trifft  die  gesammten  rhätischen  Rechte,  deren  näherer  Anschluss 
an  die  Gruppe  sich  bei  Verwendung  des  Drittelsrechts  nur  bei  anderen  Ver- 
hältnissen kenntlich  macht.  Ebenso  würde  ein  Theil  der  friesischen  Rechte 
sich  von  den  andern  der  Gruppe  schon  in  einer  Zeit  getrennt  haben,  als  in 
diese  die  Zurücksetzung  der  Tochter  noch  nicht  Eingang  gefunden  hatte. 

Dagegen  müsste  die  Mehrzahl  der  friesischen  Rechte  mit  den  schwe- 
dischen und  dänischen  noch  in  engerem  Zusammenhange  gestanden  haben, 
als  sich  das  Drittelsrecht  der  Tochter  und  Schwester  bereits  festgestellt  hatte, 
wie  denn  auch  andere  Haltpunkte  darauf  hinweisen ,  dass  die  friesischen 
Rechte  sich  nicht  in  ihrer  Gesammtheit  durch  eine  einzige  Hauptverzwei- 
gung, sondern  in  sehr  verschiedener  Zeit  von  den  übrigen  Rechten  der 
Gruppe,  insbesondere  den  ihnen  nächstverwandten  schwedischen  Rechten, 
getrennt  haben.  Aus  dem  verschiedenen  Umfange  des  engern  Kreises,  in- 
nerhalb dessen  der  Geschlechtsunterschied  beachtet  wurde,  aus  dem  Um- 
stände, dass  nur  einzelne  friesische  Rechte  und  das  westmännische  vom 
Drittelsrecht  zum  Ausschluss  fortgeschritten  sind,  würden  sich  dann  viel- 
leicht einige  Haltpunkte  für  die  S  582  vorläufig  geäusserte  Annahme  er- 
geben, dass  nicht  allein  nähere  Verwandtschaft  zwischen  friesischen  und 
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1174]  schwedischen  Rechten  im  allgemeinen,  sondern  auch  einzelner  frie- 
sischer Rechte  zu  den  einzelnen  Swearechten  anzunehmen  sei. 

Aber  die  Haltpunkte  würden  doch  zu  schwach  sein,  um  an  und  für 
sich  eine  solche  Annahme  erweisen  zu  können.  Von  der  gemeinsamen 
Grundlage  des  Drittelsrechts  aus  konnten  recht  wohl  auch  unabhängig  von 
einander  zwei  Rechte  zu  einer  übereinstimmenden  Abgränzung  des  engem 
Kreises  oder  zu  einer  Ersetzung  des  Drittelsrechts  durch  Ausschluss  gelangen. 
Erst  dann,  wenn  da  andere  Verhältnisse,  wie  das  hier  insbesondere  für  die 
Folge  der  Vorfahren  und  der  Seitenverwandten  zutrifft,  bestimmtere  Halt- 
punkte für  nähere  Verwandtschaft  einzelner  friesischer  Rechte  mit  andern 
der  Gruppe  ergeben  haben  werden,  werden  allerdings  auch  solche,  welche 
sich  aus  der  besonderen  Gestaltung  der  Beachtung  des  Geschlechtsunter- 
schiedes in  denselben  Rechten  ergeben,  als  Bestätigung  der  nähern  Ver- 
wandtschaft dieser  Rechte  ins  Gewicht  fallen  können.  Ich  werde  daher  erst 
dann,  wenn  ich  die  Gestaltung  der  Einzelrechte  der  dänischen  Gruppe  be- 
züglich der  mir  dafür  besonders  massgebend  erscheinenden  Verhaltnisse 
genauer  dargelegt  habe  und  es  im  Anschlüsse  daran  versuchen  werde, 
der  Verzweigung  der  gesammten  Gruppe  genauer  nachzugehen,  auch  die 
in  der  Gestaltung  des  Drittelsrechts  gebotenen  Haltpunkte  zu  verwerthen 
suchen. 

4.  Normannische  Rechte. 

1175.  Das  Drittelsrecht  der  Tochter  wird  allerdings,  wie  schon  S  502 
und  S  1 1 56  betont,  an  und  für  sich  Zusammenhang  des  betreffenden  Rechts 
mit  der  dänischen  Gruppe,  in  der  es  sich  allerdings  vorzugsweise  geltend 
macht,  nicht  erweisen  können,  da  es  sich  sehr  wohl  mehrfach  selbstständig 
feststellen  konnte.  Für  den  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  mit  jener 
Gruppe  wird  auf  dasselbe  nur  da  Gewicht  zu  legen  sein,  wo  auch  andere 
Haltpunkte  ohnehin  bestimmter  auf  solchen  hinweisen.  Trifft  das  zunächst 
dienormannischenRechte,  so  bin  ich  auf  die  Verhältnisse  des  Weiber- 
erbrechts, insbesondere  des  Drittelsrechts,  bereits  S  501  ff.  ausführlicher  ein- 
gegangen, ohne  dass  ich  dem  noch  Wesentliches  zuzufügen  hätte;  nur  ist 
nach  dem  weiterhin  über  die  lothringischen  Rechte  zu  Bemerkenden  das, 
was  ich  S  502  über  das  dort  als  französisch- friesisches  Recht  Bezeichnete 
sagte,  mit  den  normannischen  Rechten  nicht  in  nähern  Zusammenhang  zu 
bringen. 

Es  ergab  sich,  dass  in  den  normannischen  Rechten  im  westlichen 
Frankreich,  dann  in  Sicilien  sich  vielfach  bei  den  nichtritterlichen  Ständen 
die  volle  Gleichstellung  der  Tochter  mit  dem  Sohne  erhalten  hat; 
vgl-  S  504.  Würde  das  weder  den  die  Tochter  abschliessenden  norwegi- 
schen Rechten,  noch  den  ihnen  ausnahmslos  nur  Drittelsrecht  gewähren- 
den dänischen  Rechten  entsprechen,  so  fügt  es  sich  sehr  wohl  der  S  383 
angenommenen  Zurückfuhrung  auf  die  friesischen  Rechte  mit  Einschluss 
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des  Aasdomsrechts ,  da  sich  jene  Gleichstellung  nach  §  1 1 27  da  vielfach, 
und  insbesondere  im  ganzen,  hier  zunächst  in  Betracht  kommenden  Gebiete 
von  Flandern  bis  zum  Laubach  erhalten  hat. 

Neben  der  Gleichstellung  fanden  wir  dann  aber,  ebenso  wie  in  vielen 
friesischen  Rechten,  auch  in  den  normannischen,  vielfach  Drittelsrecht 
der  Töchter  und  zwar  so,  dass  manche  der  Einzelbestimmungen,  vergl. 
S  508,  auf  nähern  Zusammenhang  mit  den  bezüglichen  in  der  dänischen 
Gruppe  und  insbesondere  in  den  friesischen  Rechten  hinweisen.  Es  er- 
gibt  sich  vor  allem  auch  hier  die  Beschränkung  auf  Tochter  und  Schwe- 
ster; es  ergibt  sich  der  nähere  Zusammenhang  mit  der  erbabfindenden  Aus- 
steuer, wie  er  sich  wenigstens  in  Anjou  in  Uebereinstimmung  mit  friesischen 
Rechten,  vgl.  $  1 144,  auch  dadurch  kenntlich  macht,  dass  die  Schwester 
nur  beim  ererbten,  nicht  auch  beim  gewonnenen  Gute  des  Bruders  zurück- 
gesetzt ist;  es  zeigt  sich  nähere  Uebereinstimmung  mit  manchen  friesischen 
Rechten,  vgl.  $  1 137,  weiter  darin,  dass  nach  normannischem  Recht,  vgl. 
Nouv.  Revue  1 3,  667,  die  Töchter  ihr  Mariage  avenant  nicht  als  Erbtheil 
beanspruchen  können ,  sondern  nur  eine  bezügliche  Forderung  gegen  die 
den  elterlichen  Nachlass  zunächst  allein  theilenden  Brüder  haben. 

Schien  uns  aber  weiter  gerade  das  sicilisch-normannische  Recht  $  503 
einen  bestimmteren  Beleg  für  den  Zusammenhang  des  halben  Kopftheils 
der  einzelnen  Tochter  mit  dem  Mindestbetrage  der  Aussteuer  zu  geben,  so 
findet  sich  gegenüber  den  Bestimmungen  aller  Rechte  der  dänischen  Gruppe 
im  französisch-normannischen  Recht  allerdings  die  Abweichung,  dass  nicht 
die  einzelne  Tochter  halben  Kopftheil  des  einzelnen  Sohnes  hat,  sondern 
sammtliche  Töchter  gegenüber  den  sämmdichen  Söhnen  ein  Drittel  des  ge- 
saromten  Nachlasses  zu  beanspruchen  haben.  Ich  habe  bereits  $  506  die 
Annahme  zu  begründen  gesucht,  dass  das  normannische  Töchterdrittel  trotz- 
dem recht  wohl  auf  den  halben  Kopftheil  der  Tochter  zurückgehen  könne. 
Solche  Fragen  lassen  sich  allerdings  schwer  zur  Entscheidung  bringen,  so 
lange  wir  uns  auf  Erwägung  des  einzelnen  Verhältnisses  beschränken. 
Werden  aber,  wie  ich  denke,  weitere  Untersuchungen  ohnehin  bestimmtere 
Belege  für  den  Zusammenhang  der  normannischen  Rechte  mit  denen  der 
dänischen  Gruppe  und  insbesondere  den  friesischen  ergeben,  so  wird  auch 
jener  Zusammenhang  nicht  wohl  zu  bezweifeln  sein. 


5.  Lothringische  Rechte. 

1176«  Den  halben  Kopftheil  der  Tochter  finden  wir  nun  weiter  noch 
in  einem  Gebiete,  dessen  Rechte  ich,  ehe  ich  auf  die  eigentümliche  Son- 
derstellung der  lothringischen  Gruppe,  vgl.  Anm.  zu  $  569,  aufmerksam  ge- 
worden war,  $  383  und  noch  S  502  ungenau  als  französisch-friesische  be- 
zeichnete und  mit  den  normannischen  in  nähere  Verbindung  zu  bringen 
suchte.  Bin  ich  auf  das  Drittelsrecht  dieses  Gebietes  bereits  $  502  zu  einer 
Zeit  eingegangen,  als  mir  die  Belege  für  dasselbe  nur  theilweise  bekannt 


n 


280  XXII.  Halber  Kopftheil.  5.  Lothringische  R. 

1176]  geworden  waren,  so  glaube  ich  nach  genauerer  Prüfung  nun  anneh- 
men zu  sollen,  dass  das  Drittelsrecht  in  jenem  Gebiete  überhaupt  nicht  auf 
einheitliche  Grundlage  zurückgeht  und  zwischen  seinem  Vorkommen  in 
Nordfrankreich  und  Oberlothringen  einerseits,  in  Niederlothringen  anderer- 
seits zu  scheiden  ist. 

In  Nordfrankreich  und  Oberlothringen  greift  das  Drittels- 
recht überhaupt  nur  auf  lehnrechtlichem  Gebiete  ein,  und  zwar  in 
der  Weise,  dass  der  vom  Erstgeburtsrechte  nicht  betroffene  Theil  der  Lehen, 
welcher  nach  gemeinem  französischen  Recht  auf  alle  nachgeborenen  Kin- 
der, Söhne  und  Töchter,  zu  gleichen  Theilen  vererbt,  hier  nach  Drittels- 
recht der  Töchter  unter  sie  getheilt  wird.  Die  Beschränkung  auf  Lehen  oder 
das  diesen  später  vielfach  gleichgestellte  Adelsgut  überhaupt  wird  durch- 
weg aufs  bestimmteste  betont 

So  heisst  es  in  Oberlothringen  in  der  Coutume  von  Sedan  §  1 57  ff-, 
dass  die  Kinder,  soientfils  oußlles,  ganz  gleich  theilen  en  biens  meubles 
et  heritages  roturiers ;  dass  aber  von  den  seigneuries  et  terres  feodales  der 
älteste  Sohn  ausser  dem  Hauptsitze  die  Hälfte  nimmt;  dass  die  andere  Hälfte 
der  Lehen  unter  die  Nachgebornen  getheilt  wird,  und  zwar:  sily  afilles, 
un  fils  prendra  autant  que  deuxfilles.  Oder  in  der  der  Grafschaft  Verdun 
2  $  2  ff.,  dass  en  terres  nobles  die  Töchter  nur  halben,  dagegen  aux  terres 
roturieres,  meubles  et  terres  de  franc  alleuf  vollen  Kopftheil  nehmen.  Ent- 
sprechend in  der  altem  Coutume  von  Bar  S  1 8 ,  in  der  von  Clermont  en 
Argonne  4  $  4.  10  und  8  S  3,  in  der  Grafschaft  Chini,  Com.  de  Luxemb. 
1, 439.  Wir  wiesen  $  1074  nach,  wie  sich  wenigstens  später  im  Adelsrechte 
der  Grafschaft  Luxemburg  der  halbe  Kopftheil  geltend  macht 

Auch  in  den  bezüglichen  westfränkischen  Gebieten  handelt  es  sich  nur 
um  Lehen.  Habe  ich  ungenau  $  502  die  Angaben  der  Coustumes  de  Ver- 
mandois  S  161.  163  dahin  aufgefasst,  dass  im  Laonnais  und  in  der  Cham- 
pagne die  Töchter  überhaupt  nach  Drittelsrecht  erben  sollen,  so  ergibt  die 
genauere  Beachtung  des  Wonlauts,  dass  das  nur  en  mutiere fe'odallc  der 
Fall  sein  soll,  womit  andere  Angaben  stimmen.  Während  nach  der  altern 
Coutume  der  Probstei  Laon  3  S  7  ff.  für  Lehen  das  Drittelrecht  der  Töchter 
ausgesprochen  ist,  werden  dieselben  2  $  16  für  nichtlehnbares  Gut  den 
Söhnen  ausdrücklich  gleichgestellt.  In  der  ältesten  Coutume  der  Cham- 
pagne $2.  9  wird  das  Drittelsrecht  nur  als  Adelsbrauch  erwähnt  und  in  den 
Einzelrechten,  so  in  den  Coutumes  von  Troyes  S  14,  Vitry  le  Francais 
S  55  ff.,  Meaux  §  45,  Reims  $  42.  312,  ausdrücklich  betont,  dass  am  nicht- 
lehnbaren  Gut,  Allod  und  Zinsgut,  die  Töchter  gleichen  Theil  erhalten. 

Ist  dem  französischen  Lehnrecht  jenes  Drittelsrecht  im  allgemeinen 
fremd ,  indem  da  durchweg  die  Töchter  gleichen  Theil  mit  den  nachge- 
bornen Söhnen  erhalten,  so  ist  es  mir  doch  am  wahrscheinlichsten,  dass 
jenes  lehnrechtliche  Drittelsrecht  sich  als  leicht  erklärlicher  abweichender 
Bruch  selbstständig  entwickelt  hat  Am  wahrscheinlichsten  zunächst  in  der 
Champagne  und  Brie,  wo  sich  die  weiteste  Verbreitung  zeigt,  während  das- 
selbe sich  dann  von  da  aus  leicht  auf  die  anstossenden  Gebiete  von  Ver- 


Lehnrechtlich.  Landrechtlich  in  Niederlothringen.  281 

maodois  und  Oberlothringen  ausdehnen  konnte.  Allerdings  kann  auch  die 
lehnrechtliche  Folge  für  altere  Zustände  beachtenswerth  sein,  wenn  sich 
Haltpunkte  finden,  welche  es  wahrscheinlich  machen,  dass  sie  durch  eine 
ältere  landrechtliche  Folge  beeinflusst  war.  Aber  von  einer  entsprechenden 
landrechtlichen  Folge  würde  sich  in  jenem  ganzen  Gebiete  nicht  der  ge- 
ringste Rest  erhalten  haben. 

1177«  Dagegen  ist  es  nun  beachtenswerth,  dass  sich  in  Nieder- 
lothringen Belege  für  das  Drittelsrecht  der  Töchter  auch  auf  land- 
rechtlichemGebiete  finden,  und  zwar  wohl  so,  dass  es  ausschliesslich 
die  nichtlehnbaren  Liegenschaften  trifft.  Nach  dem  Lehnrechte  des  Landes 
Mecheln  381,  womit  die  lehnrechtlichen  Bestimmungen  des  Stadtrechts 
10  S  8  übereinstimmen,  erben  der  älteste  Sohn  zwei  Drittel  und  die  nachge- 
bornen  Söhne  ein  Drittel  der  Lehen,  während  die  Töchter  ganz  von  dem- 
selben ausgeschlossen  sind.  Dagegen  heisst  es  nun  in  den  Costumen  der 
Stadt  16  S  2  bezüglich  des  übrigen  Nachlasses,  dass  alle  Kinder  folgen: 
even  ghelijck  in  de  haeffelijeke  goeden  ;  tnaer  aengaende  dß  erffelijeke  goeden, 
soo  deylt  een  sone  fegen  twee  dochter en ;  wahrend  den  Eltern  ausdrücklich 
das  Recht  zugesprochen  ist,  die  Töchter  den  Söhnen  auch  ohne  Zustim- 
mung derselben  gleich  zu  stellen;  vgl.  S  1073.  Dieses  Drittelsrecht  bei  Lie- 
genschaften neben  gleicher  Theilung  derFahrniss  findet  sich  ebenso  zu  Lier 
15  S  2,  hier  mit  der  weitern  Begünstigung  der  Söhne,  dass  sie  das  an  Schwe- 
stern gekommene  Drittel  jederzeit  einlösen  können ;  weiter  im  Rechte  der 
Hauptbank  von  Beffern  zwischen  Mecheln  und  Antwerpen  4  S  6 ,  zu  Ga- 
sterle 1 2  S  2 ;  dann  zu  Gheel  1 1  S  8 ,  wo  das  dann  als  unbillig  geändert 
wurde.  Es  handelt  sich  da  also  um  ein  wesentlich  zusammenhangendes 
grösseres  Gebiet  im  mittleren  Brabant. 

Geht  da  zweifellos  der  von  den  Nachbarrechten  abweichende  Brauch 
auf  Altere  Zeiten  zurück ,  so  wird  es  immerhin  beachtenswerth  sein ,  dass 
wir  im  Hennegau  den  Ausschluss  später  wohl  durch  Drittelsrecht  ersetzt 
finden.  Bei  AUod  waren  da  Töchter  gleichgestellt,  vgl.  $  791 ,  aber  nicht 
blos  von  Lehen,  sondern  auch  von  Zinsgut  früher  durch  Söhne  ausge- 
schlossen. So  heisst  es  in  der  Chane  fürMons  von  1410,  Com.  deHainaut 
3,  36,  dass  bisher  Töchter  von  den  elterlichen  hiretages  de  mainferme  ganz 
ausgeschlossen  waren;  dem  gegenüber  wird  bestimmt:  que  (Tores  en  avant 
une  fille  de  loiaul  manage,  soer  giermaine  ä  sen  frire,  ara  en  le  succession 
des  hiretages  de  sen  ptre  et  mire  tel  droit,  que  le  moitiet  de  otant  que  ses 
frires  en  ara,  si  comme  un  tierch  en  tout,  so  dass :  les  deux  filles  ne  vau- 
rant  que  unfil.  Das  soll  ebenso  bei  der  Beerbung  von  Grosseltern  und  Ge- 
schwistern der  Fall  sein.  Das  danach  erst  1410  neu  eingeführte  Drittels- 
recht wird  dann  in  der  Coutume  von  1534,  vgl.  S  502,  für  alle  He'ritages 
schlechtweg  ebenso  bestimmt.  Entsprechendes  ergibt  sich  zu  Binche.  Nach 
der  Coutume  vor  1589  S  74  waren  dort  bis  dahin  Töchter  von  allen  von 
Eltern  und  Grosseltern  nachgelassenen  He'ritages  vollständig  ausgeschlossen. 
Da  das  aber  trop  dur  et  contre  la  loy  denature,  so  wird  bestimmt,  dass  von 
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1177]  nun  an:  les  tnasles  seron  seuletnent  advantage^  en  ce  qtCils pren- 
dront  le  double  de  la  portton  des  femelies. 

Allerdings  handelt  es  sich  in  diesen  Fallen  um  NeueinfUhrung.  Aber 
man  würde  doch  kaum  gerade  auf  diese  Art  der  Theilung  verfallen  sein, 
wenn  dieselbe  nicht  in  Nachbargebieten  Üblich  war.  Und  selbst  im  Henne- 
gau kann  sie  recht  wohl  schon  früher  Üblich  gewesen  sein.  Es  handelt  sich 
da  um  ein  Gebiet,  in  welchem  die  §  1070  ff.  besprochene  Theilung  nach 
Gutachten  der  Eltern  allgemein  anerkannt  war.  Wie  dabei,  wenn  eine  solche 
Theilung  unterblieb,  die  volle  Gleichstellung  der  Tochter  gesetzlich  aner- 
kannt bleiben  konnte,  so  konnte  sich  umgekehrt  auch  gesetzlicher  Aus- 
schluss der  Töchter  daraus  ergeben.  Aber,  wie  S  1073  betont,  auch  dann 
so,  dass  sich  daraus  kein  gesetzlicher  Anspruch  der  Söhne  ergab,  dass  es 
ganz  in  der  Hand  der  Eltern  lag,  den  Töchtern  neben  Söhnen  wenigstens 
einen  geringeren  Theil  zu  geben,  oder  sie  gleichzustellen,  oder  sie  selbst  zu 
bevorzugen.  Es  kann  daher  trotz  des  schlechtweg  ausgesprochenen  Aus- 
schlusses recht  wohl  weitverbreiteter  und  althergebrachter  Brauch  gewesen 
sein,  dass  die  Eltern  den  Töchtern  bei  der  Theilung  halbe  Kopftheile  zu- 
wiesen, aufweiche  dann  allerdings  die  Töchter,  wenn  eine  Theilung  unter- 
blieb, ursprunglich  keinen  Anspruch  kauen,  an  die  man  aber  anknüpfte, 
als  es  später  billig  schien,  den  Töchtern  auch  in  diesem  Fall  einen  festen 
Erbtheil  zuzusprechen.  Es  würde  das  an  die  S  1 140  erörterten  Annahmen 
bezüglich  der  Entwicklung  des  Rechtes  der  friesischen  Ommelande  erin- 
nern, wo  die  altern  Quellen  schlechtweg  Ausschluss  bestimmen,  diespXtern 
aber  wieder  durchweg  der  Tochter  halben  Kopftheil  zusprechen. 

1178.  Besonders  beachtenswerth  scheint  mir  nun  weiter  zu  sein,  dass 
wir  in  einzelnen  und  zwar  nicht  gerade  nflehstbenachbarten  niederlothrin- 
gischen Rechten  statt  des  Drittelsrecht  ein  Zweifünftelrecht  der 
Tochter  finden,  so  dass  die  Tochter  zwei  Theile  nimmt,  wo  der  Sohn 
drei  Theile,  oder  der  Sohn  das  Anderthalbfache  des  Theils  der  Tochter. 
Zunächst  heisst  es  in  den  Loenschen  Landrechten  §  28,  Cout.  de  Looz  1, 
32:  In  deylinge  tusschen  susters  ende  broeders,  twee  gebroeders  also  veel 
schuldich  syn  te  hebben,  als  dry  gesusters,  dal  is  te  verstaen,  een  broeder 
anderhalff  deylinge  legen  syn  susler.  Weiter  wird  als  Abweichung  des  Rechts 
von  Leeuw  S.  Peter  südwestlich  von  Brüssel,  Christyn  320,  angegeben: 
Item  onder  Leeuwe  deylen  die  sonen  ende  dochters  in  de  moniere  naervol- 
gende:  te  weten,  die  sone  heeft  uyt  ihien  guldens  de  sesse  gülden  ende  de 
dochters  maer  de  r esterende  vier  guldens. 

Das  ist  nun  insofern  beachtenswerth,  als  wir  sonst  überall,  wie  S  497 
betont,  da,  wo  gewisse  Erben  auf  einen  geringeren  Kopftheil  gegen  andere 
der  Klasse  zurückgesetzt  erscheinen,  den  Theilungsmassstab  übereinstim- 
mend gerade  nach  Drittelsrecht  bestimmt  fanden.  Nur  eine  einzige  Aus- 
nahme wusste  ich  dort  anzuführen.  Wahrend  die  benachbarten  friesischen 
Rechte  der  Tochter  allgemein  halben  Kopftheil  zusprechen ,  erhalten  nach 
dem  Butjadinger  Landrecht  drei  Töchter  gleichfalls  nur  so  viel ,  wie  zwei 
Söhne.   Diese  Uebereinstimmung  in  dem  sonst  überhaupt  nicht  nachweis- 


ZweifÜnftelrecht.  Zusammenhang  mit  der  dänischen  Gruppe.         283 

baren  Zweifünftelsrecht  und  zwar  so,  dass  in  ntlchstbenachbarten  Rechten 
gerade  auch  das  Drittelsrecht  vorkommt,  ist  doch  eine  so  Überaus  auffallende, 
dass,  wenn  wir  da  überhaupt  in  Lothringen  Zusammenhang  mit  friesischen 
Rechten  anzunehmen  haben  sollten,  es  sich  wohl  nur  um  die  Rechte  zwi- 
schen Ems  und  Weser  handeln  könnte. 

1179.  Fuhrt  uns  das  auf  die  Frage  nach  dem  Zusammen- 
hang der  lothringischen  Gestaltung  mit  der  der  dänischen 
Gruppe,  so  ist  die  Uebereinstimmung  allerdings  keine  vollständige.  Darin 
freilich  stimmen  auch  die  bezüglichen  lothringischen  Rechte  mit  allen  der 
dänischen  Gruppe  überein ,  dass  die  Zurücksetzung  nicht  die  Weiber  als 
solche,  sondern  nur  nächstverwandte  Weiber  trifft.  Und  vereinzelt, 
so  zu  Mons,  vgl.  S  502,  ergibt  sich  dann  auch  hier  wohl  dieselbe  Abgren- 
zung auf  Tochter  und  Schwester ,  wie  in  den  friesischen  und  andern  be- 
sprochenen Rechten,  so  dass  erst  Neffen  und  Nichten  gleichgestellte  Erben 
sind.  Das  aber  ist  hier  doch  Ausnahme;  häufiger  wird  Beschränkung 
aufdie  Tochter  anzunehmen  sein.  Ist  in  den  angeführten  Belegstellen 
durchweg  nur  von  der  Tochter  die  Rede,  oder  lässt  die  Fassung,  wie  die 
des  Loenschen  Landrechts,  es  wenigstens  ungewiss,  ob  man  nur  die  Thei- 
lung  zwischen  Brüdern  und  Schwestern  nach  dem  Tode  der  Eltern ,  oder 
auch  die  nach  dem  Tode  von  Geschwistern  im  Auge  hatte,  so  fanden  wir 
S  1047  wohl  ausdrücklich  betont,  dass  Ausschluss  wie  Drittelsrecht  nur  die 
Tochter  treffen,  nicht  auch  die  Schwester  und  andere  Seitenverwandte.  Das 
aber  würde  die  Annahme  des  Zusammenhanges  nicht  gerade  ausschliessen. 
Auch  da,  wo  die  Zurücksetzung  weiter  griff,  sehen  wir  uns  doch  immer 
darauf  hingewiesen,  dass  sie  zuerst  nur  die  Tochter  traf,  sich  dann  erst  nicht 
in  allen,  aber  in  manchen  Rechten  auf  die  Schwester  ausdehnte,  vgl.  §1117; 
es  würde  die  Annahme  genügen,  dass  jene  lothringischen  Rechte  sich  auf 
einer  frühem  Entwicklungsstufe  von  den  Rechten,  welche  auch  der  Schwe- 
ster nur  Drittelsrecht  zugestehen,  trennten. 

Als  weiterer  Unterschied  Hesse  sich  etwa  betonen,  dass,  während  in 
den  Rechten  der  dänischen  Gruppe  sich  das  Drittelsrecht  immer  auf  den 
ganzen  Nachlass  bezieht  und  dahin  auch  die  lothringischen  Belege  für  das 
ZweifÜnftelrecht  zu  verstehen  sein  dürften,  sich  bei  den  lothringischen  Be- 
legen für  das  Drittelsrecht  durchweg  Beschränkung  aufdie  Liegen- 
schaften ergibt,  während  dieFahrniss  zu  gleichen  Theilen  auf  Söhne  und 
Töchter  vererbt.  Nun  wird  sich  aber  ergeben,  dass  im  Gegensatze  insbe- 
sondere zu  den  westtränkischen  Rechten  im  lothringischen  Gebiete  der 
Unterschied  zwischen  Erbland  und  Gewinnland  kaum  beachtet  wird ,  da- 
gegen das  ganze  Gewicht  auf  den  Unterschied  zwischen  Liegenschaften 
und  Fahrniss  fallt,  die  auch  für  die  Erbenfolge  durchweg  scharf  auseinan- 
dergehalten werden.  Ein  Zusammenhang  könnte  demnach  trotzdem  immer- 
hin bestehen,  wenn  wir  annehmen,  dass  das  ursprünglich  auf  clen  ganzen 
Nachlass  bezügliche  Drittelsrecht  sich  in  Lothringen  dem  allgemeinen  Lan- 
desbrauche angepasst  habe. 
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1179]  Lassen  wir  aber  die  betonten  Unterschiede  auch  unberücksichtigt, 
so  wird  natürlich  das  Vorkommen  des  Drittelsrechts  der  Tochter  in  einigen 
lothringischen  Rechten  an  und  für  sich  einen  Zusammenhang  derselben 
mit  den  Rechten  der  dänischen  Gruppe  nicht  erweisen  können.  Der  Um- 
stand wird  nur  dann  Bedeutung  gewinnen,  wenn  sich  auch  für  andere  Ver- 
hältnisse entsprechende  Uebereinstimmung  ergibt.  Wies  ich  nun  aber  schon 
mehrfach,  so  §  673.  694,  auf  auffallende  Uebereinstimmung  mancher 
lothringischer  Rechte  mit  friesischen,  schwedischen  und  rhätischen  Rechten 
hin,  werden  spätere  Untersuchungen  dafür  genauere  Belege  bringen,  so 
wird  da  allerdings  auch  jener  Umstand  in  Rechnung  zu  bringen  sein. 

Auch  wenn  da  ein  Zusammenhang  sich  sicher  ergeben  sollte,  würde 
dieser  zweifellos  nicht  für  die  besonders  schwer  zu  beurtheilenden  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse der  lothringischen  Gruppe  überhaupt  massgebend 
sein  müssen.  Es  genügt  die  Annahme,  dass  in  diesem  Gebiete,  dessen 
Rechte  die  verwickeltsten  Verhältnisse  zeigen ,  in  dem  wir  uns  überall  auf 
durchkreuzende  Verwandtschaft  und  damit  auf  Mischung  der  Rechte  hin- 
gewiesen sehen,  sich  auch  solche  Volksbestandtheile  niederliessen ,  deren 
Recht  denen  der  dänischen  Gruppe  näher  verwandt  war,  und  die  zahlreich 
genug  waren,  dass  ihr  Recht  auch  später  noch  auf  die  Gestaltung  mancher 
Einzelrechte  nachwirken  konnte.  Und  dann  könnte  insbesondere  das  er- 
wähnte Vorkommen  des  Zweifünftelrechts  darauf  hinweisen,  von  wo  aus 
diese  Bestandtheile  zunächst  hier  eingewandert  sein  dürften.  Näherer  Zu- 
sammenhang mit  den  benachbarten  friesischen  Rechten  des  Westens,  zu- 
nächst dem  flandrischen  und  dem  Schependomsrechte,  würde  gerade  hier 
durchaus  ausgeschlossen  sein,  da  denselben  jede  Zurücksetzung  der  Tochter 
fremd  ist;  vgl.  $  1 127.  Wie  wir  uns  aber  S779  für  die  Sonderstellung  des 
wülschflandrischen  Rechts  auf  die  Annahme  einer  Wanderung  von  Norden 
nach  Süden  hingewiesen  sahen,  wie  wir  da  §  762  einige  Eigentümlich- 
keiten auf  das  Recht  der  Drenthe  zurückzuführen  suchten,  so  würden  wir 
uns  auch  hier  wieder  auf  Einwanderung  aus  dem  Norden,  aus  den  friesi- 
schen Gebieten  an  der  untern  Ems  und  Weser  hingewiesen  sehen,  insofern 
wir  da  nicht  blos  das  Drittelsrecht,  sondern  nur  da  auch  das  besonders  auf- 
fallende Zweifünftelrecht  der  Tochter  wiederfinden. 

Ich  habe  das  Drittelsrecht  derTochter  genauer  verfolgt ,  weil 
es  mir  allerdings  einen  beachte nswerthen  Beleg  für  die  n  ä  h  e  r  e  V  e  r  w  a  n  d t- 
schaft  der  Rechte  der  dänischen  Gruppe  zu  bieten  scheint,  der 
freilich  erst  dadurch  grössere  Bedeutung  gewinnt,  dass  auch  eine  Reihe  an- 
derer Haltpunkte  auf  solche  hinweist.  Aber  auch  der,  welcher  in  dieser 
Richtung  meinen  Folgerungen  nicht  zustimmen  möchte,  würde  doch  zu- 
zugeben haben,  dass  auch  hier  die  Einzeluntersuchungen  überall  auf 
ursprüngliche  erbrechtliche  Gleichstellung  beider  Ge- 
schlechter zurückführen,  insofern  sich  diese  im  weitern  Kreise  überall 
erhalten  hat,  es  sich  nur  um  eine  Zurücksetzung  der  Tochter  als  solcher 
handelt,  welche  in  ihrer  Abfindung  durch  Aussteuer  auch  bei  ursprüng- 
licher Gleichstellung  ihre  ausreichende  Erklärung  findet.  Wie  aber  die  bis- 
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herigen,  zunächst  an  die  Stellung  der  Tochter  und  Schwester  anknüpfenden 
Untersuchungen  uns  für  die  ganze  Masse  der  germanischen  Rechte,  nur 
von  denen  der  göthisch- norwegischen  Gruppe  abgesehen,  auf  ursprüng- 
liche Gleichstellung  zurückführten,  so  wird  sich  auch  bei  den  weitern  Unter- 
suchungen über  die  Stellung  der  Ehefrau  zum  Ehemann ,  der  Mutter  zum 
Vater,  der  Mutterseite  und  des  Weibsstammes  zur  Vaterseite  und  zum 
Mannsstamme  ergeben,  dass  die  germanischen  Rechte  da  überall  nur  von 
der  Gleichstellung  beider  Geschlechter  ausgegangen  sein  können. 


XVII.  Einfluss  des  Geschlechtsunterschiedes.  S.  i. 

jooy.  Mannich  faltigkeit  der  Gestaltung.  Verschiedenheit  der  Ge- 
sichtspunkte bei  Zurücksetzung  der  Weiber.  1008.  Nothwendigkeit  des  Aus- 
gehens von  voller  Gleichstellung  oder  vollem  Ausschlüsse  aller  Weiber  im  ger- 
manischen Urrechte.  1009.  Naheliegen  der  Annahme  ursprünglichen  Aus- 
schlusses. 1010.  Gründe  für  die  Annahme  ursprünglicher  Gleich- 
stellung. Uuzulässigkeit  des  Ausgehens  vom  Ausschlüsse  nach  Massgabe 
der  Vermittlungsreihen.  1011.  Spätere  Rechte  mit  voller  Gleichstellung  oder 
doch  bei  Beerbung  der  Mutter.  1012.  Gleichstellung  bezüglich  der  ursprüng- 
lichsten Bestandtheile  des  Vermögens.  Heergeräth  und  Gerade.  Fahrniss.  Ge- 
winnland. Freieigen.  Zinsgut.  Vielfach  Zurücksetzung  nur  beim  Lehngut. 
ioiß.  Volles  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter.  Aussteuer  als  Abfin- 
dung für  den  Erbtheil.  Halber  Kopftheil.  1014.  Gleichstellung  der  Weiber  im 
weitern  Kreise,  1015.  Zurücksetzung  des  Weibsstamms  in  Folge  der  Aussteuer. 
1016.  Ueberwiegende  Gleichstellung  der  Mutter  und  der  Mutterseite,  der  Ehe- 
frau bezüglich  des  ehelichen  Gemeinschaft.  1017.  Beschränkung  der  Zurück- 
setzung aller  Weiber  bezüglich  des  gesammten  Nachlasses  auf  die  göthisch- 
norwegische  Gruppe. 

XVIII.  Heergeräth  und  Gerade.  S.  20. 

1018.  Sonderbehandlung.  Beschränkungen  der  VerfUgungsfreiheit.  Gleich- 
stellung mit  dem  Erblande.  Vorkommen  in  den  Einzelrechten,  /o/p.  Zurück- 
gehen auf  das  germanische  Urrecht.  Mitgabe  ins  Grab.  Recht  der  Kinder. 
1020.  Beschränkung  der  Sondervererbung  auf  Kindeu.  1021.  Aufhören  der 
Sondervererbung.  1022.  Gerade.  Gesteigerte  Bedeutung  bei  Ausschluss  der 
Töchter  vom  Erbe.  1023.  Weitergreifen  der  Sondervererbung.  Niftelgerade 
des  sächsischen  Rechts.  1024.  Heergeräth.  Vererbung  auf  Schwertmagen. 
Zusammenhang  mit  Blutrache  und  Vormundschaft.  1025.  Sächsisches,  thürin- 
gisches und  nordfriesisches  Recht.  1026.  Massgeben  der  Vetterngränze  für 
Blutrache  und  Vormundschaft.  102J.  Verhältnis  zum  Mutterrecht.  Nichter- 
wähnung in  fränkischen  Quellen. 
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XIX.  Gleichstellung  der  Geschlechter.  S.  42. 

1028.  Westgothisches  Recht.  Gesetzgebung  König  Eurichs.  1029. 
Annahme  der  Aufnahme  aus  dem  römischen  Rechte.  Nichtbeachtung  des 
Unterschiedes  agnatischer  und  cognatischer  Verwandtschaft.  1030,  Späteres 
spanisches  Recht.  1031.  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung  der  Weiber  beim 
Erblande.  1032.  Beachtung  der  GrosselterngrUnze.  iojß.  Westfrttnkisches 
Recht.  1134-  Aasdomsrecht.  1035.  Andere  gleichstellende  Rechte.  Recht 
von  Wärend. 

XX.  Ausschluss  der  Weiber  von  Einzelbestandtheilen.  S.  56. 

1036.  Trifft  die  westgermanischen  Rechte  im  Gegensatze  zu  den  ostger- 
manischen. 1037.  Gleichstellung  bei  der  Fahrniss.  1038.  Vereinzelte  Aus- 
dehnung der  Zurücksetzung  auf  die  Fahrniss.  /07p.  Erwägung  der  Zustande 
frühester  Entwicklungsperioden.  Geschlechtsvormundschaft.  Geschlechtsschwäche. 
1040.  Wirtschaftliche  Entwicklungsstufen.  Jagd.  Viehzucht.  Ackerbau.  Gleich- 
bewerthung  weiblicher  Arbeitskraft.  1041.  Zusammenhang  der  Zurücksetzung 
mit  dem  Sondereigenthum  an  Liegenschaften.  Ausscheiden  der  Tochter 
aus  dem  Hause  durch  Verehelichung.  Nichtbeachtung  der  Nutzungsrechte  am 
Lande  bei  Abtheilung  der  Töchter.  1042.  Gleichstellung  der  Töchter  be- 
züglich der  Liegenschaften.  Schwierigkeiten  der  Abtheilung.  Ausschluss  von 
allen  Liegenschaften.  1043,  Entwicklung  des  Erstgeburtsrechts;  Be- 
schränkung auf  Söhne.  1044.  Ausschluss  der  Töchter  durch  alle  Söhne ; 
durch  den  Sohnessohn;  der  Schwester  durch  den  Bruder.  1045.  Beschränkung  des 
Ausschlusses  auf  einen  engeren  Kreis;  Ausschluss  durch  Männer  gleichen  Grades. 
1046.  Beleg  für  ursprüngliche  Gleichstellung.  1047.  Beschränkung  des  Aus- 
schlusses auf  Land  des  Vaters.  1048.  Gleichstellung  beim  Gewinnlande;  104g. 
beim  Freieigen;  1050.  beim  Zinsgute;  Beschränkung  des  Ausschlusses  auf 
Lehngut.  Gleichstellung  beim  Lehngute.  1051.  Auskunftsmittel  bei  Gleich- 
Stellung  der  Töchter.    Abtheilung  auf  Fahrniss.    Ablöserecht  der  Söhne. 

XXI.  Abfindung  der  Tochter.  S.  £5. 

1052.  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter.  Ersatz  des  Erbrechts 
durch  Recht  auf  Aussteuer. 

1.  Erbrecht  der  nichtausgesteuerten  Tochter.        S.  86. 

1053.  Westfränkisches  Recht.  Verheirathung  und  Aussteuer.  Westger- 
manische Rechte.  Sächsisches  R.  1054.  Ostgermanische  Rechte.  Friesische, 
normannische  R.  1055.  Norwegische  Gruppe.  Longo  bardisches  R.  1056.  Bur- 
gundisches  R.  Lex.  1057.  Wallis.  1058.  Waadt.  105g.  Südfrankreich.  1060.  Be- 
leg für  ursprüngliche  Gleichstellung. 

2.  Bevorzugungsrecht  der  Eltern.  S.  97. 

1061.  Mitgift.  Schenkungen  an  Kinder.  Verbot  der  Bevorzugung. 
Verpflichtung  zum  Wiedereinwerfen.  1062.  FrUnkisches  R.  Hochzeitskosten. 
1063.  Spanisches  R.  1064.  Beschrankung  der  Verpflichtung  auf  Liegenschaften, 
auf  Erbland.  /065.  Recht  auf  Wiedereinwerfen.  1066.  Bevorzugung  ein- 
zelner Kinder.  Beschränkte.  Meistbetrage.  1067.  Mit  Theil betragen  des  Ver- 
mögens. Westgothen.  1068.  Freitheil.  Longobarden.  106g.  Ursprüngliche  Nicht- 
beachtung des  Geschlechtsunterschiedes.  Mannsvortheil.  Rhatische,  helve- 
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tische  R.  1070.  Unbeschränkte  Bevorzugung.  Theilungsrecht  derEltern. 
Lothringisches,  westfränkisches  R.,  Jerusalem,  1071.  Einzelbestimmungen.  1075. 
Halt  für  die  Scheidung  der  Rechtsgruppen.  Pyrenäische  R.  1073.  Einfluss  auf 
Zurücksetzung  der  Töchter.  Recht  der  Eltern  auf  Gleichstellung.  1074.  Einzel- 
fülle nachträglicher  Zurücksetzung.  Adelsrecht. 

3.  Abtheilung  von  Kindern.  S.  120. 

1075.  Herausgabe  von  den  Kindern  bereits  zustehenden  Vermögen.  1076. 
Vorherausgabe  zu  ererbenden  Guts.  Mitgift.  Erbabfindende  Aussteuer.  Zustim- 
mung des  Abgefundenen.  1077.  Beseitigung  des  Erbrechts.  1078.  Wiederbe- 
rufung. 187g.  Ausdrücklicher  Verzicht.  Schwur.  Pflichttheil.  1080.  Zurück- 
setzung der  Töchter. 

4.  Abfindungsrecht  der  Eltern.  S.  127. 

* 

1081.  Enterbung.  1082.  Abfindungsrecht  des  Vaters.  Mit  beliebig  ge- 
ringem Betrage.  Spanisches,  helvetisches,  dänisches  R.  1083.  Mindestbetrag. 
Spanien.  Unechte.  1084.  Pflichttheil  der  Echten.  Spanien.  Toulouse.  West- 
franken. 1085.  Burgundisches  R.  1086.  Schwedische,  dänische,  friesische  R. 
1087»  Isländisches,  norwegisches  R.  1088.  Uebereinstimmung  der  Abfindungs- 
beträge. 108g.  Beschränkung  auf  einzelne  Klassen  von  Kindern.  Unechte. 
1090.  Ursprüngliche  Gleichstellung  von  Söhnen  und  Töchtern.  1091.  Heirathende 
Töchter,  logst.  Nachträgliche  Entwicklung  eines  nur  Töchter  treffenden  Ab- 
findungsrechts. Westfränkisches  R.  Verhältniss  zur  ältesten  Erbenfolge.  iogß. 
Anschluss  an  das  Lehnsverhältniss.  1094.  Enge  AbgrÜnzung  1095.  Nur  bei 
Verheirathung.  Ergebniss. 

5.  Betrag  und  Gegenstand  der  Aussteuer.  S.  152. 

iogö.  Betrag.  Uebersteigen  des  Erbtheils.  Beschränkung  auf  den  Erb- 
theil.  Sohnestheil  als  Meistbetrag.  /0p7.  Zurückbleiben  gegen  den  Erbtheü. 
Vorrecht  der  Söhne  auf  einen  Theilbetrag.  Gemeinschaft  zwischen  Vater  und 
Söhnen.  Freitheil.  1098.  Mindestbetrag.  Mannsvortheil.  Halber  Kopftheü.  Be- 
messung nach  Zeit  der  Aussteuer,  jogg.  Gegenstand.  Fahrniss.  1100.  Lie- 
genschaften. 1101.  Haupthof  und  Sonderland.  Friesische,  schwedische  R.  1102. 
Annahme  des  Zusammenhanges  der  Aussteuer  mit  Gerade  und  Ausstattung. 
1103.  Behandlung  der  zur  Aussteuer  gegebenen  Fahrniss  als  Erbgut 

6.  Abfindungsrecht  der  Brüder.  S.  166. 

1104.  Ausdehnung  des  Abfindungsrechts  auf  Brüder ;  Ersatz  des  Erb- 
rechts durch  Anspruch  auf  Aussteuer.  1105.  Bürgschaften  gegen  Missbrauch 
durch  die  Brüder.  Bestimmung  des  Betrags  durch  die  Eltern.  1106.  Forderung 
der  Zustimmung.  Klagerecht  der  Wittwe.  1 107.  Massgeben  der  Aussteuer  be- 
reits verheiratheter  Töchter.  Ermessen  der  Verwandten.  Massgabe  des  Ver- 
mögens und  Ortsbrauches.  1108.  Theilbetrag  des  Nachlasses  als  Mindestbe 
trag.  110g.  Auflassung  als  Ausschluss  durch  Söhne;  als  geringerer  Erbtheü. 
ijio.  Weitergreifen  des  Abfindungsrechts  auf  entferntere  Seitenverwandte. 

7.  Aussteuer  und  Erbrecht.  S.  175. 

////.  Beschränkung  des  Ausschlusses  auf  den  durch  die  Abfindung  ge 
troffenen  Nachlass.     11 12.  Ausschluss  der  Tochter  vom  gesammten  Eltern- 
gute;  vom  Nachlasse    des  abfindenden   Elterntheils;    Beschränkung  auf  das 
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Varergut.  inj.  Ausdehnung  der  Zurücksetzung.  Beschränkung  auf  einen  engern 
Kreis.  Ausschluss  durch  Söhne  und  nichtausgesteuerte  Töchter.  Ausschluss 
aller  Töchter  durch  Söhne.  1114.  Gleiches  Erbrecht  aller  Töchter  beim  Fehlen 
von  Söhnen.  1115.  Ausschluss  aller  entfernteren  Verwandten  durch  Töchter. 
1116.  Ausschluss  durch  Sohnessöhne,  Sohneskinder,  durch  alle  Nachkommen 
des  Aussteuernden,  durch  die  von  ihm  stammenden  Männer  vom  Manne,  1117. 
Volles  Erbrecht  nach  Seitenverwandten.  11 18.  Ausschluss  der  ausgesteuerten 
Schwester  bei  Beerbung  von  Geschwistern,  mp.  Behandlung  der  Aus- 
steuer als  Schenkgut.  Widerrufbarkeit.  1120.  Rückfall  an  den  Schenker.  1121. 
Ausschluss  ausgesteuerter  Schwestern  nur  durch  Männer  oder  den  Mannsstamm ; 
nur  vom  Gute  des  Bruders.  1122.  Beschränkung  des  Ausschlusses  auf  den 
engem  Kreis  der  Nachkommen  des  Aussteuernden  in  der  grösseren  Masse  der 
germanischen  Rechte  bei  Gleichstellung  der  Weiber  im  weitern  Kreise.  1123. 
Weitergehende  Zurücksetzung  der  Weiber  in  der  göthisch-norwegi- 
schen  Gruppe.  WeiteFgreifen  des  Abfindungsrechts.  Fehdeunfähigkeit  des 
Weibes. 


XXII.  Halber  Kopftheil  der  Tochter. 

1124.  Massgeben  in   der   dänischen   Gruppe.     Gründe   näherer   Unter- 
suchung. 

1.  Friesische  Rechte. 

1125.  Zusammenhang  der   friesischen  Rechtsgruppe.     Weibererbrecht. 
1126.  Lex  Frisionum.   Spätere  Rechtsquellen.    1127,  Volle  Gleichstellung. 
Schependomsrecht.    Flandern.    Aasdomsrecht.    Westerlauwersches    Friesland. 
Westerwolde.    Hadeln.    1128.  Gleichstellung  der  nichtausgesteuerten  Tochter; 
112g.  der  ausgesteuerten  bei  der  Todtschlagbusse.    1130.  Zurücksetzung  auf 
halben  Kopftheil;  Zusammenhang    mit  dem  Mindestbetrage  der  erbab- 
findenden Aussteuer;    1131.  mit  einer  nach  Hälften   bemessenen   Gemein- 
schaft zwischen  Eltern  und  Kindern.  P flieh ttheil  der  Kinder.    1132. 
Halbes  Elternrecht.    1133.  Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  in 
friesischen  Rechten.    Verschiedene  Theilbeträge ;  nach  Köpfen,  nach  Dritteln, 
1134.  nach  Hälften.    Westerwolde.    Butjadingen.    Groningen.    Reims.    Sicilien. 
iitf.  Vorkommen  des  halben  Elternrechts.    Bedenken  gegen  Zusammenhang 
mit  der  Gütergemeinschaft,    iißö.  Weiterentwicklung.  Ausgleichung  des 
Rechts  ausgesteuerter  und  nichtausgesteuerter  Töchter.    1137*  Recht  auf  Aus- 
steuer mit  halbem  Kopftheil;   bei  Aussteuerung   durch  Brüder,   1138.  durch 
Eltern.    1139.  Ausschluss.  Annäherung  des  Rechts  der  Ommelande  an  säch- 
sisches Recht.  Halbgeburt.  Hier  nicht  massgebend.    1140.  Gemeinsame  Grund- 
lage Air  Ausschluss  und  halben  Kopftheil.   Vorkommen  beider  in  denselben 
Rechten.  1141,  Beschränkung  der  Zurücksetzung  auf  den  engern 
Kreis;  auf  die  Tochter;  1142.  auf  Tochter  und  Schwester.  Die  sechs  Hände 
massgebend  für  Beachtung   des  Geschlechts   der  Person   und    des  Stammes. 
1143.  Seitenlinie.    Gleichstellung  von  Neffen  und  Nichten.    1144.  Gleich 
Stellung  ausgesteuerter  Schwestern  bezüglich  des  nicht  von  den  Eltern  herrüh- 
renden Guts.    114$.  Halber  Kopftheil  nichtausgesteuerter  Schwestern.    1146, 
Ausschluss  der  abgetheilten  Schwester.  Widersprüche  im  Ostfriesischen  Land- 
recht. Auffassung  der  Herausgabe  des  Erbtheils  als  Aussteuerung.    1147.  Rück- 
fall der  unbeerbten  Aussteuer.   Ausnahmsweiser  Ausschluss  des  Weibsstamms 
durch  den  Mannsstamm.     1148.   Absteigende  Linie.    Einbeziehung   der 
Kindskinder  in  die  sechs  Hände.  114g.  Zurücksetzung  der  Tochterkinder  hinter 
Sohnskinder.  1150.  Nichtbeachtung«  des  Geschlechtsunterschieds  bei  Urenkeln. 
Ursprüngliche  Beschränkung  des  Eintrittsrechts  auf  Enkel.     7/5/.  Abgränzung 
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in  der  Seitenlinie.  //5a.  Nichtbeachtung  des  Geschlechts  der  Person  bei  Kinds- 
kindern. 1153*  Ausdehnung  der  Zurücksetzung  auf  Enkelinnen  und  Nichten. 
1154.  Ergebnisse.  Stufen  der  Entwicklung  von  Gleichstellung  aus.  r/55. 
Unzulässigkeit  der  Annahme  des  Ausschlusses  der  Weiber  als  Ausgangspunkt. 

2.  Dänische  Rechte.  S.  246. 

1156.  Verwerthung  für  den  Zusammenhang  der  Rechte  der  dänischen 
Gruppe.  1137.  Dänische  Rechte.  Angebliche  nachträgliche  Einführung  des 
Weibererbrechts.  Seeland  isches  und  schonisches  R e c h t. .Beschrän- 
kung der  Zurücksetzung  auf  Tochter,  Tochterkind  und  Schwester.  Framerben 
und  Gangerben.  //5Ä  Rückenerben.  Volles  Erbrecht  der  Weiber  des  weitern 
Kreises,  iißg.  Brusterben.  Vorfolgerecht.  Beachtung  des  Geschlechts  des 
Stammes  und  der  Person  bei  Enkeln.  1160.  Nichtbeachtung  bei  Nachkommen 
der  Enkel.  1161.  Jütisches  Recht.  Zurücksetzung  *aller  Weiber.  1162.  Un- 
zulässigkeit nachträglicher  Einführung  des  Weibererbrechts.  1163.  Anknüpfung 
an  die  Aussteuer,  Antheil  der  Tochter  in  der  Gütergemeinschaft.  Verwandt 
schaft  mit  friesischem  Recht. 

3.  Schwedische  Rechte.  S.  259. 

* 

1164.  Gesetzliche  Einführung  des  Drittelsrechts  durch  Birger  Jarl.  Ent- 
sprechende Aenderungen  des  westgö  thischen ,  ostgöthischen ,  westmännischen 
Rechts,  des  Landrechts  Magnus  Eriksons.  Ursprünglichkeit  des  Drittelsrechts 
im  upländischen  und  södermännischen  Recht.  Fehlen  von  Spuren 
ändernder  Ueberarbeitung.  //05.  Beschränkung  auf  Tochter  und  Schwester. 
1166.  Abweichung  vom  Gesetze.  Früheres  Erbrecht  der  Weiber  des  engem 
Kreises.  1167.  Althergebrachtes  Drittelsrecht.  Erbrecht.  Aussteuer.  1168.  Pflicht- 
theil.  Unechte  Tochter.  116g.  Gothländisches  Fremdenrecht.  1170.  Ergebniss. 
Vereinbarkeit  mit  der  Angabe  der  Reimchronik.  1171.  Westmännisches 
Recht.  Ausschluss  von  Tochter  und  Schwester.  Gleichstellung  der  Weiber 
des  weitern  Kreises.  Grosseltern  und  Elterngeschwister.  1172.  Uebergang 
vom  Drittelsrecht  zum  Ausschluss.  Unechte  Tochter.  1173.  Entwicklung  in 
den  schwedischen  Rechten.  1174.  Haltpunkte  für  Umfang  und  Verzweigung 
der  dänischen  Gruppe. 

4.  Normannische  Rechte.  S.  278. 

1175.  Gleichstellung.  Drittelsrecht.  Uebereinstimmung  mit  der  dänischen 
Gruppe.    Abweichung. 

5.  Lothringische  Rechte.  S.  279. 

1176.  In  Nordfrankreich  und  Oberlothringen  das  Drittelsrecht  nur  lehn- 
rechtlich. 1177.  In  Niederlothringen  auch  landrechtlich.  1178.  Zweifünftelrecht 
der  Tochter.  //7p.  Frage  nach  dem  Zusammenhange  mit  der  dänischen  Gruppe. 
Ergebniss  der  Untersuchung  über  das  Drittelsrecht  ist  ursprüngliche  erbrecht- 
liche Gleichstellung  beider  Geschlechter. 
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XXIII.  Theilung  des  Eheguts. 

1180.  Wir  haben  unsere  Annahme  ursprünglicher  erbrechtlicher 
Gleichstellung  der  Weiber  bei  den  bisherigen  Untersuchungen  zu- 
nächst dadurch  zu  begründen  gesucht ,  dass ,  wenn  wir  von  den  Rechten 
der  göthisch-norwegischen  Gruppe  absehen ,  das  Weib  als  solches  auch 
später  gleiches  Erbrecht  mit  dem  gleichstehenden  Manne  hat ;  dass ,  wenn 
wir  in  vielen  Rechten  die  Tochter,  was  sich  dann  vielfach  auf  die 
Schwester  ausdehnt,  zurückgesetzt  finden,  das  nicht  darauf  zurückzu- 
führen ist,  dass  ihr  schon  ursprünglich  das  Erbrecht  fehlte,  sondern  darauf, 
dass  man  die  Töchter  für  das  ihnen  an  und  für  sich  zustehende  Erbrecht 
abzufinden  pflegte.  Das  volle  Erbrecht  der  Weiber  des  weitern  Kreises, 
also  auch  der  Tochter,  wenn  sie  nicht  als  solche  oder  als  Schwester,  son- 
dern als  Nichte  oder  entferntere  Verwandte  erbt .  dann  der  vielfach  festge- 
haltene Satz,  dass  der  nichtabgefundenen  Tochter  gleiches  Recht  mit  den 
Söhnen  zusteht,  lassen  mir  den  damit  gebotenen  Haltpunkt  als  völlig  aus- 
schlaggebend erscheinen. 

Ist  aber  die  Annahme  ursprünglicher  Gleichstellung  der  Geschlechter 
bei  den  Germanen  der  herrschenden  Lehre  gegenüber  eine  sehr  gewagte, 
so  wird  es  allerdings  wünschenswerth  sein,  sie  auf  verschiedenen  Wegen 
begründen  zu  können.  Suchen  wir  nach  weiteren  Haltpunkten .  so  wird 
es  sich  einmal  insbesondere  um  die  erbrechtliche  Stellung  der  Mutter  und 
der  Mutterseite  handeln.  Hatte  die  Tochter  ursprünglich  kein  Erbrecht, 
rührte  das  Vermögen  der  Kinder  wesentlich  nur  vom  Vater  her ,  so  ist  es 
schwer  denkbar,  dass  das  nicht  von  Einfluss  gewesen  sein  sollte,  wenn  Kin- 
der von  den  Eltern  beerbt  wurden.  Man  sollte  doch  erwarten ,  dass  der 
Mutter  dann  nicht  gleiches  Recht  zugestanden  wurde,  wie  dem  Vater;  oder 
dass,  wenn  ihr  selbst  da  wegen  ihrer  besonders  engen  Beziehungen  zum 
Kinde  eine  Ausnahmsstellung  eingeräumt  wurde,  wenigstens  ihre  Seite 
gegen  die  Vaterseite  zurückgesetzt  war. 

Sehen  wir  aber  von  den  Rechten  ab,  in  welchen  jedes  Weib  durch  den 
gleichstehenden  Mann,  also  auch  die  Mutter  durch  den  Vater  ausgeschlossen 
wurde,  so  finden  wir  umgekehrt ,  dass  nicht  blos  überwiegend  die  Mutter 
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1180]  dem  Vater  gleichgestellt  ist,  sondern  dass  sogar  in  solchen  Rechten, 
in  welchen  die  Mutter  selbst  zurückgesetzt  erscheint ,  sich  vielfach  Gleich- 
stellung der  Mutterseite  und  der  Vaterseite  ergibt,  was .  entsprechend  dem 
vollen  Erbrecht  der  Weiber  des  weitern  Kreises  bei  Zurücksetzung  der 
Tochter,  sich  nur  dadurch  erklären  lässt,  dass  ursprunglich  auch  beide  El- 
tern gleichstanden ,  sich  erst  nachträglich  eine  Zurücksetzung  der  Mutter 
selbst  ergab,  die  aber  über  den  engern  Kreis  nur  ganz  vereinzelt  auch  auf 
den  weitern  zurückwirkte  und  im  allgemeinen  das  gleiche  Erbrecht  beider 
Sippen  unberührt  liess. 

1181.  Diese  nachträgliche  Zurücksetzung  der  Mutter  in  manchen 
Rechten  steht  mehrfach  sichtlich  in  näherem  Zusammenhange  mit  der  Ge- 
staltung der  ehelichenVermögensverhältnissein  den  bezüglichen 
Rechten,  so  dass  es  sich  schon  desshalb  empfehlen  dürfte,  zunächst  auf  das 
einzugehen,  was  über  diese  zu  bemerken  sein  wird,  um  dann  erst  die  Stel- 
lung der  Mutter  und  der  Mutterseite  eingehender  zu  prüfen.  Aber  auch 
ganz  abgesehen  von  jenem  Zusammenhange  können  die  ehelichen  Vermö- 
gensverhältnisse uns  beachtenswerthe  Haltpunkte  für  unsere  Annahme  ur- 
sprünglicher erbrechtlicher  Gleichstellung  der  Weiber  bieten. 

Bezeichnen  wir  als  Ehegut  das  gesammte,  im  Besitze  der  Ehegatten 
befindliche  Vermögen,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  dasselbe  als  Sonder- 
gut jedes  Ehegatten  oder  als  Gemeingut  beider  galt,  ob  es  schon  in  die  Ehe 
eingebracht,  oder  erst  während  derselben  erworben  war,  so  werden  wir  da 
für  unsere  Zwecke  von  den  sich  während  der  Ehe  ergebenden  Rechtsver- 
hältnissen, von  den  Befugnissen  jedes  der  Ehegatten  im  allgemeinen  ab- 
sehen können.  Macht  sich  da  vor  allem  eine  mehr  oder  weniger  ausge- 
dehnte Gewalt  des  Mannes  über  das  gesammte  Ehegut  geltend ,  so  kann 
uns  das  keinen  Halt  geben  für  die  Beurtheilung  der  Rechtsstellung  der  Ge- 
schlechter an  und  für  sich.  Jene  Gewalt  des  Mannes  ergibt  sich  nur  aus 
den  besonderen  Verhältnissen  der  Ehe  und  nur  für  die  Dauer  derselben. 
Die  Gewalt  des  Mannes  über  die  Frau,  welche  die  Ehe  scharf  von  blossem 
eheähnlichem  Verkehr  mit  einer  Freien  scheidet,  vgl.  S  894,  erstreckt  sich 
auch  im  engern  oder  weiteren  Umfange  auf  das  Gut  derselben. 

Was  für  unsere  Zwecke  zu  beachten  sein  wird,  ist  insbesondere  nur 
die  Theilung  des  Eheguts  nach  Lösung  der  Ehe.  Bereits  S  645  be- 
tonten wir  vorläufig  die  Umstände,  welche  darauf  hinweisen,  dass  man  ur- 
sprünglich in  keiner  Weise  im  Auge  hatte,  dass  durch  die  Ehe  irgendwelche 
ihre  Lösung  überdauernde  Verbindung  der  Vermögen  herbeigeführt  wer- 
den solle.  Sehen  wir  von  der  eigenthümlichen,  zweifellos  erst  nachträglich 
entwickelten  Gestaltung  der  Verfangenschaftsrechte  ab,  so  waren  die  Ver- 
mögen nach  dem  Tode  eines  der  Ehegatten  wieder  zu  scheiden  und  eine 
Theilung  des  vorhandenen  Eheguts  vorzunehmen;  es  war  der  eine  Theil 
dem  Ueberlebenden  zu  überlassen,  während  der  andere  der  todten  Hand, 
den  Erben  des  Vorverstorbenen,  zufiel. 

Erfolgte  nun  diese  Theilung  nach  sehr  verschiedenen  Gesichtspunkten, 
so  kann  sich  allerdings  für  unsere  nächsten  Zwecke  nichts  daraus  ergeben, 
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wenn  für  dieselbe  nur  der  ursprungliche  Bestand  des  Vermögens  beider 
oder  doch  des  einen  Ehegatten  massgebend  war.  Werden  wir  Rechte  fin- 
den, in  welchen  beide  Vermögen  so  streng  auseinandergehalten  wurden, 
dass  selbst  das  erst  während  der  Ehe  Erworbene  sogleich  nach  bestimmten 
Gesichtspunkten  dem  Gute  des  einen  oder  des  andern  zugeschlagen  wurde, 
dann  wieder  solche,  nach  welchen  bei  der  Theilung  das  Frauengut  in  seinem 
ursprünglichen  Werthbetrage  der  Frau  oder  ihren  Erben  herausgegeben 
wurde,  während  alles  sonst  vorhandene  Ehegut  der  Mannsseite  verblieb, 
diese  dafür  aber  auch  den  etwaigen  Verlust  zu  tragen  hatte,  so  kann  sich 
für  die  uns  zunächst  beschäftigende  Frage  allerdings  nichts  daraus  ergeben. 
Es  gestattet  das  keinen  Schluss  darauf,  dass  die  Frau  durchschnittlich 
weniger  einbrachte,  als  der  Mann,  der  dann  auch  auf  ursprünglich  be- 
schränktes Erbrecht  der  Weiber  zurückschliessen  lassen  würde. 

Anders  in  den  Rechten,  in  welchen  zwar  das  von  beiden  Seiten  Ein- 
gebrachte Sondergut  blieb,  aber  wenigstens  das  während  der  Ehe  Errungene 
nicht  den  beiden  Sondervermögen  zuwuchs  oder  als  Gut  nur  des  Mannes 
betrachtet  wurde,  sondern  als  ein  den  Eheleuten  gemeinsam  zustehendes 
Gemeingut;  was  sich  dann  in  manchen  Rechten  dahin  steigerte,  dass  weiter 
auch  die  eingebrachte  Fahrniss,  und  wohl  auch  die  eingebrachten  Liegen- 
schaften, und  damit  das  gesammte  beiderseits  eingebrachte  Gut  als  Gemein- 
gut der  Eheleute  behandelt  wurden,  bei  welchem  die  Herkunft  von  dieser 
oder  jener  Seite  nicht  weiter  zu  beachten  war.  Sollte  dann  nach  Lösung 
der  Ehe  die  Einheit  des  Gutes  aufhören,  so  war  eine  Theilung  des  ehe- 
lichen Gemeinguts  vorzunehmen,  welche  bei  Nichtbeachtung  der  Her- 
kunft nur  nach  bestimmten  feststehenden  Theilbeträgen  erfolgen  konnte. 

Nun  gibt  es  allerdings  manche  Rechte,  welche  dabei  der  Frau  nur  ein 
Drittel,  dem  Manne  zwei  Drittel  zusprechen.  Aber  eine  Zurücksetzung  der 
Frau,  welche  darauf  schliessen  lassen  könnte,  dass  dieselbe  durchschnittlich 
geringeres  Vermögen  einbrachte,  ist  daraus  nicht  zu  folgern.  Es  wird  sich 
bei  eingehenderer  Erwägung  ergeben ,  dass  bei  dieser  Gestaltung  eben  so 
wenig,  wie  bei  der  andern,  bei  welcher  die  gesammte  Errungenschaft,  Ge- 
winn und  Verlust,  dem  Manne  verblieb ,  ursprünglich  der  Gesichtspunkt 
einer  Zurücksetzung  der  Frau  massgebend  gewesen  sein  dürfte,  da  sich  eben 
sowohl  ein  Vonheil,  als  ein  Nachtheil  für  dieselbe  daraus  ergeben  konnte, 
and  dass  erst  bei  nachttäglicher  Weiterentwicklung  auf  Grundlage  beider 
Gestaltungen  sich  eine  gewisse  Bevorzugung  des  Mannes  bezüglich  der 
Fahrniss  daraus  ergab. 

Jedenfalls  erscheint  in  dieser  Richtung  von  vornherein  der  Umstand 
ungleich  gewichtiger,  dass  in  einer  mindestens  ebenso  grossen  Zahl  von 
Rechten  bei  solcher  Theilung  Mann  und  Frau  ganz  gleichgestellt  erscheinen, 
das  Gemeingut  einfach  gehälftet  wird.  Dann  bedarf  es  auch  keiner  weiteren 
Ausführung,  wie  sehr  das  gegen  ursprünglichen  Ausschluss  der  Weiber 
vom  Erbrecht  spricht.  Hätte  in  der  Regel  nur  der  Mann  Vermögen  in  die 
Ehe  gebracht,  so  hätte  sich  von  solcher  Grundlage  aus  doch  schwerlich  die 
Aulfassung  eines  gleichen  Rechts  beider  Eheleute  auf  die  auf  solcher  Grund- 
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1181]  läge  erwachsene  Errungenschaft,  noch  weniger  bei  voller  Gemein- 
schaft auf  das  gesammte  in  der  Ehe  vorhandene  Gut  entwickeln  können. 

Würde  es  sich  nun  nur  darum  handeln,  die  Theilung  des  Eheguts  in 
so  weit  in  die  Untersuchung  einzubeziehen,  als  sie  uns  in  angedeuteter 
Richtung  einen  weitern  Beleg  für  die  ursprüngliche  erbrechtliche  Gleich- 
stellung beider  Geschlechter  bietet,  so  würde  dazu  eine  kurze  Erörterung 
genügt  haben.  Bin  ich  in  den  folgenden  Untersuchungen  viel  weiter  auf  den 
Gegenstand  eingegangen,  als  das  für  diesen  nächsten  Zweck  nöthig  gewesen 
wäre,  so  war  ein  Hauptgrund  der,  dass  die  so  verschiedenen  Arten  der 
Theilung  des  Eheguts  mir  manche  sehr  gewichtige  Haltpunkte  für  die  Fest- 
stellung der  Verzweigung  der  germanischen  Rechte  zu  bieten  schienen, 
welche  ich  bei  allen  diesen  Untersuchungen  ja  vorzugsweise  im  Auge  hatte. 
Sollte  der  Gegenstand  aber  auch  in  dieser  Richtung  verwerthet  werden,  so 
genügte  es  nicht,  nur  den  Massstab  bei  Theilung  des  ehelichen  Gemeinguts, 
welches  ja  manchen  Rechten  überhaupt  fehlt,  zu  beachten;  es  zeigte  sich 
nöthig,  mir  eine  Ansicht  über  die  wahrscheinliche  Entwicklung  der  Ver- 
hältnisse des  Eheguts  im  allgemeinen  zu  bilden,  so  weit  mir  das  möglich 
war.  Und  führte  mich  das  auf  Annahmen,  welche  von  den  herrschenden 
vielfach  abweichen,  so  schien  es  mir  nicht  ohne  Werth,  dieselben  der  Prü- 
fung Anderer  zu  unterstellen,  wenn  ich  meine  Vorarbeiten  über  einen  Ge- 
genstand, den  ich  bisher  nur  wenig  beachtete,  auch  nicht  so  weit  ausdehnen 
konnte,  als  das  an  und  für  sich  wünschenswerth  gewesen  sein  würde;  wenn 
ich  mich  da  vielfach  auf  das  beschränken  musste,  was  mir  bei  meinen  bis- 
herigen Untersuchungen  ohnehin  aufgefallen  war. 

1182.  Vergleichen  wir  die  Bestimmungen  der  spätem  germanischen 
Rechte  miteinander,  so  ergibt  sich  da  eine  nicht  geringere  Mannich  fal- 
tigkeit derGestaltung,  als  wir  sie  S  1 007  bezüglich  der  erbrechtlichen 
Behandlung  der  Weiber  betonten.  Und  wie  bei  dieser  handelt  es  sich  auch 
im  jetzigen  Falle  nicht  darum,  dass  ein  und  derselbe  massgebende  Gesichts- 
punkt hier  mehr,  dort  weniger,  hier  in  dieser,  dort  in  jener  Weise  durch- 
geführt erscheint;  es  ergibt  sich  die  grösste  Verschiedenheit  der  Gesichts- 
punkte, nach  welchen  die  Wiederscheidung  der  Vermögen  erfolgt,  wie  das 
die  folgenden  Erörterungen  genugsam  ergeben  werden.  Es  weist  das  auch 
hier  darauf  hin,  dass  die  bestimmtere  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Rechten  und  Rechtsgruppen  erst  erfolgt  sein  kann,  als  das  als 
noch  einheitlich  anzunehmende  germanische  Urrecht  sich  bereits  mannich- 
fach  verzweigt  hatte,  und  man  dann  bald  diesen,  bald  jenen  Gesichtspunkt 
als  massgebend  behandelte. 

Das  kann  ja  insofern  nicht  auffallen,  als  es  sich  da  anfangs  zweifellos 
um  Heirathsverträge  handelte,  welche  die  Regelung  zunächst  nur  für  den 
Einzelfall  im  Auge  hatten,  wie  ja  auch  in  späterer  Zeit  durchweg  anerkannt 
blieb,  dass  in  Heirathsverträgen  die  Vermögens  Verhältnisse  ganz  nach  Be- 
lieben der  Parteien  in  Abweichung  vom  gemeinen  Rechte  des  Stammes  ge- 
regelt werden  konnten.  Hatte  sich  bei  den  einzelnen  Stämmen  überhaupt 
ein  solches  gemeines  Recht  entwickelt,  so  ist  das  zweifellos  darauf  zurück- 
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zuführen,  dass  es  Sine  wurde,  die  ehelichen  Vermögensverhältnisse  in  den 
Einzelverträgen  übereinstimmend  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  ordnen, 
wahrend  dann  im  Laufe  der  Zeit  diese  Sitte  insofern  zu  Recht  wurde ,  als 
in  allen  Fallen ,  bei  welchen  ausdruckliche  Verabredungen  nicht  getroffen 
waren,  die  Vermögensverhaltnisse  ihr  entsprechend  beurtheilt  wurden,  so 
dass  es  im  Einzelfalle  keines  besonderen  Vertrags  bedurfte,  wenn  nicht  Ab- 
weichungen vom  gemeinen  Recht  von  den  Parteien  beabsichtigt  waren. 

1183.  Erklärt  sich  aber  in  dieser  Weise  auch  die  Mannichfaltigkeit  der 
spätem  Gestaltungen,  so  überhebt  sie  uns  damit  doch  nicht  der  Frage  nach 
dem  Ausgangspunkte  der  Entwicklung.  Dass  diesem  keine  der 
später  vorherrschenden  vermittelnden  Gestaltungen,  welche  das  Ehegut  in 
verschiedenster,  oft  gekünstelter  Weise  nach  den  Seiten  theilen,  genauer 
entsprechen  kann,  würde  sich  hier  ebenso  bestimmt  ergeben,  wie  wir  das 
§  1008  bezüglich  des  Weibererbrechts  nachzuweisen  suchten;  es  würde 
sich  alsbald  herausstellen,  dass  der  Versuch,  aus  dieser  oder  jener  alle  an- 
dern abzuleiten,  auf  die  grössten  Unzulässigkeiten  führen  würde.  Ist  da 
für  das  germanische  Urrecht,  wie  wir  doch  vorläufig  immer  vorauszusetzen 
haben,  überhaupt  ein  einheitlicher  Ausgangspunkt  anzunehmen,  so  kann 
es  sich  da  nur  um  eine  so  einfache  Gestaltung  gehandelt  haben ,  dass  alle 
spätem  trotz  ihrer  grossen  Mannichfaltigkeit  sich  aus  derselben  entwickelt 
haben  können;  ähnlich,  wie  wir  §  1008  von  vornherein  glaubten  davon 
ausgehen  zu  dürfen,  dass  Ausgangspunkt  für  die  Weiterentwicklung  des 
Weibererbrechts  nur  eine  der  einfachsten  Gestaltungen,  entweder  die  volle 
Gleichstellung  oder  aber  der  volle  Ausschluss  aller  Weiber  gewesen  sein 
könne. 

Entsprechend  einfache  Ausgangspunkte  würden  auch  hier  denkbar 
sein.  So  das  Fehlen  eingebrachten  Frauenguts.  Man  ist  wohl  da- 
von ausgegangen,  dass  Weiber  überhaupt  bei  den  Germanen  als  nichterb- 
berechtigt kein  Vermögen  in  die  Ehe  einbrachten,  das  Ehegut  also  ursprüng- 
lich überhaupt  nur  Gut  des  Mannes  sein  konnte.  Ich  werde  dieser  Annahme 
nicht  näher  nachzugehen  haben;  es  dürfte  doch  genügen,  auf  die  Gründe 
zurückzuverweisen,  welche  ich  dafür  geltend  machte,  dass  von  einem  ur- 
sprünglichen Ausschluss  der  Weiber  von  allem  Erbrecht  nicht  wohl  die 
Rede  sein  kann. 

Aber  auch  wenn  wir  davon  ausgehen ,  dass  das  Weib  Vermögen  in 
die  Ehe  einbrachte,  würde  sich  ein  entsprechend  einfacher  Ausgangspunkt 
in  der  wohl  mit  mehr  oder  weniger  Bestimmtheit  vertretenen  Annahme 
eines  Uebergangs  des  Frauenguts  in  das  Eigenthum  des 
Mannes  darbieten.  Es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  es  einzelne  spätere 
Rechte  gibt,  welche  eine  solche  Annahme  nahe  legen  können,  welche  nicht 
blas  dem  Manne  während  der  Ehe  gestatten,  mit  dem  Gute  der  Frau  ganz 
nach  Belieben,  wie  mit  seinem  sonstigen  Eigenthum,  zu  schalten,  sondern 
auch  wohl  dem  überlebenden  Mann  das  gesammte  von  der  Frau  einge- 
brachte Gut  als  Eigen  überlassen.  Aber  auch  abgesehen  davon,  dass  es  sich 
dabei  nur  um  ganz  vereinzelte  Rechte  handelt,  würden  selbst  diese  jener 
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1183]  Auffassung  nicht  vollständig  entsprechen.  Wurde  durch  die  Ehe  das 
eingebrachte  Gut  der  Frau  Eigenthum  des  Mannes,  so  musste  es  auch  nach 
seinem  Tode  seinen  Erben  verbleiben;  die  überlebende  Frau  würde  dann 
eigenes  Gut  überhaupt  nicht  mehr  beanspruchen  können,  sondern  nur  das 
vom  Vermögen  des  Mannes ,  was  ihr  dann  nach  Recht  oder  Ehevertrag 
davon  zu  Eigen  oder  doch  zu  Nutzgenuss  verbleiben  sollte.  Das  aber  trifft 
nirgends  zu.  Selbst  in  Rechten,  welche,  wie  das  longobardische,  dem  über- 
lebenden Manne  das  ganze  Ehegut  zu  Eigen  zusprechen,  ergibt  sich ,  dass 
die  überlebende  Frau  nicht  blos  Ansprüche  an  das  Gut  des  Mannes  hat, 
sondern  auch  auf  einen  Theil  des  Eheguts ,  den  sie  als  Erbgut  oder  Aus- 
Steuer  einbrachte ,  den  sie  jetzt  als  eigenes  Sondergut  beanspruchen  kann. 
Wir  wollen  das  hier  nicht  näher  verfolgen,  da  die  folgenden  Untersuchun- 
gen ohnehin  genügende  Belege  dafür  bringen  werden,  wie  wenig  sich  von 
der  Annahme  aus,  dass  mit  der  Ehe  das  ganze  Gut  der  Frau  Eigenthum 
des  Mannes  wurde,  die  spätem  Gestaltungen  erklären  würden. 

Nun  sind  allerdings  auch  unter  diesen  einzelne,  welche  an  Einfachheit 
nichts  zu  wünschen  übrig  lassen,  wie  etwa  die  volle  Gütergemein- 
schaft, bei  der  mit  der  Ehe  jedes  Sondergut  der  beiden  Ehegatten  auf- 
hört, das  ganze  Ehegut  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  halb  und  halb 
wird.  Aber  auch  da  gilt  dasselbe ;  es  würde  sich ,  auch  von  allem  andern 
abgesehen,  leicht  nachweisen  lassen ,  wie  wenig  sich  von  da  aus  die  Man- 
nichfaltigkeit  der  spätem  Gestaltungen  erklaren  lassen  könnte. 

Habe  ich  zunächst  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  mir  möglich 
scheinenden  Ausgangspunkte  vielfach  erwogen,  so  sah  ich  mich  mehr  und 
mehr  auf  die  Annahme  hingewiesen,  dass  nur  die  volle  Güterschei- 
dung, das  Auseinanderhalten  nicht  nur  der  beiderseits  zugebrachten  Grund- 
vermögen, sondern  auch  des  während  der  Ehe  Zuwachsenden,  in  ähnlicher 
Weise  den  Ausgangspunkt  für  alle  spätem  Gestaltungen  gebildet  haben 
könne,  wie  ich  das  für  das  Weibererbrecht  bezüglich  der  vollen  Gleichstel- 
lung beider  Geschlechter  annahm.  Ich  werde  es  nun  auch  hier,  wie  dort, 
versuchen,  zunächst  in  Kürze  die  Gründe  anzugeben,  welche  mir  jene  An- 
nahme zu  rechtfertigen  scheinen,  um  dann  bei  den  anschliessenden  Einzel- 
untersuchungen die  bestimmteren  Belege  für  das  vorläufig  Bemerkte  zu 
geben. 

1184.  Haben  wir  in  der  rechten  Ehe  des  germanischen  Rechts  zwei- 
fellos erst  das  Endergebnis  einer  längern  vorhergehenden  Entwicklung  zu 
sehen,  so  werden  wir  behufs  vorläufiger  Begründung  der  Annahme 
voller  Güterscheidung  als  Ausgang  am  geeignetsten  von  einer 
Erwägung  bezüglicher  vorehelicherZustände  auszugehen  haben.  Ich 
habe  §  893  die  Annahme  zu  begründen  gesucht,  dass  bei  den  Germanen 
der  Ehe  ein  eheähnliches  Verhältniss  vorausgegangen  sein  dürfte ,  welches 
ich  als  rechte  Friedelschaft  bezeichnete,  eine  Verbindung  unter  zwei  Freien, 
welche  sich  von  der  Ehe  vor  allem  dadurch  unterschied ,  dass  die  Friedel 
nicht  in  der  Gewalt  des  Mannes  stand ,  dass  auch  sie  das  Verhältniss  nach 
ihrem  Belieben  jederzeit  lösen  konnte.  Ist  diese  Annahme  richtig,  so  bedarf 
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es  auch  keiner  weitern  Ausführung ,  dass  einem  solchen  Verhältnisse  nur 
das  vollständige  Auseinanderhalten  der  beiderseitigen  Vermögen  entsprechen 
konnte.  Beide  mochten  aus  ihrem  Vermögen  zu  den  Kosten  der  gemein- 
samen Wirthschaft  beitragen ;  gemeinsamer  Erwerb  mochte  sogleich  aufge- 
theilt  und  den  beiden  Vermögen  zugeschlagen  werden.  Stand  aber  die  Lö- 
sung des  Verhältnisses  jederzeit  im  Belieben  der  Parteien,  so  musste  auch 
jederzeit  feststehen,  was  jede  als  ihr  Vermögen  beanspruchen  konnte ;  und 
dauerte  ein  solches  Verhältniss  bis  zum  Tode  der  einen,  so  verblieb  einfach 
dem  Ueberlebenden  sein  Vermögen  in  jetzigem  Bestände ,  während  er  das 
des  Verstorbenen  dessen  Erben  herauszugeben  hatte. 

Es  wäre  nun  allerdings  denkbar,  dass  die  rechteEhe  mit  ihrem  Auf- 
kommen sogleich  zu  einer  engeren  Verbindung  beider  Vermögen,  insbe- 
sondere auch  zu  dauernden  Ansprüchen  des  Mannes  auf  das  Frauengut  ge- 
führt hätte.  Aber  nothwendig  war  das  doch  in  keiner  Weise.  Es  handelt 
sich  bei  der  Ehe  nicht  zunächst  um  die  Vermögen ,  sondern  um  die  Per- 
sonen ;  nach  germanischer  Auffassung  zunächst  um  ein  Recht  des  Mannes 
auf  die  Person  der  Frau,  um  die  Verpflichtung  dieser  zu  ausschliesslichem 
und  lebenslänglichen  Geschlechtsverkehr  und  zur  Unterwerfung  unter  den 
Willen  des  Mannes,  der  durch  die  Ehe  vom  blossen  Genossen  zum  Herrn 
der  Frau  wird. 

Dieses  Recht  des  Mannes  wird  aber  nach  allen  germanischen  Rechten 
begründet  durch  Vermögensaufwendungen  des  Mannes,  welche, 
wie  ich  das  §  886  ff.  zunächst  für  die  fränkische  Ehe  zu  begründen  suchte 
und  als  ursprüngliche  Gestaltung  für  alle  germanischen  Rechte  nicht  be- 
zweifle, nicht  den  bisherigen  Gewalthabern  der  Frau,  sondern  dieser  selbst 
zu  Gute  kamen  und  ihr  Vermögen  mehrten.    Führte  damit  die  Ehe  selbst 
zu  einer  Verschiebung  der  Vermögensverhältnisse  zu  Gunsten  der  Frau,  so 
weist  schon  das  darauf  hin ,  dass  mit  Eingehung  der  Ehe  nichts  weniger 
>eabsichtigt  sein  konnte,  als  eine  Verschmelzung  der  bisherigen  beiden  Ver- 
nögensbestände.  Und  das  bestätigt  sich  ja  auch  dadurch,  dass  beim  Ueber- 
fcben  der  Frau  ausser  ihren  durch  die  Ehe  begründeten  Rechten  am  Gute 
es  Mannes,  ihr  eigenes  eingebrachtes  Vermögen  oder  das,  was  bei  weiterer 
Entwicklung  der  Gemeinschaftsverhältnisse  als  Ersatz  dafür  betrachtet  wurde, 
herauszugeben  war. 

Nun  kam  allerdings  durch  die  Ehe  nicht  blos  die  Frau  selbst,  sondern 
ach  ihr  Gut  unter  Vormundschaft  des  Mannes,  da  es  ihm  mit  der 
Fau  selbst  für  die  Dauer  der  Ehe  zur  Verwaltung  übergeben  wurde,  wenn 
sio  auch  in  manchen  Rechten  Reste  erhalten  haben,  wonach  auch  während 
deiEhe  der  Sippe  der  Frau  noch  ein  gewisser  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
ihrs  Gutes  zustand.  Die  Befugnisse,  welche  dem  Manne  während  der  Ehe 
beziglich  des  Gutes  der  Frau  zustanden,  sind  freilich  in  den  spätem  Rechten 
vonsehr  verschiedener  Ausdehnung.  Beschränken  sie  sich  wohl  auf  das, 
wasiöthig  war,  um  den  Bestand  des  Frauenguts  gegen  Dritte ,  aber  auch 
gega  Verschleuderung  durch  die  Frau  selbst  zu  sichern,  so  gibt  es  andere, 
in  wichen  dieselben  so  ausgedehnt  erscheinen,  dass  nicht  blos  die  ge- 
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1184]  samrnte  Errungenschaft,  auch  wo  sie  auf  Grundlage  des  Frauenguts 
erfolgte,  ausschliesslich  dem  Gute  des  Mannes  zuwuchs,  sondern  der  Mann 
sogar  befugt  war,  selbst  Liegenschaften  der  Frau  ohne  deren  Zustimmung 
zu  veräussern. 

Ob  wir  da  fortschreitende  Verstärkung  oder  aber  fortschreitende  Ab- 
schwächung  der  Rechte  des  Mannes  anzunehmen  haben ,  ergibt  sich  un- 
mittelbar nicht.  Es  wäre  ja  denkbar,  dass  sich  mit  der  Ehe  sofort  die  Auf- 
fassung sehr  ausgedehnter  Befugnisse  des  Mannes  verbunden  hätte ,  dass 
man  davon  ausging,  dass  derselbe  nun  auch  während  der  Ehe  mit  dem 
Gute  der  Frau  schalten  könne,  wie  ihm  beliebte,  und  das  Recht  derselben 
sich  darauf  beschränkte,  dass  sie  nach  Lösung  der  Ehe  das  zurücknehmen 
durfte,  was  von  demselben  noch  erübrigte;  entsprechende  Verhältnisse  wur- 
den schon  §816  berührt. 

Beachten  wir  aber,  dass  wir  bei  den  der  Ehe  vorausgehenden  eheähn- 
lichen Verbindungen  zweifellos  volle  Scheidung  der  Vermögen  anzunehmen 
haben,  dass  es  sich  bei  dem  Uebergange  von  diesen  zur  Ehe  in  erster  Reihe 
nur  um  die  dauernde  Gewalt  über  die  Person  der  Frau  handelte,  so  ist  doch 
auch  sehr  wohl  denkbar,  dass  sich  zunächst  mit  dem  Aufkommen  der  Ehe 
an  dem  Verhältnisse,  wie  wir  es  für  die  blosse  Friedelschaft  anzunehmen 
hatten,  insofern  nichts  änderte,  als  die  beiden  nun  unter  Verwaltung  des 
Mannes  stehenden  Vermögen  auch  weiter  zwei  ganz  geschiedene  Güter- 
massen bildeten,  so  dass  aus  den  Einkünften  derselben  die  Kosten  der  Wirth- 
schaft  von  jedem  zu  seinem  Theile  getragen  wurden  und  das  Erübrigende 
oder  sonst  Erworbene  sofort  der  einen  oder  der  andern  Vermögensmasse 
zugeschlagen  wurde ,  so  dass  auch  bei  Lösung  der  Ehe  keinerlei  Gemein- 
gut, sondern  nur  zwei,  dem  einen  oder  dem  andern  Ehegatten  zustehende 
Vermögen  da  waren. 

Möchte  ich  nun  annehmen,  dass  wir  in  solcher  voller  Güterscheidung 
den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  der  ehelichen  Ver- 
mögensverhältnisse zu  sehen  haben,  so  wäre  es  ja  misslich,  wenn  ich  micl 
dafür  zunächst  nur  auf  die  Erwägung  zu  stützen  hätte,  dass  den  eheähn 
liehen  Verhältnissen,  wie  ich  sie  für  eine  vorhergehende  Entwicklungsstuf 
glaube  annehmen  zu  müssen,  nur  solche  volle  Güterscheidung  entspreche 
konnte ;  dass  daher  auch  anzunehmen  sei,  dass  die  Gestaltungen  der  ehr 
liehen  Vermögensverhältnisse ,  welche  dem  noch  am  nächsten  stehen ,  fr 
die  ursprünglicheren   zu    halten    seien.    Aber  anderweitige  Erwägunga 
scheinen  das  durchaus  zu  bestätigen. 

1185.  In  dieser  Richtung  wird  vor  allem  das  Vorkommen  vollr 
Güterscheidung  noch  in  geschichtlicher  Zeit  zu  beachten  sä. 
Eine  Gestaltung,  wonach  nicht  blos  die  beiden  eingebrachten  Vermöcn 
auseinandergehalten  werden,  sondern  auch  jedem  derselben  der  auf  Grud- 
lage desselben  gemachte  Gewinn  zuwächst,  gemeinsamer  Gewinn  aber  ich 
Massgabe  der  Grösse  der  beiderseits  eingebrachten  Vermögen  zu  theileist, 
werden  wir  noch  in  den  ältesten  Quellen  des  westgothischen  Rechts  nss- 
gebend  finden;  sie  hat  sich  im  isländischen  Recht  bis  in  spätere  Zeer- 
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halten;  wir  werden  in  Rechten,  in  welchen  eine  Gemeinschaft  nicht  schon 
mit  der  Ehe  selbst,  sondern  erst  mit  der  Ueberjährigkeit  eintritt,  wie  in  ein- 
zelnen friesischen  und  normannischen  Rechten,  wenigstens  bei  unter  jähriger 
Ehe  das  Verhäitniss  wohl  noch  nach  demselben  Gesichtspunkte  beurtheilt 
finden. 

Ist  danach  eine  solche  Gestaltung  den  germanischen  Rechten  jeden- 
falls nicht  überhaupt  fremd,  wenn  sie  sich  in  geschichtlicher  Zeit  auch  nur 
vereinzelt  findet,  so  wird  es  sich  um  die  Frage  handeln,  ob  wir  in  ihrem 
Vorkommen  Reste  einer  ursprünglichen  einfachsten  Gestaltung  zu  sehen 
haben,  oder  ob  sich  dasselbe  auch  dadurch  erklaren  kann,  dass  von  irgend- 
welcher andern,  bereits  engere  Verbindung  der  beiden  Vermögen ,  insbe- 
sondere der  Errungenschaft,  voraussetzenden  Grundlage  aus  sich  erst  nach- 
träglich in  einzelnen  Rechten  jene  volle  Scheidung  entwickelte.  Dann  aber 
scheint  mir  die  Unzulässigkeit  der  Annahme  nachträglich  ent- 
wickelter voller  Scheidung  so  auf  der  Hand  zu  liegen,  dass  die  Be- 
antwortung jener  Frage  nicht  wohl  zweifelhaft  sein  kann. 

Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Bemerkung,  dass  jene  volle,  selbst  die 
Erträgnisse  und  den  Gewinn  und  Verlust  auseinanderhaltende  Güterschei- 
dung die  denkbar  schwerfälligste,  nicht  leicht  mit  genügender  Genauigkeit 
durchzuführende  Gestaltung  war,  welche  fortwahrend  zu  Zweifeln  und 
Streitigkeiten  Anlass  geben  musste.  Entsprach  sie  vorehelichen  Zuständen, 
so  kann  es  sich  erklären,  wenn  man  auch  in  der  Ehe,  die  ja  nicht  eine  Ver- 
bindung der  Vermögen,  sondern  der  Personen  im  Auge  hatte,  trotz  des 
dauernden  Zusammenlebens  und  der  einheitlichen  Verwaltung  des  Mannes 
zunächst  an  ihr  festhielt.  War  das  aber  die  ursprünglichste  Gestaltung,  so 
erklärt  es  sich  leicht,  wenn  man  nachträglich  in  fast  allen  Rechten  wenig- 
stens jenem  lästigen  Auseinanderhalten  der  Errungenschaft  in  dieser  oder 
jener  Weise  zu  begegnen  suchte.  Im  westgothischen  Recht  werden  wir  den 
Uebergang  unmittelbar  verfolgen  können.  Ist  in  der  Lex  noch  grundsätz- 
lich an  der  Theilung  der  Errungenschaft  nach  Massgabe  der  eingebrachten 
Vermögen  festgehalten,  so  sollte  dieselbe  doch  schon  damals  bei  nur  ge- 
ringen Vermögensunterschieden  einfach  gehälftet  werden,  wie  das  dann  im 
spätem  spanischen  Recht  ganz  allgemein  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Un- 
terschied der  Vermögen  anerkannt  war. 

Eine  Entwicklung  in  umgekehrter  Richtung  aber  würde  ganz  uner- 
klärlich sein.  Es  ist  doch  geradezu  undenkbar,  dass  man,  wenn  sich  schon 
ursprünglich  mit  der  Ehe  selbst  auch  das  ausschliessliche  Recht  des  Mannes 
auf  die  gesammte  Errungenschaft  oder  Theilung  derselben  nach  einem  von 
der  Grösse  der  beiden  Vermögen  unabhängigen  Massstabe  festgestellt  hatte, 
in  irgendwelchem  Rechte  erst  nachträglich  zu  jener  so  schwer  zu  handha- 
benden Gestaltung  übergegangen  sein  sollte.  Noch  weniger  wird  anzu- 
nehmen sein,  dass  das  in  mehreren  Rechten,  die  in  geschichtlicher  Zeit 
ausser  aller  Verbindung  standen,  unabhängig  von  einander  der  Fall  ge- 
wesen sein  sollte.  Die  Uebereinstimmung  lässt  meines  Erachtens  nicht  wohl 
eine  andere  Erklärung  zu,  als  dass  jene  nächstliegende,  aber  roheste  Ge- 
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1185]  staltung  sich  so  in  einem  Urrechte  fand,  auf  welches  sowohl  gothi- 
sches,  wie  isländisches  Recht  zurückgehen.  Und  da  sich  Reste  auch  noch 
in  andern  Rechten  finden,  so  legt  das  wenigstens  die  Vermuthung  nahe, 
dass,  wenn  im  germanischen  Urrechte  diese  Verhältnisse  Überhaupt  einheit- 
lich gestaltet  waren ,  da  nur  die  volle  Güterscheidung  den  gemeinsamen 
Ausgangspunkt  gebildet  haben  dürfte. 

1186.  Dafür  aber  lässt  sich  noch  ein  Anderes  geltend  machen,  die 
Unzulässigkeit  der  Annahme  einer  andern  Gestaltung  als 
gemeinsamen  Ausgangspunktes.  War  mit  der  germanischen  Ehe 
von  vornherein  eine  Gestaltung  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  ver- 
bunden, bei  welcher  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  der  vollen  Schei- 
dung der  Vermögen  ergeben,  bereits  beseitigt  waren,  so  scheint  mir,  wie 
gesagt,  die  Annahme  unzulässig  zu  sein,  es  habe  sich  von  da  aus  erst  nach- 
träglich durch  Weiterentwicklung  in  irgendwelchem  Rechte  jene  volle 
Scheidung  ergeben.  Aber  auch  davon  abgesehen  würde  sich  bei  der  grossen 
Verschiedenheit  der  spätem  Gestaltungen  und  der  ihnen  zu  Grunde  liegen- 
den Gesichtspunkte  die  Schwierigkeit  ergeben,  eine  dieser  Gestaltungen  als 
die  ursprünglichste  zu  bezeichnen,  weil  es  möglich  sein  würde,  alle  andern 
aus  ihr  abgeleitet  zu  denken.  Werden  wir  da  Regelung  nach  so  verschie- 
denen Gesichtspunkten  finden,  wie  es  insbesondere  der  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts  und  der  des  ehelichen  Gemeinguts  sind,  so  würde  es,  wenn 
wir  etwa  annehmen,  es  habe  die  Ehe  sofort  eine  gewisse  Gemeinschaft  des 
Guts  zur  Folge  gehabt,  eben  so  wenig  zu  erklären  sein ,  wie  man  von  da 
nachträglich  zu  dem  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkte  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts  gelangt  sein  sollte,  wie  das  umgekehrt  der  Fall  sein  würde, 
wenn  wir  diese  letztere  als  gemeinsamen  Ausgangspunkt  annehmen  wollten. 

Dem  gegenüber  scheint  mir  nundieZulässigkeit  derAbleitun; 
aller  spätem  Gestaltungen  aus  voller  Güterscheidung  einen 
der  wichtigsten  Haltpunkte  zu  bieten ,  der  dafür  spricht,  in  dieser  Güter- 
scheidung die  ursprünglichste  Gestaltung  zu  sehen.  Diese  Scheidung  bot 
gerade  keine  grössern  Schwierigkeiten,  so  weit  es  sich  da  um  die  beiden 
Grundvermögen  handelte,  um  das,  was  jeder  Theil  an  Liegenschaften  oder 
Fahrniss  in  die  Ehe  eingebracht  oder  während  derselben  ererbt  hatte;  und 
in  so  weit  werden  wir  die  Scheidung  nicht  blos  der  Liegenschaften,  sondern 
auch  der  eingebrachten  Fahrniss  in  sehr  vielen  Rechten  aufrecht  erhalten 
finden. 

Dagegen  mussten  sich  die  grössten  Schwierigkeiten  daraus  ergeben, 
wenn  an  dieser  Scheidung  nun  auch  bezüglich  der  Errungenschaft  im  wei- 
testen Sinne  des  Worts,  bezüglich  aller  Aenderungen ,  welchen  beide  Ver- 
mögen während  der  Ehe  unterlagen,  festgehalten  wurde,  wenn  trotz  der 
gemeinsamen  Wirthschaft  die  Erträgnisse  aus  den  Liegenschaften,  die  Zu- 
zucht  vom  Vieh,  der  nur  auf  Grundlage  des  einen  Vermögens  erzielte  Ge- 
winn auch  nur  diesem  Vermögen  zuwachsen ,  ebenso  dann  aber  auch  der 
etwaige  Verlust  nur  das  bezügliche  Vermögen  treffen  sollte,  während  ge- 
meinsam Erworbenes  oder  Verlorenes  nach  Massgabe  der  Grösse  der  beiden 
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Vermögen  oder  nach  feststehenden  Beträgen  unter  beide  Vermögen  aufzu- 
teilen war;  wenn  entsprechend  auch  die  nöthigen  Aufwendungen  zu  be- 
handeln waren,  je  nachdem  sie  nur  zu  Gunsten  des  einen  oder  aber  beider 
Ehegatten  erfolgten. 

Finden  wir  nun  auch  noch  in  geschichtlicher  Zeit  Belege,  dass  die 
Scheidung  wirklich  so  weit  durchgeführt  wurde ,  so  ist  es  doch  erklärlich, 
wenn  man  in  den  meisten  Rechten  wohl  schon  sehr  früh  darauf  bedacht 
war,  diese  so  schwer  zu  handhabende  Gestaltung  zu  beseitigen  und,  wie 
dazu  ja  die  Eheverträge  zunächst  für  Einzelfälle  die  Möglichkeit  boten,  durch 
eine  leichter  durchzuführende  zu  ersetzen.  Hat  man  dabei  aber  die  Abhilfe 
in  ganz  verschiedener  Richtung  gesucht,  so  bestätigt  das  die  Annahme,  dass 
in  der  gemeinsamen  Grundlage  jene  Schwierigkeiten  noch  fortbestanden, 
dass  mit  der  Ehe  an  für  sich  nicht  sogleich  auch  Bestimmungen  Platz  ge- 
griffen hatten,  welche  sie  beseitigten.  Denn  die  spätem  Hauptgestal- 
tungen, die  Beständigkeit  des  Frauengutes  und  die  eheliche  Gütergemein- 
schaft, beruhen  auf  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten ;  sie  können  sich 
nicht  wohl  erst  auseinander  entwickelt  haben,  während  sich  keine  Schwie- 
rigkeit aus  der  Annahme  ergibt,  man  sei  von  der  gemeinsamen  Grundlage 
voller  Scheidung  aus  sofort  auf  verschiedene  Wege  gerathen. 

Das  scheint  sich  denn  auch  in  solchen  Fällen ,  in  welchen  wir  noch 
in  geschichtlicher  Zeit  volle  Scheidung  nachweisen  können,  wohl  unmittel- 
bar nachweisen  zu  lassen.  Finden  wir  dieselbe  noch  in  den  ältesten  Quellen 
des  westgothischen  Rechts,  so  wird  sich  da  auch  bestimmt  ergeben,  wie 
man  unmittelbar  von  dieser  aus  zum  Gesichtspunkte  des  ehelichen  Gemein- 
guts überging.  Finden  wir  sie  weiter  noch  im  isländischen  Recht  und  wer- 
den wir  es  versuchen  nachzuweisen,  dass  eine  diesem  entsprechende  Grund- 
lage auch  für  die  norwegischen  Rechte  den  Ausgangspunkt  gebildet  haben 
müsse,  so  wäre  man  da  von  der  Scheidung  unmittelbar  zur  Beständigkeit 
des  Frauenguts  übergegangen. 

1187.  Für  die  Beständigkeit  des  Frauenguts,  wie  ich  das 
bezeichnen  möchte,  für  den  später  oft  ausgesprochenen  Satz,  dass  Frauengut 
nicht  wachsen  und  nicht  schwinden  solle,  war  sichtlich  der  Gesichtspunkt 
massgebend,  dass  mit  der  Person  der  Frau  auch  ihr  Gut  in  die  Gewalt  des 
Mannes  kam,  diesem  die  Verwaltung  des  gesammten  Eheguts  zustand,  wäh- 
rend die  Frau  selbst  während  der  Ehe  ohne  Zustimmung  des  Mannes  auch 
über  ihr  eigenes  Gut  überhaupt  nicht,  oder  nur  in  sehr  beschränkterWeise 
▼erfügen  konnte.  Ob  das  gesammte  Ehegut  sich  mehrte,  oder  aber  minderte, 
hing  wesentlich  nur  vom  Manne  ab.  Es  konnte  unbillig  scheinen ,  wenn 
die  Folgen  schlechter  Wirthschaft  des  Mannes  auch  die  Frau  treffen  sollten, 
diese  dadurch  ihr  Vermögen  ganz  oder  zum  grossen  Theile  verlieren  konnte 
Man  begegnete  dem  dadurch ,  dass  man  nicht  mehr  beide  Vermögen  in 
ihrem  veränderlichen  Bestände  auseinanderhielt,  sondern  nur  das'Frauengut 
in  seinem  ursprünglichen  Bestände ,  wie  es  in  die  Ehe  eingebracht  oder 
während  derselben  ererbt  war,  von  dem  gesammten  übrigen  Ehegute  schied 
und  dasselbe  nach  Lösung  der  Ehe  in  seinem  vollen  ursprünglichen  Be- 
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1187]  trage,  wobei  Untergegangenes  durch  Gleich  werthiges  zu  ersetzen 
war,  der  Frau  oder  deren  Erben  herausgab,  während  das  gesammte  übrige 
Ehegut,  mochte  es  vom  Manne  eingebracht  oder  während  der  Ehe  zuge- 
wachsen sein,  dem  Manne  oder  dessen  Erben  verblieb. 

Erscheint  damit  insbesondere  die  gesammte  Errungenschaft  als 
Sache  des  Mannes,  so  bedingt  die  Gestaltung  gegenüber  der  vollen 
Scheidung  doch  in  keiner  Weise  eine  grössere  Zurücksetzung  der  Frau. 
Glaube  ich  an  dem  einmal  üblichen  Ausdrucke  Errungenschaft  zur  Bezeich- 
nung des  Gesammtergebnisses  der  ehelichen  Wirthschaft  festhalten  zu  sollen, 
so  kann  er  doch  insofern  irreleitend  eingreifen,  als  man  leicht  darauf  ver- 
gisst,  dass  es  sich  bei  jener  Errungenschaft  im  weitern  Sinne  auch  um  eine 
Verrungenschaft  handeln  kann,  ebenso  wohl  um  Rückschlag,  als  um  Vor- 
schlag, um  Verlust,  als  um  Gewinn.  Allerdings  wuchsen  nun  die  Erträg- 
nisse und  der  Zuwachs  des  Frauenguts,  wie  jeder  von  beiden  oder  auch 
nur  von  der  Frau  erzielte  Gewinn  ausschliesslich  dem  Gute  des  Mannes  zu. 
Dafür  aber  hatte  dieser,  da  der  Bestand  des  Frauengutes  sich  nicht  mindern 
sollte,  auch  alle  Kosten  des  gemeinsamen  Haushaltes  zu  tragen,  Frau  und 
Kinder  zu  erhalten ;  während  nach  der  frühern  Gestaltung,  wie  sie  uns  ins- 
besondere im  isländischen  Recht  noch  vorliegt,  die  Frau  für  ihre  eigenen 
Bedürfnisse  und  für  den  auf  sie  entfallenden  Theilbetrag  der  Unterhalts- 
kosten der  Kinder  aus  ihrem  Vermögen  aufzukommen  hatte. 

Hatte  sich  nun  bei  Lösung  der  Ehe  das  Ehegut  vermehrt,  so  verblieb 
der  Gewinn  allerdings  ausschliesslich  auf  Seiten  des  Mannes.  Ebenso  aber 
auch  der  etwaige  Verlust,  da  das  Vermögen  des  Mannes  allein  für  die 
Schulden  haftete;  das  diesem  oder  seinen  Erben  verbleibende  Gut,  wenn 
solches  überhaupt  erübrigte,  konnte  wesentlich  geringer  sein,  als  das  Gut, 
welches  er  eingebracht  hatte.  Es  war  nur  billig,  wenn  dafür  auch  nur  ihm 
der  etwaige  Gewinn  zu  Gute  kam.  Hatte  der  Mann  allein  die  Verfügung 
über  das  gesammte  Ehegut,  hing  es  vor  allem  von  ihm  ab,  ob  sich  ein  Vor- 
schlag oder  ein  Rückschlag  ergab,  so  konnte  es  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  überaus  nahe  liegen,  dass  man  die  Abhilfe  für  die  Schwierigkeiten, 
welche  sich  aus  der  vollen  Scheidung  der  Vermögen  ergaben,  in  solcher 
Beständigkeit  des  Frauenguts  suchte,  wonach  die  Frau  zwar  keinen  Antheil 
am  etwaigen  Gewinn  mehr  hatte,  dafür  aber  auch  gegen  jeden  etwaigen 
Verlust  gesichert  war. 

Man  ist  vielfach  geneigt,  vgl.  insbesondere  Schröder  Gütern  i,  136, 
in  dieser  Gestaltung,  bei  welcher  das  Frauengut  einfach  in  seinem  Bestände 
verbleibt,  die  Errungenschaft  aber  Sache  des  Mannes  ist,  die  ursprünglichste 
des  germanischen  Rechts  zu  sehen.  Nun  ist  allerdings  der  für  dieselbe  mass- 
gebende Gesichtspunkt  ein  so  einfacher  und  naheliegender,  dass  es  an  und 
für  sich  nicht  gerade  unwahrscheinlich  sein  würde,  es  habe  sofort  mit  der 
festern  Gestaltung  der  Ehe,  welche  sich  von  blossen  eheähnlichen  Verbin- 
dungen dadurch  unterschied,  dass  sie  die  Person  der  Frau  und  ihr  Gut  für 
die  Dauer  der  Ehe  in  die  Gewalt  des  Mannes  brachte ,  sich  auch  jene  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  so  festgestellt.   Hätten  wir  Grund  zu  der  An- 
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nähme,  dass  dem  germanischen  Urrechte  die  rechte  Ehe  noch  fremd  ge- 
wesen sei,  dass  dieselbe  sich  erst  nach  der  Verzweigung  in  den  einzelnen 
Gruppen  fester  gestaltet  habe,  so  würde  die  Annahme  kaum  auf  Bedenken 
stossen,  es  hatten  sich  bei  einzelnen  Stämmen  die  ehelichen  Vermögens- 
verhältnisse von  vornherein  nach  jenem  Gesichtspunkte  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts  geordnet. 

Halten  wir  aber  an  der  doch  nächstliegenden  und,  wie  ich  denke,  leicht 
bestimmter  zu  begründenden  Annahme  fest,  dass  die  rechte  Ehe  schon  im 
germanischen  Urrechte  festere  Gestalt  gewonnen  hatte  und  damit  auch  für 
die  Weiterentwicklung  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  eine  einheit- 
liche Grundlage  geboten  sein  musste,  so  kann  das  nicht  füglich  die  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  gewesen  sein.  Denn  es  wäre  nicht  wohl  abzusehen, 
wie  sich  von  ihr  aus  die  späteren  Gestaltungen  hätten  entwickeln  sollen. 
Bereits  S  1 1 85  wurde  auf  die  Unzulässig keit  der  Annahme  hingewiesen, 
man  sei  erst  nachträglich  von  einer  so  einfachen  Regelung  aus  in  einzelnen 
Rechten  zu  der  schwerfalligen  Scheidung  der  Errungenschaft  nach  Mass- 
fcabe  der  eingebrachten  Vermögen  gelangt.  Und  kaum  zulässiger  würde  die 
Annahme  erscheinen,  man  sei  in  so  vielen  Rechten  von  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts  zu  der  auf  ganz  verschiedenem  Gesichtspunkte  beruhenden 
Gütergemeinschaft  übergegangen,  zumal  sich  wenigstens  im  westgothischen 
Recht  bestimmt  nachweisen  lässt,  wie  diese  sich  unmittelbar  auf  Grundlage 
voller  Güterscheidung  entwickelt  hat. 

1188.  Es  wird  aber  in  dieser  Richtung  noch  ein  Anderes  zu  berück- 
sichtigen sein.  Wir  finden  in  manchen  Rechten  unvollständigeDurch- 
führung  der  Beständigkeit  des  Frauenguts,  obwohl  diese  doch 
sichtlich  für  die  bezüglichen  Rechte  der  in  erster  Reihe  massgebende  Ge- 
sichtspunkt war.  Bei  der  normalen  vollständigen  Durchführung  desselben 
erhält  die  Frau  ihr  eingebrachtes  Gut  oder  dessen  Werthbetrag,  nicht  mehr, 
aber  auch  nicht  minder.  In  beiden  Richtungen  zeigen  sich  Abweichungen, 
die  sich  dann  wohl  ungezwungen  daraus  erklären  lassen ,  dass  die  frühere 
volle  Scheidung  noch  mehrfach  auf  die  neuere  Gestaltung  zurückwirkte. 

Hatte  sich  bei  der  vollen  Scheidung  im  Falle  guter  Wirthschaft  auch 
das  Vermögen  »der  Frau  gemehrt,  so  mochte  man  es  nun  für  unbillig  halten, 
dass  sie  von  einem  gemeinsamen  Gewinn ,  wie  er  doch  als  Regel  voraus- 
zusetzen war,  ganz  ausgeschlossen  sein  sollte ,  obwohl  derselbe  doch  auch 
Ertragniss  ihres  Vermögens  und  ihrer  Thätigkeit  war.  Es  findet  sich  daher 
wohl  eine  Zulage  zum  Frauengute  ausgesprochen.  In  einzelnen 
Rechten  in  unbestimmtem  Betrage,  je  nachdem  sich  die  Vermögenslage  ge- 
staltet hatte,  wobei  dann  insbesondere  die  Thätigkeit  der  Frau  in  Anschlag 
gebracht  erscheint.  So  soll  etwa  nach  dem  Rechte  von  Ischgl  und  Galtür 
S  17,  Tirol.  Weisth.  2,  191,  der  Frau  ausser  dem  Eingebrachten  an  Liegen- 
schaften und  Fahrniss:  für  erlittene  %eit  und  getreue  Haushaltung,  nach  ge- 
stalteter sacken  und  wie  gehaust  worden,  ein  Antheil  gebühren.  So  soll  nach 
Ostfries.  Landr.  2  c.  165  das  Frauengut  sich  im  allgemeinen  nicht  mindern 
noch  mehren:  dat  sy  dan  saeke,  dai  eine  frouwe  van  den  hert afschedet und 


304  XXIII.  Theilung  des  Eheguts. 

1188]  dat  gut/  is  vorbetert,  so  mach  men  der  frouwen  wo/  eine  gave  geven 
na  vermoege  und  grotheit  des  averwinst.  Festere  Gestaltung  scheint  das 
dann  aber  angenommen  zu  haben  in  der  Widerlage,  wie  wir  sie  in  den 
Rechten  der  norwegischen  Gruppe  finden  werden,  wonach  die  Frau  selbst, 
wenn  sie  überlebte,  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  noch  eine  Zulage  er- 
hielt, welche  einem  Theilbetrage,  in  der  Regel  der  Hälfte,  des  von  ihr  ein- 
gebrachten Vermögens  entsprach.  Eben  diese  Art  der  Bemessung  lässt  wohl 
keine  andere  Erklärung  zu,  als  dass  dabei  beachtet  wurde,  dass  die  den 
Erben  des  Mannes  verbleibende  Errungenschaft  zum  Theil  auf  Grundlage 
ihres  Vermögens  gemacht  war  und  ihr  daher  ein  nach  der  Grösse  ihres  Ein- 
gebrachten sich  regelnder  Antheil  gebühre. 

Es  konnte  sich  aber  weiter  umgekehrt  auch  einAbzugvomFrauen- 
gute  in  solchen  Rechten  ergeben,  in  welchen  dasselbe  wenigstens  bedingt 
für  die  ehelichen  Schulden  haftete.  Bei  streng  durchgeführter  Beständigkeit 
des  Frauenguts  sollte  dasselbe  allerdings  nicht  schwinden,  so  dass  dasselbe 
für  keinerlei  eheliche  Schulden  haftete  und  der  Anspruch  der  Frau  auf  un- 
verkürzte Herausgabe  ihres  Gutes  denen  aller  Gläubiger  vorging.  Aber  in 
manchen  Rechten  findet  sich  das  nicht  durchgeführt.  Ist  das  bei  Lösung 
der  Ehe  vorhandene  Ehegut  ansreichend,  um  alle  Ansprüche  zu  befriedigen, 
so  erhalten  allerdings  auch  die  Frau  oder  ihre  Erben  das  Frauengut  unver- 
kürzt, während  alle  Schulden  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  zu  berich- 
tigen sind.  Reicht  dieses  aber  zur  Befriedigung  der  sonstigen  Schuldner 
nicht  aus,  so  hat  die  Frauenseite  kein  Recht,  vor  diesen  befriedigt  zu  wer- 
den ;  sie  tritt  in  die  Reihe  der  andern  Schuldner,  hat  sich  einen  verhältniss- 
mässigen  Abzug  gefallen  zu  lassen ;  oder  aber  es  wird  weitergehend  das 
Frauengut  überhaupt  nur  so  weit  zurückgegeben,  als  dazu  Gut  nach  Befrie- 
digung der  andern  Schuldner  erübrigt.  Vereinzelt  findet  sich  da  auch  wohl 
die  Gestaltung  einer  Beständigkeit  nur  des  halben  Frauenguts.  Nur  die 
Hälfte  desselben  können  die  überlebende  Frau  oder  bei  ihrem  Vorversterben 
die  Kinder  unbedingt  unter  Ausschluss  aller  andern  Gläubiger  zurückver- 
langen, während  die  andere  Hälfte  für  die  vom  Manne  gemachten  Schulden 
haftet;  so  im  Berner  Oberlande  nach  den  Rechten  von  Frutigen  und  Em- 
menthal,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  9,  72.  220,  und  im  Recht  des  Chablais,  vgl. 
Wyss  Ehel.  Gütern  1 88. 

Alles  das  lässt  sich  recht  wohl  als  ein  im  Interesse  der  Gläubiger  fest- 
gehaltener Rest  einer  altern  Gestaltung  fassen,  wonach  bei  voller  Güter 
Scheidung  beide  Vermögen  für  die  Kosten  der  ehelichen  Haushaltung  und 
damit  für  die  ehelichen  Schulden  aufzukommen  hatten.  Ist  anzunehmen, 
dass  auch  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  ursprünglich  auf  Vereinbarun- 
gen für  den  Einzelfall  zurückgeht,  so  liess  sich  geltend  machen,  dass  man 
durch  solche  wohl  dem  Mann  und  seinen  Erben  gegenüber  das  Gut  der 
Frau  sichern,  nicht  aber  auch  in  die  etwaigen  spätem  Rechte  Dritter  ein- 
greifen könne.  Oder  aber  man  legte  das  ganze  Gewicht  darauf,  dass  alle 
Vermögensänderungen  Sache  des  Mannes  waren,  dass,  wenn  ein  volle  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  bestimmender  Heirathsvertrag  geschlossen  und, 
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wie  das  vielfach  üblich,  öffentlich  verkündigt  war,  sich  Niemand  beklagen 
könne,  wenn  er  das  bei  Rechtsgeschäften  mit  dem  Manne  nicht  genügend 
beachtete  und  dadurch  zu  Schaden  kam.  Es  kann  nicht  gerade  auffallen, 
wenn  wir  in  dieser  Richtung  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  bald  mit 
voller  Strenge  durchgeführt,  bald  Ausnahmen  von  derselben  zugelassen 
linden. 

1189.  Ein  Abzug  vom  Frauengute  konnte  sich  aber  auch  auf  anderm 
Wege  ergeben.  Handelte  es  sich  bei  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  da- 
rum, die  Frau  gegen  Verlust  zu  schützen,  wogegen  sie  allerdings  auch  auf 
jeden  Antheil  am  Gewinn  zu  verzichten  hatte,  so  konnte  letzteres  doch  in 
manchen  Fällen  unbillig  erscheinen,  zumal,  wenn  ihr  auf  einer  frühern 
Entwicklungsstufe  aller  durch  sie  oder  auf  Grundlage  ihres  Vermögens  ge- 
machte Gewinn  zugefallen  war.  Auf  solche  Erwägung  gehen  dann  die  ver- 
mittelnden Gestaltungen  zurück,  welche  eine  Wahl  derFrau  zwischen 
ihrem  Gute  und  A  ntheil  an  der  Errungenschaft  gestatteten,  wie 
wir  sie  in  den  Rechten  mit  Gütergemeinschaft  häufig  in  der  schon  §  962 
berührten  Gestaltung  eines  Verzichts  auf  die  Gemeinschaft  ausgesprochen 
finden.  Erfolgte  ein  solcher  Verzicht,  wie  das  wohl  überall  zulässig  war, 
schon  im  Heirathsvertrage  oder  auch,  wofür  sich  einzelne  Belege  finden 
werden,  während  der  Ehe  zu  einer  Zeit,  wo  sich  noch  nicht  übersehen  Hess, 
ob  das  Schlussergebniss  Gewinn  oder  Verlust  sein  werde,  so  lag  darin 
keine  Begünstigung  derFrau.  Dagegen  eine  sehr  wesendiche  Begünstigung, 
wenn  das  Wahlrecht  so  durchgeführt  wurde,  dass  der  Frau  erst  nach  dem 
Tode  des  Mannes  ein  solcher  Verzicht  gestattet  und  es  ihr  damit  ermög- 
licht war,  bei  guter  Wirthschaft  ihren  vollen  Theil  auch  am  Gewinngute 
zu  erhalten,  bei  schlechter  aber  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts  gegen  jeden  Verlust  durch  Anspruch  auf  ihr  gesammtes 
Eingebrachtes,  Liegenschaft  und  Fahrniss,  und  ausserdem  auf  ihren  Widum 
gesichert  zu  sein. 

Aber  nur  ganz  vereinzelt,  so  zu  Reims,  werden  wir  eine  die  Frau  so 
sehr  begünstigende  Gestaltung  finden.  Durchweg  findet  sich  da,  wo  solche 
Wahl  gestattet  ist,  die  mit  derselben  verbundene  Begünstigung  der  Frau 
dadurch  ausgeglichen,  dass  dieselbe,  wenn  sie  sich  für  ihr  Eingebrachtes 
entschied,  dasselbe  nicht  ungemindert  zurückerhielt.  In  Rechten,  in  welchen, 
wie  im  westfränkischen,  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  Gemeingut  wurde, 
ging  diese  der  Frau  bei  Verzicht  verloren.  In  rhätischen  Rechten  werden 
wir  die  Gestaltung  finden,  dass  die  Frau,  wenn  sie  sich  für  das  Eingebrachte 
entschied,  sich  doch  den  Abzug  ungedeckter  Schulden  gefallen  lassen  musste, 
bei  Entscheidung  für  die  Gemeinschaft  aber  auch  ihre  Liegenschaften  in  die 
zu  theilende  Masse  einwerfen  musste,  während  die  des  Mannes  Sondergut 
blieben,  so  dass  das  nur  bei  sehr  grossem  Gewinne  im  Interesse  der  Frau 
liegen  konnte.  Manche  Rechte  aber  gingen  da  so  weit,  dass  die  Frau  den 
Verzicht  auf  die  Gemeinschaft  mit  Aufopferung  ihres  gesammten  einge- 
brachten Guts  erkaufen  musste,   so  dass  derselbe  sie   lediglich  dagegen 
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1189]  sicherte,  nicht  auch  mit  dem,  was  sie  weiterhin  ererbte  oder  erwarb, 
noch  für  die  Schulden  der  Ehe  einstehen  zu  müssen. 

Erscheint  der  an  und  für  sich  sehr  einfache  Gesichtspunkt  der  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  doch  auch  in  solchen  Rechten,  deren  Bestimmungen 
er  im  allgemeinen  sichtlich  zu  Grunde  liegt,  vielfach  nicht  mit  voller  Strenge 
durchgeführt,  so  wird  doch  auch  das  neben  den  früher  erwähnten  Gründen 
dafür  sprechen,  dass  derselbe  schwerlich  der  ursprünglich  massgebende  des 
germanischen  Rechts  gewesen  sein  kann ;  und  manche  der  Abweichungen 
deuten  dann  bestimmter  darauf  hin ,  dass  er  sich  von  der  Grundlage  voller 
Güterscheidung  aus  ergeben  haben  dürfte. 

1190.  Den  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  dem  vollen  Auseinander- 
halten der  beiden  Vermögen  auch  bezüglich  der  wahrend  der  Ehe  sich  er- 
gebenden Aenderungen  im  Vermögensstande  honen  ergeben  müssen ,  wird 
nun  aber  in  sehr  vielen  Rechten  nicht  durch  Beständigkeit  des  Frauenguts, 
sondern  durch  eine  auf  wesendich  anderm Gesichtspunkte  beruhende  ehe- 
liche Gütergemeinschaft  begegnet.  Trifft  diese  bei  der  seltener  vor- 
kommenden vollen  Gemeinschaft  das  gesammte  Ehegut,  so  dass  ein  Son- 
dergut jedes  der  Ehegatten  Uberhaut  nicht  erübrigt,  so  handelt  es  sich  in 
der  Regel  nur  um  theil weise  Gemeinschaft,  bei  welcher  gewisse  Bestand- 
teile des  Eheguts  allerdings  Sondergut  bleiben,  andere  aber  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  die  Herkunft  und  auf  die  Grösse  der  beiderseits  eingebrachten  Ver- 
mögen als  ein  Gemeingut  der  beiden  Eheleute  betrachtet  werden ,  so  dass 
jedem  derselben  ein  bald  nach  Hälftungsrecht,  bald  nach  Drittelsrecht  be- 
messener Theilbetrag  an  demselben  zusteht,  welcher  dann  insbesondere 
auch  bei  der  Auseinandersetzung  nach  Lösung  der  Ehe  jedem  der  Ehegatten 
oder  dessen  Erben  herauszugeben  ist. 

Dabei  werden  wir  nun  für  unsere  nächsten  Zwecke  ganz  davon  ab- 
sehen können,  wie  bezüglich  des  Gemeinguts  die  Rechtsverhaltnisse 
während  der  Ehe  gestaltet  waren,  bei  denen  sich  bekanntlich  eine  grosse 
Mannichfaltigkeit  der  spätem  Rechte  ergibt,  so  dass  sie  sich  auf  die  ver- 
schiedensten Gesichtspunkte  zurückführen  lassen.  Mit  Rücksicht  auf  die 
uns  zunächst  beschäftigende  Frage  glaube  ich  mich  da  mit  einigen  Bemer- 
kungen begnügen  zuwürfen. 

Bildete  nach  unserer  Annahme  den  Ausgangspunkt  volle  Scheidung 
insbesondere  auch  der  hier  zunächst  zu  beachtenden  Errungenschaft,  sodass 
dieselbe  den  beiden  Vermögen  nach  Massgabe  ihres  Betrages  zuwuchs,  und 
wurde  das  auf  einer  spätem  Stufe  dadurch  ersetzt,  dass  man  den  Betrag  der 
Vermögen  nicht  mehr  beachtete,  sondern  jedenfalls  bei  Lösung  der  Ehe 
jedem  Theile  die  Hälfte  zusprach,  so  fehlte  jede  Veranlassung,  das  für  die 
Dauer  der  Ehe  anders  zu  fassen ;  wuchs  bisher  der  dem  Betrage  der  Ver- 
mögen entsprechende  Theilbetrag  jedem  Vermögen  zu,  so  war  es  dem  ent- 
sprechend, wenn  sich  das  in  der  Auffassung  fortsetzte,  dass  schon  während 
der  Ehe  die  eine  Hälfte  Gut  des  Mannes ,  die  andere  der  Frau  sei ;  nichts 
konnte  es  näher  legen,  jetzt  das  Ganze  als  Gut  nur  des  Mannes  oder  als  ein 
Gesammtgut  der  beiden  Eheleute  zu   fassen,  zumal  die  Haupt  Wirkung, 
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welche  wir  sonst  mit  Gesammtgutsverhaltnissen  verbunden  finden,  wonach 
das  Gesanfmtgut  dem  letztlebenden  Gesammthander  verbleibt,  hier  jeden- 
falls nicht  zutraf.  In  sehr  vielen  spatern  Rechten  findet  sich  denn  auch  aufs 
bestimmteste  ausgesprochen,  dass  das  Gemeingut  schon  wahrend  der  Ehe 
zur  Hälfte  Eigenthum  jedes  der  Ehegatten  ist.  Schon  S  711.  775  führten 
wir  Einzelbelege  an,  welche  sich  leicht  aus  Rechten  sehr  verschiedener 
Gruppen  vermehren  liessen ;  vgl.  auch  Stobbe  Privatr.  4,  1 20 ;  Fockema 
Andreae  Bijdr.  2,  63. 

Dem  steht  nicht  entgegen,  wenn  nach  vielen  Rechten  dem  Manne 
wahrend  der  Ehe  ganz  unbeschrankte  Verfügung  über  das  Gemeingut  zu- 
stand. War  auch  die  Hälfte  Eigenthum  der  Frau,  so  stand  diese,  wie  das 
übrige  Gut  der  Frau,  wahrend  der  Ehe  in  der  mehr  oder  weniger  ausge- 
dehnten Verwaltungsgewalt  des  Mannes.  Es  erklart  sich  damit,  dass  oft 
aar  ein  Recht  des  Mannes,  über  seine  Hälfte  zu  verfügen,  erwähnt  wird, 
nicht  auch  ein  entsprechendes  Recht  der  Frau,  da  diese,  wenn  auch  Eigen- 
tümerin, doch  wahrend  der  Ehe  überhaupt  nicht  eigenmächtig  verfügen 
durfte.  Je  nachdem  in  dem  betreffenden  Rechte  die  Gewalt  des  Mannes 
eine  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  war,  konnten  sich  da  sehr  verschie- 
dene Gestaltungen  ergeben,  denen  wir  nicht  weiter  nachzugehen  haben. 

Aber  mit  der  Lösung  der  Ehe  hört  jede  Gewalt  über  das  Gut  der  Frau 
auf  und  damit  auch  über  ihren  Antheil  am  Gewinngute.  Auch  wo  die  Ge- 
walt des  Mannes  bei  Verfügungen  unter  Lebenden  über  dieses  noch  so  aus- 
gedehnt war,  konnte  er  doch  für  den  Todesfall  lediglich  über  seine  Hälfte 
verfügen ;  er  konnte  allerdings  mit  dem  Gemeingute  so  wirthschaften,  dass 
bei  Lösung  der  Ehe  von  demselben  für  die  Seite  der  Frau  so  wenig  etwas 
erübrigte,  als  von  ihrem  eingebrachten  Gute ;  aber  er  durfte  keine  Verfü- 
gung für  den  Todesfall  treffen,  welche  den  Anspruch  der  Frau  auf  die 
Hälfte  des  dann  Vorhandenen  beeinträchtigte.  So  heisst  es  etwa  in  den  Ob- 
servantiae  regni  Aragonum  f.  7,  dass  der  Mann,  cum  sit  dominus  et  mini- 
strator  rerum  mobilium,  so  lange  er  gesund  ist,  nach  Belieben  Fahrniss  ver- 
Sussern  kann ;  verschenkt  er  sie  aber  so,  dass  er  sie  nicht  übergibt,  sondern 
sie  bei  sich  behalt,  so  ist  nach  Lösung  der  Ehe  die  Schenkung  nur  für  die 
Hälfte  des  Mannes  giltig.  So  hat  nach  westfränkischem  Recht,  vgl.  Loysel 
S  i2i,  der  Mann  unter  Lebenden  volle  Verfügung  Iber  Fahrniss  und  Ge- 
winngut als  Gemeingut;  aber  er  darf  von  Todeswegen  nicht  zum  Nach- 
tbeile der  Frau  darüber  verfügen:  namvivit  ut  dominus,  s'edmoritur  ut  so- 
eins,  wie  man  das  wohl  ausgedrückt  hat. 

Das  Recht  der  Frau  auf  einen  Theilbetrag  des-  Gewinngutes  kommt 
allerdings  vielfach  erst  mit  der  die  Gewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut 
beendenden  Lösung  der  Ehe  zur  Geltung  und  kann  damit  die  Auffassung 
der  sogenannten  Gemeinschaft  von  Todeswegen  naher  legen.  Aber  es 
schliesst  das  doch  keineswegs  die  Auffassung  aus,  dass  schon  wahrend  der 
Ehe  das  Gemeingut  nach  Theilbetragen  als  Eigenthum  jedes  der  Ehegatten 
betrachtet  wurde  und  das  Recht  der  Frau  wahrend  der  Ehe  nur  wegen  der 
vielfach  so  ausgedehnten  Gewalt  des  Mannes  über  ihr  gesammtes  Gut  sich 
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1190]  nicht  überall  kenntlich  macht.  Wo  gewisse  Bestandtheile  des  Ehe- 
guts nicht  etwa,  worauf  wir  zurückkommen,  als  Gesammtgut  Hern  über- 
lebenden  Ehegatten  ungetheilt  zu  Eigen  verbleiben,  sondern  nach  bestimmten 
TheilbetrSgen  auseinanderfallen,  da  wird  auch  nichts  der  Annahme  im 
Wege  stehen,  dass  sich  das  von  der  vollen  Scheidung  aus  in  der  Weise  ent- 
wickelt hat,  dass  man  schon  wahrend  der  Ehe  Gewinn  und  Verlust  auf 
beide  Vermögen  statt  nach  Massgabe  des  Betrages  dieser,  nach  einem  fest- 
stehenden, den  Unterschied  der  Vermögen  nicht  beachtenden  Theilungs- 
massstabe  vertheilt  fasste.  Nur  in  einzelnen  Rechten,  insbesondere  manchen 
rhatischen,  welche  in  erster  Reihe  Beständigkeit  des  Frauenguts  im  Auge 
haben,  es  aber  der  Frau  nach  dem  Tode  des  Mannes  gestatten ,  stau  der 
Zurücknahme  ihres  Eingebrachten  einen  gewissen  Theilbetrag  des  vorhan- 
denen Eheguts  zu  nehmen,  gibt  es  wahrend  der  Ehe  jedenfalls  noch  kein 
Gemeingut,  so  dass  wir  uns  da  allerdings  bestimmter  auf  den  Begriff  einer 
blossen  Gemeinschaft  von  Todeswegen  hingewiesen  sehen,  die  freilich  auch 
da  weniger  durch  den  Tod  des  Mannes,  als  durch  die  sich  nach  der  Grösse 
des  jetzt  vorhandenen  Guts  richtende  Entscheidung  der  Frau  begründet 
erscheint. 

1191.  Haben  wir  von  voller  Güterscheidung  auszugehen ,  so  ergibt 
sich  leicht,  wie  von  dieser  aus  die  verschiedenen  Arten  der  Güterge- 
meinschaft sich  entwickeln  konnten.  Es  müssen  dann  die  Gestaltungen 
dem  Ausgangspunkte  naher  stehen,  bei  welchen  die  Gemeinschaft  nicht  so- 
fort mit  der  Ehe,  sondern  erst  nach  Verlauf  von  Jahr  und  Tag  oder  nach 
der  Geburt  eines  Kindes  eintrat  und  bei  welchen  die  Gemeinschaft  sich  auf 
die  wenigsten  Bestandtheile  des  Eheguts  ausdehnt. 

Halten  wir  uns  zunächst  an  das  Letztere,  so  haben  wir  als  ursprüng- 
lichste Entwicklungsstufe  zweifellos  die  blosse  Errungenschaftsge- 
meinschaft zu  betrachten.  Die  Schwierigkeiten  voller  Scheidung  ergaben 
sich  daraus,  wie  schon  S  1185  betont,  dass  nicht  blos  die  eingebrachten 
Vermögen  selbst  auseinandergehalten  werden  sollten,  sondern  nach  Mass- 
gabe ihres  Betrags  auch  der  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust,  die  Er- 
rungenschaft im  weitern  Sinne  des  Worts.  Waren  dann  die  Vermögen 
nahezu  gleich,  so  lag  nichts  naher,  als  jenen  Schwierigkeiten  dadurch  zu 
entgehen,  dass  man  sich  einigte ,  bezüglich  der  Errungenschaft  von  dem 
etwaigen  Unterschiede  ganz  abzusehen,  auch  davon,  ob  Gewinn  oder  Ver- 
lust sich  zunächst  auf  Grundlage  des  einen  oder  des  andern  Vermögen  er- 
geben oder  zunächst  Ergebniss  der  Thätigkeit  des  einen  oder  des  andern 
Ehegatten  war,  und  die  Errungenschaft  nach  feststehendem  Massstabe  unter 
beide  Vermögen  aufzutheilen.  Von  der  wirklichen  oder  angenommenen 
Gleichheit  beider  Vermögen  aus  musste  sich  dann  Halftung  der  Errungen- 
schaft ergeben,  wenn  nicht  etwa,  worauf  wir  zurückkommen,  das  Eingreifen 
sonstiger  Gesichtspunkte  auf  Drittelung  führte. 

Diese  Errungenschaftsgemeinschaft  wird  zunächst  in  den  Eheverträgen 
für  den  Einzelfall  verabredet  sein ;  auch  in  Rechten,  welche  gesetzlich  noch 
an  der  Scheidung  oder  an  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  festhalten,  finden 
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wir  vielfach  ausdrücklich  die  Befugnis»  anerkannt,  sich  vor  oder  während 
der  Ehe  über  Errungenschaftsgemeinschaft  oder  auch  umfassendere  Gemein- 
schaft zu  einigen ;  wobei  dann  die  Rücksicht  auf  den  Unterschied  der  Ver- 
mögen, der  ja  auch  das  Interesse  der  Erben  der  Ehegatten  berührte ,  wohl 
noch  insofern  nachwirkt,  als  die  Gemeinschaft  nur  bei  Gleichheit  der  Ver- 
mögen gestattet  sein  oder  der  Theilungsmassstab  sich  nach  der  Grösse  der- 
selben regeln  sollte.  War  es  aber  einmal  bei  einem  Stamme  üblich  gewor- 
den, sich  in  den  Einzelfällen  über  Errungenschaftsgemeinschaft  zu  einigen, 
so  wurde  dieselbe  dann  auch  da  angenommen ,  wo  ausdrückliche  Verab- 
redungen fehlten;  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  den  Ausgang  bildende 
annähernde  Gleichheit  der  Vermögen  nicht  zutraf.  Sie  wurde  damit  zu 
einer  gesetzlichen  Gemeinschaft,  so  dass  nun  umgekehrt,  wenn  man  sie  bei 
grösserer  Ungleichheit  der  Vermögen  ausschliessen  wollte,  es  dazu  eines 
ausdrücklichen  Vertrages  bedurfte. 

Bei  dieser  blossen  Errungenschaftsgemeinschaft,  wie  wir  sie  im  spani- 
schen Recht,  aber  auch  in  manchen  andern  noch  später  finden  werden, 
werden  die  beiden  eingebrachten  Vermögen  noch  durchaus  auseinanderge- 
halten, ohne  dass  dafür  der  Unterschied  zwischen  Liegenschaften  und  Fahr- 
niss  beachtet  wurde.  Nach  Lösung  der  Ehe  erhält  jede  Seite  nicht  blos  die 
von  ihr  eingebrachten  Liegenschaften  zurück ,  sondern  auch  die  Fahrniss- 
gegenstände, so  weit  dieselben  noch  vorhanden  sind.  Aber  nicht  auch,  wie 
bei  der  Beständigkeit  des  Frauenguts ,  einen  Ersatz  für  Verbrauchtes  und 
Untergegangenes.  Was  statt  desselben  zugewachsen  und  angeschafft  war, 
gehörte  zur  Errungenschaft,  so  dass  in  dem  Antheile  an  dieser  der  Ersatz 
zu  suchen  war. 

Eine  zweite  Entwicklungsstufe  stellt  uns  dann  die  Gemeinschaft  von 
Errungenschaft  und  Fahrniss  dar,  welche  wir  kurzweg  als  Fahrnissge- 
meinschaft bezeichnen  können,  da  mit  der  Gemeinschaft  der  Fahrniss 
durchweg  auch  Gemeinschaft  der  Errungenschaft  verbunden  erscheint. 
Während  sich  in  dieser  Richtung  für  die  Liegenschaften  keine  Schwierig- 
keiten ergaben,  musste  es  zumal  nach  längerer  Dauer  der  Ehe  oft  sehr 
schwierig  sein,  mit  Sicherheit  festzustellen,  ob  einzelne  Fahrnissgegenstände 
von  dieser  oder  jener  Seite  eingebracht  oder  erst  während  der  Ehe  zuge- 
wachsen oder  erworben  waren.  Es  konnte  dem  in  naheliegender  Weise  da- 
durch begegnet  werden,  dass  man  die  gesammte  Fahrniss,  mochte  sie  ein- 
gebracht oder  errungen  sein ,  entsprechend  der  Errungenschaft  behandelte 
und  nach  demselben  Massstabe  auftheilte.  Darauf,  dass  das  eine  nachfol- 
gende Entwicklungsstufe  darstellt,  deutet  nicht  allein,  dass  manche  Rechte 
sich  überhaupt  auf  Errungenschaftsgemeinschaft  beschränkten,  sondern  ins- 
besondere auch  der  Umstand,  dass  jene  Fahrnissgemeinschaft  vielfach  nicht 
sofort,  sondern  erst  nach  Jahr  und  Tag  oder  nach  Geburt  eines  Kindes  zur 
Errungenschaftsgemeinschaft  hinzutrat. 

Dabei  kann  sich  freilich  die  Frage  aufwerfen,  ob  sich  die  Gemeinschaft 
der  Errungenschaft  und  Fahrniss  überall  erst  durch  die  Ehe  selbst  und  von 
der  Grundlage  ursprünglicher  Scheidung  und  weiter  .blosser  Gemeinschaft 
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1191]  der  Errungenschaft  aus  entwickelt  hat.  Werden  wir  auf  den  Satz 
stossen,  dass  jedes  Zusammenhausen  mehrerer  Personen  nach  Jahr  und 
Tag  Gemeinschaft  der  Errungenschaft  und  Fahrniss  zur  Folge  hat,  wenn 
dieselbe  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist,  so  könnte  es  sich  auch  in 
manchen  Rechten  um  Uebertragung  des  schon  feststehenden  Satzes  auf  das 
Zusammenhausen  der  Eheleute  gehandelt  haben.  Wir  werden  darauf,  wie 
auf  einige  abweichende  Gestaltungen  bei  Besprechung  der  bezüglichen 
Einzelrechte  eingehen. 

Eine  dritte  und  letzte  Entwicklungsstufe  stellt  dann  die  volle  Güter- 
gemeinschaft dar,  bei  der  nicht  bloss  die  Fahrniss  und  das  Gewinnland, 
sondern  auch  das  eingebrachte  Erbland  und  damit  das  gesammte  beider- 
seitige Vermögen  als  Gemeingut  behandelt  erscheint ,  welches  ohne  alle 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  nach  bestimmtem  Massstabe,  hier  durchweg 
dem  der  Halftung,  zu  theilen  ist.  Dass  wir  darin  eine  letzte  Entwicklungs- 
stufe zu  sehen  haben,  wird  eines  weitern  Beweises  nicht  bedürfen-  Wir 
wiesen  denn  auch  schon  $  753  ff.  auf  einen  Einzelfall  hin,  bei  dem  die 
spätere  Gestaltung  einzelner  Rechte  sich  am  einfachsten  durch  die  An- 
nahme erklart,  dass  die  volle  Gemeinschaft  erst  nachträglich  in  sie  Eingang 
gefunden  habe. 

1192.  Wo  die  Gütergemeinschaft  keine  gesetzliche,  sondern  dem 
Uebereinkommen  der  Parteien  überlassen  war,  da  finden  wir  keinen  fest- 
stehenden The ilungsma ssst ab;  die  Bestimmung  war  im  allgemeinen 
den  Parteien  für  den  Einzelfall  anheimgestellt.  Der  enge  Anschluss  an  die 
volle  Güterscheidung  macht  sich  denn  auch  bei  der  Gemeinschaft  wohl 
noch  darin  kenntlich,  dass  es,  wie  in  Norwegen,  üblich  blieb,  den  Antheil 
jedes  der  Eheleute  an  dem  Gemeingute  nach  der  Grösse  des  von  ihm  in 
die  Ehe  eingebrachten  Gutes  zu  bemessen,  wie  das  in  solchen  Fallen,  in 
welchen  auch  die  Rechte  Dritter  in  Frage  kommen  konnten,  wohl  aus- 
drücklich vorgeschrieben  war.  Wo  die  Gemeinschaft  zu  einer  gesetzlich 
eintretenden  geworden  war,  da  war  auch  ein  feststehender  Theilungsmass- 
stab  nicht  zu  entbehren,  der  immer  eintrat,  wenn  man  nicht  etwa  einen  ab- 
weichenden ausdrücklich  festgestellt  hatte. 

Finden  wir  dann  in  einer  grossen  Zahl  von  Rechten  die  Halftung* 
so  geht  das  zweifellos,  wie  sich  das  in  den  altern  westgothischen  Bestim- 
mungen deutlich  kenntlich  macht,  davon  aus,  dass  die  beiden  Vermögen 
als  durchschnittlich  gleich  betrachtet  werden  konnten,  dass  man  zunächst 
für  die  Falle,  wo  die  Gleichheit  wenigstens  annähernd  thatsachlich  vorhan- 
den war,  die  Halftung  der  Errungenschaft  vorschrieb,  dann  weitergehend 
aber  solche  annähernde  Gleichheit  immer  voraussetzte,  wo  dem  nicht  aus- 
drückliche anderweitige  Abmachungen  im  Wege  standen,  so  dass  schliess- 
lich ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  beiderseits  eingebrachten  Ver- 
mögen die  Errungenschaft  gehalftet  werden  sollte. 

Finden  wir  dem  gegenüber  in  vielen  Rechten  verschiedener  Gruppen 
Theilung  nach  Drittelsrecht,  so  dass  nur  ein  Drittel  vom  Gewinn 
und  Verlust  als  Sache  der  Frau ,  zwei  Drittel  als  Sache  des  Mannes  be- 
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trachtet  wurden,  so  könnte  der  Gedanke  nahe  liegen,  es  sei  das  in  entspre- 
chender Weise  davon  ausgegangen,  dass  man  durchschnittlich  das  Gut  der 
Frau  als  halb  so  gross,  wie  das  des  Mannes  betrachten  durfte.  Aber  so  lange 
es  sich  nur  um  die  Theilung  der  Errungenschaft  handelte ,  würde  dieser 
Schluss  doch  nur  dann  ein  zutreffender  sein,  wenn  es  sich  bei  der  Errun- 
genschaft immer  um  einen  Gewinn  gehandelt  haben  würde.  Wie  es  bei 
der  Beständigkeit  des  Frauenguts  keineswegs  immer  ein  Vortheil  für  den 
Mann  war,  dass  ihm  die  ganze  Errungenschaft  verblieb,  da  es  sich  bei  der- 
selben eben  so  wohl  um  einen  Rückschlag,  als  um  einen  Vorschlag  handeln 
konnte,  so  auch  hier. 

Es  griff  auch  hier  zweifellos  die  von  der  Grösse  der  beiderseits  einge- 
brachten Vermögen  ganz  unabhängige  Erwägung  ein,  dass  wegen  der  Ver- 
waltungsbefugnisse des  Mannes  Gewinn  und  Verlust  zunächst  seine  Sache 
seien.  Nur  ist  diese  Erwägung  hier  nicht  die  allein  massgebende  geworden. 
Es  wurde  beachtet,  dass  wenigstens  in  untergeordneter  Weise  auch  die 
Thatigkeit  der  Frau  in  der  gemeinsamen  Wirthschaft  wesentlichen  Einfluss 
auf  Gewinn  und  Verlust  haben  konnte,  dass  es  daher  der  Billigkeit  nicht 
entspreche,  sie  von  beiden  ganz  auszuschliessen.  Indem  man  die  beiden 
Gesichtspunkte,  welche  einerseits  bei  der  Beständigkeit  des  Frauenguts,  an  • 
dererseits  bei  der  nach  Hälften  bemessenen  Gemeinschaft  einseitig  massge- 
bend waren,  gleichzeitig  beachtete,  gelangte  man  zu  der  zwischen  beiden 
vermittelnden  Gestaltung  der  Gemeinschaft  nach  Drittelsrecht ,  welche  die 
Frau  vom  Antheil  an  Gewinn  und  Verlust  nicht  ausschloss,  ihr  aber  nur 
die  Hälfte  dessen  zusprach,  was  davon  auf  die  Seite  des  Mannes  fiel. 

So  lange  die  Gemeinschaft  sich  nur  auf  die  Errungenschaft  beschränkte, 
ergab  sich  daraus  durchschnitdich  keine  Zurücksetzung  der  Frau.  Anders 
in  den  Rechten,  in  welchen  die  Errungenschaftsgemeinschaft  sich  durch 
Fahrnissgemeinschaft  ergänzte,  nicht  blos  die  errungene,  sondern  auch  die 
eingebrachte  Fahrniss  zum  Gewinngute  gerechnet  und  dieses  trotzdem  nach 
DritteJsrecht  getheilt  wurde.  Dann  erhielt  allerdings  auch  in  Fällen,  in 
welchen  von  beiden  Seiten  gleichviel  Fahrniss  eingebracht  war  und  diese 
sich  weder  gemehrt  noch  gemindert  hatte,  der  Mann  zwei  Drittel;  während 
auch  in  Rechten,  welche  im  allgemeinen  von  der  Beständigkeit  des  Frauen- 
guts ausgingen,  aber  die  gesammte  eingebrachte  Fahrniss  zusammenlegten, 
diese  wohl  gleich  der  Errungenschaft  ausschliesslich  dem  Manne  zuge- 
sprochen wird.  Wir  werden  in  anderer  Verbindung  darauf  zurückkommen 
und  das  daraus  zu  erklären  suchen,  dass  man  in  manchen  Rechen  die  ein- 
gebrachte Fahrniss  mit  der  errungenen  zusammenwarf  und  sie  dann  so  be- 
handelte, wie  das  schon  früher  bei  der  Errungenschaft  überhaupt  üblich  ge- 
wesen war.  Haben  wir  in  der  Errungenschaftsgemeinschaft  zweifellos  die 
ursprünglichste  Gestaltung  des  ganzen  Verhältnisses  zu  sehen,  so  kann  es 
für  die  ursprüngliche  Auffassung  desselben  auch  nicht  ins  Gewicht  fallen, 
wenn  sich  nachträglich  durch  die  Gleichbehandlung  der  eingebrachten  Fahr- 
niss mit  der  errungenen  in  den  Rechten  mit  Dritteistheilung  eine  gewisse 
Bevorzugung  des  Mannes  ergab. 
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1192]  Dafür  aber,  dass  das  beachtet  wurde,  spricht  doch  der  Umstand,  dass 
sich  durchweg  nur  in  hölftenden  und  damit  Mann  und  Frau  gleichstellen- 
den Rechten  die  Weiterentwicklung  zu  voller,  auch  das  Erbland  einschlies- 
sender  Gemeinschaft  ergibt,  während  man  in  den  Rechten  mit  Dritteistheilung 
nicht  über  Fahrnissgemeinschaft  hinausging;  es  ist  ein,  so  weit  ich  sehe, 
ganz  vereinzelter  Fall,  wenn  in  Siebenbürgen,  vgl.  $513,  sich  volle  Gemein- 
schaft unter  Festhalten  von  Drittelsrecht  entwickelt  hat. 

1193.  Wenn  sich  keine  Anstände  bieten,  die  Beständigkeit  des  Frauen- 
guts, wie  die  eheliche  Gütergemeinschaft  von  der  Grundlage  voller  Scheidung 
aus  entwickelt  zu  fassen,  so  scheinen  sich  da  Schwierigkeiten  zu  ergeben 
bei  einer  dritten  Gestaltung,  wie  wir  sie  in  den  Verfangenschaftsrechten  finden, 
indem  die  Fahrniss,  vereinzelt  auch  das  gesammteGut  nicht  als  Gemeingut, 
sondern  alseinehelichesGesammtgut  erscheinen,  da  sie  nach  Lösung 
der  Ehe  nicht  nach  bestimmtem  Massstabe  getheilt  werden,  sondern  unge- 
teilt dem  Letztlebenden  und  dessen  Erben  verbleiben.  Die  Grundlage  dafür 
möchte  ich  darin  sehen,  dass  zwar  im  allgemeinen  volle  Scheidung  der  Ver- 
mögen als  Ausgang  anzunehmen  ist,  dass  aber  bei  der  Uebereinstimmung 
von  Rechten  der  verschiedensten  Gruppen  da  schon  das  noch  unverzweigte 
germanische  Urrecht  eine  Ausnahme  gekannt  haben  muss,  indem  gewisse 
Gegenstande  des  gemeinsamen  Gebrauchs,  zunächst  Bett,  Tisch  und  Sessel, 
als  Gesammtgut  der  beiden  Eheleute  betrachtet  wurden,  welches  ohne  Rück- 
sicht darauf,  von  welcher  Seite  es  eingebracht  war,  dem  Ueberlebenden  ver- 
bleiben sollte  und  demnach  beim  Bruch  der  Ehe  von  diesem  bei  der  Thei- 
lung als  ehelicher  Voraus  zu  nehmen  war. 

Dieser  ältere  Voraus  konnte  sich  mit  dem  Eingreifen  der  Fahrnissge- 
meinschaft verlieren,  so  dass  alle  Fahrniss  als  Gemeingut  zur  Theilung  ge- 
bracht wurde,  so  weit  sich  nicht  eben  auf  Grundlage  der  Fahrnissgemein- 
schaft  ein  anderartiger  Voraus  des  Ueberlebenden  an  Gegenständen  seines 
persönlichen  Gebrauchs  entwickelt  hatte,  den  wir  als  neuern  Voraus  be- 
zeichnen werden.  Jener  ältere  Voraus  konnte  sich  aber  auch  weiter  aus- 
dehnen und  sich  damit  mit  der  Zeit  die  Auffassung  feststellen,  dass  die  ge- 
sammte  vorhandene  Fahrniss  Gesammtgut  der  beiden  Eheleute  sei,  welches 
nach  dem  Bruche  der  Ehe ,  mochte  dieselbe  eine  beerbte  oder  unbeerbte 
sein,  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen  verblieb.  Und  das  konnte  dann  in  man- 
chen dieser  Rechte  schliesslich  sich  dahin  ausdehnen,  dass  wenigstens  bei 
unbeerbter  Ehe  das  gesammte  Ehegut,  auch  die  Liegenschaften,  dem  Ueber- 
lebenden nicht,  wie  in  den  meisten  Verfangenschaftsrechten,  zu  blosser 
Zucht,  sondern  zu  Eigen  verblieb.  Sollten  sich  diese  Annahmen ,  wie  ich 
das  bei  Besprechung  des  ehelichen  Voraus  versuchen  werde,  bestimmter 
begründen  lassen,  so  würde  auch  der  Ableitung  der  Verfangenschaftsrechten 
in  welchen  sich  der  Gesichtspunkt  eines  ehelichen  Gesammtgutes  so  stark 
gehend  macht,  aus  voller,  nur  durch  einen  unbedeutenden  Voraus  abge- 
schwächter Scheidung  der  Güter  nichts  im  Wege  stehen. 

Habe  ich  zunächst  in  Kürze  die  Gründe  dargelegt,  welche  mich  zu 
der  Ansicht  führten,  dass  keiner  der  andern  Gesichtspunkte,  nach  welchen 
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in  den  spätem  Rechten  die  ehelichen  Vermögensverhältnisse  geregelt  er- 
scheinen, der  für  das  noch  unverzweigte  germanische  Urrecht  massgebende 
gewesen  sein,  und  nur  die  volle  Güterscheidung  den  Ausgangspunkt  ge- 
bildet haben  könne,  weil  nur  aus  ihr  sich  alle  andern  Gestaltungen  unge- 
zwungen ableiten  lassen,  so  gehe  ich  zur  Besprechung  von  Einzelrechten 
über,  um  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  Bestimmungen  derselben  sich  dem  an- 
genommenen Ausgangspunkte  fügen  und  für  die  angenommene  Entwick- 
lung bestimmtere  Belege  bieten.  Gehe  ich  dabei  auf  diese  Verhältnisse  viel- 
fach weiter  ein,  als  das  jener  nächste  Zweck  erfordern  würde,  und  fasse  ich 
dabei  insbesondere  die  Rechte  der  ostgermanischen  Gruppe  ins  Auge,  so 
war  dafür,  wie  schon  S  1181  angedeutet,  zunächst  der  Umstand  massge- 
bend, dass  die  Art  der  Theilung  des  Ehegutes  in  den  Einzelrechten  viel- 
fach sehr  bestimmte  Belege  für  meine  Annahmen  über  die  Abgränzung  und 
Verzweigung  der  ostgermanischen  Gruppe  zu  bieten  scheint. 


x.  Gothisch-spanisches  Recht. 

1194.  Wir  glaubten  als  gemeinsamen  Ausgangspunkt  für  die  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  dievolleGüterscheidung  betrachten  zu  dürfen, 
wonach  trotz  der  Ehe  kein  gemeinsames  Ehegut,  sondern  nur  Gut  jedes  der 
Eheleute  vorhanden  war,  so  dass  gemeinsame  Ausgaben  aus  beiden  Ver- 
mögen zu  machen  waren,  Gewinn,  der  nur  von  dem  einen  Theil  oder  auf 
Grundlage  des  Gutes  desselben  gemacht  wurde ,  auch  nur  dem  Vermögen 
desselben  zuwächst,  gemeinsam  oder  auf  Grundlage  der  beiden  Vermögen 
Erworbenes  nach  dem  Betrage  der  eingebrachten  Vermögen  aufgetheilt 
wird,  während  dasselbe  dann  auch  für  den  etwaigen  Verlust  massgebend 
ist  Es  ist  daher  von  besonderer  Bedeutung,  dass  wenigstens  in  einer  der 
ältesten  germanischen  Rechtsaufzeichnungen,  im  westgothischen  Ge- 
setzbuche, solche  Güterscheidung  noch  als  geltendes  Recht  erscheint. 

In  dem  Gesetze  Receswinds  4,  2 1. 1 6  heisst  es :  Dum  cuiuscumque  dig- 
nitaiis  auf  mediocritatis  mar iti  persona  uxori  fuerit  nobiliter  adque  conpe- 
tenier  adiuncta,  et  pariter  viventes  aliquid  augmentaver int  vel  in  quibuscum- 
que  rebus  quippiam  profligasse  visi  fiter  int >  adque  proveniat,  ut  unus  ex  his 
maioris  rei  et  facultatis  dominus  sit,  de  omnibus  augmentis  et  profligationi- 
bus  pariter  conquisitis  tantam  partem  unusquisque  obtineat,  quantum  eins 
facultatem  fuisse  omnis  sibi  debita  vel  habita  possessio  manifestat;  jeden- 
falls soll  bei  grösserer  Ungleichheit  der  Vermögen  danach  das  bemessen 
werden,  was  der  Ueberlebende  zu  beanspruchen  hat,  es  sei  denn,  dass  in 
für  beide  gefertigten  Urkunden  anderes  bestimmt  ist ;  auch  bleibt  das,  was 
der  Mann  im  Kriege  erbeutete  oder  vom  Könige,  Patron  oder  Anderen  ge- 
schenkt erhielt,  sein  Eigengut,  wie  das  entsprechend  von  Schenkungen  an 
die  Frau  gilt;  vgl.  auch  5,  2  1.  3.  Dieselbe  Auffassung  ergibt  sich  schon 
im  Cod.  Euric  323,  von  Receswind  als  4,  2  1.  15  wiederholt.  Wenn  der 
Mann  mit  Unfreien  seiner  Frau  etwas  erwirbt  oder  mit  ihnen  Kriegsbeute 
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1194]  macht,  so  verbleibt  das  nur  dem  Manne,  da  dieser,  wie  über  die  Frau, 
auch  über  ihre  Knechte  Gewalt  hat  und  auf  Kriegszügen  für  ihre  Missethaten 
einzustehen  hat,  so  dass,  wie  der  Gewinn,  ihn  auch  der  Schaden  trifft.  Da 
handelt  es  sich  sichtlich  um  eine  Ausnahme,  die  der  besondern  Begrün- 
dung bedarf;  als  Regel  ist  zweifellos  vorausgesetzt ,  dass  die  Knechte  der 
Frau  zunächst  auf  deren  Geheiss  zu  arbeiten  haben  und  dass  die  Früchte 
ihrer  Arbeit  nur  dem  Vermögen  der  Frau  zuwachsen. 

Es  ist  erklärlich,  wenn  man  sich  nicht  entschliessen  mochte,  in  diesen 
Bestimmungen  des  Gesetzbuches  altgothisches  Recht  zu  sehen  und  es  für 
die  Einsicht  in  die  Entwicklung  der  bezüglichen  germanischen  Verhältnisse 
in  Rechnung  zu  bringen.  Denn  weder  entspricht  es  den  für  die  grosse 
Mehrzahl  der  germanischen  Rechte  massgebenden  Gesichtspunkten,  noch 
haben  sich  im  spateren  spanischen  Rechte  selbst  irgendwelche  Reste  solcher 
vollen  Güterscheidung  erhalten.  Man  hat  in  der  Theilung  der  Errungen  - 
schaft  nach  Massgabe  der  eingebrachten  Vermögen  wohl  ein  Ergebniss  vor- 
geschrittener Abstraction ,  eine  Neuerung  Receswinds  sehen  wollen;  vgl 
Schröder  Güten*.  1,  135.  Oder  man  hat  für  das  Güterrecht  des  Gesetz- 
buches an  die  Gütertrennung  des  damaligen  römischen  Rechtes  anzu- 
knüpfen gesucht,  womit  sich  aber  gerade  jene  Theilung  nicht  erklären 
würde;  vgl.  Dahn  Westgoth.  Studien  123.  Nun  habe  ich  aber  S  11 84  ff. 
nicht  allein  auf  allgemeinere  Erwägungen  hingewiesen,  welche  es  an  und 
für  sich  wahrscheinlich  machen,  dass  solche  Scheidung  den  Ausgangs- 
punkt für  das  gesammte  eheliche  Güterrecht  bildete,  sondern  auch  betont, 
dass  jene  ältesten  westgothischen  Bestimmungen  keineswegs  vereinzelt 
stehen,  dass  ihnen  insbesondere  noch  das  spätere  isländische  Recht  genau 
entspricht,  andere  Rechte  wenigstens  Reste  zeigen ,  welche  das  Ausgehen 
von  solcher  Gestaltung  kaum  bezweifeln  lassen.  Und  lässt  sich  dann  gerade 
im  Anschlüsse  an  die  Bestimmungen  des  westgothischen  Gesetzbuches  selbst 
genauer  nachweisen ,  wie  der  Uebergang  von  voller  Güterscheidung  zur 
Gemeinschaft  des  spätem  spanischen  Rechts  erfolgte,  so  haben  wir  um  so 
weniger  zu  bezweifeln,  dass  jene  Bestimmungen  auf  althergebrachtem  go- 
thischen  Rechte  beruhen. 

1195.  Dass  mit  der  vollen  Güterscheidung  dennoch  sehr  ausgedehnte 
Verwaltungsbefugnisse  des  Mannes  bezüglich  des  Frauen- 
guts verbunden  sein  konnten,  zeigt  uns  das  isländische  Recht.  Im  west- 
gothischen Gesetzbuche  machen  sich  solche  sowenig  geltend,  dass  bezwei- 
felt werden  konnte,  ob  hier  das  Gut  der  Frau  überhaupt  unter  Verwaltung 
des  Mannes  stand,  wie  denn  die  ganze  Stellung  der  Frau  hier,  wohl  unter 
dem  Einflüsse  römischrechtlicher  Gesichtspunkte,  als  eine  ungebundenere 
erscheint,  als  in  andern  germanischen  Rechten;  vgl.  Dahn  St.  57.  124.  Be- 
fugnisse des  Mannes  bezüglich  des  Frauenguts  werden  fast  nur  in  der  schon 
bespiochenen  Angabe  4,  2  L  15  erwähnt,  wo  es  heisst:  vir,  qui  uxoretn 
suam  seeundum  sanetam  scripturatn  habet  in  potestate,  similiter  et  in  ser- 
vis  eins  potestatem  habebit 
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Aber  ich  bezweifle  nicht,  dass  schon  nach  altgothischem  Recht  wäh- 
rend der  Ehe  die  Befugnisse  des  Mannes  bezüglich  des  Frauenguts  wesent- 
lich auf  derselben  Grundlage  beruhten,  wie  in  andern  germanischen  Rechten. 
Denn  die  ausführlichen  Bestimmungen  darüber,  wie  sie  sich  insbesondere 
im  Fuero  viejo  5,  1  1.  7  —  12  finden ,  womit  einzelne  Angaben  im  Fuero 
real  3,  1 8  1.  5 ;  20  L  1 3,  dann  in  den  örtlichen  Fueros,  vgl.  Marina  Ensayo 
224,  übereinstimmen,  schliessen  sich  so  genau  andern  germanischen  Rechten 
an,  dass  nicht  wohl  daran  zu  denken  ist,  dass  sie  das  Ergebniss  einer  sich 
erst  nachtraglich  in  Spanien  selbst  vollziehenden  Entwicklung  sein  könnten. 
Und  sind  die  Befugnisse  des  Mannes  wohl  weniger  weitgehende,  als  in 
manchen  andern  Rechten,  wenn  auch  auf  ganz  denselben  Grundlagen  be- 
ruhende, so  liegt  der  Schluss  nahe,  dass  sie  auch  in  diesen  ursprünglich 
nicht  weitergehende  gewesen  sein  werden. 

Danach  hatte  die  Frau  allerdings  während  der  Ehe  ohne  Zustimmung 
des  Mannes  keinerlei  Verfügungsrecht  über  ihr  Sondervermögen ,  welches 
noch  spater  ausser  den  Liegenschaften  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  um- 
fasste.  Verkauft  oder  verpfändet  sie  davon  eigenmächtig,  so  ist  das  nichtig. 
Ist  sie  nicht  Verkaufsfrau,  entsprechend  der  auch  in  andern  Rechten  aner- 
kannten Ausnahme,  so  hat  der  Mann  keine  von  ihr  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten, welche  den  Betrag  von  fünf  Sueldos  oder  einem  Maravedi 
übersteigen,  anzuerkennen;  erst  nach  dem  Tode  des  Mannes  kann  der 
Gläubiger  Befriedigung  von  der  Frau  oder  deren  Erben  fordern.  Eigen- 
mächtig von  ihr  eingegangene  Bürgschaften  sind  ungiltig,  so  dass  auch  ihr 
eigenes  Gut  nicht  dafür  haftet.  Ueber  gemeinsam  Errungenes  verfügt  der 
Mann;  dieser  kann  das  mit  ihr  Erworbene  wieder  verkaufen,  ohne  dass  der 
Frau  ein  Einspruch  zusteht. 

Dagegen  findet  sich  nun  mit  besonderer  Bestimmtheit  darauf  gehalten, 
dass  die  Gewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut  sich  auf  die  Dauer  der 
Ehe  beschränkt  und  dass  er  auch  während  derselben  nichts  thun  darf,  was 
dasselbe  über  dieselbe  hinaus  mindert  oder  belastet.  Der  Mann  soll  ohne 
Zustimmung  der  Frau  kein  Sondergut  derselben ,  sei  es  Liegenschaft  oder 
Fahrniss,  veräussern.  Thut  er  es  dennoch,  so  hat  sie  allerdings,  wie  das 
ganz  ebenso  häufig  in  andern  Rechten  gesagt  ist ,  vgl.  etwa  $  1 1 06 ,  kein 
Klagrecht  gegen  den  Mann  selbst,  so  lange  sie  in  dessen  Gewalt  steht;  aber 
nach  dessen  Tode  können  sie  oder  ihre  Erben  das  Veräusserte  vom  Er- 
werber zurückverlangen,  ohne  dass  dieser  durch  die  Gewere  von  Jahr  und 
Tag  geschützt  wäre.  Verkauft  der  Mann  mit  ihrer  Zustimmung,  so  soll  der 
Erlös  ihrem  Sondergute  zuwachsen.  Nur  für  solche  Verbindlichkeiten, 
welche  der  Mann  zum  Nutzen  der  gemeinsamen  Wirthschaft  eingegangen 
ist  und  von  denen  er  das  erweist,  haftet  die  Frau  für  den  auf  sie  entfallen- 
den Theil,  nicht  für  andere  Schulden  des  Mannes,  wie  auch  für  Bürg- 
schaften, welche  der  Mann  ohne  ihre  Zustimmung  übernommen,  weder  sie, 
noch  ihre  Erben  haftbar  sind. 

Die  Beschränkungen,  welchen  die  Ehefrau  unterliegt,  hängen  mit 
einer  Geschlechtsvormundschaft  in  keiner  Weise  zusammen ;  wie 
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1195]  sich  von  einer  solchen  im  westgothischen  Gesetzbuche  keine  Spur 
zeigt,  vergl.  Dahn  St.  57,  so  ist  sie  auch  dem  spätem  spanischen  Recht 
ebenso  fremd,  wie  ich  das  $  890  für  das  frankische  Recht  annahm.  Ent- 
sprechenden Beschränkungen,  wie  die  Ehefrau ,  unterliegt  allerdings  auch, 
wie  dasFuero  von  Sepülveda,  Marina  Ens.  224,  bemerkt,  die  Tochter,  wenn 
sie  unverheirathet  oder  auch  als  Wittwe  im  Hause  der  Eltern  lebt.  Wie  das 
aber  dort  auf  die  eheherrliche,  so  ist  das  hier  auf  die  elterliche  Gewalt  zu- 
rückzuführen. Wo  diese,  oder  auch  die  Altersvormundschaft,  nicht  ein- 
greifen, erscheint  das  Weib  unabhängig;  auch  nach  der  Lex  3, 4 1.  2  schliesst 
die  Mulier:  que  in  suo  consistat  arbitrio,  den  Verlobungsvertrag  für  sich 
selbst.  Das  Weib  als  solches  erscheint  so  wenig  ungeeignet  zur  Vermögens- 
verwaltung, dass  nach  dem  Tode  des  Vaters  alle  Befugnisse  der  väterlichen 
Gewalt  auf  die  Mutter  übergehen.  Nicht  minder  bezeichnend  heisst  es  von 
der  Ehefrau  in  den  Observantiae  regni  Arag.  f.  1 8 :  Viro  absetzte  uxor  ad- 
ministrat  et  tenet  et  regit  bona  viri,  wenn  dieser  nicht  ausdrücklich  einen 
andern  Procurator  bestellte. 

Gehören  die  erwähnten  bestimmteren  Belege  für  die  Verwaltungsbe- 
fugniss  des  Mannes  erst  einer  Zeit  an,  in  welcher  die  volle  Güterscheidung 
durch  Errungenschaftsgemeinschaft  ersetzt  war,  so  ergibt  sich  doch  leicht, 
dass  sie  auch  bei  jener  schon  ganz  entsprechend  gestaltet  sein  konnte,  wie 
das  die  genaueren  Angaben,  die  uns  da  für  das  isländische  Recht  vorliegen, 
bestätigen.  Und  auch  jene  Bestimmungen  deuten  doch  noch  mehrfach 
darauf  hin,  dass  sie  sich  nicht  auf  Grundlage  voller  Errungenschaftsgemein- 
schaft ergeben  haben ,  dass  insbesondere  die  Schulden  doch  nur  dann  in 
diese  fielen,  wenn  sie  von  dem  verwaltenden  Manne  mit  der  Frau  gemein- 
sam gemacht  waren  oder  derselbe  wenigstens  erwies,  dass  er  sie  des  ge- 
meinsamen Nutzens  wegen  eingegangen  war. 

1196*  Ist  in  der  Lex  der  in  erster  Reihe  massgebende  Gesichtspunkt 
noch  der  der  vollen  Güterscheidung,  so  macht  sich  doch  auch  in  ihr  bereits 
derUebergang  zu  gesetzlicher Erru ngenschaftsgemeinschaft 
kenntlich.  Allerdings  ist  in  dem  besprochenen  Gesetze  Receswinds  4,  2  1. 
16  zunächst  aufTheilung  der  Errungenschaft  nach  Massgabe  der  Vermögen 
hingewiesen.  Während  aber  in  Island  bei  annähernder  Gleichheit  der  Ver- 
mögen die  Gemeinschaft  nur  gestattet  war,  wurde  sie  wenigstens  in  diesem 
Falle  nach  dem  westgothischen  Gesetzbuche  schon  verlangt.  Jene  Theüung 
nach  dem  Massstabe  des  Vermögens  wird  nur  vorgeschrieben :  si  evidenter 
unius  facultas  alter ius possibilitatem  transgredi  videatur;  dagegen:  ita  ut> 
si  equalis  habundantic  domini  sunt,  pro  parois  rebus  contentionis  intempe- 
rantia  non  adsumant,  quia  difficile  est,  ut  in  tanta  equitate  facultas  eorum 
possit  equariy  ne  in  quocumque  videatur  una  pars  alter i  superesse.  Es  trat 
dann  also  Hälftung  ein. 

Nun  ist  wohl  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  bei  dieser  Vorschrift 
der  Errungenschaftsgemeinschaft  bei  nicht  zu  weitgehendem  Unterschiede 
und  insbesondere  auch  der  Bemessung  nach  Hälften  nicht  um  eine 
Neuerung  Receswinds  handelte,  dass  dieselbe  wenigstens  längst  der  Sine 
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entsprach;  die  hier  noch  bedingt  ausgesprochene  Gemeinschaft  nach  Hälften 
würde  andernfalls  später  schwerlich  so  ausnahmslos  im  ganzen  spanischen 
Rechtsgebiete  anerkannt  worden  sein.  Um  dem  schwerfälligen  und  leicht 
zu  Streitigkeiten  Anlass  gebenden  Auseinanderhalten  der  Errungenschaft 
zu  entgehen,  wird  es  Sitte  geworden  sein,  in  den  Eheberedungen  sieb 
zunächst  für  den  Einzelfall  darüber  zu  einigen,  dass  der  Frau  ohne  Rück- 
sicht auf  ihr  etwas  grösseres  oder  kleineres  Vermögen  die  Hälfte  der  Er- 
rungenschaft zuzusichern  sei.  Das  mag  noch  nachwirken,  wenn  in  Zeiten,, 
in  welchen  zweifellos  der  Anspruch  der  Frau  bereits  allgemein  auch  ohne 
ausdrückliches  Versprechen  anerkannt  gewesen  sein  würde,  ihr  wohl  noch 
in  den  Dotirungsurkunden  die  Hälftung  ausdrücklich  zugesichert  wird;  vgl. 
etwa  Escalona  Hist.  de  Sahagun  451  von  1034,  Portug.  Mon.  Dipl.  1,213. 
456  von  1046  und  1091. 

Was  gewiss  bereits  allgemein  verbreiteter  Sitte  entsprach,  machte  Re- 
ceswind  zunächst  für  den  Fall  annähernder  Gleichheit  der  Vermögen  zum 
Gesetz.  Und  ist  da  ein  bestimmterer  Massstab  für  den  Fall  der  Annäherung 
nicht  vorgesehen,  so  kann  es  um  so  weniger  befremden,  wenn  man  bei  der 
Weiterentwicklung  von  der  Bedingung  ganz  absah  und  die  Hälftung  ohne 
alle  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  Vermögen  gesetzlich  eintreten  Hess.  Und 
es  konnte  das  um  so  näher  liegen,  als  für  den  Fall  sehr  grosser  Ungleich- 
heit es  immerhin  noch  möglich  war,  für  den  Einzelfall  sich  in  der  Ehebe- 
redung  über  abweichende  Bestimmungen  zu  einigen.  Kaum  in  einem  an- 
dern Punkte  zeigt  das  spätere  spanische  Recht  so  einheitliche  Gestaltung, 
als  in  der  Behandlung  der  Errungenschaft  als  Gemeingut  und  in  der  Auf- 
teilung desselben  nach  Hälften.  Es  scheint  eine  ganz  vereinzelte  Ausnahme 
zu  sein,  wenn  bis  1801,  vgl.  Novisima  Recopilacion  10,  4  1. 1 3,  zuCordova 
die  Frauen  keinen  Antheil  an  der  Errungenschaft  hatten. 

Ausdrücklich  vorgeschrieben  ist  die  Hälftung  in  einem  sichtlich  auf 
kirchlichen  Einfluss  zurückgehenden  Zusatz  zu  L.  Visig.  4,  2  1.  11,  vgl. 
Walter  Corp.  jur.  Germ.  1 ,  495,  der  zwar  nach  gütiger  Mittheilung  von 
Zeumer  keiner  der  altern  Gestalten  der  Lex,  aber  jedenfalls  nach  dem  Alter 
der  einzigen  Handschrift,  in  der  er  sich  findet,  dem  zehnten  Jahrhundert 
angehört.  Wie  dieselbe  dann  überall  in  den  örtlichen  Fueros  betont  wird, 
vgl  Marina  Ens.  242,  so  auch  in  den  allgemeinen  Rechtsbüchern.  Nach 
dem  Fuero  viejo  5,  1  $  1  nimmt  die  überlebende  Frau  die  von  ihr  einge- 
brachte Fahrniss  und  la  meitat  de  todas  las  ganancias,  que  ganaren  en  uno- 
Im  Fuero  real  3,  3  L  1  ff.  ist  die  Hälftung  der  Errungenschaft  bestimmt,  und 
zweifellos  mit  Rücksicht  auf  die  abweichende  Vorschrift  der  Lex  ausdrück- 
lich ausgesprochen,  dass,  obwohl  das  Vermögen  des  einen  Ehegatten  grösser 
ist,  ab  das  des  andern:  los frutos  sean  comunales  de  atnbos  ä  dos ;  selbst 
die  Kriegsbeute  des  Mannes  ist  Gemeingut,  wenn  er  nicht  im  Solde  des 
Königs,  sondern  auf  seine  und  seiner  Frau  Kosten  auszog.  Und  in  den 
Leyes  del  Estilo  L  203  ist  gesagt,  dass  zwar  das  Recht  verlange,  dass  Alles, 
wovon  die  Frau  nicht  nachweist,  dass  es  ihr  gehöre ,  als  Gut  des  Mannes 
betrachtet  werde:  pero  la  costumbre  guardada  es  en  contrario,  que  los 
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1196]  bienes  que  han  marido  y  muger,  que  son  de  ambos  por  medio,  salvo 
Jos  que  probdre  cada  uno  que  son  suyos  apartadamente.  Entsprechend  gilt 
im  Droit  coutumier,  vgl.  Loysel  $  222,  der  Satz,  dass  alles  ab  Acquet  be- 
trachtet wird,  so  lange  es  nicht  als  Propre  erwiesen.  Um  diesen  Beweis  zu 
sichern  soll  nach  dem  Especulo  4,  12  1.  39,  Cod.  Espanoles  6,  121,  in  der 
Dotirungsurkunde  auch  Alles  aufgezählt  werden,  was  der  Mann  und  die 
Frau  von  Fahrniss  und  Liegenschaften  am  Tage  der  Hochzeit  besitzen: 
porque  se  alguno  dellos  moriere,  mos  ciertamiente  puedan  saber  sus  here- 
deros  quanto  deve  aver  cada  uno  en  las  ganancias. 

Wie  in  Castilien,  ist  die  Httlftung  auch  in  Aragon  anerkannt;  vgl. 
Fueros  de  Aragon  f.  123.  Ebenso  in  Navarra;  so  behalt  nach  den  Fueros 
von  Estella  und  S.  Sebastian,  YanguasDicc.  1,  438,  Llorente  Not.  4,  250, 
die  sich  wiederverheirathende  Wittwe  ihr  Erbgut;  aber:  debet  partire  to- 
tum  quantum  examplavit  cum  suo  marito  primo  cumfiliis  averc  et  honore 
per  medietatem.  Nach  dem  Fuero  von  Vizcaja  20  1.  1  erhält  der  Ueberle- 
bende  das  Eingebrachte  con  la  mytad  de  los  mejoramientos  y  multiplicado 
costante  matritnonio.  Erst  nördlich  der  Pyrenäen  ergibt  sich  wohl  eine  Ab- 
weichung. So  erhalt  nach  der  Coutume  von  Sole  24  $  18,  Cout.  ge'n.  4, 
992,  der  überlebende  Mann  die  Hälfte,  die  überlebende  Frau  aber  nur  ein 
Drittel  der  Errungenschaft. 

Besonders  bezeichnend  ist  es  dann,  dass  sich  auch  wohl  Ausdeh- 
nung auf  aussereheliche  Verbindungen  ergibt.  Betonten  wir 
$  1 1 84,  dass  allerdings  bei  solchen  die  Theilung  nach  Massgabe  des  Ver- 
mögens besonders  nahe  lag,  so  ist  es  doch  immerhin  möglich,  dass  in  Fällen, 
wo  solche  Verbindungen  lange  Zeit  oder  bis  zum  Tode  des  einen  Theils 
dauerten,  die  Errungenschaft  schon  in  ältester  Zeit  nach  dem  auch  für  Ehe- 
frauen geltenden  festen  Massstabe  getheilt  wurde.  Nach  norwegischem 
Recht,  vgl.  Olivecrona  Pre'cis  105,  trat,  wenn  der  Mann  zwanzig  Jahre  offen- 
kundig mit  derFriedel  gelebt  hatte,  ebenso,  wie  bei  der  Ehefrau,  gesetzliche 
Gemeinschaft  ein,  an  welcher  die  Friedel,  wie  die  Ehefrau,  mit  einem 
Drittel  betheiligt  war.  Man  sieht,  wie  die  Gestaltung  der  Vermögensver- 
hältnisse sich  da  weniger  an  die  Ehe  als  solche,  als  an  das  Zusammenhausen 
anknüpft.  Dem  entspricht  es,  wenn  auch  in  Spanien  bei  entsprechenden 
Angaben  der  Barragana  ebenso,  wie  der  Ehefrau,  die  Hälfte  zugesprochen 
wird.  So  in  den  Fueros  von  Zamora  und  Plasencia,  Marina  Ensayo  206: 
La  bar  rag ana  si  probada  fuere  fiel  d  su  sennor  e  buena,  berede  la  meatad 
que  amos  in  uno  ganaren  en  muebles  4  en  rai^  Und  in  den  Costumes  de 
Alfaietes,  Portug.  Mon.  L.  1,  843,  erscheint  das  ausdrücklich  auf  ihre  Ver- 
wandten ausgedehnt:  Nullus  homo,  qui  con  mnlier  fuerit,  et  per  aveniura 
non  sedeant  vclados,  ille  aver,  qui  in  uno  ganarent  ambos ,  habeat  illa  sua 
medietate  aut  suos  parentes^  si  illa  obierit  attt  ille.  Es  zeigt  das  doch  deut- 
lich, wie  man  da,  wo  überhaupt  Gemeingut  angenommen  wurde,  nur  vom 
gleichen  Rechte  des  Weibes  ausging. 

Ist  in  der  Regel  nur  vom  gemeinsamen  Gewinn  die  Rede,  so  waren 
zweifellos  die  gemeinsamen  Schulden  ebenso  zu  hälften.  Wie  schon  das 
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Gesetz  Receswinds,  vgl.  $  1 194,  nicht  blos  die  Augmenta,  sondern  ebenso 
die  Profligationes  im  Auge  hat,  heisst  es  im  Fuero  real  3,  20  1.  14:  Tode 
deudo  que  marido  S  muger  ficieren  en  uno>  paguenlo  otrosien  uno.  Genauer 
wird  in  den  Leyes  del  Estilo  1.  207  zugefügt:  Y  es  a  sab  er ,  que  el  deudo 
que  face  el  marido,  maguer  la  muger  no  lo  otorgue,  ni  sea  en  la  carta  del 
deudo,  tenida  es  ä  la  meytad  de  la  deuda.  Nach  Recht  von  Vizcaja,  vgl. 
Burön  Garcia  Derecho  civil  espanol  1,  335,  kann  der  Ueberlebende ,  wenn 
er  die  Schulden  berichtigte,  die  Hälfte  von  den  Erben  des  Verstorbenen 
zurückfordern. 

Dass  ein  Verzicht  der  Frau  auf  die  Gemeinschaft  gestattet 
war,  um  den  Schulden  zu  entgehen ,  wird,  so  weit  ich  sehe ,  in  altern 
Quellen  nicht  erwähnt  und  ist  ganz  unwahrscheinlich  in  einem  Rechte,  in 
welchem  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  Sondergut  blieb,  so  dass  bei  einem 
Verzichte  auch  diese  ihr  nicht  verloren  gewesen  sein  würde.  Es  handelt 
sich  sichtlich  nur  um  einen  Ausnahmsfall,  wenn  nach  den  Leyes  del  Estilo 
L  233  die  Frau  dann,  wenn  der  Mann  Verwalter,  Pachter  oder  Einnehmer 
ist,  sich  jeder  Haftung  entziehen  kann,  wenn  sie  öffentlich  erklärt,  dass  sie 
an  dem  sich  aus  jenen  Verhältnissen  ergebenden  Gewinn  und  Verlust  nicht 
berheiligt  sein  will;  da  das  Ergebnis«  noch  ungewiss,  lag  darin  keine  Be- 
günstigung der  Frau.  Erst  in  den  Leyes  de  Toro  1.  60  heisst  es  dann  all- 
gemein :  Quando  la  muger  renunciare  las  ganancias ,  no  sea  obligada  d 
pagar  parte  alguna  de  las  deudas  que  el  marido  oviere  hecho  durante  el 
matrimonio.  Sollte  das  wirklich  dahin  zu  verstehen  sein,  vgl.  Burön  Garcia 
i,  490,  dass  die  Frau  auch  nach  dem  Tode  des  Mannes  die  Wahl  hatte,  die 
Hälfte  des  Gewinns  zu  nehmen  oder  auf  jeden  Antheil  am  Gewinn ,  dafür 
aber  auch  an  den  Schulden  zu  verzichten,  so  war  das  schwerlich  altcastili- 
sches  Recht,  wie  denn  ja  auch  die  Leyes  del  Estilo  einen  solchen  Verzicht 
nur  in  einem  Ausnahmsfalle  und  sichtlich  nur  bei  Lebzeiten  des  Mannes 
zulassen ;  andernfalls  hatte  darin  ein  so  weitgehender  Vortheil  für  die  Frau 
gelegen,  wie  er  andern  Rechten,  vgl.  $  1 189,  durchweg  fremd  war. 

1197.  Für  die  weitern  Untersuchungen  ist  nun  aber  besonders  beach- 
tenswerth,  dass  sich  im  gothisch-spanischen  in  Uebereinstimmung  mit  an- 
dern ostgermanischen  Rechten  in  ntfherm  Anschlüsse  an  die  frühere  volle 
Scheidung  der  Vermögen  Beschränkung  der  Gemeinschaft  auf 
die  Errungenschaft  ergibt,  so  dass  dieselbe  nur  das  umfasst,  was  wah- 
rend der  Ehe  auf  Grundlage  des  einen  oder  andern  Vermögen  zugewachsen 
oder  sonst  erworben  ist ;  dagegen  Behandlung  der  eingebrachten 
Fahrniss  als  Sondergut.  Damit  tritt  dasselbe  in  scharfen  Gegensatz 
gegen  das  fränkische  und  andere  Rechte,  in  welchen  ausser  der  Errungen- 
schaft auch  die  gesammte  Fahrniss,  eingebrachte  sowohl,  wie  errungene, 
Gemeingut  wird. 

Halt  die  Lex  die  von  beiden  Ehegatten  eingebrachten  Vermögen  scharf 
auseinander,  so  ist  nur  von  der  Facultas  schlechtweg  die  Rede,  welche 
Fahrniss  und  Liegenschaften  umfasst.  Dass  ihre  Unfreien  auch  während 
der  Ehe  Sondergut  der  Frau  blieben,  ergibt  4,  2  1.  1 5  aufs  bestimmteste- 
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1197]  Und  soll  bei  annähernder  Gleichheit  der  Vermögen  nach  4,  2  1.  16 
Errungenschaftsgemeinschaft  eintreten,  so  fehlt  jede  Andeutung,  dass  etwa 
auch  die  nichterrungene,  sondern  eingebrachte  Fahrniss  Gemeingut  sein  soll. 

Das  aber  ist  auch  später  nicht  anders  geworden.  Wo  es  sich  um  die 
gesetzliche  Gemeinschaft  handelt,  da  ist  nach  den  $  1 1 96  angeführten  Be- 
legen immer  nur  von  der  Errungenschaft  die  Rede,  nie  von  der  Fahrniss 
als  solcher.  Aber  es  wird  auch  wohl  ausdrücklich  betont ,  dass  alle  einge- 
brachte Fahrniss  Sondergut  der  Eheleute  blieb,  so  dass  insbesondere  der 
Ueberlebende  bei  der  Theilung  Alles  vorwegnehmen  durfte,  was  dann  noch 
vorhanden  war,  wahrend  er  allerdings  für  nicht  mehr  Vorhandenes  sichtlich 
keinen  Ersatz  verlangen  konnte  und  auch  der  Gewinn  aus  seiner  Fahrniss, 
also  insbesondere  die  Zuzucht  von  Vieh  ebenso ,  wie  die  von  seinem  Son- 
derlande gewonnenen  Früchte,  in  die  gemeinsame  Errungenschaft  fallen. 

Nach  dem  Fuero  viejo  5,  1  $  1  nimmt  die  überlebende  Frau  ausser 
ihrem  Voraus  und  der  Hälfte  der  gesammten  Errungenschaft:  el  mueble 
que  trajo  consigo  en  casamiento.  Und  5,  1  $  7  heisst  es :  E  en  las  cosas  de 
mueble,  que  avie  cada  uno  dellos  a  la  ora  que  casaron  en  uno,  e/ueron  ma- 
nifiestas  por  ellos  mismos  a  prueba  derecha,  ansi  que  los  avie  cada  uno  del- 
los a  la  ora  que  en  uno  se  ayuntaron,  ansi  deve  despues  cada  uno  dellos  co- 
brar  lo  suo,  so  dass  der  Ueberlebende  nur  die  Errungenschaft,  sei  es  nun 
Mueble  oder  Raiz,  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  theilen  hatte. 
Brachten  Eheleute  Vieh  in  die  Ehe,  so  kann  nach  5,  2  $  10  der  Ueberle- 
bende bei  der  Theilung  das  zurückhalten,  was  schon  vor  der  Ehe  sein  Ga- 
nado  war :  mas  develes  dar  particion  de  toda  la  criazon*  quefifp  aquelga- 
nado.  Ist  damit  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  die  Zuzucht  von  dem 
Sondervieh  zur  gemeinsamen  Errungenschaft  gerechnet  wurde,  so  ent- 
spricht das  den  Bestimmungen,  wonach  das  ebenso  die  Früchte  vom  Son- 
derland traf.  Nach  dem  Fuero  real  3,  3  1.  1  sollen  auch  dann,  wenn  das 
Gut  beider  Eheleute  ungleich  ist,  die  Früchte  gemeinsam  sein.  Und  legen 
die  Eheleute  gemeinsam  einen  Weinberg  an,  so  nimmt  nach  3,  4  1.  3,  vgl. 
1.  10,  der  Ueberlebende  den  Boden,  wenn  er  ihm  gehörte;  aber  den  darauf 
gewachsenen  Wein  hat  er  mit  den  Kindern  oder  sonstigen  Erben  des  Ver- 
storbenen zu  theilen.  Dem  entspricht  durchaus  das  Fuero  von  Vizca ja,  wenn 
-es  1  o  1.  1  von  den  Eheleuten  heisst :  y  si  alguno  dellos  vino  ä  casa  y  case- 
ria  del  otro  con  dote  ö  donacion  de  muebles  y  se  moviente,  que  suelto  el  ial 
matrimonio  sinfijos  el  tal  0  sus  herederos  ö  successores  salgan  con  lo  que 
truxo  y  con  la  mytad  de  los  mejoramientos  y  multipücado  costanie  matri- 
monio. 

Doch  hat  sich  nicht  auf  der  ganzen  Halbinsel  jene  Behandlung  der 
eingebrachten  Fahrniss  als  Sondergut  erhalten.  Die  weitergehende  Fahr- 
nissgemeinschaft findet  sich  insbesondere  in  Aragon.  Nach  den 
Fueros  f.  123  sind  alle  Mobilien,  abgesehen  von  dem  später  zu  besprechen- 
den ehelichen  Voraus,  vom  Ueberlebenden  mit  den  Erben  des  Verstorbenen 
zu  hfilften.  Und  dass  das  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  trifft,  ergibt  sich 
noch  bestimmter  in  den  Observantiae  regni  f.  20.  Hälftet  eine  zweite  Frau 
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mit  den  Erben  des  verstorbenen  Mannes,  so  sind  alle  Mobilien,  welche  er- 
weislich von  der  ersten  Frau  eingebracht  wurden,  davon  ausgenommen ; 
dieselben  verbleiben  dann  aber  nicht  etwa  nur  den  Erben  der  ersten  Frau, 
sondern  diese  erhalten  nur  die  Hälfte,  während  die  andere  Hälfte  nun  weiter 
von  der  zweiten  Frau  mit  den  Erben  des  Mannes  zu  hälften  ist.  Dem  ent- 
spricht es,  dass,  wenn  nach  castilischem  Recht,  vgl.  §  1 195,  der  Mann  auch 
eingebrachte  Fahrniss  der  Frau  nicht  veräussera  soll,  ihm  hier  ebenso  freie 
Verfügung  über  die  gesammte  Fahrniss ,  wie  über  die  Errungenschaft  zu- 
steht; nach  den  Observantiae  f.  18  mag  der  Mann  der  Frau  wohl  Immobi- 
lien, nicht  aber  Mobilien  schenken  oder  verkaufen,  denn  diese :  redeunt  in 
adminisirationem  viri  et  maritus  est  dominus  et  potest  alten are  ea.  Eine 
Ausnahme  bilden  nur  Mobilien,  welche  von  vornherein  unter  der  Bedingung 
eingebracht  sind,  dass  sie  als  Immobilien  zu  behandeln  seien.  Für  vom 
Manne  veräusserte  Mobilien  ist  der  Frau  oder  ihren  Erben  kein  Ersatz  zu 
leisten ;  sie  erhalten  nur  die  Hälfte  der  bei  Lösung  der  Ehe  vorhandenen 
Fahrniss;  vgl.  ßurön  Garcia  Der.  civ.  1,  528.  Nur  da,  wo  hier  bei  der  später 
zu  besprechenden  Ehe  mit  Axovar  und  Excreix,  Heimsteuer  und  Wider- 
läge,  Überhaupt  keine  Gemeinschaft  eintrat,  war  der  Frau  alles  Eingebrachte, 
auch  die  Fahrniss,  herauszugeben  oder,  wenn  sie  untergegangen  war,  durch 
gleichwerthige  zu  ersetzen;  vgl.  Oliver  Hist.  del  der.  en  Cataluna  2,  315. 

1198.  Diese  Behandlung  der  eingebrachten  Fahrniss  als  Sondergut 
würde  an  und  für  sich  nicht  auffallen  können,  da  sie  sich  ja  beim  Ausgehen 
von  voller  Güterscheidung  leicht  erklärt  und  wir  derselben  in  andern  ost- 
gemoanischen  Rechten  wieder  begegnen  werden.  Sie  wird  nun  aber  da- 
durch beachtenswerth,  dass  sich  damit  eine  durchaus  verschiedene  Be- 
handlung der  Fahrniss  im  Eherecht  und  im  Erbrecht  ergibt, 
wobei  sich  das  spanische  Recht  bezüglich  des  letztern  dem  westfränkischen 
aufs  engste  und  zwar  in  Abweichung  von  andern  ostgermanischen  Rechten 
anschliesst. 

Das  westfränkische  Recht,  vgl.  $91 1  ff.,  erscheint  durchaus  beherrscht 
von  einer  Dreitheilung  des  gesammten  Vermögens,  indem  zwar  bei  den 
Liegenschaften  zwischen  Erbland  und  Gewinnland  unterschieden  wird,  da- 
gegen die  gesammte  Fahrniss  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ererbt  oder 
errungen  ist,  als  eine  einheitliche  Masse  behandelt  und  durchweg  dem  Ge- 
winnlande gleichgestellt  erscheint,  so  dass  sich  insbesondere  ein  scharfes 
Auseinanderhalten  der  gesammten  Fahrniss  und  des  Erb- 
landes ergibt.  Wie  diese  Dreitheilung  für  die  gesammte  Erben  folge  mass- 
gebend erscheint,  so  auch  für  die  ehelichen  Güterverhältnisse.  Sondergut 
beider  Ehegatten  bleibt  lediglich  das  Erbland ;  dagegen  fällt ,  wie  das  Ge- 
winnland, auch  die  gesammte  Fahrniss,  eingebrachte,  wie  errungene,  in  die 
Gemeinschaft. 

Dem  schliesst  sich  nun  die  Erben  folge  des  spätem  spanischen 
Rechts  aufs  engste  an,  wie  die  nähere  Besprechung  ergeben  wird.  Ueber- 
all  finden  wir  da  verschiedene  Behandlung  der  Fahrniss,  und  zwar  auch  der 
ererbten,  von  dem  Erblande.   Nur  bei  letzterm  gelangt  das  Fallrecht  zur 
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1198]  Geltung.  Insbesondere  steigen,  wie  im  westfränkischen  Recht,  nur 
Fahrniss  und  Gewinnland  auf  Vorfahren  zu  freiem  Eigen,  während  sie  an 
Erbland  nur  Zucht  erhalten  oder  auch  wohl  sofort  durch  die  Seitenver- 
wandten von  demselben  ausgeschlossen  sind.  Und  das  ist  insofern  auffal- 
lend, als  in  den  andern  ostgermanischen  Rechten  gerade  für  das  Erbrecht 
der  Nachlass  durchweg  als  eine  einheitlich  vererbende  Masse  behandelt  er- 
scheint, das  Recht  der  einzelnen  Erben  sich  zunächst  nach  Theilbeträgen 
derselben  bestimmt,  während  dann  nur  etwa  in  zweiter  Reihe  der  Unter- 
schied zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss  insofern  beachtet  wird ,  als 
durch  Ausgleichung  dafür  gesorgt  wird ,  dass  die  Liegenschaften  und  ins- 
besondere das  Erbland  an  die  dazu  zunächst  geeigneten  Erben  kommen ; 
vgl.  $  481.  1 101. 

1199.  Dem  würden  nun  allerdings  die  Angaben  derLexVisi- 
gothorum  über  die  Erbenfolge  insofern  entsprechen,  als  auch  bei 
diesen  sich  durchweg  Nichtbeachtung  des  Unterschiedes  zwi- 
schen Fahrniss  undLiegenschaft  ergibt  Wird  etwa  das  Vorfahren- 
recht ausgesprochen,  so  deutet  nicht  das  Geringste  darauf,  dass  sich  das- 
selbe nicht  gleichmäßig  auf  beide  Bestandteile  bezieht;  Überall  ist  ledig- 
lich von  der  Hereditas  oder  Facultas  schlechtweg  die  Rede.  Bei  der  An- 
gabe über  das  Erbrecht  der  Grosseltern  4,  2  1.  6  wird  dann  allerdings  eine 
verschiedene  Folge  für  Gewinngut  und  Erbgut  bestimmt,  für  die  Res:  que 
mortuus  conquisisse  noscitur,  und  die :  que  ab  avis  vel  parentibus  habuit 
Dass  aber  zu  letztern  die  ererbte  Fahrniss  nicht  gehören  sollte,  ergibt  sich 
da  doch  in  keiner  Weise.  Auch  wenn  ich  S  1031  die  Ansicht  zu  begrün- 
den suchte,  dass  die  Bestrebungen  nach  Zurücksetzung  der  Weiber  wohl 
zunächst  das  Erbland  im  Auge  hatten,  so  ergab  sich  auch  da  nichts,  was 
bestimmter  auf  Ausschluss  ererbter  Fahrniss  vom  Erbgute  deuten  würde. 

Eben  so  wenig  ergibt  sich  bei  sonstigen  erbrechtlichen  Bestimmungen 
eine  Sonderbehandlung  der  Fahrniss.    Wird  5,  7  L  16  den  Unfreien  des 
Königs  nur  bezüglich  ihres  übrigen  Vermögens,  nicht  aber  bezüglich  der 
Terra  und  der  Mancipia,  freie  Verfügung  auf  den  Todesfall  zu  Gunsten  von 
Kirchen  und  Armen  gestattet,  so  greift  da  ein  besonderes  Verhältnis  ein, 
während  überdies  nicht  gerade  der  Gegensatz  zwischen  liegendem  Gut  und 
Fahrniss  massgebend  ist.  Bei  Freien  wird  nicht  blos  da,  wo  es  sich  um  die 
Vererbung  des  Nachlasses  handelt,  sondern  auch  um  die  Gestattung  freier 
Verfügung  das  Vermögen  in  dieser  Richtung  durchaus  als  eine  einheitliche 
Masse  behandelt.   Insbesondere  ergibt  sich  4,  5  1.  1  bei  Bestimmung  des 
Freitheils  nicht  die  geringste  Andeutung,  dass  die  Beschränkung  der  Ver- 
fügungsfreiheit nur  die  Liegenschaften  oder,  wie  im  westfränkischen  Recht, 
nur  das  Erbland  treffen  soll;  es  handelt  sich  um  die  Quinta  oder  Decima 
aller  Res  oder  Facultates.  Man  sieht  denn  auch  wohl  noch  später,  wie  die 
Theilbeträge  des  Nachlasses  sich  auf  beide  Bestandteile,  auch  auf  Fahrniss, 
erstrecken.  So  vermacht  1087,  Portug.  Mon.  Dipl.  i,  408,  Jemand  die  Quinta 
seines  Vermögens  an  ein  Kloster  mit  dem  Bemerken ,  dass  die  zur  Quinta 
gehörenden  Unfreien  freigelassen  werden  sollen. 
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Und  wenigstens  vereinzelt  finden  sich  im  spätem  spanischen 
Recht  wohl  noch  Haltpunkte  für  die  Behandlung  von  Fahmiss  als 
Erbgut,  obwohl  dieselbe  bereits  auf  Kinder  vererbt  war.  Nach  Urkunde 
von  1080,  Portug.  Mon.  Dipl.  1,  340,  theilen  Brüder  das  väterliche  Ver- 
mögen, suas  villas  et  sua  cria^pn,  und  versprechen  dabei,  bei  einem  Ver- 
kaufe sie  sich  per  precio  iusto  zu  überlassen :  et  st  unus  ex  nobis  migratus 
fuerit  et  semen  non  relinquerit  de  directo  coniungio,  torne  se  ipsa  ereditate 
et  ipsa  criaqm  ad  Mos germanos  auf  semen,  quivibos  remanserint,  extra  illa 
quinta,  qui  intret pro  sua  anima.  Die  Criazon,  Vieh,  wohl  auch  Unfreie, 
erscheinen  da  bezüglich  des  Naherrechts  und  Fallrechts  dem  Erblande  ganz 
gleichgestellt  Ob  es  sich  nur  um  den  ursprünglichen  Bestand  oder  auch 
um  dieZuzucht  handeln  sollte,  ergibt  sich  nicht;  jedenfalls  traf  es  erkauftes 
Vieh  nicht,  so  dass  das  beim  Tode  vorhandene  Vieh  theils  Erbgut,  theils 
Errungenschaft  sein  konnte. 

Allerdings  handelt  es  sich  da  zunächst  nur  um  ein  Uebereinkommen 
für  den  Einzelfall,  das  aber  doch  wahrscheinlich  allgemeinerem  Brauche  der 
Gegend  entsprach.  Noch  spater  scheint  es  in  Portugal  wenigstens  nicht  fest- 
gestanden zu  haben,  ob  nicht  auch  Theile  der  Fahmiss  als  Erbgut  zu  be- 
handeln seien.  Bei  Erwähnung  der  Abschaffung  der  besondern  Rechte  am 
Erbgut,  am  Avoengo,  in  Portugal  1778  bemerkt  Mellius  Institutiones  3, 
1  S  10,  es  sei  nicht  ausdrücklich  gesagt,  was  dazu  gehört  habe;  nach  seiner 
persönlichen  Ansicht  gehörten  Mobilien  allerdings  nicht  dazu ,  ausser  den 
an  den  ältesten  Sohn  fallenden  Waffen  und  Pferden.  In  Navarra,  vgl.  Mari- 
chalar  y  Manrique  4,  320  ff.  wurde  1583  das  alte  Recht  geändert,  wonach 
Eltern  nicht  nur  durch  Geschwister,  sondern  auch  durch  entferntere  Seiten- 
verwandte von  Beerbung  ihrer  Kinder  ausgeschlossen  waren.  Auf  Erbgut, 
Bienes  troncales,  sollten  sie  auch  jetzt  kein  Recht  haben.  Aber  es  wurde 
nun  ausdrücklich  bestimmt,  dass  nur  Raices  als  Bienes  troncales  gelten 
sollten,  wozu  doch  jede  Veranlassung  fehlte,  falls  ohnehin  feststand,  dass 
Fahmiss  nie  Erbgut  sein  könne.  Und  es  gewinnt  das  um  so  grössere  Be- 
deutung, als  in  den  angrenzenden  Gebieten  nördlich  der  Pyrenäen  in  der 
Coutume  von  Labourd  und  Soule,  Revue  hist.  5,  500,  ausdrücklich  gesagt 
ist,  dass  alle  von  Grosseltern  oder  weitern  Vorfahren  ererbten  Güter  Avi- 
tins  seien  und  zwar:  sott  meubles  ou  immeubles ;  wie  denn  ebenda  in 
der  Coutume  von  Labourd  6  S  1.  2.  6,  Cout.  gdn.  4,  970,  das  Näherrecht 
der  Verwandten  abweichend  von  fast  allen  Rechten  sich  auch  auf  Fahmiss 
bezieht. 

Dabei  aber  handelt  es  sich  jedenfalls  nur  um  Ausnahmen.  Der  Einfluss 
jener  der  französischen  entsprechenden  Dreitheilung,  insbesondere  der  Schei- 
dung der  gesammten  Fahmiss  vom  Erbgute ,  auf  das  Erbrecht  ergibt  sich 
im  spätem  spanischen  Recht  so  durchaus  als  die  regelmässige  Gestaltung, 
dass  doch  kaum  zu  bezweifeln  sein  wird,  dass  dieselbe  auf  altgothischen 
Brauch  zurückgeht.  Und  das  wohl  um  so  weniger,  als  wir  im  westfränki- 
schen Rechte,  welches  doch  in  geschichtlicher  Zeit  vom  spanischen  durch 
das  Gebiet  des  Droit  exrit  getrennt  war,  vgl.  $  129,  bei  dem  von  nachträg- 
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1199]  licher  Beeinflussung  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann,  während  sich 
doch  auch  sonst  manche  auffallende  Uebereinstimmung  ergibt,  nicht  blos 
dieselbe  Dreitheilung  finden,  sondern  dieselbe  insbesondere  auch  bei  der 
Erbenfolge  ganz  in  derselben  Weise  zur  Geltung  gelangt. 

1200.  Dagegen  scheint  nun  allerdings  zu  sprechen ,  dass  in  der  Lex 
der  Unterschied  zwischen  Fahrniss  und  Liegenschaft  über- 
haupt nur  ganz  vereinzelt  erwähnt  wird,  vgl.  Dahn  St.  64,  und  dass  sich 
jedenfalls  nicht  der  geringste  Einfluss  auf  das  Erbrecht  ergibt.  Dem  gegen- 
über möchte  ich  die  Erklärung  in  nicht  einheitlicher  Gestaltung 
des  ältesten  Rechts  suchen  und  annehmen,  dass  man  einerseits  in 
näherm  Anschluss  an  andere  ostgermanische  Rechte  dem  Unterschiede  zwi- 
schen Fahrniss  und  Liegenschaft  keine  grössere  Bedeutung  beilegte ,  ihn 
andererseits  im  Anschluss  an  westgermanische  Rechte  stärker  betonte ,  so 
dass  in  dieser  Beziehung  das  gothische  Recht  eine  Mittelstellung  eingenom- 
men haben  würde,  während  die  königliche  Gesetzgebung  sich  der  ersteren, 
dem  römischen  Rechte  entsprechenden  Auffassung  zuneigte. 

Für  diese  Annahme  gibt  aber  ein  Gesetz  Receswinds  10,  1  1.  18  einen 
bestimmteren  Halt :  Sepe  contentionis  acte  inprobos  vidimus  sine  er  am  intcl- 
ligentiam  desecare ;  queut  refelli  ßossit,  conpendio  brevitatis  uti  sie  conve- 
nit  Otnnis  ergo  res,  quae  mobilis  inmobilisque  consistit,  euiuseunque  fuerit 
generis  sive  forme y  an  peculii,  an  peculiaris  nomen  habuerit,  unius  intelle- 
gentie  vim  evidentiamque  obtineat,  ut  ex  hoc  omnis  de  mobilibus  inmobili- 
busque  rebus  intentio  conquiescat  Damit  ergibt  sich  bestimmt,  dass  die  vom 
Könige  verfügte  Gleichstellung  von  Mobilien  und  Immobilien  damals  jeden- 
falls nicht  allgemein  anerkanntes  Recht  war.  Auf  welchem  Rechtsgebiete 
sie  bestritten  wurde,  ist  allerdings  nicht  gesagt.  Wird  der  Unterschied  aber 
später  vor  allem  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts  beachtet,  so  wird  es  sicii 
doch  wahrscheinlich  um  dieses  gehandelt  haben.  War  das  Erbgut  schon 
damals  erweislich  dem  Fallrecht  unterworfen,  so  mag  geltend  gemacht  sein, 
dass  das  nur  für  ererbte  Liegenschaften,  nicht  aber  für  ererbte  Fahrniss 
gelte.  Steigt  nach  der  Lex  das  ganze  Gut  zunächst  auf  Vorfahren  zu  vollem 
Eigen,  so  mag  das  schon  damals  bei  ererbtem  Gut  nur  für  die  ererbte  Fahr- 
niss, nicht  aber  für  das  Erbland  allgemein  zugegeben  sein.  Ist  dann  diese 
der  Gesetzgebung  nicht  entsprechende  Auffassung  später  die  massgebende 
geworden,  so  ist  gewiss  wahrscheinlich,  dass  sie  schon  damals  die  Volks- 
auffassung wenigstens  auf  erbrechtlichem  Gebiete  vorwiegend  bestimmte. 

Andererseits  aber  würde  es  sich  gewiss  nicht  rechtfertigen ,  wenn  wir 
annehmen  wollten ,  die  Gesetzgebung  habe  sich  bei  jener  Gleichstellung 
von  Liegenschaften  und  Fahrniss  lediglich  durch  römischrechtlichen  Ein- 
fluss bestimmen  lassen.  Denn  dieselbe  entspricht,  wie  schon  betont,  auch 
auf  erbrechtlichem  Gebiete  durchaus  der  Gestaltung  andrer  ostgermanischer 
Rechte.  Wir  glaubten  weiter  doch  auch  in  Spanien  selbst  noch  Reste  der 
Auffassung  nachweisen  zu  können ,  dass  auch  ererbte  Fahrniss  als  Erbgut 
zu  behandeln  sei.  Ausschlaggebend  scheint  mir  dann  aber  zu  sein,  dass  wir 
auch  später  auf  dem  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts  den  Unterschied 
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zwischen  Fahrniss  uod  Liegenschaften  da  nicht  beachtet  finden,  wo  er  in 
den  meisten  andern  Rechten  aufs  schärfste  betont  wird. 

Gehen  wir  davon  aus,  dass  in  filterer  Zeit  noch  nicht  feststand,  in  wie 
weit  dem  Unterschiede  von  Fahrniss  und  Liegenschaften  auf  verschiedenen 
Rechtsgebieten  Bedeutung  beizulegen  sei  oder  nicht,  so  kann  es  nicht  ge- 
rade befremden,  wenn  sich  da  schliesslich  ein  Auseinandergehen  der 
Gebiete  des  Erbrechts  und  des  ehelichen  Güterrechts  ergab, 
wenn  auf  jenem  eine  andere  Ansicht  zur  Geltung  gelangte,  als  auf  diesem. 
Auch  wenn  nicht,  wie  es  der  Especulo,  vgl.  $  1 196,  verlangt,  bei  Beginn 
der  Ehe  ausdrücklich  verzeichnet  wurde,  was  jeder  Theil  einbrachte,  liess 
sich  doch  auch  nach  längerer  Dauer  der  Ehe  wohl  noch  bestimmen,  welche 
Einzelgegenstande  von  dieser  oder  jener  Seite  in  die  Ehe  eingebracht  oder 
während  derselben  ererbt  waren.  Nach  norddeutschen  Stadtrechten,  vergl. 
Schröder  Güterr.  2%  29.  32,  war  das  bis  zum  Ablauf  von  zehn  oder  zwanzig 
Jahren  durch  Zeugen  zu  erweisen,  während  dann  freilich  der  Eid  des  lieber- 
lebenden  eintrat.  Und  es  war  das  um  so  eher  durchzuführen ,  als  es  sich 
bei  der  lebenden  Fahrniss,  Vieh  und  Knechten,  nur  um  die  thatsächlich  ein- 
gebrachten Individuen  handelte,  nicht  auch  um  die  zur  Errungenschaft  ge- 
hörende Zuzucht,  bei  der  allerdings  ein  Auseinanderhalten  nach  der  Her- 
kunft kaum  durchführbar  gewesen  sein  würde.  Ging  man  einmal  davon 
aus,  dass  jeder  Theil  nach  Lösung  der  Ehe  sein  eingebrachtes  Gut  zurück- 
erhalten solle,  so  war  gerade  kein  zwingender  Grund,  davon  die  nachweis- 
bar eingebrachte  Fahrniss  auszunehmen. 

Durchaus  anders  war  das,  wenn  das  Gut  bereits  von  den  Eheleuten 
auf  ihr  Kind  vererbt  war  und  nun  nach  dem  kinderlosen  Tode  dieses  zwar 
sein  Gewinngut  einheitlich  vererben ,  sein  Erbgut  aber  sofort  oder  doch 
nach  beendeter  Zucht  der  Vorfahren  an  die  Seite  zurückfallen  sollte,  von 
der  es  herrührte.  Dann  musste  es  bei  der  Fahrniss  schon  schwierig  sein, 
nur  überhaupt  festzustellen,  was  erst  vom  Erblasser  erworben,  was  schon 
von  ihm  ererbt  sei,  während  es  kaum  durchführbar  war,  nun  überdies  die 
Herkunft  der  ererbten  Fahrniss  von  diesem  oder  jenem  der  Eltern  oder  gar 
der  Grosseltern  zu  erweisen.  Nur  für  einzelne  besonders  dauerhafte  und 
werth volle  Gegenstände  mochte  das  zutreffen,  die  denn  auch  zuweilen  als 
Erbgut  behandelt  erscheinen.  Es  ist  erklärlich ,  wenn  man  im  allgemeinen 
bei  der  zu  vererbenden  Fahrniss  der  Herkunft  nicht  nachging  und  in  den 
Rechten,  in  welchen  nicht  überhaupt  für  die  Erbenfolge  die  hier  eingreifen- 
den Unterschiede  unbeachtet  blieben,  sondern  das  Erbgut  anders  vererben 
sollte,  als  das  Gewinngut,  das  auf  das  ererbte  Land  beschränkte,  dagegen 
auch  die  ererbte  Fahrniss  ebenso  vererben  liess,  wie  das  Gewinngut. 

1901.  Geht  die  gesetzliche  Gemeinschaft  des  spanischen  Rechts  im 
allgemeinen  nicht  über  Errungenschaftsgemeinschaft  hinaus,  so  findet  sich 
häufig  eine  vertragsweise  volle  Gemeinschaft  erwähnt,  Unidad  de 
bienes,  gewöhnlich  als  Güterverbrüderung,  Hermandad  de  bienes, 
Germanitas  inter  virum  et  uzorem ,  Affrairamentum ,  Agermanament  be- 
zeichnet; vgL  Marina  Ensayo  224.  243  ff.,   Gans  Erbr.  3,  396  fi%  Oliver 
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1301]  Hist.  del  derecho  en  Cateluna  2,  32g  ff.,  Burön  Garcia  Der.  civ.  iT 
473.  Die  Eingehung  hängt  vom  Willen  der  Eheleute  ab.  Nach  demFuero 
real  3,  6  1.  9  ist  sie  ihnen  gestattet,  wenn  ein  Jahr  nach  der  Hochzeit  ver- 
flossen und  sie  keine  Kinder  oder  sonstige  erbberechtigte  Verwandte  haben. 
Das  Fehlen  von  Kindern  wird  auch  im  Fuero  von  Alcala  betont;  das  Vor- 
handensein anderer  erbberechtigter  Verwandten  schliesst  die  Gemeinschaft 
zwar  nicht  aus,  doch  sollen  dann  vier  Verwandte  jeder  Seite  zugezogen 
werden,  während  andere  Fueros,  wie  dasvonCuenca,  wohl  die  Zustimmung 
aller  Erbberechtigten  fordern.  Es  wird  weiter  in  den  Ortlichen  Fueros  ver- 
langt, dass  die  Unidad  feierlich  in  der  Gemeindeversammlung  eingegangen 
wird.  Beide  Forderungen  finden  sich  ganz  ebenso  bei  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  norwegischen  Rechts;  vgl.  Olivecrona  Pre'c.  103  ff. 

Die  Wirkung  der  Verbrüderung  scheint  nun  einmal  die  gewesen  zu 
sein,  dass  nun  für  das  ganze  Gut  Gemeinschaft  nach  Hälften  ein- 
trat, wie  sonst  nur  bei  der  Errungenschaft.  So  im  Fuero  vonDaroca,  Munoz 
Fueros  542 :  Maritus  et  uxor,  st  non  habuerintßlios,  possini  se  adinvicem 
recipere  in  medietatem  ;  ebenso  wird  es  im  Fuero  von  Alcala,  Marina  224, 
als  ein  mcter  en  medietad  bezeichnet.  In  den  Costumbres  de  Tortosa  5  c. 
20,  Oliver  4,  240,  wird  von  der  nach  Dotalrecht  eingegangenen  Ehe  die 
unterschieden,  welche  gemacht  wurde :  mig  per  mig,  lo  quäl  matrimoni  es 
camparat  a  Company a  e  a  agermament,  bei  welcher  jedem  Ehegatten  die 
Hälfte  des  Gerammtguts  zusteht.  Nach  dem  Fuero  de  Vizcaja  20  L  1  können 
Mann  und  Frau  sich  mit  ihrem  ganzen  Gut,  bienes  muebles  yrai^es,  so  be- 
gaben, dass  sie:  sean  comunes  a  medias y  aya  entre ellos hermandat y  com- 
paliia  de  todos  sus  bienes ;  doch  steht  ihnen  das  hier  nur  bei  beerbter  Ehe 
zu,  da  andernfalls  das  in  Vizcaja  für  alle  Liegenschaften  geltende  Fallrecht 
im  Wege  steht. 

Es  scheint  dann  aber  weiter,  wenn  vielleicht  nicht  überall,  doch  viel- 
fach die  Verbrüderung  des  Gutes  Leibzucht  desUeberlebenden  be- 
wirkt zu  haben,  so  dass  er  für  Lebzeiten  im  Besitze  des  ganzen  Guts  blieb, 
dasselbe  erst  nach  seinem  Tode  nach  den  Seiten  zu  theilen  war.  So  soll 
nach  dem  Fuero  von  Cuenca ,  und  entsprechend  dem  von  Plasencia,  im 
allgemeinen  der  Ueberlebende  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  theilen: 
tarnen  si  vir  et  uxor  unitatem  fecerint,  sicut  forum  est,  in  vita  ulriusque, 
nullus  her  es  sive  filius  dividat  cum  super  stite,  quamdiu  vixeriU 

1202.  Im  allgemeinen  ist  diese  volle  Gemeinschaft  nicht,  wie  die  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft, zu  einer  gesetzlichen  geworden;  sie  setzt  einen 
ausdrücklichen  Vertrag  voraus.  Wo  es  aber  allgemein  üblich  war,  einen 
solchen  einzugehen,  da  konnte  sich  leicht  die  Auffassung  gesetzlicher 
vollerGemeinschaft  feststellen,  indem  man  die  bezügliche  Willens- 
richtung voraussetzte,  wenn  nicht  ausdrücklich  Anderes  bestimmt  war.  Das 
findet  sich  denn  auch  mehrfach  im  spanischen  Rechtsgebiete.  So  nach  dem 
noch  1778  bestätigten  sogenannten  Fuero  del  Baylio,  vgl.  Novisima  Reco- 
pilacion  10,  4  1.  12,  welches  zu  Albuquerque,  Xerez  de  los  Caballeros  und 
andern  Orten  des  Gebietes  von  Badajoz,  aber  auch  zu  Cuellar  nördlich  von 
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Segovia,  vgl.  Oliver  2,  330,  in  Geltung  war:  todos  los  bienes  que  los  casa- 
dos  llevan  al  matrimonio  6  adquieren  por  cualquier  raqon  se  comunican  y 
sujetan  d  particion  conto  gananciales.  So  in  Portugal  um  1 1 20  im  Foral  von 
Fcrreira  d1  Aves,  Portug.  Mon.  L.  1,  368:  Et  homo,  qui  habuerit  mulier  ad 
benedictiones,  partent  per  medium  quantumque  habuerint,  sive  in  morte  sivc 
in  vita. 

Fehlen  in  andern  Altern  portugiesischen  Ortsrechten  ausdrückliche  An- 
gaben, so  muss  die  gesetzliche  volle  Gemeinschaft  doch  weit  verbreitet  ge- 
wesen sein,  da  sie  durch  K.  Alfons  zu  allgemeinem  Reichsrecht  wurde  und 
das  auch  weiterhin  blieb;  vergl.  Gans  Erbr.  3,  461.  Dabei  lässt  die  Fas- 
sung des  bezüglichen  Gesetzes ,  Ordenacoes  do  reyno  de  Portugal  4  t.  46 
deutlich  erkennen,  dass  die  Gemeinschaft  ursprünglich  eine  vertragsweise 
war,  eine  Carta  de  ametade,  Hälftungsurkunde ,  erforderte,  während  jetzt 
die  Gütertrennung  ausdrücklicher  Verabredung  bedurfte :  Todos  os  casa- 
mientoSy  feitos  cm  nossos  reynos  e  senhorios,  se  entenden  serem  feitos  por 
carta  de  ametade,  salvo,  quando  entre  as  partes  outra  cousafor  acordada  e 
contratada;  so  dass  die  Eheleute,  wenn  die  Ehe  geschlossen  und  vollzogen : 
serao  meeiros  em  seus  bens  efa^enda,  Dass  diese  gesetzliche  portugiesische 
Gemeinschaft  sich  erst  auf  Grundlage  der  vertragsweisen  Hermandad  ent- 
wickelt hat,  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen. 

1303«  Schon  das  Vorkommen  des  Instituts  auf  der  ganzen  Halbinsel 
weist  daraufhin,  dass  es  sich  bei  der  Hermandad  um  altgothischc  Sitte 
handelt.  Auf  die  betonte  Annäherung  an  nordische  Verhältnisse  hat  schon 
Pappenheim  Altdän.  Schutzgilden  422  hingewiesen.  Näherer  Anschluss  er- 
gibt sich  noch  beim  Aasdomsrechte.  Und  diese  Annäherung  an  nordische 
Rechte  dürfte  für  das  weite  Zurückreichen  des  Instituts  um  so  schwerer  ins 
Gewicht  fallen ,  als  das  westfränkische  Recht  gerade  bezüglich  dieser  Ver- 
hältnisse wesentlich  vom  spanischen  abweicht,  dasselbe  insbesondere,  vgl. 
S  747,  eine  solche  wechselseitige  Vergabung  des  gesammten  Guts  nicht  ge- 
stattet. 

Es  scheinen  mir  aber  weiter  bezügliche  Angaben  des  westgothi- 
schen  Gesetzbuches  nicht  auszuschliessen,  dass  damals  die  GUterver- 
brüderung  schon  weitverbreitete  Sitte  war,  wenn  auch  die  Zulässigkeit  der- 
selben ganz  ebenso,  wie  die  Errungenschaftsgemeinschaft,  noch  an  gewisse 
Voraussetzungen  gebunden  erscheint.  In  dieser  Richtung  dürfte  insbeson- 
dere das  Gesetz  3,  1  1.  5  zu  beachten  sein ,  in  welchem  Chindaswind  den 
Meistbetrag  der  vom  Manne  der  Braut  zu  verschreibenden  Dos  bestimmt 
uud  ihr  und  ihren  Eltern  verbietet,  mehr  zu  fordern,  mit  der  Ausnahme: 
auf  si  forte,  iuxta  quod  et  legibus  Romanis  recolimus  fuisse  decretum,  tan- 
tum  puella  vel  mulier  de  suis  rebus  sponso  dare  elegerit,  quantum  sibi  ipsa 
dari  poposcerit. 

Entspricht  das,  wie  ausdrücklich  betont  wird,  der  römischen  Ausglei- 
chung von  Dos  und  Donatio,  so  ist  damit  doch  in  keiner  Weise  gesagt,  dass 
der  König  sich  durch  diese  als  Vorbild  leiten  liess,  dass  die  Bestimmung 
sich  nicht  auch  altgothischem  Brauche  näher  anschloss.    Das  Gesetz  be- 
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1203]  zweckt  vor  allem,  übermässigen  Zuwendungen  an  die  Braut  entge- 
genzutreten ;  waren  diese  anscheinend  vielfach  üblich  geworden,  so  mochte 
es  dem  Könige  zweckmässig  erscheinen,  daraufhinzuweisen,  dass  auch  das 
römische  Recht  solche  nicht  gestatte.  Am  wenigsten  wird  daran  zu  denken 
sein,  dass  der  König  damit  überhaupt  römisches  Dotalrecht  einführen  wollte; 
vor  den  Siete  Partidas  ist  von  demselben  in  Spanien  nicht  die  Rede.  Wir 
werden  allerdings  auch  in  Gebieten,  wo  das  auf  gothische  Grundlage  zu- 
rückgehen könnte,  die  der  römischen  Dos  und  Donatio,  aber  ebenso  doch 
auch  der  norwegischen  Aussteuer  und  Widerlege  entsprechende  Ehe  mit 
Axovar  und  Excreix  finden,  deren  Bestimmungen  sich  dann  aber  gerade 
bezüglich  des  von  Chindaswind  betonten  Punktes  in  Uebereinstimmung  mit 
andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe  von  den  römischen  Bestimmun- 
gen dadurch  unterscheiden,  dass  die  Donatio  nur  die  Hälfte  der  Aussteuer 
betragen  soll.  Als  wesentlich  für  die  Ehe  wird  in  jenem  Gesetze  sichtlich 
nur  die  vom  Manne  zu  verschreibende  germanische  Dos  betrachtet,  wäh- 
rend jene  der  Dos  und  Donatio  gleichgestellte  Wechselgabe  etwas  ist,  das 
gestattet  wird,  aber  sichtlich  nicht  bei  jeder  Ehe  auch  nur  üblich  war. 

Wird  für  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Wechselgabe  die  Gleichheit 
des  beiderseitigen  Betrags  betont,  so  entspricht  das  durchaus  der 
vollen  Güterscheidung ;  es  soll,  abgesehen  von  der  Dos,  durch  die  Ehe  das 
Grundvermögen  jedes  der  Ehegatten  keine  Mehrung  oder  Minderung  er- 
leiden. Die  Bestimmung  schliesst  sich  demnach  eng  der  S  1196  bespro- 
chenen an,  wonach  nur  bei  Gleichheit  der  Vermögen  Errungenschaftsge- 
meinschaft nach  Hfllften  eintreten  soll.  Es  stand  demnach  für  den  Fall,  dass 
beide  Vermögen  gleich  waren,  nichts  im  Wege,  sie  überhaupt  vertragsweise 
ganz  zusammenzuwerfen ,  so  dass  nach  Lösung  der  Ehe  das  Vorhandene 
einfach  zu  hälften  war.  Das  würde  dann  dem  in  diesen  Verhältnissen  dem 
gothischen  besonders  nahestehenden  isländischen  Recht  insofern  entspre- 
chen, als  dieses,  vgl.  Olivecrona  Pr.  97,  vertragsweise  Gütergemeinschaft 
nur  bei  annähernder  Gleichheit  der  Vermögen  gestattet,  sie  dann  aber  an 
keine  weitere  Schranke  bindet,  so  dass  sie  nicht  blos  die  Errungenschaft, 
sondern  auch  das  Grundvermögen  anFahrniss,  wie  an  Liegenschaften,  um- 
fassen kann.  Sind  die  Vermögen  ungleich  oder  hatte  man  Grund,  die 
Wechselgabe  auf  einen  Theil  zu  beschränken,  so  konnte  jeder  Gatte  ein 
Sondervermögen  behalten,  von  welchem  nur  er  die  Einkünfte  bezog  und 
welches  bei  der  Theilung  vorwegzunehmen  war,  wie  das  auch  im  isländi- 
schen Rechte  vorgesehen  ist. 

Wurde  an  dem  gleichen  Betrage  der  Wechselgabe  festgehalten,  so 
konnte  sie  während  der  Ehe  zur  Erleichterung  der  Wirtschaftsführung 
dienen,,  indem  die  gemeinsamen  Auslagen  zunächst  aus  den  Einkünften  des 
zusammengelegten  Guts  bestritten  wurden.  Damit  würde  sich  für  den  Fall 
der  Lösung  der  Ehe  keine  wesentliche  Aenderung  ergeben  haben,  wenn 
der  Ueberlebende  einfach  seine  Hälfte  zurückgenommen  hätte.  Aber  ich 
möchte  eine  weitergehende  Wirkung  nicht  bezweifeln.  Wird  L.  5,  2  1.  4 
für  alle  Schenkungen  des  einen  Ehegatten  an  den  andern  bestimmt,  dass 
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das  Geschenkte  dem  Beschenkten  so  verbleihen  solle,  dass  es  bei  Kinder- 
losigkeit und  wenn  er  nicht  anders  verfügt  hatte,  nach  seinem  Tode  an  den 
Schenker  oder  dessen  Erben  zurückfiel,  so  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  das  ebenso  für  jene  im  Ehevertrage  gestattete  Wechselgabe  giltig  sein 
sollte.  Dieselbe  würde  also  Leibzucht  des  Ueberlebenden  zur  Folge 
haben  oder  genauer  die  Gestaltung  derselben,  welche  ich  $  597  als  unver- 
erbliches Eigenthum  bezeichnete.  Das  würde  demnach  schon  durchaus  der 
froher  erwähnten  Wirkung  derHermandad  entsprechen,  wonach  das  ganze 
Gemeingut  dem  Ueberlebenden  auf  Lebenszeit  verblieb.  Bewirkte  diese  aber 
weiter  Gemeinschaft  nach  Hälften,  so  war  auch  dafür  in  jener 
Wechselgabe  wenigstens  insofern  ein  Anschluss  gegeben ,  als  es  sich  bei 
dieser  nur  um  gleiche  Betrage  handeln  sollte,  was  damit  auf  Halft ung  des 
zusammengelegten  Guts  führte. 

1204.  Dagegen  unterscheidet  sich  nun  die  spatere  Güterver- 
brUderung von  jener  Wechselgabe  der  Lex  durch  Nichtbeach- 
tung des  Betrages  der  beiden  Vermögen;  es  wurde  bei  ihr  von 
dem  gleichen  Betrage  des  gegenseitig  Verschriebenen  ganz  ebenso  abge- 
sehen, wie  bei  der  spätem  Errungenschaftsgemeinschaft  von  der  Gleichheit 
der  beiden  Grundvermögen.  Nun  mag  es  schon  früher  vielfach  üblich  ge- 
wesen sein,  sich  auch  bei  Ungleichheit  der  Vermögen  dieselben  im  Ehe- 
vertrage gegenseitig  zu  verschreiben.  Verlangt  dann  Chindaswind  aller- 
dings gleiche  Betrage,  so  wird  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  da  nur  um  den 
Ehevertrag  handelt  und  die  Bestimmung  daher  nur  dann  von  grösserer  Be- 
deutung gewesen  sein  würde,  wenn  das  gothische  Recht  spätere  Schen- 
kungen unter  Ehegatten  nicht  gestattet  hatte,  wie  das  in  andern  germani- 
schen Rechten,  vgl.  $  7 1 2.  747,  allerdings  zutrifft. 

Dagegen  waren  nach  L.  Wisigoth.  3,  i  1.  5  Schenkungen  unter 
Eheleuten  unbeschrankt  gestattet,  sobald  die  Ehe  über  ein  Jahr  gedauert 
hatte.  Davon  scheinen  nun  kinderlose  Eheleute  häufig  in  der  Weise  Ge- 
brauch gemacht  zu  haben,  dass  sie  sich  wechselseitig  ihr  ganzes  Vermögen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  desselben  für  den  Fall,  dass  sie  von  keinen 
Kindern  überlebt  würden,  zu  vollem  Eigen  schenkten.  Eine  bezügliche 
Formel  findet  sich  in  den  Form.  Visigoth.  N.  23,  M.  Germ.  F.  586.  Auch 
in  einem  Zusätze  der  Vulgata  zu  L.  Recesw.  4, 2 1.  19  wird  bestimmt,  dass, 
wenn  kinderlose  Eheleute:  invicem  sibi  unus  in  alter ius  nomine  defacul- 
tate  propria  donationis  faciunt  scripturam,  dieselbe  durch  die  Geburt  von 
Kindern  ungiltig  werden  soll.  Alles  das  entspricht  den  Angaben  über  die 
spatere  GüterverbrUderung.  Auch  bei  dieser  wird  noch  Kinderlosigkeit  ge- 
fordert. Und  ist  im  Fuero  real  für  dieselbe  ausdrücklich  auch  die  Forde- 
rung der  Ueberjahrigkeit  festgehalten,  so  scheinen  auch  die  sonstigen  An- 
gaben darauf  hinzudeuten,  dass  der  Verbrüderungsvertrag  nicht  schon  bei 
der  Eheschliessung,  sondern  erst  im  Verlaufe  der  Ehe  eingegangen  zu  wer- 
den pflegte. 

Die  Hermandad  hatte  dann  aber  weiter  eine  volle  Gemeinschaft 
nach  Hälften  zur  Folge,  wie  das  auch  dann,  wenn  der  Ueberlebende 
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1204]  für  Lebenszeit  im  Besitze  des  Ganzen  blieb ,  für  die  Theilung  unter 
die  beiderseitigen  Erben  nach  seinem  Tode  von  Bedeutung  war.  Das  mag 
damit  zusammenhangen,  dass  man  bei  der  ganzen  Institution  ursprünglich 
nur  die  ohnehin  auf  Hälftung  führende  Gleichheit  der  Vermögen  im  Auge 
hatte  und  an  der  Hälftung  auch  dann  festhielt,  als  es  üblicher  wurde,  die 
Verbrüderung  auch  bei  Ungleichheit  der  Vermögen  einzugehen.  Auch 
konnte  da  der  Umstand  eingreifen,  dass,  wie  wir  annahmen,  der  Ueber- 
lebende  nicht  blossen  Nutzgenuss,  sondern  ein  unbeschränktes  Verfügungs- 
recht über  das  ganze  Gut  hatte ;  hing  es  dann  von  ihm  ab,  was  und  wie 
viel  bei  seinem  Tode  noch  erübrigte,  so  konnte  es  selbstverständlich  er- 
scheinen, dass  dann  unter  den  beiderseitigen  Erben  nicht  mehr  nach  der 
Herkunft  des  Gutes,  sondern  nur  nach  Hälften  getheilt  werden  konnte. 
Mögen  sich  aber  gegen  das  Gesagte  diese  oder  jene  Bedenken  geltend 
machen  lassen,  so  wird  wenigstens  nicht  zu  bezweifeln  sein ,  dass  die  ver- 
tragsweise Güterverbrüderung  irgendwie  schon  auf  ältestes  gothisches  Recht 
zurückgeht. 

1205.  Die  Annahme,  dass  schon  in  diesem  Grundlagen  geboten  waren, 
von  denen  aus  sich  volle  Gemeinschaft  entwickeln  konnte ,  würde  einen 
noch  festern  Halt  gewinnen ,  falls  sich  eine  Vermuthung  bestätigen  sollte, 
welche  ich  wenigstens  nicht  unerwähnt  lassen  möchte.  Diese  knüpft  sich 
an  das  Vorkommen  der  Güterverbrüderung  inlstrien,  und  zwar 
nicht  blos  der  Sache,  sondern  insbesondere  auch  des  Ausdrucks.  Nach  dem 
Brauche  von  Istrien,  vgl.  Pertile  3,  308  ff.,  trat,  wenn  nicht  bei  Eingehung 
der  Ehe  ausdrücklich  anderes  ausgemacht  war,  allgemein  Gütergemeinschaft 
für  Liegenschaften  undFahrniss,  Eingebrachtes  und  Errungenes  ein,  sodass 
beim  Tode  des  einen  Ehegatten  der  überlebende  das  Gesammtvermögen 
mit  den  Erben  des  Verstorbenen  hälftete.  Es  ist  das  nicht  allein  in  den  ein- 
zelnen Statuten  ausgesprochen,  sondern  wird  auch  allgemein  als  el  muedo 
delli  matrimony  del  Istria  bezeichnet.  Das  ist  dem  römischen ,  wie  dem 
longobarclischen  Recht  durchaus  fremd.  Aber  auch  dem  slavischen ,  vergL 
Turner  Slaw.  Familienr.  25  ff.,  wie  denn  auch  im  Statut  von  Capo  d1  Istria 
den  Slaven  des  Gebiets  ihr  althergebrachtes  abweichendes  Recht  ausdrück- 
lich gewahrt  wird. 

Diese  Ehe  mit  Gütergemeinschaft  wird  aber  allgemein  bezeichnet  als 
matrimonio  afratello  e  sorella  ;  bezüglich  des  Vermögens  sind  die  Eheleute 
come  fratelli,  stehen  sie  in  fraterna  compagnia.  Das  ist  nun  eine  so  auf- 
fallende sprachliche  Bezeichnung  des  Verhältnisses,  dass  es  doch  daran  er- 
innert, wie  im  Spanischen  die  Ausdrücke  Hermanar  und  Hermandad  ohne 
alle  Rücksicht  auf  verwandtschaftliche  Beziehungen  auf  Ausgleichung  und 
Gleichstellung  jeder  Art  bezogen  werden  und  dort  insbesondere  auch  die 
eheliche  Gütergemeinschaft  als  Hermandad  oder  Germanitas  bezeichnet  wird. 
Es  genügt  mir,  darauf  hingewiesen  zu  haben;  immerhin  dürfte  der  Um- 
stand beachtenswerth  sein  und  zu  einer  Prüfung  auffordern,  ob  sich  da 
weitere  Haltpunkte  bieten,  welche  nach  Massgabe  der  westgothischen  Ver- 
hältnisse auf  Reste  ostgothischen  Rechts  schliessen  lassen  könnten. 
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Es  ist  ja  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  nach  dem  Falle  des 
ostgothischen  Reichs  in  den  Städten  Istriens  eine  so  zahlreiche  gothische 
Bevölkerung  erhielt ,  dass  das  für  die  spätere  Gestaltung  des  Rechts  mass- 
gebend werden  konnte.  *) 

1206.  Sehen  wir  auf  das  Gesagte  zurück,  so  dürften  unsere  Ergeb- 
nisse für  das  westgothischeRecht  als  durchaus  gesichert  erscheinen. 
Wir  können  da  noch  unmittelbar  eine  früheste  Stufe  vollständiger  Güter- 
scheidung nachweisen,  auf  der  es  überhaupt  kein  eheliches  Gemeingut  gab, 
und  nicht  blos  alles  Eingebrachte  selbst,  sondern  auch  die  Erträgnisse  aus 
demselben  Sondergut  der  Ehegatten  blieben.  Bei  der  Schwierigkeit ,  die- 
selben auseinanderzuhalten,  wurde  bei  annähernder  Gleichheit  der  Ver- 
mögen zunächst  wohl  vertragsweise,  dann  gesetzlich  Gemeinschaft  und 
Hälftung  der  Errungenschaft  bestimmt,  bei  der  dann  in  der  Weiterentwick- 
lung auch  von  der  Gleichheit  der  Vermögen  abgesehen  wurde,  so  dass  auch 
bei  grösseren  Vermögensunterschieden  jene  Gemeinschaft  unmittelbare  Wir- 
kung der  Ehe  sein  soll.  Aber  diese  gesetzliche  Gemeinschaft  beschränkt  sich 
durchaus  auf  die  Errungenschaft,  so  dass  im  allgemeinen  auch  die  einge- 
brachte Fahrniss  Sondergut  bleibt,  nur  vereinzelt,  so  in  Aragon ,  gesetzlich 
Gemeingut  wird.  Dagegen  stand  ursprünglich  wohl  gleichfalls  nur  bei 
Gleichheit  der  Vermögen,  später  ohne  Rücksicht  auf  diese  nichts  im  Wege 
sich  venragsweise  auch  über  volle  Gütergemeinschaft  zu  einigen ,  so  dass 
das  gesammte  Ehegut  als  zur  Hälfte  jedem  der  Ehegatten  gehörig  betrachtet 


*)  In  dieser  Richtung  könnte  möglicherweise  noch  ein  anderer  Umstand 
Beachtung  verdienen.  Ich  bemerkte  Anm.  zu  §  414,  dass  die  Bezeichnung 
des  ersten  Vetter  als  Bruder,  Zerman,  in  Friaul  nicht  mit  longobar- 
dischem  Sprachgebrauch  in  Verbindung  zu  bringen  sein  werde,  da  auch  in 
den  ladinischen  Mundarten  Tirols  die  Bezeichnungen  des  ersten  Vetter  auf 
Germanus  zurückgehen,  während  die  zweiten  Vettern  oder  Geschwisterkinds- 
kinder als  Zweite  bezeichnet  werden.  Es  werden  aber  weiter  in  Krain  in  der 
deutschen  Sprachinsel  Gottschee,  in  welcher  auch  volle  Gütergemeinschaft 
üblich  ist,  nach  gütiger  Mittheilung  meines  Freundes  Director  Knapp,  die  auf 
nochmalige  Anfrage  von  dorther  bestätigt  wurde,  Vettern  und  Basen,  also  Ge- 
schwisterkinder, als  erste  Geschwister,  Geschwisterkindskinder  aber  als  zweite 
Geschwister  bezeichnet,  während  eine  Fortsetzung  der  Zählung  nicht  Üblich  zu 
sein  scheint.  Findet  sich  nun  die  auffallende  Bezeichnung  der  Vettern  als 
erster  Brüder  ausser  in  Island,  vgl.  §  248,  nur  noch  im  westgothischen  Ge- 
biete, vgl.  §  240  ff.,  so  könnte  das  immerhin  die  Annahme  nahe  legen,  es  gehe 
das  auch  hier  auf  gothischen  Brauch  zurück,  es  wären  nach  dem  Falle  des 
Reichs  in  den  nordöstlichen  Gebieten  Ostgothen  in  grösserer  Zahl  sitzen  ge- 
blieben oder  hätten  sich  dorthin  zurückgezogen.  —  Sprach  ich  in  der  Anm. 
zu  §  414  die  Vermuthung  aus,  ohne  sie  damals  belegen  zu  können,  dass  sich 
auch  in  den  romanischen  Mundarten  Graubündens  Sonderbezeichnungen  Über 
den  dritten  Doppelgrad  hinaus  finden  würden,  so  wurde  ich  erst  später  darauf 
aufmerksam,  dass  in  den  Erbsatzungen  von  Oberengadin  1  §  7,  Mohr  Erb- 
rechte i2i9  die  Bezeichnungen  bis  zum  fünften  Grad  ausdrücklich  angegeben 
sind.  Nach  der  Geschwisterschaft  als  erster  Grad  werden  Cosdrin  und  Suvrin 
als  zweiter  und  dritter  Grad  aufgeführt ;  dann :  Basdrin  ü  quart  grö ;  filgs  da 
basdrins  ü  quintaevd  grö. 
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1906]  wurde,  wahrend  dann  üerdies  wohl  in  der  Regel  dem  Ueberlebenden 
Zucht  an  der  Hallte  des  Verstorbenen  verblieb.  Auf  dieser  Stufe  ist  dann  das 
spanische  Recht  im  allgemeinen  verharrt.  Aber  wenigstens  vereinzelt,  vergl. 
S  1 202,  ist  man  von  dieser  Grundlage  aus  zu  gesetzlicher  voller  Gemein* 
schaft  vorgeschritten. 

Es  liegt  uns  da  eine  Entwicklungsreihe  vor,  welche  deutlich  zeigt,  wie 
man  von  voller  G Uterscheidung  schliesslich  zu  voller  Gemeinschaft  gelangen 
konnte.  Dass  hier  die  Entwicklung  nicht  etwa  in  umgekehrter  Richtung 
erfolgt  sein  kann,  bedarf  keiner  weitern  Erörterung.  Denn  abgesehen  von 
allen  sonstigen  auf  der  Hand  liegenden  Gründen  kommt  hier  hinzu,  dass 
gerade  die  älteste  Quelle  noch  deutlich  auf  die  dem  angenommenen  Aus- 
gangspunkte entsprechende  Gestaltung  hinweist ,  wahrend  das  in  den  spä- 
teren nicht  mehr  der  Fall  ist. 

So  verschiedene  Entwicklungsstufen  wir  da  aber  auch  im  spanischen 
Recht  vertreten  finden,  so  ergeben  alle  ausnahmslos  Gleichstellung 
von  Mann  und  Frau.  Knüpft  der  Uebergang  von  Scheidung  zur  Ge- 
meinschaft sich  sichtlich  ursprünglich  an  die  Falle  einer  wenigstens  annä- 
hernden Gleichheit  der  Vermögen  an  und  hat  sich  dann  von  dieser  Grund- 
lage aus  ausnahmslos  Hälftung  des  Gemeinguts  ergeben,  so  wird  auch  der 
Schluss  nicht  abzuweisen  sein,  dass  Mann  und  Frau  durchschnittlich  gleiches 
Vermögen  in  die  Ehe  brachten,  dass  demnach  entsprechend  unsern  frühem 
Ausführungen  die  Tochter  auch  im  Erbrecht  nach  ältestem  gothischen  Recht 
nicht  wohl  zurückgesetzt  gewesen, sein  kann. 

Suchen  wir  uns  nun  zu  vergegenwärtigen,  in  wie  weit  wir  auch  für 
andere  Rechte  eine  von  derselben  Grundlage  aus  in  ahnlicher  Weise  ver- 
laufende Entwicklung  annehmen  dürfen,  bei  welchen  die  uns  vorliegenden 
Quellen  den  Ausgangspunkt  nicht  mehr  so  deutlich  erkennen  lassen,  so 
dürfte  da  als  nächster  Haltpunkt  die  Behandlung  der  eingebrachten 
FahrnissalsSondergut  dienen  können.  Denn  damit  ergibt  sich  ein 
bestimmter  Gegensatz  gegen  das  westfränkische  und  andere,  auch  ostger- 
manische Rechte,  nach  welchen  die  gesammte  Fahrniss,  wie  das  Gewinn- 
gut, zu  theilendes  Gemeingut  oder  auch  Gut  des  Mannes  ist,  und  ebenso 
gegen  die  Verfangenschaftsrechte,  nach  welchen  die  Fahrniss  als  Gesammt- 
gut  dem  Letztlebenden  ungetheilt  verbleibt. 


2.  Aasdomsrecht. 

1207.  Habe  ich  die  bezüglichen  Verhaltnisse  des  Aasdomsrechts  bereits 
S  710  ff.  eingehender  besprochen,  so  ergibt  dasselbe,  wie  in  andern  Ver- 
hältnissen, vgl.  $736,  auch  hier  grössere  Annäherung  an  das  goth isch- 
spanische Recht,  und  es  würde  wenigstens  von  vornherein  der  An- 
nahme nichts  im  Wege  stehen ,  dass  auch  hier  der  Gang  der  Entwicklung 
ein  entsprechender  gewesen  sei.  Das  lässt  sich  nun  allerdings  nicht  unmit- 
telbar erweisen,  da  das  Aasdomsrecht  dann  allgemein  die  letzte  Stufe  ge- 
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setzlicher  voller  Gemeinschaft  erreicht  haben  würde,  so  dass  ein 
Haltpunkt  für  die  Entscheidung  fehlt,  ob  auf  der  zu  vermuthenden  Vor- 
stufe beschrankter  Gemeinschaft  diese  die  gesammte  Fahrniss  umfasste  oder 
nicht 

Dagegen  blieb  die,  Zucht  des  Ueberlebenden  auch  an  der  Hälfte  des 
Verstorbenen  begründende  Wechselauflassung  auch  später  ebenso  eine  ver- 
tragsweise, wie  das  bei  der  spanischen  Güterverbrüderung,  welche  wenig- 
stens in  der  Regel  dieselbe  Wirkung  hatte,  zutraf.  Und  da  scheinen  die  Be- 
stimmungen durchaus  auf  eine  frühere  Stufe  blosser  Errungen- 
schaftsgemeinschaft hinzuweisen,  so  dass  auch  die  eingebrachte 
Fahrniss  ebenso,  wie  das  Erbland,  Sondergut  blieb.  Denn  einmal  spricht 
dafUr,  dass,  während  im  allgemeinen  auch  während  der  Ehe  Wechselauf- 
lassung des  gesammten  Gutes  zulässig  ist,  sich  da  nach  S  7 1 3  in  der  Veluwe 
und  in  Zütphen  eine  Schranke  zeigt,  wonach  sie  lediglich  bezüglich  des 
gemeinsam  Errungenen  zulässig  sein  soll,  nicht  aber  bezüglich  des  Einge- 
brachten, und  zwar,  wie  ausdrücklich  betont  wird,  auch  nicht  bezüglich  der 
eingebrachten  Fahrniss.  Dann  aber  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  wäh- 
rend in  andern  Rechten  die  Zucht  sich  durchweg  auf  Liegenschaften  be- 
schränkt, im  Aasdomsrecht,  vgl.  716,  die  vertragsweise  Zucht  an  der  Hälfte 
des  Verstorbenen  sich  auch  auf  die  Fahrniss  erstreckt,  wie  das  beim  Fehlen 
jeder  Unterscheidung  von  Liegenschaft  und  Fahrniss  bei  bezüglichen  An- 
gaben, vgl.  $  1201,  ebenso  in  Spanien  der  Fall  gewesen  sein  wird. 

Sollte  der  daraus  gezogene  Schluss  auf  die  zu  vermuthende  frühere 
beschränkte  Gemeinschaft  ausreichend  erscheinen,  so  würde  in  dieser  Rich- 
tung das  Aasdomsrecht  sich  nicht,  wie  in  so  manchen  andern  Verhältnissen, 
vgl.  S  735  und  Anm.  zu  S  803,  dem  hier  die  gesammte  Fahrniss  vom  Erb- 
land scharf  unterscheidenden  westfränkischen,  sondern  dem  gothisch-spani- 
schen  und  den  zunächst  zu  besprechenden  Rechten  der  dänischen  Gruppe 
näher  angeschlossen  haben. 


3.  Dänische  Gruppe,  a.  Rhätische  Rechte. 

1208.  Bestimmter  als  für  das  Aasdomsrecht,  ergibt  sich  für  manche 
Rechte  der  dänischen  Gruppe,  für  rhätische,  friesische  und  das  west- 
männische,  eine  Gestaltung,  welche  auf  eine  entsprechende  Entwicklung,, 
wie  im  gothisch-spanischen  Recht,  hindeutet,  indem  insbesondere  die  Ge- 
meinschaft sich  auf  die  Errungenschaft  beschränkt  und  die  eingebrachte 
Fahrniss  nicht  umfasst,  wodurch  denn  auch  für  andere  Rechte  der  Gruppe, 
in  welchen  die  Gemeinschaft  eine  weiterentwickelte  ist,  entsprechende 
Grundlage  wenigstens  wahrscheinlich  wird. 

Das  Gebiet  der  rhätischen  Rechte,  welche  sich  von  allen  Nach- 
barrechten  aufs  bestimmteste  unterscheiden,  habe  ich  $  384  genauer  ange- 
geben. Sind  sie  im  Einzelnen  überaus  mannichfaltig  gestaltet,  so  ergibt  sich 
doch  bald,  dass,  wenn  auch  kein  besonderes  rhätisches  Urrecht  anzunehmen 
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1206]  sein  sollte,  sich  wenigstens  alle  dahin  gehörenden  Rechte  von  ver- 
wandter Grundlage  aus  entwickelt  haben  müssen ;  denn  beim  Vergleiche 
mit  andern  Rechten  trifft  die  verwandtschaftliche  Uebereinstimmung  immer 
denselben  engern  Kreis  von  Rechten,  dem  ausser  denen  der  dänischen 
Gruppe  noch  das  gothische  zuzuzählen  sein  würde.  Unter  solchen  Ver- 
hältnissen dürften  gerade  die  Verschiedenheiten  der  Gestaltung  in  diesen 
Rechten  bestimmtere  Haltpunkte  bieten,  um  aus  dem  spätem  Nebeneinan- 
der auf  das  Nacheinander  der  Entwicklungsstufen  zu  schliessen ,  insofern 
wir  dabei  nach  Massgabe  des  über  das  gothisch-spanischc  Recht  Bemerkten 
davon  ausgehen  dürfen,  dass  die  Gestaltungen  als  die  ursprünglicheren  zu 
betrachten  sind,  welche  sich  der  Güterscheidung  noch  näher  anschliessen. 

Kann  ich  den  Einzelnheiten  nicht  näher  nachgehen ,  so  verweise  ich 
bezüglich  der  benutztenHilfs  mittel  hier,  wie  für  spätere  Erörterungen 
über  die  rhätischen  Rechte,  für  Graubünden  auf  die  Quellen  bei  Mohr 
Erbrechte  Graubündens  und  Wagner  u.  Salis  Rechtsq.  des  Cant.  Graubün- 
den (aus  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  25 — 28.  32.33),  dann  die  Darstel- 
lungen bei  Bühler  Bündn.  Erbr.  77  ff.  und  Wyss  Ehel.  Gütern  der  Schweiz 
140  ff.  Die  Angaben  für  das  linke  Rheinthal  stützen  sich  auf  die  bei  Was- 
serschieben Erbenf.  247  ff.  abgedruckten  Statuten  der  Grafschaften  Sargans 
und  Werdenberg,  der  Herrschaft  Sax  und  Forstegg  und  der  vier  obern  Höfe 
des  Rheinthals ;  dann  das  Landrecht  von  Wildenhaus,  die  ältere  Erbrechts- 
satzung der  vier  Höfe  und  das  Zuchtbuch  von  Pfeffers  bei  Grimm  Weisth. 
5,  202.  204  ff.  6,  357  ff.  Für  Vorarlberg  hatte  ich  zur  Hand  die  Auszüge 
aus  den  Rechten  der  Gerichte  Damils,  Dornbirn,  Montafon,  des  Reichshofes 
Lustenau,  der  Reichsherrschaft  Blumenegg  und  der  Herrschaft  Bregenz 
bei  Weizenegger-Merkle  Vorarlberg  1,  163  ff.  und  Wasserschieben  48  ff, 
welche  ich  für  Montafon  und  Blumenegg  aus  vollständigen  Abschriften  er- 
gänzen konnte;  das  Stadtrecht  von  Feldkirch  in  Zeitschr.  f.  Gesch.  des 
Oberrh.  21,  129  ff.;  den  Landsbrauch  des  Inner-Bregenzerwaldes,  Bezau 
1863;  dann  die  Angaben  über  das  Recht  der  Gerichte  Tannberg  und  Mittel- 
berg bei  Finke  u.  Klenze  Mittelberg  131  ff. ,  Sander  Beitr.  zur  Gesch.  des 
Gerichts  Tannberg  2,  82  ff. 

1209.  Die  rhätischen  Rechte  zeigen  die  auffallende  Erscheinung,  welche 
wir  ebenso  in  den  friesischen  Rechten  wiederfinden  werden,  dass  innerhalb 
einer  engern  Gruppe  von  Rechten,  die  doch  anderweitig  sichtlich  im  engern 
verwandtschaftlichen  Zusammenhange  stehen,  sich  für  die  ehelichen  Ver- 
mögensverhältnisse Regelung  nach  ganz  verschiedenenGesichts- 
punkten  ergibt,  indem  in  den  spätem  Rechten  des  Gebiets  theils  der  des 
Gemeinguts,  theils  der  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  als  massgebend 
erscheint. 

Wir  suchten  §  1 186  ff.  nachzuweisen,  wie  sich  der  eine,  wie  der  an- 
dere von  voller  Güterscheidunga us  ergeben  konnte.  Als  Regel  lässt 
sich  das  dieselbe  kennzeichnende  Auseinanderhalten  der  Errungenschaft 
allerdings  in  den  spätem  Rechten  nicht  mehr  nachweisen;  dieselbe  erscheint 
entweder  als  Gemeingut  oder  ist  bei  Beständigkeit  des  Frauenguts  Sache 
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nur  des  Mannes.  Aber  manche  Bestimmungen  scheinen  doch  bestimmter 
darauf  hinzudeuten,  dass  auch  hier  die  volle  Scheidung  den  Ausgangspunkt 
gebildet  hatte.  So  vor  allem  das  eigenthümliche  Institut  der  Starzeda,  der 
Wi edersond er ung  der  Güter,  wie  es  durchweg  in  den  Rechten  des 
Eogadin  anerkannt  war;  vgl.  Bühler  96.  Im  allgemeinen  trat  hier  nach 
Jahr  und  Tag  eine  auch  die  Fahrniss  umfassende  Gemeinschaft  ein.  Aber 
jeder  Gatte,  nicht  blos  die  Frau,  hatte  das  Recht,  im  Laufe  der  Ehe  die 
Gütersonderung  zu  verlangen,  welche  gerichtlich  und  öffentlich  erfolgen 
soll.  Dann  wurde  die  bisherige  Errungenschaft  ebenso ,  wie  das  sonst  bei 
Lösung  der  Ehe  der  Fall  sein  sollte,  nach  Drittelsrecht  getheilt ,  während 
von  da  ab  zwar  die  Kosten  des  fortdauernden  gemeinsamen  Haushaltesaus 
beiden  Vermögen  zu  bestreiten  waren,  Vorschlag  und  Rückschlag  aber  fort- 
an nur  jedes  der  Sondervermögen  trafen.  So  ist  hier  die  volle  Güterschei- 
dung,  wie  wir  sie  im  altern  gothischen  und  im  islandischen  Recht  als  Regel, 
finden,  wenigstens  als  Ausnahme  noch  festgehalten. 

Dem  schliessen  sich  aber  auch  in  andern  rhätischen  Rechten  eine  Reihe 
von  Bestimmungen  insofern  naher  an,  als  sie  zwar  im  allgemeinen  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft und  damit  Gemeinschaft  auch  der  Schulden  aus- 
sprechen, aber  doch  davon  ausgehen,  dass  das  nur  solche  Schulden  treffen 
soll,  welche  im  Interesse  der  gemeinsamen  Wirthschaft  eingegangen  waren, 
indem  vielfach  bestimmt  wird,  dass  Schulden ,  welche  lediglich  von  dem 
einen  Theile  in  seinem  Interesse  gemacht  wurden,  auch  nur  dem  Vermögen, 
dieses  zur  Last  fallen  sollen. 

1210.  Sehen  wir  nun  zunächst  auf  dieRechte  mit  Gütergemein- 
schaft, so  gehen  viele  rhätische  Rechte  nicht  über  blosse  Errungen- 
schaftsgemeinschaft hinaus.  Die  beiden  Stamm  vermögen,  wie  sie  in 
die  Ehe  eingebracht  oder  während  derselben  ererbt  waren ,  werden  nach 
Lösung  derselben  vom  Ueberlebenden  oder  den  Erben  des  Verstorbenen 
als  Sondergut  vorweggenommen.  Unverkürzt  allerdings  nur  dann,  wenn 
das  noch  vorhandene  Gut  dazu  ausreicht,  wenn  kein  Rückschlag  erfolgt  ist. 
Denn  die  Gemeinschaft  umfasst,  wie  es  etwa  in  den  Statuten  von  Bivio  $  3  2 
heisst:  il  bene  et  male,  guadagno  et  persa  et  discapita,  so  dass  auch  der 
etwaige  Verlust  von  jedem  Theile  nach  Massgabe  seines  Antheiles  an  der 
Gemeinschaft  zu  tragen  war. 

Die  Zurücknahme  des  Eingebrachten  trifft  aber  nicht  blos  die  Liegen- 
schaften. Die  Behandlung  auch  der  eingebrachten  Fahrniss  als 
Sondergut  wird  nicht  blos  in  Graubünden,  sondern  auch  in  Vorarlberg, 
so  zu  Damils  und  Dornbirn,  oft  ausdrücklich  betont.  Das  würde  also  mit 
dem  spanischen  Rechte  insofern  übereinstimmen,  als  auch  in  diesem  die 
eingebrachte  Fahrniss  nicht  zu  Gemeingut  wird. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zeigt  sich  dann  aber  darin,  dass  in  Spa- 
nien nur  die  thats&chlich  noch  vorhandenen  eingebrachten  Fahrnissstücke 
Sondergut  bleiben,  wahrend  hier  in  Uebereinstimmung  mit  andern  Rechten- 
der Gruppe  sich  ein  strengeres  Festhalten  an  dem  ursprünglichen  Bestände 
beider  Vermögen  damit  ergibt,  dass  auch  ein  Ersatz  für  nicht  mehr 
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1210]  vorhaadeneFahrniss  erfolgt.  Es  wird  in  den  rhätischen  Rechten 
oft  betont,  dass  das  nicht  mehr  Vorhandene  aus  dem  gemeinen  Gut  durch 
•den  Werth  oder  durch  entsprechende  Stücke  von  mittlerer  Beschaffenheit, 
nicht  von  den  besten  und  nicht  von  den  schlechtesten,  zu  ersetzen  sei. 

Wird  bei  der  Ehe  auch  die  Fahrniss  als  Sondergut  behandelt,  so  lässt 
•das  auch  hier,  wie  wir  das  S  1 199  für  das  gothische  Recht  betonten,  auf  ein 
Recht  als  Ausgang  schliessen,  welches  zwischen  Fahrniss  und  Liegenschaften 
nicht  so  scharf  unterschied,  wie  das  insbesondere  in  westgermanischen 
Rechten  zutraf.  Das  macht  sich  in  Rhätien  wohl  noch  dadurch  kenntlich, 
dass  sich  Reste  einer  Behandlung  von  Fahrniss  als  Erbgut  finden.  Im 
allgemeinen  wird  allerdings  auch  hier,  wie  in  Spanien,  auf  erbrechtlichem 
Gebiete  zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss  unterschieden:  wie  das  Vor- 
fahrenrecht auch  hier  vielfach  dadurch  abgeschwächt  erscheint,  dass  das 
Erbland  überhaupt  nicht  auf  Vorfahren  steigt  oder  doch  nur  zu  Zucht ,  so 
trifft  insbesondere  das  Fallrecht  durchweg  nur  das  Erbland.  Aber  wenig- 
stens ausnahmsweise  erscheint  hier  ebenso,  wie  wir  das  $  1 199  inLabourd 
fanden,  das  Fallrecht  auch  auf  ererbte  Fahrniss  ausgedehnt.  So  heisst  es  in 
den  Statuten  von  Bergün  am  obern  Albula  $22,  Wagner  u.  S.  4,  106:  Die 
Jigenden  gütter  und farende güiter  sollend  alwegen  %u  dem  stammen  fallen, 
da  dannen  si  körnen  sind,  es  sige  von  vatier  oder  von  mutier.  Das  findet  sich 
dann  ebenso  in  den  benachbarten  Statuten  von  Bivio  und  Marmorera  $  25, 
W.  u.  S.  4,  152,  mit  dem  Zusätze:  pero  li  mobili  devono  rittornare  per 
consiglio  del  dritto.  Ist  das  Ausnahme,  so  findet  sich  allgemeiner,  wie  in 
andern  Rechten  der  dänischen  Gruppe,  wenigstens  bestimmte  besonders 
dauerhafte  oder  werth  volle  Fahrniss,  Gold  und  Silber,  dann  baares  Geld 
den  Immobilien  gleichgestellt;  vgl.  Bühler  98,  Wyss  146. 

1211.  Was  nach  Vorwegnahme  der  beiden  Sondervermögen  erübrigt, 
ist  Gewinn  oder  Vorschlag,  der  als  errungenes  Gemeingut  nach  beiden 
Seiten  zu  theilen  ist,  wie  das  ebenso  den  Verlust  oder  Rückschlag  trifft,  der 
<iann  nach  entsprechendem  Verhaltnisse  von  den  beiden  Sondervermögen 
abzuziehen  ist.  Dabei  aber  ist  der  Theilungsmassstab,  wie  er  bei 
blosser  Errungenschaftsgemeinschaft,  ganz  ebenso  aber  auch  bei  jeder  weiter- 
gehenden Gemeinschaft  in  Anwendung  kommt,  ein  verschiedener.  Fanden 
wir  da  im  spanischen  und  im  Aasdomsrechte  Hälft  ungsrecht,  wie  das 
ebenso  für  die  friesischen  und  dänischen  Rechte  ausnahmslos  massgebend 
war,  so  findet  sich  dasselbe  hier  nur  ausnahmsweise.  So  im  Bregenzerwald, 
zu  Dornbirn  und  Lustenau,  links  vom  Rhein  in  Wildenhaus,  während  sich 
in  Davos,  vgl.  Bühler  99 ,  wenigstens  insofern  eine  Gleichstellung  beider 
Theile  zeigt,  als  zwar  nicht  die  Errungenschaft,  wohl  aber  das  Eingebrachte 
zu  hälften  ist,  wenn  der  Bestand  desselben  nicht  mehr  nachzuweisen  ist. 

Ganz  überwiegend  aber  ist  die  Gemeinschaft  nach  Drittelsrecht 
der  Frau  bemessen ;  nicht  blos  durchweg  in  Graubünden  und  im  St.  Galli- 
-schen  Rheinthale ,  sondern  auch  in  Vorarlberg  in  den  Rechten  von  Feld- 
kirch, Montafön,  Blumenegg,  Damils,  Mittelberg  und  Thannberg.  Dieses 
^Vorherrschen  des  Drittelsrechts  in  Rhatien  scheint  mir  nun  in  der  Beziehung 
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besonders  beachtenswenh  zu  sein,  als  es  einen  bestimmteren  Beleg  für  die 
$1192  vertretene  Annahme  bietet,  dass  für  das  Drittelsrecht  der  Frau  der 
Gesichtspunkt  einer  Zurücksetzung  derselben  nicht  massgebend  war.  Haben 
wir  in  der  Halftung  des  Gemeinguts  zweifellos  einen  Beleg  für  die  durch- 
schnittliche Gleichheit  der  beiden  Vermögen  zu  sehen,  so  liegt  es  allerdings 
nahe,  in  dem  Drittelsrecht  einen  Beleg  dafür  zu  sehen,  dass  die  Frau  in  den 
bezüglichen  Rechten  durchweg  geringeres  Vermögen  in  die  Ehe  brachte, 
wie  es  sich  denn  allerdings  auch  vorwiegend  in  Rechten  mit  Zurücksetzung 
der  Töchter  rindet.  Zeigen  in  der  uns  beschäftigenden  Gruppe  insbesondere 
die  schwedischen  Rechte  solches  Drittelsrecht,  so  liegt  es  besonders  nahe, 
das  damit  in  Verbindung  bringen  zu  wollen,  dass,  wie  wir  S  1 1 64  ff.  nach- 
zuweisen suchten,  in  Schweden  Töchter  neben  Söhnen  nur  zu  Drittelsrecht 
erbten.  Aber  der  Vergleich  mit  den  andern  Rechten  der  Gruppe  lässt  diese 
Annahme  doch  sofort  als  unzutreffend  erscheinen.  Erben  auch  in  friesischen 
und  dänischen  Rechten  die  Töchter  nur  nach  Drittelsrecht,  so  hat  das  da 
Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  bei  Theilung  des  Gemeinguts  nicht  ge- 
hindert. Und  umgekehrt  finden  wir  in  Rhatien  das  Drittelsrecht  der  Frau 
gerade  in  einer  Rechtsgruppe,  in  welcher,  vgl.  $  1069,  so  gut,  wie  aus- 
nahmslos, die  volle  erbrechtliche  Gleichstellung  von  Söhnen  und  Töchtern 
anerkannt  war,  wo  also  auch  nicht  angenommen  werden  konnte,  dass  das 
eingebrachte  Gut  der  Frau  durchschnittlich  hinter  dem  des  Mannes  zurück- 
stand. Um  so  bestimmter  sehen  wir  uns  damit  gerade  hier  darauf  hinge- 
wiesen, dass  das  Drittelsrecht  der  Frau  sich  nur  auf  die  Erwägung  gegründet 
haben  kann,  dass  Gewinn,  aber  ebenso  auch  Verlust,  wegen  des  Verwal- 
tungsrechts des  Mannes  in  erster  Reihe  Ergebniss  der  Thätigkeit  dieses 
seien,  dass  die  der  Frau  da  nur  untergeordnete  Bedeutung  haue,  und  dass 
es  sich  daher  rechtfertige,  ihr  von  Gewinn  und  Verlust  auch  nur  den  gerin- 
geren Theil  zuzusprechen,  woraus  sich  eben  so  wohl  ein  Vortheil,  wie  ein 
Nachtheil  für  sie  ergeben  konnte. 

1212.  Sind  manche  rhätische  Rechte  nicht  über  Errungenschaftsge- 
meinschaft  fortgeschritten,  so  dass  nach  Lösung  der  Ehe  jedem  Theile  auch 
die  eingebrachte  Fahrniss  oder  deren  Werth  zurückgestellt  wird,  so  finden 
wir  in  vielen  andern  auch  Fahrnissgemeinschaft,  indem  die  ge- 
sammte  vorhandene  Fahrniss  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  nach  dem- 
selben Verhaltnisse,  wie  die  Errungenschaft,  getheilt  wird.  Eine  bestimmtere 
örtliche  Scheidung  macht  sich  dabei  nicht  geltend.  In  Graubünden  fällt  in 
aMchstbenachbarten  Orten  hier  die  Fahrniss  in  die  Gemeinschaft,  dort  nicht. 
Auch  sonst  werden  wohl  nur  die  Liegenschaften  als  Sondergut  bezeichnet; 
so  in  Montafon  und  im  Hochgerichte  der  Fünf  Dörfer  3  S  1,  wo  ausdrück- 
lich betont  wird,  dass  auch  bei  wahrender  Ehe  von  anfallenden  Erbschaften 
nur  die  Liegenschaften  Sondergut  werden,  die  Fahrniss  aber  nach  Drittels- 
recht zu  theilen  ist  Die  ganz  entsprechenden  Bestimmungen  finden  sich  im 
St.  Gallischen  Rheinthal  zu  Pfeffers,  Sargans,  Werdenberg  und  Sax,  wah- 
rend das  Recht  der  vier  Höfe  hier  von  den  rhatischen  ganz  abweichende, 
sich  dem  St.  Gallischen  Erbrecht  $  3,  Wasserschieben  Erbenf.  298,  an- 
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1212]  schliessende  Bestimmungen  gibt.  Dass  beide  rhätische  Gestaltungen 
auf  dieselbe  Grundlage  zurückgehen,  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln.  Dann 
aber  auch  schwerlich,  dass  die  Ausdehnung  der  Gemeinschaft  auf  die  Fahr- 
niss  die  spätere  Entwicklungsstufe  darstellt,  dass  man  von  der  zu  vermu- 
thenden  ursprünglichen  vollen  Güterscheidung  aus  zunächst  nur  zur  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft überging  und  bei  dieser  in  manchen  Rechten 
verblieb,  während  man  in  andern  dann  die  gesammte  Fahrniss  einbezog. 

Dafür  aber  dürfte  noch  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Erscheint  die 
blosse  Errungenschaftsgemeinschaft  durchweg  als  Wirkung  der  Ehe  selbst, 
so  finden  wir  für  den  Eintritt  der  Fahrnissgemeinschaft  in  den  rhätischen 
Rechten  durchweg  die  Forderung  der  Ueberjährigkeit  der  Ehe. 
Sie  tritt  erst  ein,  wenn  die  Eheleute  Jahr  und  Tag  zusammen  gehaust  haben; 
löst  sich  die  Ehe  früher,  so  wird  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  zurück- 
genommen; erst  nach  Jahr  und  Tag  wird  sie  Gemeingut.  Wird  dieser  Zeit- 
punkt kaum  in  einem  andern  grössern  Rechtsgebiete  so  regelmässig  betont, 
wie  hier,  so  handelt  es  sich  dabei  doch  in  keiner  Weise  um  eine  Eigentüm- 
lichkeit der  rhätischen  Rechte.  Von  näherverwandten  Rechten  sind  es  ins- 
besondere die  friesischen  und  die  mit  ihnen  zusammenhängenden  norman- 
nischen Rechte,  in  denen  wir  Beginn  der  Fahrnissgemeinschaft  nach  Jahr 
und  Tag  wieder  finden  werden.  Die  Beachtung  des  Termins  im  Aasdoms- 
rechte und  im  westfränkischen  Rechte  wurde  bereits  $7 10.  961  besprochen. 
Eine  Reihe  von  Belegen  aus  den  verschiedensten  Rechtsgruppen ,  wonach 
erst  nach  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  beschränkte  oder  volle  Gemeinschaft 
oder  ausgedehntere  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des  ver- 
storbenen eintreten,  hat  Brunner  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  29,  92  ff.  angeführt. 
Auch  im  Frostuthingsrechte  wird  nach  Jahr  tjnd  Tag  die  Fahrniss  zu  einer 
einheitlichen  Masse  zusammengelegt.  Im  godflisch-spanischen  Recht  macht 
sich  ein  Einfluss  der  Frist  auf  diese  Verhältnisse  nur  insofern  geltend,  als 
nach  Jahr  und  Tag  Schenkungen  urifter  Eheleuten  gestattet  waren;  vergl. 
$  1 204.  Das  wird  auch  in  rhätischen  Rechten,  in  welchen  solche  Schen- 
kungen durchweg  einen  bestimmten  Betrag  nicht  überschreiten  sollten, 
wohl  erwähnt;  so  im  Landbuch  von  Oberhalbstein  $  48,  Wagner  u.  S.  4, 
13.  Nach  dem  Recht  von  Innerbeifort  $  55,  W.  u.  S.  2,  195,  durften  sich 
Eheleute  erst  nach  Jahr  und  Tag  ihr  Gut  zu  lebenslänglicher  Zucht  auf- 
lassen. 

Knüpft  sich  in  andern  Rechten,  insbesondere  auch  in  den  näherver- 
wandten friesischen,  der  Eintritt  der  Gemeinschaft  vielfach  an  die  Geburt 
eines  Kindes,  so  findet  sich  diese,  vgl. Bühler  99,  auch  hier  wohl  inso- 
fern beachtet,  als  mit  derselben  die  Verbindung  der  Vermögen  als  eine 
engere  erscheint,  insbesondere  die  Verfügung  des  Mannes  über  das  Frauen- 
gut eine  unbeschränktere  wird.  Aber  für  den  Beginn  ausgedehnterer  Ge- 
meinschaft ist  dieselbe,  so  weit  ich  sehe,  nie  massgebend.  Freilich  hat  man 
beide  Termine  wohl  als  in  Zusammenhang  stehend  gefasst.  Schröder 
Gütern  1,  101,  meint,  die  ursprüngliche  Forderung  der  Geburt  eines  Kin- 
des habe  sich  auf  die  des  Verlaufs  von  Jahr  und  Tag  abgeschwächt  auf 
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Grund  der  stillschweigenden  Voraussetzung ,  dass  die  Ehe  in  dieser  Zeit 
Folgen  haben  werde.  In  ähnlicher  Weise  nimmt  Brunner  Zeitschr.  f.  Rechtsg. 
29,  108  an,  dass  beide  Forderungen  auf  demselben  Grundgedanken  be- 
ruhen. 

Aber  ich  denke,  dass  da  keinerlei  Zusammenhang  besteht.  Von  andern 
Gründen  abgesehen  insbesondere  desshalb  ,  weil  der  Eintritt  der  Gemein- 
schaft der  Fahrniss,  um  die  es  sich  in  erster  Reihe  handelt,  auch  wohl  da 
an  den  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  geknüpft  erscheint,  wo  es  sich  überhaupt 
nicht  um  eheliche  Gemeinschaft  handelt,  damit  also  auch  jeder  Zusammen- 
hang mit  der  Forderung  der  Fruchtbarkeit  von  vornherein  ausser  Frage 
bleiben  muss.  Ich  wies  $  961  darauf  hin,  wie  nach  französischem  Recht 
das  Zusammenhausen  nicht  blos  bei  Eheleuten,  sondern  auch  bei  allen  an- 
dern Personen  nach  Jahr  und  Tag  Gemeinschaft  zur  Folge  haben  sollte. 
Die  fortgesetzte  Gemeinschaft  des  überlebenden  Elterntheils  mit  den  Kin- 
dern tritt  dort  ein,  wenn  sie  Jahr  und  Tag  ohne  Theilung  zusammen  ge- 
lebt haben.  Nach  dänisch-seelandischem  Recht,  vergl.  Stemann  Gütern  6, 
erhalten  Schwiegersohn  oder  Schwiegertochter  erst  dann,  wenn  sie  ein  Jahr 
mit  den  Schwiegereltern  gelebt  haben,  einen  Kopftheil  an  der  Gemeinschaft. 
Für  alle  solche  Bestimmungen  kann  doch  wohl  nur  der  Gesichtspunkt 
massgebend  gewesen  sein ,  dass  sich  nach  längerm  Zusammenhausen  die 
Fahrniss  nur  noch  schwer  genügend  auseinanderhalten  lässt.  Dem  entspre- 
chend findet  sich  in  Overysse],  Overyss.  St.  R.  5,  186,  die  Bestimmung, 
dass  selbst  dann,  wenn  die  dort  gesetzliche  volle  Gemeinschaft  im  Ehever- 
trage ausgeschlossen  wurde,  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  wenigstens  der 
Hausrath  gemein  sein  sollte. 

Blieb  die  Fahrniss  in  den  meisten  Rechten  jedenfalls  im  ersten  Jahre 
Sondergut,  so  spricht  auch  das  zweifellos  dafür,  dass  wir  in  der  Gestaltung 
der  Rechte  die  ursprünglichere  zu  sehen  haben ,  in  welcher  sie  das  auch 
später  blieb.  Trat  die  Fahrnissgemeinschaft  erst  nach  einem  Jahre  ein,  so 
ergibt  sich  damit  die  Frage  nach  der  Theilung  bei  unterjähriger 
Ehe.  Die  meisten  Rechte  begnügen  sich  da  mit  der  Angabe,  dass  dann 
jeder  Theil  sein  Eingebrachtes  zurücknimmt,  und  scheinen  davon  auszu- 
gehen, dass  bis  dahin  noch  keine  wesentliche  Aenderungen  eingetreten  sein 
werden.  Aber  es  konnten  sich  doch  auch  schon  im  ersten  Jahre  Gewinn 
oder  Verlust  ergeben.  Dann  waren  diese,  wenn  die  Errungenschaftsgemein- 
schaft schon  Wirkung  der  Ehe  selbst  sein  sollte,  nach  Drittelsrecht  zu  theilen 
gewesen.  Das  ist  denn  auch  in  einigen  der  Rechte,  welche  nach  einem 
Jahre  auch  Fahrnissgemeinschaft  eintreten  lassen ,  ausdrücklich  so  ausge- 
sprochen; so  in  den  Statuten  der  Gerichte  Remüs,  Schieins  und  Samnaun 
im  Unterengadin  $  121,  Mohr  247;  dann  in  denen  von  Bergttn  $  31 ,  wie 
dahin  auch  eine  bezügliche  Angabe  in  den  Statuten  des  benachbarten  Ge- 
richts Alvenen,  vgl.  Wyss  143,  zu  verstehen  sein  wird. 

Dagegen  würden  andere  Angaben  darauf  hinweisen,  dass  bei  unter- 
jähriger Ehe  noch  keinerlei  Gemeingut  angenommen  wurde.  So  heisst  es 
in  den  Statuta  civilia  von  Oberengadin  $  9  5  :  Si  vero  maritus  et  uxor  non 
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1212]  cohabitarent  per  annum  et  dietn  unum,  tunc  uxor  out  eins  her  es  pos- 
sit  et  valeat  quantum  ad  maritum  adduxerat  tarn  de  mobilibus  quam  de  im- 
mobili  bono  retrohabere  bona  fide  et  sine  fraude.  Hatte  danach  der  etwaige 
Gewinn  und  Verlust  nur  den  Mann  oder  dessen  Erben  getroffen,  so  würde 
sich  damit  für  die  unterjährige  Ehe  Beständigkeit  nur  des  Fraueoguts  er- 
geben. Dagegen  heisst  es  in  Unterengadin  im  Gerichte  Obvaltasna  $  8, 
Mohr  1 80,  und  ebenso  in  einem  Zusätze  von  1 644  zu  den  Statuten  von 
Oberengadin,  Wagner  u.  S.  4,  73,  dass,  wenn  während  des  ersten  Jahres 
von  dem  Vermögen  verhaust  ist,  jeder  Ueberlebende  sein  eingebrachtes  Ver- 
mögen ungemindert  erhalten  und  der  Verlust  nur  die  Erben  des  Verstor- 
benen treffen  soll.  Auch  im  Landsbrauch  des  Bregenzerwaldes  S.  7 1  ergibt 
sich  bei  unterjähriger  Ehe  eine  Bevorzugung  des  Ueberlebenden  insofern, 
als  dieser  einen  Betrag  von  dreissig  Pfund  Pfenningen  aus  dem  Vermögen 
des  Verstorbenen  erhalten  soll;  doch  mag  es  sich  da  nur  um  die  auch  sonst 
vgl.  Bühler  80,  vorkommende  Ausdehnung  der  Morgengabe  auf  den  Mann 
handeln. 

1213.  Ist  die  Fahrnissgemeinschaft  durchweg  eine  gesetzliche,  so  hat 
sich  das  hier  im  allgemeinen  zu  voller  Gemeinschaft  auch  der  Liegen- 
schaften nicht  weiter  fortgesetzt.  Allerdings  finden  sich  auch  hier  der  Wech- 
selauflassung  oder  der  spanischen  Hermandad  entsprechende  Verträge,  wo- 
nach sich  die  Ehegatten  Leibzucht  am  ganzen  oder  auch  nur  am  halben 
Vermögen  zusichern  konnten;  vgl.  Bühler  65  ff.   Aber  nur  ganz  vereinzelt 
ist  man  zu  voller  gesetzlicher  Gemeinschaft  gelangt.   So  wird  nach  Lands- 
brauch des  Bregenzerwaldes  S.  79. 81,  wenn  die  Ehe  über  ein  Jahr  gedauert 
hat,  das  gesammte  Gut,  Liegenschaften  und  Fahrniss,  mit  den  Kindern  oder 
den  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  gehälftet.  Nach  dem  Landrecht  von 
Wildenhaus  links  vom  Rhein  §  2  ff.,  Grimm  Weisth.  5,  202,  welches  nach 
den  sonstigen  dürftigen  Angaben  noch  den  rhätischen  Rechten  zuzuzählen 
sein  wird,  hat  der  Ueberlebende  mit  Kindern  das  gesammte  fahrende  und 
liegende  Ehegut  zu  haltten,  während  er  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen 
nur  ein  Viertel  herauszugeben  hat.  Theilung  des  gesammten  vorhandenen 
Eheguts  nach  Drittelsrecht   ergibt  sich  auch  nach  den  eigentümlichen 
Satzungen  von  Chur,  vgl.  Wagner  u.  S.  3,  71.  81,  für  den  Fall,  dass  der 
Ueberlebende  solche  der  Zurücknahme  seines  Eingebrachten  vorzieht;  doch 
erscheint  auch  dann  das  Ehegut  nicht  als  einheitliche  Masse  behandelt,  in- 
sofern zur  Ausrichtung  der  zwei  Drittel,  beziehungsweise  des  einen  Dritte], 
zunächst  das  Eingebrachte  des  Ueberlebenden  zu  nehmen  und  der  Rest 
dann  aus  dem  Gewinngute,  erforderlichenfalls  aber  auch  aus  dem  Einge- 
brachten des  Verstorbenen  zu  ergänzen  ist. 

1214.  Abweichend  von  den  besprochenen  Rechten  sind  nun  in  vielen 
andern  diese  Verhältnisse  in  erster  Reihe  nach  dem  im  allgemeinen  §  1 187  ff- 
besprochenen  Gesichtspunkte  derBeständigkeit  des  Fra  uenguts  ge- 
ordnet. Aber  nur  vereinzelt  wird  diese  schlechtweg  ausgesprochen.  So  nach 
den  altern  Statuta  civilia  des  Gerichts  Bergell  von  1558  $  60,  Wagnern. 
S.  4,  143,  wonach  die  Güter  der  Frau:  non  debent  habere  commodum,  nee 
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incommodutn,  also  nach  der  Ausdrucksweise  anderer  Rechte  nicht  wachsen, 
noch  schwinden  sollen ,  so  dass  alles  Veräusserte  ihr  zu  ersetzen  ist  und 
Vorschlag  und  Rückschlag  nur  die  Erben  des  Mannes  trifft,  wahrend  auch 
von  einer  Wahl  der  Frau,  wie  in  den  weiterhin  zu  besprechenden  Rechten, 
nicht  die  Rede  ist.  Auch  in  dem  anstossenden  Oberengadin  schien  sich 
$1212  wenigstens  für  die  unterjährige  Ehe  Beständigkeit  des  Frauenguts 
zu  ergeben,  während  dieselbe  überhaupt  erst  1687,  vgl.  Wyss  145,  einge- 
führt wurde,  indem  man  bestimmte,  dass  die  Frau  fortan  für  Schulden  nicht 
mehr  haften,  dafür  aber  auch  keinen  Theil  am  Gewinn  haben  solle.  Es  ist 
möglich,  dass  es  sich  auch  in  Bergell  erst  um  neueres  Recht  handelte,  zu- 
mal sich  da  ein  Schwanken  zeigt,  indem  die  Statuten  von  1597  die  Be- 
ständigkeit auf  den  Fall  beerbter  Ehe  beschränken,  während  bei  unbeerbter 
Ehe:  la  moglie  deve  stare  alla  ter^a parte  del  male  e  bene. 

Um  so  sicherer  handelt  es  sich  um  althergebrachtes  Recht  bei  einer 
eigemhümlichen,  nur  in  Rhätien  vorkommenden  Gestaltung  unvollstän- 
diger Durchführung,  welche  allerdings  zunächst  die  Beständigkeit  des 
Frauenguts  im  Auge  hat,  aber  doch  einerseits  eine  Minderung  desselben 
nicht  unbedingt  ausschloss,  andererseits  aber  auch  bei  starker  Mehrung  des 
Vermögens  der  Frau  eine  Antheilnahme  am  Gewinne  ermöglichte.  Diese 
Gestaltung  ist  insbesondere  gemeines  Recht  des  Obern-  oder  Grauenbun- 
des. Stirbt  die  Frau  vor  dem  Manne,  so  hat  dieser  ausser  der  Morgengabe 
ihren  Erben  ihr  gesammtes  eingebrachtes  Gut,  Liegenschaft  und  Fahrniss , 
herauszugeben;  ebenso  kann  die  überlebende  Frau  Herausgabe  des  Einge- 
brachten verlangen,  so  dass  die  gesammte  Errungenschaft  mit  Einschluss, 
der  Schulden  dem  Mann  oder  dessen  Erben  verbleibt. 

Diese  Beständigkeit  des  Frauenguts  kommt  aber  nur  zu  voller  Geltung, 
wenn  das  nach  Tilgung  der  Schulden  der  Seite  des  Mannes  verbleibende 
Gut  zur  Herausgabe  ausreicht;  es  fallt  ihr  dann  kein  Theil  -der  Schulden 
zur  Last.  Ist  aber  in  andern  Rechten  die  unverkürzte  Herausgabe  des 
Frauenguts  dadurch  gesichert,  dass  der  Anspruch  der  Frau  auf  dieselbe 
allen  andern  Forderungen  vorgeht,  so  ist  das  hier  nicht  der  Fall,  indem  sich 
eventuelle  Haftung  des  Frauenguts  für  die  Eheschulden  ergibt, 
falls  das  dem  Manne  verbleibende  Gut  dazu  nicht  ausreicht.  So  heisst  es  in 
den  Statuten  des  Grauen  Bundes  von  1 528  S  4»  Wagner  u.  S.  1,  47,  dass 
der  überlebende  Mann  den  Erben  der  Frau  deren  eingebrachtes  Gut  her- 
ausgeben soll :  doch  vorbehalten,  ob  der  man  die  schulden  nit  selbs  bemalen 
möcht,  sollen  der  frouwen  erben  die  selben  bemalen,  es  sei  denn,  dass  es  sich 
um  vom  Manne  nur  in  seinem  Interesse  gemachte  Schulden  handle.  Ist 
hier  nicht  ausdrücklich  betont,  dass  das  auch  die  ihr  Gut  zurücknehmende 
Frau  selbst  treffen  soll,  so  leidet  das  nach  den  Angaben  anderer  hieher  ge- 
hörender Rechte  keinen  Zweifel.  So  heisst  in  den  Statuten  von  Misox, 
Mohr  61,  von  den  gemeinsamen  Eheschulden:  prima  il  marito  owero  la 
sua/acoltd  doverä  p agare  tali  debiii ;  e  non  trovandosi  della  facoltä  diesso, 
deve  esser  obligata  la  moglie  del  proprio.  Entsprechend  in  den  Satzungen 
von  Churwalden :  Stund  aber  sy  an  ir  haimstür  oder  morgengab  und  den 
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1214]  da  nii plibc,  das  die  gelt  schulden  damit  usgericht  werden,  so  soll 
die  frow  helfen  befallen,  das  gelt  schulden  usgericht  werden,  was  redliche 
gelt  schult, sin.  Ganz  dasselbe  ergibt  sich,  wenn  es  im  Erbfall  von  Tann- 
berg und  Mittelberg  in  der-  noch  anzuführenden  Stelle  heisst,  dass  erst  nach 
Zahlung  aller  Schulden  das  Eingebrachte  zurückgenommen  werden  kann. 
1216.  Ist  demnach  in  diesen  Rechten  die  Frau  gegen  Verlust  nicht 
unbedingt  gesichert,  so  ergibt  sich  eine  gewisse  Ausgleichung  dadurch,  dass 
sie  Wahl  der  Frau  zwischen  Eingebrachtem  und  Drittels- 
recht gestatten.  Aber  in  sehr  eigenthümlicher  Weise.  Nach  den  Statuten 
des  Grauen  Bundes  von  1528  S  5  kann  die  überlebende  Frau  ihr  Einge- 
brachtes zurücknehmen :  weit  sy  aber  in  den  dritten  teyl  vallen,  so  sol  sy 
alles  ir  ligens  und  varens,  vorbehalten  ein  erlich  kleyd,  in  den  teyl  legen, 
und  den  dritten  teyl  der  schulden  ouch  helfen  tragen  ;  und  was  ligende  guter 
der  man  gehept  hat,  gehört  vor  us  sinen  erben ;  und  d%  übrig,  so  sy  mit  ein 
andren  gemacht  hettind,  es  sy  ligens  und  varens  gut,  alles  in  teyl  legen,  und 
wi  sich  dan  {um  drittail  besucht,  sol  dan  iro  sin,  und  wyter  kein  ansprach 

haben. 

Würde  es  sich  hier  nur  um  ein  Wahlrecht  der  Frau  handeln,  auf  ihren 
Antheil  an  der  Gemeinschaft,  wie  dieselbe  in  dem  betreffenden  Rechtskreise 
üblich  war,  zu  verzichten,  und  sich  statt  dessen  an  ihr  nicht  in  die  Gemein- 
schaft gefallenes  Sondergut  zu  halten,  um  nicht  auch  mit  diesem  für  ihren 
Antheil  an  den  Schulden  haften  zu  müssen,  so  würde  das  nicht  auffallen 
können,  da  sich  Entsprechendes,  wie  schon  S  1 189  bemerkt,  auch  in  man- 
chen andern  Rechten  findet.  Hier  ergibt  sich  zweifellos  während  der  Ehe 
überhaupt  noch  kein  Gemeingut;  es  wird  nur  das  eingebrachte,  auch  die 
Fahrniss  umfassende  Sondergut  der  Frau  von  dem  gesammten  übrigen 
Ehegut  unterschieden,  welches  dem  Manne  oder  seiner  Seite  verbleibt,  wenn 
die  Frau  ihr  Sondergut  zurücknimmt. 

Das  hätte  dann  insbesondere  die  Wirkung  gehabt,  dass  auch  bei  sehr 
bedeutendem  Gewinn  die  Frau  an  demselben  keinen  Antheil  gehabt  haben 
würde.  Um  ihr  solchen  zu  ermöglichen ,  steht  es  nun  in  ihrer  Wahl,  sich 
für  eine  Gemeinschaft  zu  entscheiden ,  die  sich,  vgl.  §  1 1 90,  insofern  als 
eine  Gemeinschaft  von  Todeswegen  darstellt,  als  es  bis  dahin  keine  Gemein- 
schaft gibt  und  es  von  der  sich  nach  der  Grösse  des  beim  Tode  des  Mannes 
vorhandenen  Vermögens  regelnden  Entscheidung  der  Frau  abhängt,  ob  jetzt 
eine  Behandlung  als  Gemeingut  eintreten  soll.  In  dieses  fällt  nun  aber  nicht 
blos  die  Errungenschaft.  Die  Frau  muss  ihr  ganzes  Gut  in  die  zu  theilende 
Masse  einwerfen,  während  das  das  eingebrachte  Gut  des  Mannes  nicht  in 
gleicher  Weise  trifft.  Nach  den  sich  übrigens  den  allgemeinen  Satzungen 
des  Grauen  Bundes  genau  anschliessenden  Statuten  von  Misox,  Mohr  62, 
bleibt  es  ganz  von  derTheilung  ausgeschlossen:  E  tutto  quello  chehaavuto 
il  marito  avanii  pigliarsela ,  sia  alli  eredi  del  marito  innan^i  ßarle.  Aber 
das  ist  Ausnahme.  Nach  der  angeführten  allgemeinen  Satzung  wird  dann 
in  weniger  einfacher  Weise  beim  Gute  des  Mannes  unterschieden ,  indem 
sichtlich  auch  seine  eingebrachte  Fahrniss  in  das  zu  theilende  Gemeingut 
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fällt  da  lediglich  sein  eingebrachtes  liegendes  Gut  seinen  Erben  als  Voraus 
zugesprochen  wird. 

Die  ganze  Gestaltung  zeigt  auch  den  früher  besprochenen  einfachem 
rhätischen  Gestaltungen  gegenüber  etwas  so  Gekünsteltes,  dass  der  Gedanke 
naheliegt,  es  handle  sich  da  um  eine  blosse  örtliche  Sonderentwicklung  im 
Gebiete  des  Grauen  Bundes.  Um  so  beachtenswerther  scheint  es  mir  zu 
sein,  dass  wir  derselben  in  den  verschiedensten,  weit  auseinanderliegenden 
Theilen  des  rhätischen  Rechtsgebietes  wieder  begegnen ;  insbesondere  auch 
den  besonders  kennzeichnenden  Bestimmungen,  wonach  nur  das  einge- 
brachte Land  des  Mannes  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  ist  und 
auch  die  ihr  Eingebrachtes  zurücknehmende  Frau  doch  für  nichtgedeckte 
Schulden  haftet.  Das  Vorkommen  einer  so  eigenthümlichen  Gestaltung 
scheint  mir  einen  besonders  beachtenswerthen  Beleg  dafür  zu  geben,  dass 
es  sich  von  den  Rheinquellen  bis  zum  obersten  Lech  um  ein  einheitliches, 
von  allen  Nachbarrechten  bestimmt  geschiedenes  Rechtsgebiet  handelt,  in- 
nerhalb dessen  sich  zwar  grosse  Mannichfaltigkeit  zeigt,  aber  ohne  alle 
schärfere  örtliche  Scheidung,  so  dass  wir  uns  ähnlich ,  wie  bei  den  friesi- 
schen Rechten,  auf  die  Annahme  hingewiesen  sehen ,  dass  schon  bei  der 
Einwanderung  der  rhätischen  Stämme  in  das  später  von  ihnen  eingenom- 
mene Gebiet  manche  Rechtsverschiedenheiten  bestanden  und  dann  die 
näheren  Rechtsgenossen  in  den  neugewonnenen  Sitzen  nicht  gerade  neben- 
einander siedelten. 

Den  Bestimmungen,  welche  im  Grauen  Bunde  als  gemeines  Recht  er- 
scheinen, begegnen  wir  im  Gotteshausbunde  wieder  in  den  Statuten  von 
Bivio  und  Marmorera  S  30,  Mohr  268,  Wagner  u.  S.  4,  152,  wo  es  heisst, 
dass  nach  überjähriger  Ehe  die  Frau ,  wie  das  hier  auch  ihren  Erben  zu- 
stehen soll,  die  Wahl  hat,  das  Ihrige  mit  der  Morgengabe  zu  nehmen:  0 
vero  li  sttoi  beni  mobili  e  immobili  ponerli  in  particione  ed  haver  la  ter^a 
Parte  di  iutta  la  roba  e  facoliä  d*  ambi  duoi ;  pero  potra  il  marito  eccettuare 
libeni  instabili  che  esso  haveva  innan^i  che  venissero  insieme ,  quellt  non 
devono  esser  partiii ;  während  dann  die  Frau  auch  ein  Drittel  der  Eheschul- 
den zu  zahlen  hat.  Weichen  dann  die  $  1213  erwähnten  Bestimmungen 
des  Rechts  der  Stadt  Chur  wesentlich  ab,  indem  die  Wahl  beiden  Theilen 
zusteht  und  die  Theilung  sich  auf  das  ganze  Gut  erstreckt,  so  ist  doch  um 
so  weniger  zu  bezweifeln,  dass  sich  das  irgendwie  durch  Weiterentwick- 
lung von  jener  Gestaltung  aus  ergeben  hat,  als  wir  diese  auch  ganz  in  der 
Nähe  wiederfinden.  Nach  den  Satzungen  des  Gerichts  Churwalden  §  38, 
Wagner  u.  S.  2,  120,  hat  die  Frau  die  Wahl  zwischen  ihrer  Heimsteuer 
mit  Morgengabe :  oder  ainem  drittail  aller  fahrender  haab  und  was  sy  mit 
einander  gewunen  oder  kouft  hettind  an  l ig  enden  güttcrn.  Danach  sind  auch 
hier  die  Liegenschaften  des  Mannes  ausgeschlossen. 

Besonders  beachtenswerth  sind  dann  Erwähnungen  in  sehr  entlegenen 
Theilen  des  Gebiets.  In  den  Freiheiten  des  an  Montafon  angränzenden,  von 
Graubünden  her  schwer  zugänglichen  Gerichts  Ischgl  und  Galthür  §  17, 
Tirol.  Weisth.  2,  191,  wird  zunächst  bestimmt,  dass  der  Wittwe,  wenn  sie 
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1215]  ihr  Eingebrachtes  nimmt ,  noch  Angegebenes  beanspruchen  kann : 
Jedoch  und  zuvor  sol  ein  wittfrau  oder  ihre  erben,  wann  sie  vor  dem  mann 
abstürbe,  ein  freie  wähl  haben,  solches,  wie  gehört  und  ob  stet,ßir  ihr  ent- 
richtung  %u  begehren ,  oder  aber  in  einem  völligen  drittl  des  ganzen  hob 
und  guis  in  einnemmend  und  ausgäbenden ,  ausser  des  manns  zugebracht 
ligenden  erbgütern,  einzustehen  und  %u  begehren  ;  bezüglich  der  Schulden 
ist  die  Frau,  welche  ihr  Eingebrachtes  nimmt ,  hier  insofern  günstiger  ge- 
stellt, als  sie  nur  für  solche  haftet,  bei  denen  sie  ausdrücklich  einwilligte. 
Und  noch  im  äussersten  Norden  des  Gebiets,  in  dem  wir  uns  auf  rhätisches 
Recht  hingewiesen  sehen,  finden  wir  dieselbe  Gestaltung  im  Erbfall  von 
Tannberg  und  Mittelberg  von  1569,  Sander  2,83.  Stirbt  eins  der  Eheleute: 
so  sind  die  gülten  die  nechsten  erben ;  und  dann  darnach,  wann  die  gülien 
bec^alt  sind,  alsdann  so  hat  die  frow  oder  iere  erben  die  wal,  das  symügen 
^u  dem  thritheil  vallen  oder  zu  dem  zu  pr achten  gut,  weders  sy  lieber  wel- 
lent;  doch  wann  der  man  vor  hin,  ee  er  die  frowen  genomen  hat ,  gellegen 
gut  gehepi  hat,  es  sy  vil  oder  wennig,  das  nit  verwennt  und  verkhert  wor- 
den ist,  die  wil  er  die  frow  gehepi  hat,  dar  in  hat  die  frow  oder  iere  erben 
dem  man  nütt  in  dem  selbigen  gut,  das  ist  isen  gut. 

1216.  Suchen  wir  uns  die  Entwicklung  des  Wahlrechts  der 
Frau  zu  vergegenwärtigen,  so  ist  nicht  anzunehmen,  dass  eine  so  auffal- 
lende, in  keinem  andern  Rechte  vorkommende  Gestaltung  sich  zufallig 
mehrfach  in  gleicher  Weise  entwickelt  habe.  Treffen  dann  die  bezüglichen 
rhatischen  Rechte  Orte,  welche  von  einander  so  entlegen  sind,  dass  an  ge- 
genseitige Beeinflussung  erst  in  späterer  Zeit  nicht  wohl  zu  denken  ist,  so 
ist  auch  der  Schluss  nicht  wohl  abzuweisen ,  dass  jene  Gestaltung  sich  bei 
einem  früher  enger  verbundenen  Theile  der  rhatischen  Stämme  schon  so 
festgestellt  haben  musste,  als  diese  ihre  spätem  Sitze  einnahmen,  wobei 
dann  die  nähern  Rechtsgenossen  sich  an  verschiedenen  Theilen  des  neuen 
Gebiets  niederlassen  konnten. 

Es  würde  das  nun  freilich  an  und  für  sich  nicht  ausschliessen ,  dass 
die  Gestaltung  sich  schon  in  früherer  Zeit  auf  Grundlage. eines  Rechts  ent- 
wickelt habe,  in  welchem  bereits  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  Ge- 
meinschaft anerkannt  war.  Das  wird  zweifellos  da  anzunehmen  sein,  wo, 
wie  in  den  fränkischen  Rechten,  ganz  unabhängig  von  der  Wahl  der  Frau 
ein  Gemeingut  vorhanden  ist,  in  welches  auch  die  eingebrachte  Fahrniss 
der  Frau  aufgegangen  war,  und  es  nun  dieser  anheimgestellt  wurde,  auf 
ihren  Antheil  an  der  Gemeinschaft  zu  verzichten ,  um  nicht  auch  mit  dem, 
was  ihr  Sondergut  geblieben  war,  für  die  Gemeinschaftsschulden  haften  zu 
müssen.  Das  setzt  voraus,  wie  schon  §  962  betont,  dass  sich  in  dem  bezüg- 
lichen Rechte  eine  Gemeinschaft  bereits  festgestellt,  dann  aber  auch  dasBe- 
dürfniss  ergeben  hatte,  die  Frau  gegen  zu  weitgehende  Wirkungen  derselben 
zu  schützen. 

Anders  doch  hier,  wo  in  erster  Reihe  Beständigkeit  des  Frauenguts 
anerkannt  war,  wo,  wenn  die  Frau  sich  für  diese  entschied,  ein  Gemeingut 
überhaupt  nicht  vorhanden  war,  nicht  einmal  eine  Gemeinschaft  der  Schuh 
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den,  da  diese,  wenn  das  Gut  des  Mannes  ausreichte ,  nur  diesem  zur  Last 
fielen ;  wo  demnach  auch  jede  Veranlassung  fehlte,  Verlusten  entgegenzu- 
treten, welche  sich  aus  einem  Gemeinschafts  Verhältnisse  für  die  Frau  hatten 
ergeben  können,  da  derselben  auch  ihre  eingebrachte  Fahrniss  gesichert 
war»  Ich  kann  mir  nur  denken,  dass  die  Gestaltung  sich  auf  Grundlage  eines 
Rechts  ergeben  hatte,  welches  von  Güterscheidung  unmittelbar,  vgl.  §  1 187, 
zur  Beständigkeit  des  Frauengutes  übergegangen  war,  so  dass  Gewinn  und 
Verlust  nur  den  Mann  trafen,  wahrend  man  es  dann  erst  von  dieser  Grund- 
lage aus  unbillig  fand,  dass  auch  bei  sehr  grossem  Gewinnste  die  Frau  von 
demselben  ausgeschlossen  sein  sollte. 

Ob  wir  für  die  Annahme ,  dass  es  sich  ursprunglich  einfach  um  Be- 
stfindigkeit des  Frauenguts  handelte,  grösseres  Gewicht  darauf  legen  dürfen, 
dass  wenigstens  in  Bergell,  vgl.  S  12 14,  nur  von  dieser  ohne  Erwähnung 
irgend  einer  Wahl  die  Rede  ist  und  sie  auch  in  Oberengadin  wenigstens 
für  unterjährige  Ehe  ausgesprochen  wird,  lasse  ich  dahingestellt.  Zu  beachten 
dürfte  jedenfalls  sein,  dass  wir  auch  in  den  in  diesen  Verhaltnissen  den 
rhätischen  sehr  nahe  stehenden  friesischen  Rechten  vielfach  einfach  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  ausgesprochen  finden  werden. 

Dann  dürfte  noch  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Erscheint  in  mehreren 
der  angeführten  Belege  das  Wahlrecht  der  Frau  auch  auf  deren  Erben  aus- 
gedehnt, so  werden  doch  in  den  hier  wichtigsten  Rechtsquellen  des  Grauen 
Bundes  die  beiden  Fälle  des  Ueberlebens  des  Mannes  und  der  Frau  be- 
stimmt auseinandergehalten.  Und  wird  in  ersterem  schlechtweg  Zurück- 
gabe des  eingebrachten  Guts  der  Frau  an  deren  Erben  ohne  Erwähnung 
einer  Wahl  bestimmt,  ist  von  dieser  nur  bei  U eberleben  der  Frau  die  Rede, 
so  erscheint  danach  doch  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  ohne  Antheil 
der  Frauenseite  am  Gewinn  als  die  Regel,  von  der  nur  zu  Gunsten  der 
überlebenden  Frau  selbst  nach  ihrer  Wahl  eine  Ausnahme  statthaft  war. 

Bei  voller  Güterscheidung  hatte  die  Frau  nach  Massgabe  ihres  Ver- 
mögens Antheil  an  Gewinn  und  Verlust  gehabt.  War  sie  bei  Beständigkeit 
gegen  Verlust  gesichert,  so  konnte  es  nun  unbillig  erscheinen,  wenn  sie  von 
dem  doch  auch  auf  Grundlage  ihrer  Thätigkeit  und  ihres  Vermögens  er- 
wachsenen Gewinn  unbedingt  ausgeschlossen  sein  sollte.  Suchte  man  da 
nun  Abhilfe  in  einer  nach  Ermessen  der  Frau  eintretenden ,  nach  Drittels- 
recht aufzutheilenden  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen,  so  mag  darauf 
eingewirkt  haben,  dass  in  andern  rhätischen  Rechten  eine  nach  diesem 
Massstabe  zu  theilende  Gemeinschaft  sich  bereits  entwickelt  hatte.  Diese  er- 
scheint dann  aber  so  umgestaltet  und  an  für  die  Frau  so  erschwerende  Be- 
dingungen geknüpft,  dass  sie  in  den  meisten  Fällen  die  Zurücknahme  ihres 
Gutes  vorziehen  musste ,  die  damit  doch  auch  dann  noch  als  die  Regel  er- 
scheinen würde. 

Musste  die  Frau  ihr  ganzes  Gut  in  die  Gemeinschaft  einwerfen,  wäh- 
rend die  Liegenschaften  des  Mannes  ein  Voraus  der  Erben  desselben  bleiben, 
und  sollte  ihr  trotzdem  von  der  zu  theilenden  Masse  nur  ein  Drittel  zu- 
kommen, so  wird  sie  sich  natürlich  nicht  schon  dann,  wie  in  andern 
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1216]  Rechten,  für  solche  Gemeinschaft  entschieden  haben,  wenn  der  Ge- 
winn überhaupt  die  Schulden  überstieg.  Die  einfache  Zurücknahme  ihres 
Guts  war  auch  in  den  gewiss  sehr  häufigen  Fällen  für  sie  vorteilhafter, 
wenn  zwar  ein  Gewinn  vorhanden,  dieser  aber  nicht  so  bedeutend  war, 
dass  ihr  Drittelsrecht  von  dem  Gewinn  und  der  von  beiden  Seiten  einge- 
brachten Fahrniss  das  Opfer  hätte  aufwiegen  können,  das  sie  dann  durch 
Einwerfen  ihrer  Liegenschaften  in  ein  Gemeingut,  von  welchem  den  Erben 
des  Mannes  zwei  Drittel  zustanden,  zu  bringen  gehabt  haben  würde.  Erst 
dann,  wenn  der  Gewinn  oder  auch  die  vom  Manne  eingebrachte  Fahrniss 
so  bedeutend  waren,  dass  ihr  trotz  jenes  Opfers  ein  Vortheil  verblieb,  wird 
sie  sich  für  die  Gemeinschaft  entschieden  haben,  während  andernfalls  auch 
der  ganze  Gewinn  ausschliesslich  den  Erben  des  Mannes  verblieb. 

War  es  damit  wenigstens  für  Ausnahmsfälle  der  Frau  ermöglicht,  sich 
einen  Antheil  am  Gewinn  zu  sichern,  so  war  das  um  so  billiger,  als  sie 
doch  nicht  unbedingt  gegen  jeden  Verlust  an  ihrem  Gute  gesichert  war 
wegen  der  Haftung  für  die  das  Gesammtvermögen  des  Mannes  übersteigen- 
den Schulden.  Es  steht  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  auch  diese  sich 
unmittelbar  beim  Uebergange  von  voller  Güterscheidung  zur  Beständigkeit 
des  Frauenguts  ergeben  konnte ,  indem  man ,  wie  schon  $  1 1 88  bemerkt, 
zwar  in  manchen  Rechten  das  ganze  Gewicht  auf  den  Schutz  der  Frau 
gegen  jeden  Verlust  legte,  in  andern  aber  doch  davon  ausging,  dass  dritte 
Personen  dadurch  nicht  benachtheiligt  werden  dürften.  Dabei  würde  dann 
die  alte  Gestaltung  der  Scheidung  noch  insofern  nachwirken,  als  die  be- 
dingte Haftung  des  Frauenguts  sich  nur  auf  die  vom  Manne  im  Interesse 
des  gemeinsamen  Haushaltes  gemachten  Schulden  bezieht,  welche  auch 
früher  gemeinsam  zu  decken  waren ,  während  die  vom  Manne  in  seinem 
persönlichen  Interesse  gemachten  Schulden  davon  unberührt  blieben,  wie 
das  in  fast  allen  rhätischen  Rechten  betont  wird. 

1217.  Fassen  wir  das  Ergebniss  zusammen,  so  würden  bei  Rich- 
tigkeit unserer  Annahmen  sich  auch  die  rhätischen  Rechte  von  einem  Rechte 
mit  vollerGüterscheidung  aus  entwickelt  haben.  Aber  schon  ehe  die 
rhätischen  Stämme  ihre  spätem  Sitze  einnahmen,  muss  in  dem  Rechte  oder 
der  Rechtsgruppe,  auf  welche  sie  wegen  ihrer  sonstigen  Verwandtschaft 
gemeinsam  zurückgehen,  den  Missständen,  welche  sich  aus  der  vollen 
Scheidung  ergaben ,  in  verschiedener  Weise  begegnet  sein.  Theils  durch 
Uebergang  zu  blosser  Errungenschaftsgemeinschaft,  wie  wir  sie 
auch  im  gothisch-spanischen  Recht  fanden,  wobei  sich  andern  Rechten  ge- 
genüber der  nähere  Anschluss  an  die  frühere  Scheidung  insbesondere  darin 
zeigt,  dass  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  Sondergut  bleibt  und  zwar  nicht 
blos,  wie  in  Spanien,  das,  was  von  ihr  noch  thatsächlich  vorhanden ,  son- 
dern der  volle  ursprüngliche  Werthbetrag.  Sind  dann  viele  rhätische  Rechte 
bei  Uberjähriger  Ehe  zur  Fahrnissgemeinschaft  fortgeschritten,  so 
steht  auch  da  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  der  sich  damit  ergebende 
Unterschied  schon  bestand,  als  die  Stämme  ihre  späteren  Sitze  einnahmen, 
wie  dafür  der  Umstand  bestimmter  sprechen  dürfte,  dass  sich  da  eine  be- 
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stimmtcre  örtliche  Abgrenzung  nicht  ergibt,  sich  in  nächstbenachbartön 
Rechten  bald  die  beschränktere,  bald  die  ausgedehntere  Gemeinschaft  zeigt. 
Nor  vereinzelt  findet  sich  dann  weiter  volle,  auch  die  Liegenschaften  um- 
fassende  Gemeinschaft. 

In  andern  Rechten  muss  schon  vor  der  Einwanderung  die  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  zur  Anerkennung  gelangt  sein.  Auch  in  den 
Rechten  mit  Gemeinschaft  ergibt  sich  wenigstens  eine  Annäherung  an  den 
für  diese  massgebenden  Gesichtspunkt  darin,  dass  zwar  einige  Rechte  Mann 
und  Frau  für  die  Theilung  gleichstellen ,  in  der  Mehrzahl  der  Rechte  aber 
im  Drittelsrechte  der  Frau  doch  der  Umstand  zur  Geltung  gelangt,  dass 
Vorschlag  und  Rückschlag  zunächst  Ergebniss  der  Thatigkeit  des  Mannes 
und  es  daher  nur  billig  ist,  wenn  sie  wenigstens  zum  grössern  Theile  den 
Mann  treffen.  Finden  wir  dann  Beständigkeit  des  Frauenguts  schlechtweg 
nur  vereinzelt  ausgesprochen ,  so  finden  wir  mehrfach  in  den  rhätischen 
Rechten  eine  eigentümliche  abgeschwächte  Gestaltung  derselben,  wonach 
einerseits  die  Beständigkeit  nur  dann  zu  voller  Geltung  gelangt,  wenn  das 
der  Mannsseite  verbleibende  Gut  zur  Deckung  der  Schulden  ausreicht,  an- 
dererseits aber  wenigstens  bei  besonders  günstigen  Wirthschaftsergebnissen 
der  Frau  ermöglicht  ist,  sich  einen  Antheil  am  Gewinn  zu  sichern. 

Zu  unserer  Annahme,  dass  die  Abweichungen  in  den  rhätischen 
Rechten  sich  schon  festgestellt  hatten,  ehe  die  Stämme  ihre  spätem  Sitze 
einnahmen,  stimmt  durchaus,  dass  wir  ähnliche  Abweichungen  auch  in 
andern  Rechten  der  dänischen  Gruppe,  denen  die  rhätischen 
Rechte  nach  Massgabe  sonstiger  Haltpunkte  näher  verwandt  sind,  begegnen, 
wahrend  der  allgemeine  Zusammenhang  der  ganzen  Gruppe  sich  doch  auch 
hier  dadurch  kenntlich  macht,  dass  wir  bald  hier,  bald  dort  Gestaltungen 
finden,  welche  den  rhätischen  näher  entsprechen. 


b.  Schwedische  Rechte. 

1218.  Von  den  andern  Rechten,  welche  ich  als  dänische  Gruppe  zu- 
sammenfasse, schliessen  sich  in  diesen  Verhältnissen  die  schwedischen 
Rechte,  vgl.  Olivecrona  Precis  1 1 6  ff.,  wenigstens  in  manchen  Beziehun- 
gen den  rhätischen  mit  Gemeinschaft  am  nächsten  an,  während  die  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  ihnen  fremd  geblieben  ist.  Wie  in  den  rhätischen 
ist  in  allen  Swearechten  die  Gemeinschaft  eine  gesetzliche,  durch 
die  Ehe  selbst  begründete;  ein  Unterschied  ergibt  sich  nur  darin,  dass  die 
in  den  rhätischen  Rechten  durchweg  erst  nach  Jahr  und  Tag  eintretende 
Fahrnissgemeinschaft  hier  schon  mit  dem  Beilager  beginnt.  Auf  diesen  ab- 
weichenden Beginn  wird  nicht  zu  viel  Gewicht  zu  legen  sein ,  da  wir  den- 
selben Unterschied  wohl  innerhalb  derselben  Rechtsgebiete  finden,  vergl. 
S  710  und  Anm.  zu  §  803,  und  dann,  worauf  wir  zurückkommen,  die  Ver- 
muthung  nahe  liegt,  dass  man  die  Wirkung  überjähriger  Ehe  erst  nachträg- 
lich schon  mit  der  Ehe  selbst  eintreten  Hess.    In  allen  Swearechten  sind 
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1218]  weiter  die  eingebrachten  Liegenschaften  von  der  Gemeinschaft 
ausgenommen,  wie  das  ebenso  in  den  rhätischen,  von  ganz  vereinzelten 
Ausnahmen,  vgl.  §  1213,  abgesehen,  zutrifft.  Dasselbe  trifft  die  Theilung 
des  Gemeinguts  nach  Drittelsrecht,  wie  sie  alle  schwedischen  Rechte 
bestimmen.  Ist  in  diesen  anscheinend  über  die  Eheschulden  im  allgemeinen 
nichts  N&heres  gesagt,  wird  nur  im  upländischen  Recht  betont,  dass  für  die 
aus  dem  Vergehen  nur  des  Mannes,  oder  ebenso  der  Frau,  entstandenen 
Schulden  nur  dieser  aufzukommen  hat,  so  schliesst  Amira  Obl.  1,  183  da- 
raus wohl  mit  Recht,  dass  für  alle  andern  Schulden  die  Ehegatten  gemein- 
schaftlich haften.  Und  nach  Massgabe  anderer  Rechte  mit  Errungenschafts- 
gemeinschaft wird  dann  gewiss  anzunehmen  sein ,  dass  die  Frau ,  wie  sie 
nur  ein  Drittel  vom  Gewinne  erhielt,  auch  nur  ein  Drittel  der  Schulden  zu 
übernehmen  hatte.  Alles  das  würde  den  bezüglichen  rhätischen  Rechten 
durchaus  entsprechen. 

Besonders  beachte nswerth  scheint  mir  dann  der  Umstand  zu  sein,  dass 
wir  gerade  in  demjenigen  der  Swearechte,  welches  sich  nach  bereits  $  420  ff. 
betonten  und  andern  später  zu  erörternden  Umständen  den  rhätischen  und 
friesischen  Rechten  besonders  nahe  anschliesst,  im  westmännischen 
Recht,  noch  dieselbe  Gestaltung  der  Gemeinschaft  finden,  wie  wir  sie  in 
vielen  rhätischen  Rechten  anzunehmen  hatten,  nämlich  Beschränkung 
der  Gemeinschaft  auf  die  Errungenschaft  unter  Auseinander- 
halten der  eingebrachten  Vermögen  auch  bezüglich  der  Fahrniss.  Im  altern 
westmännischen  Recht  heisst  es  Eheabschnitt  11  §  2 :  Wenn  aus  ist  das 
Bettgeschlecht  und  Eheleute  kinderlos  sterben,  da  geht  jeder  %u  dem  Seinen 
und  nimmt  heraus  so  viel,  als  er  in  den  Hof  hineinbrachte  ;  und  §  5 :  Sind 
Eheleute  zusammengekommen  mit  Geset%  und  Landrecht,  denen  das  Ver- 
mögen sich  mehren  kann,  [die]  sterben  kinderlos  ;  stirbt  der  Mann,  nehme 
die  Frau  vom  Bettkaufe  ein  Drittel;  der  Mann  %wei  Theile  /  hatten  sie 
früher  Eigenthümer  zusammen,  gehe  jeder  \um  Seinen. 

Die  Fassung  lässt  nicht  bezweifeln,  dass  sich  das  auf  das  gesammte 
eingebrachte  Vermögen,  mit  Einschluss  der  Fahrniss,  beziehungsweise  deren 
Werth  bezieht;  es  sollen  etwa  nicht,  wie  das  im  spanischen  Rechte  der  Fall 
zu  sein  scheint,  nur  die  noch  vorhandenen  eingebrachten  Fahrnissgegen- 
stände, sondern,  wie  in  den  bezüglichen  rhätischen  Rechten,  vgl.  §  1210* 
so  viel  zurückgenommen  werden,  wie  eingebracht  wurde.  In  die  Gemein- 
schaft fällt  lediglich  der  Bettkauf,  das  während  der  Ehe  Gewonnene,  welches 
dann  nach  Drittelsrecht  zu  theilen  ist.  Es  stimmt  dazu ,  dass  nach  älterm 
westmännischen  Recht,  vgl.  Amira  Obl.  1,  527,  die  Aussteuer,  aufweiche 
sich  hier,  vgl.  §  1 172,  das  Eingebrachte  der  Frau  in  der  Regel  beschränkt 
haben  wird,  in  Gelde  geschätzt  gegeben  werden  soll. 

Davon  unterscheiden  sich  nun  die  übri g  e n  sc  h  wed  is c h  en  Rechte, 
ganz  ebenso,  wie  einTheil  der  rhätischen,  durch  Ausdehnung  derGe- 
meinschaft  auf  die  Fahrniss.  Und  zwar  nicht  blos  auf  die  einge- 
brachte, sondern  auch  auf  die  während  der  Ehe  ererbte.  Wie  wir  das  $  121 2 
genau  so  in  rhätischen  Rechten  betont  fanden,  heisst  es  im  Erbabschnitt 
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von  Uplandslagen  3  §  1  ausdrücklich :  Beerbt  Ehemann  oder  Ehefrau  ihre 
Freunde,  erbt  beide  Land  und  loses  Gut,  dann  soll  gehören  das  lose  Gut 
beiden,  und  das  Land  gehöre  demjenigen  von  denen,  welches  erbt.  Auch  in 
dem  neuen  Recht  von  Westmanland  erscheint  die  Gemeinschaft  auf  die 
Fahrniss  ausgedehnt. 

Treffen  die  Swearechte  mit  den  rhätischen  in  dem  Nebeneinander- 
vorkommen  zweier  Hauptgestaltungen  der  Gemeinschaft,  der  auf  die  Er- 
rungenschaft beschränkten  und  der  auf  Fahrniss  ausgedehnten,  zusammen, 
so  würde  ich  darauf  an  und  für  sich  für  ursprünglichen  Zusammenhang 
wenig  Gewicht  legen,  da  man  ja  recht  wohl  unabhängig  von  einander  von 
voller  Sonderung  der  Güter  zu  Errungenschaftsgemeinschaft  und  wieder 
von  dieser  zur  Gemeinschaft  auch  der  Fahrniss  gelangen  konnte.  Der  Um- 
stand gewinnt  aber  Bedeutung,  wenn  sich  ergeben  wird,  dass  beide  Rechts- 
gruppen auch  in  ihrer  Erbenfolge  sehr  auffallende  Uebereinstimmung  zeigen,, 
während  doch  auch  bezüglich  der  Gemeinschaft  sich  abgesehen  von  jenem 
Hauptpunkte  manche  Einzelübereinstimmung  ergibt.  Nehmen  wir  über- 
haupt Zusammenhang  an,  so  könnte  es  sich  allerdings  um  ein  Urrecht  han- 
deln, welches  nur  erst  Errungenschaftsgemeinschaft  kannte,  während  dann 
manche  Rechte  beider  Gruppen  selbstständig  zu  der  naheliegenden  Aus- 
dehnung auf  Fahrniss  gelangten. 

1219.  Wenn  ich  aber  schon  §  1217  aus  dem  Fehlen  einer  bestimm- 
teren örtlichen  Scheidung  zwischen  den  rhätischen  Rechten  mit  blosser  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft  und  Fahrnissgemeinschaft  glaubte  schliessen  zu 
dürfen,  dass  der  Unterschied  sich  schon  vor  der  Einwanderung  festgestellt 
hatte,  so  scheint  mir  ein  anderer  Umstand,  der  Ausschluss  gewisser 
Fahrniss  von  der  Gemeinschaft,  der  mit  der  Auffassung  derselben 
als  Erbgut  zusammenhängt,  bestimmter  dafür  zu  sprechen ,  dass  die  Fahr- 
nissgemeinschaft, so  weit  sie  in  rhätischen  und  schwedischen  Rechten  an- 
erkannt ist,  auf  gemeinsame  Grundlage  zurückgehen  müsse.  Wir  bemerkten 
S  1210,  dass  in  Rhätien  Gold  und  Silber,  dann  baares  Geld  ganz  allgemein 
als  Liegenschaften  behandelt  wurden  und  damit  von  der  Gemeinschaft  aus- 
geschlossen waren.  Ganz  ebenso  finden  wir  in  Schweden  sowohl  im  Erb- 
recht, als  im  ehelichen  Güterrecht  gewisse  Fahrniss  als  Liegenschaft  be- 
handelt. 

Gestattet  Södermannalagen,  vgl.  Maurer  Hauptzehnt  83 ,  die  Verga- 
buog  des  zehnten  Theiles  des  Erbguts  an  Kirchen ,  so  wird  ausdrücklich 
hinzugefügt,  dass  in  diesem  Erbgute  eben  so  wohl  Fahrhabe,  als  Grundbe- 
sitz begriffen  sein  könne.  Doch  mag  es  zweifelhaft  sein,  ob  das  schlechtweg 
jede  ererbte  Fahrniss  treffen  soll ;  wahrscheinlich  nur  solche  Fahrniss,  welche 
auch  nach  andern  schwedischen  Rechten  als  Erbgut  behandelt  erscheint« 
Das  aber  traf  übereinstimmend  Gold  und  das  unfreie  Hausgesinde,  welche 
denn  auch  vom  ehelichen  Gemeingute  ausgenommen  sind;  vgl. Oli vecrona 
123.  So  nimmt  nach  dem  Jus  Uplandicum  3,  3  §  1  der  Mann  die  Frau  zu 
Drittelsrecht  bezüglich  alles  dessen:  quod  possidet  in  mobilibus  et  adhuc 
tcquirere  potest,  extra  aurum  et  dorne  st ic  am  familiam. 
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1219]  lasbesondere  ergibt  dann  auch  Westmannalagen  II  die  Gleichbe- 
handlung dieser  Fahrniss  mit  Liegenschaften.  Macht  sich  im  altern  west- 
männischen  Recht  bei  der  Erbenfolge  der  Unterschied  in  keiner  Weise  gel- 
tend, so  wird  dem  entsprechend  denn  auch  Eheabschn.  1 1  S  3  bestimmt, 
dass  der  sein  Kind  allein  beerbende  Elterntheil  den  Blutsfreunden  des  ver- 
storbenen eine  Mark  von  hundert  des  Werthes  der  Erbschaft  herausgeben 
soll.  Dagegen  heisst  es  in  dem  den  upländischen  Bestimmungen  ange- 
näherten Jüngern  Recht  Erbabschn.  12  $  1,  dass  der  erbende  Elterntheil 
Geschwistern  die  Hälfte,  andern  Verwandten  ein  Drittel  vom  Eigen  heraus- 
geben soll:  Häuser  und  alles  lose  Gut  behalte  Vater  oder  Mutter;  und 
weiter:  Er  behalte  allen  Haust ath.  Aber  die  Herausgabe  trifft  nicht  aus- 
schliesslich das  Landeigen :  Er  gebe  auch  heraus  vom  Golde  und  vom  Ge- 
sinde, wenn  [solches]  da  ist.  Was  das  Kind  von  diesem  von  dem  vorver- 
storbenen Elterntheile  ererbt  hatte,  wird  danach  ebenso  als  Erbgut  desselben 
betrachtet,  als  das  Landeigen. 

Auf  diese  Uebereinstimmung  rhätischen  und  schwedischen 
Rechts  würde  ich  gerade  kein  grösseres  Gewicht  legen ,  wenn  wir  nicht 
ganz  entsprechenden  Bestimmungen  auch  in  den  andern  Rechten  der  däni- 
schen Gruppe  begegneten.  Was  das  dänische  Recht  betrifft,  so  betont 
Suneson  c.  6  ausdrücklich ,  dass  das  ererbte  Gold  dem  Erbland  gleichbe- 
handelt werde,  während  Kaufland  gleich  der  Fahrniss  zu  theilen  ist:  Au- 
sutn  patrimunial e,  licet  sit  mobile,  patrimonialis  tarnen  predii  vice ßingitur 
in  divisione ;  sed  que  predia  eciam  auro  fuerint  comparata,  quantum  addi- 
visionem,  conditionem  mobilium  imitantur ;  quicquid  tarnen  de  auro  con- 
sumptum  fuerit,  ex  parte  neuira  restauratur.  Letzteres  würde  sich  also  den 
«panischen  Bestimmungen  näher  anschliessen,  wonach  während  der  Ehe 
verbrauchte  Fahrniss  nicht  zu  ersetzen  ist. 

Weiter  aber  finden  sich  entsprechende  Angaben  auch  in  friesischen 
Rechten.  Nach  dem  Ostfries.  Landrecht  2  c.  177  ist  das  bewegliche  und 
gewonnene  Ehegut  halb  und  halb  zu  theilen ;  aber  das  unbewegliche  Gut 
und  Geld  und  Geschmeide  fallen  an  die  Seite  zurück,  von  der  es  gekommen 
ist.  Weiter  ergibt  sich  die  Auffassung,  dass  auch  Geld  Erbgut  sein  kann, 
aus  einer  nordfriesischen  Beliebung  von  1466  §  7,  Richthofen  Q.  576: 
War  ein  man  böte  nympt,  wan  he  dat  ghehatt  hefft  sos  wehen  unde  ein  iar, 
dar  na  so  schal  dat  arffgud  wesen. 

An  und  für  sich  würde  gewiss  die  Annahme  durchaus  zulässig  sein, 
dass  man  in  mehreren  Rechten  unabhängig  von  einander  dazu  gelangte, 
das  nicht  als  Gegenstand  des  täglichen  Gebrauchs  dienende  Edelmetall,  das 
damit  der  dauerbarste  Theil  der  ganzen  Fahrniss  war,  gleich  den  Liegen- 
schaften als  Erbgut  zu  behandeln.  Trifft  das  aber  gerade  nur  solche  Rechte, 
bei  welchen  wir  auch  sonst  wieder  und  wieder  auf  Kennzeichen  näherer 
Verwandtschaft  stossen,  ist,  so  weit  ich  sehe,  auch  den  andern  Rechten  der 
ostgermanischen  Hauptgruppe  eine  solche  Bestimmung  fremd,  so  sehen  wir 
uns  doch  daranf  hingewiesen,  dass  sie  sich  schon  in  einem  Urrechte  der 
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gesammten  dänischen  Gruppe,  also  schon  verhältnissmäsig  früh, 
festgestellt  haben  muss. 

Es  würde  dann  weiter  anzunehmen  sein,  dass  schon  damals  der  Besitz 
von  Gold  häufig  genug  war,  dass  sich  daraufhin  der  Brauch  einer  Sonder- 
behandlung  feststellen  konnte.  Denn  den  Ausgang  dürfte  da  doch  wohl 
nur  das  Gold  wegen  seiner  Kostbarkeit  und  Dauerhaftigkeit,  nicht  wegen 
seiner  Verwendung  als  Geld ,  als  allgemeiner  Werthmesser,  bilden.  Dazu 
war  es  gewiss  nicht  in  genügender  Menge  vorhanden ;  noch  in  geschicht- 
licher Zeit  diente  dazu  vielfach  zunächst  andere  Fahrniss,  insbesondere  auch 
Vieh,  welches  wenigstens  in  dieser  Gruppe  nie  als  Erbgut  behandelt  er- 
scheint, während  wohl  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  es  gleich  anderer  Fahr- 
aiss zu  theilen  sei.  Hatte  sich  aber  einmal  die  Sonderbehandlung  des  Edel- 
metall festgestellt,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  das  auch  dann  nachwirkte,  als 
dasselbe  mehr  und  mehr  als  Geld  verwandt  wurde  und  man  nun  auch  er- 
erbte Geldbeträge  anders  behandelte,  als  sonstige  Fahrniss. 

Ist  aber  der  Umstand,  dass  gerade  Gold  von  der  in  die  Gemeinschaft 
fallenden  Fahrniss  ausgenommen  ist,  auf  die  gemeinsame  Grundlage  der 
bezüglichen  Rechte  zurückzuführen ,  so  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzu- 
weisen, dass  man  da  theilweise  bereits  von  Gemeinschaft  nur  der  Errungen- 
schaft schon  zur  Fahrnissgemeinschaft  vorgeschritten  sei,  da  ja  an- 
dernfalls die  Veranlassung  gefehlt  haben  würde,  dem  Golde  eine  Sonder- 
stellung gegenüber  anderer  Fahrniss  anzuweisen.  Es  würde  die  Verwandt- 
schaft der  rhätischen  und  schwedischen  Rechte  nicht  blos  auf  Verzweigung 
von  einem  einzigen  einheitlichen  Urrechte  aus  zurückzuführen  sein ,  son- 
dern auf  eine  Gruppe  übrigens  nächstverwandter  Rechte,  von  welchen  die 
einen  noch  an  der  blossen  Gemeinschaft  der  Errungenschaft  festhielten,  die 
andern  dieselbe  bereits  auf  die  Fahrniss  ausgedehnt  hatten,  während  dann 
Rechte  beider  Art  auf  die  sich  sondernden  Gruppen  rhätischer  und  schwe- 
discher Rechte  einwirkten,  so  dass  es  sich  damit  erklären  würde,  wenn  ein 
Theil  der  rhätischen  Rechte  sich  näher  dem  westmännischen ,  ein  anderer 
den  sonstigen  Swearechten  anschliesst. 

Es  mag  ja  misslich  sein,  solche  Einzelnheiten  für  weitergehende 
Schlüsse  verwerthen  zu  wollen.  Aber  sie  können  immerhin  einen  Finger- 
zeig geben,  der  darauf  aufmerksam  macht,  zu  prüfen,  ob  sich  nicht  bei  son- 
stigen Bestimmungen  ein  entsprechendes  Verhältniss  herausstellt.  Und  schon 
$  382  wiesen  wir  vorläufig  darauf  hin,  dass  wir  uns  auf  ein  solches  auch 
sonst  bei  Vergleichung  der  Rechte  der  dänischen  Gruppe  hingewiesen  sehen, 
dass  auch  das  friesisch-schwedische  Urrecht  sich  bereits  in  mehrere  Rechte 
verzweigt  haben  musste,  als  sich  Friesen  und  Schweden  bestimmter  von 
einander  trennten. 

c.  Dänische  Rechte. 

1290.  Gehen  wir  auf  die  Gemeinschaftsverhältnisse  der  dänischen 
Rechte  über,  so  weichen  sie  von  den  schwedischen  und  der  grossen  Mehr- 
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1220]  zahl  der  rhätischen  Rechte  dadurch  ab,  dass in  ihnen  dieTheilung 
«des  Gemeinguts  wenigstens  bei  unbeerbter  Ehe  nicht  nach  Drittelsrecht, 
sondern,  wie  im  gothi sehen,  in  den  friesischen  und  einzelnen  rhätischen 
Rechten  durch  Hälftung  erfolgt;  vgl.  K.  Rosenvinge  60 ff.,  85  ff.,  180,  Ste- 
itiann  Güterr.  25.  33.  51.  141  ff.,  Olivecrona  Pr.  111.  Das  Gemeingut 
kommt  zu  gleichen  Theilen  an  den  überlebenden  Ehegatten  und  die  Erben 
des  verstorbenen  und  zwar,  wie  im  seeländischen  Recht  ausdrücklich  be- 
tont ist,  auch  dann,  wenn  der  Unterschied  des  eingebrachten  Vermögens 
noch  so  gross  sein  mochte.  Dagegen  greift  dann  bei  beerbter  Ehe  die  den 
•dänischen  Rechten  eigenthümliche  Gütergemeinschaft  zwischen 
Eltern  und  Kindern  ein.  Beim  Tode  des  einen  Ehegatten  wurde  das 
Gemeingut  nicht  nach  festen  Theilbeträgen,  sondern  nach  der  Kopfzahl  ge- 
theilt,  so  dass  auch  der  überlebende  Ehegatte  nur  einen  Kindstheil  erhielt. 
Aber  bei  manchen  sonstigen  Vorrechten  des  Vaters,  wie  sie,  worauf  wir  in 
anderer  Verbindung  zurückkommen,  auch  dem  gothischen  Rechte  nicht 
fremd  waren,  zeigt  sich  doch  die  Gleichstellung  beider  Eheleute 
auch  hier  wenigstens  darin,  dass  die  Mutter  ebenso,  wie  der  Vater,  besten 
Kindstheil  erhielt,  also  insbesondere  neben  Söhnen  den  vollen  Kopftheil 
des  Sohnes,  wahrend  die  Tochter  nur  halben  Sohnstheil  erhielt. 

Die  Gemeinschaft  ist  eine  gesetzliche.  Ihr  Beginn  erscheint 
als  Wirkung  der  Ehe  selbst,  insofern  sie  sogleich  mit  der  Eingehung  der 
Ehe  beginnt,  wie  in  den  schwedischen  Rechten,  nicht  erst,  wie  in  den  rhä- 
tischen und  friesischen  Rechten,  mit  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  oder  mit  Ge- 
burt eines  Kindes.  Abgesehen  von  den  Stadtrechten,  bei  denen  das  als  nach- 
trägliche Weiterentwicklung  zu  betrachten  sein  wird,  kennen  die  dänischen 
Rechte  ebenso,  wie  die  schwedischen  und  rhätischen,  keine  volle  Gemein- 
schaft ;  das  Erbland  bleibt  Sondergut.  Dagegen  beschränkt  sich  die  Gemein- 
schaft nicht  auf  die  Errungenschaft,  es  ist  allgemein  auch  Fahrnissge- 
meinschaft  ausgesprochen. 

Doch  finden  sich  auch  hier  Reste  eines  Auseinanderhaltens 
derFahrniss,  welche  auf  eine  frühere  Entwicklungsstufe  hindeuten,  bei 
•der  auch  die  Fahrniss  Sondergut  war.  Einmal  blieb,  wie  erwähnt,  das  Gold 
immer  Sondergut.  Weiter  aber  wurde  zwar  alle  in  die  Ehe  gebrachte  Fahr- 
niss Gemeingut,  nicht  aber,  wie  in  rhätischen  Rechten  und  im  upländischen 
*uch  die  erst  während  der  Ehe  ererbte,  welche  vielmehr  den  Erben  des  Ver- 
storbenen herauszugeben  ist.  Nur  im  Falle  des  sogenannten  Arvebet  soll 
das  entfallen,  wenn  nämlich  auch  der  andere  Gatte  etwas  ererbt.  Ist  die 
eigenthümliche  Bestimmung  allen  drei  dänischen  Rechtsgebieten  gemein- 
sam, so  weichen  die  Einzelbestimmungen  ab,  indem  nach  schonischem  und 
seeländischem  Recht  die  Gegenerbschaft  wenigstens  drei  oder  eine  Mark 
betragen  soll,  auch  die  Gegenerbschaft  nur  die  nächstvorhergehende  oder 
doch  nur  die  bis  dahin  gemachten  Erbschaften  gemein  macht,  während  dem 
jütischen  Recht  diese  Einschränkungen  fremd  sind;  vgl.  Stemann  52.  Aber 
auch  diese  Ausnahme  des  Arvebet  scheint  bezüglich  der  von  Vorfahren  er- 
erbten Fahrniss  nicht  allgemein  anerkannt  zu  sein.  Denn  es  heisst  in  Thord 
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Degns  Art.  40,  K.  Rosenvinge  Sämling  3,  46 1  ff. :  Illud  non  est  servandum 
in  terris  nee  in  bonis  mobilibus,  que  post  patrem  et  matrem,  avutn  velavam 
hereditario  iure  per cipiuniur,  sed  in  hereditate  bonorum  mobilium,  que  a 
ktere  contingii  iure  hereditario  post  avunculum  vel  nepotem  vel  in  consimi- 
libus  usque  ad  quartam  lineam.  Diese  Unterscheidung  würde  also  auffallend 
der  S  81  5  erwähnten  Scheidung  zwischen  Stockgut  und  Seitengut  in  west- 
fränkischea  und  lothringischen  Rechten  entsprechen,  die  da  freilich  nur  die 
Liegenschaften  trifft. 

d.  Friesische  Rechte. 

1221.  Den  einfacheren  Verhaltnissen  in  den  letztbesprochenen  Rechten 
gegenüber  zeigen  uns  die  friesischen  Rechte,  vgl.  Schröder  Gütern  3*,  3  89  ff., 
Fockema  Andreae  ßijdragen  2,  53  ff.,  wieder  eine  ähnliche  Mannich  fal- 
tigkeit der  Gestaltung,  wie  wir  sie  in  den  rhätischen  Rechten  fanden.  Und 
zwar  auch  hier  so,  dass  schärfere  örtliche  Abgränzungen  sich  vielfach  un- 
durchführbar zeigen,  die  nächstverwandten  Gestaltungen  sich  wohl  an  den 
entlegensten  Stellen  der  friesischen  Küstenländer  finden,  so  dass  das,  wie 
wir  das  ebenso  für  die  rhätischen  Rechte  annahmen  und  für  die  allgemei- 
neren Verhältnisse  der  friesischen  Rechte  schon  $1125  betonten,  darauf 
hinweist,  dass  die  Unterschiede  sich  schon  entwickelt  hatten,  als  die  Stämme 
ihre  spätem  Sitze  einnahmen. 

Prüfen  wir  nun  auch  hier  unsere  Annahme,  dass  die  volle  Güter- 
scheidung den  Ausgangspunkt  gebildet  habe,  so  steht  ihr  nicht  allein 
nichts  im  Wege ,  sondern  es  hat  sich  davon  wenigstens  noch  ein  Rest  un- 
mittelbar erhalten.  In  den  Hunsingoer  Küren  §  20,  RichthofenQ.  330,  vgl. 
Schröder  399,  F.  Andreae  2,69,  heisstes,  dass,  wenn  zwei  massig  Reiche  (?) 
zusammenkommen  mit  Fahrniss  ohne  Erbe  und  ihre  Habe  wächst,  sie  es 
theilen  sollen  gemäss  dem,  wie  sie  es  zusammengebracht  haben,  nach  dem 
rechten  Werthe  des  Gutes.  Da  wird  also  auch  die  Errungenschaft  nicht  ge- 
mein, sondern  wächst,  wie  im  altern  westgothischen  Recht,  den  beiden  Ver- 
mögen nach  Massgabe  des  Eingebrachten  zu. 

Das  aber  ist  Ausnahme.  Im  allgemeinen  finden  wir  das  schwer  durch- 
führbare Auseinanderhalten  der  Errungenschaft  vermieden.  Und  zwar,  ganz 
so,  wie  in  den  rhätischen  Rechten,  in  verschiedener  Weise;  theils  durch 
Gemeinschaft,  theils  durch  Beständigkeit  des  Frauenguts,  so 
dass  sich  damit  von  vornherein  eine  auffallende  Uebereinstimmung  beider 
Rechtsgruppen  ergibt.  Und  sind  dieselben  Ortlich  weit  geschiedene,  so  ge- 
winnt der  Umstand  doch  dadurch  grössere  Bedeutung,  dass  sich  ein  ent- 
sprechendes Beachten  bald  des  einen,  bald  des  andern  der  doch  wesentlich 
verschiedenen  Gesichtspunkte  wenigstens  für  die  gesetzliche  Regelung  der 
ehelichen  Güterverhältnisse  in  keiner  andern  Rechtsgruppe  ergibt. 

1222.  Fassen  wir  zunächst  die  allgemeineren  Verhältnisse  der  Güter- 
gemein s  c  h  a  ft  ins  Auge,  so  stimmen  bezüglich  des  Theilungsmass- 
stabes  alle  friesischen  Rechte  trotz  der  sonstigen  Mannichfaltigkeit  darin 
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1222]  überein,  dass  sie  im  Anschlüsse  an  das  gothische  und  dänische  Recht 
und  in  Abweichung  von  dem  Drittelsrecht  der  schwedischen  und  der 
meisten  rhätischen  Rechte  Mann  und  Frau  in  diesen  Verhältnissen  ganz 
gleichstellen.  Wo  für  die  Gemeinschaft  nur  Mann  und  Frau  in  Frage  kom- 
men, wird  dieselbe  immer  nach  Hälften  getheilt;  findet  sich  dann  auch 
hier  wohl  die  Gemeinschaft  auf  die  Kinder  ausgedehnt,  vgl.  §  1133,  so  er- 
scheinen auch  dann  bei  den  davon  beeinflussten  Bestimmungen  Vater  und 
Mutter  ganz  gleichgestellt,  erhält  das  eine  wie  das  andere  ein  Drittheil  oder 
einen  Kopftheil. 

Als  Ausnahme  ist  mir  nur  aufgefallen,  dass  nach  Landrecht  von  Ha- 
dein  3  t.  1 7  bei  voller  Gemeinschaft,  dann  bei  Errungenschaftsgemeinschaft 
nach  dem  Stadtrecht  von  Stade  2,  2  $  9,  Pufendorf  Obs.  1,  45.  185,  neben 
Kindern  der  Mann  zwar  immer  eine  Hälfte  des  Gemeinguts  erhält,  die  Frau 
aber  nur  neben  einem  Kinde,  während  sie  neben  mehreren  nur  ein  Drittel 
nimmt.  Das  ist  aber  eine  so  überaus  auffallende  Gestaltung,  dass  sie  sich 
schwerlich  mehrmals  selbstständig  entwickelt  haben  wird.  Denn  so  nahe 
es  lag,  der  Mutter  einfach  die  Hälfte,  oder  aber ,  wie  sich  das  nicht  selten 
findet,  nur  einen  Kopftheil  zuzusprechen,  so  sehr  muss  es  auffallen,  dass 
sie  neben  einem  Kinde  die  dann  mit  dem  Kopftheil  zusammenfallende 
Hälfte  erhält,  dann  aber  ohne  alle  Rucksicht  auf  die  Anzahl  der  Kinder 
immer  ein  Drittel,  welches  nur  bei  zwei  Kindern  dem  Kopftheile  entspricht. 
Finden  wir  nun  genau  dieselben  Bestimmungen  in  Verbindung  mit  voller 
Gemeinschaft  in  manchen  westfälischen  Rechten,  vgl.  Schröder  3',  119  ff., 
so  wird  da  irgendwelcher  Zusammenhang  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Und 
derselben  Gestaltung  werden  wir  dann  vereinzelt  auch  in  den  den  friesischen 
Rechten  sich  auffallend  annähernden  Rechten  des  Berner  Oberlandes  be- 
gegnen. 

Die  Ausdehnung  der  Gemeinschaft  ist,  wie  in  den  rhätischen 
und  schwedischen  Rechten,  eine  verschiedene.  Wo  nicht  bei  Beständigkeit 
dts  Frauenguts  jede  Gemeinschaft  fehlt,  da  finden  wir  wenigstens  überall 
Errungenschaftsgemeinschaft,  über  welche,  wie  das  westmännische  und 
manche  rhätische  Rechte,  auch  einzelne  friesische  Rechte  nicht  hinausge- 
gangen sind.  Ueberwiegend  aber  erscheint  die  Gemeinschaft  wenigstens 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  auf  die  Fahrniss  ausgedehnt,  so  dass 
nur  das  Erbland  Sondergut  bleibt,  wie  wir  das  ebenso  in  den  bisher  be- 
sprochenen Rechten  der  Gruppe  fanden.  Von  diesen ,  abgesehen  von  ver- 
einzelten rhätischen  Rechten,  vgl.  §  121 3,  unterscheiden  die  friesischen  sich 
aber  dadurch,  dass  sich  vielfach  die  Gemeinschaft  auch  auf  die  eingebrachten 
Liegenschaften  ausgedehnt  und  damit  volle  Gemeinschaft  des  gesammtea 
Eheguts  ergeben  hat. 

1223.  Sehr  verschieden  ist  auch  der  Beginn  der  Gemeinschaft 
überhaupt  oder  doch  der  ausgedehnteren  Gemeinschaft.  Selbst  die  volle 
Gemeinschaft  beginnt  hier,  wie  die  beschränkte  in  den  schwedischen  und 
dänischen  Rechten,  wohl  schon  mit  der  Vollziehung  der  Ehe.  So  im 
Schependomsrechte  und  in  vielen  flandrischen  Rechten;  so  auch  Uberwie- 
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gend  im  Aasdomsrechte,  welches ,  so  bestimmt  es  sich  im  Erbrechte  von 
allen  seinen  Nachbarrechten  unterscheidet,  doch  bezüglich  der  ehelichen 
Gemeinschaftsverhältnisse  denselben,  auch  den  friesischen ,  vielfach  näher 
anschliesst.  So  aber  auch  weit  im  Osten  in  Kedingen  und  dem  angrenzen- 
den Allen  Lande,  Schröder  3",  51. 

Der  Beginn  der  Gemeinschaft  knüpft  sich  dann  weiter  wohl  an  die 
Ueber  jährigkeit  der  Ehe,  so  dass  sie  erst  nach  Ablauf  von  Jahr  und 
Tag  eintritt.  So  allgemein  im  westerlauwerschen  Friesland ,  vgl.  Schröder 
393,  F.  Andreae  2,  55,  in  der  Beschränkung  auf  Fahrniss  und  Errungen- 
schaft; dann  aber  auch  bei  voller  Gemeinschaft  vielfach  im  Gebiete  des  Aas- 
domsrechts, vgl.  §  7io.  Derselben  Bestimmung  begegneten  wir  $  121 2  be- 
reits in  den  rhätischen  Rechten  und  glaubten  dort  als  massgebend  für  die- 
selbe den  Gesichtspunkt  betrachten  zu  müssen,  dass  sich  bei  längerem  Zu- 
sammenhausen die  Fahrniss  nicht  wohl  genügend  auseinanderhalten  liess. 

Wir  finden  nun  aber  in  den  friesischen  Rechten  noch  einen  dritten 
massgebenden  Zeitpunkt,  den  wir  in  den  andern  Rechten  der  dänischen 
Gruppe  in  dieser  Richtung  nicht  beachtet  fanden.  In  den  Ommelanden,  in 
Ostfriesland,  im  Lande  Wursten ,  auch  bei  den  Nordfriesen  erscheint  die 
Gemeinschaft  oder  doch  die  ausgedehntere  Gemeinschaft  bedingt  durch  die 
Fruchtbarkeit  der  Ehe,  vgl.  $  756  ff.,  durch  die  Geburt  eines  lebens- 
fähigen Kindes,  gleichviel,  ob  ein  solches  die  Ehe  überlebte  oder  nicht. 
Nur  vereinzelt,  so  im  Fredewolder  Erbrecht,  vgl.  Schröder  391,  wird  weiter- 
gehend auch  Beerbtheit  der  Ehe  gefordert,  es  soll  die  Ehe  auch  von  einem 
Kinde  überlebt  sein ;  wir  können  den  Unterschied,  der  sich  auch  im  Aas- 
domsrechte geltend  macht,  vgl.  S  7 1 1 .  für  die  nächsten  Zwecke  unberück- 
sichtigt lassen. 

Jene  Forderung  der  Fruchtbarkeit  ist  nun  aber  in  keiner  Weise  eine 
Eigentümlichkeit  der  friesischen  Rechte.  Brunner,  Die  Geburt  eines  leben- 
den Kindes  und  das  eheliche  Vermögensrecht  in  der  Zeitschr.  f.  Rechtsg. 
29(16),  63  ff.,  hat  zahlreiche  Belege  aus  den  verschiedensten  Rechtsgruppen 
zusammengestellt,  wonach  durch  die  Geburt  eines  Kindes  eheliche  Gemein- 
schaft, weiter  ausgedehntere  Befugnisse  des  Mannes  über  das  Frauengut, 
Ansprüche  des  überlebenden  Ehegatten  auf  das  Gut  des  Verstorbenen  oder 
auch  Erlöschen  gewisser  Sonderansprüche  der  Frau  bewirkt  werden.  Aller- 
dings treffen  die  Belege  insbesondere  für  den  Beginn  der  Gemeinschaft  über- 
wiegend westgermanische  Rechte.  Steht  nun  in  dieser  Richtung  das  frie- 
sische Recht  unter  den  Rechten  der  dänischen  Gruppe  vereinzelt ,  so  läge 
es  nahe,  aus  diesem  Umstände  einen  Beleg  gegen  meine  schon  §  8  betonte, 
von  der  vorherrschenden  abweichende  Annahme,  dass  die  friesischen 
Rechte  den  ostgermanischen  zuzuzählen  seien,  zu  entnehmen.  Es  wird  sich 
daher  empfehlen,  auf  Haltpunkte  bestimmter  hinzuweisen,  wonach  doch 
auch  andern  ostgermanischen  Rechten  ein  Einfluss  der  Bekindung  der  Ehe 
auf  die  ehelichen  Vermögensverhältnisse  nicht  fremd  ist. 

1284.  Belege  für  den  Einfluss  der  Fruchtbarkeit  der  Ehe 
auf  die  Vermögensverhältnisse  finden  sich  insbesondere  auch  im 
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12*24]  gothisch-spanischen  Recht.  Schon  §  1201  ff.  wurde  bemerkt, 
dass  nach  der  westgothischen  Lex  und  dem  Fuero  real  die  Wechselauflas- 
sung der  Eheleute  durch  die  Geburt  eines  Kindes  kraftlos  wird.  Hat  diese 
dann  in  friesischen  Rechten,  vergl.  Brunner  69,  F.  Andreae  2,  87,  weiter 
auch  im  Aasdomsrechte  und  im  wälschflandrischen,  vgl.  §  711.  774,  die 
Wirkung,  dass  von  da  ab  der  Mann  auch  das  Frauengut  veräussern  darf, 
so  entspricht  dem  eine  Bestimmung  der  Gesetze  von  Huesca  von  1247, 
Fueros  de  Aragon  f.  122:  Vir  et  uxor  non  possunt  vendere  hereditatem, 
quam  parentes  uxoris  in  axovario  dederunt  filiae  >  quando  nupsit,  ante  suscep- 
iionem  prolis. 

Beachtenswerther  ist  ein  Anderes.  Schon  in  der  Lex  Saxonum  c.  47 
heisst  es :  Apud  Westfalaos,  postquam  mulier  ftlius  genuerii,  dotem  amittat. 
Dass  das  auch  dem  friesischen  Rechte  nicht  unbekannt  war,  ist  mir  wenig- 
stens wahrscheinlich.  Die  Angaben  über  das  Wetma,  welches  hier  der  Dos 
entsprechen  würde,  sind  allerdings  sehr  dürftige,  vgl.  Richthofen  Wörterb. 
1 146.  Es  scheint  danach  doch  ein  Betrag  zu  sein,  der  der  nach  dem  Tode 
des  Mannes  ausscheidenden,  also  wohl  kinderlosen  Frau  ausser  ihrem  Ein 
gebrachten  zukommt.  Aber  kaum ,  wenn  sie  das  Gewinngut  t heilte.  Denn 
während  im  schwedischen,  vgl.  Amira  Obl.  1,  519,  dann  besonders  häufig 
in  den  rhätischen  Rechten  die  Morgengabe  als  Sonderrecht  der  Frau  oder 
auch  ihrer  Erben  neben  dem  Drittel  am  Gewinngut  erwähnt  wird,  findet 
sich  hier,  so  weit  ich  sehe,  nie  eine  entsprechende  Angabe  bezüglich  des 
Wetma,  ist  immer  schlechtweg  von  Hälftung  die  Rede.  Und  wenigstens  im 
Aasdomsrechte  fanden  wir  S  7 1 1  das  Recht  der  Frau  auf  die  Morgengabe 
wohl  von  der  Unbeerbtheit  der  Ehe  abhängig  gemacht. 

Jedenfalls  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Eigentümlichkeit  des  west- 
fälischen Rechts.  Brunner  76  ff.  bringt  Belege  für  dieselbe  Bestimmung  aus 
sehr  verschiedenen ,  zum  Theil  örtlich  weit  auseinanderliegenden  Quellen 
und  betont,  dass  sich  dabei  auch  eine  so  auffallende  Uebereinstimmung  in 
der  sprachlichen  Wendung  zeigt,  wonach  mit  der  Geburt  eines  Kindes  die 
Dos  oder  Morgengabe  todt  ist,  dass  das  auf  ein  uraltes  Rechtssprichwort 
zurückzugehen  scheine.  Um  so  beachtenswerther  ist  es,  wenn  wir  in  Spa- 
nien nicht  blos  der  Sache,  sondern  auch  der  auffallenden  Wendung  wieder 
begegnen.  Nachdem  in  den  Fueros  vonOviedo  von  1 145,  Llorente  Noticias 
4,  102,  von  der  Sicherstellung  der  Arras  oder  der  Dos  die  Rede  war,  wird 
hinzugefügt :  desque  fillo  hobier,  las  arras  son  muerias ;  parian  lo  que  dios 
les  dier.  Ist  damit  jedenfalls  ausgesprochen,  dass  die  Geburt  eines  Kindes 
den  Anspruch  auf  den  Widum  beseitigt,  so  scheint  zugleich  angedeutet, 
dass  mit  ihr  erst  als  Ersatz  der  Anspruch  auf  die  Hälfte  des  Gemeingutes 
beginnt;  ist  dieser  Anspruch  sonst  nach  spanischem  Recht  schon  durch  die 
Ehe  selbst  begründet,  so  würde  sich  damit  hier  ausnahmsweise  volle  Ueber- 
einstimmung mit  den  friesischen  Rechten  ergeben. 

Allerdings  erscheint,  wie  in  der  Lex  Wisigothorum ,  im  allgemeinen 
wenigstens  im  castilischen  Recht,  vgl.  etwa  Fuero  viejo  5,  1  $  1  ff.,  Fuero 
real  3,  2  1.  1  ff.,  auch  später  die  nun  als  Arras  bezeichnete  Dos  als  ein  von 
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der  Halftung  des  Gemeinguts  ganz  unabhängiges  Recht  der  Frau  an  einem 
Theile  des  Sonderguts  des  Mannes.  Aber  jene  Angabe  ist  doch  keine  ver- 
einzelte. In  der  Gesetzgebung  von  Huesca  von  1 247 ,  Fueros  de  Aragon 
f.  122,  heisst  es,  dass  die  Mulier  francha  mit  fünfhundert  Sueldos  oder  mehr 
zu  dotiren  sei :  tarnen  ex  quo  susceperit  a  viro  filium .  vivat  auf  moriatur 
ßlius,  secundum  forum  non  potest  petere  dotes  sibi  promissas  ;  dasselbe  solle 
bezüglich  der  Dos  der  Villana  der  Fall  sein.  Dass  die  blosse  Fruchtbarkeit 
genügte,  auch  wenn  die  Ehe  bei  ihrer  Lösung  wieder  eine  unbeerbte  war, 
ist  da  ausdrücklich  betont.  Und  abgeschwächt  heisst  es  im  Fuero  von  Soria, 
Loperraez  Descr.  del  obispado  de  Osma  1 29,  dass,  wenn  die  versprochenen 
Arras  der  Frau  nicht  schon  bei  Lebzeiten  des  Mannes  übergeben  wurden, 
die  Erben  desselben  nicht  verpflichtet  sind ,  sie  ihr  oder  ihren  Erben  zu 
geben ;  dass  sie  allerdings  bei  Lebzeiten  des  Mannes  von  diesem  die  Ueber- 
gabe  verlangen  kann ;  dass  aber,  sobald  Kinder  da  sind,  auch  der  Mann 
nicht  mehr  verpflichtet  ist,  sie  ihr  zu  geben. 

Auch  in  andern  ostgermanischen  Rechten  ergibt  sich  mehr- 
fach entsprechender  Einfluss  der  Geburt  eines  Kindes  auf  die  ehelichen 
Vermögensverhaltnisse.  So  heisst  es  im  rhati  sehen  Recht  vonFürstenau 
S  27,  Wagner  u.  S.  3,  122:  Wan  ein  morgengab  einem  weib  verheissen 
würd  und  dieselbige  ehe  kinder  bei  einanderen  überkommend,  alsdann  soll 
die  morgengab  tod  und  ab  sin;  ebenso  im  Puschclav,  vgl.  Bühler  Erbr.  79. 
87.  Nach  den  danischen  Rechten,  vergl.  K.  Rosenvinge  61,  Stemann 
Güten*.  66,  darf  der  Mann  Eigen  der  Frau  erst  dann  verkaufen,  wenn  er  mit 
ihr  Kinder  hat.  Nach  norwegischem  Recht,  vgl.  Olivecrona Prdcis  104, 
Amira  Obl.  2,  813,  waren  die  Eheleute  nur  bis  zur  Geburt  eines  Kindes 
bei  Eingehung  vertragsmässiger  Gütergemeinschaft  an  die  Zustimmung  der 
beiderseitigen  Erben  gebunden.  Finden  wir  im  burgundischen  Gebiete 
zu  Saanen  und  Jaun  die  Gemeinschaft  von  der  Fruchtbarkeit  abhangig  ge- 
macht, so  werden  wir  allerdings  bei  Besprechung  der  Rechte  des  Berner 
Oberlandes  nachzuweisen  suchen,  dass  da  ein  näherer  Zusammenhang  mit 
den  friesischen  Rechten  bestehen  muss.  Aber  auch  davon  abgesehen  finden 
sich  Zeugnisse  für  die  Beachtung.  Nach  Quisard  Cout.  de  Vaud  3,  1,  3 
S  3  ff .  erlischt  bei  fruchtbarer,  wenn  auch  unbeerbter  Ehe  das  Recht  der 
Frau,  ihr  Augment  als  vererbliches  Eigen  zu  behalten.  Nach  der  Coutume 
von  Lausanne  c.  2,  Me'm.  et  doc.  de  la  Suisse  Rom.  7i  764,  begründet  die 
blosse  Fruchtbarkeit  auch  bei  Unbeerbtheit  Leibzuchtsrechte  des  Ueberle- 
benden;  nach  den  Statuten  von  Estavayer,  Huber  Schw.  Privatr.  4,  474, 
gibt  die  Fruchtbarkeit  der  Wittwe  Anspruch  auf  eine  Rente  aus  dem  Gute 
des  Mannes.  Findet  das  Massgeben  der  Fruchtbarkeit  gerade  für  die  Ge- 
meinschaft sich  weniger  in  andern  ostgermanischen  Rechten ,  so  ergeben 
sich  in  ihnen  doch  so  manche  sonstige  Einwirkungen  auf  die  ehelichen 
Vermögensverhaltnisse,  dass  darin  schwerlich  ein  Grund  liegt,  die  Zuge- 
hörigkeit der  friesischen  Rechte  zur  ostgermanischen  Gruppe  zu  bezweifeln, 
falls  die  sonstigen  Umstände  auf  solche  hinweisen. 
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1224]  Die  Bedeutung  der  Fruchtbarkeit  für  die  verschiedensten 
Aenderungen  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  erklärt  sich  gerade  dann 
leicht,  wenn  wir  davon  auszugehen  haben ,  dass  die  Ehe  an  und  für  sich« 
von  der  Verwaltungsbefugniss  des  Mannes  abgesehen,  keinerlei  engere  Ver- 
bindung der  von  beiden  Seiten  zusammengebrachten  Vermögen  bewirkte. 
So  lange  die  Ehe  eine  unfruchtbare  blieb,  stand  eine  solche  auch  für  die 
Zukunft  nicht  in  Aussicht;  starben  die  Ehegatten,  so  wurden  sie  von  den 
beiden  sich  ganz  fremden  Sippen  beerbt.  Dagegen  war  mit  der  Geburt  eines 
Kindes  vorauszusehen,  dass  beide  Vermögen ,  wenn  zunächst  auch  nach 
Lösung  der  Ehe  jedem  Elterntheile  das  seinige  verblieb,  schliesslich  in  den 
Händen  der  Kinder  zu  einem  einheitlichen  Familiengut  zusammenwachsen 
würden  und  damit  die  Gründe  entfielen,  welche  bis  dahin  im  Interesse  der 
Sippen  auf  strengere  Scheidung  hingewiesen  hatten.  Rückfall  an  diese  war 
nicht  mehr  vorauszusehen  und  zumal  da ,  wo  das  Kind  nach  Elternrecht, 
vgl.  §  649,  vom  überlebenden  Elterntheil  beerbt  wurde,  überhaupt  ausge- 
schlossen. Es  begreift  sich,  wenn  etwa  die  Veräusserung  von  Frauengut 
durch  den  Mann  anders  beurtheilt  wurde,  je  nachdem  der  Mann  durch  die- 
selbe nur  noch  das  Interesse  der  ihm  blutsfremden  Sippe  der  Frau  ver- 
letzte, oder  aber  dabei  das  Interesse  der  gemeinsamen  Kinder  in  Frage 
kam.  Es  begreift  sich,  wenn  man  bis  zur  Geburt  eines  Kindes  für  Vertrags- 
massige  Gemeinschaft  die  Zustimmung  beider  Sippen  verlangte,  nicht  aber 
mehr,  wenn  beim  Vorhandensein  von  Kindern  das  Interesse  der  Sippen 
unmittelbar  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kam. 

Allerdings  konnte  dasselbe  bei  Vorversterben  der  Kinder  wieder  auf- 
leben und  manche  Rechte  haben  dem  Rechnung  getragen,  indem  sie  für 
die  bezüglichen  Wirkungen  nicht  blos  Fruchtbarkeit,  sondern  Beerbtheit 
der  Ehe,  das  Vorhandensein  von  Kindern,  verlangen;  vgl.  etwa  §  774.  Aber 
es  erklärt  sich  doch  auch,  wenn  sehr  viele  Rechte  das  nicht  beachten.  War 
einmal  ein  Kind  geboren,  war  vorauszusehen,  dass  ihm  weitere  folgen  wür- 
den, so  ist  es  erklärlich,  wenn  man  von  da  ab  von  der  Voraussetzung  aus- 
ging, dass  die  Ehe  auch  eine  beerbte  bleiben  würde,  dem  entsprechend  bei 
der  gesammten  Vermögensgebahrung  vorging,  die  beiden  Vermögen  weniger 
streng  mehr  auseinanderhielt,  und  damit  auch  Ansprüche  Dritter  begründet 
wurden,  die  nur  von  jener  Voraussetzung  aus  Bestand  hatten.  Hatte  die 
Geburt  des  Kindes  grössere  Vermögensgemeinschaft  bewirkt,  so  war  es 
nicht  wohl  mehr  durchführbar,  nun  später  nach  dem  Tode  des  Kindes  wie- 
der einfach  auf  den  Zustand  der  G Uterscheidung  zurückzugreifen. 

Insbesondere  mochte  es  da.  wo  die  Geburt  eines  Kindes  dem  Ueber- 
lebenden  ausgedehntere  Ansprüche  auf  das  Gut  des  Verstorbenen  in  Aus- 
sicht stellte,  hart  und  unbillig  erscheinen,  wenn  der  in  den  Quellen,  vergl. 
§  649,  wohl  als  besonders  schmerzlich  betonte  Verlust  der  Kinder  nun 
überdies  für  den  Ueberlebenden  noch  Verlust  von  Vermögensvortheilen 
zur  Folge  haben  sollte.  Wir  suchten  es  bereits  §  846  von  diesem  Gesichts- 
punkte  aus  zu  erklären,   dass  nach  anscheinend  erst   nachträglich   ent- 
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wickelten!  französischem  Adelsrechte  auch  bei  nur  fruchtbarer  Ehe  dem 
Manne  die  Zucht  an  der  Aussteuer  der  vorverstorbenen  Frau  verblieb. 

Wurden  beide  eingebrachte  Vermögen  anfangs  auch  bezüglich  der 
Fahrniss  auseinandergehalten,  so  dass  nur  die  Errungenschaft  gemein  war, 
machte  sich  dann  aber  mit  der  Zeit  auch  ein  BedUrfhiss  nach  Fahrniss- 
gemein schaft  geltend,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  man  den  ohnehin 
vielfach  beachteten  Zeitpunkt  der  Geburt  eines  gemeinsamen  Kindes  als 
den  betrachtete,  von  wo  ab  jedenfalls  eine  solche  Verschmelzung  als  unbe- 
denklich erscheinen  musste,  wahrend  man  da  weitergehend  in  andern  ver- 
wandten Rechten  schon  den  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  als  genügend  be- 
trachtete. 

Finden  wir  dann  daneben  in  Rechten,  bei  welchen  doch  Zurückgehen 
auf  dieselbe  Grundlage  wahrscheinlich  ist,  auch  den  Beginn  der  Gemein- 
schaft schon  mit  Vollziehung  der  Ehe,  so  wird,  wenigstens  wenn  wir 
von  ursprünglicher  Güterscheidung  ausgehen ,  nicht  zu  bezweifeln  sein, 
dass  es  sich  bei  den  letztern  um  nachträgliche  Weiterentwicklung  handelt. 
Wenigstens  in  friesischen  Rechten  lässt  sich  wohl  unmittelbar  nachweisen, 
vgl.  Brunner  70,  wie  die  früher  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  eintretende 
Gemeinschaft  später  schon  mit  der  Vollziehung  der  Ehe  beginnen  sollte. 
Und  kennen  die  schwedischen  und  dänischen  Rechte  nur  noch  den  letztern 
Beginn,  so  ist  es  sehr  möglich,  dass  auch  sie  ursprünglich  da  an  die  Ueber- 
jährigkeit  oder  Fruchtbarkeit  angeknüpft  hatten. 

1225.  Suchen  wir  uns  nun  zu  vergegenwärtigen,  in  wie  weit  die  spä- 
tere Gestaltung  dieser  Verhältnisse  darauf  schliessen  lässt ,  dass  auch  hier 
die  volle  Scheidung  der  Vermögen  auch  bezüglich  des  Zuwachses  den 
Ausgangspunkt  bildete,  so  fanden  wir  $  1221  noch  einen  Rest  dieser  als 
der  ursprünglichsten  angenommenen  Gestaltung.  Handelt  es  sich  da  aber 
um  einen  vereinzelten  Ausnahmsfall,  so  wird  es  sich  fragen ,  in  wie  weit 
auch  die  andern  Rechte  auf  entsprechenden  Ausgangspunkt  zurückschliessen 
lassen.  Dafür  werden  wir  natürlich  zunächst  die  Behandlung  des  Ehe- 
guts bei  unfruchtbarer  oder  unterjähriger  Ehe  ins  Auge  zu 
fassen  haben,  da  sich  nur  dabei  ergeben  kann,  in  wie  weit  die  Ehe  an  und 
für  sich  auch  ohne  das  Hinzukommen  anderer  Umstände  Einfluss  auf  die 
Vermögensverhältnisse  übte. 

Nun  wird  zweifellos  irrig  angenommen,  vgl.  Schröder  398,  dass  nach 
friesischem  Rechte  überhaupt  bei  kinderloser  oder  unterjähriger  Ehe  die 
Errungenschaft  im  weitern  Sinne,  Gewinn  und  Verlust,  immer  nur  dem 
Manne  zukam,  womit  sich  also  das  ergeben  würde,  was  wir  als  Beständig- 
keit des  Frauenguts  bezeichneten.  Aber  ganz  ebenso,  wie  uns  §  1 204  von 
den  vereinzelten  Zeugnissen  des  rhätischen  Rechtsgebiets  das  eine  auf  diese 
Beständigkeit,  andere  aber  auf  Errungenschaftsgemeinschaft  bei  unter  jähriger 
Ehe  hinwiesen,  so  lassen  die  zahlreicheren  friesischen  Zeugnisse  keinen 
Zweifel,  dass  bei  den  verschiedenen  Stämmen  bald  der  eine ,  bald  der  an- 
dere Gesichtspunkt  massgebend  gewesen  ist.  Wiesen  wir  schon  $1146 
daraufhin,  dass  die  Rechte,  auf  Grund  deren  das  ostfriesische  Landrecht 
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1225]  entstand,  vielfach  von  einander  abweichen,  so  ist  im  Landrecht  2  c. 
165  ausdrücklich  daraufhingewiesen,  wie  gerade  jener  Unterschied  sich  bei 
den  ostfriesischen  Stammen  geltend  machte :  Dat  zvyve-guet  kan  nich  vor- 
mindern noch  vomieren,  dat  is  Auriker,  Nor derr eider  und  Harrlinger  land- 
recht; nur  soll  bei  Gewinn  der  ihr  Gut  zurücknehmenden  Frau  ein  billiger 
Antheil  gewährt  werden;  dann  Emsiger,  Broeckmer,  Aeverledinger  und 
Moermer  landrechten  holden,  dat  wyve-guit  halff  baete  und  schaden  winnen 
und  verlesen  mede. 

Allerdings  ist  nicht  bestimmter  betont,  dass  es  sich  da  um  die  noch 
unbeerbte  Ehe  handle.   Aber  andere  Angaben  ergeben  aufs  bestimmteste 
Errungenschaftsgemeinschaft,  ehe  mit  der  Geburt  eines  Kindes 
ausgedehntere  Gemeinschaft  hinzutrat.  Eben  auch  im  Ostfries.  Landrecht 
heisst  es  2  c.  177,  wo  jener  Unterschied  der  Landrechte  nicht  weiter  be- 
achtet erscheint,  dass,  wenn  das  Gut  unbeerbt  ist,  jeder  Theil  sein  ganzes 
Eingebrachtes  zurücknimmt ;  aber :  de  averwinst  in  schade  und  baete,  in- 
gelt, uthgelt,  delen  se  alles  tho  gelike,  während  bei  beerbter  Ehe  nicht  blos 
Gewinn  und  Verlust,  sondern  auch  alle  Fahrniss  halb  und  halb  sein  soll, 
so  dass  nur  die  eingebrachten  Liegenschaften  und  das  mit  diesen  gleich  be- 
handelte Geld  und  Geschmeide,  vgl.  §  12 19,  nach  den  Seiten  zurückfallen. 
Ich  möchte  es  daher  auch  nicht  mit  Schröder  391  auf  die  beerbte,  sondern 
auf  die  unbeerbte  Ehe  beziehen,  wenn  es  im  Emsiger  Pfennigschuldbuch 
§  47,  Richth.  Q.  207,  heisst,  dass,  wenn  die  beim  bevorstehenden  Tode 
eines  der  Eheleute  von  diesen  selbst  gemachte  Theilung  nicht  anerkannt 
wird,  man  zunächst  ihr  und  sein  Gut  so  gut  machen  soll,  wie  es  war,  als 
sie  zusammen  kamen :  daer  na  sahnen  delen  schade  ende  bäte  entwe.  Das- 
selbe ergibt  sich  im  Recht  der  Drenthe,  vgl.  F.  Andreae  2,  82  ff.,  Brunner 
70.  Sobald  ein  Kind  geboren,  trat  hier  volle  Gütergemeinschaft  ein.    Aber 
von  unfruchtbarer  Ehe  heisst  es  in  Unheil  von  1444,  dass  jeder  Theil  sein 
Gut  wieder  nehmen  soll,  wie  er  es  einbrachte :  ende  hebben  se  enich  guet 
gewonnen,  soelen  se  gelycke  deilen;  ende  hebben  se  verlies,  sullen  se  oick 
gelycke  hebben.    Dass  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  oder  deren  Werth 
Sondergut  bleibt,  ist  nicht  zu  bezweifeln  und  ergibt  sich ,  wie  ich  denke, 
noch  bestimmt  aus  den  Costuimen  von  1572,  ed.  Gratama  115,  wonach 
bei  unfruchtbarer  Ehe  das  Gut  wieder  dahin  zurückvererbt,  von  wo  es  her- 
gekommen ist:  unde  deelen  die  tilbare  guyderen,  die  sie  tsamen  aenge- 
wonnen  hebben,  aen  beyden  tsyeden  halff  ende  halff  mit  schade  ende  bäte* 
Ist  da  ausdrücklich   nur  auf  die  gewonnene,    beziehungsweise  verlorene 
Fahrniss  als  zu  hälften  hingewiesen ,  so  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzu- 
weisen, dass  die  eingebrachte  Fahrniss  nicht  gemein  war. 

Das  aber  gestaltet  sich  nicht  anders  in  Rechten,  in  welchen  die  ausge- 
dehntere Gemeinschaft  schon  mit  Uberjähriger  Ehe  eintritt.  So  im  wester- 
lauwerschen  Friesland ;  vgl.  F.  Andreae  2,  54.  Wird  in  den  altern  Quellen 
zunächst  nur  das  Eintreten  der  ausgedehnteren,  ausser  der  Errungenschaft 
auch  die  gesammte  Fahrniss  umfassenden  Gemeinschaft  nach  Jahr  und  Tag 
betont,  so  lassen  die  spätem  Angaben  keinen  Zweifel,  dass  auch  schon  bei 
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umerjähriger  Ehe  Gewinn  und  Verlust  gemein  waren ;  insbesondere  ist  auch 
in  der  Jurisprudentia  Frisica  28  S  19  ganz  allgemein  ausgesprochen ,  dass 
Gewinn  und  Verlust  Mann  und  Frau  immer  gleichmässig  treffen.  Tritt 
auch  im  Aasdomsrechte  die  volle  Gemeinschaft  mehrfach  erst  nach  Jahr 
und  Tag  ein,  vgl.  S  710,  so  ist  auch  da  wenigstens  im  Entwurfrechte  von 
Kämpen  ausdrücklich  bemerkt,  dass  Gewinn  und  Verlust  schon  während 
des  ersten  Jahres  gemein  sind. 

Damit  gelangen  wir  also  auf  dieselbe  Gestaltung,  wie  wir  sie  im  west- 
männischen,  vgl.  S  1218,  und  rhätischen  Recht  fanden;  nur  so,  dass  in 
jenem  und  vielfach  auch  in  diesem  die  blosse  Errungenschaftsgemeinschaft 
überhaupt  die  massgebende  blieb,  wahrend  hier  durchweg  die  Fahrnissge- 
meinschaft mit  der  Geburt  eines  Kindes  oder,  wie  in  vielen  rhätischen 
Rechten,  nach  überjähriger  Ehe  hinzutrat. 

1226«  Ganz  abweichend  bestimmen  dann  einige  ostfriesische  Rechte, 
weiter  insbesondere  die  der  Ommelande,  vgl.  Schröder  391  ff.,  F.  Andreae 
2,  64  ff.,  dann  das  Landrecht  von  Wursten  1  §  3,  PufendorfObs.  1,61,  für 
die  unbeerbte  Ehe  Beständigkeit  des  Frauenguts.  Dasselbe  soll 
weder  wachsen  noch  schwinden,  so  dass  Gewinn  und  Verlust  nur  den 
Mann  treffen.  Der  Frau  oder  ihren  Erben  ist  von  dem  Hofe  ihr  Gut  so  gut 
herauszugeben,  wie  sie  es  auf  den  Hof  brachte,  insbesondere  auch  die 
Fahmiss,  zu  Treibendes  und  zu  Tragendes,  Vieh,  wie  andere  Gegenstände. 
Es  handelt  sich  dabei  nicht  blos ,  wie  im  spanischen  Recht ,  um  die  noch 
thatsflchlich  vorhandene  Fahmiss,  sondern  auch,  wie  im  rhätischen,  vergl. 
S  1210,  und  westmännischen ,  vgl.  $  1218,  um  Ersatz  für  die  unterge- 
gangene, und  zwar  durch  gleichartige  Gegenstände.  So  heisst  es  im  Land- 
recht des  Oldenamt  3  $  24,  man  soll  der  Frau :  utigen  lant  mit  land,  golt 
mit  golde,  cleder  mit  cleder,  gelt  mit  gelde.  Die  Ansprüche  der  Frau  gingen 
dann  denen  aller  andern  Gläubiger  vor. 

Trat  dann  insbesondere  in  den  Ommelanden  mit  der  Geburt  eines 
Kindes  Gemeinschaft  der  Errungenschaft  und  Fahrniss  ein,  so  ist  das  nicht 
überall  der  Fall  gewesen,  so  dass  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  auch  bei 
fruchtbarer  Ehe  massgebend  blieb.  Nach  Budjadinger Landrecht  c.  67, 
Pufendorf  Obs.  4,  619,  hat  die  Frau  keinen  Antheil  an  Schulden  und  Ge- 
winn, sondern  erhält  nur  ihr  Eingebrachtes  ungeschmälert;  wird  aber  hin- 
zugefügt, dass  sie  nach  Verhältniss  zum  Unterhalt  und  zur  Aussteuer  der 
Kinder  beitragen  muss,  so  ergibt  sich,  dass  da  die  Beerbung  der  Ehe  nichts 
änderte.  Und  fanden  wir  im  Ostfriesischen  Landrecht  für  einige  Rechte 
ausgesprochen,  dass  Frauengut  sich  nicht  mindern,  noch  mehren  soll,  so 
scheint  auch  das  die  beerbte,  wie  die  unbeerbte  Ehe  zu  treffen.  Dabei  kann 
es  freilich  auffallen,  dass  auch  im  Brokmerbriefe  $  96  ausgesprochen  ist,  dass 
Frauengut  nicht  wachse,  noch  abnehme ,  während  das  Ostfriesische  Land- 
recht auch  das  Recht  der  Brokmer,  vgl.  $  1225,  denen  zuzählt,  nach  welchen 
Gewinn  und  Schaden  gemein  sind.  Esmüsste  sich  danach,  wie  schon  Kraut 
Vormundsch.  2,  390  vermuthet,  in  der  Zwischenzeit  geändert  und  mit  dem 
Emsiger  Recht  ausgeglichen  haben. 
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1227.  Finden  wir  nun  dieselbe  Beständigkeit  des  Frauenguts  mit  Ein- 
schluss  der  Fahrniss  auch  ganz  vereinzelt  im  Rechte  von  Reims  wieder, 
so  durfte  das  doch  ein  gewichtiger  Beleg  sein  für  unsere  schon  mehrfach, 
vgl.  S  1 134-1  ausgesprochene  Behauptung,  dass  wir  zu  Reims  friesische 
Rechtsgrundlage  anzunehmen  haben.  In  der  Ältesten  Quelle,  dem  Liber 
practicus  c.  159,  Varin  Arch.  legislat.  1,  320,  heisst  es  in  dieser  Beziehung 
nur :  Consuetudo  est  Remis,  quod  uxore  mortua  maritus  teneiur  r edder e  he- 
redibus  vel  executoribus  deffuncte  bona ,  que  ipsa  detulit  in  maritagium, 
eciam  si  consumpta  fuerint  in  utilitaiem  et  usus  uxoris. 

Sehr  genaue  Angaben  finden  sich  dann  in  der  altern  Gou turne  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  §  29  ff.,  Varin  1,  618  ff.  Die  überlebende  Frau 
hat  allerdings,  worauf  wir  zurückkommen,  Recht  auf  volle  Gemeinschaft 
und  kann  dann  die  Hälfte  alles  vorhandenen  Guts  nehmen.  Die  Frau  kann 
aber  auch  auf  die  Gemeinschaft  verzichten  und  nimmt  dann  ausser  dem 
Douaire  und  den  ihr  verbleibenden  Hochzeitsgeschenken  ihren  Apport,  wie 
das  ebenso,  abgesehen  vom  Douaire,  ihren  Erben  zusteht.  Zum  Apport  ge- 
hört Alles,  was  die  Frau  in  die  Ehe  einbrachte  und  wahrend  derselben  er- 
erbte. Und  zwar  nicht  blos  die  Liegenschaften,  welche  ihr  auch  nach  west- 
frankischem  Rechte  bei  Verzicht  als  Sondergut  verblieben,  sondern  auch  die 
Fahrniss.  Die  eingebrachte  Fahrniss  wird  nach  §  42,  so  weit  sie  noch  vor- 
handen, von  der  Frau  zurückgenommen ;  was  davon  verbraucht  oder  ver- 
aussert,  ist  ihr  nach  dem  Werthe  zur  Zeit  der  Einbringung  zu  ersetzen. 
Ohne  ihre  Zustimmung  veräusserte  Liegenschaften  kann  sie  ohne  irgend- 
welche Verjährung  zurückfordern;  selbst  wenn  sie  mit  ihrer  Zustimmung 
veraussert  wurden,  ist  ihr  der  Verkaufspreis  herauszugeben.  Für  irgend- 
welche Eheschulden  haftet  das  Frauengut  nicht ;  das  Recht  auf  den  Apport 
geht  nach  §  51  allen  andern  Forderungen  vor,  abgesehen  von  solchen 
Schulden,  welche  der  Mann  schon  vor  Eingehung  der  Ehe  gemacht  und 
verbrieft  hatte.  Dafür  darf  aber  die  Frau  nach  der  Coutume  von  1 48 1 ,  in 
welcher  noch  dieselben  Bestimmungen  festgehalten  sind,  nicht  das  Geringste 
von  dem  sonstigen  Gute  nehmen  und  man  kann  sie  nach  $310  sofort  aus 
dem  Hause  des  Mannes  verweisen. 

Auch  die  spatere  Coutume  von  1556  ergibt  eine  grössere  Annäherung 
an  das  französische  Recht  lediglich  darin,  dass  die  Gemeinschaft,  für  welche 
sich  die  Frau  entscheiden  kann,  sich  nicht  auch  auf  das  Erbland  ausdehnt, 
nur  Fahrniss  und  Gewinngut  umfasst,  wahrend  bei  Verzicht  der  Frau  ins- 
besondere auch  die  Fahrniss,  abweichend  vom  französischen  Recht,  als  ihr 
Sondergut  entsprechend  den  älteren  Bestimmungen  behandelt  erscheint 

Diese  Bestimmungen  über  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  entsprechen 
so  genau  denen  der  besprochenen  friesischen  Rechte,  dass  da  ein  Zusam- 
menhang kaum  zu  bezweifeln  ist,  zumal  ja  eine  Reihe  anderer  Umstände 
auf  friesische  Rechtsgrundlage  im  allgemeinen  hinweisen.  Dann  aber  dürfte 
hier  ein  Haltpunkt  für  die  Entscheidung  der  Frage  liegen,  mit  welchen  frie- 
sischen Rechten  das  von  Reims  zunächst  zusammenhangen  dürfte.  War 
ich  zunächst  auf  Eigenthümlichkeiten  der  Erbenfolge  im  Rechte  von  Reims 
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aufmerksam  geworden,  welche  sich  ebenso  auch  im  flandrisch -friesischen 
Recht  finden,  so  hatte  ich  bei  frühem  Erwähnungen  zunächst  an  dieses 
gedacht  Aber  nicht  allein  finden  sich  in  demselben  keinerlei  Anzeichen  für 
Beständigkeit  des  Frauenguts,  sondern  es  wird  sich  ergeben,  dass  in  Deutsch- 
Flandern  bei  Verzicht  auf  die  volle  Gemeinschaft  der  Frau  ihr  gesammtes 
Eingebrachtes  verloren  war.  Wiesen  wir  weiter  S  762  für  einzelne  wälsch- 
flandrische  Orte  und  Vervins  auf  das  Recht  der  Drenthe  hin,  so  würde 
dieses  hier  nicht  stimmen,  insofern  es  auch  bei  unbeerbter  Ehe  keine  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts,  sondern  Errungenschaftsgemeinschaft  bestimmt; 
vgl  S  1225.  Auch  in  der  friesischen  Gesammtgruppe  findet  sich  jene  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  doch  nur  in  einigen  Rechten,  insbesondere  sol- 
chen der  Otnmelande  und  Ostfrieslands,  so  dass  sich  nur  da  der  nähere  Zu- 
sammenhang ergeben  würde. 

1228.  Diese  Beständigkeit  des  Frauenguts ,  wie  wir  sie  S  1 2 1 4  ver- 
einzelt auch  in  rhätischen  Rechten  fanden,  bot  der  Frau  den  Vortheil,  dass 
sie  für  keinerlei  Eheschulden  zu  haften  haue,  während  dann  freilich  auch 
der  Gewinn  ausschliesslich  dem  Manne  verblieb.  Aber  einzelne  Rechte  er- 
geben da  eine  Abweichung,  welche  auffallend  mit  der  §1214  besprochenen 
mancher  rhätischer  Rechte  übereinstimmt,  in  welchen  sich  Haftung  des 
Frauenguts  für  das  Gut  des  Mannes  übersteigende  Schulden 
findet.  Die  Schulden  sind  allerdings  nicht  gemein,  sondern  treffen  zunächst 
nur  den  Mann,  so  dass  die  Frau  ihr  ganzes  Eingebrachtes  erhält,  wenn  das 
noch  vorhandene  Ehegut  dazu  ausreicht.  Aber  die  Frau  hat  kein  Vorrecht 
vor  den  Gläubigern ;  es  sind  zunächst  die  Schulden  zu  zahlen,  so  dass, 
wenn  das  Gut  des  Mannes  dazu  nicht  ausgereicht  hat,  der  Rest  das  Frauen- 
gut trifft,  welches  danach  allerdings  nicht  wachsen,  wohl  aber  sich  mindern 
kann.  Das  ist,  wie  ich  denke,  bestimmt  ausgesprochen  im  Landrecht  des 
Oldenamt  von  1 47 1  D.  1  c.  3 :  Des  wyves  goed  wint  niet  toe  op  den  beert, 
daer  het  kompt,  tnen  dat  sol  beholden  bli/ven,  soo  ver  alst  daer  is  unde  de 
schulden  sint  betaelU  Hat  man  das  beanstandet,  vgl.  Schröder  400,  F.  An- 
drere 2,  75,  und  auf  Schulden,  welche  die  Frau  vor  der  Ehe  oder  während 
derselben  mit  Zustimmung  des  Mannes  machte,  beschränken  wollen,  so 
fehlt  dazu  wohl  jede  Veranlassung,  wenn  wir  beachten,  dass  wir  ganz  das- 
selbe auch  in  den  bezüglichen  rhätischen  Rechten  gesagt  fanden.  Nicht  an- 
ders ist  es  dann  zweifellos  zu  verstehen ,  wenn  nach  dem  Stadtbuche  von 
Groningen  von  1374  c.  23,  ed.  Telting  11,  bei  unbeerbter  Ehe  die  Frau 
ihr  Gut  zurücknehmen  soll :  off  daer  also  vele  guedes  gebleven  ys  off  alsoe 
vek  als  hoer  guet  wer  dich  was;  am  Gewinn  hat  die  Frau  keinen  Antheil, 
wahrend  der  Verlust  allerdings  zunächst  den  Mann ,  eventuell  aber  auch 
die  Frau  treffen  konnte.  Dem  nähert  sich  das  Butjadinger  Landrecht  c.  67. 
68,  wonach  im  allgemeinen  die  Frau  ihr  Eingebrachtes  zurückerhält  ohne 
Antheil  an  Schulden  und  Gewinn ;  aber  nicht  blos,  wenn  die  Frau  sich  für 
Schulden  mitverpflichtet  hat,  sondern  auch ,  wenn  die  Eheleute  übel  ge- 
haust haben,  sind  die  Schulden  aus  beider  Gut  zu  zahlen ,  während  dann 
die  Frau  auch  die  Hälfte  des  Gewinns  erhält. 
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1228]  Den  Umstand,  dass  die  Frau  wohl  eventuell  einen  Verlust  erleiden, 
aber  keinen  Gewinn  machen  kann ,  fanden  wir  in  den  bezüglichen  rhäti- 
schen  Rechten,  vgl.  §  121 5,  dadurch  ausgeglichen,  dass  der  Frau  wenig- 
stens bei  sehr  grossem  Gewinne  die  Möglichkeit  geboten  war,  durch  Ein- 
werfung ihres  gesammten  Guts  Gemeinschaft  am  Gewinn  zu  er- 
langen. In  den  friesischen  Rechten  findet  sich  keine  dem  genauer  ent- 
sprechende Bestimmung. 

Aehnliche  Gesichtspunkte  scheinen  aber  doch  einzugreifen  bei  der 
eigenthümlichen  Bestimmung  des  Ostfr.  Landr.  2  c.  210.  Sagt,  wenn  echte 
Kinder  fehlen,  eine  Frau,  dass  sie  ihrem  Manne  ihr  halbes  Land  oder  Gut 
verkauft  habe ,  welches  sie  ihm  in  der  Heirathsberedung  zugebracht,  und 
widersprechen  dem  die  Erben ,  so  hat  die  Frau  den  Beweis ;  dann  ist  es 
Recht,  dass  die  Frau  dasselbe  halb  zur  Theilung  bringe,  wenn  sie  den 
dritten  Theil  von  ihres  Mannes  Gutern  haben  will.  Das  findet  sich  wesent- 
lich ebenso  bestimmt  in  dem  westerlauwerschen  Stücke  vom  Wehrgelde 
S  30,  Richth.  Q.  419;  die  doch  gewiss  nicht  zufallige  Uebereinstimmung 
ist  eine  so  auffallende,  dass,  wenn  nach  der  letztern  Angabe  die  Frau  half 
be  ende  half  boedel  verkauft,  darunter  doch  schwerlich,  zumal  auch  die 
sprachliche  Bedeutung  unsicher  ist,  vgl.  Richth.  Wörterb.  zu  Be,  Bodel,  mit 
Schröder  Gütern  2%  402  das  halbe  Kaufland  und  die  halbe  Fahrniss  zu  ver- 
stehen sein  werden ,  sondern  die  Hälfte  des  von  der  Frau  Eingebrachten. 
Es  scheint  sich  darum  zu  handeln,  dass  es  der  Frau  zusteht,  statt  ihr  Ein- 
gebrachtes unverkürzt  zurückzunehmen,  die  Hälfte  desselben  in  die  aus  dem 
Gute  des  Mannes  mit  Einschluss  des  Gewinnes  bestehende  Masse  einzu- 
werfen und  dann  von  dieser  ein  Drittel  zu  nehmen,  womit  sich  also  hier 
ein  den  rhätischen  Rechten  entsprechendes ,  aber  den  friesischen  in  diesen 
Verhältnissen  übrigens  ganz  fremdes  Drittelsrecht  der  Frau  ergeben  würde. 
Doch  handelt  es  sich  hier  nicht,  wie  im  rhätischen  Recht,  um  eine  jeder 
Wittwe  nach  dem  Ueberleben  des  Mannes  zustehende  Wahl;  Voraus- 
setzung ist  ein  mit  dem  Manne  getroffenes  Abkommen,  wonach  dann  wohl 
auch  dieser,  wenn  er  überlebte,  das  halbe  Eingebrachte  der  Frau  behalten 
durfte. 

Dagegen  handelt  es  sich  sichtlich  um  ein  jeder  Frau  zustehendes 
Wahlrecht  bei  der  Schröder  400  besprochenen  Angabe  des  Brokmer- 
briefes  S  109,  wonach  die  Frau,  wenn  sie  vom  Grabe  des  Mannes  in  das 
Haus  zurückkehrt,  den  vierten  Pfenning  ihres  Gutes  ausser  dem  Erbe  ein- 
legen soll,  während  sie,  wenn  sie  vom  Grabe  aus  der  Were  fährt,  mit 
keinem  Dinge  wieder  kommen  kann.  Soll  nach  Brokmerbrief  $  96  das 
Frauengut  nicht  wachsen  und  nicht  schwinden,  so  wird  auch  die,  zwei- 
fellos dem  Schlüsselrecht,  vgl.  §  962,  entsprechende  Nichtrückkehr  in  das 
Haus  das  Recht  der  Frau  auf  ihr  Eingebrachtes  nicht  beeinträchtigt  haben, 
während  es  scheint,  dass  sie  durch  Einwerfen  eines  Viertels  ihrer  Fahrhabe 
sich  Antheil  am  Gewinne  sichern  konnte.  Doch  dürfte  es  schwer  sein,  die 
vereinzelte  Angabe  mit  Sicherheit  zu  erklären,  zumal  das  Brokmerrecht, 
vgl.  S  1226,  später  an  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  nicht  festgehalten 
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zu  haben  scheint.  Immerhin  scheint  es,  dass  auch  den  friesischen,  wie  dea 
rhatischen  Rechten,  Bestimmungen  nicht  ganz  fremd  waren,  welche  der 
Frau  die  Wahl  zwischen  ihrem  Eingebrachten  und  einem  durch  Einwerfen, 
eines  Theils  desselben  zu  erkaufenden  Antheil  am  Gewinne  gestatteten. 

1229.  Es  ergibt  sich  demnach  sowohl  in  den  friesischen ,  wie  in  den 
rhatischen  Rechten  für  das  Ehegut  eine  wesentlich  verschiedene  Be- 
handlung bei  unbeerbter  oder  unterjähriger  Ehe,  indem  ein 
Theil  jener  Rechte  dabei  von  blosser  Errungenschaftsgemeinschaft,  wie  das 
auch  im  westmännischen  Rechte  der  Fall  ist,  ein  anderer  von  Bestfindig- 
keit des  Frauenguts  ausgeht ;  während  sich  dann  wieder  in  beiden  Gruppen 
in  letzterm  Falle  der  Unterschied  geltend  macht,  dass  in  den  einen  Rechten 
die  Frau  überhaupt  nicht  für  die  Eheschulden  haftet,  ihre  Ansprüche  denen 
der  Gläubiger  vorgehen,  in  andern  wenigstens  bei  Nichtausreichen  des 
Mannsgutes  auch  das  Frauengut  für  den  Rest  haftet. 

So  sehr  mir  diese  auffallende  Uebereinstimmung  auch  für  die  Ver- 
wandtschaft friesischer  und  rhätischer  Rechte  zu  sprechen 
scheint,  so  weist  sie  zugleich  aufs  bestimmteste  daraufhin,  dass  die  betonten 
Unterschiede  sich  nicht  erst  in  beiden  Gruppen  nach  ihrer  Verzweigung  so 
gestaltet  haben,  dass  sie  schon  zur  Zeit  des  Auseinandergehens  in  beiden 
vertreten  gewesen  sein  müssen.  Glaubten  wir  $1186  die  beiden  Hauptge- 
staltungen der  Errungenschaftsgemeinschaft  und  der  Beständigkeit  des 
Frauenguts  unmittelbar  an  die  volle  Güterscheidung  anknüpfen  zu  sollen, 
so  würde  uns  das  auf  ein  Urrecht  fuhren,  welches  noch  an  dieser  festhielt, 
wahrend  die  sich  von  diesem  aus  zunächst  verzweigenden  Rechte  den 
Schwierigkeiten  des  Auseinanderhaltens  der  Errungenschaft  theils  in  der 
einen,  theils  in  der  andern  Richtung  abzuhelfen  suchten ;  während  dann 
die  in  geschichtlicher  Zeit  sich  kenntlich  machenden ,  insbesondere  auch 
örtlich  von  einander  getrennten  Gruppen  sich  dadurch  ergeben  habea 
müssen,  dass  Bestandtheile  verschiedener,  zwar  näherverwandter,  aber  doch 
in  ihrem  Rechte  schon  mannichfach  von  einander  abweichender  Stämme 
sich  zu  den  spätem  Gruppen  vereinigten.  Es  ist  das  ein  Verhültniss,  auf 
das  wir  uns  bei  Vergleichung  insbesondere  der  rhatischen,  friesischen  und 
schwedischen  Rechte  wieder  und  wieder  hingewiesen  sehen  werden. 

1230.  Fassen  wir  die  ausgedehntere  Gemeinschaft  ins  Auge, 
so  stimmen  ein  Theil  der  friesischen  und  rhatischen  Rechte  darin  Ubereinr 
dass  sie  nach  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  auch  Fahrnissgemeinschaft 
eintreten  lassen,  so  dass  die  Annahme  kaum  abzuweisen  sein  wird,  dass  das 
schon  auf  die  gemeinsame  Grundlage  zurückgehen  wird.  Während  dann 
aber  andere  rhätische  Rechte  und  ebenso  das  westmännische,  auch  bei  über« 
jähriger  Ehe  nicht  über  Errungenschaftsgemeinschaft  hinausgehen,  lassen 
nur  die  sonstigen  friesischen  Rechte  abweichend  von  allen  andern  Rechten 
der  dänischen  Gruppe  die  Fahrnissgemeinschaft  wenigstens  bei  fruchtbarer 
Ehe  eintreten ,  was  demnach  nicht  gleichfalls  auf  die  gemeinsame  Grund- 
lage zurückzuführen  ist  und  sich  erst  nachträglich  in  der  friesischen  Gruppe 
festgestellt  haben  kann.    Würden  Beachtung  der  Ueberjährigkeit  und  der 
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1230]  Fruchtbarkeit  überhaupt  derselben  Entwicklungsreihe  angehören,  so 
wurde  auch  der  Schluss  nicht  wohl  abzuweisen  sein,  dass  man  von  blosser 
Errungenschaftsgemeinschaft:  ausgehend  zuerst  die  Fahrnissgemeinschaft 
nur  bei  fruchtbarer,  in  der  Weiterentwicklung  aber  schon  bei  überjähriger 
Ehe  eintreten  liess.  Dazu  würde  dann  aber  nicht  stimmen,  dass  wir  wohl 
das  letztere ,  nicht  aber  schon  das  erstere  auf  die  gemeinsame  Grundlage 
-zurückzuführen  hatten. 

Aber  ich  denke,  auf  die  schon  §  1212  betonten  Gründe  hin,  dass  Bei- 
des überhaupt  nicht  in  nähere  Verbindung  zu  bringen  sein  wird.  Auch  in 
den  rhätischen  Rechten  zeigt  sich  da  ein  Unterschied ,  indem  einige  Fahr- 
nissgemeinschaft nach  Jahr  und  Tag  eintreten  lassen,  andere  aber,  wie  auch 
das  westmannische  Recht,  überhaupt  nicht  über  Errungenschaftsgemein- 
schaft hinausgehen.  Es  liegt  am  nächsten  anzunehmen ,  dass  das  zur  Zeit 
des  Auseinandergehens  der  Rechte  ebenso  in  den  friesischen  Rechten  der 
Fall  war,  welche  nicht  an  die  überjährige  Ehe  anknüpften,  dass  sich  in  ihnen 
dann  erst  nachträglich  feststellte,  dass  wenigstens  bei  fruchtbarer  Ehe  auch 
die  Fahrniss  gemein  sein  soll.  Es  mag  sein ,  dass  sich  das  selbstständig  in 
der  friesischen  Gruppe  entwickelte,  wie  das  nahe  lag,  da,  wie  in  andern 
tiächstverwandten  Gruppen,  auch  in  ihr  zweifellos  schon  früher  an  die  Ge- 
burt eines  Kindes  sich  wenigstens  andere  Rechts  Wirkungen  anknüpften.  Es 
mag  aber  auch  sein,  dass  da  Einfluss  eines  der  dänischen  Gruppe  fremden 
Rechtes  sich  geltend  machte.  Es  wird  bei  solchen  Abweichungen  von  an- 
dern Rechten  der  Gruppe  ja  immer  zu  erwägen  sein,  dass  die  Friesen,  wie 
schon  mehrfach  bemerkt,  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  dem  Seewege  in  die 
Küstenländer  eingewandert  sein  müssen;  dass  dann  unter  ihnen  Reste  der 
frühem  Bevölkerung  sitzen  bleiben  mochten ,  deren  Recht  dann  einzelne 
friesische  Rechte  beeinflussen  konnte. 

Einigen  friesischen  Rechten  scheint  denn  auch  die  Fahrnissgemein- 
schaft fremd  geblieben  zu  sein,  vgl.  §  1226;  doch  scheint  das  nur  solche 
-getroffen  zu  haben ,  welche  bei  Beständigkeit  des  Frauenguts  auch  keine 
Errungenschaftsgemeinschaft  anerkannten,  wo  es  also  näher  liegen  konnte, 
auch  bei  Geburt  eines  Kindes  keinerlei  Gemeinschaft  eintreten  zu  lassen, 
während  dann  in  andern  die  Beständigkeit  gleichzeitig  durch  die  Gemein- 
schaft von  Errungenschaft  und  Fahrniss  ersetzt  wurde. 

1231.  Unterscheidet  sich  das  friesische  Recht  von  andern  Rechten  der 
Gruppe  in  diesen  Verhältnissen  insbesondere  durch  den  Beginn  ausge- 
dehnterer Gemeinschaft  mit  Geburt  eines  Kindes,  so  ergibt  sich  ein  anderer 
Unterschied  darin,  dass  wir  nur  in  den  friesischen  Rechten  vielfach  volle 
Gütergemeinschaft  finden.  Bei  den  bisher  besprochenen  Rechten 
bleibt  das  Erbland  Sondergut,  so  dass  nur  errungene  Liegenschaften  in  die 
Gemeinschaft  fallen,  als  welche  neben  dem  Kauflande  auch  wohl  die  Erd- 
brechtme  genannt  wird,  worunter  ich  abweichenden  Erklärungen,  vergl. 
Schröder  393,  F.  Andreae  2,  56,  gegenüber  neugerodetes  Land,  Neubruch- 
land, verstehen  möchte,  welches  ja  allerdings  Gewinnland,  nicht  aber  Kauf: 
land  war ;  in  ganz  ähnlicher  Weise  wird  auch  in  Westgötalagen,  vgl.  Olive- 
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crona  Pr.  124,  neben  dem  Kauf  land  auch  das  Almaenningsiorth  als  Be- 
standteil des  Gemeingutes  angeführt. 

Aber  in  manchen  friesischen  Rechten  feilt  auch  das  Erbland  in  die 
Gemeinschaft,  so  dass  vom  Beginn  dieser,  mag  derselbe  nun  an  die  Frucht- 
barkeit, Ueberjährigkeit  oder  Ehevollziehung  geknUpft  erscheinen,  das  ge- 
sammte  Ehegut  halb  und  halb,  als  zur  Hälfte  jedem  der  Ehegatten  zuste- 
hend behandelt  wird.  Dass  diese  volle  Gemeinschaft  erst  eine  letzte  Ent- 
wicklungsstufe darstellen  kann,  wird  keiner  weitern  Ausfuhrung  bedürfen. 
Sie  wird  vielfach  dadurch  vorbereitet  sein,  dass  es  den  Eheleuten  gestattet 
war,  sich  vertragsmässig  über  volle  Gemeinschaft  zu  einigen.  So  war 
es  etwa  zu  Groningen  nach  dem  Stadtbuch  c.  23,  ed.  Telting  1 1 ,  früher 
kinderlosen  Eheleuten  nur  gestattet,  ihr  Gut  halb  und  halb  zu  machen, 
während  seit  1374  mit  der  Ehevollziehung  gesetzlich  volle  Gemeinschaft 
eintrat. 

Diese  gesetzliche  volle  Gemeinschaft  findet  sich  dann  aber  vielfach, 
auch  unter  Verhältnissen,  welche  ihr  Zurückreichen  auf  viel  frühere  Zeiten 
nicht  bezweifeln  lassen.  Finden  wir  volle  Gemeinschaft  im  Aasdomsrechte 
und  inWälschflandern,  vgl.  §  743,  so  musssie  da  weit  zurückreichen,  wenn 
anders  unsere  $  777  ff.  vertretene  Annahme  richtig  ist,  dass  sich  die  Ueber- 
einstimmung  beider  Rechte  durch  Abzweigung  des  wälschflandrischen  vom 
Aasdomsrechte  ergeben  haben  muss.  Ebenso  muss  das  aber  auch  in  Rechten 
der  Fall  gewesen  sein,  in  welchen  wir  den  für  die  friesischen  Rechte  kenn- 
zeichnenden Beginn  der  Gemeinschaft  mit  der  Geburt  eines  Kindes  finden, 
falls  der  Eintritt  voller  Gemeinschaft  in  einzelnen  wälschflandrischen 
Rechten  und  zu  Vervins  nach  dem  S  762  Bemerkten  auf  eines  jener  Rechte,, 
zunächst  etwa  das  der  Drenthe,  zurückzuführen  ist. 

Volle  Gemeinschaft,  und  zwar  als  Wirkung  schon  der  Ehe  selbst,  fin- 
den wir  zunächst  in  dem  Schependomsrechtein  Südholland  und  See- 
land, und  ebenso  in  den  sich  demselben  näher  anschliessenden  flandrischen 
Rechten ,  während  in  andern  flandrischen  Rechten  die  Gemeinschaft ,  wie 
in  den  meisten  friesischen  Rechten,  nur  Fahrniss  und  Gewinngut  umfasst. 
Nun  stimmt  das  Schependomsrecht  in  seiner  Erbenfolge  mit  den  übrigen,. 
$  381  im  Gegensatze  zum  Aasdomsrechte  als  küstenfriesische  Rechte  be- 
zeichneten, so  genau  Uberein,  dass  es  trotz  der  räumlichen  Scheidung  durch 
das  Gebiet  des  Aasdomsrechts  mit  jenen  ursprünglich  in  engstem  Zusam- 
menhange gestanden  haben  muss.  Dagegen  wies  ich  schon  §  736.  788  da- 
rauf hin,  wie  das  Schependomsrecht  trotz  der  Abweichung  bei  der  Erben- 
folge mit  dem  angränzenden  Aasdomsrechte  und  weiter  vielen  der  west- 
fälischen Rechte  in  der  vollen  Gütergemeinschaft  übereinstimmt,  so  dass 
die  Folgerung  nahe  liegt,  es  habe  die  volle  Gemeinschaft  in  die  örtlich  zu- 
sammenhängenden Rechte  erst  nachträglich  Eingang  gefunden,  als  die  be- 
züglichen Stämme  bereits  die  Sitze  eingenommen  hatten ,  in  denen  wir  sie 
später  finden,  zumal  sich  auch  durchweg  Beginn  der  Gemeinschaft  mit  der 
Ehe  selbst  ergibt.    Damit  würde  allerdings  das  Schependomsrecht  kaum 
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1231]  einen  Beleg  dafür  bieten  dürfen ,  dass  die  volle  Gemeinschaft  sich 
■auch  auf  friesischer  Grundlage  entwickelt  hat. 

Aber  sie  findet  sich  nicht  blos  in  räumlich  ganz  entlegenen  Rechten, 
sondern  insbesondere  mehrfach  auch  in  solchen,  in  welchen  der  Beginn 
mit  der  Geburt  eines  Kindes  bestimmter  auf  friesische  Grundlage  hindeutet. 
So  in  der  Drenthe,  vgl.  F.  Andreae  2,  82  ff.,  Brunner  70,  wo  mit  der 
Geburt  eines  Kindes  die  blosse  Errungenschaftsgemeinschaft  in  volle  Ge- 
meinschaft überging.  Ebenso  im  Landrecht  von  Selwerd  bei  Groningen 
und  wahrscheinlich  auch  zu  Groningen  selbst,  bis  dort  1374  Eintritt  voller 
Gemeinschaft  schon  mit  der  Ehe  selbst  bestimmt  wurde ;  vgl.  F.  Andreae 
2,  82.  78.  Trat  im  westerlauwerschen  Friesland  auch  nach  überjähriger 
Ehe  nur  beschränkte  Gemeinschaft  ein,  so  gehört  nach  dem  Stadtrecht  von 
Staveren  c.  109.  Friesche  Stadr.  ed.  Telting  203,  das  gesammte  zusam- 
mengebrachte Gut  den  Eheleuten  als  solchen  halb  und  halb. 

Könnte  man  aber  bei  den  angeführten  Belegen  etwa  noch  die  Nach- 
barschaft des  Aasdomsrechts  in  Anschlag  bringen,  so  ergibt  sich  dasselbe 
auch  in  ganz  entlegenen  Gebieten,  wo  doch  die  sonstigen  Bestimmungen 
auf  friesisches  Recht  hinweisen.  Nach  dem  Landrecht  von  Wursten 
1  §  1  flf.,  Pufendorf  1,61,  werden  mit  Geburt  eines  Kindes  alle  Güter  gemein, 
während  bis  dahin  die  Frauenseite  nur  das  Eingebrachte  erhält.  Ebenso 
scheint  die  volle  Gemeinschaft  im  Lande  Ha  dein  ursprünglich  nur  bei 
beerbter  Ehe  eingetreten  zu  sein,  während  im  Landrecht  von  Kehdingen 
und  in  dem  anstossenden  Altenlande  bestimmt  gesagt  ist,  dass,  sobald 
die  Eheleute  zusammenkommen,  alle  ihre  Güter  halb  und  halb  werden :  vgl. 
Schröder  3°,  51.  Bei  den  Nordfriesen  bestimmt  das  Landrecht  von  Ei- 
derstedt  von  1591  Th.  2,  2  §  16  volle  Gemeinschaft  nach  Hälften  ohne 
Rücksicht  auf  die  Grösse  des  Eingebrachten,  so  dass  der  Ueberlebende  auch 
gegen  die  Kinder  die  Hälfte  nimmt.  Das  scheint  allerdings  nicht  damit  zu 
stimmen,  dass  nach  nordfriesischem  Recht  die  Gemeinschaft  auch  die  Kin- 
der nach  Kopftheilen  umfasst.  Es  scheint  sich  das  aber  auf  die  Fahrniss  zu 
beschränken,  vgl.  Schröder  414,  so  dass  schon  früher  Gemeinschaft  nur 
zwischen  den  Eheleuten  bezüglich  der  eingebrachten  Liegenschaften  be- 
standen haben  könnte. 

1232.  Zeigt  sich  so  die  volle  Gemeinschaft  in  den  verschiedensten 
Theilen  des  friesischen  Rechtsgebiets  von  Flandern  bis  zu  den  Nordfriesen 
hin,  und  legt  das  den  Schluss  auf  Entwicklung  auf  friesischer 
Grundlage  nahe,  so  wird  sich  allerdings  geltend  machen  lassen,  dass  das, 
selbst  wenn  die  Rechte  sich  sonst  als  näherverwandte  erweisen ,  nicht  ge- 
rade auf  gemeinsame  Grundlage  schliessen  lässt,  weil,  wenn  man  einmal 
dazu  gelangt  war,  die  Fahrniss  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  als  Ge- 
meingut zu  betrachten,  es  nahe  liegen  konnte,  das  auch  auf  das  Erbgut  und 
damit  auf  das  ganze  Vermögen  auszudehnen.  Dass  die  volle  Gemeinschaft 
sich  mehrfach  ganz  unabhängig  von  einander  durch  selbstständige  Weiter- 
entwicklung ergeben  hat,  dürfte  denn  auch  in  keiner  Weise  zu  bezweifela 
sein.    So  etwa  in  Spanien,  wo  man  nach  dem  §  1 202  ff.  Bemerkten  von 
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voller  Güterscheidung  im  allgemeinen  nur  zur  gesetzlichen  Fahrnissgemein- 
schatt  vorschritt,  während  sich  dann  doch  einzelne  Falle  gesetzlicher  voller 
Gemeinschaft  ergaben,  die  sich  da  zweifellos  erst  nachträglich  selbstständig 
entwickelt  hat. 

Andererseits  aber  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dassderUebergangvon 
blosser  Errungenschaftsgemeinschaft  zur  Fahrnissgemeinschaft  ungleich 
nflher  lag,  als  der  weitere  von  da  auch  zur  Gemeinschaft  des  Erblandes.  Es 
war  schwer,  bei  längerer  Dauer  der  Ehe  die  beiderseitige  Fahrniss  ausein- 
anderzuhalten oder  erst  bei  Lösung  der  Ehe  nachträglich  den  Werth  der 
eingebrachten  Fahrniss  festzustellen;  in  bezüglichen  Rechten  finden  wir 
denn  auch  später  wohl  bestimmt,  dass  die  Fahrhabe  der  Frau  zur  Zeit  der 
Verehelichung  geschätzt  werden  solle.  Bei  Liegenschaften  traf  dieser  Ge- 
sichtspunkt kaum  zu ;  von  welcher  Seite  sie  herrührten ,  war  auch  nach 
längerer  Dauer  der  Ehe  durchweg  sicher  festzustellen.  In  vielen  Rechten, 
in  welchen  die  Fahrnissgemeinschaft  zweifellos  weit  zurückreicht,  hat  sich 
denn  auch  volle  Gemeinschaft  nirgends  entwickelt.  So  insbesondere  im  Ge- 
biete des  westfränkischen  Rechts ;  so  in  den  scandinavischen  Rechten.  Sie 
hat  sich  in  den  bezüglichen  Rechten  zweifellos  zunächst  auf  Grundlage  ver- 
tragsweiser Einigung  entwickelt,  indem  es  Sitte  wurde,  dass  durch  gegen- 
seitige Auflassung  bei  Beginn  der  Ehe  oder  während  derselben  die 
Eheleute  ihr  Gut  zusammenwarfen,  so  dass  jedem  die  Hälfte  gehören  solle, 
während  dann  überdies  noch  häufig  Leibzucht  des  Ueberlebenden  an  der 
Hälfte  des  Verstorbenen  hinzukommen  sollte.  So  im  gothisch  -  spanischen 
Recht,  vgl.  S  1 201,  wo  die  volle  Gemeinschaft  im  allgemeinen  immer  eine 
vertragsmässige  blieb,  aber  mehrfach  doch  auch  in  gesetzmässige  überge- 
gangen zu  sein  scheint.  Wir  finden  denn  auch  bei  gesetzlicher  Gemein- 
schaft wohl  die  Auffassung  einer  Wechselgabe  festgehalten ;  so  im  ältesten 
Stadtrechte  von  Münster,  Westf.  U.  B.  3, 92  :  In  sede  nuptiarum  dant  spon- 
sus  et  sponsa  mutuo  res  suas>  nislvelint  interponere  differentiam.  Es  stimmt 
dazu,  dass  im  westfränkischen  Gebiete,  wo  die  Befugniss  zur  Wechselgabe 
sehr  beschränkt  war  und  sich  insbesondere  nicht  auf  Erbland  ausdehnte, 
vgl.  §  747,  sich  auch  keine  volle  Gemeinschaft  entwickelte. 

Hat  sich  aber  die  volle  Gemeinschaft  zweifellos  mehrfach  selbstständig 
entwickelt,  so  wird  doch  da,  wo  sie  sich  in  einer  Gruppe  näherverwandter 
Rechte  zeigt,  immerhin  die  Annahme  nahe  liegen,  dass  sie  wenigstens  hier 
auf  gemeinsame  Grundlage  zurückgeht,  sich  schon  in  einem  Urrechte  ver- 
treten fand,  aus  dem  sie  in  jene  später  räumlich  getrennten  Rechte  über- 
ging. Auch  damit  würden  wir  uns  im  allgemeinen  auf  die  Zeit  hingewiesen 
sehen,  in  welcher  das  Urrecht  der  bezüglichen  friesischen  Rechte  sich  be- 
reits von  denen  der  andern  Rechte  der  dänischen  Gruppe  getrennt  hatte, 
insofern  diesen  die  volle  Gemeinschaft  fremd  ist.  Doch  dürfte  zu  beachten 
sein,  dass  diese  sich  vereinzelt  auch  im  rhätischen  Gebiete,  insbesondere  im 
Rechte  des  Bregenzerwaldes  findet,  vgl.  §  12 13,  und  das  für  die  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse dadurch  grössere  Bedeutung  gewinnt,  als  eben 
dieses  Recht  in  Abweichung  von  den  meisten  rhätischen  Rechten,  vergl. 
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1232]  S  121 1,  aber  entsprechend  den  friesischen ,  das  Gemeingut  nicht 
drittelt,  sondern  hälftet. 

Wo  andere  Haltpunkte  hinzukommen,  welche  ohnehin  bestimmter  auf 
friesische  Grundlage  hinweisen,  da  wird  auf  diese  zweifellos  auch  die  volle 
Gemeinschaft  zurückzuführen  sein.  Das  trifft  einmal  die  Rechte  des  Berner 
Oberlandes,  auf  welche  wir  später  näher  eingehen  werden.  Wir  be- 
sprachen weiter  schon  $  1227  das  Recht  von  Reims,  wonach  es  der  Frau 
zusteht  binnen  vierzig  Tagen  ihr  Eingebrachtes  zurückzunehmen,  widrigen- 
falls volle  Gemeinschaft  angenommen  wird.  Es  ist  dann  nach  der  altera 
Coutume  §  29  moictid  par  moictti  zu  theilen  und  die  Hälftung  trifft  nach 
S  3 1  nicht  blos  die  Fahrniss ,  sondern  auch  die  heritaiges  tont  naissans 
comme  acqueste^.  Dass  das  auch  hier  auf  friesisches  Recht  zurückgeht ,  ist 
um  so  weniger  zu  bezweifeln ,  als  diesem  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  aufs  genaueste  entsprechen,  während  den  west- 
fränkischen Rechten  der  Umgegend  die  volle  Gemeinschaft  durchaus  fremd 
ist ;  es  wird  denn  auch  $  3  5  ausdrücklich  betont,  dass  die  Hälftung  nur  das 
Erbgut  trifft,  welches  in  dem  Gebiete  gelegen  ist,  in  welchem  die  Coutume 
von  Reims  gilt,  nicht  auch  das  in  der  Champagne  belegene. 

1233.  Ergibt  sich  in  der  Coutume  von  Reims  Wahl  der  Frau  zwi- 
schen Eingebrachtem  und  Gemeinschaft,  so  ist  dieselbe  da  so 
günstig  für  die  Frau  gestaltet,  wie  wohl  in  keinem  andern  Rechte,  so  dass 
es  sich  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erklärt,  wenn  man  jene  Cou- 
tume, vgl.  §  753,  als  Coutume  des  femmes  bezeichnete.  Das  ergibt  sich 
etwa  deutlich  beim  Vergleiche  mit  der  §  1 2 1 4  besprochenen  rhättschen  Ge- 
staltung, bei  welcher  einerseits  auch  das  Eingebrachte  der  Frau  eventuell 
für  die  Schulden  haftete,  die  Frau  aber  andererseits,  wenn  sie  sich  für  die 
Gemeinschaft  entschied ,  auch  ihr  Erbland  in  dieselbe  einwerfen  musste, 
während  das  des  Mannes  ungetheilt  seinen  Erben  verblieb.  Und  war  es 
auch  im  westfränkischen  Gebiete  wenigstens  der  Femme  noble  gestattet« 
auf  die  Gemeinschaft  zu  verzichten,  so  erhielt  sie  dann  nur  ihr  eingebrachtes 
Erbland  und  das  Douaire,  verlor  aber  jeden  Anspruch  auf  ihre  in  die  Ge- 
meinschaft gefallene  eingebrachte  Fahrniss. 

Diese  besonders  günstige  Stellung  der  Frau  dürfte  das  Ergebniss  ört- 
licher Sonderentwicklung  gewesen  sein ,  die  mit  friesischem  Rechte  kaum 
näher  zusammenhängen  wird.  Die  Wahl  der  Frau  scheint  allerdings  auch 
diesem  nicht  gerade  unbekannt  gewesen  zu  sein.  Sie  wird  zunächst,  wie 
schon  §  1228  bemerkt,  im  Brokmerbriefe  S  109  erwähnt,  wo  die  Form  die 
ist,  dass  die  Frau,  wenn  sie  verzichten  will,  vom  Begräbniss  des  Mannes 
nicht  in  das  Haus  zurückkehrt.  Nahm  ich  da  vom  Gesichtspunkte  der  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  an,  dass  sie  dann  nur  ihr  Eingebrachtes  zurück- 
erhält, so  würde  die  sehr  unbestimmte  Fassung  der  Stelle  eher  darauf 
deuten,  dass  sie  dann  nichts  aus  dem  Hause  mitnehmen  darf,  was  auf  Fahr- 
nissgemeinschaft schliessen  lassen  würde,  so  dass  sie  nur  ihr  Erbland  be- 
hielt. 
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Zunächst  heisst  es  in  den  altern  Usages  aus  dem  Beginne  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts:  Si  tost  que  li  quel%  que  soit  de  V  omme  et  de  le  fem- 
mevadevieä  morU  si  biens  sont parti  en  iii;  et  en  a  li  mors  le tierch,  et 
levifle  tierch,  et  li  enfani  V  autre  tierch,  aussi  bien  *.  que  pluseurs;  nur 
das  der  Seite  verbleibende  Erbland  des  Verstorbenen  vererbt  ausschliesslich 
auf  seine  Kinder.  In  den  Coutumes  von  1 507  S  4  ist  das  dann  durch  ge- 
nauere Angaben  erweitert.  Stirbt  eins  der  Eltern ,  so  werden  die  Meubles 
in  jene  drei  Theile  getheilt,  von  deren  jedem  ein  Drittel  der  Schulden  zu 
zahlen  ist.  Aus  dem  Drittel,  über  welches  der  Verstorbene  verfügen  konnte, 
sind  seine  Vermächtnisse  und  die  Kosten  der  Bestattung  zu  berichtigen. 
Was  dann  erübrigt:  icelluy  rdsidu appartiendroii ausdits enfants ä la charge 
du  Hers  de  debtes,  qui  se  doibt  prendre  sur  la  pari  du  ditdefunt;  ets'iln'y 
a  aucuns  enfans,  les  dits  meubles  se  partissent  et  divisent  en  deux  >  c'est  ä 
savoir  la  moictid  ä  la  disposition  du  ddceddant  et  pour  acquicter  sa  moictie 
des  debtes  avec  ses  obsdques  et  funirailles ,  et  Vautre  moictid  au  survivant 
ä  la  charge  de  Vautre  moictid  des  dites  debtes.  Das  wurde  erst  1 567  bei 
der  Reformation 'der  Coutume  abgeschafft,  und  nun  in  Ausgleichung  mit 
dem  französischen  Recht,  wie  das  ebenso  in  der  Bretagne  der  Fall  war,  ein- 
fach die  eine  Hälfte  dem  Ueberlebenden ,  die  andere  Hälfte  den  Erben  des 
Verstorbenen  zugesprochen. 

Die  so  auffallende  Liebereinstimmung  kann  sich  um  so  weniger  erst 
in  späterer  Zeit  hergestellt  haben,  als  das  spätere  Recht  der  zwischenliegen- 
den Normandie  wesentlich  abweicht;  wurde  es  aber,  wie  ich  denke,  schon 
in  früher  Zeit  auf  dem  Seewege  durch  Einwanderer  in  die  Bretagne  ge- 
bracht, so  steht  nichts  im  Wege,  dass  solche  auch  die  Somme  aufwärts  nach 
Amiens  gelangten. 

1243.  Es  ist  dann  weiter  eine  Seestadt,  in  welcher  wir  vereinzelt  der 
Drittelung  begegnen.  Nach  den  Statuten  von  Bayonne  von  1273  c*  61 , 
vgl.  ßalasque  fitudes  hist.  de  la  ville  de  Bayonne  2,  267  ff.,  beginnt  die 
eheliche  Gemeinschaft  abweichend  vom  Recht  der  Bretagne,  aber  in  Ueber- 
einstimmung  mit  vielen  friesischen  Rechten,  mit.  der  Geburt  eines  Kindes, 
welche  die  Wirkung  hat,  dass  die  Aussteuer  der  Frau  nicht  mehr  zurück- 
verlangt werden  kann  und  dass  der  Ueberlebende  die  Hälfte  des  Erblandes 
des  Verstorbenen  zu  Leibzucht  behält.  Bei  ungebrochener  Ehe  haben  die 
Kinder  anscheinend  noch  keinen  Theil  an  der  Gemeinschaft,  da  dann  Vater 
und  Mutter  nach  Belieben  über  ihren  Antheil,  nämlich  die  Hälfte  von  Fahr- 
niss  und  Gewinnland,  verfügen  und  sie  in  ungleichem  Aussmasse  an  Söhne 
und  Töchter  geben  können;  vgl.  Balasque  2,  277.  Stirbt  aber  eins  der  El- 
tern ohne  Testament,  so  werden  die  ConquSts  in  drei  gleiche  Theile  ge- 
theilt, einer  für  den  Todten,  einer  für  den  Lebenden  und  einer  für  die  Kin- 
der; lebt  aber  kein  Kind  mehr,  so  hälftet  der  Lebende  mit  dem  Todten.  Der 
Theil  des  Todten  aber  wuchs  dann  nicht  den  Kindern  zu,  sondern  wurde 
hier  für  das  Seelenheil  des  Verstorbenen  ganz  von  der  Kirche  beansprucht, 
die  immer  gleichen  Theil  mit  dem  Ueberlebenden  nahm. 
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1243]  In  der  Coutume  von  15 14  t.  9  S  24  ff.  ergibt  sich  dann  auch  hier 
Ausgleichung  mit  dem  französischen  Recht,  insofern  die  Gemeinschaft  für 
Fahrniss  und  Gewinngut  schon  mit  der  Einsegnung  der  Ehe  beginnt  und 
der  Ueberlebende  das  Gemeingut  mit  den  Kindern  zu  hölften  hat  Aber 
wie  nach  9  S  1 2  Rechte  des  Überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des  Verstor- 
benen noch  durch  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  bedingt  erscheinen ,  so  ist  es 
zweifellos  noch  ein  durch  das  Interesse  der  Kirche  festgehaltener  Rest  der 
alten  Dreitheilung ,  wenn  nach  12  $  22  beim  Tode  eines  kinderlosen  Ver- 
ehelichten das  Gemeingut  in  drei  Theile  getheilt  wird :  doni  Vune  est  ex- 
pose'e  pour  Farne  du  deffunt,  et  Vauire  appariient  au  mary  ou  femme  sur- 
vivant,  wahrend  der  dritte  in  angegebener  Weise  auf  die  Verwandten  des 
Verstorbenen  vererbt. 

1244.  Genauere  Angaben  über  die  Drittelsgemeinschaft  zwischen  den 
Eheleuten  und  ihren  Kindern  finden  sich  dann  insbesondere  im  si  eil  isch- 
normannischen Recht;  vgl.  BrUnneck  Siciliens  mittelalterliche  Stadt- 
rechte 2,  6  ff.  Die  allgemeineren  Verhaltnisse  desselben  wurden  bereits 
§  504  besprochen.  Die  Uebereinstimmung  gerade  mit  friesischen  Rechten 
ist  vielfach  eine  so  überaus  auffallende,  dass,  wenn  man  dieselbe  bisher  nicht 
beachtete,  daran  wohl  nur  der  Umstand  die  Schuld  trug,  dass  man  von  der 
Annahme  ausging,  ein  durch  Vermittlung  der  Normandie  hieher  übertra- 
genes Recht  könne  schliesslich  nur  auf  dänische  oder  aber  norwegische 
Grundlage  zurückgehen.  Was  mich  zuerst  daraufhinwies,  hier  und  dann 
ebenso  bei  andern  normannischen  Rechten  nahern  Zusammenhang  gerade 
mit  friesischen  Rechten  anzunehmen,  war  der  Umstand,  dass  die  für  diese 
kennzeichnenden,  §  586  ff.  vorlaufig  besprochenen  Gestaltungen,  welche 
sich  in  dieser  oder  jener  Richtung  unfolgerichtig  aus  der  Hälftung  des  ge- 
sammten  Guts  bei  der  Erbenfolge  ergaben,  sich  ebenso  in  den  sicilischen 
Stadtrechten  wiederfinden,  wie  ich  das  nach  Besprechung  der  Ruckenfolge 
der  friesischen  Rechte  genauer  nachweisen  werde.  Haue  sich  zunächst 
daraufhin  meine  Annahme  über  einen  hier  bestehenden  nahern  Zusammen- 
hang festgestellt  und  veranlasste  mich  das  dann  zu  prüfen,  in  wie  weit  sich 
dieser  auch  bei  andern  Verhaltnissen  bestätige,  so  brachten  mich  dann  erst 
die  bestimmteren  Angaben  der  normannischen  Rechte  über  die  Drittelsge- 
meinschaft dazu,  auch  in  friesischen  Rechten  nach  Haltpunkten  für  dieselbe 
zu  suchen,  wie  sie  mir  bis  dahin  nicht  aufgefallen  waren. 

Wie  bei  andern  Verhaltnissen  ergibt  sich  für  die  der  Gemeinschaft 
in  den  normannischen  Rechten  nicht  gerade  Anschluss  an  ein  bestimmtes 
friesisches  Einzelrecht;  für  die  Anknüpfung  sehen  wir  uns  bald  auf  dieses, 
bald  auf  jenes  der  friesischen  Rechte  mit  Einschluss  des  Aasdomsrechtes 
hingewiesen.  Der  Beginn  der  Gemeinschaft  knüpft  sich  in  den  meisten 
sicilischen  Stadtrechten  an  die  Geburt  eines  Kindes;  aber  in  den  Rechten 
von  Palermo,  Corleone  und  Caltagirone  tritt  sie  schon  nach  Ablauf  von 
Jahr  und  Tag  ein.  Jenes  entspricht  den  östlichem  friesischen  Rechten  und 
dem  Recht  von  Bayonne ;  dieses  den  westlichem  friesischen  Rechten  und 
dem  der  Bretagne ;  während  beides  andern  nordischen  Rechten  fremd  ist. 
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Auch  bei  unfruchtbarer  oder  unterjähriger  Ehe  finden  wir 
dieselbe  Verschiedenheit  der  Bestimmungen  wieder,  vgl.  Brunneck  2,  3*:  ff. 
Einmal  Beständigkeit  des  Frauenguts,  so  dass  Gewinn  und  Ver- 
lust nur  den  Mann  treffen.  Der  Frau  ist  ihre  Dos,  die  hier  ihr  gesammtes 
eingebrachtes  Vermögen  bezeichnet,  unvermindert  herauszugeben,  und  zwar 
nicht  blos  die  Liegenschaften,  sondern  wie  das  ebenso  die  friesischen  Rechte 
bestimmen,  auch  Uie  Fahrniss,  so  weit  sie  noch  vorhanden  ist,  andernfalls 
der  Werth  derselben.  Auch  für  Schulden  haftet  wenigstens  zu  Palermo  das 
Gut  der  Frau  nicht. 

Aber  wie  bei  den  Friesen,  vgl.  $  1225,  findet  sich  doch  auch  hiervehe 
die  weitergehende  Gemeinschaft  eingetreten  ist,  mehrfach  wenigstens  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft.  Haftet  nach  dem  Recht  von  Patti-c.  4,3 
bei  Fruchtbarkeit  der  Ehe  die  Frau  schlechtweg  für  die  Schulden,  so  ist  das 
auch  bei  unfruchtbarer  Ehe  wenigstens  dann  der  Fall,  wenn  es  sich  um 
zum  gemeinsamen  Nutzen  eingegangene  Verpflichtungen  handelt.  Zeigen 
sich  die  Liegenschaften  zur  Zeit  der  Rückgabe  verbessert,  so  ist  der  Werth 
der  Verbesserung  halb  und  halb  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den 
Erben  des  Verstorbenen  zu  theilen.  Solche  Halbtheilung  soll  nach  Recht 
von  Girgenti  auch  bei  kinderloser  Ehe  fUr  alle  den  Eheleuten  zufallenden 
ausserordentlichen  Gewinnste  eintreten. 

Im  Rechte  von  Syracus  c.  1 6  ist  es  dann  auch  bei  unfruchtbarer  Ehe 
indieWahlder  Frau  gestellt,  ihr  Eingebrachtes  zurückzunehmen  oder 
sich  für  Errungenschaftsgemeinschaft  zu  entscheiden.  In  letzterm  Falle  er? 
hielt  sie  ausser  ihren  Liegenschaften,  ihrem  Schmuck  und  anderen  noch  vor- 
handenen Ausstattungsgegenständen  die  Hälfte  aller  errungenen  Güter, 
musste  dagegen  aber  auf  das  Geld,  welches  sie  zur  Aussteuer  erhalten ,  zu 
Gunsten  der  Erben  des  Mannes  verzichten.  Das  erinnert  an  die  $  1 2 1 5  be- 
sprochenen Bestimmungen  rhätischer,  aber  nach  S  1228  anscheinend. auch 
friesischer  Rechte,  welche  es  gleichfalls  der  Frau  ermöglichen  sollten,  sich 
hei  besonders  grossem  Gewinn  gegen  Einwerfung  ihres  Sonderguts  oder 
eines  Theiles  desselben  an  jenem  betheiligen  zu  können. 

Weiter  aber  ist  zu  Catania  c.  16.  18  auch  für  die  unfruchtbare  Ehe 
schlechtweg  Gemeinschaft  der  Errungenschaft  ausgesprochen,  und  zwar  so, 
dass  der  Mann  zwei  Drittel,  die  Frau  ein  Drittel  der  Acquisita  erhalt.  Dieser 
Theilungsmassstab  weicht  nun  in  auffallendster  Weise  von  dem  in  allen 
sonstigen  sicilischen  Rechten ,  wie  ausnahmlos  in  den  friesischen  Rechten 
eingehaltenen  Theilungsmassstabe  ab,  nach  welchem,  wo  überhaupt  Ge- 
meinschaft eingreift,  Mann  und  Frau  ganz  gleichgestellt  erscheinen  und  je- 
dem die  Hälfte  gebührt.  Gerade  das  Recht  von  Catania  zeigt  aber  auch 
sonst  ganz  eigenthümliche  Verhältnisse.  Stimmt  es  vielfach  gleichfalls  zu- 
nächst mit  friesischen  Rechten,  so  weicht  es  doch  häufig  auch  da ,  wo  die 
andern  sicilischen  Rechte  übereinstimmen,  von  diesen  ab  und  nähert  sich 
dann  mehrfach,  insbesondere  bei  der  Gestaltung  der  Ruckenfolge ,  so  auf- 
fallend den  schwedischen  Rechten ,  dass  da  zweifellos  irgend  ein  näherer 
Zusammenhang  bestehen  muss.   Das  würde  dann  auch  bei  jener  den  frie- 
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1244]  sischen  Rechten  durchaus  fremden  Theilung  des  Gemeinguts  nach 
Drittelsrecht  zutreffen.  Wir  werden  bei  Besprechung  der  Ruckenfolge  der 
sicilischen  Rechte,  bei  der  sich  jene  Mittelstellung  des  Rechts  von  Catania 
zwischen  friesischem  und  schwedischem  Recht  besonders  deutlich  kennt- 
lich macht,  auf  dieses  auffallende  Verhältniss  zurückkommen  und  dann  zu 
erwägen  haben,  wie  es  sich  etwa  gestaltet  haben  dürfte. 

Fanden  wir  in  den  bisher  besprochenen  normannischen  Rechten  auch 
bei  fruchtbarer  oder  überjähriger  Ehe  nur  Fahrnissgemeinschaft,  während 
die  eingebrachten  Liegenschaften  Sondergut  bleiben,  so  entspricht  dem  von 
den  sicilischen  Rechten  nur  das  von  Syracus,  indem  sich  die  Gemeinschaft 
auf  Fahrniss  und  Gewinngut  beschrankt.  In  allen  andern  handelt  es  sich 
um  volle  Gemeinschaft.  Das  könnte  nun  in  keiner  Weise  auffallen, 
wenn  wir  nur  den  Zusammenhang  mit  friesischen  Rechten  ins  Auge  fassen; 
denn  in  diesen  fanden  wir  §  1231  ff.  die  volle  Gemeinschaft  weit  verbreitet 
und  zwar  unter  Umstanden,  welche  darauf  schliessen  lassen,  dass  dieselbe 
dort  weit  zurückreicht,  sich  nicht  erst  später  selbstständig  entwickelt  hat 
Sehen  wir  uns  aber  auf  die  Annahme  hingewiesen,  dass  friesisches  Recht 
nicht  unmittelbar,  sondern  durch  Vermittlung  derNormandie  und  Bretagne 
seinen  Weg  nach  Sicilien  fand,  so  muss  es  auffallen,  dass  sich  in  diesen 
Ländern,  so  weit  ich  sehe,  nirgends  die  volle  Gemeinschaft  findet.  Nun 
wäre  es  möglich ,  dass  sich  in  den  sicilischen  Städten  unter  dem  Einflüsse 
der  besondern  Verhältnisse  städtischen  Lebens  die  beschränkte  Gemein- 
schaft erst  nachträglich  zur  vollen  weiterentwickelte.  Andererseits  aber  ist 
auch  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass,  nachdem  die  Insel  durch 
normannische  Ritterschaft  unterworfen  war,  die  nachfolgende  bürgerliche 
Einwanderung  nicht  gerade  nur  aus  der  Normandie,  sondern  auch  aus  frie- 
sischen Gebieten  mit  voller  Gemeinschaft,  also  zunächst  Holland,  Seeland 
und  Flandern,  in  so  bedeutender  Zahl  erfolgte ,  dass  das  für  das  Recht  der 
Städte  in  dieser  Richtung  massgebend  wurde.  Sucht  Brunner  Zeitschr.  f. 
Rechtsg.  32,  1 1 1  die  volle  Gemeinschaft  der  sicilischen  Stadtrechte  damit 
in  Verbindung  zu  bringen,  dass  es  sich  bei  derselben  nur  um  städtische 
Grundstücke  handeln  konnte,  dass  Butgagium  aber  nach  anglonormanni- 
schem  Recht  mehrfach  der  Fahrniss  gleichgestellt  erscheint,  so  möchte  ich 
darauf  schon  desshalb  kein  grösseres  Gewicht  legen ,  weil  sich  gerade  in 
Sicilien  sonst  nirgends  näherer  Anschluss  an  Eigenthümlichkeiten  desanglo- 
normannischen  Rechtes  zeigt. 

Volle  Uebereinstimmung  mit  dem  Rechte  der  Bretagne  ergibt  sich 
dann  bezüglich  der  Ausdehnung  der  Gemeinschaft  auf  die  Kin- 
der. Abweichend  vom  dänischen  Recht  bleibt  dabei  die  Zahl  der  Kinder 
unbeachtet.  Es  wird  ein  Drittel  als  Antheil  des  Vaters,  ein  zweites  als  An- 
theil  der  Mutter,  das  dritte  als  Antheil  der  Kinder  betrachtet  Das  Dritte! 
der  Eltern  ist  zugleich  Freitheil  derselben,  über  den  sie  letztwillig  verfügen 
können.  Haben  sie  das  unterlassen,  so  wächst  beim  Tode  von  Vater  oder 
Mutter  das  Drittel  des  Verstorbenen  den  Kindern  zu.  Sterben  die  Kinder 
vor  den  Eltern  oder  sind  sie  von  diesen  für  ihren  Antheil  befriedigt,  so 
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steht  das  Gesammtgut  zu  gleichen  Hälften  den  Eltern  zu,  die  damit  also 
auch  hier,  abweichend  vom  spätem  Rechte  der  Normandie,  ganz  gleichge- 
stellt erscheinen. 

1245.  Den  besprochenen  Rechten  schliesst  sich  dann  noch  eng  das 
Bürgerrecht  von  Antiochien  an.  Das  Recht  des  Lehnsadels,  vergl» 
Assises  de  Antioche,  Haute  cour  eh.  6,  ed.  Venise  18,  entspricht  wesentlich 
dem  westfränkischen.  Mit  der  Ehe  selbst,  gleichviel,  ob  diese  fruchtbar  oder 
nicht,  tritt  Gemeinschaft  ein ,  so  dass  die  Oberlebende  Frau  die  Hälfte  der 
Fahmiss  (und  der  Errungenschaft  ?)  zu  Eigen  erhält.  Erhält  sie  ausserdem 
die  Hälfte  des  Erblandes  (des  Mannes)  zu  Leibzucht,  so  entspricht  das  dem 
Douaire  und  deutet  darauf,  dass  hier  nicht  zunächst  der  Brauch  der  Nor- 
mandie und  anderer  Gebiete  des  Westens,  vgl.  $814,  massgebend .  war, 
welche  nur  ein  Drittel  gewähren.  Während  dann  aber  auch  hier  im  An- 
schluss  an  diese,  vgl.  §  845,  die  Geburt  eines  Kindes  nach  eh.  14  die  Wir- 
kung hat,  dass  der  Mann  auch  die  eingebrachten  Liegenschaften  der  Frau 
zu  Leibzucht  behält. 

Dagegen  tritt  nach  Bürgerrecht,  Assises  des  bourgeois  eh.  1 ,  vgl. 
auch  Brunner  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  29,  86  ff.,  32,  in  ff.,  die  Gemein- 
schaft, wie  in  Sicilien,  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  ein.  Bis  dahin  ist 
bei  Vorversterben  der  Frau  ihr  gesammtes  Eingebrachtes  mit  Ausnahme 
eines  ehelichen  Vortheils  an  gewisser  Fahrniss  ihren  Erben  zurückzustellen. 
Ebenso  erhält  die  überlebende  Frau  ihr  ganzes  Eingebrachtes  oder  dessen 
Werth  und  ausserdem ,  entsprechend  dem  Douaire,  Leibzucht  am  halben 
Erblande  des  Mannes. 

Dagegen  tritt  mit  der  Geburt  eines  Kindes  Gemeinschaft  nach 
Dritteln  ein»  Der  Mann  kann  nur  über  ein  Drittel  des  Guts  verfügen,  da. 
von  den  zwei  andern  Dritteln  das  eine  der  Frau,  das  andere  den  Kindern 
gehört.  Stirbt  die  Mutter  vor  dem  Kinde,  so  erbt  dieses  ihren  Theil,  so  dass 
ihm  gegen  den  Vater  zwei  Drittel  in  der  Gemeinschaft  zustehen.  Doch  ttiag 
zu  beachten  sein ,  dass  in  Annäherung  an  das  weiterhin  zu  besprechende 
normannisch-englische  Recht  der  Mann  in  mancher  Beziehung  bevorzugt 
erscheint.  Während  nach  sicilischem  Recht,  vgl.  Brünneck  2,  91,  auch  die 
Frau  Testirfreiheit  hat,  kann  nach  dem  von  Antiochien  die  Frau  ohne  Zu- 
stimmung des  Mannes  bei  dessen  Lebzeiten  auch  über  ihr  Drittel  nicht  ver- 
fügen. Dagegen  können  Mann  und  Frau  durch  gemeinsame  Ueberein- 
kunft  ohne  Rücksicht  auf  das  Kinderdrittel  ganz  nach  Belieben  verfügen, 
ohne  dass  den  Kindern  irgendwelcher  Einspruch  zustände ,  wie  Entspre- 
chendes wohl  in  Verfangenschaftsrechten ,  vgl.  $  626,  ausgesprochen  ist, 
sich  aber  auch  für  das  Recht  von  Bayonne,  vgl.  $  1243,  ergibt;  nur  dem 
einzelnen  Elterntheile  gegenüber  kommt  ihr  Recht  zur  Geltung.  Der  über- 
lebende Elterntheil  hat  daher  nicht  blos  nur  das  Recht,  nur  ein  Drittel  des 
Erblandes  zu  verkaufen,  vgl.  auch  eh.  3,  sondern  kann  bezüglich  desselben 
auch  kein  Kind  mehr  bevorzugen,  wie  wir  Aehnliches  wohl  bezüglich  der 
Theilung  nach  Gutachten  der  Eltern,  wie  sie  auch  hier  sichtlich  bei  noch 
ungebrochener  Ehe  zulässig  war,  betont  fanden;  vgl.  §  1071.   Dagegen 
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1245]  heisst  es  bezüglich  der  Fahraiss :  Mais  si  cest  le  mere  qui  est  morUr 
le  pJre  qui  survit  a  droit  de  donner,  sur  les  biens  meubles,  ä  qui  il  voudra, 
selon  son plaisir;  il  nett  est  pas  ainsi  de  la  tnire ;  eile  les  doit partager 
egalement;  eile  peut  seulement  disposer  de  sa  part  propre,  et  en  donner  ä 
son  grd.  Während  die  Mutter  nur  über  ihr  Drittel  frei  verfügen  kann,  darf 
der  überlebende  Vater  über  die  gesammte  Fahrniss  nach  Willkür  verfügen 
und  zwar,  wie  es  scheint,  überhaupt,  nicht  blos  behufs  Bevorzugung  ein- 
zelner Kinder.  Das  ergibt  dann  allerdings  nächsten  Anschluss  an  die  weiter- 
hin zu  erörternden  Eigenthümlichkeiten  des  normannisch-englischen  Rechts, 
wie  er  sich  in  den  sicilischen  Stadtrechten  nicht  findet*).' 

1246.  Ehe  wir  auf  diese  Eigenthümlichkeiten  des  normannisch-engli- 
schen Rechts  näher  eingehen,  dürfte  es  sich  empfehlen,  zunächst  auf  die 
Haltpunkte  hinzuweisen,  welche  sicher  zu  ergeben  scheinen,  dass  auch  dem 
angelsächsischen  Recht  jene  besondere  Gestaltung,  wie  wir  sie  ins- 
besondere in  der  Bretagne  fänden,  nicht  fremd  war,  womit  sich  dann  Weiter 
ergibt,  dass  das,  was  im  spätem  englischen  Recht  an  die  Dritteistheilung 
erinnert,  nicht  erst  auf  die  normannische  Eroberung  zurückgehen  muss, 
dass  die  älteren  Einwanderungen,  durch  welche  jene,  wie  ich  denke,  frie- 
sische Gestaltung  in  den  Küstenländern  des  Festlandes  Eingang  fand,  auch 
schon  England  getroffen  haben  müssen ;  vgl.  §  1238.  Dem  sächsischen  Recht 
ist  jene  Dreitheilung  und  überhaupt  jedes  Gemeingut,  an  welchem  der  Frau 
gleicher  Theil  zugestanden  hätte,  durchaus  fremd. 


•)  Es  kann  auffallen,  dass  wir  §  845  eben  auch  zu  Antiochien  Zucht 
des  Mannes  am  Gute  der  Frau  bei  fruchtbarer  Ehe  fanden.  Das 
könnte  doch  die  Annahme  naher  legen,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Nachwir- 
kung des  .die  Fruchtbarkeit  so  stark  betonenden  friesischen  Rechts  handelte. 
Zögerte  ich  dort,  diese  Annahme  zu  vertreten  und  suchte  ich  nach  einer  an- 
dern Erklärung,  so  war  mir  dafür  insbesondere  die  weite  örtliche  Ausdehnung 
massgebend.  Aber  das  Nachwirken  friesischen  Rechts  in  Ponthieu  wird  nicht 
mehr  auffallen  können,  wenn  wir  dasselbe  §  1242  auch  noch  zu  Amiens 
glaubten  annehmen  zu  sollen«  Sehen  wir  dann  von  der  weniger  genauen  An- 
gabe aus  der  Auvergne  ab,  so  handelt  es  sich  insbesondere  noch  um  Limoges, 
da  das  Vorkommen  in  der  Touraine  und  in  Poitou  kaum  befremden  kann, 
weil  wir  auch  in  diesen  Gebieten  mehrfach  Abweichungen  vom  westfränki- 
schen Recht  finden,  welche  sich  den  normannischen  Rechten  näher  an 
schliessen,  wenn  auch  nicht  so  häufig,  als  in  Anjou  und  Maine.  Kann  da  von 
einer  festen  Abgrenzung  nicht  die  Rede  sein,  handelt  es  sich  um  Nachwirkun- 
gen eines  Rechts,  welche  sich  in  den  Küstenländern  stärker  geltend  machen, 
nach  dem  Binnenlande  hin  sich  mehr  und  mehr  abschwächen,  so  wird  es  auch 
nicht  gerade  auffallen  können,  wenn  auch  über  Poitou  hinaus  zu  Limoges  und 
Charroux  sich  eine  vereinzelte  Nachwirkung  erhalten  hat.  Im  allgemeinen  ent- 
spricht die  Ausdehnung  der  durch  Fruchtbarkeit  der  Ehe  begründeten  Zucht 
des  Mannes  an  der  Aussteuer  so  genau  der  des  normannisch- friesischen  Rechts, 
dass  ich  doch  nach  nochmaliger  Erwägung  die  Annahme  eines  Zusammen- 
hanges mit  diesem  der  glaube  vorziehen  zu  mUssen,  dass  sich  diese  Gestal- 
tung auch  auf  Grundlage  des  westfränkischen  Adelsrechts  habe  ergeben 
können,  wie  ich  das  §  846  in  mir  selbst  wenig  genügender  Weise  zu  be- 
gründen suchte. 
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Zunächst  haben  wir  ein  ausdrückliches  Zeugniss,  wonach  die  Gestal- 
tung schon  zu  Bedas  Zeit  wenigstens  in  Northumberland  so  Üblich  gewesen 
sein  muss.  In  der  Historia  ecclesiastica  5  c.  12  erzählt  er,  wie  ein  vom 
Tode  auferstandener  Northurabrier  sich  entschloss ,  ins  Kloster  zu  gehen : 
mox  omnem  quam  pos seder at  substantiam  in  tres  divisit  portiones,  e  quibus 
unam  coniugi,  alter  am  filiis  tradidit,  tertiam  sibi  ipsi  retentans  statimpau- 
peribus  distribuit.  Dass  er  sich  da  dem  anschloss,  was  im  Falle  seines  Todes 
Rechtens  gewesen  sein  würde,  ist  doch  keinen  Augenblick  zu  bezweifeln, 
wenn  wir  derselben  Art  der  Theilung  in  andern  Gebieten  begegnen.  Und 
wenn  es  in  den  Gesetzen  des  Königs  Ine  von  Wessex  c.  57  von  der  Frau, 
welche  ihre  Schuldlosigkeit  am  Diebstahle  des  Mannes  beschwört,  heisst : 
habeat  suam  tertiam  partem  pecuniae,  und  entsprechend  in  den  Gesetzen 
Aethelstans  6,  1  S  1,  ed.  Liebermann  173,  dass  der  schuldlosen  Frau  des 
Diebes  ein  Drittel  seines  Vermögens  verbleibt,  so  wird  doch  auch  das  daraus 
zu  erklaren  sein ,  dass  ein  Drittel  des  Gesammtguts  als  Theil  der  Frau  be- 
trachtet wurde. 

Grösseres  Gewicht  möchte  ich  noch  auf  einen  andern  Haltpunkt  legen. 
In  Schottland,  welches  von  den  Wirkungen  der  normannischen  Erobe- 
rung ganz  unberührt  blieb,  hat  sich  genau  dieselbe  Gestaltung,  wie  wir  sie 
in  der  Bretagne  fanden,  welche  insbesondere  abweichend  vom  spätem  engli- 
schen Recht  Mann  und  Frau  ganz  gleichstellt,  bis  1855  erhalten;  vgl.  Pol- 
lock and  Maitland  History  of  english  Law  2,  428.  Der  Frau  steht  ebenso- 
wohl, als  dem  Manne,  an  der  Fahrniss  als  ehelichem  Gemeingute  ein  Drittel 
oder  beim  Fehlen  von  Kindern  die  Hälfte  zu ;  sie  kann  über  diesen  ihren 
Antheil  auch  bei  Lebzeiten  des  Mannes  letztwillig  verfügen,  während,  wenn 
sie  ohne  letztwillige  Verfügung  stirbt,  dieser  Frauentheil  auf  die  Kinder 
oder  ihre  sonstigen  Verwandten  vererbt,  so  dass  auch  der  überlebende  Mann 
neben  Kindern  nur  zu  einem  Drittheil  an  der  Gemeinschaft  betheiligt  er- 
scheint. Es  kommt  hinzu,  dass  in  Schottland,  vgl.  Gans  Erbr.  4,  703 ,  wie 
in  der  Bretagne,  die  Gemeinschaft  erst  mit  der  Ueberjährigkeit  der  Ehe  be- 
ginnt, dass  bis  dahin  jede  Seite  das  von  ihr  Eingebrachte  zurücknimmt. 
Finden  wir  so  in  der  Bretagne,  zu  Amiens,  in  Schottland  noch  später  die- 
selbe eigenthümliche  Gestaltung,  ist  weiter  für  die  Abweichungen ,  welche 
sich  da  in  den  zwischenliegenden  Gebieten,  in  der  Normandie  und  in  Eng- 
land, Übereinstimmend  ergeben,  von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln ,  dass 
sie  erst  nachträglich  durch  die  letzte  normannische  Einwanderung  Eingang 
gefunden  haben,  so  ist  auch  sicher  anzunehmen,  dass  bis  dahin  auch  in  den 
zwischenliegenden  Gebieten  jene  Drittelsgemeinschaft  nicht  anders  ge- 
staltet war. 

1247.  Haben  wir  bisher  die  besonders  kennzeichnende  Drittelsgemein- 
schaft ins  Auge  gefasst  und  geglaubt,  dieselbe  mit  den  friesischen  Rechten 
in  Zusammenhang  bringen  zu  sollen ,  so  kann  es  allerdings  auffallen ,  dass 
dieselbe  in  diesen  nur  als  Ausnahme,  dagegen  die  nach  Hälften  bemes- 
sene eheliche  Gemeinschaft  ohne  Antheil  der  Kinder  am  Gemein- 
gute während  der  Ehe  durchaus  als  Regel  erscheint.  Nun  habe  ich  aber 
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1247]  einmal  schon  S  1239  betont,  dass,  wenn  ich  von  friesisischer Grund- 
lage der  normannischen  Rechte  spreche,  damit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass 
dieselben  gerade  auf  friesische  Stamme  im  engern  Sinne  des  Wortes  zu- 
rückzuführen seien,  sondern  nur  auf  Stamme  welche  nach  einem  dem  der 
Friesen  nächstverwandten  Rechte  lebten ;  es  mochte  dann  gerade  bei  diesen 
die  Drittelsgemeinschaft  üblicher  gewesen  sein,  als  bei  den  Friesen  im  engern 
Sinne.  Andererseits  aber  ist  jene  den  meisten  spatern  friesischen  Rechten 
entsprechende,  auf  die  Eheleute  selbst  beschrankte  Gemeinschaft  nach  Hälften 
den  normannischen  Rechten  keineswegs  fremd,  wird  nicht  selten  neben 
der  Drittelsgemeinschaft  erwähnt  und  gibt  daher,  falls  wir,  wie  ich  denke, 
auch  das  auf  friesische  Grundlage  zurückzuführen  haben,  einen  Beleg  da- 
für, dass  jene  Einwanderungen  von  verschiedenen  Theilen  der  friesischen 
Küstengebiete  ausgegangen  sein  müssen. 

So  in  der  Bretagne.  Wahrend  noch  in  der  Coutume  von  1539 
S  526  die  Dreitheilung  des  Gemeinguts  als  gemeines  Recht  erscheint,  wird 
S  640  als  abweichender  Ortsbrauch  vonVannes  und  Umgebung  angegeben, 
dass  bei  überjähriger  Ehe :  les  biens,  dettes  et  creances  de  la  communauU 
du  mar  tage  sont  partis  dgallemeni  par  moitid  entre  le  survivani  et  les  heri- 
tiers  du  decedd.  Ob  diese  Erben  gerade  die  Kinder  waren  oder  nicht,  ist 
sichtlich  ohne  Bedeutung. 

Nicht  anders  in  der  N  o  r  m  a  n  d  i  e.  Ist  dort  in  spater  näher  zu  bespre- 
chender Weise  die  Drittelung  der  Fahrniss  als  gemeines  Recht  festgehalten, 
so  heisst  es  im  Ortsrechte  der  Vicomte'  von  Evreux  und  wesentlich  über- 
einstimmend in  denen  von  Beaumont,  Conches,  Gisors,  Alencon  und  Ver- 
neuil,  Cout.  ge'n.  4,  96  ff. :  La  fenttne  apris  le  dece%  du  mary  a  la  moitid 
des  meübles  ä  la  charge  de  moitid  des  debtes  mobiliaires  et  des  frais  des 
obseques  et  funer ailles,  en  exemption  des  lai%  testamentaires,  soit  quil  yait 
enfans  ott  non.  Und  hatte  nach  dem  Rechte  des  Lehnsadels  die  Frau  keinen 
Antheil  am  Gewinnlande,  so  betont  schon  die  Summa  de  legibus  1 00  $  Q, 
ed.  Tardif  249,  dass  der  Frau  von  gewonnenem  Burgagium  die  Hälfte  zu- 
steht, wie  das  auch  in  der  Coutume  von  1583  $  329  ausgesprochen  ist, 
während  sie  nach  manchen  Ortsrechten  schlechtweg  die  Hälfte  von  aUem 
Gewinnlande  erhält. 

Nun  Hesse  sich  allerdings  geltend  machen,  dass  das  in  diesen  Gebieten 
auf  den  Einfluss  des  das  Gemeingut  hälftenden  westfränkischen  Rechts  zu- 
rückzuführen sei.  Das  aber  wird  schön  dadurch  unwahrscheinlich,  dass 
sich  diesem  durchweg  nur  das  Adelsrecht  näher  anschliesst  Bestimmter 
spricht  dagegen,  dass  wir  auch  im  Recht  der  Angelsachsen,  welches 
jedenfalls  vom  westfränkischen  Recht  noch  unberührt  blieb,  neben  der  Drei- 
theilung auch  der  Hälftung  begegnen.  Besonders  beachtenswerth  sind  da 
die  Gesetze  Aethelberts  von  Kent,  ed.  Liebermann  8 ,  weil  dieselben  auch 
bezüglich  des  Beginnes  der  Gemeinschaft  mit  der  Geburt  eines  Kindes  sich 
eng  den  bezüglichen  friesischen  Rechten  anschliessen.  Wird  kein  Kind  ge- 
boren, so  erhalten  nach  c.  81  ihre  väterlichen  Magen  ihr  Gut  und  die  Mor- 
gengabe; also  keinerlei  Gemeinschaft,  sondern  Rückgabe  des  Frauenguts. 
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Hat  sie  aber  ein  lebendes  Kind  geboren ,  erhält  sie  nach  c.  78  bei  Vorver- 
sterben des  Mannes  das  halbe  Vermögen.  Sollte  das ,  was  ich  dahingestellt 
sein  lasse,  auf  volle  Gemeinschaft  zu  beziehen  sein,  so  scheint  solche  ja 
auch  in  friesischen  Rechten  früh  üblich  gewesen  zu  sein;  vgl.  $1111.  Und 
wird  in  den  altern  Gesetzen,  vgl.  $  1 246,  der  schuldlosen  Frau  des  Diebes 
ein  Drittel  des  Vermögens  zugesprochen ,  so  entspricht  es  jener  Hälftung, 
wenn  es  in  den  Gesetzen  Wilhelms  1  c.  27  von  demselben  Falle  heisst: 
dominus  terrae  et  uxor  Juris  habeant  medietatem  omnium  bonorum  furis.    ■ 

Dem  sächsischen  Rechte  ist  solche  Hälftung  eben  so  fremd ,  wie  jene 
Dreitheilung.  Gibt  es  da  kein  eheliches  Gemeingut,  von  welchem  der  Frau 
oder  ihren  Erben  ein  bestimmter  Theilbetrag  gebührt,  nimmt  dieselbe  aus 
der  Fahrniss  nur  bestimmte  zur  Gerade  gerechnete  Gegenstände  vorweg, 
während  die  übrige  Fahrniss  wie  das  Gewinnland  dem  Manne  oder  dessen 
Erben  zukommen ,  so  ist  da  der  für  diese  Verhältnisse  massgebende  Ge- 
sichtspunkt ein  ganz  verschiedener,  während  jene  angelsächsischen  Gestal- 
tungen, wie  die  Übereinstimmenden  anderer  normannischer  Rechte,  den  be- 
lüglichen  friesischen  durchaus  entsprechen. 

1348.  Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Eigentümlichkeiten  des  nor- 
mannisch-englischen Rechts,  wie  wir  es  später  wesentlich  überein- 
stimmend in  der  Normandie,  vgl«  Colin  Le  droit  des  gens  marie's  dans  la 
coutume  de  Normandie  in  Nouv.  Revue  16,  427  ff.,  Glasson  H.  du  dr.  Fr. 
7,  381,  dann  in  England,  vgl.  Pollock  and  Maitland  Hist.  of  English  Law 
2,  399  ff.,  Brunner  Der  Todtentheil  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  32  (19),  107  ff., 
finden,  so  unterscheidet  sich  dasselbe  von  den  bisher  besprochenen  Rechten 
vor  allem  dadurch,  dass  es  keine  Gleichstellung  beider  Eheleute  kennt,  son- 
dern sich  in  demselben  eine  wesentliche  Bevorzugung  des  Mannes 
vor  der  Frau  ergibt. 

Es  handelt  sich  da  zunächst  um  das  Fehlen  ehelichen  Gemein- 
guts, wie  es  in  der  Coutume  der  Normandie  von  1583  $389  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist :  Les  personnes  conjoinies  par  mariage  ne  sont  commune  $ 
en  bienSy  sott  meubles,  soit  conquets  immeubles ;  ains  la  femme  n*y  a  rien 
quapris  la  mort  du  mari.  Das  Erbland  der  Frau  bleibt  deren  Sondergut, 
welches  denn  auch  bei  ihrem  Vorversterben  ihren  Erben  herauszugeben  ist. 
Nicht  so  bei  der  Fahrniss.  Die  von  der  Frau  eingebrachte  verschmilzt  in 
der  Ehe  mit  der  des  Mannes  zu  einer  einheitlichen  Masse,  an  der  aber  das 
Eigenthum  nur  dem  Manne  zusteht,  so  dass  bei  Vorversterben  der  Frau 
ihren  Erben  nichts  davon  herauszugeben  ist;  es  ergibt  sich  also  ein  Recht 
des  überlebenden  Mannes  auf  die  gesammte  Fahrniss,  wie 
auf  das  Gewinnland,  womit  insbesondere  auch  jedes  Recht  der  Frau,  über 
«inen  Theil  der  Fahrniss  lctztwillig  zu  verfügen,  entfällt.  Wesentlich  das- 
selbe gilt  auch  im  spätem  englischen  Recht. 

Weicht  das  durchaus  von  den  früher  besprochenen  normannischen 
Rechten  ab,  so  ergibt  sich  nun  volle  Uebereihstimmung  mit  diesen  für  den 
Fall  des  Vorversterben  des  Mannes  durch  das  Recht  der  überleben- 
den Frau  auf  einen  Theilbetrag  der  Fahrniss,  den  sie  danach, 
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1248]  wenn  bis  dahin  die  ganze  Fahraiss  Eigenthum  des  Mannes  war,  nicht 
als  Miteigenthümerin ,  sondern  als  Erbin  des  Mannes  nehmen  wurde.  So 
heisst  es  in  der  Coutume  der  Normandie  $  392:  Apris  la  mort  du  maryla 
femme  a  le  tiers  aux  meubles,  s'il  y  a  enfans  vivans  de  son  mary,  en  contri- 
buant  aux  dettcs  pour  sa  pari,  hormis  les  frais  de  funer ailles  ei  lai{  testa- 
mentaires ;  et  s'il  riy  en  a  point,  eile  y  a  la  moitie  aux  charges  que  dessus. 
Das  wird  mehrfach  ebenso  in  normannischen  Ortsrechten,  so  zu  Harcourt 
und  Lyons,  Coutumier  ge'o.  4,  96,  bestimmt.  Dem  entspricht  es,  wenn  es 
in  der  Glosse  zur  Summa  de  legibus,  vgl.  Brunner  112,  heisst,  dass  der 
Selbstmörder  nur  seinen  Antheil,  nicht  auch  den  seiner  Frau  und  seiner 
Kinder  verwirkt.  Denn  auch  nach  der  Coutume  S418  kann  der  Mann, 
wenn  er  Kinder  hat,  letztwillig  nur  über  ein  Drittel  seiner  Fahrniss  ver- 
fügen, während  der  Frau  nach  §  417  keinerlei  letztwillige  Verfugung  ohne 
Bewilligung  des  Mannes  zusteht. 

Aeltere  Zeugnisse  für  diese  Gestaltung,  bei  denen  es  sich  gleichfalls 
immer  nur  um  den  Fall  des  Vorversterbens  des  Mannes  handelt,  liegen  uns 
aus  England  vor.  So  heisst  es  bei  Glanvilla Tract.  de  legibus  7,  5  $4:  Cum 
quis  in  infirmitate  positus  testamentum  facere  voluerit,  si  debitis  non  sil 
involuttts,  tunc  ontnes  res  eius  mobiles  in  tr es  partes  dividentur  equales; 
quarutn  una  debetur  heredi,  secunda  uxori,  tertia  vero  ipsi  reservatur,  de 
qua  tertia  liberam  habebit  disponendi  facultatem  ;  vero  si  sine  uxore  deces- 
serit,  medietas  ipsi  reservatur ;  de  hereditate  vero  nihil  in  ultima  voluntate 
disponerc  potest.  Entsprechend  heisst  es  bei  Bracton  De  legibus  Angliae 
1.  2  c.  26,  dass  nach  Berichtigung  der  Schulden  die  gesammte  Fahrniss  in 
drei  Theile  zu  theilen  ist :  quarum  una  pars  relinqualur  pueris  y  si  pueros 
habuit  defunctus,  secunda  uxori,  si  super stes  fuerit,  et  de  tertia  parte  habeat 
testator  liberam  disponendi  facultatem  ;  si  autem  liberos  non  habeat,  tunc 
medietas  defuneto  et  alia  medietas  uxori  reservetur ;  si  autem  sine  uxore  dt- 
cesserit,  liberis  existentibus,  tunc  medietas  liberis  tribuatur ;  si  autem  sine 
uxore  et  liberis,  tunc  id  totum  defuneto  remanebit.  Für  die  Beachtung  dieser 
Bestimmungen  finden  sich  auch  später  in  England  noch  zahlreiche  Belege ; 
vgl.  Pollock  and  M.  2,  346  ff.,  425  ff. 

Sehen  wir  zunächst  von  den  sich  bezüglich  des  Theilbetrages  der  Kin- 
der ergebenden  Abweichungen  ab,  so  ist  die  Uebereinstimmung  mit  den 
früher  besprochenen  Rechten  eine  vollständige ,  wenn  wir  davon  absehen, 
dass  dort  dieselben  Bestimmungen  jeden  Ueberlebenden,  hier  nur  die  über- 
lebende Frau  trafen.  Diese  würde  auch  nach  dem  Rechte  der  Bretagne  nach 
dem  Tode  des  Mannes  nicht  anders  gestellt  gewesen  sein,  wie  hier.  Ein 
Unterschied  lag  nur  darin ,  dass  dort  schon  bei  Lebzeiten  des  Mannes  der 
bezügliche  Theilbetrag  des  Gemeinguts  als  ihr  zustehend  betrachtet  wurde, 
über  den  sie  letztwillig  verfügen  konnte,  wahrend  er  sonst  ihren  Erben  zu- 
fiel, sich  dagegen  hier  Fehlen  eines  Rechts  der  Frau  zu  letztwil- 
ligen Verfügungen  ergibt,  so  dass  ihr  bei  Lebzeiten  des  Mannes  auch 
eine  Verfügung  über  den  Theil  der  Fahrniss,  der  ihr  selbst  beim  Ueber- 
leben  zugefallen  sein  würde,  nicht  gestattet  war. 
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Doch  schwächt  sich  auch  dieser  Unterschied  dadurch  ab,  dass  wenn 
die  Frau  in  der  Normandie  und  in  England  nach  der  Strenge  des  Rechts 
ohne  Zustimmung  des  Mannes  kein  Testament  machen  durfte ,  doch  die 
Sitte  vielfach  daran  festgehalten  zu  haben  scheint,  dass  der  Mann  letztwil- 
ligen Verfügungen  über  das,  was  ihr  beim  Ueberleben  zugekommen  sein 
würde,  seine  Zustimmung  nicht  versagen  solle.  So  nach  Glanvilla  7,  5  §  3  > 
verumiamen  pium  esset  et  marito  valde  hone s tum,  si  rationabilem  devisam 
uxori  suae  concessisset,  scilicet  usque  ad  tertiam  partem  verum  suarum, 
quam  viva  quidem  obtinuiset,  si  maritum  suum  supervixisseU  ut  plenius  in- 
fra  liquebit;  quod  plerique  mariti  facere  söhnt,  unde  merito  commendabi- 
les  efficiuntur.  Aehnlich  bei  Bracton  2  c.  26 :  propter  honestatem  tarnen  re- 
ceptum  est  quandoque,  quod  testamentum  facere  possit  de  rationabili  parte x 
quam  habitura  esset,  si  virum  supervixisset  Es  haben  sich  denn  auch  eine 
Reihe  von  dem  entsprechenden  Testamenten  erhalten ,  in  welchen  Frauen 
bei  Lebzeiten  des  Mannes  über  ihren  Antheil  am  Gute  verfügen;  vgl.  Pol- 
lock and  M.  2,  426.  Das  ist  natürlich  leichter  erklärlich ,  wenn  wir  anzu- 
nehmen haben,  dass  auch  hier  nach  einem  frühem  Rechtszustande  das  an 
und  für  sich  Recht  der  Frau  gewesen  war. 

1849.  Fragen  wir  nun,  was  die  Veranlassung  zu  den  Abwei- 
chungen des  normannisch-englischen  Rechts  von  der  doch  so 
vielfach  übereinstimmenden  Gestaltung  der  früher  besprochenen  Rechte 
gewesen  sein  dürfte,  so  ist  dabei  jedenfalls  nicht  an  das  westfränkische 
Adelsrecht  zu  denken.  Hat  dasselbe  in  andern  Verhältnissen  sichtlich  das 
Recht  der  Normandie  und  Englands  starker  beinflusst,  als  das  der  Bretagne 
und  anderer  hier  in  Frage  kommender  Gebiete,  so  würde  es  gerade  in  dieser 
Beziehung  keinerlei  Anknüpfung  bieten ,  da  es  die  Fahrniss  nach  beiden 
Seiten  hälftet  Dann  kann  die  sich  auf  die  Normandie  und  England  be- 
schrankende Aenderung  nur  auf  das  Recht  der  letzten  normannischen  Ein- 
wanderung zurückgeführt  werden.  Macht  der  Einfluss  desselben  sich  vor 
allem  kenntlich  durch  eine  dem  fränkischen  und  friesischen  Recht  fremde 
Zurücksetzung  der  Weiber,  vgl.  §  1238,  entspricht  andererseits  jene  spatere 
normannisch  -  englische  Gestaltung  abgesehen  von  der  beseitigten  Gleich- 
stellung der  Geschlechter  aufs  genaueste  den  Bestimmungen  der  norman- 
nisch -  friesischen  Drittelsgemeinschaft ,  so  liegt  gewiss  die  Annahme  am 
nächsten,  dass  die  letzten  Einwanderer  diese  in  der  Normandie  vorfanden, 
es  im  allgemeinen  bei  derselben  bezüglich  der  Frau  beliessen,  sie  aber  ent- 
sprechend der  den  Mann  auch  sonst  bevorzugenden  Gestaltung  ihres  Rechts 
dahin  änderten,  dass  der  überlebende  Mann  überhaupt  nicht  zu  theilen 
hatte,  ihm  die  ganze  Fahrniss  verblieb,  so  dass  bei  seinen  Lebzeiten  die 
Frau  über  keinen  Theil  derselben  letztwillig  verfügen  durfte  und  beim  Vor- 
versterben derselben  ihre  Erben  keinerlei  Anspruch  hatten. 

Aber  ich  denke,  dass  man  da  weitergehend  annehmen  darf,  dass  das 
Recht  der  Einwanderer  selbst  bereits  dem  spatern  normannisch-englischen 
Recht  genauer  entsprach,  dass  es  sich  bei  jenen  Abweichungen  einfach  um 
Uebernahme   aus   dem  Frostuthingsrecht   handelte.    Ich  wies 
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1249]  §  1238  vorläufig  darauf  hin  und  glaubte  das  später  ausreichend  be- 
gründen zu  können,  dass  die  besondere  Gestaltung  des  Weiberrechts  im 
Recht  derNormandie  nur  mit  der  des  Frostuthingsrechts  näher  zusammen- 
hängen kann,  so  dass  danach  die  Gegend  von  Drontheim  als  Ausgangspunkt 
der  Einwanderung  unter  Rollo  zu  betrachten  sein  würde. 

Dieses  Ergebniss  durfte  nun  aber  gewichtige  Bestätigung  dadurch 
linden,  dass  auch  das  eheliche  Güterrecht  des  Frostuthings- 
rechts,  wie  ich  denke,  jenem  englisch-normannischen  in  auffallendster 
Weise  entspricht.  Die  eingebrachten  Liegenschaften  der  Frau  bleiben  hier, 
wie  da,  Sondergut  derselben,  welches  auch  ihren  Erben  zurückzugeben  ist. 
Verbleibt  nach  norwegischem  Rechte  das  Gewinnland  dem  Mann  und 
seinen  Erben,  so  wird  ebenso  in  der  Summa  de  legibus  10 1  S  5  für  das  nor- 
mannische Adelsrecht  betont,  dass  die  Frau  an  den  Acquisitiones  keinen 
Antheil  hat;  nur  beim  Burgagium  gehört  ihr  die  Hälfte.  Die  beiderseits  ein- 
gebrachte Fahrniss  verschmilzt  nach  Frostuthingsrecht  bei  Ueberjährigkeit 
der  Ehe  zu  einer  einheitlichen  Masse.  Ueber  die  Behandlung  desselben  bei 
U eberleben  des  Mannes  spricht  sich  das  Rechtsbuch  allerdings  nicht 
unmittelbar  aus.  Aber  ich  werde  bei  der  eingehenderen  Erörterung  über 
die  bezüglichen  Verhältnisse  des  Frost uthingsrechts  nachzuweisen  suchen, 
dass  die  Angaben  in  ihrem  Zusammenhange  und  bei  Vergleichung  mit  ver- 
wandten Rechten  keinen  Zweifel  lassen  dürften,  dass  die  gesammte  in  die 
Ehe  eingebrachte  Fahrniss  dem  überlebenden  Manne  zu  Eigen  verblieb.  Das 
würde  also  durchaus  dem  spätem  Rechte  der  Normandie  entsprechen.  Un- 
mittelbar ergibt  sich  das  für  den  Fall  des  UeberlebensderFrau,  wenn 
es  Frostuthingsb.  1 1  $  6  heisst:  Wenn  aber  die  Frau  ihren  Mann  verliert 
und  die  beiden  sind  {wölf  Monate  beisammen  gewesen,  dann  gehört  der  Frau 
ein  Drittel  vom  Bü  und  allem  losen  Gut  und  ihre  Kleider  \um  Voraus.  Wie 
in  der  Normandie  ist  da  lediglich  von  einem  Rechte  der  überlebenden  Frau 
selbst  die  Rede,  nicht  etwa  auch  von  einem  Rechte  der  Erben  der  Vorver- 
storbenen oder  davon ,  dass  schon  während  der  Ehe  ein  Drittel  der  zu- 
sammengelegten Fahrniss  der  Frau  zusteht,  so  dass  sie  darüber  letztwillig 
verfügen  konnte. 

Werden  weiter  im  Frostuthingsrecht  die  Kleider  als  Voraus  betont,  so 
scheint  auch  das  dem  normannisch- englischen  Recht  nicht  fremd  gewesen  zu 
sein.  In  den  sog.  Leges  Henrici  primi  70  §  22  heisst  es  in  sichtlichem  Ao- 
schluss  an  Lex  Ribuaria  37,  dass  die  überlebende  Frau  Dos,  Maritagium, 
Morgengabe  und  ein  Drittel  der  Errungenschaft  erhält  und  zwar,  wie  un- 
abhängig von  der  Vorlage  hinzugefügt  wird :  praeter  vestes  et  lectum  suutn. 
Ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  der  Zusatz  durch  geltendes  normannisch-engli- 
sches Recht  veranlasst  war,  so  dürfte  anzunehmen  sein,  dass  der  überle- 
benden Frau  ausser  dem  Drittel  der  Fahrniss  als  Voraus  noch  Kleider  und 
Bett  gebührten.  Dafür  liesse  sich  wohl  auch  geltend  machen ,  dass  nach 
der  Coutume  der  Normandie  von  1583  S  395  Bett,  Kleid  und  Koffer  die 
Gegenstände  sind,  welche  der  der  Schulden  wegen  auf  das  Drittel  verzich- 
tenden Frau  jedenfalls,  auch  wenn  noch  so  wenig  Fahrniss  vorhanden  ist, 
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verbleiben  sollen,  während  bei  grösserem  Vermögensstande  der  Richter  ihr 
von  den  zu  ihrem  persönlichem  Gebrauche  dienenden  Gegenständen  auch 
mehr,  bis  zum  Werthe  des  halben  Drittels  der  Fahrntss  zusprechen  darf. 
Ist  in  beiden  Rechten  von  irgendwelchem  entsprechenden  Voraus  dts^ 
Mannes  nicht  die  Rede,  so  entspricht  das  durchaus  der  Voraussetzung,  dass 
dieser  die  gesammte  Fahrniss  nahm,  demnach  für  einen  Voraus  an  solcher 
überhaupt  kein  Raum  geboten  war. 

Die  Uebereinstimmung  scheint  mir,  falb  es  mir  gelingen  sollte,  später, 
jene  Annahme  bezüglich  des  Frostuthingsrechts  ausreichend  zu  begründen,, 
eine  so  vollständige  zu  sein,  dass  danach  anzunehmen  sein  würde,  die  Ein- 
wanderer hätten  einfach  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Rechts  ihrer 
Heimath  in  der  Normandie  festgehalten ,  wie  das  dadurch  gefördert  sein 
konnte,  dass  wenigstens  das  Recht  der  überlebenden  Frau  auch  nach  der 
normannisch  friesischen  Gestaltung,  welche  sie  in  der  Normandie  vorge- 
funden haben  werden,  ganz  dasselbe  war.  Auffallen  kann  dann  etwa  nurr 
dass  sich  von  der  Drittelsvermehrung  des  Frostuthingsrechts,  wonach 
die  überlebende  Frau  aus  dem  Gute  des  Mannes  einen  der  Hälfte  ihrer 
Aussteuer  entsprechenden  Betrag  erhielt,  in  der  Normandie  nicht  die  ge- 
ringste Spur  erhalten  hat.  DerSchluss,  dass  demnach  zur  Zeit  der  Auswan- 
derung Rollos  dem  Frostuthingsrechte  selbst  jene  Drittelsvermehrung  noch 
fremd  gewesen  sein  würde,  muss  als  ein  unzulässiger  erscheinen ,  falls  das 
irgend  begründet  ist,  was  wir  später  dafür  geltend  machen  werden ,  dass 
die  Drittelsvermehrung  des  Drontheimer  Rechts  sich  als  Augmentum  dotis 
im  burgundischen  Recht  wiederfindet,  also  weit  in  vorgeschichtliche  Zeiten 
zurückreichen  muss.  Da  aber  das  Recht  Rollos  und  seiner  Normannen  nicht 
gerade  das  Frostuthingsrecht  selbst  gewesen  sein  muss,  auch  ein  diesem  nur 
nächstverwandtes  gewesen  sein  kann ,  so  möchte  diesem  immerhin  gerade 
die  Drittelsvermehrung  fremd  gewesen  sein,  wie  es  ja  auffallen  kann,  dass 
sie  auch  dem  spätem  helvetischen  Rechte  fremd  ist,  welches  sich  übrigens 
in  diesen  Verhältnissen  dem  Frostuthingsrechte  eben  so  nahe  anschliesst,  wie 
das  der  Normandie. 

Aber  wir  können  davon  ganz  absehen.  Auch  wenn  die  Einwanderer 
die  Drittelsvermehrung  als  bei  ihnen  geltendes  Recht  mitbrachten,  erklärt 
es  sich  genügend,  wenn  sie  dieselbe  weiterhin  fallen  Hessen.  Das  Douairer 
der  W  id  u  m ,  auf  dessen  abweichende  Gestaltung  in  andern  normannischen 
Gebieten  wir  zurückkommen,  wurde  zweifellos  in  der  Normandie  wesent- 
lich ungeändert  erst  aus  dem  westfränkischen  Recht  übernommen.  Es  er- 
gibt das  der  enge  Anschluss  auch  an  besonders  kennzeichnende  Bestim- 
mungen desselben ,  wie  an  die  $815  besprochene  Bemessung  nach  dem 
Bestände  des  Mannsgutes  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe.  So  ist  nach  Glan- 
villa  6,  1  S  1  Douaire :  tertia  pars  totius  Uteri  tenementi  viri  sui,  quod  ha- 
buit  tempore  desponsationis.  Ebenso  noch  bei  Bracton  f.  92 :  die  quo  eam 
desponsavit.  Erst  im  dreizehnten  Jahrhunderte,  vgl.  Pollock  and  M.  2,  418» 
erweiterte  sich  das  in  England  auf  alles  Land,  welches  der  Mann  bei  Leb- 
zeiten besessen  hatte.  Nach  der  ältesten  Coutume  der  Normandie  c.  79?  ed. 
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1249]  Tardif  81,  kann  die  Frau  nichts  verlangen:  nisi  terciam  partem  tene- 
mentiy  de  quo  maritus  suus  erat  saisitus,  quando  contraxii  cum  ea  in  /acte 
-ecclesie ;  dann  weiter  von  dem,  was  ihm  von  seinen  Vorfahren  zufiel  oder 
bei  Ueberleben  zugefallen  sein  würde.  Aehnlich  in  der  Summa  de  legibus 
101  $2.  Ebenso  schliessea  die  Bestimmungen  der  Coutume  von  1583  S  367 
sich  aufs  engste  dem  französischen  Rechte  an.  Nahm  man  erst  in  der  Nor- 
mandie  das  französische  Douaire  auf,  war  durch  dieses  wegen  seiner  Be- 
messung nach  einem  Drittel  des  durchweg  grossem  Vermögens  des  Mannes 
für  das  Interesse  der  Frau  ausreichender  gesorgt,  als  durch  die  nach  der  ge- 
wiss oft  geringen  Aussteuer  der  Frau  bemessene  Drittelsvermehrung,  so 
kann  es  nicht  auffallen,  wenn  man  diese  dagegen  entfallen  Hess. 

1250.  Liess  sich  S  1256  für  England  genügend  nachweisen,  dass  dort 
vor  dem  Eindringen  des  normannisch-englischen  Rechts  bereits  vielfach  die 
Drittelsgemeinschaft  des  normannisch  -  friesischen  Rechts  in  Geltung  war, 
so  wird  das  auch  für  die  Normandie  von  vornherein  dadurch  wahrschein- 
lich, dass  wir  dieselbe  noch  spater  einerseits  in  der  Bretagne ,  andererseits 
zu  Amiens  fanden.  Unmittelbar  ist  das  allerdings  nicht  zu  erweisen.  Aber 
<es  finden  sich  auch  später  manche  Bestimmungen,  welche  nur  als  Nachwir- 
kungen der  Drittelsgemeinschaft  in  der  Normandie  genügend  zu 
erklaren  sein  dürften,  während  das  dann  vielfach  ebenso  für  Anjou  und 
Maine  zutrifft,  wo  gleichfalls  unmittelbare  Zeugnisse  für  dieselbe  fehlen* 

Glaubten  wir  die  Eigentümlichkeiten  des  Rechtes  der  Normandie  zu- 
nächst auf  das  Frostuthingsrecht  zurückführen  zu  müssen,  so  erscheint  in 
den  norwegischen  Rechten,  vgl.  $  546,  der  Freitheil  des  Vaters  an  Erbland 
und  Gewinnland  allerdings  als  ein  beschränkter.  Aber  bezüglich  der  Fahr- 
niss  machen  sich  Ansprüche  der  Kinder  auf  einen  Theilbetrag,  so  weit  ich 
sehe,  nicht  geltend;  und  jedenfalls  würde  es  sich  da  nach  Massgabe  der 
«onst  genannten  Theilbeträge  nicht  um  Drittelung  gehandelt  haben.  Stand 
nach  dem  früher  Bemerkten  das  Eigenthum  an  der  gesammten  Fahrniss 
dem  Manne  zu,  so  mag  man  zunächst  auch  in  der  Normandie  daran  fest- 
gehalten haben,  dass  dieser  ganz  nach  Belieben  über  dieselbe  verfügen 
könne.  Im  ältesten  Coutumier  der  Normandie  14  S  2,  ed.  Tardif  14,  wird 
betont:  potest  quilibet  dare  suum  mobile,  cuicunque  voluerit,  und  daraus 
gefolgert,  dass  auch  eine  Tochter,  welcher  Fahrniss  gegeben  wurde,  die- 
selbe nicht  wiedereinzuwerfen  hat. 

Mag  das  aber  zunächst  nur  Adelsrecht  gewesen  sein ,  so  zeigt  da  das 
spätere  gemeine  Recht  eine  Beschränkung,  welche  zweifellos  darauf  zurück- 
geht, dass  man  die  Drittelsgemeinschaft  der  Fahrniss  im  Lande  vorfand  und 
diese  dann  auch  auf  die  weitere  Gestaltung  zurückwirkte.  Während  nach 
westfränkischem  Recht,  vgl.  S  832,  der  Freitheil,  über  welchen  auch  von 
Todeswegen  verfügt  werden  konnte,  die  gesammte  Fahrniss  umfasste,  er- 
gibt sich  in  der  Normandie  beim  Vorhandensein  von  Kindern  Beschrän- 
kung des  Freitheils  an  derFahrniss  auf  ein  Drittel.  Nach  $  418 
der  Coutume  darf  Niemand,  wenn  Kinder  oder  Nachkommen  derselben 
vorhanden  waren,  de  ses  meubhs  über  mehr  verfügen :  que  (tun  Hers,  sur 
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lequel  Hers  sont  porte%  les  frais  des  funer ailles  et  laii  testamentaires.  Das 
schliesst  sich  so  genau  den  §  1 24 1  besprochenen  Bestimmungen  aus  der 
Bretagne  an,  dass  der  Zusammenhang  da  keinen  Augenblick  bezweifelt  wer- 
den kann.  Es  ist  ausser  dem  Drittel  der  überlebenden  Frau  auch  das  Drittel 
beachtet,  welches  die  Kinder  zu  beanspruchen  hatten.  Erhielt  dann  nach 
manchen  Ortsrechten  der  Normandie ,  vgl.  §  1 247,  in  zweifellosem  An- 
schlüsse an  gleichfalls  althergebrachtes  Recht  die  Wittwe  die  Hälfte  der 
Möbel,  ob  Kinder  da  sind  oder  nicht,  und  ist  dann  im  Rechte  von  Conches, 
Coutumier  gen.  4,  96,  gesagt,  dass  der  verheirathete  Mann  bei  Vorhanden- 
sein von  Kindern  nur  verfügen  darf:  du  Hers  cfune  moitie  de  ses  meubles, 
parce  que  f  autre  moitie'  demeure  a  sa  femme,  womit  den  Kindern  zwei 
Drittel  erübrigen  würden,  so  gelangen  wir  damit  auf  entsprechende  Bemes- 
sung, wie  wir  sie  $  1236  auch  in  friesischen  Rechten  fanden. 

Entsprechende  Abweichung  vom  westfränkischen  Recht,  die  zweifel- 
los auf  dieselbe  Grundlage  zurückzuführen  sein  wird,  ergibt  sich  auch  in 
der  Coutume  von  Maine  §  336:  Deux  conjoints  ou  Fun  cfeux  liberis  ex- 
stantibus  ne  pourront  donner  que  la  tierce  partie  des  meubles  et  acquests  ä 
perpetuiU  ou  ä  viage ;  nur  beim  Fehlen  von  Kindern  können  Fahrniss  und 
Gewinngut  ganz  vergabt  werden.  Nach  der  Coutume  von  Anjou  $  321 
trifft  die  Beschränkung  auf  ein  Drittel  beim  Vorhandensein  von  Kindern 
nur  noch  das  Gewinnland,  nicht  auch  die  Fahrniss. 

Weiter  aber  fanden  wir  auch  in  England  nach  den  1248  angege- 
benen Belegen  keine  freie  Verfügung  über  die  ganze  Fahrniss,  sondern  nur 
einen  Freitheil  an  derselben ,  der  neben  Frau  und  Kindern  ganz  ebenso, 
wie  in  der  Bretagne,  ein  Drittel  betrug.  Während  aber  hier,  wie  in  der 
Normandie,  wenn  Kinder  da  waren ,  auch  bei  Vorversterben  der  Frau  der 
Freitheil  nicht  wuchs ,  weil  man  dann  entsprechend  der  Gestaltung  in  der 
Bretagne  den  Anspruch  der  Frau  auf  ein  Drittel  als  den  Kindern  zuge- 
wachsen betrachtet  haben  wird,  so  dass  diesen  dann  zwei  Drittel  zukamen, 
weicht  das  englische  Recht  darin  ab,  dass  den  Kindern  auch  dann  nur  eine 
Hälfte  zustand,  womit  sich  eine  Erhöhung  des  Freitheils  auf  die 
Hälfte  ergab.  Griff,  wie  ich  denke,  in  Folge  der  letzten  Einwanderung 
die  norwegische  Auffassung  ein,  dass  der  vorversterbenden  Frau  noch  kei- 
nerlei Recht  an  der  Fahrniss  zustehe ,  fand  man  andererseits  hergebrachte 
Bestimmungen  vor,  wonach  auch  der  neben  Kindern  überlebende  Vater 
Ansprüche  der  Kinder  auf  einen  Theil  der  Fahrniss  bei  seinen  Verfügungen 
zu  beachten  hatte,  so  kann  es  gerade  nicht  auffallen,  wenn  das  zu  abwei- 
chender Gestaltung  führte.  Man  konnte  es,  wie  in  der  Normandie,  ganz 
unbeachtet  lassen ,  dass  der  vorversterbenden  Mutter  noch  kein  Antheil  an 
der  Fahrniss  zugestanden  haue,  und  nach  wie  vor  dem  überlebenden  Vater 
nur  freie  Verfügung  über  ein  Drittel  zugestehen,  so  dass  den  Kindern 
ausser  ihrem  Drittel  auch  das  Drittel  zukam,  über  welches  früher  der  Mutter 
die  Verfügung  zugestanden  hätte.  Oder  aber  man  konnte,  wie  sich  das 
dann  in  England  feststellte,  davon  ausgehen ,  dass  die  vorverstorbene  Frau 
nach  dem  jetzt  geltenden  Recht  überhaupt  noch  kein  Recht  auf  ein  Drittel 
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1250]  der  Fahrniss  gehabt  hatte,  ein  solches  also  auch  nicht  auf  ihre  Kin- 
der vererben  konnte,  woraus  sich  dann,  wenn  man  sich  daran  hielt,  dass 
nach  dem  altern  Recht  den  Kindern  gleicher  Antheil  an  der  Fahrnissge- 
meinschaft zustand,  wie  dem  Vater,  ergeben  musste,  dass  man  dem  verwitt- 
weten  Vater  neben  Kindern  die  eine  Hälfte  als  Freitheil  zusprach. 

1251.  Einen  besonders  beachtenswerten  Haltpunkt  für  das  Nach- 
wirken normannisch  -  friesischen  Rechts  scheinen  mir  dann  aber  andere 
Eigentümlichkeiten  des  Rechts  der  Normandie  zu  bieten,  aus  welchen  sich 
Verfangenschaft  eines  Drittels  der  Liegenschaften  jedes 
Elterntheils  für  die  Kinder  ergibt.  Die  bisher  besprochene  Drittels- 
gemeinschaft bezog  sich  nur  auf  die  Fahrniss.  Die  eingebrachten  Liegen- 
schaften blieben  Sondergut  der  Eheleute,  und  würden  als  solches,  ebenso 
wie  der  Antheil  jedes  der  Eltern  am  Gewinnlande,  erst  nach  dem  Tode 
eines  der  Eltern  auf  dessen  Kinder  vererbt  sein,  wenn  nicht  auch  da  die 
Auffassung  einer  Gemeinschaft  schon  bei  Lebzeiten  der  Eltern  eingriff.  Und 
auf  solche  führen  allerdings  Bestimmungen,  wonach  den  Kindern  nicht 
blos  ein  Drittel  der  zu  Gemeingut  gewordenen  Fahrniss,  sondern  des  ge- 
sammten  Eheguts  verfangen  war,  so  dass  jeder  Elterntheil  nur  über  zwei 
Drittel  dessen,  was  sein  Sondergut  blieb,  verfügen  durfte  und  ein  Drittel  den 
Kindern  ungemindert  erhalten  musste. 

In  der  Normandie  ist  nach  $  399  ff.  derselbe  Betrag  vom  Gute  des 
Vaters,  der  für  das  Douaire  der  Frau  bestimmt  war,  nämlich  ein  Drittel  der 
Liegenschaften,  welche  der  Mann  bei  der  Eingehung  der  Ehe  hatte  und 
später  aus  gerader  Linie  ererbte,  den  Kindern  verfangen ,  so  dass  er  ihnen 
auch  dann  zukam,  wenn  sie  auf  die  Erbschaft  verzichteten.  Bei  nur  einer 
Ehe  entspricht  das  durchaus  den  Bestimmungen  des  französischen  Rechts, 
vgl.  $  817  ff.,  und  könnte  von  daher  übernommen  sein. 

Ganz  abweichend  stellt  sich  das  aber  nach  $  400  der  Coutume  beim 
Vorhandensein  von  Kindern  mehrerer  Ehen.  Wahrend  dann  nach  franzö- 
sischem Recht  das  volle  Douaire  von  einem  Drittel  nur  den  Kindern  der 
ersten  Ehe  zukommt,  ist  hier  allen  Kindern  verschiedener  Ehen  des  Vaters 
zusammen  immer  nur  ein  Drittel  verfangen :  £7/  a  enfans  de  divers  lits, 
tous  ensemble  riauront  quun  Hers,  demourant  ä  leur  Option  de  le  prendre 
au  regard  des  biens  que  leur  pere  possedoit  lors  des  Premier  es y  secondes  ou 
autres  nofices^  et  sans  que  ledit  Hers  diminue  le  douaire  de  la  seconde,  tierce 
au  autre  femme,  lesquelles  auront  piain  douaire  sur  le  total  bien  que  le  mary 
avoit  lors  de  ses  espousailles. 

Steht  demnach  ein  Recht  der  Kinder  erster  Ehe  auf  das  Douaire  ihrer 
verstorbenen  Mutter  nicht  im  Wege,  so  hat  das  die  weitere  Folge,  dass  auch 
jede  spatere  Frau  das  volle  Drittel  vom  ganzen  Stammgute  des  Mannes  er- 
halten kann,  wahrend  sie  nach  französischem  Recht,  vgl.  $  822,  nur  ein 
Drittel  von  dem  vom  Douaire  früherer  Frauen  nicht  getroffenen  Gut  des 
Mannes  erhalten  hatte.  Damit  entfallt  aber  jede  Veranlassung,  hier  das 
Drittel  der  Kinder  mit  dem  Douaire  der  Mutter  in  bestimmtere  Verbindung 
zu  bringen.  Allen  Kindern  des  Vaters  ist  ganz  unabhängig  von  diesem  ein 
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Dritte]  des  väterlichen  Erbguts  verfangen ,  und  ebenso  jeder  überlebenden 
Frau  ein  Drittel,  was  also  genau  mit  den  Bestimmungen  über  die  Dreithei- 
lung  der  Fahrniss  übereinstimmen  würde. 

Weiter  aber  ist  nun  nach  der  schon  S  840  angeführten  Bestimmung 
i  der  Coutume  in  auffallender  Abweichung  vom  gemeinen  französischen 
!  Recht  ganz  ebenso  ein  Drittel  der  eingebrachten  oder  später  zugefallenen 
Liegenschaften  der  Mutter  und  ihres  Antheils  am  Gewinnlande  den  Kin- 
dern verfangen.  War  ich  §  84O;  als  ich  diese  Verhältnisse  noch  nicht  be- 
stimmter beachtet  hatte,  geneigt,  darin  eine  nachträgliche  Ausgleichung  für 
die  Verfangenschaft  des  Widum  zu  sehen,  so  zweifle  ich  nun  in  keiner 
Weise,  dass  es  sich  dabei  um  einen  Rest  normannisch- friesischen  Rechts 
bandelt.  Wir  sahen  S  1235  bei  Besprechung  dessen,  was  sich  von  der  Drit- 
telsgemeinschaft im  friesischen  Recht  erhalten,  dass  es  sich  dabei  nicht  blos 
um  die  Fahrniss  handelte ,  sondern  dass  den  Kindern  auch  ein  Drittel  der 
Liegenschaften  jedes  Elterntheils  verfangen  sein  sollte,  was  also  durchaus 
dieselbe  Gestaltung  ergibt 

Eine  gewichtige  Bestätigung  für  das  Zurückgehen  jener  Bestimmungen 
auf  normannisch-friesisches  Recht  dürfte  dann  aber  darin  zu  sehen  sein, 
dass  wir  S  840  jenen  Anspruch  der  Kinder,  beziehungsweise  des  Erstge- 
bornen, auf  ein  Drittel  des  Gutes  der  Mutter  1317  auch  in  Anjou  geltend 
gemacht  fanden,  allerdings  unter  Umständen,  welche  zu  ergeben  scheinen, 
dass  das  kaum  noch  allgemeiner  anerkanntes  Recht  war;  wie  denn  auch 
nach  andern  Quellen  des  Rechts  von  Anjou,  vgl.  §  855,  beim  Vorhanden- 
sein eines  Sohnes  das  ganze  Muttergut  diesem  verfangen  sein  sollte.  Wir 
treffen  in  Anjou  auf  so  manche  andere  vom  westfränkischen  Recht  abwei- 
chende, aber  dem  normannisch -friesischen  entsprechende  Bestimmungen, 
dass  auch  hier  der  Zusammenhang  mit  jenen  Bestimmungen  des  Rechts  der 
Nonnandie  nicht  zu  bezweifeln  sein  wird. 

1252.  Ist  in  der  Bretagne  und  andern  hier  zu  beachtenden  Gebieten 
von  jener  kennzeichnenden  Verfangenschaft  eines  Drittels  des  Mutterguts 
nicht  die  Rede,  so  finden  sich  doch  manche  Bestimmungen  überden 
Widum,  welche  von  den  westfränkischen  abweichen  und  dann  bestimmter 
auf  Zusammenhang  mit  den  letztbesprochenen  Bestimmungen  hinzuweisen 
scheinen. 

Ist  in  der  Normandie  das  den  Kindern  verfangene  Drittheil  ein  Betrag, 
welcher  nicht  nur  den  Kindern  der  ersten  Ehe,  sondern  den  gesammten 
Kindern  des  Vaters  zukommt  und  damit  ausser  aller  Beziehung  zum  Douaire 
der  Mutter  steht,  so  hat  das  insbesondere  die  Folge,  dass  auch  das  Douaire 
folgender  Frauen  ein  volles  Drittel  betragen  konnte.  Diese  Gleichheit 
des  Widum  mehrerer  Frauen  findet  sich  aber  ebenso  in  England, 
weiter  auch  in  der  Bretagne,  in  Anjou  und  den  angränzenden  Gebieten, 
wo  überall  das  Drittel  schlechtweg  als  Douaire  jeder  Frau  erwähnt  wird, 
während  wir  in  den  westfränkischen  Rechten  so  häufig  gesagt  finden,  dass 
das  Douaire  späterer  Frauen  nur  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  des  Erübrigen- 
den beträgt   Es  dürfte  demnach  in  jenen  Gebieten  das  Recht  der  Kinder 
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1252]  auf  den  Widum  der  Mutter  nicht  blos  früh  erloschen,  vgl.  $  862, 
sondern  überhaupt  nie  anerkannt  gewesen  sein,  wonach  sich  diese  Verhält- 
nisse hier  auf  ganz  anderer  Grundlage  entwickelt  haben  würden.  Scheint 
das  Douaire  hier  allerdings  überall  unter  fränkischem  Einflüsse  seine  be- 
stimmtere Gestalt  gewonnen  zu  haben ,  so  scheint  es  andererseits  vielfach 
dem  besondern  Landesbrauche  angepasst  zu  sein.  War  nun  nach  diesem 
ohnehin  ein  Drittel  des  Vaterguts  allen  Kindern  verfangen,  so  ist  es  erklär- 
lich, wenn  man  hier  davon  absah,  auch  das  Vorrecht  der  Kinder  jeder  Ehe 
auf  den  Widum  ihrer  Mutter  aus  dem  westfränkischen  Rechte  aufzunehmen, 
da  es  in  diesem  sichtlich  nach  dem  $  827  ff.  Bemerkten  darauf  zurückging, 
dass  ohne  dasselbe  den  Kindern  überhaupt  kein  Antheil  am  Vatergute  ge- 
sichert sein  würde. 

Damit  hängt  dann  weiter  zusammen  die  Bemessung  nach  der 
Zeitdes  Todes  des  Mannes,  wie  sie  sich  in  Abweichung  vom  west- 
fränkischen Recht  in  jenen  Gebieten  findet.  Beschränkt  sich  nach  diesem, 
vgl.  S  851,  das  Douaire  der  ersten  Frau  und  ihrer  Kinder  auf  die  Liegen- 
schaften, welche  der  Mann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  bereits  hatte 
und  während  derselben  von  Vorfahren  ererbte,  so  lag  für  eine  solche  Be- 
schränkung kein  Anlass  vor,  wenn  das  Vorrecht  der  Kinder  bestimmter 
Ehen  auf  den  Widum  der  Mutter  entfiel,  allen  Kindern  gemeinsam  nur  ein 
Drittel  des  Vaterguts  verfangen  war.  Standen  Douaire  der  Mutter  und  Kin- 
derdrittel ausser  aller  Verbindung,  so  entfiel  jeder  Grund,  der  letzten  über- 
lebenden Frau  nicht  ein  volles  Drittel  von  allen  vom  Manne  hinterlassenen 
Liegenschaften  zuzusprechen.  Dem  entsprechend  hat  nach  der  ältesten 
Coutume  der  Bretagne  c.  30  die  Frau  Douaire:  en  la  terre  son  seigneur  et 
en  doit  avoir  le  tier{  de  lä  ou  il  a  eu  sesine  ou  droiture  durant  le  mariage. 
Nach  der  Coutume  von  Anjou  von  1463  $  239  erhält  sie:  la  tierce partie 
de  Veritaige  de  son  mari.  Nach  der  altern  Coutume  der  Touraine  29  S  i 
erhält  sie  ein  Drittel  der  Heritage :  quil  avoit  au  temps  et  durant  le  mariage ; 
und  nach  30  S  2  erhält  die  Roturiere  ihr  Douaire:  sur  les  heritages  demou- 
re%  du  deces  de  son  mary.  Und  das  ist  auch  in  den  spätem  Coutumes  dieser 
Gebiete  so  beibehalten.  Dagegen  findet  sich  allerdings,  wie  schon  $  1 249 
bemerkt,  die  westfränkische  Beschränkung  im  Rechte  der  Normandie  und 
Englands  erhalten,  woraus  wir  schlössen,  dass  das  Douaire  in  dieser  Gestal- 
tung erst  nach  der  Gründung  des  normannischen  Herzogthums  selbstständig 
aus  dem  fränkischen  Recht  aufgenommen  sei. 

Vielleicht  ist  da  noch  ein  Anderes  zu  beachten,  die  Bestimmung  des 
Widum  auf  ein  Drittel,  wie  wir  sie  nicht  blos  in  England  und  der 
Normandie,  sondern  ebenso  in  der  Bretagne,  in  Anjou ,  Maine ,  Touraine 
und  Poitou  finden,  während  nach  westfränkischem  Adelsrecht  das  Douaire 
sich  durchweg  auf  die  Hälfte  der  bezüglichen  Liegenschaften  des  Mannes 
bezieht.  Allerdings  scheint  nach  dem  S  814  Bemerkten  auch  das  Drittel  ur- 
sprünglich dem  westfränkischen  Rechte  nicht  fremd  gewesen  zu  sein.  Im- 
merhin aber  kann  es  doch  auffallen,  dass  jenes  Drittel  sich  gerade  in  solchen 
Gebieten  hielt,  wo  die  Drittelung  der  Fahrniss  und  der  Anspruch  der  Kin- 
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der  auf  ein  Drittel  der  Liegenschaften  solche  Bemessung  besonders  nahe 
legen  konnte.  Hatte  dann  der  Vater  voraussichtlich  nur  zwei  Drittel  seiner 
Liegenschaften  als  freies  Eigenthum  zu  betrachten,  so  konnte  es  bei  Auf- 
nahme des  Douaire  nahe  liegen,  die  Hälfte  davon,  also  ein  Drittel  des  Gan- 
zen, der  Frau  als  Douaire  zu  bestellen.  Findet  sich  in  der  Normandie,  Bre- 
tagne, Anjou  und  Maine  das  Drittel  allgemein  für  Adel  und  Nichtadel  be- 
stimmt, wird  im  nördlichen  Frankreich,  vgl.  S  814,  wohl  dahin  unterschie- 
den, dass  es  beim  Adel  die  Hälfte,  bei  Nichtadligen  ein  Drittel  beträgt,  so 
findet  sich  in  der  Coutume  von  Touraine  S  338  und  Loudunois  32  §  2 
umgekehrt  nur  für  die  Roturiere  die  Hälfte  bestimmt,  womit  auffallender- 
weise  das  englische  Recht,  vgl.  Pollock  and  M.  2,41 9,  übereinstimmt,  wenn 
es  den  Widum  nur  beim  Feudum  liberum  auf  ein  Drittel,  beim  Socagium 
aber  auf  die  Hälfte  setzt.  Ich  möchte  diese  Dinge  nicht  weiter  verfolgen; 
es  genügt  mir,  auf  Umstände  hingewiesen  zu  haben,  welche  wenigstens 
möglicherweise  mit  dem,  was  sich  bestimmter  als  normannisch  -  friesisches 
Recht  ergibt,  im  Zusammenhange  stehen  können  und  daher  von  dem  zu 
beachten  sein  dürften,  der  es  versuchen  würde,  den  hier  angedeuteten  Ver- 
hältnissen näher  nachzugehen. 

1253.  Sehen  wir  auf  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung,  so  stim- 
men dieselben  durchaus  mit  dem,  was  wir  §  1237  ff.  über  die  allgemeinen 
Verhältnisse  der  normannischen  Rechte  bemerkten.  Das  was  in  ihnen  vom 
westfränkischen  Rechte  abweicht  und  sich  dann  nordischen  Rechten  näher 
anschliesst,  ist  sichtlich  nicht  auf  ein  und  dieselbe  Grundlage  zurückzu- 
führen. Es  liegen  dazweiRechtsschichten  übereinander,  von  welchen 
die  eine,  weniger  weit  reichende,  auf  eine  spätere ,  die  ältere  auf  frühere 
Einwanderungen  zurückgehen  muss. 

Jene,  das  normannisch-englische  Recht,  macht  sich  dadurch 
kenntlich,  dass  es  sich  um  Eigenthümlichkeiten  des  Rechts  handelt,  welche 
sich  nur  in  der  Normandie  und  in  England  finden,  welche  nicht  blos  vom 
westfränkischen,  sondern  auch  vom  Rechte  aller  Nachbargebiete,  insbeson- 
dere auch  der  Bretagne  und  Schottlands,  abweichen.  Zurückgehen  auf  die 
letzte  Einwanderung  unter  Rollo,  deren  Nachwirkungen  sich  nur  in  jenen 
Gebieten  bemerkbar  machen  konnten,  ist  daher  gar  nicht  zu  bezweifeln. 
Handelt  es  sich  dabei  auf  dem  von  mir  beachteten  Rechtsgebiete  insbeson- 
dere einmal  um  eine  Zurücksetzung  der  Weiber  und  des  Weibsstammes  im 
Erbrechte,  vgl.  $  1238,  dann  um  eine  Zurücksetzung  der  Ehefrau  im  ehe- 
lichen Güterrechte,  vgl.  $  1 249  ff. ,  so  ergibt  in  beiden  Fällen  die  Art  der 
Zurücksetzung  so  auffallende  Uebereinstimmung  mit  dem  norwegischen 
Frostutbingsrechte,  dass  die  Herkunft  der  Einwanderer  aus  der  Gegend  von 
Drontheim  nicht  wohl  zu  bezweifeln  sein  wird.  Ist  dann  dieses  norman- 
nisch-englische Recht  vielfach  zunächst  nur  für  den  Lehnsadel,  nicht  für 
die  niedern  Stände  massgebend,  so  wird  es  keiner  nähern  Begründung  be- 
dürfen, wie  auch  das  dafür  spricht,  dass  es  das  Recht  der  letzten  Eroberer 
war.  Es  erklärt  sich  damit  auch,  wenn  es  auf  das  Recht  der  sicilischen 
Städte,  vgl.  S  1 244,  keinerlei  Einfluss  geübt  hat,  während  sich  im  Bürger- 
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1353]  recht  von  Amiochien,  vgl.  §  1245,  allerdings .  einige  Annäherung 
ergibt. 

Haben  wir  davon  die  ältere  Schichte  normannisch-friesischen 
Rechts  zu  unterscheiden,  so  greift  dasselbe  ungleich  weiter,  insofern  ge- 
wisse, vom  westfränkischen,  aber  auch  vom  sächsischen  und  andern  hier 
in  Frage  kommenden  Rechten  abweichende  Eigentümlichkeiten  nicht  blos 
in  der  Normandie  und  in  England,  vgl.  $  1 246,  schon  vor  der  letzten  Ero- 
berung in  Geltung  gewesen  waren,  sondern  sich  ebenso  in  der  Bretagne, 
vielfach  auch  in  Anjou  und  Maine  und  in  schwächerem  Masse  anscheinend 
auch  in  derTouraine  und  Poitou  wiederfinden,  wahrend  sich  einzelne  auch 
zu  Amiens  und  zu  Bayonne  ergaben ,  und  endlich  durch  spatere  Wande- 
rungen nach  Sicilien  und  Amiochien  übertragen  wurden.  Sind  wir  da  in 
England  bestimmter  auf  die  Einwanderungen  des  fünften  und  sechsten  Jahr- 
hundert hingewiesen ,  so  mögen  die  Einwanderungen  in  die  Gebiete  des 
Fesdandes  auch  früher  oder  spater  in  sehr  verschiedener  Zeit  erfolgt  sein. 
An  einen  Zusammenhang  erst  mit  den  Einfallen  von  Normannen  in  das 
westliche  Frankreich  im  neunten  Jahrhunderte  wird  schwerlich  zu  denken 
sein;  trafen  dieselben  vielfach  die  Gegenden,  um  die  es  sich  für  uns  han- 
delt, so  macht  das,  was  wir  von  denselben  wissen,  es  ganz  unwahrschein- 
lich, dass  sie  zu  Besitznahmen  führten,  welche  Abweichungen  vom  franki- 
schen Recht  in  ausgedehnten  Gebieten  erklaren  könnten;  auch  würden  sie 
den  nahern  Zusammenhang  gerade  mit  friesischen  Rechten  nicht  erklären. 
Schon  der  Umstand,  dass  die  Eigenthümlichkeiten  des  Rechts  sich  vielfach 
nur  für  die  Roturiers  erhalten  haben,  wahrend  das  Recht  des  Adels  sich  enger 
dem  westfrankischen  Recht  anschliesst,  macht  es  mir  wahrscheinlich,  dass 
es  sich  da  überwiegend  um  Einwanderungen  handelte,  welche  einer  frühem 
Zeit  angehören,  als  die  Besitznahme  Galliens  durch  die  Franken. 

Dann  aber  müssen  diese  Einwanderer,  wenn  sie  auch  nicht  gerade 
Friesen  im  engern  Sinne  waren,  vgl.  §  1 239,  wenigstens  sammtlich  Stam- 
men angehört  haben,  welche  nach  Rechten  lebten ,  welche  den  friesischen 
nächstverwandt  waren.  Zeigen  sich  auch  hier  manche  Abweichungen,  so 
entspricht  das  nur  der  Mannichfaltigken  der  friesischen  Rechte  selbst;  die 
Uebereinstimmung  ergibt  sich  bald  bei  diesem ,  bald  bei  jenem  friesischen 
Rechte.  Und  trifft  das  in  ein  oder  anderm  Falle  nicht  zu,  vergl.  etwa  das 
$  1244  über  Catania  Bemerkte,  so  ergibt  sich  dann  wohl  der  nächste  An- 
schluss  bei  den  friesischen  nächstverwandten  Rechten,  wie  den  schwedi- 
schen; ein  Umstand,  auf  den  wir  in  anderm  Zusammenhange  zurück- 
kommen werden.  Deutet  bei  den  friesischen  Stammen  die  ganze  Sachlage 
darauf,  dass  sie  über  See  zu  verschiedenen  Zeiten  ihre  spatern  Sitze  einge- 
nommen haben,  vgl.  $  1 125,  so  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass 
auch  die  Einwanderungen  in  die  englischn  Küstenlander  nicht  gerade  erst 
von  dem  spatem  friesischen  Rechtsgebiet,  sondern  von  früheren  Sitzen  der 
bezüglichen  Stamme  aus  erfolgt  sein  könnten. 

1254.  Unsere  schon  früher  ausgesprochene  Annahme  friesischer 
Grundlage  erhielt  denn  auch  durch  die  Gestaltung  der  ehelichen  Vermö- 
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gensverhältnisse  eine  sehr  beachtenswerthe  Bestätigung.  Den  Beginn  der 
Gemeinschaft  fanden  wir,  wie  in  den  friesischen  Rechten,  bald  durch  die 
Ueberjährigkeit,  bald  durch  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  bedingt.  Vor  allem 
glaubte  ich  dann  in  der  Eltern  und  Kinder  umfassenden  Drittelsgemein- 
schaft einen  sehr  sichern  Haltpunkt  sehen  zu  dürfen,  in  dessen  Gewicht 
ich  mich  bei  Erwägung  aller  Umstände  nicht  zu  täuschen  glaube.  Einer 
grossen  Zahl  von  Rechten  ist  eine  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kin- 
dern überhaupt  unbekannt;  so  weit  sich  in  ihnen  Gemeinschaft  während 
der  Ehe  rindet,  sind  an  ihr  nur  die  Eheleute  selbst  betheiligt;  erst  bei  der 
fortgesetzten  Gemeinschaft  treten  die  Kinder  in  die  Stelle  des  Vorverstor- 
benen ein.  Wo  aber  den  Kindern  schon  während  der  Ehe  Rechte  auf  einen 
Theil  des  Guts  zugesprochen  werden,  da  treffen  wir  am  häufigsten,  vergl. 
$  1131  ff.  auf  die  Auffassung,  dass  den  Eltern  oder  dem  Vater  die  eine,  den 
Kindern  die  andere  Hälfte  zusteht.  In  einzelnen  Rechten  regelt  sich  dann 
der  Amheil  nach  Köpfen. 

Dem  gegenüber  ist  es  gewiss  unwahrscheinlich,  dass  jene  eigenthüm- 
liehe  Gestaltung  einer  Gemeinschaft  nach  Dritteln  sich  mehrfach  unab- 
hängig von  einander  ergeben  haben  sollte.  Dass  da  für  die  besprochenen 
normannischen  Rechte  verwandtschaftlicher  Zusammenhang  anzunehmen 
ist,  ist  um  so  weniger  zu  bezweifeln,  als  es  sich  überall  um  Gebiete  handelt, 
bei  welchen  die  Annahme  einer  Rechtsübertragung  auf  dem  Seewege  an 
und  für  sich  nichts  Auffallendes  hat,'  während  überdies  die  geschichtlichen 
Nachrichten  zum  Theil  unmittelbar  auf  solche  hinweisen. 

Die  Uebertragung  hätte  dann  freilich  ebenso  wohl  von  andern  Küsten- 
gebieten des  Nordens  ausgehen  können,  als  von  den  von  friesischen  Stäm- 
men bewohnten;  und  für  die  Eigentümlichkeiten  des  normannisch-engli- 
schen Rechts  glaubten  wir  allerdings  Herkunft  aus  Norwegen  annehmen 
zu  sollen.  Aber  gerade  für  jene  Drittelsgemeinschaft  sehen  wir  uns  vergeb- 
lich in  einem  der  andern  nordischen  Rechte  nach  einer  Anknüpfung  um. 
Aach  Brünneck  2,  1 1  ff.  wusste  da  bei  seinen  sorgsamen  bezüglichen  Un- 
tersuchungen nur  auf  das  dänische  Recht  zu  verweisen,  welches  allerdings 
eine  Gemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  ergibt,  aber  eine  nach 
Köpfen  bemessene,  bei  der  sich  zugleich  manche  Vorrechte  des  Vaters 
finden,  wie  sie  der  als  ursprünglich  nachgewiesenen  Gestaltung  der  nor- 
mannischen Drittelsgemeinschaft  durchaus  fremd  war.  Nun  würde  ich  selbst 
•dem  Umstände,  dass  wir  nur  in  friesischen  Rechten  uns  auf  eine  entspre- 
chende Dreitheilung  und  auf  Beginn  der  Gemeinschaft  mit  Ueberjährigkeit 
der  Fruchtbarkeit  der  Ehe  hingewiesen  sehen,  weniger  Gewicht  beilegen, 
wenn  sich  nicht  ganz  unabhängig  davon,  vgl.  $  1237,  eine  Reihe  von  Halt- 
punkten ergeben  würde,  welche  auf  nähere  Verwandtschaft  der  norman- 
nischen mit  den  friesischen  Rechten  hinweisen. 

Allerdings  findet  sich  jene  Drittelsgemeinschaft  keineswegs  in  allen 
friesischen  Rechten ;  es  handelt  sich  nur  um  Reste,  wie  sie  sich  insbeson- 
dere nur  im  ostfriesischen  und  westerlauwerschen  Recht  ergeben,  dort  mit 
der  Bedingtheit  der  Gemeinschaft  durch  fruchtbare,  hier  durch  Uberjährige 
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1254]  Ehe  zusammentreffend ,  so  dass  es ,  wenn  wir  die  Anknüpfung  zu- 
nächst in  diesen  Gebieten  suchen  würden,  es  auch  nicht  auffallen  könnte, 
dass  in  den  normannischen  Rechten  die  Gemeinschaft  theils  mit  dem  einen,, 
theils  mit  dem  andern  Zeitpunkte  beginnt.  Aber  wir  finden  in  den  friesi- 
schen Rechten  auch  die  verschiedensten  andern  Gestaltungen,  nicht  allein 
andre  Bemessung  des  Antheils  der  Kinder.  In  vielen  Rechten  fehlte  über- 
haupt jede  Spur  eines  Antheils  der  Kinder  an  dem  Gemeingute,  steht  dieses 
einfach  jedem  der  Ehegatten  zur  Hälfte  zu ,  so  dass  auch  neben  den  in  die 
Hälfte  des  Verstorbenen  einrückenden  Kindern  dem  Ueberlebenden  die 
Hälfte  zukommt. 

Erscheint  nun  in  den  normannischen  Rechten  die  Drittelsgemeinschaft 
überwiegend  als  das  gemeine  Recht  der  bezüglichen  Gebiete,  so  kann  Ver- 
schiedenes eingewirkt  haben,  dass  sie  da  festeren  Fuss  behalten  hat,  als  das 
in  den  friesischen  Gebieten  wenigstens  später  der  Fall  ist  Sie  mag  auch 
hier  einst  weiter  verbreitet  gewesen  sein.  Und  müssen  die  Einwanderer 
nicht  gerade  Friesen  im  engern  Sinne  des  Wons  gewesen  sein,  vgl.  $  1239, 
nur  nach  den  friesischen  nächstverwandten  Rechten  gelebt  haben ,  so  mag 
gerade  bei  den  Stämmen ,  von  welchen  die  Einwanderungen  vorzugsweise 
ausgingen  und  die  dann  in  den  frühem  Sitzen  später  vielleicht  nur  noch 
schwach  vertreten  waren,  jene  Gestaltung  die  herrschende  gewesen  sein. 

Weiter  aber  ist  zu  beachten,  dass  auch  in  den  normannischen  Rechten 
jene  Drittelsgemeinschaft  nur  die  vorherrschende  Gestaltung  ist,  dass  wir 
daneben  §  1 247  doch  auch  in  den  verschiedenen  Gebieten  Zeugnisse  für 
die  in  den  spätem  friesischen  Rechten  vorwiegende  einfache  Hälftung  nach 
den  beiden  Elternseiten  auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  fanden.  Es 
würde  demnach  auch  dieses  Verhältniss  daraufhinweisen,  dass  die  Ein- 
wanderungen von  verschiedenen  Theilen  des  friesischen  Rechtsgebietes  aus 
erfolgt  sein  müssen,  wie  uns  dafür  insbesondere  spätere  Untersuchungen 
über  das  sicilisch-normannische  Recht  weitere  Belege  bringen  werden. 

Sehen  wir  aber  auch  von  der  besonders  kennzeichnenden  Bemessung 
nach  Dritteln  ganz  ab,  so  wird  es  immerhin  beachtenswerth  bleiben,  dass 
die. Gütergemeinschaft  zwischen  Eltern  und  Kindern  auch  in  solchen  frie- 
sischen Rechten,  welche  dieselbe  nicht  gerade  nach  Dritteln  bemessen,  wohl 
ganz  entsprechend  behandelt  erscheint,  wie  in  den  normannischen  Rechten. 
So  besonders  auffallend  nach  einem  nordfriesischen  Urtheile  aus  Eiderstedt 
von  1439,  Richthofen  Q.  569.  Der  Bruder  eines  Erschlagenen  hatte  den 
Mörder  getödtet;  es  war  ihm  desshalb  Haus  und  Scheune  verbrannt  und 
er  verlangte  von  der  Wittwe  das  Hauptloos  des  Erschlagenen  als  Ersatz. 
Zu  diesem  Zweck  wird  nach  Unheil  das  gesammte  Gut,  wie  es  beim  Tode 
des  Erschlagenen  vorhanden  war,  gedrittelt;  ein  Drittel  nimmt  die  Wittwe,. 
das  zweite  die  beiden  Töchter ;  vom  dritten  seien  zunächst  Begräbniss  und 
Unkosten  zu  bestreiten,  während  das  dann  Erübrigende  dem  Bruder  zu- 
kommen  soll,  da  das,  wenn  gekopftheilt  wäre,  nach  Landrecht  des  Erschla- 
genen freies  Hauptgut  gewesen  sein  würde.  Das  ganze  Unheil  könnte  nach 
dem  Recht,  wie  wir  es  in  der  Bretagne  und  andern  normannischen  Rechten 
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fanden,  gefällt  sein.  Wie  dort,  sind  aus  dem  Theile  desTodten  zunächst 
die  Begräbnisskosten ,  dann  die  Schulden  zu  decken ,  als  welche  hier  die 
Forderung  des  Bruders  zu  betrachten  ist ,  so  dass  im  Einzelfalle  für-  die 
Kinder  nichts  erübrigt,  denen  andernfalls,  wie  schon  S  1241  betont,  auch 
nach  nordfriesischem  Recht,  der  Todtentheil  unter  Ausschluss  der  Frau  zu- 
gefallen sein  würde.  Dass  sich  dann  überdies  auch  noch  Uebereinstimmung 
in  der  Drittelung  ergibt,  wird  freilich  nur  Zufall  sein.  Fällt*  auf  die  beiden 
Töchter  ein  Drittel,  so  würde  das  allerdings  auch  dem  Kinderdrittel  der 
normannischen  Rechte  entsprechen.  Aber  nach  den  bestimmtesten  sonstigen 
Zeugnissen,  vgl.  Schröder  Güterr.  2f,  413,  wird  im  nord friesischen  Recht 
unter  Eltern  und  Kindern  nach  Köpfen  getheilt  und  zwar  so,  dass  Töchter 
nur  halbe  Kopftheile  erhalten,  so  dass  das  Drittel  beider  Töchter  darauf 
zurückgehen  wird,  dass  jede  von  ihnen  neben  Vater  und  Mutter  ein  Sechstel 
beanspruchen  konnte. 

1255.  Schliesslich  möchte  ich  die  Annahme  von  Nachwirkun- 
gen celtischenRechts  um  so  weniger  ganz  unerwähnt  lassen,  als  solche 
wenigstens  für  eine  der  Eigentümlichkeiten,  welche  mehrere  der  norman- 
nischen Rechte  von  den  westfränkischen  unterscheiden ,  wohl  bestimmter 
in  Rechnung  gebracht  sind.  Es  handelt  sich  um  dasLetztgeburtsrecht, 
das  Droit  de  juveignerie,  de  raaisnete'  oder  de  quevaise,  das  Recht  des  Jung« 
sten,  den  Ansitz  des  Vaters  schlechtweg  oder  gegen  Ausgleichung  vorweg- 
zunehmen, oder  auch  gewisse  Fahrniss ,  während  weniger  weitgehend  der 
Jüngste  wohl  nur  das  Recht  hat,  unter  den  vom  Aeltesten  gemachten  Theilen 
zuerst  zu  wählen.  Es  findet  sich  in  England,  vgl.  Pollock  and  M.  2, 777  ff.,  in 
der  Bretagne  und  unteren  Picardie,  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  500  ff. ;  auch  nach 
den  Coutumes  von  Anjou  §  27Q  und  Maine  8  295  ergibt  sich  bei  Roturiers 
wenigstens  das  Wahlrecht  des  Jüngsten ,  wie  dasselbe  ebenso  allgemein  in 
den  sicilischen  Stadtrechten,  vgl.  Brünneck  2,  100,.  anerkannt  ist.  Es  ge- 
hört jedenfalls  einer  altern  Rechtsschichte  an,  da  es  dem  Adelsrechte  durch- 
aus fremd  ist;  es  ist  bezeichnend,  wenn,  wie  schon  §  1043  bemerkt,  in  dem 
an  die  Normandie  angränzenden  Amte  Vimeu  der  älteste  Sohn  alle  Lehen, 
der  Jüngste  aber  alle  He'ritages  roturiers  nimmt.  Wird  das  Letztgeburts- 
recht, so  weit  ich  sehe,  in  der  Normandie  nie  erwähnt,  findet  sich  dort  um- 
gekehrt entsprechend  westfränkischen  Rechten  bestimmt,  dass  der  Jüngste 
die  Theile  macht  und  der  Aelteste  wählt,  vgl.  Summa  de  legibus  24  S  2  ff., 
so  mag  es  da  durch  das  Ueberwiegen  des  Adelsrechts  beseitigt  sein. 

Wurde  das  Letztgeburtsrecht,  da  es  auch  in  Gebieten  vorkommt,  in 
welchen  sich  später  celtisches  Recht  erhalten,  auf  dieses  zurückzuführen 
sein,  so  würde  das  allerdings  daran  denken  lassen ,  es  könnte  das  für  alle 
Eigentümlichkeiten,  durch  welche  sich  das  Recht  dieser  westlichen  Ge- 
biete vom  fränkischen  unterscheidet,  wenigstens  da  zutreffen ,  wo  es  sich 
nicht  um  das  sichtlich  erst  auf  die  letzte  Einwanderung  zurückgehende 
normannisch-englische  Recht  handelt.  Aber  es  dürfte  doch  ganz  überflüssig 
sein,  das  genauer  zu  verfolgen  und  etwa  nachzuweisen,  wie  wenig  diese 
oder  jene  der  bezüglichen  Bestimmungen  dem  celtischen  Recht  entsprechen 
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1255]  würden.  Hat  Brunner,  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  32,  123  ff.  wenigstens 
erwogen,  ob  jene  besonders  kennzeichnende  Dreitheilung  nicht  auf  celtische 
Einflüsse  zurückgehen  könnte,  so  betont  er  doch  schliesslich  selbst  die 
Gründe,  welche  das  ganz  unwahrscheinlich  machen.  Weichen  viele  der 
Bestimmungen  der  normannischen  Rechte  durchaus  vom  fränkischen  Rechte 
ab,  so  schliessen  dieselben  sich  doch  durchweg  andern  germanischen 
Rechten  aufs  nächste  an;  und  ergibt  sich  dann  bei  den  verschiedensten  Ver- 
hältnissen immer  Anschluss  an  eine  bestimmte  germanische  Gruppe,  an  die 
friesische,  bei  welcher  von  celtischer  Grundlage  gewiss  nicht  die  Rede  sein 
kann,  so  fehlt  doch  jeder  Anlass ,  für  die  normannischen  Rechte  im  allge- 
meinen den  celtischen  Ursprung  auch  nur  in  ernstere  Erwägung  zu  ziehen. 

Das  würde  nun  freilich  nicht  ausschliessen ,  dass  dennoch  diese  oder 
jene  Eigentümlichkeit  auf  celtisches  Recht  zurückginge,  wie  wir  ja  ähnlich 
S  1043  für  die  bezüglichen  pyrenäischen  Rechte,  deren  Grundlage  im  all- 
gemeinen zweifellos  germanisch  ist,  dennoch  für  die  auffallende  Gleich- 
stellung der  Geschlechter  bezüglich  des  Erstgeburtsrechts  glaubten  auf  ibe- 
risches Recht  zurückgreifen  zu  sollen.  Nun  scheint  mir  aber  gerade  das 
Letztgeburtsrecht  im  allgemeinen  wenig  geeignet,  daraus  bestimmtere 
Schlüsse  auf  die  Verwandtschaftsverhaltnisse  der  Rechte  zu  ziehen,  da  ja 
nächstliegende  Gesichtspunkte,  wie  insbesondere  der,  dass  in  der  Regel 
gerade  der  Jüngste  bis  zum  Tode  der  Eltern  bei  diesen  auf  dem  Hofe  bleibt, 
recht  wohl  mehrfach  ganz  unabhängig  von  einander  auf  dasselbe  führen 
könnten.  Es  findet  sich  denn  auch  in  nichtgermanischen  Rechten ;  ebenso 
in  germanischen  Rechten  der  verschiedensten  Gruppen;  vgl.  Stobbe  Privatr. 
5,  40.  384;  Huber  Schw.  Privatr.  4,  559  ff.;  auch  oben  S  1043.  'st  ^  m 
England  bei  den  niedern  Ständen  weit  verbreitet,  so  würde  das  sowohl 
sächsischen,  als  friesischen  Rechten  entsprechen.  Findet  es  sich  in  der  un- 
tern Picardie,  so  ist  kein  Grund,  dasselbe  mit  den  normannischen  Rechten 
in  Zusammenhang  zu  bringen,  da  es  sich  auch  in  Artöis,  Flandern  und 
weiter  häufig  in  Niederlothringen  nachweisen  lässt. 

Nur  da,  wo  Anderes  hinzukommt,  wird  es  immerhin  einen  unter- 
stützenden Haltpunkt  für  die  Verwandtschaftsverhältnisse  bieten  können. 
Ist  den  westfränkischen  Rechten  das  Letztgeburtsrecht  durchaus  fremd,  steht 
da  in  der  Regel  auch  das  Wahlrecht  unter  den  Theilen  der  Erbschaft  dem 
Erstgebornen  zu,  vgl.  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  519,  so  liegt  es  allerdings 
sehr  nahe,  das  Vorkommen  gerade  in  normannischen  Rechten  auf  die 
Grundlage  zurückzuführen,  an  welche  wir  hier  für  andere  Abweichungen 
vom  westfränkischen  Recht  anzuknüpfen  haben.  In  friesischen  Rechten  fehlt 
es  nicht  an  Belegen  für  das  Vorrecht  des  Jüngsten.  Nicht  allein ,  dass  wir 
auch  hier,  so  im  Westerwolder  Landrecht  16  S  3,  Richth.Q.  277,  im  Land- 
recht von  Hadeln  3  t.  19,  ebenso  wie  in  Anjou  und  Sicilien  die  Bestim- 
mung finden,  dass  der  Aelteste  theilen  und  der  Jüngste  wählen  soll.  Es  ist 
dort  insbesondere  auch  mehrfach,  so  in  Ostfriesland,  Butjadingen,  im  Alten- 
lande, vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  40,  bestimmt,  dass  der  väterliche  Ansitz  dem 
Jüngsten  zukommt. 
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1856.  Der*  dänischen  Gruppe  und  zwar  bestimmter  den  auf  friesischer 
Grundlage  beruhenden  Rechten  derselben  glaube  ich  nun  auch  noch  eine 
bisher  nicht  erwähnte  Gruppe  von  Rechten  zuzählen  zu  müssen,  welche  in 
örtlichem  Zusammenhange  stehend  sich  am  geeignetsten  als  Rechte  des 
Berner  Oberlandes  zusammenfassen  lassen. 

Auf  die  Sonderstellung  derselben  sah  ich  mich  erst  bestimmter  hinge- 
wiesen bei  den  Untersuchungen  über  die  ehelichen  Güterverhältnisse  im 
einst  burgundischen  Gebiete.  Die  spätere  Darlegung  der  Ergebnisse 
dürfte  erweisen,  dass  auch  diese  hier  im  allgemeinen  trotz  grosser  Verschie- 
denheit im  Einzelnen  auf  die  gemeinsame  Grundlage  altburgundischen 
Rechts  zurückzuführen  sein  werden.  Allerdings  trifft  das  im  Norden  gerade 
bezüglich  der  ehelichen  Güterverhältnisse  später  nicht  überall  zu.  Während 
etwa  noch  zu  Bern  und  Freiburg  sich  bei  der  Erbenfolge  sichtlich  Anschluss 
an  burgundisches  Recht  ergibt,  so  in  der  für  dieses  besonders  kennzeich- 
nenden Bestimmung,  dass  der  Vater  sein  Kind  vor  den  Geschwistern,  die 
Mutter  erst  nach  allen  Geschwistern  beerbt,  ergibt  sich  da,  wie  sonst  im 
Gebiete  der  zähringischen  Städtegründungen,  vgl.  Wyss  Ehel.  Gütern  72  ff., 
Huber  Privatr.  4,  405  ff.,  ein  ganz  abweichendes  eheliches  Güterrecht, 
welches  sich  aufs  engste  dem  der  westgermanischen  Verfangenschaftsrechte 
anschliesst,  auf  das  ich  für  meine  zunächst  die  ostgermanischen  Rechte  be- 
achtenden Untersuchungen  nicht  näher  eingehe. 

Anders  bei  einer  Gruppe  von  Rechten,  auf  deren  Sonderstellung  schon 
anderweitig  mehrfach  hingewiesen  wurde;  vergl.  Wyss  168  ff.,  Huber  4, 
436  ff.  Es  handelt  sich  um  die  Rechte  im  obersten  Gebiete  der  Aar,  der  Ge- 
gend um  den  Thuner  See  und  weiter  südlich  bis  zu  dem  mächtigen  Ge- 
birgskamm  der  Berner  Alpen ,  der  das  Oberland  von  Wallis  scheidet  und 
zwar  vom  Oberhaslithal  im  Osten  bis  zum  Simmenthai,  während  weiter 
wesdich  noch  Saanen  und  das  schon  im  Canton  Freiburg  liegende  Jaun 
dazu  gehören.  Die  bezüglichen  Rechte  sind  abgedruckt  in  der  Zeitschr.  f. 
Schw.  R.  Bd.  9  und  xo;  das  von  Jaun  Zeitschr.  22,  48  ff. 

Abweichend  von  den  burgundischen  Rechten,  insbesondere  auch 
von  den  benachbarten  von  Wallis  und  Waadt,  dann  auch  von  den  öst- 
lich angränzenden  helvetischen  Rechten,  denen  gesetzliche  Gemeinschaft 
und  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  fremd  ist,  ergeben  die  oberländi- 
schen Rechte  bei  beerbter  Ehe  eine  nach  Hälften  bemessene  volle 
Gütergemeinschaft.  Es  ist  durchweg  gesagt,  so  in  den  Rechten  von 
Frutigen  3  S  1  ff.,  Krattigen  $  2,  Saanen  S  2,  Interlaken  $  44,  Ringenberg  §  1, 
dass  der  Ueberlebende  das  ganze  vorhandene  Gut,  Liegendes  und  Fahren- 
des, Vorschlag  und  Rückschlag,  mit  den  Kindern  zu  hälften  hat.  Dabei  er- 
hält durchweg  der  Ueberlebende  seine  Hälfte  zu  freiem  Eigen ;  nur  in  dem 
altern  Recht  von  Eschi  $  2.  3  und  im  Weist h um  von  Interlaken  $  4  findet 
sich  die  Abweichung,  dass  der  Ueberlebende  von  seiner  Hälfte  der  Liegen- 
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1256]  Schäften  nur  die  eine  Hälfte ,  also  ein  Viertel  des  Ganzen,  zu  Eigen 
erhält,  während  die  andere  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  ist,  welche  da- 
für drei  Viertel  der  Schulden  zu  Übernehmen  haben ;  doch  bestimmt  das 
neuere  Recht  von  Eschi  $  1  gleichfalls  einfache  Hälftung.  Dieser  entspricht 
denn  auch  die  Bestimmung  des  Landrechts  von  Saanen  $  5,  wonach,  wenn 
ein  zweimal  Verehelichter  stirbt,  ohne  dass  die  Nachkinder  abgetheilt  waren, 
diese  die  Hälfte  des  Gutes  des  Verstorbenen  vorwegnehmen ,  während  sie 
die  andere  Hälfte  mit  den  bereits  abgetheilten  Vorkindern  nach  Köpfen 
theilen.  Wird  bei  der  Hälftung  dem  Ueberlebenden  mehrfach  ein  Voraus 
bewilligt,  so  ergibt  sich  auch  dabei,  wie  bei  der  Hälftung  selbst,  im  allge- 
meinen Gleichbehandlung  von  Mann  und  Frau,  wenn  wir  davon 
absehen,  dass  die  Gegenstände  des  Voraus  dem  Geschlechte  angepasst  sind. 

Doch  ergibt  sich  in  einzelnen  Rechten  auch  wohl  eine  Zurück- 
setzung der  Frau.  So  erhält  etwa  nach  älterm  Recht  von  Eschi  jeder 
Ueberlebende  als  Voraus  Haus,  Hofstall  und  den  nächstgelegenen  Acker: 
aber  der  Mann  erhält  ihn  zu  Eigen,  die  Frau  nur  zu  Leibgeding.  In  dieser 
Richtung  ist  nun  besonders  beachtenswert!) ,  dass  nach  dem  Erbrecht  von 
Sigriswyl  und  Steffisburg  $  6  der  Vater  immer  mit  den  Kindern  hälftet,  die 
Mutter  aber  nur  neben  einem  Kinde  die  Hälfte  nimmt,  während  sie  neben 
mehreren  Kindern:  dero  wärend  viel  oder  wenig,  nur  ein  Drittel  erhält. 
Genau  dieselbe  Gestaltung  fanden  wir  $  1222  in  friesischen  und  westfäli- 
schen Rechten  mit  voller  Gemeinschaft  in  Abweichung  von  der  sonst  auch 
dort  bestimmten  einfachen  Hälftung,  und  machten  schon  da  darauf  aufmerk- 
sam, wie  durchaus  unwahrscheinlich  es  sei,  dass  eine  so  auffallende  Ge- 
staltung sich  mehrmals  unabhängig  von  einander  entwickelt  haben  sollte. 
Erhält  nach  dem  Rechte  von  Emmenthal  $  138.  143  die  Mutter  nur  einen 
Kindstheil,  während  dem  Vater  auch  neben  Kindern  das  ganze  Ehegut  ver- 
bleibt, oder  ergibt  sich  im  Rechte  von  Sumiswald  $  1  ff.  das  Verhältnis^ 
dass  der  Überlebende  Mann  zwei  Drittel,  die  Frau  immer  nur  ein  Drittel 
erhält,  so  sind  das  Rechte,  welche  bei  mancher  Annäherung  doch  auch 
sonst  so  viele  Abweichungen  von  den  Rechten  der  oberländischen  Gruppe 
zeigen,  dass. sie  .derselben  .kaum  noch,  zuzuzählen,  sind. 

1257.  Stellt  sich  bei  beerbter  Ehe  in  der  Gruppe  das  Verhältniss  ein- 
fach dahin,  dass  das  ganze  Ehegut  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den 
Kindern  als  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften  ist,  so  ergeben  sich  bei  u  q- 
beerbter  Ehe  mannichfaltigere  Verhältnisse.  Auch  bei  dieser  tritt  viel- 
fach volle  Gemeinschaft  ein,  die  dann  gleichfalls  nach  Hälften  be- 
messen erscheint. 

Diese  volle  Gemeinschaft  kann  einmal  schon  Wirkung  derFrucht- 
barkeitderEhe  sein ,  so  dass  sie  mit  der  Geburt  eines  Kindes  beginnt, 
aber  auch  fortbesteht,  wenn  alle  Kinder  vor  den  Eltern  starben.  So  nach 
dem  Landrecht  von  Saanen  $  3.  4.  Werden  keine  Kinder  geboren:  so  sol 
ir  heider  guot  nit gemein  sin.  Dagegen :  Wenn  ouch  lüt  $u  etlichen  rechten 
by  einanderen  sitzend  und  dieselben  überkomend  eeliche  kjnd  mit  einan- 
dren,  die  %um  heiligen  touf  kömind,  iren  sygen  wenig  oder  vil,  sy  sterben 
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vor  oder  nach  inen  ab,  so  sol  ir  beider  guot,  nut%  und  hauptguot,  gwin  und 
verlörst,  gmein  syn.  Leben  Kinder  beim  Bruch  der  Ehe,  so  hat  der  Ueber- 
lebende  mit  ihnen  zu  hälften ;  sind  alle  vorverstorben,  so  verbleibt  das  ganze 
Gut  dem  überlebenden  Ehegatten.  Dieselbe  Gestaltung  werden  wir  zu  Jaunr 
Zeitschr.  22,  51,  anzunehmen  haben,  wenn  dort  1560  als  altes  Landrecht 
bestätigt  wird :  das  die  eelüt  uf  einander n  nullit  haben  noch  nemmen  sollind 
bis  si  eelich  lebend  kinder  mit  einander  gewinnint ,  sonder  so  der  ein  vor 
dem  andern  one  eelich  lyberben,  von  inen  beiden  geborn,  abstirbt,  ein  jeder 
sich  sins  zugebrachten  guts  benüegen  und  damit  ab  des  andern  gut  Jü- 
chen soll. 

Fanden  wir  S  1 224  auch  in  burgundischen  Rechten  Belege ,  dass  die 
blosse  Fruchtbarkeit  Einfluss  auf  eheliche  Vermögensverhältnisse  hatte,  so 
handelte  es  sich  dabei  doch  nicht  um  Gütergemeinschaft.  Beginn  solcher 
mit  der  Fruchtbarkeit  ist  wenigstens  in  der  ostgermanischen  Gruppe ,  vgl. 
S  1223,  durchaus  kennzeichnend  für  die  friesischen  Rechte,  auf  welche  wir 
uns  ohnehin  schon  durch  die  Hälfrung  des  Gemeinguts  bestimmter  hinge- 
wiesen  sehen.  Erscheint  die  Fortdauer  der  Gemeinschaft  auch  nach  dem 
Vorversterben  der  Kinder  in  den  oberländischen  Rechten  nur  als  Ausnahme, 
wird  durchweg  bestimmter  betont,  dass  Kinder  beim  Bruche  der  Ehe  am 
Leben  sein  müssen,  so  ist  es  sehr  möglich,  dass  ursprünglich  überhaupt  in 
diesen  Rechten  die  Fruchtbarkeit  genügte  und  sich  das  später  nur  in  dem 
durch  das  Gebirge  geschiedenen  Gebiete  an  der  obern  Saane  erhielt.  Auch 
in  Friesland  tritt  die  Gemeinschaft,  für  die  in  der  Regel  die  Fruchtbarkeit 
genügt,  vereinzelt  wohl  nur  bei  Beerbtheit  ein. 

1258«  Volle  Gemeinschaft  konnte  dann  zweifellos  auch  bei  unbeerbter 
oder  unfruchtbarer  Ehe  durchVertrag  eingegangen  werden.  Zu  Jaun 
heisst  es  ausdrücklich  nach  der  angeführten  Bestimmung:  das  die  eelüt  des, 
so  obstat,  ungehindert  einander  mögend  in  {imlichkeit  begaben  und  was  si 
einandern  vergaben,  bestendig  sin  sol,  si  habind  kinder  oder  nit  Nach 
Recht  des  Emmenthal  §  1 60  dürfen  sich  auch  während  der  Ehe  Eheleute 
ihr  ganzes  Hab  und  Gut  vergaben,  ohne  dass  es  dabei  für  die  Frau  einer 
Erlaubnis«  oder  eines  Pflegvogt  bedarf.  Sichtlich  wurde  es  nun  mehrfach 
allgemein  Brauch,  dass  die  Eheleute  sich  gegenseitig  Rechte  an  ihrem  Gute 
vertragsweise  einräumten*  Nach  dem  Landbuch  von  Oberhasli  $  2  war  es 
Sitte,  dass  die  Eheleute  das  auf  einem  Ehetage  thaten ,  wobei  die  Zustim^ 
roung  der  Freunde  der  Frau  nöthig  war.  Das  hatte  dann  die  Wirkung,  dass 
der  Ueberlebende  das  halbe  Gut  des  Verstorbenen  erhielt. 

Dieselbe  Wirkung  sollte  dann  aber  auch  ohne  solchen  Vertrag  nach 
Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  eintreten.  SoinHasli§2:  Wo  ouch 
fwei  ehegemecht  by  ein  andren  sitzend  %wen%igjary  und  ob  die  nit  ein  an- 
dren betten  gemachet  und  geben  nach  dem  landrächten,  nüt  desterminder 
sollen  si  da  fürhin  eer ächte  von  ein  andren  haben  und  niessen,  als  ob  si  in 
eerächte gesetzt  wären.  Nach  der  nicht  ganz  klaren  Fassung  des  Weisthums 
von  Interlaken  $  4  scheint  eine  solche  Wechselgabe  die  Wirkung  gehabt  zu 
haben,  dass  der  Ueberlebende  das  ganze  Ehegut  behielt  ohne  zur  Hälftung 
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1258]  mit  Kindern  oder  Anderen  verpflichtet  zu  sein ;  dieselbe  Wirkung 
sollte  aber  auch  ohne  Gedinge  eintreten,  wenn  die  Eheleute  zehn  Jahre  mit 
einander  gehaust  hatten.  Dabei  mag  zu  beachten  sein,  dass  auch  den  friesi- 
schen Rechten  neben  der  dreissigjährigen  auch  die  zwanzigjährige  und 
zehnjährige  Frist  geläufig  sind.  Nach  Landrecht  von  Wursten  5,  17  S  1 
und  6,  18  S  1  tritt  bei  Liegenschaften  die  Klageverjährung  mit  zwanzig 
Jahren  ein.  Nach  Landrecht  vonHadeln  2  t.  3  erlischt  die  Wirksamkeit  der 
Verpfändung  mit  zehn  Jahren;  nach  dem  Stadtbuch  von  Groningen  c.  26 
und  ebenso  in  Rechten  der  Ommelande  wird  erbloses  Gut  nur  zehn  Jahre 
für  den  etwaigen  Erbberechtigten  aufbewahrt. 

Handelt  es  sich  in  den  angeführten  Fällen  um  Über  die  blosse  Güter- 
gemeinschaft hinausgehende  Rechte  des  Ueberlebenden  am  Ehegute,  so 
scheinen  einmal  solche  Verträge  wohl  so  üblich  geworden  zu  sein,  dass 
man  jene  Rechte  jedem  Ueberlebenden  auch  ohne  Vertrag  oder  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit  zugesprochen  hat.  Es  hat  dann  aber  weiter  in  solchen 
Rechten  sich  sichtlich  mehrfach  die  Auffassung  festgestellt,  dass  das  ganze 
Ehegut  auch  bei  unbeerbter  und  unfruchtbarer  Ehe  ein  Gemeingut  bilde, 
bei  dem  die  Herkunft  weiterhin  nicht  mehr  zu  beachten  sei,  welches  nach 
Hälften  den  beiden  Seiten  zustehe,  so  dass  die  volle  Gemeinschaft  da  als 
Wirkung  der  Ehe  selbst,  nicht  erst  der  beerbten  erscheint. 

Das  zeigt  sich  in  Rechten ,  in  welchen  dem  Ueberlebenden  zunächst 
das  ganze  Gut  verbleibt,  darin,  dass  es  nach  seinem  Tode  nicht  nach  der 
Herkunft,  sondern  nach  Hälften  an  beide  Seiten  fällt  So  heisst  es  im  Recht 
von  Obersimmenthal  §  1  vom  Falle  unbeerbter  Ehe:  da  so/  das  lebende 
under  inen  ir  beider  guot,  ligendes  und  farendes>  erben  und  haben  vnt{  an 
sinen  iode ;  und  nach  sinem  tode  so  sol  das  selbe  guot,  das  si  %emal  hatten, 
da  das  erre  abgieng,  es  sy  man  oder  wib ,  nach  des  nagenden  iode  vollen 
und  werden  nämlich  der  halb  teile  des  mannes  nechsten  lidmage  und  der 
ander  halb  teile  des  wibes  nechstem  lidmage  ane  geverde.  Dasselbe  ist  im 
Landrechte  von  Krattigen  $  1,  bestimmt.  '• 

-  Hälftung  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  ergibt  sich  aber  auch  wohl 
gleich  nach  Lösung  unbeerbter  Ehe.  Hat  nach  dem  Weisthume  von  Inter- 
iaken  $  4  der  überlebende  Theil  nicht  durch  Vertrag  oder  Ablauf  von  zehn 
Jahren  Rechte  auf  das  ganze  Ehegut  erlangt:  denne  söllti  das  lebendige 
egemechide  mit  ir  beider  elichen  kinden  oder  mit  sines  abgestorbnen  gerne- 
chides  erben  alles  ir  beider  guote,  ligendes  und  varendes,  nutzes  und  scha- 
den, glich  einen  kalbteile  besitzen  und  erben.  Volle  Gemeinschaft  ergibt  sich 
damit  ebenso  bei  unbeerbter,  wie  bei  beerbter  Ehe. 

1259.  Das  aber  ist  doch  Ausnahme.  Ueberwiegend  tritt  die  volle  Ge- 
meinschaft erst  bei  beerbter  oder  doch  fruchtbarer  Ehe  ein.  Bis  dahin  han- 
delt es  sich  in  erster  Reihe  immer  um  Zurückgabe  des  Sonderguts 
des  Ueberlebenden,  während  sich  dann  bezüglich  der  Behandlung  des 
übrigen  Eheguts,  insbesondere  der  Errungenschaft,  dieselben  Unterschiede 
ergeben,  wie  wir  sie  bei  entsprechendem  Verhältnisse  $  1225  in  den  friesi- 
schen Rechten  nachwiesen. 
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Ist  in  der  S  1257  angeführten  Stelle  des  Rechts  von  Jaun  nur  von 
Zurücknahme  des  beiderseits  Eingebrachten  die  Rede,  so  ergibt  sich  nichts 
über  die  Behandlung  der  Errungenschaft  bei  unfruchtbarer  Ehe.  Aber  im 
Landrecht  von  Saanen  §  3  wird  aufs  bestimmteste  Beständigkeit  des 
Frauenguts  ausgesprochen.  Wird  kein  Kind  geboren:  so  sol  ir  heider 
guoi  nit  genuin  sin,  sonder  der  frowen  guot  sol  sich  in  dem  val  nit  min- 
dren  oder  sckwynen  und  sol  gwinn  oder  verlurst  des  maus  sin.  Ebenso  heisst 
es  im  Landbuch  von  Oberhasli  $  2 :  es  sol  ouch  frouwen  gut  hinder  ir  eeman 
weder  schwinen  noch  wachsen y  dan  es  sol  einer  frouwen  oder  ir  erben  wider 
wärden  unvertriben  und  an  abgang.  Wird  dabei  vorbehalten,  dass  der 
Ueberlebende  auf  Grund  von  Vertrag  oder  Ablauf  von  zwanzig  Jahren  seia 
Eberecht  am  halben  Gute  des  Verstorbenen,  Liegenschaften  zu  Zucht,  Fahr- 
nis zu  Eigen,  behalt,  so  ergibt  sich  doch,  dass  da,  wo  das  nicht  eingreift,, 
die  Frau  nur  ihr  Eingebrachtes  unvermindert  zurückerhält  und  die  Errun- 
genschaft Sache  des  Mannes  ist. 

Ueberwiegend  aber  ergibt  sich  auch  bei  unbeerbter  Ehe  wenigstens  E  r- 
rungenschaftsgem  einschaft.  So  heisst  es  im  Recht  von  Frutigen  3 
S  4  ausdrücklich,  dass,  wenn  ein  Theil  stirbt :  so  sie  habend  ehliche  leib- 
erben  oder  nicht ,  der  Ueberlebende  die  Hälfte  des  gewonnenen  Gutes 
nimmt,  die  Erben  des  Verstorbenen  die  andere  Hälfte. 

Dazu  kommen  dann  aber  durchweg  noch  Rechte  an  demSonder- 
gutdes  Verstorbenen,  bei  denen  es  sich  wohl  am  häufigsten  darum 
handelt,  dass  der  Ueberlebende  dasselbe  halb  zu  Eigen  oder  Zucht  erhält, 
die  aber  doch  im  einzelnen  mannichfach  von  einander  abweichen.  Es  ist 
wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieselben  erst  nachträglich  sich  dadurch  ent- 
wickelten, dass  es  Üblich  wurde,  dass  die  Eheleute  sich  wechselseitig  durch 
Vertrag  bestimmte  Rechte  am  Gute  des  andern  zusicherten.  In  Oberhasli 
fanden  wir  die  Begründung  durch  Vertrag  noch  ausdrücklich  betont,  aber 
so,  dass  solche  Verträge  immer  dieselbe  Wirkung  haben  sollten.  Es  kann 
dann  nicht  befremden,  dass  solche  Rechte  auch  ohne  Vertrag  gesetzlich  als 
Wirkung  jeder  Ehe  anerkannt  wurden,  je  nachdem  sich  der  Ortsbrauch  ver- 
schieden gestaltet  hatte. 

Hatte  der  Ueberlebende,  wie  auf  die  Hälfte  der  Errungenschaft,  so  auch 
Recht  auf  das  halbe  Sondergut  des  Verstorbenen,  so  ergab  sich  damit  ein- 
fach Hälftung  des  nach  Vorwegnahme  seines  Sonderguts  erübrigenden  Ehe- 
guts. So  zu  Ringenberg  §  2 :  so  sol  das  lebendig  sin  ererbt  und  quobracht 
guot  vor  uss  nen  und  den  halbteil  in  des  totien  guoi  und  gewunnen  gutfrjr 
ledig.  Aehnlich  nach  dem  Landrecht  von  lnterlaken  §  39.40,  wo  sich  dann 
aber  der  Unterschied  des  Gutes  des  Verstorbenen  vom  Gewinngute  darin 
kenntlich  macht ,  dass  nach  dem  Tode  des  Ueberlebenden  nur  von  jenem, 
ein  Drittel  an  die  Erben  des  Verstorbenen  zurückfallen  soll.  Im  Recht  von 
Frutigen  383-4  macht  sich  der  Unterschied  von  vornherein  geltend;  er- 
halt der  Ueberlebende  zunächst  sein  Sondergut  und  die  Hälfte  der  Errungen- 
schaft, so  nimmt  er  von  dem  Uebrigen,  das  dann  also  nur  Sondergut  und 
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1259]  Errungenschaftsantheil  des  Verstorbenen  ist,  auch  die  Hälfte  der  Fahr- 
nisse aber  nur  ein  Viertel  der  Liegenschaften. 

1260.  Bei  allen  diesen  Gestaltungen  ist  ausser  der  sich  überall  erge- 
benden Errungenschaftsgemeinschaft  nicht  zugleich  Fahmissgemein- 
-schaft  anzunehmen.  Denn  wenn  regelmässig  gesagt  wird,  dass  der  Ueber- 
lebende  sein  eingebrachtes  Gut  vorwegnimmt,  so  ist  nie  angedeutet,  dass 
<las  nicht  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  treffen  soll,  welche  demnach  nicht 
zu  Gemeingut  geworden  ist.  Dagegen  ergibt  sich  bestimmt  auch  Fahrniss- 
gemeinschaft nach  dem  Rechte  von  Eschi  von  1469  S  1.  Der  Ueberlebende 
nimmt  nur  seine  in  die  Ehe  eingebrachten  Liegenschaften  voraus,  so  dass 
selbst  die  von  ihm  während  der  Ehe  ererbten  als  Gewinngut  behandelt  wer- 
den. Er  nimmt  weiter  die  Hälfte  der  gewonnenen  Liegenschaften,  während 
er  an  der  Hälfte  der  eingebrachten  Liegenschaften  des  Verstorbenen  und 
der  diesem  aus  dem  Gewinnlande  zukommenden  Leibzucht  hat.  Dann: 
Und  sol  ouch  darqu  den  halben  teil  des  husrats  oder  varends  guot,  wie  das 
genembt  oder  geheis sen  ist,  nernmen,  heinßiren  und  für  syn  eigen  guot  haben 
und  besitzen,  während  er  auch  die  Hälfte  der  Schulden  zu  übernehmen  hat. 
Nur  bei  den  Liegenschaften  wird  hier  die  Herkunft  beachtet;  die  Fahr- 
niss verschmilzt  schon  mit  der  Ehe  selbst  zu  einer  einheitlichen  Masse, 
welche  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den  Erben  des  Verstorbenen  zu 
hälften  ist. 

Hat  der  Ueberlebende  bei  beerbter  Ehe  zu  hälften ,  so  erhält  er  bei 
unbeerbter  bei  den  besprochenen  Gestaltungen  wegen  der  Rechte  am  Son- 
dergute des  Verstorbenen  durchweg  bedeutend  mehr,  als  die  Hälfte  des  vor- 
handenen Eheguts,  so  dass  sich  damit  eine  Bevorzugung  des  Ueber- 
lebenden vor  den  Erben  des  Verstorbenen  ergab.  Das  scheint  vereinzelt 
dann  wohl  dahin  geführt  zu  haben ,  dass  man  die  Bestandteile  des  Ehe- 
guts Überhaupt  nicht  mehr  unterschied,  auch  bei  unbeerbter  Ehe  volle  Ge- 
meinschaft annahm,  bei  dieser  nun  aber  dem  Ueberlebenden  einen  grossem 
Theilbetrag  zusprach,  als  den  Erben  des  Verstorbenen.  So  heisst  es  im  Erb- 
recht von  Sigriswyl  und  Steffisburg  S  2  von  der  unbeerbten  Ehe:  soll  als- 
dann das  lebende  von  ir  beider  gut,  ligends  undfarends,  was  sie  dann  über 
die  gelten  hand,  die  %wei  teil  nemen  und  das  für  sein  eigen  haben,  und  des 
todten  erben  den  dritten  teil  gefolgen  und  werden  lassen. 

So  verschieden  da  aber  die  Gestaltungen  sind,  so  stimmen  doch  alle 
in  der  vollen  Gleichbehandlung  von  Mann  undFrau  Uberetn,  wie 
das  bei  den  sich  allerdings  den  Oberländer  Rechten  vielfach  annähernden 
Rechten  im  Flussgebiete  der  obern  Emmen  nicht  mehr  der  Fall  ist.  Im 
Landrecht  von  Emmenthal  $  1 54  ergibt  sich  freilich  bei  unbeerbter  Ehe 
noch  die  Gleichstellung,  indem  der  Ueberlebende  das  ganze  Ehegut  behält 
und  dann  nach  seinem  Tode  an  die  Erben  des  Vorverstorbenen  die  Hälfte 
von  dessen  Sondergut  zurückfällt;  dagegen  verbleibt  hier  bei  beerbter  Ehe 
dem  Vater  das  ganze  Gut,  während  die  Mutter  nur  Kindstheil  erhält.  Da- 
gegen heisst  es  auch  bei  unbeerbter  Ehe  im  Erbrecht  von  Suniswald  $  5, 
dass  bei  Vorversterben  der  Frau  der  Mann  zweiTheile  des  Frauenguts  erbt. 
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sodass  ihren  Erben  nur  ein  Drittel  zukommt,  während  umgekehrt  beim 
Vorversterben  des  Mannes  die  Frau  nur  ein  Drittel  seines  Gutes  erhält»  zwei 
Drittel  aber  an  seine  Erben  fallen. 

1261.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  für  die  Verhältnisse  des  ehe- 
lichen Güterrechts  in  den  oberländischen  Rechten  die  auffallendste 
Abweichung  von  den  Nachbarrechten.  Insbesondere  geht  ihre 
Regelung  hier  auf  durchaus  andere  Gesichtspunkte  zurück,  als  in  den  bur- 
gundischen  und  helvetischen  Rechten,  in  denen  Mann  und  Frau 
wesentlich  verschieden  behandelt  erscheinen  und  denen  gesetzliche  Güter- 
gemeinschaft fremd  geblieben  ist.  Finden  wir  diese  in  den  rhätischen 
Rechten  und  Hesse  sich,  da  es  sich  bei  diesen  um  nähergelegenes,  wenn 
auch  nicht  unmittelbar  anstossendes  Gebiet  handelt,  an  nähern  Zusammen- 
hang denken ,  so  ergeben  sich  doch  auch  da  alsbald  sehr  wesentliche  Ab- 
weichungen. Das  Gemeingut  wird  in  den  rhätischen  Rechten  nicht  ge- 
haftet, sondern  nach  Drittelsrecht  unter  Mann  und  Frau  getheilt;  die  Ge- 
meinschaftsteht ausser  Zusammenhang  mit  der  Beerbtheit  der  Ehe,  tritt  viel- 
mehr mit  der  Ueberjährigkeit  ein.  und  beschränkt  sich  durchweg  auf  Er- 
rungenschaft und  Fahrniss. 
■  Um  so  auffallender  ist  die  Uebereinstimmung  mit  den  friesi- 

schen Rechten.  Wie  in  diesen  ergibt  sich  überall  Hälftung  des  Gemein« 
gutes  und  überhaupt  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau.  Die  volle  Ge- 
meinschaft findet  sich  wenigstens  in  vielen  friesischen  Rechten,  wenn  auch 
die  grössere  Zahl  nicht  über  Gemeinschaft  von  Errungenschaft  und  Fahrniss 
hinausgeht.  Ist  überhaupt  Zusammenhang  beider  Gruppen  anzunehmen, 
so  würde  sich  damit  ein  weiterer  Beleg  für  die  §  1231  vertretene  Annahme 
bieten,  dass  die  volle  Gemeinschaft  in  sehr  weit  zurückliegende  Zeiten  zu- 
rückreicht. Besonders  auffallend  ist  dann  die  Uebereinstimmung  bezüglich 
des  Eintritts  der  Gemeinschaft  mit  der  Beerbtheit  oder  doch  der  Frucht- 
barkeit der  Ehe ;  wenigstens  in  der  ostgermanischen  Gruppe,  der  sich  jene 
oberländischen  Rechte  doch  zweifellos  anschliessen,  trifft  das  nach  dem 
§  1223  Bemerkten  lediglich  friesische  Rechte.  Beginnt  in  vielen  dieser  die 
volle  Gemeinschaft  schon  mit  der  Ehe  selbst,  wie  das  aber  auch  für  einzelne 
oberländische  Rechte  zutrifft,  so  finden  sich  doch  auch  solche,  wie  die  der 
Drenthe,  der  Länder  Wursten  und  Hadeln,  vgl.  §  1231,  bei  welchen  erst 
die  Fruchtbarkeit  die  volle  Gemeinschaft  bewirkt  Die  Uebereinstimmung 
ist  hier  also  eine  vollständige;  und  damit  gewinnt  der  §  1256  betonte  Um- 
stand doppelte  Bedeutung,  dass  wir  eine  an  und  für  sich  überaus  auffallende 
Abweichung  von  der  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  gerade  einerseits 
im  Lande  Hadeln,  andererseits  in  einem  der  oberländischen  Rechte  fanden. 

Auch  bei  der  Gestaltung  bei  unfruchtbarer  oder  unbeerbter  Ehe  zeigt 
sich  in  beiden  Gruppen  insofern  Uebereinstimmung,  als  man  in  beiden 
dann  theils  Beständigkeit  des  Frauenguts,  theils  Gemeinschaft  der  Errun- 
genschaft annimmt.  Ergeben  sich  dann  nicht  in  allen,  aber  in  vielen  der 
oberländischen  Rechte  über  diese  hinaus  noch  gesetzliche  Rechte  des  kin- 
derlos Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstorbenen,  so  ist  das  allerdings  den 
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1261]  friesischen  Rechten  fremd.  Dass  das  aber  dort  erst  das  Ergebniss 
nachträglicher  selbstständiger  Entwicklung  sein  dürfte,  bestätigte  sich  da- 
durch, dass  nach  $  1259  das,  was  in  andern  der  Rechte  als  gesetzliche  Wir- 
kung der  Ehe  selbst  erscheint,  in  einzelnen  auch  spater  noch  eines  ausdrück- 
lichen Vertrags  bedurfte. 

Die  Uebereinstimmung  der  für  die  ehelichen  Vermögensverhälmisse 
massgebenden  Gesichtspunkte  und  ihrer  Durchführung  im  Einzelnen  ist 
eine  so  auffallende,  dass  sie  ausreichend  erscheinen  dürfte,  um  die  Annahme 
näheren  verwandtschaftlichen  Zusammen  ha  ngesbeiderGrup- 
p  e  n  zu  rechtfertigen.  Allerdings  ist  nicht  zu  verkennen,  wie  gewagt  es  an 
und  für  sich  erscheinen  muss,  Rechte  in  den  Hochthälern  der  Alpen  mit 
solchen  am  Strande  der  Nordsee  in  einen  Zusammenhang  bringen  zu 
wollen,  der  dann  ein  ungleich  engerer  sein  müsste,  als  wir  ihn  etwa  auch 
zwischen  rhätischen  und  friesischen  Rechten  annahmen.  Zeigt  sich  auf  dem 
Gebiete  der  jetzigen  Schweiz  eine  ausserordentliche  Mannichfaltigkeit  der 
Gestaltung  gerade  bezüglich  der  ehelichen  Vermögensverhaltnisse ,  lassen 
sich  da  auch  abgesehen  von  dem  Hereinreichen  alemannischen  und  longo- 
bardischen  Rechts  nur  die  grössere  Zahl  der  Rechte  bestimmter  den  bur- 
gundischen, helvetischen  und  rhätischen  Hauptgruppen  zuweisen,  während 
sich  daneben  abweichende  Gestaltungen  finden,  die  mehr  oder  weniger  auf 
örtliche  Sonderentwicklung  deuten,  so  liesse  sich  immerhin  daran  denken, 
es  sei  auf  solche  auch  die  von  den  Nachbarrechten  durchaus  abweichende 
Gestaltung  im  Berner  Oberlande  zurückzuführen,  es  sei,  da  von  der  in  sol- 
chen Fällen  wohl  betonten  Gleichheit  der  Lebensverhältnisse,  vgl.  §  80  u 
oder  von  sonstigen  Gründen,  welche  auch  ohne  Annahme  von  Verwandt- 
schaft die  Uebereinstimmung  erklären  könnten,  nicht  wohl  die  Rede  sein 
könnte,  diese  Uebereinstimmung,  so  auffallend  sie  sein  möge,  auf  blossen 
Zufall  zurückzuführen. 

1262.  Das  aber  wird  doch  jedenfalls  ausgeschlossen  erscheinen  müssen» 
wenn  sich  nun  auch  auf  dem  Gebiete  der  Erben  folge  vielfach  in  Ab- 
weichung von  allen  Nachbarrechten  die  aurfallendste  Uebereinstim- 
mung mit  den  friesischen  Rechten  ergibt.  Schon  früher  Bemerktes 
wird  dazu  ausreichen,  das  im  allgemeinen  zu  begründen,  während  ich  für 
Einzelnheiten  da  allerdings  auf  die  spätere  eingehendere  Erörterung  über 
die  friesische  Erbenfolge  werde  verweisen  müssen.  Gehe  ich  sogleich  auch 
auf  die  Erbenfolge  der  oberländischen  Rechte  genauer  ein,  so  liegt  mir  das 
um  so  näher,  als  ich  kaum  Veranlassung  finden  werde,  in  anderm  Zusam- 
menhange auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  dieser  Rechtsgruppe  zurückzu- 
kommen. 

Fassen  wir  zunächst  die  Folge  im  engern  Kreise  ins  Auge,  so 
macht  sich  da  zweifellos  in  mehreren  der  oberländischen  Rechte  wenigstens 
in  einem  Punkte  Einfluss  burgundischen  Rechts  aufs  bestimmteste 
geltend.  Stellen  bei  der  Folge  der  Eltern  die  friesischen  Rechte  trotz 
aller  sonstigen  Verschiedenheiten  Vater  und  Mutter  immer  gleich,  so  ergibt 
sich  hier  nun  mehrfach  die  $  483  besprochene,  dem  burgundischen  Rechte 
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eigentümliche  Zurücksetzung  der  Mutter,  wonach,  wenn  ein  Kind 
ohne  Leibeserben  stirbt,  dieses  nur  vom  Vater  unter  Ausschluss  der  Ge- 
schwister, beim  Vorversterben  des  Vaters  nur  von  den  Geschwistern  unter 
Ausschluss  der  Mutter  beerbt  wird,  während  dann  diese  allerdings  unter 
Ausschluss  aller  andern  Freunde  ihr  letztes  Kind  beerbt.  So  im  Landbuch 
von  Oberhasli  Sab.  Ist  bei  Vorversterben  der  Mutter  diese  von  ihren  Kin- 
dern beerbt,  und  stirbt  dann  eines  von  den  Kindern :  so  erbt  der  vater  des 
todten  kinds  gut;  war  aber  sach,  dass  der  vater  abstur b  und  die  kind  gut 
erben  und  darnach  die  kind  abstärbend,  darnach  erbt  je  ein  kind  das  an- 
der; und  stärbend  die  kind  alle,  so  erbt  die  muiter  ir  hinderst  kind,  wenn 
das  abstirbt  on  eelich  liberben.  Ebenso  nach  dem  Recht  von  Eschi  S  5  und 
Emmenthal  S  142.  147.  Und  heisst  es  zu  Eschi,  dass,  wenn  alle  Kinder  ge- 
storbensind: die  muiter  wird  ir  aller  erb  ;  und  wann  dann  die  mutter  stirbt, 
so  erbt  sy  ir  nächster  lidmag,  so  scheint  das  ganze  auf  die  Mutter  zusam- 
mengestorbene Vatergut  von  dieser  nur  auf  ihre  Freunde  zu  vererben. 
Wir  bemerkten  §  483,  wie  schon  die  burgundische  Gesetzgebung  dem  in 
verschiedener  Weise  zu  begegnen  suchte;  einmal  Lex  24  §  1  durch  Ver- 
fangenschaft zu  Gunsten  der  Vaterseite,  dann  nach  Lex  53  durch  die  Be- 
stimmung, dass  die  Mutter  den  Nachlass  ihres  letzten  Kindes  mit  dessen 
Vaterfreunden  zu  hölften  hatte.  Beides  scheint  denn  auch  hier  im  Land- 
recht von  Obersimmenthal  S  3  nachgewirkt  zu  haben,  nach  dem  die  Mutter 
allerdings  den  ganzen  Nachlass  ihres  letzten  Kindes  nimmt,  aber  so,  dass 
nach  ihrem  Tode  nur  die  Hälfte  der  Liegenschaften  an  ihre  Erben,  die  an- 
dere Hälfte  an  die  Vaterseite  fallt;  während  das  1595,  vgl.  Zeitschr.  9,  156, 
wegen  der  sich  aus  der  Verfangenschaft  ergebenden  Missstände  dahin  ge- 
lodert wurde ,  dass  die  Mutter  sogleich  nur  die  Hälfte  des  Nachlasses  des 
letzten  Kindes  nehmen  soll.  Doch  würde  sich  das  immerhin  auch  mit  der 
spater  zu  besprechenden  Hälftung  nach  den  Seiten,  wie  sie  hier  üblich  wais 
in  Verbindung  bringen  lassen.  Abgeschwächt  erscheint  dann  jene  Zurück- 
setzung der  Mutter  im  Erbrecht  von  Sigriswyl  $  3,  nach  dem  dieselbe  zwar 
auch  volles  Erbrecht  erst  nach  ihrem  letzten  Kinde  hat ,  aber  schon  beim 
Tode  einzelner  Kinder  Kopftheil  neben  Geschwistern  nimmt. 

So  zweifellos  jene  eigenthümliche  Zurücksetzung  der  Mutter  auf  bur- 
gundisches  Recht  zurückzuführen  ist,  so  findet  sie  sich  doch  nicht  in  allen 
oberländischen  Rechten;  in  manchen  derselben  ergibt  sich  volle  Gleich- 
stellung beider  Eltern,  wenn  auch  das  Erbrecht  der  Eltern  neben 
Geschwistern  eben  so  verschieden  gestaltet  ist,  wie  wir  das  in  den  friesi- 
schen Rechten  finden  werden.  Wird  in  diesen  durchweg  nach  dem  $  588  ff. 
und  652  besprochenen  Gesichtspunkte  unterschieden,  ob  beide  Eltern  noch 
leben,  das  verstorbene  Kind  also  nur  Gewinngut  hat,  oder  ob  nur  ein  Eltern- 
theil lebt  und  das  Kind  den  andern  bereits  beerbt  hat,  so  wird  das  auch 
hier  wohl  betont.  Nach  Landrecht  von  Saanen  $  8  wird  das  Kind ,  wenn 
beide  Eltern  leben,  von  diesen  unter  Ausschluss  der  Geschwister  beerbt; 
lebt  nur  ein  Elterntheil,  sei  es  Vater  oder  Mutter,  so  nimmt  dieser  zwei 
Drittel,  während  ein  Drittel  an  die  Geschwister  fällt.  Während,  wie  bemerkt, 
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1262]  zu  Sigriswyl  die  überlebende  Mutter  neben  Geschwistern  einen  Kopf- 
theil  nimmt,  wird  das  Kind,  wenn  Vater  und  Mutter  leben,  nur  von  diesen 
beiden  beerbt.  Volle  Gleichstellung  beider  Elterntheile  ergibt  sich  insbe- 
sondere auch  zu  Interlaken.  Nach  dem  Weisthum  von  1404S  1  erben  Vater 
und  Mutter  oder  das  Ueberlebende  von  ihnen  erst  nach  dem  letzten  Kinde 
unter  Ausschluss  aller  andern  Magen.  Nach  Landrecht  von  1529  S  41.  42 
werden  unausgesteuerte  Kinder  von  beiden  Eltern  oder  dem  Ueberleben- 
den  beerbt,  während  nach  ausgesteuerten  Kindern  beide  oder  eins  von  ihnen 
neben  Geschwistern  nur  einen  Kopftheil  nehmen. 

Aber  abgesehen  von  der  Folge  der  Eltern  macht  sich  auch  im  engern 
Kreise  keinerlei  Zusammenhang  mit  burgundischem  Rechte  geltend.  Was 
die  Folge  der  Kinder  betrifft,  so  finden  wir  in  den  oberländischen 
Rechten  ausnahmlos  Gleichstellung  der  Tochter,  wie  das  ebenso, 
vgl.  §  11 27,  in  manchen  friesischen  Rechten,  insbesondere  in  dem  hier 
schon  mehrfach  erwähnten  Rechte  von  Hadeln  zutrifft.  Ueberall  ist  nur 
von  Kindern  als  gleichberechtigten  Erben  die  Rede.  Selbst  ausgesteuerte 
Töchter  verlieren  ihr  Erbrecht  nicht.  Sind  nach  dem  Erbrecht  von  Sigris- 
wyl §  3  Kinder:  es  seyen  knaben  oder  töchtern,  ausgesteuert,  so  können  sie 
nach  Wiedereinwerfen  des  Erhaltenen  gleiche  Theilung  verlangen.  Wie  in 
friesischen  Rechten,  vgl.  S  1225,  findet  sich  dann  auch  hier  mehrfach  das 
Letztgeburtsrecht.  Nach  den  Landsatzungen  von  Obersimmenthal  §  2 
und  dem  Landrecht  von  Emmenthal  S  1 1 3  erhält  der  jüngste  Sohn  den 
Ansitz  des  Vaters  nach  billigem  Anschlag;  nach  Recht  vonFrutigen  3  §  13 
erhält  er  als  Voraus  des  Vaters  Brand  und  Zeichen  und  die  beste  Kühe- 
trinklen. 

1263«  Beachtenswerth  ist  dann  insbesondere  die  Folge  der  Halb- 
geschwister.  In  mehreren  der  bezüglichen  Rechte  erscheinen  dieselben 
Vollgeschwistern  gegenüber  ohne  Scheidung  der  Seiten  als  entferntere  Glie- 
der der  Gesammtfamilie,  vgl.  S  661  ff.,  behandelt,  woraus  sich  dann,  da 
durchweg  auch  das  Erbland  nicht  nach  Fallrecht  vererbt,  Ausschluss 
durch  Vollgeschwister  vom  ganzen  Nachlasse  ergibt.  So  nach  Recht 
von  Sigriswyl  S  5  und  Emmenthal  $  153.  Für  Eschi  wird  1566,  Zeitschr. 
988,  noch  genauer  bestimmt,  dass  Vollgeschwister  vor  der  Mutter,  Halb- 
geschwister erst  nach  dieser  erben.  Wird  dann  die  Stellung  der  Halbge- 
schwister zu  entfernteren  Verwandten  durchweg  nicht  bestimmter  erwähnt, 
so  ist  wenigstens  im  Landrecht  von  Emmenthal  $  1 54  ausdrücklich  gesagt, 
dass  Halbgeschwister  zusammen  mit  Vollneffen  erben,  womit  sich  also  jenes 
eigenthümliche  Zurücktreten  der  Halbgeburt  um  einen  Grad  ergibt,  welches 
nach  dem  §  665  Bemerkten  sich  abgesehen  vom  sächsischen  Recht  nur 
noch  in  den  friesischen  Rechten  der  Ommelande  und  Ostfrieslands  nach- 
weisen lässt. 

Jener  einfache  Ausschluss  der  Halbgeschwister  durch  Vollgeschwister 
wird  nun  allerdings ,  wie  in  vielen  andern  Rechten,  auch  wohl  in  spätem 
burgundischen  Rechten  ausgesprochen.  Aber  ich  denke  später  nachweisen 
zu  können ,  dass  die  ursprüngliche  Behandlung  im  burgundischen  Rechte 
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eine  durchaus  andere  war,  dass  zwar  väterliches  Erbland  nur  auf  die  Con- 
sanguinei,  mütterliches  nur  auf  die  Uterini  vererbte ,  dass  dagegen  für  die 
nicht  zurückfallenden  Theile  des  Vermögens,  Gewinngut  und  Fahrnis*,  der 
Unterschied  zwischen  Vollgeburt  und  Halbgeburt  an  und  für  sich  nicht  be- 
achtet wurde,  dass,  wie  in  andern  Rechten  der  göthisch  -  norwegischen 
Gruppe,  nur  der  Unterschied  gleichvatriger  und  gleichmuttriger  Sippe,  vgl. 
$428,  ins  Gewicht  fiel,  und  entprechend  der  sonstigen  Zurücksetzung  der 
Muttemiagen  nur  die  gleichvatrigen  Geschwister,  gleichviel  ob  Germani 
oder  Consanguinei,  Erbrecht  unter  Ausschluss  der  blossen  Uterini  hatten. 

Findet  sich  nun  auch  in  friesischen  Rechten ,  so  in  denen  von  Gro- 
ningen und  dessen  Ommelanden,  vgl  $  1139,  der  vollständige  Ausschluss 
der  Halbgeschwister  durch  Vollgeschwister,  so  ist  darauf  kaum  Gewicht  zu 
legen,  insofern  da  viele  andere  Rechte  übereinstimmen.  Um  so  beachtens- 
werther  scheint  es  mir  zu  sein,  wenn  wir  hier  auch  die  $  657  besprochene 
Gestaltung  finden,  wonach  Halbgeschwister  nicht  als  Glieder  einer  Gesa  mm  t- 
familie,  sondern  nur  der  einen  Elternfamilie  behandelt  erscheinen,  wonach 
sie  volles  Erbrecht  in  ihrer  Elternfamilie  haben  und  in  dieser 
den  Vollgeschwistern  gleichstehen,  dagegen  in  der  andern  überhaupt  kein 
Erbrecht  haben.  Das  musste  dann  in  haltenden  Rechten  dazu  führen,  dass 
der  Nachlass  in  zwei  gleiche  Theile  für  die  beiden  Elternfamilien  zerlegt 
wurde  und  die  Halbgeschwister  nur  auf  ihrer  Seite  mittheilen,  so  dass,  wenn 
nur  Halbgeschwister  einer  Seite  da  sind,  die  Vollgeschwister  die  eine 
Hälfte  vorwegnehmen,  die  andere  aber  mit  den  Halbgeschwistern  kopfgleich 
theilen. 

So  heisst  es  von  diesem  Fall  im  Landrecht  von  Frutigen  3  $  6 :  so 
sollen  einmal  voraus  sein  übrige  gan^geschwüsterte  erben  des  abgestorbenen 
verlassenschaß  den  halben  theil,  es  sygend  ir  wenig  oder  viel,  und  demnach 
im  übrigen  halben  theil,  weil  sie  sich  dann  qumahlen  alle  gleich  stellen, 
mit  einander  alle  gleich  viel  erben.  Entsprechend  in  den  Landsatzungen 
von  Obersimmenthal  $  1 1 :  solchen  fahls  erben  die  g  eschwüst  er  de  von  beiden 
banden  der  halbe  theil  von  der  ganzen  Verlassenschaft  voraus;  q*m  andren 
halben  theil  gehen  dann  sämmtliche  geschwüsterde,  so  viel  von  einem  als 
beiden  banden,  den  köpfen  nach  qu  gleichen  theilen;  und  ganz  ebenso  soll 
geerbt  werden ,  wenn  nur  Vollgeschwisterkinder  und  Halbgeschwisterkin- 
der einer  Seite  da  sind.  Ebenso  ergibt  $  1 1,  dass,  wenn  nur  Halbgeschwister 
beider  Seiten  da  sind,  an  die  jeder  Seite  die  Hälfte  des  Nachlasses  fallt.  Die- 
selbe Behandlung  ergibt  sich  nach  einer  Satzung  von  Saanen  von  1669, 
Zeitschr.  9,  133,  in  welcher  der  Fall,  dass  nur  Vollgeschwisterkinder  und 
Halbgeschwisterkinder  erben,  geordnet  wird :  so  sollen  alsdann  die  geschwü- 
sterde kinder  von  beiden  banden  hinqugechen  uud  den  halbigen  theil  des 
abgestorbnen  guts  voraus  nemmen ;  und  dann  im  übrigen  halben  theil  sol- 
lend die  geschwüsterde  kinder  von  beiden  banden  und  die  geschwüsterde 
kinder  von  einem  band  es  den  Personen  nach  gleichlich  theilen. 

In  Verbindung  mit  den  sonstigen  Haltpunkten  scheint  mir  nun  vor 
allem  diese  Behandlung  der  Halbgeschwister  für  engsten  Zusammenhang 
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1263]:  gerade  mit  friesischen  Rechten  zu  sprechen.  Denn  so  naheliegend 
sie  scheinen  muss,  so  lange  man  die  beiden  Elternfamilien  bei  der  Erben- 
folge auseinanderhielt,  so  findet  sie  sich  doch  durchweg  nur  in  friesischen 
Rechten  oder  solchen,  in  welchen  sich,  wie  in  dem  von  Reims,  vgl  S  656, 
der  friesische  Einfluss  auch  sonst  genügend  kenntlich  macht.  Allerdings 
erscheint  auch  in  den  friesischen  Rechten  das  Verhältniss  überwiegend  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  Gesammtfamilie  geordnet ,  insofern  Halbgeschwi- 
ster als  solche  ohne  Rücksicht  auf  die  Seite  durch  Vollgeschwister  ausge- 
schlossen sind  oder  neben  ihnen  nur  halben  Kopftheil  nehmen;  vgl.  $  666. 
Kahn  aber  in  einzelnen  Fällen  zweifelhaft  sein,  ob  jene  Hälftung  nach  den 
Seiten  oder  der  halbe  Kopftheil  gemeint  sei,  so  ist  doch  in  einer  Reihe  von 
friesischen  Rechten  jene  aufs  bestimmteste  ausgesprochen;  vgl.  etwa  das 
Landrecht  von  Wursten  10  $  1  ff.,  Pufendorf  Obs.  1,  67  ff.,  oder  die  nord- 
friesische Siebenhardenbeliebung  $  12,  Richthofen  Q.  579.  Insbesondere 
ist  dann,  wie  im  Schependomsrechte,  in  den  flandrischen  Rechten  das  Erben 
der  Halbgeschwister  nur  auf  einer  Seite  in  Verbindung  mit  andern  friesi- 
schen Eigenthümlichkeiten  so  häufig  ausgesprochen,  dass  ich  kein  Bedenken 
trug,  dasselbe  auf  der  Karte  des  wälschflandrischen  Rechts  im  dritten  Bande 
als  ein  Hauptkennzeichen  der  Ausdehnung  friesischen  Rechts  in  Flandern 
zu  behandeln.  Ebenso  glaubte  ich  Mitth.  des  österr.  Inst.  14,  485,  auf  die 
entsprechende  Behandlung  der  Halbgeschwister  im  siebenbürgisch-sächsi- 
schen  Recht  besonderes  Gewicht  für  den  angenommenen  Zusammenhang 
desselben  mit  friesischen  Rechten  legen  zu  sollen. 

Fanden  wir  bei  den  Bestimmungen  über  Halbgeschwister  deren  Kin- 
der entsprechend  behandelt,  so  ergibt  sich  überhaupt  wohl  eine  Einbe- 
ziehung der  Geschwisterkinder  in  den  engern  Kreis,  indem 
diese,  aber  auch  nur  diese,  gleich  den  Geschwistern  vor  dem  weitern  Kreise 
erben.  So  schliessen  nach  den  Landsatzungen  von  Obersimmenthal  §  7 
nicht  blos  Geschwister,  sondern  auch  deren  Kinder  die  Grosseltern  aus, 
während  diese  beim  Mangel  auch  von  Geschwisterkindern  vor  allen  andern 
Freunden  erben;  vgl.  S  648.  Nach  Recht  von  Frutigen  3  $  5  sind  Eltern- 
geschwister durch  die  in  gleichem  Grade  stehenden  Geschwisterkinder  aus- 
geschlossen; vgl.  $  560.  Auch  das  entspricht  durchaus  friesischen  Rechten: 
aber  freilich  auch  andern,  vgl.  $  674,  so  dass  weniger  Gewicht  darauf  zu 
legen  ist. 

1264.  Macht  sich  im  engern  Kreise  wenigstens  in  manchen  der  be- 
züglichen Rechte  ein  Einfluss  burgundischen  Rechts  in  der  Zurücksetzung 
der  Mutter  selbst  kenntlich,  so  hat  das  in  denselben,  davon  abgesehen,  schon 
im  engern  Kreise  keinerlei  Einfluss  auf  die  weitere  Folge  gehabt ,  wie  sich 
das  insbesondere  durch  die  volle  Gleichstellung  gleich vatriger  und  gleich- 
muttriger  Halbgeschwister  kenntlich  macht.  Dem  aber  entspricht  ausnahms- 
los auch  in  allen  jenen  Rechten  die  Folge  im  weitern  Kreise.  Wäh- 
rend das  burgundische  Recht  nur  einen  Anspruch  der  Mutterseite  auf  die 
Materna,  auf  das  mütterliche  Erbland,  anerkennt,  und  es  da,  wo  bei  Ge- 
winngut und  Fahrniss  kein  Fallrecht  eingreift,  die  Mutterfreunde  von  allem 
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Erbrecht  ausschliefst,  macht  sich  in  keinem  der  oberländischen  Rechte 
irgendwelche  Zurücksetzung  der  Mutterseite  geltend ;  es  ergibt  sich  da  aus- 
nahmlos Gleichstellung  beiderElternseiten.  Und  da  auch  in  den 
benachbarten  helvetischen  Rechten  die  Muttermagen  allgemein  stark  zu- 
rückgesetzt sind,  vgl.  S  485,  so  hat  es  sichtlich  der  Gegensatz  veranlasst, 
dass  im  Oberlande  die  Gleichstellung  beider  Seiten  mehrfach  ausdrücklich 
betont  wird. 

Diese  Gleichstellung  macht  sich  freilich  in  zwei  wesentlich  verschie- 
denen Gestaltungen  der  Folge  kenntlich.  Wir  finden  einmal  einfache  Folge 
nach  der  Nähe  desGrades  ohne  alle  Berücksichtigung  der  Seiten,  und 
zwar  auch  gerade  in  solchen  Rechten,  welche  im  engern  Kreise  die  Mutter 
zurücksetzen.  So  wird  im  Weisthum  von  Interlaken  von  1404S  1  bestimmt: 
das  ein  muotermagen,  so  elich  recht  hatte ,  sol  %uo  allem  erbe ,  erbschaft, 
guote  und  tot/eilen  glich  starke  sin,  als  ouch  die  vattermagen,  in  erbschaflen 
$e  itchne ;  die  in  der  linyen  der  sibschaft  glich  nach  sind,  die  süllend  ouch 
an  dem  guot  glich  qe  erben  gan  ;  also  die  aber  necher  sind  oder  wer  in  un- 
der  vatter  und  muoter  mögen,  die  sällent  ouch  vonhin  vor  der  verrerer  sib- 
schaft erben.  So  heisst  es  im  Recht  von  Eschi  $  7  für  den  Fall,  dass  Jemand 
ohne  Leibeserben  und  letztwillige  Verfügung  stirbt:  dass  dann  derselben 
Person  verlassen  guot  erben  sollen  ir  nächsten  fründ,  die  syen  von  vater  oder 
mutter  lidmag,  die  dann  an  der  sip^al  am  nechsten  sind.  Aehnlich  im  Land- 
buche von  Oberhasli  S  2,  nachdem  das  Erben  des  Vaters  vor  Geschwistern, 
der  Mutter  nach  Geschwistern  betont  ist:  dannethin  so  erbend  ihn  die 
nächsten  fründ  und  lidmag,  die  sich  nächst  r dehnen  mögen  von  vater  und 
mutter,  es  falle  hinder  sich  oder  für  sich  oder  näbent  sich.  Entsprechend 
im  Recht  von  Ringenberg  $8. 

Habe  ich  S  68 1  diese  einheitliche  Folge  nach  der  Nahe  des  Grades 
mit  der  Folge  in  derGesammtfamilie  in  Verbindung  gebracht,  so  entspricht 
dem,  dass  die  angeführten  Belege  demselben  östlichen  Theile  des  Gebietes 
angehören,  dem  wir  auch  die  Belege  für  Behandlung  der  Halbgeschwister 
als  Glieder  der  Gesammtfamilie  entnahmen.  Dieselbe  Gestaltung  wird  auch 
in  friesischen  Rechten  vielfach  erwähnt,  vgl.  §  3 1 5 ;  und  auch  hier  wohl 
mit  ausdrücklicher  Betonung  der  Gleichstellung  beider  Seiten.  So  heisst  es 
etwa  im  Landrecht  von  Hadeln  3  S  16,  dass  Alle,  die  sich  gleich,  nahe  zur 
Sippe  ziehen  können,  ohne  Unterschied  der  Schwert-  und  Spillseite,  gleichen 
Theil  nehmen.  Für  die  Verwandtschaftsverhältnisse  ist  darauf  allerdings 
kein  grösseres  Gewicht  zu  legen,  da  das  Massgeben  der  Gradesnähe  allein 
in  vielen  Rechten  vorkommt 

Beachtenswerther  ist  es,  dass  im  westlichen  Theile  des  Gebiets /In 
welchem  wir  auch  die  Halbgeschwister  als  Glieder  nur  der  einen' Eltern- 
familie behandelt  fanden,  sich  dem  entsprechend  Hälftung  nach  den 
beiden  Elternseiten  findet  So  heisst  es  im  Erbrecht  von  Obersimmen- 
thal $  4:  Stirbet  aber  ein  hint  nach  vater  und  nach  muoter  tode  ouch  ane 
eliche  lyb  erben,  von  ime  gebarn,  die  nechste  vatermagen  sollend  erben  den 
halben  teil  und  die  nechste  muotermagen  den  andern  halb  teil.   Dieselbe 
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1264]  Bestimmung  findet  sich  in  den  Rechten  von  Kradgen  S  1,  Frutigen  3 
S  10,  Saanen  S  10. 

Damit  aber  sehen  wir  uns  nun  wieder  auf  engsten  Zusammenhang  ge- 
rade mit  den  friesischen  Rechten  hingewiesen.  Auch  in  diesen  finden  wir, 
wie  hier,  bald  Vererbung  durch  die  Gesammtsippe  nach  der  Nähe  des  Gra- 
des, bald  Beachtung  des  gleichen  Rechts  der  beiden  Elternseiten.  Wie  in 
vielen  andern  Rechten  wird  diesem  auch  in  manchen  friesischen  Rechten 
zunächst  durch  das  Fallrecht  Rechnung  getragen.  Von  diesem  findet  sich 
im  Oberlande  kaum  eine  Spur.  Nur  das  Recht  von  Ringenberg  S  8  gestattet, 
wenn  die  Erbenfolge  das  Gut  an  eine  andere  Linie  bringt ,  als  die  von  der 
es  gekommen  ist,  einen  Widerfäll  nach  Ermessen  der  Herrschaft  und  bie- 
derer Leute,  wobei  aber  nut  an  ein  Einlöserecht  zu  denken  sein  dürfte.  Das 
Landrecht  von  Interlaken  S  40  schliesst  jeden  Widerfall  ausdrücklich  aus, 
abgesehen  von  dem  Falle  der  Theilung  des  überlebenden  Ehegatten  mit 
den  Erben  des  Verstorbenen. 

Traf  aber  das  Fallrecht  überhaupt  nur  das  Erbland,  so  lassen  viele  an- 
dere Rechte  daneben  das  Gewinngut  nach  der  Nähe  des  Grades  vererben. 
Seltener,  insbesondese  nur  in  der  lothringischen  Gruppe,  wird  ausser  den 
friesischen  Rechten  und  solchen,  die  mit  ihnen  in  Zusammenhang  stehen,  im 
weitem  Kreise  das  Gewinngut  nach  Hälften  getheilt  Dagegen  ist  nun,  wie 
wir  später  genauer  nachweisen  werden,  die  folgerichtig  durchgeführte  Half- 
tung  des  ganzen  Nachlasses  mit  Einschluss  des  Erblandes  durchaus  eine 
Eigenthümlichkeit  einer,  sehr  grossen  Zahl  der  friesischen  Rechte ,  die  uns 
noch  vielfach  als  Haltpunkt  dienen  wird,  um  den  Zusammenhang  örtlich 
getrennter  Rechte  mit  denselben  festzustellen.  Sie  war  denn  auch  bei  diesen 
oberländischen  Rechten  das ,  was  mich  zunächst  an  einen  nähern  Zusam- 
menhang denken  Hess,  der  sich  dann  bei  weiterer  Prüfung  zu  bestäiigen 
schien. 

.  1265*  Es  hiodelt  sich  nach  dem  Gesagten  auf  beiden  beachteten  Ge- 
bieten, dem  des  ehelichen  Güterrechts,  wie.  dem  der  Erbenfolge,  um  so  auf- 
fallende Uebereinstimmung  sowohl  der  massgebenden  Gesichtspunkte,  wie 
de^Einzelbestimmuogeny  dass  da  meines  Erachtens  ein  verwandtschaft- 
liche! Zusammenhang  mit  friesischen  Rechten  gar  nicht  zu 
bezweifeln  ist.  Und  zwar  nicht  etwa  nur  sp,  wie  bei  den  rhäöschen  Rechten, 
dass  es  sich  um  das.  Zugehören  zu  derselben  dänischen  Gesammtgruppe 
handelt.  Die  oberländischen  Rechte  können  sich  von  den  ihnen  nächstver- 
wandten friesischen  Rechten  erst  dann  getrennt  haben ,  als  sich  in  diesen 
bereits  das  entwickelt  hatte,  was  sie  von  den  sonstigem  Rechten  der  däni- 
schen Gruppe,  aber  auch  von  vielen  anderen  friesischen  Rechten  bestimmter 
scheidet;  Ergibt  sich  die  Uebereinstimmung  am  häufigsten  in  den  Gebieten 
zwischen  der  untern  Weser  und  Elbe,  so  wird  darauf  gerade  kein  grösseres 
Gewicht  -zu- legen: sein,  da  sich  die  Eigentümlichkeiten  der  bezüglichen 
Recht?  schon  entwickelt  haben.  Jconnten,  ehe.  die  Stämme  selbst  ihre  spätem 
Sitze  einnahmen..  Auch  werden  die  aberländischen  Rechte  nicht  gerade  auf 
ein  .und. dasselbe  friesische  Einzelrecht  zurückgehen.   Darauf,  dass  sie  ver- 
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schiedenen,  wenn  auch  nächstverwandten  friesischen  Stämmen  angehörten, 
deutet  schon,  dass  wir  §  1 264  auf  einen  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
den  Rechten  im  östlichen  und  westlichen  Oberlande  hinwiesen ,  der  sich 
ebenso  auch  in  näherverwandten  friesischen  Rechten  findet,  sich  demnach 
nicht  erst  im  Süden  entwickelt  haben  wird ,  so  dass  schon  bei  der  Besitz- 
nahme des  Landes  die  in  ihrem  Rechte  verschiedenen  Stämme  sich  getrennt 

;       angesiedelt  zu  haben  scheinen. 

Was  dann  das  Verhältniss  zum  burgundischen  Recht  be- 
trifft, so  wird  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Oberländer  bereits  ihre 
spätem  Sitze  einnahmen,  als  gegen  Mitte  des  fünften  Jahrhunderts  den 
Burgundern  die  Sabaudia  überlassen  wurde  und  dieselben  dann  in  diesen 
Gegenden  ihr  Reich  gründeten.  Hätten  Stämme  friesischer  Herkunft  sich 
erst  später  hier  niedergelassen ,  so  würden  wir  zweifellos  darum  wissen. 
Dass  dann  aber  ihr  Recht  von  Wirkungen  burgundischer  Herrschaft  und 
Zuwanderung  nicht  unberührt  blieb ,  ergibt  sich  daraus ,  dass  sich  wenig- 
stens in  einem  Theile  des  Gebiets  später  die  für  das  burgundische  Recht 
kennzeichnende   eigentümliche   erbrechtliche  Zurücksetzung   der  Mutter 

;  bemerklich  macht,  theils  in  genauer  Uebereinstimmung,  theils  so,  dass 
wir  einige  sich  sonst  bemerklich  machende  Zurücksetzungen  der  Mutter 
gegen  den  Vater  darauf  zurückzuführen  haben  werden.  Darauf  aber  be- 
schränkt sich  auch  der  Einfluss.  Die  ganze  Folge  des  weitern  Kreises  ent- 
spricht auch  in  solchen  Rechten,  welche  in  engerm  Kreise  selbst  die  Mutter 
zurücksetzen,  durchaus  der  friesischen,  beide  Elternseiten  gleichstellenden. 
Es  bestätigt  das  unsere  S  113  besprochene  Annahme,  dass  nachträgliche 
Aenderungen  der  Folge  in  der  Regel  nur  im  engern  Kreise  eingriffen,  ohne 
zugleich  eine  folgerichtige  Aenderung  der  Folge  des  weitern  Kreises  her- 
beizuführen. Und  selbst  im  engern  Kreise  begnügte  man  sich  mit  der  Zu- 
rücksetzung der  Mutter  selbst ,  welche  man  den  eigenen  Bedürfnissen  ent- 

i  sprechend  finden  mochte,  ohne  die  sonstige  Folge  irgend  dem  entsprechend 
zu  ändern,  wie  sich  das  insbesondere  darin  zeigt,  dass  man  trotzdem  ander 

|  vollen  Gleichstellung  gleichmuttriger  und  gleichvatriger  Halbgeschwister 
festhielt. 

Nach  Süden  hin  gegen  Wallis  erscheint  das  Gebiet  jener  oberländi- 
schen Rechte  als  ein  festgeschlossenes;  nirgends  ergibt  sich,  so  weit  ich 
sehe,  in  den  durchweg  auf  burgundische  Grundlage  deutenden  Rechten  des 
Wallis  eine  Annäherung  an  dieselben;  und  die  Unwegsamkeit  des  beide  Ge- 
biete hier  trennenden  Hochgebirges  lässt  darauf  schliessen,  dass  die  Ab- 
grenzung des  oberländischen  Rechtsgebietes  hier  von  jeher 
keine  andere  war.  Umfasst  dieses  dann  gerade  die  Hochthäler  im  obersten 
Flussgebiete  derAarundSaane,  so  liegt  die  Annahme  nahe,  dass  es  sich  um 
eine  Bevölkerung  handelt,  welche  Von  den  vom  nordwestlichen  Flachlande 
her  sich  ausbreitenden  Burgundern  in  diese  ThäTer  zurückgedrängt  wurde. 
Nach  Nordwesten  hin  dürfte  diese  sich  früher  weiter  ausgedehnt  haben, 
da  hier  auch  später  die  Gränze  als  keine  so  scharfgeschlossene  erscheint. 
So  wiesen  wir  mehrfach  auf  die  Rechte  des  Emmenthal  hin,  in  welchen 
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1265]  sich  aeben  starken  Abweichungen  doch  auch  noch  manche  Annähe- 
rung an  die  Rechte  des  Oberlandes  zeigt.  Selbst  in  dem  Rechte  des  weit 
abliegenden  Aarberg,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  9,  22  ff.,  ergeben  sich  noch  volle 
nach  Hälften  bemessene  Gemeinschaft  und  sonstige  Uebereinstimmungen. 

1266.  Kann  es  von  vornherein  nicht  gerade  befremden ,  wenn  sich 
hier  in  den  Hochthälern  ein  von  allen  Nachbarrechten  abweichendes  Recht 
erhalten  hat,  so  sollte  man  freilich  alles  Andere  eher  erwarten,  als  das  Er- 
gebniss,  dass  dieses  friesischen  Ursprungs  sein  müsse.  Aber  die 
Uebereinstimmung  ist  eine  so  auffallende,  dass  es  durchaus  ausgeschlossen 
sein  muss ,  sie  auf  irgend  etwas  Anderes,  als  auf  verwandtschaftlichen  Zu- 
sammenhang zurückzuführen ;  ich  werde  das  für  den  Einzelfall  nicht  näher 
zu  begründen  haben,  da  fast  Alles,  was  ich  in  dieser  Beziehung  S  798  ff. 
zunächst  bezüglich  des  ähnlich  liegenden  Verhältnisses  zwischen  Aasdoms- 
recht und  wälschflandrischem  Recht  bemerkte,  auch  hier  zutreffen  würde. 

Ist  dann  weiter  der  Schluss  auf  einstigen  örtlichenZusammen- 
h  a ng  der  Stämme  nicht  abzuweisen ,  so  würden  auch  hier  entsprechende 
Erwägungen,  wie  wir  sie  $777  bezüglich  des  wälschflandrischen  Rechtes 
geltend  machten,  nicht  wohl  bezweifeln  lassen ,  dass  die  spätere  Trennung 
durch  eine  Wanderung  von  Norden  nach  Süden  herbeigeführt 
wurde  in  einer  Zeit,  wo  die  Stämme,  welche  nach  friesischem  Recht  in  der 
S  1239  betonten  weiteren  Bedeutung  lebten,  bereits  in  den  Küstenländern 
der  Nordsee  sassen. 

Es  liesse  sich  nun  daran  denken,  dass  bei  dieser  Wanderung  von  Nord 
nach  Süden  einzelne  Bestandtheile  jener  Stämme  zurückgeblieben  und  Ein- 
fluss  auf  die  bezüglichen  Ortsrechte  gewonnen  hätten,  wie  sich  das  in 
Resten  friesischen  Rechts  im  zwischenliegenden  Binnen- 
land e  kenntlich  machen  könnte.  Nun  kann  es  allerdings  auffallen,  dass 
sich  da  mehrfach  Rechtsbestimmungen  finden,  welche  in  auffallendster 
Weise  mit  friesischen  übereinstimmen.  Von  dem  wälschflandrischen  Recht 
im  allgemeinen  ist  dabei  allerdings  abzusehen ,  da  dieses  sich  überall  dem 
Aasdomsrechte  aufs  engste  anschliesst,  dagegen  das  oberländische  Recht  ge- 
rade auch  in  dem,  was  das  Aasdomsrecht  von  den  friesischen  Rechten 
scheidet,  sich  diesen  letztern  anschliesst. 

Eher  könnte  zu  beachten  sein,  dass  das,  worin  sich  das  westfälische 
Recht,  vgl.  $  734,  von  den  andern  sächsischen  Rechten  und  vom  Aas- 
domsrechte unterscheidet,  vielfach  durchaus  mit  den  friesischen  und  den 
oberländischen  Rechten  übereinstimmt;  so  insbesondere  auch  in  der§  1256 
besprochenen  eigenthümlichen  Zurücksetzung  der  Mutter  auf  ein  Drittel 
neben  mehreren  Kindern.  Wir  besprachen  dann  aber  S  761.  762  den  auf- 
fallenden Umstand,  dass  sich  in  Uebereinstimmung  mit  vereinzelten  wälsch- 
flandrischen Ortsrechten,  aber  ganz  getrennt  vom  wälschflandrischem  Ge- 
biete im  allgemeinen  zu  Vervins  eine  durch  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe 
bedingte  und  nach  Hälften  bemessene  volle  Gemeinschaft  ergibt,  welche 
also  zunächst  auf  friesische  Grundlage  hindeutet.  Wir  suchten  das  dort 
daraus  zu  erklären,  dass  an  der  Wanderung,  welche  das  Aasdomsrecht 
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nach  Wslschflandern  brachte,  sich  auch  Bewohner  benachbarter  friesischer 
Gebiete,  zunächst  etwa  der  Drenthe,  anschlössen«  Sehen  wir  uns  aber  ein- 
mal auf  eine  grössere  Wanderung  hingewiesen,  welche  rein  friesisches 
Recht  in  die  Thaler  der  Alpen  brachte,  so  könnte  es  sich  auch  um  Reste 
dieser  Wanderung  handeln,  welche  wohl  von  der ,  durch  welche  das  Aas- 
domsrecht nach  Süden  gelangte,  ganz  geschieden  war,  da  sich  in  jenem 
oberlandischen  Gebiete  nicht  die  geringste  Annäherung  an  Eigentümlich- 
keiten des  Aasdomsrechts  zeigt  Weiter  wiesen  wir  dann  schon  wiederholt 
daraufhin,  dass  das  Recht  von  Reims  durchweg  auf  friesischer  Grund- 
lage beruht  und  suchten  $  1 227  die  Gestaltung  der  dortigen  ehelichen  Güter- 
Verhältnisse  bestimmter  mit  den  Rechten  derOmmelande  und  Ostfrieslands 
in  Verbindung  zu  bringen.  Selbst  daran  liesse  sich  erinnern,  dass,  wie  zu 
Reims,  auch  ganz  vereinzelt  zu  Saarbrück,  vgl.  §  656,  sich  jene  kenn- 
zeichnende Behandlung  der  Halbgeschwister  als  Glieder  nur  der  einen  El- 
ternfamilie ergibt,  wie  wir  sie  $  1 263  in  Uebereinstimmung  mit  den  friesi- 
schen in  den  oberländischen  Rechten  fanden. 

Ich  möchte  auf  diese  Umstände  gerade  kein  grösseres  Gewicht  legen, 
glaubte  aber  doch  darauf  hinweisen  zu  sollen,  dass  sie  erklärlicher  scheinen 
könnten,  wenn  der  mir  erst  nachträglich  aufgefallene  Anschluss  der  ober- 
ländischen an  die  friesischen  Rechte  ohnehin  darauf  hinweist,  dass  in  irgend- 
welcher weit  zurückliegenden  Zeit  eine  Wanderung  vom  friesischen  Norden 
nach  den  Alpen  zu  stattgefunden  haben  muss.  Die  Rechtsvergleichung  führt 
uns  allerdings  nur  auf  die  Ergebnisse  von  Wanderungen,  ohne  an  und  für 
sich  irgend  etwas  über  die  Richtung  derselben  aussagen  zu  können.  Aber 
die  spätem  Sitze  der  rechtsverwandten  Stämme  in  Verbindung  mit  sonstigen 
Erwägungen  werden  die  Richtung  wenigstens  im  allgemeinen  kaum  be- 
zweifeln lassen.  Ergeben  unter  ähnlichen  Verhältnissen  die  rhätischen  Rechte 
allerdings  zweifellos  nähern  Zusammenhang  mit  den  sonstigen  Rechten  der 
danischen  Gruppe,  ohne  doch  einem  derselben  sich  so  nahe  anzuschliessen, 
dass  sie  als  aus  demselben  abgeleitet  erscheinen  könnten,  so  würde  allerdings 
auch  da  der  Umstand,  dass  wir  alle  andern  Rechte  der  Gruppe  später  im 
Norden  finden,  selbst  dann  über  die  Richtung  der  Wanderung  kaum  einen 
Zweifel  lassen,  wenn  auch  die  $  496  geäusserten  Vermuthungen  sich  nicht 
bewähren  sollten.  Bei  den  oberländischen  Rechten  ist  das  Verhaltniss  inso- 
fern ein  anderes,  als  sie  sich  nicht  blos  der  dänischen  Gruppe  im  allge- 
meinen, sondern  den  friesischen  Rechten  insbesondere  so  eng  anschliessen, 
dass  die  Verzweigung  erst  erfolgt  sein  kann,  als  die  Eigentümlichkeiten, 
welche  die  friesischen  Rechte  im  weitern  Sinne  des  Worts,  vgl.  $  1239,  von 
andern  Rechten  scheiden,  sich  schon  festgestellt  hauen. 

Dann  aber  deutet  noch  ein  anderer  Umstand  darauf,  dass  die  Wan- 
derung von  den  Küstenländern  der  Nordsee,  wo  später  friesisches  Recht  in 
Geltung  war,  aus  erfolgte.  Denn  dann  erklärt  es  sich  leichter,  wenn  wir 
dieses  friesische  Recht  einerseits  tief  im  Binnenlande  in  den  Alpen,  anderer- 
seits aber  in  den  normannischen  Küstenländern  wiederfinden,  es  sich  also 
einmal  um  Wanderungen  auf  dem  Landwege,  dann  aber  auf  dem  Seewege 
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1266]  handelte,  für  welche  recht  wohl  die  Küstengebiete  der  Nordsee  den 
gemeinsamen  Ausgang  bilden  konnten. 

1267.  Schliesslich  wird  es  noch  einer  Bemerkung  über  das  Verhol t- 
niss  zum  alemannischen  Recht  bedürfen.  Haben  Burgunder  von 
ihren  neuen  Sitzen  aus  auch  bis  dahin  alemannisches  Gebiet  in  Besitz  ge- 
nommen, so  legt  das  allerdings  die  Annahme  nahe,  es  könnten  die  Ober- 
länder zu  den  Stämmen  gehört  haben,  welche  man  bis  dahin  als  Alemannen 
zusammenfasste.  Das  wäre  hier  allerdings  eben  so  möglich ,  wie  etwa  bei 
den  Stämmen,  welche  nach  helvetischen  Rechten  lebten,  wenn  wir  an- 
nehmen dürften,  der  Gesammtname  der  Alemannen  habe  einen  Verein  von 
Stämmen  bezeichnet,  welche  so  lose  verbunden  waren  und  sich  so  wenig 
mischten,  dass  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  oder  wenigstens 
des  Familienrechts  keinerlei  Ausgleichung  erfolgte ,  wie  wir  darauf  schon 
S  496  bezüglich  der  rhätischen  Rechte  hinwiesen.  Denn  wie  diese,  ergeben 
da  auch  die  oberländischen,  und  ebenso  die  helvetischen  Rechte ,  keinerlei 
nähere  Uebereinstimmung  mit  dem  Recht  der  Lex  Alamannorum  und  sol- 
chen spätem  Rechten,  welche  wir  als  alemannische  im  engern  Sinne  des 
Wortes  zu  betrachten  hätten ;  wir  werden  in  anderer  Verbindung  darauf 
zurückkommen. 

Es  mag  dem  Sprachgebrauche  jener  Zeiten  entsprechen ,  wenn  man 
alle  germanischen  Bewohner  der  jetzigen  Schweiz,  so  weit  es  sich  nicht  um 
das  burgundische  Gebiet  handelt,  als  Alemannen  bezeichnet  Dann  aber 
kann  dem  Gesammtnamen  nicht  auch  ein  auf  einheitliche  Abstammung  hin- 
weisendes Recht  entsprochen  haben.  Dabei  ist  weniger  Gewicht  darauf  zu 
legen,  dass  das  Recht  der  bezeichneten  Gebiete  von  dem  sich  dem  fränki- 
schen annähernden  alemannischen  Rechte  im  engern  Sinne  überhaupt 
wesentlich  abweicht;  es  könnte  das  ja  immerhin  das  Efgebniss  nachträg- 
licher Sonderentwicklung  sein.  Massgebend  werden  da  weniger  die  Ab- 
weichungen an  und  für  sich  sein,  als  der  Umstand,  dass  diese  Abweichun- 
gen sich  ostgermanischen  Rechten  des  Nordens  so  eng  anschliessen ,  dass 
da  für  den,  der  es  für  unzulässig  hält,  auch  die  weitgehendste  Ueberein- 
stimmung in  den  für  die  familienrechtlichen  Verhältnisse  massgebenden 
Gesichtspunkten  und  ihrer  Durchführung  im  Einzelnen  auf  blosses  Walten 
des  Zufalls  zurückzuführen ,  der  enge  verwandtschaftliche  Zusammenhang 
gar  nicht  zu.  bezweifeln  ist. 

1268.  Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  Rechte  der  däni- 
schenGruppe,  so  bieten  die  ehelichen  Vermögensverhältnisse  zwar  mehr- 
fach sehr  werth volle  Haltpunkte  für  die  Annahme  nähern  Zusammenhangs 
einzelner  Rechte  der  Gruppe,  so  der  schwedischen  und  rhätischen,  der  frie- 
sischen, normannischen  und  oberländischen.  Andererseits  aber  ist,  wenn 
wir  von  Einzelnheiten,  vgl.  etwa  §  1219,  absehen,  die  Uebereinstimmung 
unter  allen  Rechten  keine  so  auffallende,  dass  dieselbe  an  und  für  sich  die 
Annahme  engern  verwandtschaftlichen  Zusammenhangs  näher  legen  könnte. 
Weisen  aber  andere  Haltpunkte  bestimmter  auf  solchen  Zusammenhang 
hin,  so  finden  sich  doch  auch  keine  so  auffallende  Abweichungen,  fehlt  es 
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doch  so  wenig  an  Berührungspunkten,  dass  nichts  der  Annahme  im  Wege 
steht,  es  dürften  sich  auch  diese  Verhältnisse  von  einem  nahern  gemein* 
samen  Urrechte  der  ganzen  Gruppe  aus  entwickelt  haben. 

Weiter  abersteht  dann  auch  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  dieses 
Unrecht  noch  an  der  vollen  Scheidung  der  beiden  Vermögen ,  wie  wir  sie 
im  altern  westgothischsn  Recht  unmittelbar  nachweisen  konnten,  festhielt. 
Wenigstens  Reste  solcher  vollen  Scheidung  schienen  sich  noch  im  rhäti- 
schen, vgl.  S  1209,  im  friesischen,  vgl.  $  1227,  im  bretonischen  Recht,  vgl. 
$  1240,  zu  ergeben.  Um  die  sich  aus  solcher  vollen  Scheidung  ergebenden 
Unzukömmlichkeiten  zu  beseitigen,  müssten  dann  allerdings  die  Rechte  der 
Gruppe  alsbald  verschiedene  Wege  eingeschlagen  haben.  In  einem  Theile 
der  rhätischen  und  der  friesischen  Rechte  ist  der  massgebende  Gesichts- 
punkt der  der  Beständigkeit  des  Frauenguts,  und  zwar  nicht  blos  der  Lie- 
genschaften, sondern  auch  der  Fahrniss,  so  dass  alle.  Aenderungen  im  Ver- 
mögensstande, Vorschlag,  wie  Rückschlag,  nur  den  Mann  trafen.  Ueber- 
wiegend  finden  wir  dann  in  den  Rechten  der  Gruppe  den  Gesichtspunkt 
des  Gemeinguts  in  verschiedenem  Masse  durchgeführt.  Beschränkte  sich 
das  in  manchen  rhätischen  und  im  westmBnnischen  Recht  überhaupt  auf 
die  Errungenschaft,  so  dass  für  das  eingebrachte  Gut,  Liegenschaften  und 
Fahrniss,  an  der  Scheidung  festgehalten  wurde,  so  trat  überwiegend  wenig- 
stens bei  über  jähriger  oder  fruchtbarer  Ehe  Gemeinschaft  der  Fahrniss  hin- 
zu; während  sich  endlich  in  manchen  friesischen,  vereinzelt  auch  in  rhäti- 
schen Rechten  durch  Ausdehnung  auch  auf  die  Liegenschaften  volle  Ge- 
meinschaft ergab. 

Auffallender  ist  dann  das  Auseinandergehen  der  Rechte  der  Gruppe 
bezüglich  des  Theilungsmassstabes.  Findet  sich  in  den  dänischen  und  frie- 
sischen, sehr  vereinzelt  in  rhätischen  Rechten  einfach  Hälftung  nach  den 
beiden  Seiten,  so  ergibt  sich  für  die  schwedischen  und  durchweg  auch  für 
die  rhätischen  Rechte  Theilung  nach  Drittelsrecht. 

Irgendwelche  Zurücksetzung  der  Frau  ergibt  sich  nach  dem  $  1 187  ff. 
Bemerkten  bei  keiner  dieser  Gestaltungen,  wenn  wir  beachten,  dass,  wenn 
der  Gewinn  ausschliesslich  oder  zum  grössern  Theile  dem  Manne  zufiel, 
dieser  dafür  in  derselben  Weise  den  Verlust  zu  tragen  hatte.  Es  fehlt  daher 
jeder  Grund  zu  der  Annahme,  dass  schon  in  der  Zeit,  in  welcher  jene  Ge- 
staltungen sich  feststellten,  das  Vermögen  der  Frau  durchschnittlich  als  ge- 
ringer betrachtet  wurde,  als  das  des  Mannes,  obwohl  später  in  dem  grossem 
Theile  der  Rechte  der  Gruppe,  vgL  S  1 124  ff.,  die  Tochter  nach  Drittels- 
recht  zurückgesetzt  oder  auch  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist.  Wie  wenig  da 
ein  Zusammenhang  insbesondere  mit  dem  Drittelsrechte  der  Frau  besteht, 
ergeben  deutlich  die  rhätischen  Rechte,  in  welchen  wir  dieses  ganz  über- 
wiegend finden,  während  sich  gerade  in  ihnen  allgemeiner,  als  in  den  an- 
dern Rechten  der  Gruppe,  die  Gleichstellung  der  Tochter  mit  dem  Sohne 
erhalten  hat. 

Das  Drittelsrecht  würde  sich,  wie  schon  S  1 192  bemerkt,  nur  dann 
als  Zurücksetzung  der  Frau  fassen  lassen ,  wenn  es  auch  in  die  volle ,  auf 
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1268]  Liegenschaften  ausgedehnte  Gemeinschaft  eingegriffen  hätte.  Das 
aber  ist  nirgends  der  Fall.  Wie  überhaupt  in  den  friesischen  Rechten,  fin- 
den wir  auch  in  denen  mit  voller  Gemeinschaft  nur  die  Hälftung,  wahrend 
es  besonders  bezeichnend  ist ,  dass  im  Rechte  des  Bregenzer  Waldes,  fast 
dem  einzigen  rhätischen  Rechte,  welches  bis  zu  voller  Gemeinschaft  vorge- 
schritten ist,  vgl.  §  1 2 1 3 ,  sich  auch  abweichend  von  der  Masse  der  rhäti- 
schen Rechte,  vgl.  S  1 2 1 1 ,  nicht  Drittelsrecht,  sondern  Hälftung  findet. 


4.  GÖthische  Gruppe,  a.  Isländisches  Recht. 

1269«  Habe  ich  S  1184  fr.  im  allgemeinen  auf  die  Gründe  hinge- 
wiesen, welche  dafür  sprechen ,  dass  die  volle  Scheidung  der  Güter,  nicht 
blos  des  Grundvermögens,  sondern  auch  der  Erträgnisse,  als  die  ursprüng- 
lichste Gestaltung  des  ehelichen  Güterrechts  zu  betrachten  sei,  so  legte  ich 
besonderes  Gewicht  darauf,  dass  da  noch  das  spätere  isländische  Recht  im 
wesentlichen  dieselbe  Gestaltung  zeigt,  wie  sie  sich  auch  in  den  ältesten 
Quellen  des  westgothischen  Rechts  nachweisen  lässt  Ergeben  sich  in  allen 
Rechten,  welche  wir  $  385  insbesondere  im  Gegensatze  zu  der  dänischen 
als  göthisch -norwegische  Gruppe  zusammenfassten,  nach  dem 
weiterhin  zu  Bemerkenden  Haltpunkte,  welche  darauf  deuten,  dass  die  ehe- 
lichen Güterverhältnisse  sich  in  denselben  von  gemeinsamer  Grundlage  aus 
unabhängig  von  den  Rechten  anderer  Gruppen,  insbesondere  auch  den  der 
dänischen  zugezählten  scandinavischen  Rechten,  weiterentwickelt  haben, 
und  müsste  dann  bei  Richtigkeit  unseres  Ausgangspunktes  von  allen  Rechten 
der  Gesammtgruppe  das  isländische  das  der  gemeinsamen  Grundlage  nächst- 
stehende geblieben  sein,  so  werden  wir  zunächst  dieses  ins  Auge  zu  fassen 
haben,  um  dann  zu  prüfen,  in  wie  weit  sich  die  Gestaltung  der  übrigen 
Rechte  der  Gesammtgruppe  durch  Weiterentwicklung  von  dem  damit  ge- 
botenen Ausgangspunkte  ergeben  haben  kann. 

Nach  isländischem  Recht,  vergl.  Rive  Vormundsch.  1,  128  ff., 
Olivecrona  Pre'cis  bist,  de  1'  orig.  de  la  communaute'  des  biens  96  ff.,  Amira 
Obl.  2,  203.  214  ff.,  881  ff.  909,  steht  allerdings  auch  das  Frauengut  unter 
ausschliesslicher  Verwaltung  des  Mannes,  der  selbst  über  den  Bestand 
desselben  in  ausgedehntester  Weise  verfügen  mag,  so  dass  der  Frau  keinerlei 
Einspruchsrecht,  sondern  immer  nur  ein  Entschädigungsanspruch  zustand, 
während  die  Frau  selbst  während  der  Ehe  nur  in  ganz  beschränkter  Weise 
über  ihr  Gut  verfügen  darf,  jede  darüber  hinausgehende  Verfügung  durch 
Einspruch  des  Mannes  nichtig  wird. 

Die  weitgehenden  Verwaltungsbefugnisse  des  Mannes  schlössen  aber 
die  v  o  1 1  e  Gü  terscheidung  nicht  aus.  Denn  weder  wuchsen  die  Ertrag- 
nisse des  Frauenguts  dem  Manne  zu,  noch  bildete  sich  durch  die  Einheit 
der  Verwaltung  ein  eheliches  Gemeingut  aus.  Der  Mann  verwaltete  nur  für 
die  Frau,  haue  derselben  auf  Verlangen  jederzeit  Rechnung  über  den  Stand 
ihres  Vermögens  zu  legen.   Bei  einer  Misswirthschaft  des  Mannes,  welche 
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so  weit  geht,  dass  die  Frau  nicht  mehr  genügenden  Unterhalt  findet,  hatte 
dieselbe  auch  wohl  das  Recht,  Herausgabe  ihres  Vermögens  oder  eines 
Theiles  zu  verlangen,  während  doch  die  Ehe  selbst  fortbestehen  blieb,  wie 
wir  ähnlichen  Bestimmungen  S  1209  in  rhätischen  Rechten  begegneten. 
Der  Unterhalt  der  Frau  war  aus  ihrem  eigenen  Vermögen  zu  bestreiten 
und  ebenso,  wie  eigene  Schulden  der  Frau,  in  Abrechnung  zu  bringen;  ge- 
meinsame Schulden  trafen  jeden  nach  Massgabe  des  Nutzens,  den  er  davon 
gehabt  haue.  Für  den  Unterhalt  der  Kinder  hatten  beide  nach  Massgabe 
ihres  Vermögens  aufzukommen  oder  so,  dass  dem  Manne  zwei  Drittel,  der 
Frau  ein  Drittel  zur  Last  fielen;  nach  demselben  Verhaltnisse  wuchsen  die 
Bussen,  welche  für  Verletzung  der  Kinder  den  Eltern  zu  zahlen  waren, 
beiden  Vermögen  zu.  War  die  Aussteuer  der  Kinder  zunächst  Sache  des 
Vaters  und  wurden  dieselben  zunächst  vom  Vater  beerbt,  so  fiel  doch  dasr 
was  die  Mutter  etwa  zur  Aussteuer  beigetragen  hatte,  in  das  Vermögen  der- 
selben zurück. 

Beim  Tode  des  Mannes  hatte  demnach  die  Frau  nichts  zu  verlangen,, 
als  ihr  ursprüngliches  Vermögen ,  wie  es  sich  während  der  Ehe  gemehrt 
oder  auch  gemindert  hatte,  und  den  Mundr,  in  dem  wir  den  dem  Widum 
entsprechenden  Betrag  zu  sehen  haben ,  um  den  der  Mann  sein  Recht  auf 
die  Frau  erworben  hatte.  Nur  an  der  von  den  Eltern  der  Frau  gegebenen 
Heimsteuer  scheint  dem  Manne  während  der  Ehe  die  selbstständige  Nutzung 
zugestanden  zu  haben,  wohl  als  Ausgleichung  für  den  Mundr ,  so  dass  sie 
nach  Lösung  der  Ehe  der  Frau  oder  deren  Erben  im  ursprünglichen  Werthe 
zurückzustatten  war. 

Ergibt  sich  so  die  Gütertrennung  als  gesetzliche  Regel,  so  deuten 
manche  Bestimmungen  auf  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung 
hin,  welche  sich  bei  derselben  ergeben  konnten.  Was  von  der  Frau  wäh- 
rend der  Ehe  verbraucht  war,  sollte  erforderlichenfalls  durch  Ausspruch 
von  fünf  Nachbarn  festgestellt  werden.  War  der  Zuwachs  nicht  genauer 
festzustellen,  so  sollten  Zehn  vom  Hundert  des  Stammvermögens  als  jähr- 
licher Durchschnittsertrag  betrachtet  werden. 

Die  sich  da  ergebenden  Schwierigkeiten  liessen  sich  allerdings  durch 
vertragsmässige  Gütergemeinschaft  beheben,  wie  sie  den  Ehe- 
leuten gestattet  war.  Aber  sie  erscheint  als  eine  Ausnahme,  die  ausdrück- 
lich zu  erweisen  war,  wenn  nicht  die  gesetzlichen ,  von  voller  Güterschei- 
dung  ausgehenden  Bestimmungen  Platz  greifen  sollten.  Und  auch  bei  den 
Bestimmungen  über  die  Gemeinschaft  zeigt  sich  der  Unterschied  der  Ver- 
mögen beachtet.  Es  heisst  wohl ,  dass  sie  nur  eingegangen  werden  soll, 
wenn  die  Vermögensverhältnisse  entweder  dem  vorhandenen  Gute  oder  der 
Erwerbsfähigkeit  nach  gleicher  Art  sind.  Auch  bestand  kein  fester  Thei- 
lungsmassstab  für  die  Gemeinschaft,  so  dass  dabei  der  Unterschied  der  Ver- 
mögen zur  Geltung  kommen  konnte;  sie  konnte  auf  Hälftung,  auf  Drittels- 
recht der  Frau,  aber  auch  auf  den  Massstab  der  beiderseits  eingebrachten 
Vermögen  eingegangen  werden. 
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1269]  Doch  muss  für  Fälle,  wo  es  sich  nicht  blos  um  freie  Vereinbarung 
handelt,  sondern  ein  gesetzlicher  Theilungsmassstab  nicht  zu  entbehren 
war,  die  Auffassung  festgestanden  haben,  dass  dann  Drittelsrecht  ein- 
trete, so  dass  auf  die  Frau  ein  Drittel,  auf  den  Mann  zwei  Drittel  fallen 
sollen.  Nach  diesem  Verhältnisse  haben  die  Eheleute,  wie  erwähnt,  für  den 
Unterhalt  der  Kinder  beizutragen,  oder  theilen  danach  die  für  Verletzung 
<der  Kinder  zu  zahlenden  Bussen. 

Insbesondere  aber  ergibt  sich  dieser  Theilungsmassstab  immer  in  den 
Fällen,  wo  das  isländische  Recht  ausnahmsweise  gesetzliche  Güterge- 
meinschaft bestimmt.  So  wird,  wenn  beide  ohne  alles  Vermögen  zu- 
sammenkamen, die  gemeinsame  Errungenschaft  nach  diesem  Massstabe 
getheilt.  Da  könnte  also  wohl  nur,  wenn  man  sich  nicht  einem  ohne- 
hin bereits  feststehendem  Massstabe  anschloss,  der  Umstand  massgebend 
gewesen  sein,  dass  man  die  Thätigkelt  des  Mannes  höher  bewerthete,  als 
die  der  Frau.  Ebenso  wird  getheilt,  wenn  zwar  ein  Heirathsvertrag  einge- 
gangen war,  die  Zeugen  aber  verstorben  waren  oder  sich  der  Bedingungen 
nicht  mehr  erinnerten,  und  zwar  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Ehe- 
leute drei  Jahre  zusammengelebt  hatten  und  der  Mann  bei  Eingehung  der 
Ehe  ausser  dem  Mundr  wenigstens  ein  Vermögen  von  einer  Mark  besessen 
hatte.  Ich  lasse  es  dahingestellt,  ob  die  letztere  Bestimmung  auf  die  Auffas- 
sung schliessen  lässt,  dass  in  der  Regel  der  Mann  das  grössere  Vermögen 
in  die  Ehe  bringt,  wie  das  allerdings  in  den  Rechten  dieser  Gruppe,  in 
welcher  das  Weib  durch  den  gleichstehenden  Mann  vom  Erbe  ausge- 
schlossen ist,  nicht  auffallen  könnte. 

1270.  Die  volle  Güterscheidung,  wie  wir  sie  als  gesetzliche  Regel  im 
isländischen  Rechte  finden,  scheint  mir  nun  einen  beachtenswerthen  Beleg 
für  das  zu  bieten,  was  ich  S  148  ff.,  dann  $  385  über  die  Verwandt- 
schaft licheStellung  des  isländischenRechts  bemerkte.  Hat  sich 
dasselbe  im  neunten  Jahrhunderte  von  den  norwegischen  Rechten  abge- 
sondert, so  trat  ich  dort  der  üblichen  Annahme  entgegen,  dass  der  nähere 
Anschluss  bei  den  uns  näher  bekannten  westnorwegischen  Rechten,  insbe- 
sondere dem  Gulathingsrechte,  zu  suchen  sei.  Das  scheint  sich  auch  hier 
durchaus  zu  bestätigen. 

Ist  das  irgend  begründet,  was  wir  Sil 85  über  die  Unzulässigkeit  der 
Annahme  bemerkten,  man  sei  in  irgendwelchem  Rechte,  in  welchem  bereits 
das  lästige  Auseinanderhalten  der  Errungenschaft  beseitigt  war,  erst  nach- 
träglich auf  volle  Scheidung  zurückgekommen,  so  vertritt  das  isländische 
Recht  den  westnorwegischen  Rechten  gegenüber  zweifellos  die 
ältere  Entwicklungsstufe.  Denn  in  diesen  erscheint  das  Auseinanderhalten 
beider  Vermögen  auch  bezüglich  des  Gewinns  und  Verlustes  dadurch  ver- 
mieden, dass  die  gesammte  Errungenschaft  Sache  des  Mannes  ist.  Nun 
müsste  das  unter  andern  Verhältnissen  das  Zurückgehen  beider  Rechte  auf 
dieselbe  nähere  Grundlage  nicht  gerade  ausschliefen,  da  sich  ja  annehmen 
liesse,  dass  auch  das  westnorwegische  Recht  im  neunten  Jahrhunderte  noch 
an  der  vollen  Güterscheidung  festhielt,  sich  dann  aber  seitdem  weiterem- 
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wickelte,  während  das  isländische  auf  der  alteren  Entwicklungsstufe  ver- 
harrte. 

Diese  Annahme  ist  hier  aber  durch  einen  andern  Umstand  bestimmt 
ausgeschlossen.  Wir  werden  im  Verlaufe  unserer  Untersuchungen  sehen, 
dass  südgermanische  Rechte,  das  longobardische ,  helvetische  und  burgun- 
dische,  wie  bezüglich  anderer  Verhältnisse,  so  auch  bezüglich  des  ehelichen 
Güterrechts  und  insbesondere  bezüglich  des  Verbleibens  der  Errungenschaft 
auf  Seiten  des  Mannes  und  was  damit  zusammenhängt,  mit  den  westnorwe- 
gischen Rechten  in  so  nahem  Zusammenhange  stehen,  dass  an  Zurück- 
gehen auf  eine  gemeinsame  nähere  Grundlage  nicht  zu  zweifeln  ist.  Dann 
aber  ist  die  Annahme  einer  Verzweigung  erst  im  neunten  Jahrhunderte  aufs 
bestimmteste  ausgeschlossen ;  wir  sehen  uns  damit  auf  eine  weit  zurück- 
liegende vorgeschichtliche  Zeit  hingewiesen,  in  der  damit  das,  was  die  west- 
norwegischen Rechte  bezüglich  des  ehelichen  Güterrechts  vom  isländischen 
scheidet,  in  ihnen  wenigstens  so  weit,  als  jene  südgermanischen  Rechte  da 
übereinstimmen,  schon  anerkannt  gewesen  sein  muss. 

War  dann  weiter  zu  beachten,  dass  das  isländische  Recht  sich  vielfach 
dem  göthischen,  nicht  selten  aber  auch  dem  gothischen  Recht  ungleich 
näher  verwandt  zeigt,  als  dem  westnorwegischen ,  so  wusste  ich  alle  diese 
Umstände  §  151  ff.  nur  durch  die  Annahme  zu  erklären,  dass  das  isländische 
Recht,  dessen  Zurückgehen  auf  norwegisches  Recht  des  neunten  Jahrhun- 
derts ja  nicht  zu  bezweifeln  sein  wird,  bezüglich  dessen,  worin  es  von  den 
westnorwegischen  Rechten  abweicht,  auf  das  uns  nicht  genauer  bekannte 
ostnorwegische  Recht  zurückgehen  müsse.  So  oft  ich  dann  auch 
später  die  da  eingreifenden  Verhältnisse  erwogen,  hat  sich  nur  die  Ansicht 
bestärkt,  dass  zur  Erklärung  derselben  keine  andere  Annahme  erübrige ;  und 
glaubte  ich  §  148  ff.  das  isländische  Recht  noch  als  ein  Mischrecht  behau* 
dein  zu  sollen,  so  glaubte  ich  das  schon  S  385  dahin  einschränken  zu  dürfen, 
dass  wenigstens  auf  dem  von  mir  beachteten  familienrechtlichen  Gebiete 
der  Anschluss  an  das  göthische  Recht  ein  so  ungleich  engerer  ist,  als 
der  an  die  westnorwegischen  Rechte ,  dass  es  wenigstens  danach  schlecht- 
weg einer  engern  Gruppe  zuzuzählen  sein  würde,  die  ich  als  göthische  be- 
zeichnete, und  der  dann  auch  als  vermittelndes  Glied  das  ostnorwegische 
Recht  zuzuzählen  sein  würde ,  nach  welchem  die  ganze  Gruppe  passender 
als  ostnorwegische  zu  bezeichnen  sein  dürfte,  wenn  ich  das  auch  aus  dem 
dort  angegebenen  Grunde  glaubte  vermeiden  zu  sollen. 


b.  Ostnorwegisches  Recht. 

1271.  Geht  das  isländische  Recht  nach  unserer  Annahme  auf  das  ostnor- 
wegische Recht  des  neunten  Jahrhunderts  zurück,  so  wird  auch  derSchluss 
nicht  abzuweisen  sein,  dass  dann  auch  dieses  letztere  damals  noch  an  der 
vollen  Güterscheidung  festhielt.  Allerdings  wird  das  dritte  Recht  der 
Gruppe,   das   göthische,    Errungenschaftsgemeinschaft   ergeben;   äussere 
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1271]  Gründe  würden  daher  hier  zweifelhaft  lassen,  ob  das  ostnorwegische 
in  dieser  Beziehung  sich  näher  dem  einen,  oder  dem  andern  anschloss. 
Aber  die  S  1 185  betonte  und  schon  $  1270  für  das  Verhältniss  des  islän- 
dischen zum  westnorwegischen  Recht  verwerthete  Erwägung,  dass  nicht 
anzunehmen  ist,  man  sei  in  irgendwelchem  Rechte  von  Errungenschaftsge- 
meinschaft erst  nachträglich  zu  voller  Güterscheidung  übergegangen,  würde 
auch  hier  keinen  Zweifel  lassen,  dass  das  isländische  nur  aus  einem  Rechte 
abgeleitet  sein  kann,  welches  zur  Zeit  der  Verzweigung  noch  an  voller 
Scheidung  festhielt. 

Dass  uns  die  ostnorwegischen  Rechte ,  das  des  Eidsifathing  und  des 
damit  zusammenhängenden  Borgarthing,  bis  auf  Bruchstücke  unbekannt 
sind,  ergibt  eine  Lücke,  welche  es  ausserordentlich  erschwert,  den  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhang  der  ostgermanischen  Rechte  und  insbesondere 
das  Eingreifen  des  gothischen  Rechts  in  denselben  bestimmter  festzustellen. 
Zweifle  ich  nach  so  mancher  auffallenden  Uebereinstimmung  des  isländi- 
scheu  und  gothischen  Rechts  mit  dem  gothischen  nicht,  dass  wenigstens 
von  allen  Rechten  der  göthisch  -  norwegischen  Gruppe  das  ostnorwegische 
dem  gothischen  am  nächsten  stand ,  so  würde  ja  auch  das  der  Annahme 
voller  Güterscheidung  in  jenem  entsprechen ,  da  wir  dieselbe  in  den  altern 
Quellen  des  gothischen  Rechts  noch  unmittelbar  nachweisen  konnten. 

Aber  gerade  in  unserm  Falle  scheint  sich  auch  ein  unmittelbarer  Beleg 
für  unsere  Annahme  zu  ergeben.  In  dem  uns  erhaltenen  altern  Christen- 
recht des  Borgarthing  2  c.  10  und  wesentlich  gleichlautend  im  neuern  c  26 
heisst  es :  Wenn  aber  Eheleute  gewirthschaßet  haben  dreissig  Winter  oder 
noch  länger,  die  Vermählung  saugen  alle  weggestorben  sind,  sie  verfügt  hat 
über  Schloss  und  Riegel  im  ganzen  Anwesen,  gesessen  nach  dem  Alter  bei 
andern  Ehefrauen,  geheissen  von  Jedermann  seine  Frau,  da{u  soll  sie  haben 
ein  Zeugniss  von  sechs  Männern  ,  dass  so  gewesen  ist  die  Wirthschafl  von 
denen  dreissig  Winter  oder  noch  länger ,  dann  gelangt  sie  %u  gesetzlicher 
Eheschliessung  fN.  dann  hat  sie  %umGeset%)  im  Hof  des  Mannes  ein  Dritt- 
theil  vom  Gut  in  Land  und  losem  Gut  und  daqu  drei  Mark  als  Mundr. 

Daraus  ergibt  sich  jedenfalls ,  dass  dem  ostnorwegischen  Recht  noch 
später  die  Gemeinschaft  als  gesetzliche  Regel  fehlte,  nur  als  Ausnahme  an- 
erkannt war,  wenn  der  ursprügliche  Bestand  der  beiden  Vermögen  oder 
der  Inhalt  des  Ehevertrags  nicht  mehr  genügend  zu  erweisen  war.  Es  ent- 
spricht weiter  diese  Bestimmung  genau  der  $  1 269  erwähnten  des  isländi- 
schen Rechts,  nur  dass  nach  diesem  schon  dreijähriges  Zusammenleben  ge- 
nügen soll.  Und  es  scheint  mir  nicht  gerade  ausgeschlossen ,  dass  dieser 
Unterschied  sich  erst  nachträglich  ergeben  hat  Die  Frist  des  isländischen 
Rechts  ist  gegenüber  entsprechenden  anderer  Rechte  eine  auffallend  kurze; 
und  der  Voraussetzung,  dass  alle  Zeugen  gestorben  sind  oder  sich,  wie  im 
isländischen  Rechte  hinzugefügt  ist,  der  Bedingungen  nicht  mehr  erinnern, 
würde  gewiss  der  längere  Zeitraum  besser  entsprechen.  Die  handschriftliche 
Ueberlieferung  der  isländischen  Quellen  scheint  allerdings  keinen  Halt  für 
die  Annahme  zu  bieten,  es  sei  da  Dreissig  stau  Drei  zu  lesen.  Doch  mochten 
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besondere  Umstände  dazu  führen,  aof  der  Insel  nachtraglich  den  Zeitraum 
geringer  zu  bemessen. 

Jedenfalls  zeigt  sich  da  kein  näherer  Anschluss  an  die  entsprechende 
Bestimmung  des  westnorwegischen-  Rechts ;  vgl.  Olivecrona  104.  Danach 
tritt  gesetzliche  Gemeinschaft  überhaupt  ein,  wenn  die  Eheleute  zwanzig 
Jahre  mit  einander  gelebt  haben  ohne  Gemeinschaftsvertrag  oder  ohne  den-' 
selben  während  dieser  Zeit  veröffentlicht  zu  haben ;  und  der  im  ostnorwe- 
gischen Rechte  betonte  Tod  der  Zeugen  ist  hier  nicht  erwähnt  und  sicht- 
lich ohne  Bedeutung,  da  nach  westnorwegischem  Recht,  vgl.  Amira  Obl. 
2,  587,  die  Beweiskraft  des  Zeugnisses  überhaupt  nach  zwanzig  Jahren  er- 
lischt. Lassen  sich  hier  ausnahmsweise  eine  Bestimmung  des  isländischen 
und  des  ostnorwegischen  Rechts  unmittelbar  mit  einander  vergleichen ,  so 
scheint  sie  durchaus  unsere  Annahme  des  engern  Zusammenhangs  beider 
Rechte  zu  bestätigen  und  die  Folgerung,  dass  auch  dem  ostnorwegischen 
Recht  die  gesetzliche  Gemeinschaft  als  Regel  gefehlt  haben  muss. 


c.  Göthisches  Recht. 

1272.  Als  drittes  Glied  glaubte  ich  derselben  Gruppe  das  göthische 
Recht  zuzählen  zu  sollen,  welches  in  der  Regel  mit  den  schwedischen 
Rechten  in  näheren  Zusammenhang  gebracht  wird.  Es  war  mir  dafür  mass- 
gebend, dass  die  göthischen  Rechte  und  zwar  in  Abweichung  sowohl  von 
den  schwedischen  und  dänischen,  als  von  den  westnorwegischen  Rechten 
in  ihrer  Erben  folge  und  damit  zusammenhängenden  Verhältnissen  in 
auffallender  Weise  nur  mit  dem  isländischen  Recht  übereinstimmen,  wie 
ich  das  bereits  S  529  ff.  näher  ausführte. 

Nun  scheint  bei  den  jetzt  besprochenen  Verhältnissen  auf  den  ersten 
Blick  die  hier  anerkannte  gesetzliche  Gemeinschaft  näheren  Anschluss  an 
die  schwedischen  Rechte  zu  ergeben.  Dass,  wie  in  diesen,  auch  in  den 
göthischen  Rechten  nicht  nach  Hälften,  sondern  nach  Drittelsrecht  getheilt 
wird,  fällt  allerdings  nicht  ins  Gewicht ;  denn  das  traf  im  isländischen,  wie 
in  den  norwegischen  Rechten  ebenso  zu.  Beachtenswerther  scheint  zu  sein, 
dass  in  Abweichung  vom  isländischen  und  westnorwegischen  Recht ,  aber 
inUebereinstimmung  mit  dem  schwedischen,  die  Gemeinschaft  eine  gesetz- 
liche und  mit  der  Vollziehung  der  Ehe  eintretende  ist. 

Dem  gegenüber  wird  aber  eine,  wie  ich  denke,  wesentliche  Abwei- 
chung zu  beachten  sein,  durch  welche  sich  die  göthischen  Rechte  nur  dem 
gothisch-spanischen  näher  anschliessen.  Wie  in  diesem ,  ergibt  sich  Aus- 
schluss der  eingebrachten  Fahrniss  von  der  Gemeinschaft. 
Die  Gemeinschaft  beschränkt  sich  auf  das  Gewinnland  und  die  zugewach- 
sene Fahrniss;  was  von  der  eingebrachten  noch  vorhanden,  ist  Sondergut 
jedes  der  Ehegatten,  so  dass  sich  lediglich  Errungenschaftsgemein- 
schaft, nicht  auch  Fahrnissgemeinschaft  ergibt.  Allerdings  wird  das  zu- 
nächst wohl  nur  bezüglich  der  Omynd ,  der  Aussteuer  der  Frau,  betont ; 
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1272]  vgl.  Olivecrona  Pr.  122.  Aber  unter  Omynd  wird  sichtlich  das  ganze 
eingebrachte  Gut  der  Frau  verstanden.  Hatten  nach  älterm  göthischen  Recht 
die  Töchter  kein  Erbrecht  neben  Söhnen,  so  wird  sich  ihr  Gut  in  der  Regel 
auf  die  Aussteuer  beschränkt  haben.  Aber  auch  was  die  Frau  während  der 
Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  erwarb,  wird  der  Omynd  zugerechnet; 
insbesondere  heisst  es  im  ostgöthischen  Recht,  vgLAmiraObl.  1,741,  auch 
von  den  von  der  Frau  wahrend  der  Ehe  ererbten  Liegenschaften,  dass  sie 
der  Aussteuer  folgen. 

Dann  aber  ergibt  sich,  dass  die  eingebrachte  Fahrniss  selbst  ihr  Son- 
dergut blieb,  die  Zuzucht  aber  und  die  Früchte  von  den  Liegenschaften  Ge- 
meingut wurden.  So  heisst  es  besonders  bestimmt  in  Westgötalagen  I  Ab.  10 
nach  Uebersetzung  von  Beauchet  Loi  de  Westrogothie  183:  Celui  qui  a 
recueilli  la  succession  a  droit  ä  ce  qui  vit,  les  deux  ont  ce  qui  en  naii ;  und 
weiter :  Pour  les  chevaux  qui  vont  en  troupeaux  dans  les  bois>  tous  les  pou- 
lains  qui  en  naissent  appartiennent  aux  deux,  womit  doch  die  Mutterpferde 
als  Sondergut  bezeichnet  sind.  Dass  nicht  alle  Fahrniss  Gewinngut  war,  er- 
gibt sich  auch  daraus,  dass  der  Mann,  wenn  er  die  Frau  schlägt  oder  sie 
fälschlich  beschuldigt,  ihr  eine  Geldstrafe  zu  zahlen  hat,  welche  später  von 
ihr  oder  ihren  Erben  aus  dem  Ehegute  vorwegzunehmen  ist ;  vgl.  Beauchet 
166.  194. 

Aber  für  die  in  der  Wirthschaft  verbrauchte  Fahrniss  ist  kein  Ersatz 
zu  leisten.  Nach  Westgötalagen  Ab.  5  nimmt  die  überlebende  spätere  Frau 
ihre  ganze  Aussteuer  vorweg,  so  weit  dieselbe  nicht  verbraucht  ist,  während 
alles  Uebrige  zwischen  ihr  und  den  Vorkindern  zu  theilen  ist.  So  heisst  es 
auch  in  Östgötalagen  Gb.  16,  vgl.  Amira  Obl.  1,  742,  von  der  Herausgabe 
der  Aussteuer  an  die  Erben  der  verstorbenen  Frau,  dass,  wenn  Unfreie  zu 
Aussteuer  gegeben  waren  und  dieselben  im  Dienste  der  Eheleute  durch 
Alter  dienstunfähig  geworden  oder  von  ihnen  freigelassen  sind,  so  soll  kein 
Ersatz  dafür  gegeben  werden.  Freilich  heisst  es  dann,  dass  verkaufte,  ent- 
laufene oder  gestorbene  Unfreie  zu  ersetzen  sind.  Wird  damit  allerdings  in 
gewissen  Fällen  eine  Ersatzpflicht  anerkannt,  so  dürfte  das  damit  zusam- 
menhängen, dass  nach  einer  Eigenthümlichkeit  des  ostgöthischen  Rechts, 
vgl.  Olivecrona  131,  nur  die  überlebende  Frau  selbst  ein  Drittel  des  Ge- 
meinguts erhielt,  nicht  aber  die  Erben  der  vorverstorbenen,  was  darauf  hin- 
wirken mochte,  dass  diesen  wenigstens  gewisse  eingebrachte  Fahrniss,  wenn 
sie  untergegangen ,  ersetzt  werden  sollte.  Im  allgemeinen  werden  wir  da- 
von ausgehen  dürfen,  dass  im  göthischen  Recht  keine  Fahrnissgemeinschaft 
bestand,  die  eingebrachte,  so  weit  sie  noch  thatsächlich  vorhanden.  Sonder- 
gut war,  während  der  Werth  der  untergegangenen  nicht  nach  ihrem  ur- 
sprünglichen Werthe ,  sondern  durch  den  Antheil  jedes  der  Ehegatten  am 
errungenen  Gemeingute  ersetzt  wurde. 

1273.  Damit  aber  ergibt  sich  für  die  göthischen  Rechte  eine  wesent- 
liche Abweichung  von  den  schwedischen  Rechten.  Wir  sahen 
bei  der  Besprechung  derselben,  dass  eines  derselben ,  das  ältere  westmän- 
nische,  allerdings  nicht  blos  die  eingebrachten  Liegenschaften,  sondern  auch 
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die  angebrachte  Fahrniss  als  Soodergut  behandelt ,  so  dass  sich  lediglich 
Errungenschaftsgemeinschaft  ergibt  Aber  massgebend  für  das  Recht  jedes 
Theils  auf  die  Fahrniss  ist  nicht  das,  was  vom  Bestände  der  eingebrachten 
Fahrniss  noch  thatsfichlich  vorhanden  ist,  so  dass  alle  zugewachsene  und 
neuerworbene  Fahrniss  in  das  Gemeingut  teilt,  sondern  der  ursprungliche 
Werth  der  Fahrniss;  jedem  Theil  gebührt  so  viel,  als  er  in  den  Hof  ein- 
brachte, so  dass  die  nicht  mehr  vorhandene  durch  andere  gleichen  Werthes 
zu  ersetzen  und  erst  der  Rest  als  Gemeingut  zu  theilen  ist.  Dagegen  ergibt 
sich  in  den  andern  Swearechten,  wie  auch  im  jungem  westmHnnischen 
Rechte  volle ,  mit  der  Vollziehung  der  Ehe  beginnende  Gemeinschaft  der 
Fahrniss  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  dieselbe  in  die  Ehe  eingebracht 
oder  erst  wahrend  derselben  erworben  wurde. 

Auf  diese  Abweichung  würde  ich  weniger  Gewicht  legen ,  wenn  da 
nicht  die  schwedischen  Rechte  auffallende  Uebereinstimmung  mit  den  ihnen 
näher  verwandten  friesischen  und  rhänschen  Rechten  zeigten.  Auch  in 
diesen  wird  zwischen  thatsfichlich  eingebrachter  und  zugewachsener  Fahr- 
niss nicht  unterschieden.  Auch  in  diesen  ist ,  wo  die  Fahrnissgemeinschaft 
fehlt,  vor  derTheilung  des  errungenen  Gemeingutes  der  volle  Werth  auch 
der  eingebrachten  Fahrniss  vorwegzunehmen ;  oder  aber  es  erscheint  die 
gesammte  Fahrniss  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  als  Gemeingut  be- 
handelt. Eben  dieser  nähere  Zusammenhang  der  schwedischen  mit  später 
örtlich  getrennten,  aber  nach  andern  Haltpunkten  näher  verwandten  Rechten 
verbietet  uns  doch,  jene  Abweichung  der  schwedischen  von  den  göthischen 
Rechten  als  eine  mehr  zufällige  zu  fassen,  wie  sie  sich  auch  von  gleicher 
Grundlage  aus  bei  der  Weiterentwicklung  haue  ergeben  können;  sie  deutet 
doch  darauf,  dass  sie  auf  eine  verschiedene  Grundlage,  auf  eine  schon  ur- 
sprüngliche verschiedene  Auffassung  dieser  Verhältnisse  in  verschiedenen 
Rechtsgruppen  zurückgeht 

Findet  sich  für  die  göthische  Auffassung  nur  näherer  Anschluss  im 
gothisch-spanischenRecht  und  hat  sie  sich  da  erweislich  von  voller 
Scheidung  der  Güter  aus  ergeben,  so  steht  natürlich  nichts  im  Wege,  auch 
für  jene  die  Grundlage  in  einem  Recht  zu  suchen,  welches,  wie  das  auch 
sonst  näher  verwandte  isländische,  beide  Vermögen  ganz  auseinanderhielt, 
welches  dann  nach  dem  Gesagten  das  ostnorwegische  gewesen  sein  dürfte. 
Man  hielt  auch  auf  einer  folgenden  Stufe  das  thatsfichlich  Eingebrachte, 
Fahrniss,  wie  Liegenschaften  auseinander,  wie  das  selbst  bei  längerer  Dauer 
der  Ehe  nicht  gerade  zu  schwer  durchführbar  war;  man  beseitigte  aber  das 
lästige  Auseinanderhalten  auch  der  zugewachsenen  Fahrniss  dadurch,  dass 
man  nur  diese  ebenso,  wie  die  gemeinsam  erworbenen  Liegenschaften,  als 
Gemeingut  behandelte. 

Liegt  der  Hauptunterschied  zwischen  göthischem  und  isländischem, 
und  damit  wahrscheinlich  auch  ostnorwegischem  Recht  darin,  dass  eine 
Gemeinschaft,  wie  sie  auch  hier  vielfach  durch  freie  Uebereinkunft  be- 
stimmt werden  mochte,  dort  eine  gesetzlich  eintretende  war,  so  ergibt  das 
spanische  Recht  nachweislich  einen  entsprechenden  Ucbergang,  insofern 
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1273}  dfe  Gemeinschaft  der  Errungenschaft,  wie  sie  zur  Zeit  der  westgo- 
thischeri  Lex  nur  erst  bei  annähernder  Gleichheit  der  Vermögen  üblich  ge- 
wesen zu  sein  scheint,  auch  da  später  trotz  aller  Ungleichheit  der  Vermögen 
eine  gesetzliche  wurde.  Ergibt  sich  aber  gerade  in  diesem  Punkte  nähere 
Uebepeinstimmung  mit  dem  schwedischen  Recht,  so  Hesse  sich  immerhin 
auch  an  ein  Anderes  denken. 

-  Stand  Göthland  schon  früh  in  staatlicher  Verbindung  mit  Swealand,  hat 
später,  wie  wir  §  1 146  ff.  nachzuweisen  suchten,  Birger  Jarl  das  schwedische 
Weibererbcecht  durch  Gesetz  auf  Göthland  übertragen,  so  wäre  es  möglich, 
dass  ein  früherer  König  die  Drittelsgemeinschaft  am  Gewinngute,  wie  sie 
schon  früher  in  Göthland  bei  freiem  Uebereinkommen  am  üblichsten  sein 
mochte,  entsprechend  dem  schwedischen  Recht  zur  gesetzlichen  Wirkung 
der  Vollziehung  der  Ehe  machte.  Nach  der  in  Uplandslagen  Aeb.  3,  vgl. 
Beauchet  L.  de  Vestr.  177,  Olivecrona  Pr.  126,  mitgetheilten  Vermählungs- 
formel hätte  der  seit  1150  regierende  König  Erich  durch  Gesetz  die  Drittels- 
gemeinschaft der  Fahrniss  eingeführt.  Das  ist  für  die  Swearechte  gewiss 
nicht  richtig;  es  ergibt  sich  da  so  grosse  Uebereinstimmung  insbesondere 
mit  rhätischen  Rechten,  dass  an  Zurückreichen  auf  vorgeschichtliche  Zeiten 
nicht  zu  zweifeln  ist.  Es  liesse  sich  aber  etwa  daran  denken,  die  Anknüpfung 
habe  ein  die  gesetzliche  Gemeinschaft  auf  das  ganze  Reich  ausdehnendes 
Gesetz  gegeben ;  doch  steht  dem  wohl  im  Wege ,  dass  Erich  in  Göthland 
nur  zeitweise  als  König  anerkannt  war. 

Abweichend  von  den  göthischen  stimmt  dann  das  §  1035  besprochene 
Recht  von  Wärend  mit  dem  göthischen,  wie  in  der  erbrechtlichen 
Gleichstellung  der  Weiber,  auch  darin  Uberein,  dass  das  eheliche  Gemein- 
gut nicht  gedrittelt,  sondern  gehälftet  wird;  vgl.  Olivecrona  Pr.  129.  Findet 
sich  diese  Hälftung  aber  auch  im  dänischen  und  friesischen  Recht  und  ist 
mir  über  die  sonstige  Gestaltung  der  Gemeinschaft  in  Wärend  nichts  be- 
kannt, so  enthalte  ich  mich  aller  weitern  Folgerungen. 


5.  Gulathingsgruppe    a.  Gulathingsrecht. 

1274.  Die  beiden  westnorwegischen  Rechte,  das  Gulathings- 
recht und  das  Frostuthingsrecht,  ergeben  gegenüber  dem  isländischen  und 
göthischen  Recht,  was  dann  nach  unserer  Annahme  auch  das  ostnorwe- 
gische Recht  treffen  dürfte,  so  manche  gemeinsame  Abweichung,  wie  in 
andern,  so  auch  in  diesen  Verhältnissen,  dass  sie  sich  gemeinsam  von  den 
andern  Rechten  der  göthisch-norwegischen  Gruppe  abgezweigt  haben 
müssen.  Dann  aber  scheint  doch  die  Weiterentwicklung  in  beiden  Rechten 
eine  wesentlich  selbstständige  gewesen  zu  sein ;  so  sind  sie  etwa,  wie  schon 
S  428.  429  bemerkt,  bei  der  Erben  folge  ganz  verschiedenen  Gesichts- 
punkten gefolgt,  indem  da  das  Gulathingsrecht  das  ganze  Gewicht  auf  das 
Geschlecht  der  Person,  umgekehrt  das  Frostuthingsrecht  auf  das  Geschlecht 
des  Stammes  legt.  Es  werden  daher  immer  nur  mit  Vorsicht  Bestimmtin- 
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gen  des  einen  Rechts  zur  Ergänzung  der  Angaben  des  andern  benutzt  wer- 
den dürfen. 

Bezüglich  der  ehelichen  Vermögensverhaltnisse,  vgl.  Olive- 
crona  Pr.  99  ff„  Rive  Vormundsch.  1,  129  ff.,  Maurer  in  der  Krit.  Viertel- 
jahrschr.  10,  383  ff.,  Amira  Obl.  2,  214  fr.,  651  ff.,  ergeben  sich  keine 
Schwierigkeiten  bei  der  Annahme  einer  Entwicklung  von  voller 
Güterscheidungaus,  wie  wir  sie  im  isländischen  Rechte  noch  später 
landen.  Darauf  aber,  dass  beide  Rechte  sich  noch  gemeinsam  von  einem 
Rechte  mit  voller  Scheidung  abgezweigt  haben,  weist  der  Umstand  hin, 
dass  beide  den  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  dem  Auseinanderhalten  der 
Erträgnisse  ergeben  mussten,  in  wesentlich  übereinstimmender  und  von 
den  früher  besprochenen  Rechten  abweichender  Weise  begegnet  sind. 

Das  geschah  im  allgemeinen  nicht  in  der  Richtung  gesetzlicher 
Gemeinschaft.  Nur  ausnahmsweise  tritt  eine  solche  auch  hier  ein;  so 
nach  bezüglichen  Angaben  des  Gulathingsrechts  insbesondere  nach  zwanzig- 
jähriger Dauer  der  Ehe,  wenn  keine  vertragsmäßige  Gemeinschaft  einge- 
gangen oder  dieselbe  nicht  in  vorgeschriebener  Weise  veröffentlicht  war^ 
wobei  die  Gemeinschaft  weniger  ab  Wirkung  der  Ehe  als  solcher,  als  des 
langen  Zusammenlebens  erscheint,  da  auch  durch  zwanzig  Jahre  fortge- 
setzter Concubinat  dieselbe  Wirkung  hat.  In  den  wenigen  Fällen  gesetz- 
licher Gemeinschaft  wurde  dann  das  Gemeingut  nach  Drittelsrecht  getheilt, 
wie  das  auch  nach  Frostuthingsrecht  bei  der  Ehe  vermögensloser  Leute  der 
Fall  sein  soll.  Es  kann  auffallen,  dass  dann  bei  dieser  abweichend  im  ge- 
meinen Landrechte  5  c.  4  beide  Eheleute  gleichgestellt  erscheinen ,  indem 
jeder  Ueberlebende  neben  Kindern  die  Hälfte,  neben  entfernteren  Erben  des 
Verstorbenen  zwei  Drittel  des  Gewinnguts  erhält. 

Die  Abhilfe  wurde  vielmehr,  wobei  wir  von  den  Sonderbestimmungen 
des  Frostuthingsrechts  über  die  Fahmiss  zunächst  absehen,  gesucht  in  der 
Richtung  der  Beständigkeit  des  Frauenguts,  wonach  dieses  sich 
nicht  mehrt  und  mindert,  Gewinn  und  Verlust  also  nur  den  Mann  treffen. 
Während  der  Ehe,  vgl.  Amira  Obl.  2,  216,  kann  der  Mann  ganz  nach  Be- 
lieben über  das  Vermögen  der  Frau,  anscheinend  auch  über  deren  Liegen- 
schaften schalten.  Aber  bei  Lösung  der  Ehe  ist  an  die  Frau  oder  deren 
Erben  der  volle  Werth  ihres  sich  in  der  Regel  auf  ihre  Aussteuer  beschrän- 
kenden Vermögens  herauszugeben,  welches  zu  diesem  Zweck  bei  Einge- 
hung der  Ehe  abgeschätzt  wird.  Wie  alle  Erträgnisse,  treffen  danach  auch 
alle  Kosten  der  gemeinsamen  Wirthschaft  den  Mann,  der  insbesondere  auch 
für  das,  was  der  Unterhalt  der  Frau  erforderte,  keine  Abzüge  machen  darf, 
wie  ihm  das  bezüglich  der  von  der  Frau  verwirkten  und  zunächst  von  ihm 
zu  zahlenden  Bussen  zusteht.  Und  dieses  Forderungsrecht  der  Frau  auf 
vollen  Ersatz  ihrer  Aussteuer  ging  dem  aller  andern  Gläubiger  des  Mannes 
vor;  vgl.  Amira  Obl.  2,  606. 

1275*  Der  blosse  Uebergang  von  voller  Scheidung  zur  Beständigkeit 
des  Fraücnguts  würde  allerdings  an  und  für  sich  die  Annahme  gemein- 
samer. Abzweigung  der.  beiden  westnotwegischea  Rechte 
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1275]  von  der  Gesammtgruppe  nicht  genügend  rechtfertigen,  da  derselbe 
zweifellos  mehrfach  unabhängig  von  einander  erfolgt  ist.  Aber  es  kommt 
etwas  Anderes  hinzu,  wodurch  sich  beide  gemeinsam  von  allen  andern 
scandinavischen  Rechten  unterscheiden. 

Kamen  die  sämmtlichen  Erträgnisse  des  Frauenguts  und  der  gemein- 
same Gewinn  nur  dem  Manne  zu  Gute  und  scheint  man  das  in  andern 
Rechten  als  dadurch  genügend  ausgeglichen  zu  betrachten ,  dass  auch  der 
etwaige  Verlust  nur  den  Mann  traf,  so  findet  sich  nun  in  den  norwegischen 
Rechten  die  Eigenthümlichkeit  einer  Wi  der  läge,  welche  sichtlich  dazu 
dienen  sollte,  der  überlebenden  Frau  einen  Ersatz  für  den  Nutzen  zu  ge- 
währen, den  der  Mann  während  der  Ehe  aus  ihrem  Gute  bezog;  es  weist 
darauf  schon  der  Umstand  hin,  dass  der  Betrag  sich  nach  der  Grösse  der 
Aussteuer  der  Frau  regelt,  dass  sie  entfallt,  wenn  die  Frau  kein  Vermögen 
in  die  Ehe  brachte  oder  wenn  man  sich  über  Gütergemeinschaft  geeinigt 
hatte.  Sie  kommt  nur  der  überlebenden  Frau  zu ,  so  dass  der  Mann  sie 
nicht,  wie  das  Stammvermögen  der  Frau,  auch  den  Erben  der  vorverstor- 
benen herauszugeben  hat. 

Stimmen  so  weit  beide  Rechte  überein,  so  zweien  sie  sich  bezüglich 
der  Bezeichnung  und  des  Betrages.  Im  Gulathiqgsrecht  heisst 
die  Widerlage  Gagngjald,  Gegenleistung,  doch  auch  als  Vergeltung  des 
Nutzens  erklärt,  vgl.  Amira  2,  655,  oder  Tilgiöf,  Zugabe.  Heisst  es  in  der 
Gulathingsbök  c.  54:  Aushändigen  soll  man  eines  Mädchens  Gut  gan^  und 
[es  soll]  kommen  entgegen  eine  Un%e  einer  Un^e ,  aber  einer  Wittwe  Gut 
nur  %ur  Hälfte,  so  wird  das  doch  mit  Maurer  383  und  Anderen  dahin  auf- 
zufassen sein,  dass  die  Widerlage  bei  einer  Jungfrau  dem  Betrage  der  von 
ihr  eingebrachten  Aussteuer  entsprechen,  bei  einer  Wittwe  aber  nur  die  Hälfte 
betragen  solle.  Handelt  es  sich  da  jedenfalls  um  ein  bestimmtes  Verhältnisse 
so  gründen  sich  die  Bedenken  von  Amira  2,  656 ,  dasselbe  auf  die  Aus- 
steuer zu  beziehen,  darauf,  dass  es  sich  da  nicht  blos  um  diese ,  sondern 
um  das  eingebrachte  Frauengut  überhaupt  handelte.  Beschränkte  sich  dieses 
aber  wenigstens  in  den  meisten  Fallen  auf  die  Aussteuer,  so  möchte  ich 
annehmen,  wie  schon  S  1272  bemerkt,  dass  da  zwischen  beiden  in  der 
Regel  nicht  bestimmter  unterschieden  wurde;  dass,  wenn  etwa  der  bei  ihrer 
Verheirathung  ausgesteuerten  Tochter  später  Erbe  zufiel,  dieses  als  Zuwachs 
zur  Aussteuer  behandelt  wurde,  da  ja  dem  Manne  fortan  dieselben  Nutzungs- 
befugnisse daran  zustanden,  wie  an  der  eigentlichen  Aussteuer,  und  es  da- 
mit billig  scheinen  musste,  auch  dafür  die  entsprechende  Widerlage  zu  ge- 
währen. 

Im  Frostuthingsrechte  wird  die  Widerlage  als  Thridiungsauki, 
Drittelsvermehrung,  bezeichnet,  so  dass  damit  schon  im  Ausdrucke  auf  ein 
bestimmtes  Werthverhältniss  hingewiesen  ist.  Es  ist  darunter  aber  nicht, 
wiewohl  angenommen  wurde,  ein  Drittel  der  Aussteuer  zu  verstehen,  son- 
dern zweifellos,  vgl.  Maurer  385,  Amira  656,  ein  Drittel  des  gesammten 
aus  Aussteuer  und  Widerlage  bestehenden  Frauenguts,  so  dass  die  Drittels- 
vermehrung die  Hälfte  der  Aussteuer  beträgt.  Wir  werden  bei  Besprechung 
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des  burgundischen  Rechts  auf  auffallende  Belege  für  das  Nachwirken  der 
entsprechenden  Ausdrucks  weise  im  Süden  stossen.  Die  Wittwe  aber  erhielt, 
vgl.  Maurer  385,  nach  Frostuthingsrecht  überhaupt  keine  Widerlage.  Das 
ist  insofern  durchaus  folgerichtig,  als  sie  für  ihre  Aussteuer,  welche  sie  dann 
wieder  in  die  zweite  Ehe  einbringt,  bereits  nach  dem  Tode  des  ersten 
Mannes  die  Widerlage  erhalten  hatte.  Im  Gulathingsrechte  würde  man  diesen 
Gesichtspunkt  weniger  streng  durchgeführt  haben ,  wenn  da  die  Wittwe 
nur  halb  so  viel,  als  die  Jungfrau  erhält. 

Diese  in  bestimmtem  Ausmasse  zur  Aussteuer  stehende  Widerlage  er- 
scheint nun  wenigstens  in  Scandinavien  als  eine  Eigentümlichkeit 
der  westnorwegischen  Rechte.  Allen  bisher  besprochenen  Rechten 
scheint  sie  durchaus  fremd  gewesen  zu  sein.  Bei  der  S  1203  besprochenen 
Wechselgabe  des  gothischen  Rechts  handelt  es  sich  doch  um  wesentlich 
Anderes«  Etwas  Aehnliches  ergibt  sich  dann  freilich  im  ostgöthischen  Recht, 
vgl  Amira  Obl.  1,  530,  in  der  Vitermund,  Gegengabe,  in  festem  Betrage 
von  zwei  Mark  und  einem  Mantel  von  zehn  Ören  Werth ,  die  aber  nicht 
immer  eintrat,  sondern  nur,  wenn  die  Frau  dem  Manne  Liegenschaften  in 
bestimmtem  grössern  Umfange  zubrachte.  Es  handelt  sich  da  aber  um  so 
wesentlich  verschiedene  Gesichtspunkte ,  dass  ein  näherer  Zusammenhang 
ganz  unwahrscheinlich  sein  dürfte.  Andernfalls  könnte  man  versucht  sein, 
für  einen  solchen  auch  geltend  zu  machen,  dass  das  in  gewisser  Weise  der 
Widerlage  entsprechende  Drittel  am  Gemeingute  nach  einer  Eigentüm- 
lichkeit des  ostgöthischen  Rechts,  vgl.  §  1272,  ebenso,  wie  die  Widerlage, 
nur  der  überlebenden  Frau  selbst  zukommt,  nicht  auch  ihren  Erben. 

In  den  bisher  besprochenen  Rechten  hat  man  sichtlich  keine  Veran- 
lassung zu  einem  entsprechenden  Ansprüche  der  überlebenden  Frau  gefun- 
den, weil  man  dieselbe  für  den  während  der  Ehe  erfolgten  Zuwachs  zu 
ihrem  Sondergute  entweder  durch  ihren  Antheil  am  Gemeingute  oder  aber 
dadurch  für  genügend  entschädigt  hielt,  dass  dem  Manne  allein  die  Kosten 
der  gemeinsamen  Wirthschaft  zur  Last  fielen,  ihn,  wie  der  Gewinn,  so  auch 
der  Verlust  traf.  Dem  gegenüber  wird  sich  die  Widerlage  der  westnorwe- 
gischen Rechte  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die  volle  Güterscheidung, 
wie  wir  sie  in  Island  fanden ,  daraus  ergeben  haben ,  dass  bei  dieser  der 
Überlebenden  Frau  der  Zuwachs  zu  ihrem  Vermögen  zu  berechnen  und 
herauszugeben  war;  dass  man  nun,  um  dem  lästigen  Auseinanderhaltendes 
Zuwachses  zu  entgehen,  bei  Vorversterben  der  Frau  deren  Anspruch  da: 
durch  für  getilgt  erachtete ,  dass  man  den  Unterhalt  der  Frau  nicht  mehr 
von  dieser  selbst,  sondern  vom  Manne  bestreiten  Hess ;  dass  man  aber,  wenn 
die  Frau  überlebte,  es  trotzdem  für  billig  hielt,  ihr  einen  nach  dem  Betrage 
ihres  eingebrachten  Vermögens  bemessenen  Durchschnittsbetrag  aus  dem 
Vermögen  des  Mannes  zuzuwenden. 

Jedenfalls  aber,  wie  sich  das  auch  entwickelt  haben  mag,  handelt  es 
sich  den  bisher  besprochenen  Gestaltungen  gegenüber  um  eine  Eigenthüm  - 
lichkeit  der  westnorwegischen  Rechte.  Werden  wir  daher  weiterhin  gerade 
in  solchen  Rechten,  bei  welchen  wir  zunächst  auf  Grundlage  ihrer  Erben- 
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1275]  folge  nähere  Verwandtschaft  mit  den  norwegischen  Rechten  an- 
nahmen, auch  die  Widerlage  wiederfinden,  so  wird  das  zweifellos  einen 
weitern  sehr  beachtenswerthen  Beleg  für  jene  Annahme  geben. 

1276.  Wird  die  vertragsweiseGemeinschaft  im  Frostuthings- 
rechte  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  vgl.  Olivecrona  105,  so  finden  sich  im 
Gulathingsrechte  manche  bezügliche  Bestimmungen.  Im  allgemeinen  ist  die 
Gemeinschaft  dem  freien  Uebereinkommen  überlassen,  aber  doch  mit  man- 
chen Beschränkungen,  welche  darauf  berechnet  sind,  dass  trotz  der  Gemein- 
schaft jedem  Ehegatten  oder  seinen  Erben  der  ursprüngliche  Bestand  des 
Gutes  und  ein  dem  entsprechender  Theil  des  Gewinnes  möglichst  gesichert 
bleibe.  Bis  ein  Kind  geboren,  war  nach  Gulathingsb.  c.  53  die  Zustimmung 
der  beiderseitigen  Erben  nöthig.  Es  heisst  dann  aber  weiter :  Wenn  aber 
ein  Mann  eine  Wittwc  heiraihet  und  sie  hat  Kinder  j[u  ihrem  Erbe  und  die 
sind  in  Unmündigkeit  und  er  will  dennoch  Gütergemeinschaft  mit  ihr  ein- 
gehen, dann  soll  man  eine  Tagfahrt  bestimmen  den  Leuten  von  der  Vater- 
seite der  Kinder  und  die  Gütergemeinschaft  der  Beiden  abschliessen  nach 
Grösse  des  Gutes,  Land  entgegen  dem  Lande  legen  und  Un^e  entgegen  der 
Un^e,  und  abschätzen  seine  Mittel,  ob  die  grösser  als  ihre  Mittel  seien. 

Daraus  ergibt  sich  einmal ,  dass  die  Gemeinschaft  Liegenschaften  und 
Fahrniss  umfasste  und  dass,  wenn  kein  Gemeinschaftsvertrag  eingegangen 
war,  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  der  Frau  oder  deren  Werth  vom  Manne 
herauszugeben  war,  womit  sich  ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  von  dem 
die  Fahrniss  zusammenlegenden  Frostuthingsrechte  ergibt.  Weiter  sieht 
man,  dass  kein  üblicher  Theil ungsmassstab  bestand,  sondern  dieser  für  den 
Einzelfall  nach  dem  Betrage  des  beiderseits  Eingebrachten  bestimmt  wurde. 
Heisst  es,  dass  die  Frau  dem  Manne,  wenn  dieser  sie  verlangt,  die  Gemein- 
schaft nicht  weigern  soll,  so  kann  das  nicht  auffallen,  wenn  der  Theilungs- 
massstab  sich  nach  der  Grösse  der  Stammvermögen  bestimmte.  Die  Ge- 
meinschaft hatte  dann  die  Folge,  dass  einmal  das  ausschliessliche  Verbleiben 
von  Gewinn  und  Verlust  auf  Seiten  des  Mannes,  weiter  aber  der  Anspruch 
der  Frau  auf  eine  Widerlage  entfiel.  Es  wurde  dann  das  ganze  bei  Lösung 
der  Ehe  vorhandene  Gut,  sei  es  Stammvermögen  oder  Errungenschaft,  nach 
jenem  Massstabe  getheilt;  so  heisst  es  insbesondere  auch  bezüglich  der 
Schulden  und  sonstigen  Verpflichtungen,  vgl.  Amira  2,  217,  dass  sie  beide 
Seiten  so  treffen  sollen,  wie  die  Gütergemeinschaft  derselben  eingegangen 
war.  Auch  die  Gemeinschaft  schliesst  sich  damit  den  für  die  volle  Schei- 
dung massgebenden  Gesichtspunkten  aufs  engste  an. 

Später  findet  sich  dann  ein  für  alle  Fälle  geltender  Theil  ungsmassstab. 
Nach  dem  neuern  Landrecht  5  c.  3  soll  vertragsmässige  Gemeinschaft  über- 
haupt nur  so  gestattet  sein,  dass  alle  Güter,  welche  beide  besitzen  oder 
während  der  Ehe  erhalten,  gemein  werden.  Bei  der  Theilung  wird  dann 
das,  was  der  eine  der  Ehegatten  mehr  eingebracht  hat,  von  ihm  oder  seinen 
Erben  vorweggenommen.  Das  erübrigende  Gemeingut  war  dann,  wenn  es 
sich  gemindert  hatte,  zu  hälften,  während,  wenn  es  sich  gemehrt  hatte,  der 
Mann  zwei  Drittel  erhielt.    Die  gekünstelte  Bestimmung  ist  wohl  zunächst 
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durch  die  in  den  Ausnahxnsfttllen  gesetzlicher  Gemeinschaft  übliche  Thei- 
lung  nach  Drittelsrecht  veranlasst,  nach  welcher  dem  Manne  zwei  Drittel 
zukamen.  War  aber  in  der  Regel  der  Mann  derjenige,  der  mehr  einbrachte, 
so  hätte  er  im  Falle  des  Rückschlags  überdies  den  Vonheil  gehabt,  dass  sein 
vorwegzunehmendes  Mehr  von  diesem  nicht  mitbetroffen  worden  wäre ;  es 
scheint,  dass  man  das  dadurch  habe  ausgleichen  wollen,  dass  bei  Verlust 
die  Frau  von  dem  Erübrigenden  nicht  ein  blosses  Drittel,  sondern  die  Hälfte 
erhielt 


b.  Gothländisches  Recht 

1277.  Wenden  wir  uns  zu  den  Rechten,  für  welche  ich  nähern  ver- 
wandtschaftlichen Zusammenhang  mit  dem  Gulathingsrechte  annehme,  so 
nannte  ich  S  386  einmal  das  gothländische  Recht.  Auf  Haltpunkte,  welche 
dafür  die  Erbenfolge  bietet,  wurde  schon  S  487  ff.,  541  hingewiesen; 
die  genauere  Besprechung  des  Weibererbrechts  wird  uns  auf  weitere  führen. 
Einen  sehr  beachtenswerthen  Beleg  für  unsere  Annahme  bietet  nun  auch 
hier  der  Umstand ,  dass  das  gothländische  Recht ,  vgl.  Olivecrona  118  ff., 
abweichend  von  säromtlichen  ostscandinavischen  Rechten,  den  schwedischen, 
göthischen  und  dänischen,  aber  im  Anschlüsse  an  die  norwegischen,  keine 
gesetzliche  Gütergemeinschaft  kennt. 

Die  Bestimmungen  ergeben  vielmehr,  wie  im  Gulathingsrechte,  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts,  welches  nach  Gotlandslagen  I  19  §  38 
im  ersten  Jahre  aufgezeichnet  werden  soll:  Aber  die  Frau  nehme  so  viel  aus 
dem  Hofe,  als  sie  hineinbrachte,  wenn  dieses  aufgeschrieben  ist  im  ersten 
Jahr ;  ist  dieses  nicht  aufgeschrieben ,  dann  habe  der  Hof  das  Beweiswort. 
Stirbt  die  Frau  kinderlos  vor  dem  Manne,  so  wird  einfach  ihre  Aussteuer 
dahin  zurückgegeben,  von  wo  sie  gekommen,  so  dass  die  ganze  Errungen- 
schaft dem  Manne  verbleibt. 

Es  ergibt  sich  aber  weiter,  wie  in  den  westnorwegischen  Rechten,  eine 
Zugabe  bei  Ueberleben  der  Frau.  Diese  hat  dann  nicht  blos  ihr  Gut 
so,  wie  sie  es  einbrachte,  zurückzunehmen,  sondern  erhält  ausserdem,  mögen 
Kinder  da  sein  oder  nicht,  das  Hogsl  und  Ith,  vgl.  Amira  Obl.  1,  521, 
das  ihr  freies  Eigenthum  wird,  da  sie  es  auch  in  eine  zweite  Ehe  mitnimmt, 
während  dann  die  Aussteuer  den  Kindern  erster  Ehe  verblieben  sein  mag. 
Uebereinstimmung  mit  der  norwegischen  Widerlage  ergibt  sich  insbeson- 
dere darin,  dass  das  Recht  nur  der  überlebenden  Frau  selbst,  nicht  auch 
den  Erben  der  vorverstorbenen  zusteht.  Ob  da  noch  näherer  Zusammen  - 
hang  besteht,  ist  schwer  zu  bestimmen,  da  das  Recht  nur  einmal  Gotlandsl. 
1  20  S  8  erwähnt  wird,  die  Bedeutung  der  Ausdrücke  nicht  ganz  feststeht, 
vgl.  Schlyter  Corp.  7,  266.  339,  und  unklar  ist,  ob  beide  verschiedene 
Rechte,  oder  zusammenfassend  ein  und  dasselbe  bezeichnen.  Hält  man  sich 
an  die  niederdeutsche  Uebersetzung,  welche  es  mit  Erhöhung  und  Verbes- 
serung widergibt,  so  würde  das  auch  im  Ausdrucke  der  Drittelsvermehrung 
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1277]  des  Frost uthingsrechts  entsprechen,  welche  wir  auch  im  Süden  als 
Augmentum  bezeichnet  finden  werden. 

Bedenken  gegen  ein  Zusammenbringen  insbesondere  des  Hogsl  mit 
der  Widerlage  könnte  erregen,  dass  ein  Hogsl  nicht  blos  der  Ehefrau,  son- 
dern auch  der  ausserehelich  Geschwangerten  oder  ihren  Verwandten  zu- 
kommt. Wird  in  andern  Rechten  das  der  ausserehelich  Geschwängerten  zu 
Zahlende  als  Morgengabe  bezeichnet,  scheint  diese  ursprünglich  ein  nicht 
gerade  auf  die  Ehe  beschranktes  Pretium  virginitatis  zu  sein,  so  könnte  das 
daran  denken  lassen,  das  Hogsl  mit  der  norwegischen  Morgengabe ,  vergl 
Amira  Obl.  2,  649,  zusammenzubringen.  Jedenfalls  bliebe  das  Ith  als  ein 
nur  der  Ehefrau  zustehender  Anspruch.  Bezeichnet  der  Ausdruck  Fieiss  oder 
Belohnung  des  Fleisses,  so  könnte  das  auf  eine  Entschädigung  der  Frau 
für  ihre  Thätigkeit  beim  Erwerbe  der  Errungenschaft  deuten,  was  der  Wi- 
derlage recht  wohl  entsprechen  würde.  Ist  weiter  vorgesehen,  dass  die  Frau 
als  Wittwe  bei  ihren  Kindern  auf  dem  Hofe  bleibt,  so  hat  sie  dazu  auch  als 
kinderlose  Wittwe  das  Recht,  hat  aber  nach  Gotlandsl.  I  20  S  9  die  Wahl, 
statt  dessen  durch  sechszehn  Jahre  jährlich  eine  halbe  Mark  zu  beziehen. 
Auch  das  könnte  als  Ersatz  dafür  aufgefasst  werden,  dass  sie  an  der  Errun- 
genschaft keinen  Antheil  hat. 


c.  Longobardisches  Recht. 

1278.  Dass  wir  in  dieser  Richtung  über  das  gothländische  Recht  nicht 
genauer  unterrichtet  sind,  ist  um  so  mehr  zu  bedauern ,  als  nun  bei  den 
süd  germanischen  Rechten,  welche  ich  nach  ihrer  Erbenfolge  glaube 
der  norwegischen  Gruppe  zuzählen  zu  müssen,  insbesondere  dem 
longobardischen  und  burgundischen ,  zwar  die  spätere  Gestaltung  genauer 
bekannt  ist,  diese  sich  auch  im  allgemeinen  der  der  westnorwegischen 
Rechte  eng  anschliesst,  die  Verwerthbarkeit  für  die  Feststellung  der  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse aber  durch  den  Umstand  behindert  wird,  dass  wir 
da  mit  der  Möglichkeit  des  Einflusses  römischen  Rechts  zu 
rechnen  haben.  Insbesondere  entspricht  die  für  die  norwegische  Gestaltung 
besonders  kennzeichnende  Widerlage  in  auffallender  Weise  der  Donatio 
ante  (propter)  nuptias  des  römischen  Rechts.  Finden  wir  nun  in  dem  lon- 
gobardischen Anti factum,  in  dem  burgundischen  Augmentum  dotis  ein  ent- 
sprechendes Vermögensrecht  der  Frau,  so  liegt  es  gewiss  nahe,  dasselbe  auf 
Reception  der  römischen  Donatio  zurückzuführen,  zumal  dasselbe  auch 
nicht  selten  geradezu  mit  dem  römischen  Ausdrucke  als  Donatio  propter 
nuptias  bezeichnet  wird.  Es  handelt  sich  um  Gebiete,  in  welchen  ein  grosser 
Theil  der  Bevölkerung  nach  römischem  Rechte  lebte.  Es  kommt  hinzu,  dass 
gerade  in  den  ältesten  Quellen  dieser  Rechte  von  jener  Widerlage  nicht. be- 
stimmter die  Rede  ist.  Es  kann  nicht  befremden,  wenn,  so  weit  ich  sehe, 
hier  allgemein  das  Zurückgehen  der  Widerlage  auf  römisches  Recht  als 
ausser  Frage  stehend  behandelt  wird. 
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Nun  würde  ja,  wenn  vereinzelte  Bestimmungen  sudgermanischer 
Rechte  sich  sowohl  auf  römisches,  wie  auf  norwegisches  Recht  zurückführen 
lassen,  unter  andern  Verhältnissen  gewiss  nur  an  das  erstere  zu  denken  sein. 
Aber  es  handelt  sich  nicht  blos  um  Einzelbestimmungen.  In  einer  Reihe 
familienrechtlicher  Verhältnisse,  insbesondere  bezüglich  der  Behandlung  der 
Weiber  und  des  Weiberstamms,  ergibt  sich  gerade  für  jene  Rechte  so  auf- 
fallende Uebereinstimmung  mit  den  norwegischen ,  dass  da  an  verwandt- 
schaftlichem Zusammenhang  nicht  wohl  zu  zweifeln  ist.  Was  sich  aus  dem 
römischen  Rechte  ungezwungen  ableiten  lassen  würde,  wie  das  im  Einzel- 
falle zweifellos  zuzugeben  ist,  muss  selbst  in  den  Rechten  solcher  germa- 
nischer Stimme ,  welche  mit  den  Römern  in  näherer  Berührung  standen, 
nicht  schon  desshalb  auch  auf  römisches  Recht  zurückgehen.  Findet  sich 
dasselbe  in  den  vom  römischen  Rechte  gewiss  ganz  unbeeinflussten  norwe- 
gischen Rechten ,  so  ergibt  sich  damit,  dass  die  Gestaltung  sich  sehr  wohl 
auch  auf  germanischer  Grundlage  so  ergeben  und  dann  von  den  später  im 
Süden  sitzenden  Germanen,  wie  vieles  Andere,  bei  dem  das  von  vornherein 
ausser  Zweifel  steht,  aus  dem  Norden  mitgebracht  sein  konnte.  Unter 
solchen  Verhältnissen  muss  es  doch  nahe  liegen,  zu  prüfen,  ob  sich  nicht 
Haltpunkte  finden,  welche  bestimmter  auf  die  letztere  Annahme  hinweisen 
dürften. 

1279«  Das  longobardische  Recht  stimmt  zunächst  mit  demGu- 
lathingsrecht  und  dem  gothländischen  Uberein  im  Fehlen  gesetzlicher 
Gütergemeinschaft.  Aber  auch  die  vertragsweise  Gemeinschaft  war 
im  longobardischen  Rechtsgebiete  nicht  üblich ;  zweifellos  im  Zusammen- 
hange damit,  dass  die  Töchter  hier  im  Erbrechte  so  sehr  zurückgesetzt  und 
ihre  Aussteuer,  vgl.  §  1097,  so  gering  bemessen  war,  dass  dem  Vermögen 
des  Mannes  gegenüber  das  der  Frau  kaum  in  Betracht  kam.  Wo  sich  in 
benachbarten  Gebieten  Gemeinschaft  findet,  vgl.  Pertile  3,  304  ff.,  da  wiesen 
wir  bereits  auf  anderweitige  Rechte  hin;  ist  in  Sicilien,  vgl.  §  1244,  die 
Herleitung  aus  normannischen  Rechten  nicht  zu  bezweifeln,  so  vermutheten 
wir  S  1205  m  Strien  Nachwirkung  gothischen  Rechts. 

Fassen  wir  zunächst  den  Fall  des  Ueberlebens  des  Mannes  ins 
Auge,  so  entfällt  hier  überhaupt  eine  Theilung  des  Eheguts,  da  der  Mann 
Erbe  der  Frau  ist  und  ihm  demnach  auch  das  ganze  Gut  der  vorver- 
storbenen Frau  verbleibt;  vgl.  Miller  Das  langobardische  Erbrecht  in  Zeit- 
schr.  f.  Rechtsg.  1 3,  67  ff.  Es  ist  demnach  in  diesem  die  Frauenseite  am 
stärksten  zurücksetzenden  Recht  die  Beständigkeit  des  Frauenguts,  wie  wir 
sie  noch  im  gothländischen  Recht  fanden,  insofern  nicht  festgehalten,  als 
die  Blutsfreunde  der  Frau  bei  ihrem  Vorversterben  auch  auf  ihr  Einge- 
brachtes keinen  Anspruch  hatten ;  eine  Gestaltung,  die  damit  angebahnt  sein 
konnte,  dass  auch  in  den  norwegischen  Rechten  den  Erben  der  Frau  nicht 
dieselben  Ansprüche  zustanden,  wie  der  überlebenden  Frau  selbst,  da  ihnen 
wohl  das  Eingebrachte,  nicht  aber  auch  die  Widerlage  zustand. 

1280.  Dagegen  erscheint  das  Recht  der  überlebenden  Frau 
auch  hier  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Beständigkeit  desFrauen: 
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1280]  guts  geregelt,  so  dass  dieses  nicht  etwa,  wie  dem  überlebenden 
Manne  selbst,  auch  den  Erben  des  vorverstorbenen  zufiel.  Die  überlebende 
Frau  erhielt  zunächst  ihr  Faderfium,  ihr  Eingebrachtes,  welches  in  der 
Regel  mit  ihrer  Aussteuer  zusammenfiel,  wie  denn  auch  Ed.  Roth.  199  als 
Faderfium  zunächst  das  bezeichnet  wird,  was  ihr  vom  Vater  oder  Bruder 
gegeben  wurde:  quando  ad  maritum  ambulaviU  Aber  zweifellos  wurde 
auch  das,  was  sie  etwa  erst  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  ander- 
weitig gewann,  gleichfalls,  wie  ich  das  auch  für  nordische  Rechte  annahm,, 
der  Aussteuer  ganz  gleichgestellt.  Roth.  182  bezeichnet  das,  wasdieWittwe 
zurückerhält,  allgemeiner  als :  quod  de  parentibus  adduxit,  id  estfaderfio. 
Dazu  stimmt  durchaus,  dass,  als  man  später  unter  dem  Einflüsse  römischer 
Auffassung  wohl  zwischen  Bona  dotalia  und  paraphernalia  unterschied, 
beide  doch  ganz  gleich  behandelt  erscheinen  und  insbesondere  aufs  be- 
stimmteste betont  wird,  dass  dem  Manne  nicht  blos  die  Einkünfte  aus  der 
Dos  zukommen,  sondern  ebenso  aus  allem  andern  Gut  der  Frau,  von  wo- 
her sie  das  auch  bekommen  haben  mag;  vgl.  Pertile  3,  307. 

Der  Ueberlebenden  kommt  aber  weiter  die  M  o  r  g  e  n  g  a  b  e  zu.  Wird 
•diese  in  isländischen  Quellen  nicht  genannt,  so  ist  sie  dem  norwegischen 
,  Rechte  nicht  fremd,  ohne  dort  aber  anscheinend  grössere  Bedeutung  zu 
haben;  vgl.  Amira  Obl.  2,  649.  Dagegen  entwickelte  sie  sich  im  longobar- 
dischen  Recht  zum  hauptsächlichsten  Vermögensrecht  der  Frau.  Durch 
Liutpr.  7  wurde  bestimmt,  diass  der  Meistbetrag  höchstens  ein  Viertel  des 
Vermögens  des  Mannes  sein  dürfe,  während  es  auch  ferner  im  Belieben 
des  Mannes  stehen  sollte,  sie  auch  geringer  zu  bemessen.  Es  wurde  dann 
aber  so  sehr  die  Regel ,  sie  nach  jenem  Meistbetrage  auf  das  volle  Viertel 
von  allem  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Vermögen  des  Mannes  zu  be- 
stellen, dass  schliesslich  wohl  jeder  Ehefrau  als  solcher  ein  Recht  auf  die 
Quarta  zugesprochen  wurde,  auch  wenn  ihr  dieselbe  nicht  ausdrücklich  be- 
stellt war. 

Als  weiteres  Vermögensrecht  der  überlebenden  Frau  wird  neben  der 
Morgengabe  im  Edict  häufig  die  M  e  t  a  oder  das  Metfium  erwähnt  Ohne 
dass  ich  die  sich  da  anknüpfenden  Streitfragen,  mit  denen  ich  mich  bei  frü- 
heren Untersuchungen  über  die  Eheschliessung,  vielfach  durch  noch  unge- 
drucktes Material  unterstützt,  eingehend  beschäftigt  habe,  genauer  verfolgen 
möchte,  glaube  ich  mich  dahin  aussprechen  zu  dürfen,  dass  die  Meta  in 
keiner  Weise  mit  dem  an  den  Mundwald  zu  zahlenden  Pretium  mundii  zu- 
sammenhängt. Sie  ist  Gegenwerth  für  die  Verpflichtung  der  Puella  zu  ehe- 
lichem Geschlechtsverkehr,  kommt  von  jeher  der  Frau  selbst  zu ,  und  ent- 
spricht insoweit  dem  Widum  oder  der  Dos  anderer  germanischer  Rechte, 
insbesondere  auch,  wie  ich  denke,  dem  Mundr,  welcher,  wie  in  andern 
scandinavischen  Rechten,  auch  im  norwegischen  Recht  erwähnt  wird,  vgl. 
Amira  Obl.  2,  645  ff.  Ich  übersehe  nicht,  dass  auch  da  wohl  angenommen 
wird,  der  Mundr  sei  ursprünglich  dem  Verlober,  erst  später  der  Frau  selbst 
zugekommen,  in  welchem  Falle  allerdings  von  Zusammenhang  mit  der  lon- 
gobardischen  Meta  abzuseilen  sein  würde.   Aber  so  wenig,  wie  in  andern 
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Fallen,  wo  Entsprechendes  angenommen  wird,  vgl.  $  887  ff.,  können  mich 
auch  hier  die  dafür  angeführten  Belege  von  solcher  Umwandlung,  die  sich, 
in  den  verschiedensten  Rechten  ganz  unabhängig  von  einander  in  derselben 
Weise  vollzogen  haben  müsste,  überzeugen. 

Die  Meta  mag  neben  der  umfassenderen  Quarta  später  weniger  be- 
achtet oder  in  sie  aufgegangen  sein,  ist  aber  doch  nicht,  wie  wohl  ange- 
nommen wird,  allgemeiner  überhaupt  mit  der  Quarta  verschmolzen.  Im 
loogobardischen  Unteritalien  wird  sie  auch  unter  der  Bezeichnung  Metar 
häufiger  MefTium,  in  den  spätem  Jahrhunderten  überaus  häufig  in  Urkunden 
und  Statuten  erwähnt.  In  Oberkalien  wird  sie  später  nur  noch  vereinzelt, 
so  in  den  Statuten  von  Verona  von  1228  c.  174  als  ein  von  der  Donatia 
propter  nuptias  und  der  Quarta  verschiedenes  Vermögensrecht  der  Frau 
unter  der  Bezeichnung  als  Meta  erwähnt.  Aber  es  lässt  sich  nachweisen,, 
dass  sich  da  die  Meta  im  allgemeinen  in  der  als  Sponsalitium  oder  Largitas 
spoosalitia  häufig  erwähnten  Gabe  des  Mannes  fortsetzt ;  so  werden  etwa 
Expos,  zu  Roth.  182  $  6  beide  ausdrücklich  gleichgestellt.  Doch  handelt  es» 
sich  bei  MefTium  und  Sponsalitium  später  um  verhältnissmässig  geringe  Be- 
träge; nach  den  Statuten  von  Piacenza  von  1336  soll  die  Largitas  sponsa- 
litia  ein  Zehntel  der  Aussteuer  nicht  überschreiten. 

Könnten  Angaben ,  wie  die  letztere,  daran  denken  lassen ,  die  Meta 
habe  sich  auch  ursprünglich  nach  der  Aussteuer  der  Frau  geregelt,  so 
scheinen  das  die  altern  Angaben  nicht  zu  bestätigen.  Ihr  Betrag  wird  nach 
freiem  Uebereinkommen  bei  der  Verlobung  bestimmt.  So  auch  nach  Liutpr. 
89 :  quomodo  convenerit  Nur  wird  da  für  den  Judex  ein  Höchstbetrag  von 
vierhundert,  für  den  Nobilis  homo  von  dreihundert  Solidi  bestimmt ,  wo- 
nach also  zunächst  die  Stellung  oder  das  Vermögen  des  Mannes  für  die  Be- 
messung massgebend  gewesen  zu  sein  scheint,  jedenfalls  wohl  ein  Zusam- 
menhang mit  dem  Betrage  der  Aus'steuer  der  Frau  nicht  anzunehmen  ist. 
Wird  Liutpr.  1 29  bestimmt,  dass  nur  der  Puella  die  volle  Meta  zukommen 
solle,  dagegen  der  Wittwe  nur  die  halbe,  so  sollte  das  allerdings  darauf 
schliessen  lassen,  dass  feste  Beträge  üblich  geworden  waren ;  doch  könnte 
da  auch  der  Betrag  als  massgebend  betrachtet  sein,  der  der  Wittwe  bei  ihrer 
ersten  Ehe  gegeben  war,  zumal  nach  Roth.  182.  183  eine  Hälfte  dieses  Be- 
trages vom  zweiten  Manne  dem  Erben  des  ersten  Mannes,  auf  den  das  Mun- 
dium  vererbt  war,  für  die  Erlaubniss  zur  Ehe  zu  zahlen  war.  Erinnert  das 
daran,  dass  nach  Gulathingsrecht,  vgl.  $  1275,  die  Wittwe  nur  die  halbe 
Widerlage  erhielt,  so  dürfte  beides  doch  kaum  in  Verbindung  zu  brin- 
gen sein. 

1281«  Dagegen  wird  nun  eine  der  norwegischen  Widerlage  ge- 
nauer entsprechende  Gabe  nicht  allein  im  Edict  nicht  erwähnt,  sondern 
Liutpr.  103  wird  sogar  ausdrücklich  bestimmt,  dass  Niemand  seiner  Frau 
mehr  geben  dürfe,  als  er  ihr  am  Hochzeitstage  als  Metphium  und  Morgen  - 
gäbe  zuwandte.  Nun  scheint  mir  das  aber  wenigstens  von  vornherein  nicht 
auszuschliessen,  dass  bis  dahin  auch  noch  andere  Zuwendungen  an  die 
Frau  üblich  waren ;  dass  Liutprand ,  wie  er  diese  Verhältnisse  überhaupt 
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1281]  durch  Bestimmung  von  Meistbeträgen  für  Morgengabe  und  Meta 
regelte,  allerdings  beabsichtigen  mochte,  dieselben  zu  beseitigen ,  dass  sie 
aber  trotzdem  üblich  blieben  und  später  wieder  grössere  Bedeutung  ge- 
wannen. 

Wir  finden  nämlich  später  in  Italien  sehr  häufig  ein  Vermögensrecht 
der  Frau  erwähnt,  welches  gewöhnlich  als Anti factum  oder  Antefactum, 
Antifatto,  auch  als  Contrafactum ,  Contrafatto  oder  Incontro,  sehr  häufig 
aber  auch  im  Anschlüsse  an  römischrechtlichen  Sprachgebrauch  als  Donatio 
propter  nuptias  bezeichnet  wird;  vgl.  Pertile  3,  286  ff.;  Ducange  zu  Ante- 
partum; Voltelini  Ehel.  Gütern  in  Tirol  9. 12. 20.  So  weit  ich  sehe,  finden 
sich  die  frühestenErwähnungen  in  der  kurz  nach  1 070  entstandenen 
Expositio ,  in  welche  sichtlich  manches  schon  früher  vorhandene  Material 
aufgenommen  wurde.  Nach  einer  Expos,  zu  Roth.  282  §  1  aufgenommenen 
Formel  werden  antifacti  et  morgincaph  cartule  verlesen  und  vom  Sponsus 
der  Braut  übergeben.  In  der  Expos.  zuGrim.  8  stellt  Lanfrancus  den  Schü- 
lern des  Bonusfilius  die  Frage,  ob  die  zweite  Frau  eines  Mannes ,  der  die 
-erste  noch  lebende  Frau  ins  Kloster  zu  gehen  bestimmte,  Recht  auf  Quarta 
und  Antifactum  habe,  und  spricht  seine  Ansicht  dahin  aus,  dass  sie:  non 
solutn  quartam,  verum  etiam  antifactum  omnesque  res  suas  debet  amittere. 
Und  Expos,  zu  Heinr.  I  1  $  4  helsst  es,  dass  wenn  dem  Manne  alles  Gut 
der  Frau  zukommen  solle,  das  zu  verstehen  sei :  de  quarta,  de  aniifacto  ei 
£ontrafacto  et  heredidate.  Ergibt  sich  schon  daraus  genügend  die  Verschie- 
denheit von  Quarta  und  Antifactum,  so  bestätigt  sich  das  ausdrücklich  durch 
Urkunden.  So  werden  1095,  vgl.  Pertile  3,  287,  Liegenschaften,  welche  die 
Schenkerin  per  cariülam  donationis  id  est  per  antifactum ,  und  solche, 
welche  sie  per  cartulam  morgincap  erhielt,  unterschieden;  oder  es  wird 
nach  Verlöbnissurkunde  von  1159,  welche  ich  zu  Lucca  abschrieb,  der 
Braut  ein  Antifattum  von  acht  Pfund  und  als  Morgengabe  die  Quarta  ver- 
sprochen. 

Dagegen  würden  nun  allerdings  jene  Angaben  der  Expositio  und  der 
Urkunden  die  Annahme  eines  Zusammenfallen  mit  der  Meta 
nicht  ausschliessen ;  es  könnte  sogar  bestimmter  dafür  sprechen,  dass,  wie 
im  Edict  nur  Meta  und  Morgengabe  als  Zuwendungen  an  die  Frau  er- 
wähnt werden,  so  hier  nur  Antifactum  und  Morgengabe,  nicht  aber  die 
Meta;  was  diese  im  Edict  bezeichnen  sollte,  scheint  den  Verfassern  der  Ex- 
positio und  der  Glosse,  vgl.  zu  Roth.  182,  zu  Liutpr.  89,  nicht  mehr  be- 
kannt gewesen  zu  sein.  In  andern  Angaben  werden  dann  freilich  die  Meta 
oder  das  sie  fortsetzende  Sponsalitium  neben  Antifactum  oder  Donatio  wohl 
ausdrücklich  erwähnt.  Und  gegen  die  Annahme,  es  könne  sich  allgemeiner 
die  Meta  des  Edicts  im  spätem  Antifactum  fortgesetzt  haben,  spricht  wohl 
vor  allem,  dass  jener  durchaus  die  für  diese  kennzeichnende  Bemessung  nach 
dem  Betrage  der  Aussteuer  fremd  gewesen  zu  sein  scheint. 

Dagegen  mag  es  sein ,  dass  örtlich  die  eine  Gabe  sich  neben  der  an- 
dern verloren  hat  oder  mit  derselben  zusammengeworfen  ist  Neben  der 
durchaus  in  den  Vordergrund  tretenden  Quarta   scheint  den   sonstigen 
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üblichen  Zuwenduogea  an  die  Frau  wenig  Gewicht  mehr  beigelegt  zu  sein. 
Der  Ortsgebrauch  scheint  sich  da  sehr  verschieden  entwickelt  zu  haben. 
Auch  die  Bezeichnungen  werden  wohl  in  schwankendster  Weise  gebraucht. 
So  wird  zu  Locarno  das  nach  der  noch  anzuführenden  Angabe  auch  sach- 
lich der  Widerlage  entsprechende  Antifano  der  Statuten  im  deutschen  Text 
mit  Morgengabe  übersetzt,  wahrend  die  longobardische  Morgengabe  oder 
Quarta  dort  nicht  mehr  üblich  war;  umgekehn  wird  in  den  Statuten  von 
Misox,  vgl.  Bühler  Bündn.  Erbr.  87,  die  hier  auch  sachlich  der  bezüglichen 
rhätiscben  Zuwendung  entsprechende  Morgengabe  im  italienischen  Text  mit 
Antifano  wiedergegeben. 

1282.  Ist  jenen  ältesten  Erwähnungen  des  Antifactum  nichts  Bestimm- 
teres zu  entnehmen,  so  erscheint  es  in  der  spätem  Gestaltung  durch- 
weg als  eine  Widerlage,  bei  der  wir  die  kennzeichnende  Bemessung 
nach  dem  Betrage  der  Aussteuer  wiederfinden.  Zuweilen  ist  sie 
dieser  gleich,  wie  im  Gulathingsrechte ,  wobei  aber  später  vielfach  das 
römische  Recht  massgebend  gewesen  sein  mag.  So  wenn  zu  Tricnt  die 
Ausgleichung  üblich  war,  während  doch ,  so  weit  sie  weiter  nördlich  in 
Tirol  noch  vorkommt,  die  Bemessung  auf  die  Hälfte  der  Dos  durchaus  die 
Regel  ist;  vgl.  Voltelini  12.  21.  Vereinzelt  findet  sie  sich  auf  ein  Drittel 
oder  Viertel  der  Dos  bestimmt.  Bei  weitem  am  häufigsten  aber  beträgt  sie 
die  Hälfte  der  Dos.  Schon  das  kann  auffallen,  wenn  wir  annehmen,  es 
handle  sich  um  Aufnahme  der  römischen  Donatio.  WieJustinian  in  Nov.  97 
den  Gleichbetrag  von  Donatio  und  Dos  vorschrieb,  so  wird  er  auch  wohl 
schon  in  früheren  Gesetzen  gefordert,  vgl.  Brunner  Dos  6,  und  scheint  min- 
destens allgemein  üblich  gewesen  zu  sein.  Für  die  Bestimmung  auf  die 
Hälfte  der  Dos  fehlt  im  römischen  Rechte  jede  Anknüpfung ,  während  sie 
durchaus  der  Drittelsvermehrung  des  Frostuthingsrechts  entspricht. 

Wenigstens  vereinzelt  ergibt  sich  dann  noch  engerer  Anschluss  an 
dieses,  vgl  S  1275,  durch  die  Bestimmung,  dass  die  Wittwe  kein  Anti- 
fano erhält  So  heisst  es  in  den  Statuten  von  Locarno  c.  65,  Zeitschr.  für 
Schw.  R.  36, 279:  se  la  doie  sarä  di  lire  cento,  sia  Yantifatto  dicinquanta, 
e  similmente  alla  rata,  se  la  doie  e  maggiore  0  minore;  während  dann  zu- 
gefügt wird:  se  la  vedava  si  rimaritasse,  nonpud  sopra  i  beni  del  marito 
secondo  pretendere  Yantifatto.  Auch  nach  den  Statuten  des  benachbarten 
Valmaggia,  vgl  Huber  Schw.  Privatr.  4,  458,  kann  die  Frau  bei  zweiter 
Heirath  das  Antifactum  nicht  verlangen. 

Auch  sonst  erinnern  wohl  Einzelbestimmungen  an  die  norwegische 
Widerlage.  Tritt  nach  norwegischem  Recht  verhältnissmässig  eine  Be- 
schneidung der  Widerlage  ein,  wenn  der  Mann  einen  Theil  der 
Aussteuer  einklagen  muss,  vgl.  Amira  Obl.  2,  656,  so  ergibt  sich  auch  zu 
Trient,  vgl  Voltelini  1 2,  die  entsprechende  Bestimmung ,  dass .  wenn  die 
Dos  während  der  Ehe  nicht  völlig  eingezahlt  wurde,  auch  das  Contrafactum 
entsprechend  gemindert  wird. 

1283.  Es  ergeben  sich  aber  auch  abgesehen  von  der  Bemessung  noch 
manche  andere  Bedenken  gegen  den  römischrechtlichen  Ur- 
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1283]  sprung.  Den  longobardischen  Rechtskundiges  mag  das  Dotalrecht 
aus  römischen  Rechtsquellen  bekannt  gewesen  sein;  es  könnte  gerade  nicht 
befremden,  wenn  sie  statt  der  longobardischen  Vermögensrechte  die  römi- 
schen genannt  hätten.  Wie  aber  sollten  sie  dazu  gekommen  sein,  die 
römische  Donatio  als  Recht  der  Frau  neben  der  longobardischen  Quarta  zu 
nennen ,  wenn  dem  thatsfichlichen  longobardischen  Rechtsleben  nicht  be- 
reits die  Bestellung  eines  Antifactum  neben  der  Quarta  bekannt  war. 

Beruhte  jenes  aber  auf  römischer  Grundlage,  so  müsste  es  zweifellos 
nicht  den  römischen  Rechtsquellen,  sondern  dem  thatstfchüchen  Rechts- 
brauche der  im  longobardischen  Gebiete  nach  römischem 
Recht  Lebenden  entnommen  sein.  Diese  aber  haben  sichtlich  am  römi- 
schen Dotalrecht  nicht  festgehalten.  Entsprechend,  wie  bei  Longobarden 
die  Quarta,  bildet  bei  ihnen  die  Tertia  vom  gesammten  Vermögen  des 
Mannes  das  Hauptvermögensrecht  der  Überlebenden  Frau.  Das  longobar- 
dische  Cartularium  N.  1  gibt  als  Traditio  donationis  propter  nuptias  eine 
Formel,  wonach  die  Traditio  per  cartam  de  morgincap  de  quarta  portione 
geschehen  soll,  und  fügt  hinzu:  Si  est  Romanus  vel  Salichus,  die-  cartam 
dotis,  et:  de  tertia  portione,  wahrend  dann  noch  einige  Sonderbestimmun- 
gen bezüglich  der  salischen  Verbriefung  folgen.  Damit  stimmen  in  auffal- 
lendster Weise  die  Urkunden.  Wahrend  bei  Longobarden  immer  von  der 
Morgengabe  oder  Quarta  die  Rede  ist,  wird  in  einer  Reihe  von  Verbrie- 
fungen durch  nach  römischem  Rechte  Lebende ,  welche  mir  bis  Mitte  des 
zwölften  Jahrhunderts  aus  verschiedenen  Theilen  Oberitaliens,  so  aus  Mai- 
land und  Brescia,  aus  Florenz  und  Siena  vorliegen,  immer  die  Tertia  portio 
des  gesammten  Guts  des  Mannes  geschenkt ;  und  zwar  wird  die  Vergabung 
durchweg  entsprechend  jener  Angabe  regelmässig  als  Dos,  vereinzelt  als 
Donatio  oder  Dos  et  donatio  bezeichnet.  Es  ist  da  also  auch  der  Ausdruck 
Dos  entsprechend  dem  fränkischen  und  andern  germanischen  Rechten  für 
die  Gabe  des  Mannes  verwandt;  erst  seit  der  Mitte  des  zwölften  Jahrhun- 
derts wird  es  wieder  Üblich,  den  Ausdruck  im  römischrechtlichen  Sinne  zu 
gebrauchen. 

Wie  die  nach  römischem  Rechte  Lebenden,  welche  doch  etwa  im  Erb- 
rechte, vgl.  Questiones  ac  monita  §  32,  an  mancher  Bestimmung  des  justi- 
nianischen Rechts  in  Abweichung  vom  longobardischen  und  salischen  Recht 
festhielten,  hier  dazu  gelangten,  sich  unter  Absehen  vom  römischen  Recht 
dem  germanischen,  und  zwar  nicht  dem  longobardischen,  sondern  dem  sali- 
schen, vgl.  §814,  oder  auch,  worauf  wir  zurückkommen ,  burgundischen 
Recht  anzuschliessen,  ist  eine  Frage,  der  wir  für  unsern  Zweck  nicht  nach- 
zugehen  haben.  Jedenfalls  ergibt  steh,  dass  die  Longobarden  das  Antifactum 
nicht  einer  nach  dem  Betrage  der  Aussteuer  bemessenen  Donatio  propter 
nuptias  der  nach  römischem  Rechte  unter  ihnen  Lebenden  entnehmen 
konnten.  Dagegen  kann  es  nicht  auffallen,  dass  man,  als  etwa  seit  der  Mine 
des  zwölften  Jahrhunderts  die  steigende  Kenntniss  des  Rechts  der  römi- 
schen Rechtsquellen  mehr  und  mehr  sich  im  Rechtsleben  geltend  machte, 
das  Antifactum  als  römische  Donatio  propter  nuptias  gefasst  und  danach 
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sehr  gewöhnlich  bezeichnet  wurde ,  ohne  dass  man  sich  doch  gerade  allen 
römischen  Bestimmungen  über  dieselbe  anschloss,  und  insbesondere  über- 
wiegend an  der  Bemessung  nach  der  Hälfte  der  Dos  festhielt. 

Im  spätem  Mittelalter  verschlechterte  sich  dann  durchweg  die  Stellung 
der  überlebenden  Frau  dadurch ,  dass  ihr  Recht  auf  Quarta  oder  Tertia 
nicht  mehr  anerkannt  und  sie  lediglich  auf  das  Antifatto  angewiesen  wurde, 
vgl.  Pertile  3,  239;  zu  Florenz  wird  im  dreizehnten  Jahrhunderte  in  den 
Dotirungsurkunden  regelmässig  gesagt,  dass  die  auf  die  Hälfte  der  Dos  be- 
stimmte Donatio  nach  Brauch  und  Satzung  der  Stadt  vice  morgincap  ge- 
geben wird. 

1284.  Noch  ein  Anderes  mag  da  zu  beachten  sein.  Die  örtliche 
Ausdehnung  des  Antifatto  reicht  gerade  so  weit,  als  wir  longobardische 
Rechtsgrundlage  voraussetzen  dürfen.  In  den  benachbarten  burgundischen 
Gebieten  finden  wir  allerdings  eine  entsprechende  Widerlage ,  auf  die  wir 
näher  einzugehen  haben  werden,  welche  aber  nicht  als  Antifactum ,  son- 
dern als  Augmentum  bezeichnet  wird. 

Auffallender  macht  sich  die Abgränzung  gegen  die  rhätischen 
Rechte  geltend.  Im  Tessin  fanden  wir  zu  Locarno  das  auf  die  Hälfte  der 
Dos  bestimmte  Antifatto,  während  dort  die  Quarta  nicht  mehr  üblich  ge- 
wesen zu  sein  scheint;  in  den  Statuten  von  Lugano  c.  150  ff.,  Zeitschr.  f. 
Schw.  R.  35,203,  werden  als  Vermögensrechte  der  Frau  ausser  Antifactum 
oder  Donatio  propter  nuptias  auch  noch  die  Quarta  oder  Tertia  aufgeführt. 
Auch  zu  Bellinzona,  Biasca,  Valmaggia  findet  sich  das  Antifactum ;  vergl. 
Huber  Schw.  Privatr.  4,  373.  Das  Antifatto  der  Statuten  von  Misox,  Mohr 
Erbr.  61,  scheint  allerdings  der  Morgengabe  der  rhätischen  Rechte  zu  ent- 
sprechen, an  die  sich  da  auch  sonst  engster  Anschluss  ergibt.  Wie  aber 
das  Antifatto  in  Veltlin  erwähnt  wird,  vgl.  Pertile  3,  289,  so  auch  in  den 
alten  Statuten  von  Puschclav,  vgl.  Bühler  Bündn.  Erbr.  86  ff. ,  in  welchen 
sich  auch  sonst  wohl  der  Anschluss  an  longobardisches  Recht  aufs  be- 
stimmteste ergibt.  Die  überlebende  Frau  nimmt  la  dotte  con  f  antifatto  ; 
während  der  Betrag  des  letztern  nicht  angegeben  wird,  bezeichnet  Dotte, 
wie  wir  das  §  1275  ebenso  in  Norwegen  annahmen,  nicht  blos  das  als  Aus- 
steuer gegebene,  sondern  auch  das  anderweitig  während  der  Ehe  erworbene 
Frauengut,  welches  bei  kinderlosem  Ueberleben  des  Mannes  entsprechend 
dem  longobardischen  Recht  auf  diesen  vererbt,  nicht  zurückgegeben  wird. 
Auch  in  Bergell  findet  sich  noch  ein  dem  italienischen  entsprechendes  Anti- 
factum, wie  das  die  Bemessung  nach  dem  Gute  der  Frau  aufs  bestimmteste 
ergibt.  Nach  den  Statuta  civilia  $  62,  Wagner  u.  Salis  Rechtsq.  4,  144,  er- 
hält die  Wittwe  zu  Leibzucht  das  An(ti)factum :  et  hoc  intelligitur  tercia 
pars  plus,  quam  sua  bonafuerint  ve/  summa.  Dagegen  findet  sich  in  den 
unmittelbar  angranzenden  rhätischen  Rechtsgebieten  nie  ein  dem  Antifatto 
entsprechendes  Recht  der  Frau  erwähnt.  Kann  diese  ausser  ihrem  Einge- 
brachten auch  die  Morgengabe,  das  Donum  sponsalicium,  beanspruchen, 
so  ergibt  sich  da  nie  ein  festes  Verhältniss  zum  Frauengut;  sie  wird  ver- 
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1284]  tragsweise  bestimmt  oder  es  finden  sich  feststehende  Geldbeträge  ge- 
nannt ;  vgl.  Bühler  Erbr.  79  ff. 

Beruht  das  Antifactum  auf  longobardischer  Grundlage ,  so  erklärt  es 
sich  leicht,  wenn  es  sich  bis  in  die  entlegensten  Thaler  des  longobardischen 
Gebiets  verfolgen  lässt.  War  es  aber  nicht  longobardischen  Ursprungs,  son- 
dern erst  nachträglich  aus  dem  römischen  Recht  aufgenommen,  so  ist  es  an 
und  für  sich  schwerer  zu  erklaren,  dass  es  in  so  entlegene  Ortsrechte  Ein- 
gang fand ,  in  welchen  übrigens  sich  keinerlei  bestimmterer  Einfluss  des 
römischen  Dotalrechts  kenntlich  macht.  Insbesondere  aber  wäre  dann  doch 
eine  Erklärung  dafür  zu  finden,  dass  es  sich  gerade  nur  so  weit  verfolgen 
lässt,  als  der  Einfluss  longobardischen  Rechts  reicht,  während  doch  zur  Auf- 
nahme aus  dem  römischen  Recht  in  Rhätien  dieselbe  Veranlassung  geboten 
gewesen  sein  würde,  wie  in  Italien. 

1285.  Endlich  wird  doch  auch  der  Ausdruck  Antifactum  zu  be- 
achten sein.  Dem  altern  römischen  Sprachgebrauch  ist  derselbe  durchaus 
fremd.  *  Insbesondere  auch  dem  der  römischen  Rechtsquellen,  wo  nur  ver- 
einzelt Cod.  Just.  5,  3  1.  20  die  Donatio  mit  dem  griechischen  Ausdruck  als 
Antipherna  bezeichnet  wird,  was  dann  auch  genauer  nur  dem  Ausdrucke 
Contrados,  nicht  aber  gerade  dem  Antifactum  entsprechen  würde.  Dieser 
macht  durchaus  den  Eindruck,  dass  es  sich  um  Latinisirung  eines  germa- 
nischen Ausdrucks  handle.  Man  pflegt  den  Ausdruck  mit  Ante  zusammen- 
zubringen, vgl.  Schröder  Gütern  1,  87,  und  daraus  zu  erklären,  dass  es  sich 
um  eine  vor,  nicht  nach  der  Eheschliessung  zu  bestellende  Gabe  handelt 
Aber  in  den  altern  Quellen  ausnahmslos  und  überwiegend  auch  noch  in 
den  spätem  heisst  es  nicht  Antefactum,  sondern  Antifactum,  so  dass  es  sich 
zweifellos  um  die  abweichende  Bedeutung  des  griechischen  Anti  handelt, 
wie  sie  ja  auch  in  lateinische  Zusammensetzungen  vielfach  Eingang  gefun- 
den hatte.  Bezeichnet  der  Ausdruck  demnach  Gegenleistung,  so  entspticht 
das  so  genau  dem  Gagngjald  des  Gulathingsrechts,  vgl.  $  1275,  dass  doch 
nichts  näher  liegt,  als  die  Annahme,  es  handle  sich  da  um  wörtliche  Ueber- 
setzung  des  nordischen  Ausdrucks.  Nahm  man  die  Sache  selbst  erst  nach- 
träglich aus  dem  römischen  Recht  auf,  so  fehlte  doch  jede  Veranlassung, 
sie  nicht  in  der  in  diesem  üblichen  Weise  zu  bezeichnen  und  statt  dessen 
ein  neues  lateinisches  Wort  zu  bilden. 

Verkenne  ich  die  Schwierigkeit  nicht,  die  sich  für  die  Annahme  des 
Zurückgehens  auf  longobardisches  Recht  aus  der  Nichterwäh- 
nung eines  genauer  entsprechenden  Vermögensrechtes  der  Frau  im  Edict 
ergibt,  so  scheinen  der  Annahme  der  Aufnahme  aus  dem  römischen  Recht 
wenigstens  meines  Erachtens  ungleich  gewichtigere  Gründe  im  Wege  zu 
stehen.  Besteht  da  aber,  wie  ich  denke,  Zusammenhang  mit  den  bei- 
den westnorwegischen  Rechten,  und  würde  dann  der  Ausdruck 
bestimmter  auf  das  Gulathingsrecht  hinweisen,  so  entspricht  das  dem,  dass 
diesem  sich  das  longobardische  Recht  in  seiner  Erbenfolge  ungleich  näher 
anschliesst,  als  dem  Frostuthingsrecht.  Dagegen  würde  diesem,  vgl  $  12751 
allerdings  die  überwiegend  vorkommende  Bemessung  nach  der  halben  Aus- 


6.  Frostuthingsgruppe.  a.  Frostuthingsrecht.  453 

Steuer  genauer  entsprechen.  Findet  sich  neben  dieser  zuweilen  auch ,  wie 
im  Gulathingsrecht,  Ausgleichung  von  Aussteuer  und  Widerlage,  so  möchte 
ich  darauf  nicht  gerade  grösseres  Gewicht  legen ,  da  es  sich  durchweg  um 
spatere  Bestimmungen  handelt,  aufweiche  die  Bemessung  der  römischen 
Donatio  von  Einfluss  gewesen  sein  könnte.  Mag  aber  übrigens  das.  longo - 
bardische  Recht  dem  Gulathingsrechte  ungleich  naher  verwandt  sein,  so 
würde  es  desshalb  nach  dem  S  22  Bemerkten  doch  nicht  aus  diesem,  son- 
dern aus  einem  gemeinsamen  nähern  Urrechte  abgeleitet  sein,  welches  dann 
wieder  durch  ein  entfernteres  westnorwegisches  Urrecht  auch  mit  dem  Fro- 
stuthingsrechte  in  Verbindung  stehen  würde.  Jenes  Verhältniss  würde  dem- 
nach darauf  hinweisen,  dass  auch  in  dem  nähern  Urrechte  noch  die  Bemes- 
sung nach  der  Hälfte  beibehalten  war  und  sich  erst  im  Gulathingsrechte  die 
Ausgleichung  entwickelte. 

6.  Frostuthingsgruppe.  a.  Frostuthingsrecht. 

1286.  Wir  wiesen  bereits  S  1275  auf  das  hin,  was  die  beiden  west- 
norwegischen Rechte  von  den  früher  besprochenen  gemeinsam  unter- 
scheidet und  damit  auf  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  für  beide  hinweist. 
In  beiden  ist  in  erster  Reihe  der  Gesichtspunkt  der  Beständigkeit  des 
Frauenguts  insofern  der  massgebende,  als  das  Auseinanderhalten  auch 
der  Erträgnisse  beider  Vermögen  dadurch  vermieden  ist,  dass  die  gesaramte 
Errungenschaft,  Gewinn  und  Verlust,  dem  Manne  zufiel.  Beide  stim- 
men weiter  darin  Uberein,  dass  sie  der  überlebenden  Frau  selbst,  nicht  auch 
ihren  Erben,  Anspruch  auf  eine  nach  der  Grösse  ihrer  Aussteuer  bemessene 
Widerlage  gewähren.  Beide  Rechte  zweien  sich  dann  darin,  dass  diese 
im  Gulathingsrechte  dem  vollen,  bei  einer  Wittwe  dem  halben  Theile  der 
Aussteuer  entspricht,  während  dieselbe  im  Frostuthingsrechte  bei  der  Erst- 
verheiratheten  die  Hälfte  beträgt  und  die  Wittwe  überhaupt  keine  Wider- 
lage erhält.  Werden  wir  diese  Drittelsvermehrung  genau  so  in  Aug- 
mentum  dotis  des  burgundischen  Rechts  wiederfinden,  entspricht  ihr  aber 
bezüglich  der  Bemessung  nach  §  1282  auch  das  Antifactum  des  sich  in  an- 
dern Beziehungen  dem  Gulathingsrechte  näher  anschliessenden  longobar- 
dischen  Rechts,  so  schlössen  wir  8  1285  daraus,  dass  die  Gestaltung  des 
Frostuthingsrechts  die  ursprünglichere  sein  dürfte.  Stimmen  dann  beide 
Rechte  noch  darin  Uberein,  dass  jedenfalls  die  eingebrachten  Liegen- 
schaften der  Frau  dieser  oder  deren  Erben  zurückzugeben  sind,  so  ent- 
spricht das  überhaupt  allen  Rechten ,  in  denen  sich  nicht  volle ,  auch  das 
Erbland  umfassende  Gemeinschaft  entwickelt  hat. 

Dagegen  ergibt  sich  nun  ein  wesentlicher  Unterschied  beider 
Rechte  bei  Behandlung  der  Fahrniss.  Das  Gulathingsrecht, 
vgl.  $  1276,  hält  für  diese  Verhältnisse  Liegenschaften  und  Fahrniss  nicht 
auseinander.  Die  gesetzliche  Beständigkeit  des  Frauenguts  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Fahrniss  oder  deren  Werth  und  ebenso  umfasst  die  vertrags- 
weise Gemeinschaft  beide  Bestandtheile.  Dagegen  ist  im  Frostuthings- 
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1286]  rechte  nur  für  die  noch  unterjährige  Ehe  an  der  Beständigkeit  des 
Frauenguts  festgehalten.  Denn  nach  einem  Jahre  verschmilzt  ein  jedenfalls 
die  in  die  Ehe  eingebrachte  Fahrniss  umfassender  Thetl  des  Eheguts  zu 
einer  einheitlichen  Masse,  bei  der  nicht  weiter  beachtet  wird ,  von  welcher 
Seite  sie  herrührt. 

Versuchen  wir  aber  darüber  hinauszugehen,  so  ergibt  sich  anschei- 
nend so  mancheUngenauigkeit  und  Unvollständigkeit  derAn- 
gaben,  dass  sie  in  verschiedenster  Weise  ausgelegt  sind.  Gehindert  durch 
die  Nichtkenntnis  der  Sprache  glaubte  ich  lange,  dass  mir  da  nichts  erübrige, 
als  mich  jedes  eigenen  Unheils  zu  enthalten  und  auf  die  abweichenden  An- 
sichten Anderer  zu  verweisen.  Hatten  aber  meine  sonstigen  Untersuchun- 
gen ergeben,  dass  helvetisches,  burgundisches  und  normannisch-englisches 
Recht,  vgl.  S  1238,  bezüglich  ihrer  Erbenfolge  sich  aufs  engste  dem  Fro- 
stuthingsrechte  anschliessen,  so  glaubte  ich  doch  schliesslich  den  Versuch 
nicht  unterlassen  zu  dürfen,  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  nur  jenen  Rechten 
eigenthümliche  Gestaltung,  wonach  der  überlebende  Mann  die  gerammte 
Fahrniss  behält,  der  überlebenden  Frau  aber  ein  Drittel  zukommt,  auch  die 
des  Frostuthingsrechts  gewesen  sein  könne. 

Nachdem  dann  Amira  die  Güte  hatte,  mir  die  zunächst  in  Betracht 
kommenden  Abschnitte  Frostuthingsbök  1 1  c.  6 — 8  zu  übersetzen ,  wäh- 
rend mir  nachträglich  Kollege  Puntschart  auch  noch  die  nächstvorherge- 
henden Abschnitte  verdeutschte,  blieb  wenigstens  mir  persönlich  kein 
Zweifel,  dass  jene  Angaben  des  Frostuthingsrechts  anders  aufzufassen  seien, 
als  bisher  geschehen,  und  sich  ihre  Unklarheiten  nur  dann  genügend  be- 
seitigen, wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  man  dabei  die  Gestaltung  im  Auge 
hatte,  wie  wir  sie  in  jenen  verwandten  Rechten  bestimmter  ausgesprochen 
finden.  Und  so  wenig  ich  da  zu  einem  ausschlaggebenden  Unheil  berufen 
sein  kann,  scheinen  mir  doch  die  geltend  zu  machenden  Gründe  gewichtig 
genug,  um  Berufenere  auf  genauere  Prüfung  hinzuweisen.  Sollten  sie  meiue 
Annahme  billigen,  so  würde  sich  damit  allerdings  ein  auffallender  Beleg 
ergeben,  wie  auch  die  Vergleichung  örtlich  ganz  entlegener  späterer  Rechte 
auf  die  richtige  Erklärung  der  Angaben  scandinayischer  Rechte  führen  kann, 
die  diesen  an  und  für  sich  auch  bei  Vergleichung  anderer  scandinavischer 
Rechte  kaum  zu  entnehmen  sein  würde. 

1287.  Ich  gebe  zunächst  die  bezüglichen  Angaben  des  Frost u- 
thingsbuch  im  Zusammenhange.  Nachdem  11  c.  5.  6  gesagt  ist,  dass 
der  Mann  während  der  Ehe  über  das  Frauengut  verfügt,  heisst  es  von  der 
der  Frau  während  der  Ehe  zufallenden  Erbschaft,  dass  Liegenschaften  und 
Fahrniss  geschätzt  werden  sollen  und  der  Mann  es  danach  den  Erben  der 
Frau  herausgeben  soll,  wie  er  es  bekam,  während,  wenn  er  es  ungeschätzt 
übernahm,  sein  Eid  eintritt  und  ebenso  der  Eid  der  überlebenden  Frau, 
wenn  diese  ihr  Gut  zurücknimmt.  Dann :  Wenn  die  Frau  ihren  Mann  ver- 
liert und  die  Beiden  zwölf  Monate  zusammen  gewesen  sind,  dann  gehört 
der  Frau  ein  Drittel  am  Bü  und  an  allem  losen  Gut  und  ihre  Kleider  \um 
Voraus.  Das  anschliessende  c.  7  ist  nach  dem  Index  überschrieben :  Welche 
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Schulden  eine  Frau  befahlen  soll  nach  Wegfall  ihres  Mannes ;  wahrend 
dann  der  sichtlich  verderbte ,  wohl  durch  Streichen  des  Eingeklammerten 
zu  bessernde  Text  beginnt :  Den  Landpacht^ins  soll  sie  befahlen,  Schulden 
(und  Landpachtlins)  %u  einem  Drittel  und  keine  andern  Schulden.  Aber 
wenn  die  Beiden  wohnen  auf  einem  Grundstück  eines  von  ihnen,  dann 
braucht  keines  von  ihnen  das  Grundstück  vom  andern  %u  pachten.  Das  wird 
dahin  zu  verstehen  sein,  dass  dann  der  Ueberlebende  auch  den  Erben  des 
Verstorbenen  keinen  Zins  zu  vergüten  hat  Es  heisst  weiter,  dass  wenn  sie 
behauptet,  nicht  ihr  ganzes  Gut  zu  haben,  oder  die  Erben  des  Mannes,  dass 
sie  mehr  Gut  habe,  desshalb  von  dieser  oder  jener  Seite  zu  klagen  ist:  Aber 
wenn  die  Beiden  nicht  \wölf  Monate  beisammen  gewesen  sind,  dann  spreche 
sie  das  Gut  an,  wovon  sie  behauptet,  dass  sie  es  vermisse. 

Es  folgt  dann  c.  8,  welches  ich  zur  Erleichterung  der  Besprechung  in 
Abschnitte  zerlege :  Wann  das  Recht  das  Gut  von  Eheleuten  zusammenlegt. 
§  1.  Wenn  ein  Mann  in  Haushaltungsgemeinschaft  geht  mit  einer  Wittwe 
oder  einem  Mädchen,  dann  gehört  ihm  doch  nichts  an  dem  Bü ,  bevor  die 
beiden  %wölf  Monate  beisammen  gewesen  sind.  Dann  legt  das  Recht  das 
Gilt  von  denen  zusammen.  §  2.  Aber  wenn  qwei  vermögenslose  Leute  zu- 
sammen kommen  nach  des  Landes  Recht  und  sie  erwerben  Gut,  dann  habe 
er  %wei  Theile,  sie  aber  ein  Drittel  sowohl  am  Land,  als  am  losen  Gut. 
§  ).  Wenn  eines  von  Beiden  den  andern  verliert  und  es  mangelt  das  Bier- 
haus^eugniss,  so  leiste  es  selber  den  Eid  %u  seinem  Gut  und  zwei  verstän- 
dige und  bussfähige  Leute  sollen  wahr  machen  den  Eid  von  ihm  oder  von 
ihr;  das  Gut  aber  soll  ausgeliefert  werden  nach  dem  Recht.  §  4.  Aber  wenn 
[er]  Land  kauft  mit  den  Kleinoden  oder  dem  losen  Gut  seiner  Frau  und  sie 
überlebt  ihn,  dann  soll  sie  dasjenige  allein  in  Land  bekommen  von  seinen 
Erben,  was  zu  ihrer  Mitgift  gehörte,  und  den  Thndiungsauki  mit,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  er  sie  zum  Buche  führt,  die  Skeyting  entgegenzunehmen, 
weil  das  Recht  diese  Abrede  bricht;  und  das  lose  Gut,  welches  die  Erben 
ihr  einhändigen.  §  ß.  Aber  wenn  sie  Gut  als  Erbschaft  empfängt,  nachdem 
die  Beiden  zusammenkamen,  und  wird  dieses  Gut  in  Land  angelegt ,  dann 
soll  dieses  Land  ihr  gehören. 

1288.  Die  bisherigen  Erklärungen  dieser  Angaben  stimmen* 
so  weit  ich  sehe,  in  der  Annahme  uberein,  dass  durch  das  Zusammenlegen 
nach  einem  Jahre  ein  Gemeingut  entsteht,  von  welchem  dann  ein  Drittel 
der  Frau,  zwei  Drittel  dem  Manne,  beziehungsweise  deren  Erben,  zustehen, 
entsprechend  dem  Theilungsmassstabe,  wie  er  im  isländischen  und  im  Gu- 
lathingsrechte,  aber  auch  in  andern  scandinavischen  Rechten  allgemein  für 
die  gesetzliche  Gemeinschaft  bestimmt  wird;  und  so  auch  hier  für  den  Fall 
der  Vermögenslosigkeit  der  Eheleute,  während  auch  das  Drittel ,  welches 
nach  c.  6  der  Überlebenden  Frau  zukommt,  dem  durchaus  entsprechen 
wllrde. 

Anderes  ist  bestritten.  Dass  es  sich  nur  um  Fahrniss  handelt,  dass 
das  neben  anderm  losen  Gut  genannte  Bü  die  Haushaltungsgegenstände  be- 
zeichnet, darf  ich  wohl  mit  Olivecrona  Precis  105,  Maurer  in  Krit.  Viertel- 
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1288]  jahrsschr.  10,  402,  Amira  Obl.  2,  813,  als  feststehend  annehmen, 
wenn  mich  auch  Amira  aufmerksam  macht ,  dass  Hertzberg  im  Glossar  zu 
Norges  G.  L.  Bü  auf  das  Gehöfte  beziehen  möchte.  Jedenfalls  ergibt  c.  ?> 
dass  das  Grundstück,  Jörd,  auf  welchem  sie  wohnen,  Sondereigenthum  des 
einen  oder  des  andern  blieb.  Und  wenn  c.  8  §  2  für  die  Errungenschafts- 
gemeinschaft vermögensloser  Leute  betont  wird ,  dass  sie  auch  das  Land 
umfasst,  deutet  das  darauf,  dass  das  bei  den  vorhergehenden  Angaben  nicht 
ebenso  zutrifft. 

Es  ist  aber  weiter  insbesondere  bestritten,  ob  es  sich,  wie  etwa  Olive« 
crona  annimmt,  um  gesetzliche  Gemeinschaft  handelt,  welche  in 
Folge  der  Heirath  nach  Jahresfrist  an  und  für  sich  eintritt,  oder  nur  um  ver- 
tragsmäßige, wie  das  Maurer  401  zu  begründen  sucht,  dem  sich  Amira  ObL 
2,  81 1.  813  anschliesst.  Sie  stützen  sich  darauf,  dass  das  c.  8  S  1  erwähnte 
Gehen  in  Wirthschaft,  ganga  i  bü,  nicht  gerade  das  Heirathen  bezeichnet, 
sondern  einen  Gesellschaftsvertrag  mit  Gemeinsamkeit  des  Haushaltes,  wie 
er  auch  unter  andern  Leuten  eingegangen  wurde.  So  richtig  das  aber  ohne 
Zweifel  ist,  so  scheint  es  mir  nicht  auszuschliessen,  dass  auch  hier,  wie  das 
so  manchen  andern  Rechten,  insbesondere  fränkischen,  friesischen  und  rhä- 
tischen  entsprechen  würde,  die  Fahrnissgemeinschaft  bei  jeder  Uberjährigen 
Ehe  eintreten  sollte,  ohne  dass  es  dazu  eines,  etwa  auch  nachträglich  einge- 
gangenen besonderen  Vertrages  bedurfte.  Der  Heirathsvertrag  war  doch  an 
und  für  sich  immer  zugleich  ein  auf  Gemeinsamkeit  des  Haushaltes  gerich- 
teter, der  also  ganz  dieselben  Wirkungen  haben  konnte,  wie  ein  bezüglicher 
unter  andern  Leuten  eingegangener  Gesellschafts  vertrag.  Ganz  entsprechend 
glaubte  ich  bereits  $  96 1  die  fränkische  gesetzliche  eheliche  Gemeinschaft* 
so  weit  sie  erst  nach  Jahr  und  Tag  eintritt,  auf  Anwendung  der  für  jede 
Hausgemeinschaft  bestehenden  Regel  auf  den  Einzelfall  zurückführen  zu 
dürfen. 

Es  würde  weiter  die  Fassung  von  c.  8  S  1 ,  wo  von  einer  mit  einer 
Wittwe  oder  einem  Mädchen  eingegangenen  Gemeinschaft  die  Rede  ist, 
doch  in  keiner  Weise  zu  der  Annahme  passen,  es  könne  sich  auch  um  eine 
erst  während  des  Verlaufs  der  Ehe  eingegangene  Gemeinschaft  handeln; 
denn  dann  würde  sie  ja  nicht  mit  einer  Wittwe  oder  einem  Mädchen,  son- 
dern mit  der  Ehefrau  eingegangen  sein. 

Insbesondere  wird  aber  zu  beachten  sein,  dass  in  den  auf  die  Frau  be- 
züglichen Angaben  c.  6. 7  lediglich  von  einem  Beisammensein  durch  zwölf 
Monate  die  Rede  ist.  Das  weist  doch  zweifellos  daraufhin,  dass  diese  schon 
von  der  Vollziehung  der  Ehe  ab  zu  zählen  sind,  und  damit  das  Zusammen- 
legen bei  jeder  überjährigen  Ehe  als  Wirkung  dieser  eintritt;  eine  Angabe, 
die  auch  Maurer  402  mit  seiner  Annahme  nur  dadurch  in  Uebereinstim- 
mung  zu  bringen  weiss ,  dass  die  Voraussetzung  ausdrücklicher  Verabre- 
dung hinzuzudenken  sei.  Ich  glaube  doch  bei  der  weitern  Erörterung  da- 
von ausgehen  zu  dürfen ,  dass  es  sich  um  eine  nach  zwölf  Monaten  ein- 
tretende Wirkung  jeder  Ehe  handelt. 


Behandlung  der  Fahrniss.  .457 

Es  scheinen  mir  freilich  auch  dann  die  Angaben  nicht  so  klar  zu  sein, 
wie  man  das  wünschen  möchte,  und  sich  noch  weitere  Anstände  zu 
ergeben.  Es  muss  doch  auffallen,  dass  c.  8  §  2  bei  der  Angabe  über  die  Ehe 
vermögensloser  Leute,  bei  denen  es  sich  also  nur  um  Errungenschaft  han- 
deln kann,  von  beiden  zugleich  die  Rede  ist  und  beide  da,  abgesehen  vom 
Theilungsmassstabe,  gleichbehandelt  erscheinen ;  dass  sich  dagegen  vorher 
vollständige  Trennung  der  Angaben  über  das  Recht  der  Frau 
und  desMannes  ergibt  und  die  ganze  Fassung  doch  den  Eindruck  macht, 
dass  es  sich  da  beim  Rechte  beider  nicht  füglich  nur  um  den  Unterschied 
des  Theilbetrages  handeln  kann.  Maurer  402  scheint  denn  auch  daran  An- 
stoss  genommen  zu  haben.  Er  meint,  dass  die  Bestimmung  über  das  Drittel 
der  Frau  c.  6  nicht  an  richtiger  Stelle  stehe,  also  wohl  ursprünglich  zu  c.  8 
gehörte  und  sich  an  die  über  das  Recht  des  Mannes  anschloss.  Aber  der 
Inhalt  des  zwischenstehenden  c.  7  schliesst  sich  doch  ganz  sachgemäss  an 
die  Bestimmung  c.  6  an,  indem  es  bestimmt,  dass  die  nach  diesem  ein  Drittel 
der  Fahrniss  erhaltende  Frau  auch  ein  Drittel  der  Schulden  zu  übernehmen 
hat,  wahrend  dann  auch  weiter  in  demselben  nur  von  der  Frau  die  Rede  ist. 

Insbesondere  aber  muss  dieNichterwähnung  einesTheilbetrags 
des  Mannes  auffallen.  Es  ist  wohl  gesagt,  dass  nach  Jahresfrist  das  Recht 
das  bezügliche  Gut  zusammenlegt,  dasselbe  also  eine  einheitliche  Masse 
bildet,  in  welcher  Gut  der  Frau  und  des  Mannes  nicht  mehr  unterschieden 
wird,  und  dass  die  überlebende  Frau  selbst  von  dieser  Masse  ein  Drittel 
erhält.  Aber  mit  keinem  Won  ist  darauf  hingewiesen,  dass  dieses  Drittel 
auch  den  Erben  der  vorverstorbenen  Frau  zukommt  und  dass  auch  der 
überlebende  Mann  diese  Masse  nicht  ganz,  sondern  nur  zu  .zwei  Dritteln 
erhalt.  Ist  das  dann  bei  der  Ehe  vermögensloser  Leute  ausdrücklich  betont, 
so  kann  das  doch  eher  darauf  deuten,  dass  es  sonst  nicht  der  Fall  war. 

Hatten  mich  nun  die  Untersuchungen  über  die  Erbenfolge  ohnehin 
auf  die  Annahme  näherer  Verwandtschaft  des  Frostuthingsrechts  mit  Rechten 
geführt,  welche  dem  überlebenden  Manne  die  ganze  bezügliche  Fahrniss 
zusprechen,  so  mussten  jene  Anstände  einen  Vergleich  mit  verwandten 
sudgermanischen  Rechten  nahe  legen,  und  insbesondere  die  Erwä- 
gung, ob  denn  das,  was  vom  Zusammenlegen  des  Guts  gesagt  ist, 
gerade  die  Bedeutung  haben  müsse,  dass  das  zusammengelegte  Gut  nun 
Beiden  zu  bestimmten  Theilbeträgen  zustehen  soll.  Von  einem  Zusammen- 
legen des  Guts  konnte  doch  auch  dann  die  Rede  sein,  wenn  die  bezügliche 
Fahrniss  fortan  entsprechend  jenen  verwandten  Rechten  eine  einheitliche, 
nur  dem  Manne  gehörende  Masse  bilden  sollte ,  die  demselben  denn  auch 
beim  Vorversterben  der  Frau  ungetheilt  verblieb  und  damit  schliesslich  un- 
geteilt auch  an  seine  Erben  kam;  während  beim  Ueberleben  der  Frau,  wie 
im  helvetischen  und  normannisch- englischen  Recht,  nur  dieser  selbst,  nicht 
etwa  auch  ihren  Erben,  ein  Drittel  der  zusammengelegten  Fahrniss  ver- 
bleiben solle.  Und  bei  fortgesetzter  Erwägung  schien  sich  nichts  zu  er- 
geben, was  dieser  Annahme  widerspricht,  dagegen  Manches,  was  sie  unter- 
stützt. 
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1289.  Fassen  wir  nun  zunächst  den  Fall  des  Ueberlebens  der 
Frau  nach  überjähriger  Ehe  ins  Auge.  Vom  Frauengut,  so  weit  es  nicht 
Aussteuer,  sondern  erst  während  der  Ehe  ererbt  war,  kam  während  der 
Ehe  zwar  auch  nach  c.  5. 6  dem  Manne  das  Erträgniss  zu;  aber  nach  dessen 
Tode  war  es  in  vollem  Betrage ,  wie  der  Mann  es  übernommen  hatte ,  an 
die  Frau  zurückzustellen  oder  bei  deren  Vorversterben  an  ihre  Erben  her- 
auszugeben. Das  ererbte  Frauengut  war  also  ein  solches,  welches 
nicht  schwinden  und  wachsen  sollte.  Und  zwar  nicht  blos  die  Liegen- 
schaften waren  herauszugeben,  sondern  auch  die  Fahrniss  oder  deren  Werth, 
welche  wir  als  Erb  fahrniss  bezeichnen  können.  Denn  auch  diese  war 
behufs  der  Rückstellung  abzuschätzen,  während  überdies  c.  8  §  5  ausdrück- 
lich betont  ist,  dass  auch  das  mit  solcher  ererbter  Fahrniss  erkaufte  Land 
der  überlebenden  Frau  zukomme. 

Aber  in  einem  Rechte,  in  welchem  die  Tochter  durch  den  Sohn  und 
die  Schwester  durch  den  Bruder  ausgeschlossen  war,  hatte  die  Frau  über- 
wiegend nicht  auf  Erbgut  zu  rechnen ,  so  dass  das  ursprüngliche  Frauen- 
gut sich  auf  die  Aussteuer  oder  Mitgift  beschränkt,  die  Heimanfylgja, 
vgl.  AmiraObl.  2,  651,  wie  sie  bei  der  Verlobung  versprochen  und  bei  der 
Heirath  dem  Manne  ausgehändigt  wird.  Die  zu  dieser  gehörenden  Liegen- 
schaften erhielt  die  Frau  zurück,  wie  c.  8  §  4  ausdrücklich  bestimmt  ist, 
und  ausserdem  die  Drittelsvermehrung.  Aber  auf  die  zu  ihrer  Aussteuer 
gehörende,  dem  Manne  bei  der  Heirath  ausgehändigte  Fahrniss,  die  Aus- 
steuer fahrniss,  hatte  sie  sichtlich  kein  Sonderrecht  mehr,  da  nach  Jahr 
und  Tag  alles  lose  Gut  eine  einheitliche  Masse  bildet.  Von  dieser  aber 
kommt  ihr  nur  ein  Drittel  zu  und  ausserdem  ihre  Kleidung  als  Voraus. 
Darauf,  und  nicht  etwa  auf  noch  vorhandene  von  der  Frau  eingebrachte 
Fahrniss,  wird  es  sich  beziehen,  wenn  es  c.  8  §  4  heisst,  dass  der  Frau  von 
den  Erben  des  Mannes  auch  loses  Gut  einzuhändigen  sei. 

Würde  es  sich  nur  um  diese  Bestimmungen  bezüglich  der  überleben- 
den Frau  handeln ,  so  würden  sich  allerdings  keine  grösseren  Schwierig- 
keiten bieten,  die  ganze  Gestaltung  mit  der  gesetzlichen  Gemeinschaft,  so 
weit  diese  überhaupt  in  den  scandinavischen  Rechten  anerkannt  ist,  in  Ver- 
bindung zu  bringen,  welche  ausnahmslos  der  Frau  ein  Drittel  und  dem 
Manne  zwei  Drittel  des  Gemeingutes  zusprechen,  wie  das  denn  auch  im 
Frostuthingsrechte  selbst  für  die  Theilung  der  Errungenschaft  vermögens- 
loser Leute  bestimmt  ist.  Eine  Eigenthümlichkeit  des  Frostuthingsrechts 
würde  dann  nur  darin  zu  sehen  sein,  dass  sich  in  diesem  ein  den  isländi- 
schen und  dem  Gulathingsrechte  fremder  weiterer  Fall  gesetzlicher  Ge- 
meinschaft entwickelt  hätte,  wonach  bei  überjähriger  Ehe  eine  Gemein- 
schaft von  Fahrniss  eintritt,  die  zwar  nicht  alle  Fahrniss  umfasst,  da  die  von 
der  Frau  nachträglich  ererbte  oder  deren  Werth  davon  ausgenommen  ist, 
aber  jedenfalls  die  von  der  Frau  als  Aussteuer  zugebrachte. 

Aber  eben  so  wohl  würden  die  die  Frau  betreffenden  Bestimmungen 
sich  auch  mit  der  abweichenden  Gestaltung  anderer  Rechte  in  nähern  Zu- 
sammenhang bringen  lassen,  wonach  die  bezügliche  Fahrniss  nicht  als  Ge- 
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meingut,  sondern  als  Gut  des  Mannes  erscheint,  welches  diesem  beim  Ueber- 
leben ungetheilt  verbleibt,  während  der  überlebenden  Frau  nur  ein  Drittel 
zukommt  und  ausserdem,  genau  so  wie  das  im  helvetischen  und  im  nor- 
mannisch-englischen Rechte ,  vergl.  $  1 249,  bestimmt  ist,  ihre  Kleider  als 
Voraus. 

1890.  Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  wir  für  das  Frostuthingsrecht 
den  nähern  Anschluss  beim  Gulathingsrecht,  oder  aber  beim  helvetischen 
und  andern  bezüglich  der  Erbenfolge  nachstverwandten  Rechten  zu  suchen 
und  dem  entsprechend  die  unklar  gefassten  Angaben  jenes  zu  erklären 
haben,  wird  also  wesentlich  davon  abhängen,  ob  wir  anzunehmen  haben, 
dass  beim  Ueberleben  des  Mannes  dieser  das  nach  über  jähriger  Ehe 
zusammengelegte  Gut  nach  der  für  gesetzliche  Gemeinschaft  in  den  nor- 
wegischen Rechten  geltenden  Regel  nur  zu  zwei  Dritteln ,  oder  aber  ob  er 
dasselbe  ganz  behält.  Und  geht  man  da  nicht  von  vornherein  von  der  An- 
sicht aus,  dass  in  diesen  Verhältnissen  gerade  die  beiden  westnorwegischen 
Rechte  auch  die  nächstverwandten  sein  müssen,  lässt  man  die  Möglichkeit 
zu,  dass  das  Frostuthingsrecht  südgermanischen  Rechten,  welche  in  ihrer 
Erbenfolge  auffallende  Uebereinstimmung  zeigen,  auch  hier  näher  verwandt 
sein  kann,  als  dem  Gulathingsrechte,  so  scheinen  mir  doch  auch  die  An- 
gaben des  Frostuthingsrechts  selbst  genügende  Haltpunkte  für  die  Annahme 
eines  ausschliesslichen  Rechts  des  Mannes  auf  die  zusammen- 
gelegte Fahrniss  zu  bieten,  so  dass  ihm  diese  nach  Uberjähriger  Ehe 
ohne  Theilung  mit  den  Erben  der  Frau  ungetheilt  verbleibt. 

Darauf  deuten  zunächst  die  sich  ergebenden  Anstände  bei  An- 
nahme einer  Theilung  mit  den  Erben  der  Frau.  Während  be- 
stimmter angegeben  ist,  was  die  überlebende  Frau  zu  beanspruchen  hat 
und  ihr  daher  von  den  Erben  des  verstorbenen  Mannes  auszuhändigen  ist, 
fehlt  es  durchaus  an  entsprechenden  Bestimmungen  bezüglich  des  Mannes. 
Das  wäre  nicht  wohl  zu  erklären,  wenn  auch  der  überlebende  Mann  nach 
der  für  die  Theilung  von  Gemeingut  geltenden  Regel  nur  zwei  Drittel  von 
dem  zusammengelegten  Gut  erhalten  sollte,  also  ein  Drittel  an  die  Erben 
der  Frau  herauszugeben  hätte..  Wie  das  c.  8  S  2  für  den  Fall  der  Ehe  ver- 
mögensloser Leute  ausdrücklich  angegeben  ist,  so  wäre  dann  doch  auch 
$  1  irgendwie  bemerklich  zu  machen  gewesen ,  dass  von  dem  nach  Uber- 
jähriger Ehe  zusammengelegten  Gut  dem  Manne  nur  zwei  Drittel  gehörten. 
Es  wäre  weiter  c.  6  das  Recht  der  Frau  auf  ein  Drittel  des  Guts  nicht  aus- 
drücklich auf  den  Fall  des  Vorversterbens  des  Mannes  zu  beschränken  ge- 
wesen, wenn  dasselbe  Recht  auch  ihren  Erben  zugestanden  hätte. 

Wollte  man  aber  auch  annehmen,  es  sei  so  selbstverständlich  gewesen, 
dass  dem  Drittel  der  Frau  auch  zwei  Drittel  des  Mannes  entsprächen,  dass 
man  es  für  überflüssig  hielt,  das  zu  betonen ,  so  ergäbe  sich  eine  weitere 
Schwierigkeit  daraus,  dass  nicht  gerade  alle  vorhandene  Fahrniss  zu  dem 
zusammengelegten  Gut  gehörte.  Auf  Seiten  der  Frau  finden  sich  denn  auch 
ausdrückliche  Bestimmungen,  wonach  auch  die  während  der  Ehe  ererbte 
Fahrniss  ihr  und  ihren  Erben  gehörte,  also  nicht  in  die  zu  theilende  Masse 
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1290]  fiel,  wie  das  ebenso  ihre  Kleider  treffen  sollte.  Sicher  ist  anzunehmen, 
dass  der  überlebende  Mann  da  nicht  ungünstiger  stehen  sollte,  dass  auch 
er,  falls  er  überhaupt  mit  den  Erben  der  Frau  die  zusammengelegte  Fahr- 
niss  zu  theilen  hatte,  seine  ererbte  Fahrniss  und  seine  Kleider  vorweg- 
nehmen durfte.  Aber  man  hielt  sichtlich  jede  bezügliche  Bestimmung  für 
überflüssig,  wie  sich  das  leicht  erklärt,  wenn  dem  Manne  die  gesammte  vor- 
handene Fahrniss,  so  weit  sie  nicht  Erbfahrniss  der  Frau  war,  verblieb. 
Ganz  in  derselben  Weise  fanden  wir  §  1018  in  der  Frostuthingsbök  aller- 
dings genau  angegeben,  was  die  Töchter  aus  dem  Nachlasse  der  Mutter  als 
Gerade  nahmen,  während  von  einem  Heergeräthe  der  Söhne  nicht  die  Rede 
ist.  Wie  da  der  Schluss  nicht  abzuweisen  war,  dass  die  Nennung  des  Heer- 
geräths  dadurch  von  vornherein  überflüssig  wurde,  dass  die  Söhne  ohne- 
hin auch  neben  Töchtern  die  gesammte  nicht  zur  Gerade  gehörende  Fahr- 
niss nahmen,  so  sehen  wir  uns  zweifellos  auch  hier  auf  die  entsprechende 
Schlussfolgerung  hingewiesen. 

Man  könnte  dann  etwa  als  Andeutung  eines  ausschliesslichen  Rechtes 
des  Mannes  nur  auf  gewisse,  nicht  zu  der  zusammengelegten  gehörende 
Fahrniss  geltend  machen,  dass  nach  c.  8  §  3  jeder  Ueberlebende,  also  auch 
der  Mann,  beim  Mangel  genügenden  Zeugnisses  beschwören  soll,  was  ihm 
gehört.  Das  aber  würde  sich  schon  mit  der  Rücksicht  auf  die  vom  Manne 
herauszugebenden  Liegenschaften  ei  klären,  bei  denen  es  ja  immerhin  in 
Frage  gestellt  werden  konnte ,  ob  sie  von  dieser  oder  jener  Seite  einge- 
bracht, ob  sie,  vgl.  c.  8  $4,  mit  Aussteuergut  oder  Erbgut  der  Frau  angekauft 
waren.  Auch  wenn  die  Fahrniss  im  allgemeinen  dem  Manne  verblieb,  konnte 
dennoch  auch  bezüglich  dieser,  wie  c.  6  ausdrücklich  betont  ist,  ein  Eid 
des  Mannes  nöthig  werden ,  wenn  6r  nicht  abgeschätzte  Erbfahrniss  der 
Frau  herauszugeben  hatte. 

1291.  Stossen  wir  so  auf  die  mannichfachsten  Schwierigkeiten,  wenn 
wir  annehmen,  dass  das  bei  über  jähriger  Ehe  zusammengelegte  Gut  ebenso« 
wie  die  Errungenschaft  vermögensloser  Leute ,  ein  beiden  Eheleuten  nach 
dem  üblichen  Theilbetrage  zustehendes  Gemeingut  wurde ,  so  ergibt  sich 
Entfallen  von  Anständen  bei  Annahme  ausschliesslichen 
Rechts  des  Mannes  auf  das  zusammengelegte  Gut,  so  dass  dieses  bei 
überjähriger  Ehe  sein  Eigenthum  wurde  und  ihm  daher  auch  nach  dem 
Tode  der  Frau  ungetheilt  verblieb.  Der  Wortlaut  des  zunächst  massgeben- 
den c.  8  $  1  ist  damit,  wie  ich  denke,  durchaus  vereinbar.  Heisst  es,  dass 
das  Recht  nach  zwölf  Monaten  das  Gut  zusammenlegt,  so  ist  der  Ausdruck 
ebenso  zulässig,  wenn  dasselbe  von  da  ab  Eigenthum  des  Mannes,  als  wenn 
es  zu  einem  beiden  zustehenden  Gemeingut  wird.  Heisst  es,  dass  dem 
Manne  vor  zwölf  Monaten  nichts  vom  Bü  gehön,  bei  welchem  es  sich  hier 
natürlich  nur  um  das  von  der  Frau  in  den  gemeinsamen  Haushalt  Einge- 
brachte handeln  kann,  so  legt  das  doch  an  und  für  sich  die  Annahme  nahe, 
dass  ihm  dasselbe  nach  zwölf  Monaten  ebenso  gehön,  wie  das  von  ihm 
selbst  Eingebrachte ;  sollte  ihm  auch  dann  nur  ein  Theilrecht  an  dem  Zu- 
sammengelegten zustehen,  so  wäre  das  doch  irgendwie  anzudeuten  gewesen. 
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Massgebend  für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung  scheint  mir  aber  vor 
allem  das  Auseinanderhalten  des  Rechts  des  Mannes  bezüg- 
lich der  Aussteuer  fahrniss  und  der  Erb  fahrniss  der  Frau  zu 
sein,  wie  es  c.  8  S  4.  5  betont  ist.  Allerdings  steht  nach  c.  5  dem  Manne 
wahrend  der  Ehe  das  gesammte  Frauengut  zu  freier  Verfügung,  so  dass  er 
nicht  blos  den  Ertrag  desselben  bezieht ,  sondern  auch  mit  dem  Bestände 
desselben  beliebig  schalten  kann.  Das  gilt  auch  von  dem  wahrend  der  Ehe 
von  der  Frau  ererbten.  Selbst  ererbte  Liegenschaften  scheint  das  zu  treffen, 
da,  wie  schon  Amira  ObL  2,  216  betont,  auch  diese  abgeschätzt  werden, 
was  doch  nur  den  Zweck  haben  kann,  dass  ihr  Werth  ersetzt  wird ,  wenn 
der  Mann  sie  inzwischen  veräussert  hat.  Denn  das  Erbgut  bleibt  insofern 
ein  Frauengut,  welches  nicht  schwinden  .und  nicht  wachsen  soll,  als  es  zwar 
nicht  in  ursprunglichem  Bestände,  aber  seinem  vollen  Werthe  nach  der 
Frau  oder  deren  Erben  bei  Lösung  der  Ehe  herauszugeben  ist.  Dem  ent- 
sprechend verbleiben  denn  nach  c.  8  §  5  der  Frau  auch  Liegenschaften,, 
welche  aus  .ererbtem  Frauengute  erkauft  sind. 

Anders  bei  dem  von  der  Frau  als  Aussteuer  schon  in  die  Ehe  einge- 
brachten Gut  Die  zu  diesem  gehörenden  Liegenschaften  sind  allerdings 
nach  S  4  der  Frau  und  wohl  auch  ihren  Erben  herauszugeben.  Aber  die 
Fahrniss,  welche  in  der  Regel  den  Hauptbestand  der  Aussteuer  gebildet 
haben  wird,  wird,  nachdem  sie  bei  überjähriger  Ehe  mit  der  des  Mannes 
zusammengelegt  ist,  Eigenthum  des  Mannes,  wie  sein  sonstiges  Gut,  ohne 
dass  noch  irgendwelche  Ansprüche  der  Frau  auf  Herausgabe  oder  Ersatz 
des  Werthes  bestehen.  Denn  das  ist  doch  nothwendig  zu  folgern,  wenn 
die  überlebende  Frau  nach  S  4  auch  auf  solche  Liegenschaften,  welche  der 
Mann  mit  der  von  der  Frau  nicht  ererbten,  sondern  in  die  Ehe  eingebrachten 
Fahrniss  kaufte,  keinen  Anspruch  hat,  dieselben  vielmehr  seinen  Erben  ver- 
bleiben ;  worauf  so  streng  gehalten  wurde,  dass  sie  ihr  selbst  dann  nicht  ge- 
hören sollten,  wenn  er  sie  ihr  ausdrücklich  aufliess,  was  darauf  schliessen 
lässt,  dass  Schenkungen  des  Mannes  an  die  Frau  während  der  Ehe  über- 
haupt verboten  waren. 

Hatte  der  Mann  die  Befugniss,  die  zusammengelegte  Fahrniss,  auch 
wenn  sie  von  der  Frau  herrührte,  in  Liegenschaften  umzusetzen,  welche 
dann  sogar  ausschliesslich  seinen  Erben  gehörten ,  so  ist  doch  sicher  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  ihm  selbst  beim  Vorversterben  der  Frau  das  ganze  zu- 
sammengelegte Gut  als  sein  Eigenthum  verblieb ,  ohne  dass  er  den  Erben 
der  Frau  ein  Drittel,  wie  es  denselben  bei  der  Auffassung  als  Gemeingut 
gebührt  hätte,  herauszugeben  hatte.  War  der  überlebenden  Frau  von  der 
in  der  gemeinsamen  Haushaltung  vorhandenen  Fahrniss  ein  bestimmter 
Theilbetrag  herauszugeben,  so  ergibt  das  in  keiner  Weise,  dass  dieselbe  als 
Gemeingut  und  nicht  als  Gut  des  Mannes  aufzufassen  ist;  es  ist  ein  Ueber- 
lebensrecht  der  Frau,  welches  ebenso,  wiederThridiungsauki,  aus  dem  hin- 
terlassenen  Gute  des  Mannes  zu  berichtigen  ist. 

Lägen  uns  nur  die  Angaben  der  Frostuthingbök  selbst  vor  und  sähen 
wir  uns  für  eine  aus  Vergleichung  zu  gewinnende  Erläuterung  nur  auf  die 
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1291]  anderen  scandinavischen  Rechte  hingewiesen,  in  welchen  sich  Überall 
bei  Gemeingut  ein  Recht  des  Mannes  nur  auf  zwei  Drittel  geltend  macht, 
so  möchten  freilich  Bedenken  gegen  die  Annahme,  dass  hier  dem  Manne 
die  ganze  zusammengelegte  Fahrniss  zugesprochen  werden  solle,  trotz  der 
versuchten  Begründung  immerhin  noch  nahe  liegen.  Wird  aber  beachtet, 
dass  dieselbe,  an  und  für  sich  allerdings  auffallende  Gestaltung  sich  ebenso 
in  sudgermanischen  Rechten  nachweisen  lässt,  und  zwar  in  solchen,  welche 
auch  in  einer  eigenthümlichen  Regelung  der  Erbenfolge  nur  mit  dem  Fro- 
stuthingsrechte  übereinstimmen,  so  ist  wenigstens  mir  kein  Zweifel  an  dem 
Zutreffen  meiner  Erklärung  geblieben,  wenn  ich  auch  das  endgiltige  Ur- 
theil  Berufenem  anheimstellen  muss. 
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1292.  Glaubte  ich  S  368  der  Frostuthingsgruppe  im  Süden  das  helve- 
tische Recht  zuzahlen  zu  sollen ,  so  war  mir  dafür  vor  allem  massgebend, 
wie  schon  S485  betont,  eine  eigenthümliche,  später  näher  zu  besprechende 
Gestaltung  der  Erben  folge,  welche  alle  Muttermagen,  alle  Männer  und 
Weiber  vom  Weibe,  vgl.  $  428,  in  auffallendster  Weise  hinter  die  Vater- 
magen zurücksetzt,  wie  das  ebenso  im  burgundischen  und  im  Frost u things- 
rechte, dann  im  normannisch-englischen  Rechte,  vgl.  S  1238,  aber  in  keinem 
andern  germanischen  Rechte  zutrifft.  Allerdings  habe  ich  §386  auf  die 
Schwierigkeiten  hingewiesen,  welche  der  genauem  Feststellung  der  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse dieses  Rechtes  im  Wege  stehen.  Hatte  ich  damals 
die  ehelichen  Güterverhältnisse  noch  nicht  näher  beachtet,  so 
scheinen  mir  nun  auch  diese  beachtenswerthe  Haltpunkte  zu  bieten,  welche 
der  zunächst  auf  Grundlage  der  Erbenfolge  angenommenen  Einreihung 
durchaus  entsprechen. 

Die  Annahme  alemannischer  Grundlage  für  das  Recht  und 
insbesondere  auch  das  eheliche  Güterrecht  des  helvetischen  Rechtsgebiets, 
wie  überhaupt  der  nichtburgundischen  Theile  der  heutigen  Schweiz  ist,  so 
weit  ich  sehe,  bisher  als  ausser  Frage  stehend  behandelt.  Schröder  Güterr. 
2*,  169  ff.  entnimmt  die  Belege  für  die  Gestaltung  im  schwäbisch  -  aleman- 
nischen Recht  vorzugsweise  den  Quellen  des  helvetischen  Gebiets.  Freilich 
ist  nicht  unbeachtet  geblieben,  dass  sich  in  diesem  ein  Gegensatz  gegen 
das  sonstige  alem  annische  Recht  ergibt.  So  betont Heusler  Inst. 2, 
329  ff.,  dass  die  Weiterbildung  des  alemannischen  Rechts  auseinanderge- 
gangen sei,  dass  im  Hochgebirge  und  dessen  Umgebung  sich  die  vollstän- 
dige rechtliche  Trennung  der  Güter  als  Mittelpunkt  des  ehelichen  Güter- 
rechts festsetzte,  während  im  flachen  Lande  und  in  den  Städten  sich  die 
Verfangenschaftsidee  entwickelte  und  weiter  Gütergemeinschaft  heraus- 
bildete; wobei  er  dann  insbesondere  auch  den  Gegensatz  zwischen  den 
freien  Gemeinden  der  Gebirgsländer  und  den  grundherrlichen  Gemeinden 
in  Rechnung  zu  bringen  versucht. 
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Auch  Wyss  Gütern  94.  1 19,  vgl.  auch  Huber  Schw.  Privatr.  4, 444  ffn 
scheidet  die  hier  in  Frage  kommenden  Rechte  als  eine  erste,  sich  durch 
nur  Äussere  Güterverbindung  mit  innerer  Gütertrennung  kennzeichnende 
Hauptgruppe,  von  einer  zweiten,  die  sonstigen  Rechte  der  Schweiz  um- 
fassenden  Gruppe,  welche  bei  sehr  mannichfaltiger  Einzelgestaltung  doch 
durchweg  als  Grundprincip  stärkere  Einigung  der  beiden  Vermögen  zeigt. 
Jene  erste  Hauptgruppe  umfasst  nach  Wyss  Zürich  und  Luzern  mit  dem 
grössten  Theil  der  bezüglichen  Kantone,  einen  Theil  von  Aargau,  dann  Zug, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Uri  mit  Livinen,  das  bernerische  Hasli  und  Appen- 
zell. Sehen  wir  von  Appenzell  ab,  auf  dessen  schwankende  Stellung  ich  be- 
reits $  368  hinwies  und  in  dem  die  Gleichstellung  von  Vatermagen  und 
Muttermagen  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  vgl.  Rusch  Appenz.  Landb.  46, 
dann  von  Hasli,  wo  dasselbe  zutrifft,  vgl.  §  1 264,  und  welches  doch  auch 
bezüglich  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  zweifellos  der  S  1256  ff.  be- 
sprochenen oberländischen  Gruppe  zuzuzählen  ist,  so  entspricht  jene  Aus- 
dehnung  im  wesentlichen  der  des  Gebiets,  in  dem  wir  die  erwähnte  eigen- 
tümliche Bevorzugung  der  Vatermagen  finden. 

Hat  man  auch  diese  Letztere  wohl  auf  das  Recht  der  Lex  Aleman- 
norum  zurückzuführen  gesucht,  so  werden  wir  auf  die  sich  da  anknüpfen- 
den Fragen  bei  Besprechung  der  Erbenfolge  des  helvetischen  Rechts  ein- 
gehen. Aber  auch  für  das  eheliche  Güterrecht  ist  der  Lex  Alemannorum 
doch  kaum  etwas  zu  entnehmen,  was  bestimmter  auf  die  Herleitung  der 
helvetischen  Bestimmungen  gerade  aus  alemannischem  Recht  hinweisen 
würde.  Dass  die  eingebrachten  Liegenschaften  Sondergut  der  Frau  bleiben, 
kann  dafür  gewiss  nicht  massgebend  sein,  da  das  in  germanischen  Rechten 
überhaupt  überwiegend  der  Fall  ist.  Das  Recht  der  Lex  schliesst  sich  in 
Uebereinstimmung  mit  Formeln  und  Urkunden  insbesondere  durch  das 
Eingreifen  des  vom  Manne  bestellten  Widum  aufs  engste  dem  fränkischen 
Rechte  an.  Der  Umstand,  dass  sich  im  helvetischen  Rechte  weder  ein  Wi- 
dum, noch  etwas  Anderes  ergibt,  was  sich  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit 
als  Umgestaltung  des  Widum  der  Lex  fassen  Hesse,  dürfte  doch  ausreichen, 
um  den  Zusammenhang  mit  dem  Rechte  der  Lex  sehr  unwahrscheinlich  zu 
machen.  Die  Verschiedenheit  des  Rechts  muss  allerdings  nicht  gerade  aus- 
schliessen,  dass  die  nach  helvetischem  Recht  Lebenden  einst  zu  den  Ale- 
mannen im  weitern  Sinne  des  Worts  gerechnet  wurden ;  vergl.  über  dieses 
Verhältniss  das  bereits  $  1 267  Bemerkte. 

1293»  Bei  einem  Vergleiche  mit  den  Rechten  der  Frostu- 
thingsgruppe,  dem Frostu thingsrechte  und  dem burgundischen,  scheint 
allerdings  sehr  gegen  die  Annahme  näheren  Zusammenhanges  zu  sprechenr 
dass  die  Drittelsvermehrung,  aufweiche  wir  für  die  Verwandtschaft 
jener  beiden  Rechte  besonderes  Gewicht  zu  legen  haben,  dem  helvetischen 
Rechte  ganz  fremd  ist.  Wir  werden  auf  den  Umstand  bei  dem  spätem  Ver- 
suche, uns  den  Zusammenhang  der  ganzen  Gruppe  zu  vergegenwärtigen, 
zurückkommen. 
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1293]  Sehen  wir  aber  von  dem  Fehlen  einer  Widerlage  ab,  so  ergibt 
sich  beim  ehelichen  Güterrechte  nichts,  was  der  Annahme  nahern  Zusam- 
menhanges mit  den  norwegischen  Rechten  und  insbesondere  dem  Frostu- 
thingsrechte  im  Wege  stehen  würde,  wahrend  einzelne  Haltpunkte  be- 
stimmter auf  sie  hinweisen.  So  insbesondere  das  Fehlen  gesetzlicher 
Gemeinschaft;  es  gibt  kein  Gut,  welches  als  jedem  der  Eheleute  nach 
bestimmtem  Theilbetrage  gehörig  betrachtet  wurde  und  demnach  zwischen 
dem  Ueberlebenden  und  den  Erben  des  Vorverstorbenen  zu  theilen  gewesen 
sein  würde.  Es  kommt  nur  vertragsweise  Gemeinschaft  vor,  vgL  Wyss  1 10. 
welche  dann  aber  üblicherweise  nicht,  wie  im  Norden,  nach  Drittelsrecht, 
sondern  nach  Hälften  bemessen  war,  da  zwar  der  kinderlos  Ueberlebende 
zunächst  das  Ganze  behält,  nach  seinem  Tode  aber  die  Hälfte  an  die  Erben 
des  Verstorbenen  zurückfällt.  Die  ganze  Errungenschaft  mit  den 
Fruchten  des  Frauenguts,  wie  auch  mit  dem,  was  zunächst  durch  dieThä- 
tigkeit  der  Frau  im  Geschäfte  des  Mannes  erworben  wird,  wächst  dem  Gute 
des  Mannes  zu,  der  für  die  Kosten  des  Haushaltes  aufzukommen  hat.  Wir 
sehen  uns  damit  im  allgemeinen  auf  Beständigkeit  des  Frauenguts 
hingewiesen,  auf  den  in  den  Quellen  dieses  Gebiets  oft  ausgesprochenen 
Grundsatz,  dass  dasselbe  nicht  schwinden  und  nicht  wachsen  soll. 

1294.  Aber  nicht  alles  von  Seiten  der  Frau  zugebrachte  Gut  wird 
auch  während  der  Ehe  als  Frauengut  betrachtet.  Es  ergibt  sich  auch  hier 
eine  Behandlung  derFahrniss,  welche  in  auffallendster  Weise  mit 
der  Übereinstimmt,  welche  wir  für  das  Frostuthingsrecht  nachzuweisen 
suchten ;  und  zwar  in  den  beiden  auch  hier  auseinandergehaltenen  Fällen, 
dass  der  Mann  oder  aber  die  Frau  der  überlebende  Theil  ist. 

Sehen  wir  zunächst  auf  den  Fall,  dass  beim  U eberleben  des  Man- 
nes dieser  sich  mit  den  Erben  der  Frau  auseinanderzusetzen  hat  Steht 
während  der  Ehe  das  gesammte  Gut  der  Frau  unter  Verwaltung  des  Mannes, 
so  ist  derselbe  nur  in  der  Verfügung  über  die  Liegenschaften  insofern 
beschränkt,  als  er  dieselben  zwar  nach  Gefallen  nutzen,  aber  ohne  Zustim- 
mung der  Frau  nicht  veräussern  oder  belasten  darf.  Anders  bei  der  zur  Zeit 
-der  Heirath  eingebrachten  Fahrniss,  welche  ich  auch  hier  nach  dem  bei 
Besprechung  des  Frostuthingsrechts  gebrauchten  Ausdruck  als  Aussteuer- 
fahr niss  bezeichne,  wenn  sie  auch,  da  hier  die  Mitgift,  vgl.  $  1069,  das 
Erbrecht  der  Tochter  nicht  beseitigt,  vielleicht  genauer  als  Mitgiftfahrniss 
zu  bezeichnen  sein  würde.  Das  Verfügungsrecht  des  Mannes  ist  da  ein  so 
unbeschränktes,  dass  in  bezüglichen  Weisthümern,  vgl.  Schröder  2*,  in. 
Wyss  101,  nicht  blos  gesagt  ist,  dass  er  mit  der  Fahrniss  der  Frau  thun 
mag,  wie  mit  seinem  eigenen  Gut,  sondern  auch  geradezu,  dass,  sobald  die 
Frau  sich  entgürtet  hat,  also  mit  Vollziehung  der  Ehe ,  alles  fahrende  Gut, 
welches  sie  dann  hatte,  dem  Manne  gehört.  Das  trifft  also  insbesondere  die 
ihr  als  Aussteuer  gegebene  Fahrniss,  falls  nicht  bedungen  ist,  dass  dieselbe 
auf  Land  zu  versichern  und  dann  als  Liegenschaft  zu  behandeln  ist;  es  ist 
wohl  nur  spätere  Abschwächung,  wenn  im  Rechte  von  Kyburg,  vgl.  Wyss 
1 18,  bestimmt  wird,  dass  Geld  und  Fahrniss,  welche  als  Heimsteuer  zuge- 
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bracht  werden,  überhaupt  liegendes  und  nicht  fahrendes  Gut  heissen  sollen. 
Im  Recht  von  Willisau,  vgl.  Wyss  100,  wird  ausdrücklich  von  der  zur  Füh- 
rung des  gemeinsamen  Haushaltes  gegebenen  Heimsteuer  das  nachträglich 
von  der  Frau  Ererbte,  welches  nicht  in  die  unbeschränkte  Gewalt  des  Mannes 
kommen  soll,  unterschieden.  Es  ergibt  sich  damit  also  auch  hier  derselbe 
Unterschied  zwischen  Erb  fahrniss  und  eingebrachter  Fahrniss,  wie  wir 
ihn  im  Frost uthings recht  betont  finden. 

Dieses  Verhältniss  setzt  sich  dann  aber  bei  Vorversterben  der  Frau  ein- 
lach fort.  Der  überlebende  Mann  hat  die  Liegenschaften  der  Frau  und  die 
denselben  gleichgestellte  Fahrniss  den  Erben  sofort  herauszugeben  oder  sie 
fallen,  wo  er  Leibzuchtsrechte  am  Ganzen  oder  einem  Theile  hat,  nach 
seinem  Tode  an  dieselben  zurück.  Dagegen  hat  nun  der  Mann,  vgl.  Schrö- 
der 2',  171,  Wyss  in,  Eherecht  an  der  Fahrniss  der  Frau,  wie 
dieselbe  mit  Vollziehung  der  Ehe  in  seinen  Besitz  gekommen  ist ;  sie  ver- 
bleibt ihm  als  Eigenthum ,  ohne  dass  er  den  Erben  der  Frau  dafür  etwas 
herauszugeben  hätte.  Finden  sich  da  Abweichungen  der  verschiedensten 
Art,  wird  dem  Manne  wohl  nur  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der  Fahrniss  zu- 
gesprochen, so  liegt  allerdings  die  Annahme  nahe,  dass  darin  nachträgliche 
Abschwächungen  des  in  der  Mehrzahl  der  altern  Statuten  bestimmten  vollen 
Rechtes  des  Mannes  zu  sehen  sind. 

Doch  wird  da  noch  ein  Umstand  zu  beachten  sein.  Bot  uns  das  Fro- 
stuthingsrecht  keinen  Anlass ,  noch  weiter ,  als  zwischen  Erbfahrniss  und 
Aussteuerfahrniss  zu  unterscheiden,  so  werden  wir  im  burgundischen  Recht 
von  dieser  letztern ,  welche  alles  umfasst,  was  der  Tochter  bei  Eingehung 
der  Ehe  zur  Erleichterung  des  gemeinsamen  Haushaltes  mitgegeben  wird, 
vielfach  das  unterschieden  finden,  was  zum  persönlichen  Gebrauche  der 
Frau  dient,  insbesondere  Kleider  und  Schmuck,  auch  das  Bett;  wir  werden 
das  zur  Unterscheidung  von  der  umfassenderen  Aussteuerfahrniss  etwa  als 
Ausstattungs fahrniss  bezeichnen  können.  Nun  ist  aber  auch  den 
helvetischen  Rechten  diese  Unterscheidung  nicht  fremd.  Heisst  es  in  vielen 
Rechten  schlechtweg,  dass  die  gesammte  Fahrniss  der  Frau  dem  Manne  zu- 
fällt, so  trifft  das  stillschweigend  auch  diese  Ausstattungsfahrniss.  Auffallen 
muss  es  aber,  dass  nun  gerade  in  solchen  Rechten,  vgl.  Wyss  1 1 2  ff.,  welche 
dem  Manne  nur  einen  Theil  der  Fahrniss  zusprechen,  gesagt  ist,  dass 
ausserdem  Kleider  und  Schmuck,  auch  wohl  Betten  der  Frau  dem  Manne 
ganz  zufallen.  Und  hatte  zu  Zürich,  vgl.  Huber  Privatr.  4,  449,  der  Mann 
früher  Anspruch  auf  die  ganze  Fahrniss  der  Frau ,  so  erscheint  das  später, 
vgl.  Wyss  1 1 2,  auf  die  Ausstattungsfahrniss  beschränkt ;  er  erhält  als  Ehe- 
recht  nur  die  Kleider  und  Kleinodien  der  Frau,  nichteingebrachtes  Baargeld, 
ein  aufgerichtetes  Bett,  einen  Kasten  und  einen  silbernen  Becher.  Diese  auf- 
fallenden Bestimmungen  entsprechen  nun  durchaus  denen  burgundischer 
Rechte,  bei  deren  Besprechung  wir  darauf  zurückkommen  werden. 

1296.  Bei U eberleben  der  Frau  nimmt  diese  zunächst  ihr  einge- 
brachtes Gut  nach  dem  Gesichtspunkte  zurück,  dass  dasselbe  nicht  schwin- 
den und  nicht  wachsen  soll.    Also  nicht  blos  die  Liegenschaften  und 
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1295]  die  Fahrniss,  fUr  welche  bei  der  Heirath  Widerlegung  auf  Liegen- 
schaften bedungen  war,  sondern  ihre  Fahrniss  oder  deren  Werth  überhaupt, 
insofern  ihr  untergegangene  zu  ersetzen  ist.  Das  würde  also  insbesondere 
auch  ebenso,  wie  im  Frostuthingsrechte,  alle  wahrend  der  Ehe  ererbte 
Fahrniss  treffen,  während  die  bei  der  Heirath  eingebrachte  Fahrniss  Eigen- 
thum  des  Mannes  geworden  war,  nicht  mehr  zum  Frauengut  gehörte.  Un- 
terschiede zeigen  sich  dann  bezüglich  ihres  Vorrechts  vor  andern  Gläubi- 
gern. Sie  hat  wohl  bezüglich  ihrer  gesammten  Forderungen  den  Vorrang 
vor  diesen,  oder  wenigstens  bezüglich  der  noch  unverändert  vorhandenen 
Fahrniss,  oder  auch  wohl  nur  bezüglich  der.  für  welche  Sicherstellung  auf 
Liegenschaften  bedungen  war.  Die  Frau  hat  weiter  Recht  auf  eine  Mor- 
gengabe,  welche  ihr  auch  dann,  wenn  der  Mann  sie  nicht  ausdrücklich 
verheissen  hatte,  in  gesetzlich  bestimmtem  Betrage  zukam;  vgl.  Wyss  103. 
Sie  ist,  wie  die  Donatio  der  burgundischen  Lex,  den  Kindern  der  Ehe  ver- 
fangen. 

Die  Frau  hat  dann  aber  weiter,  nachdem  sie  ihr  Gut  zurückgenommen, 
noch  Eherecht  qn  einem  Drittel  der  vorhandenen  Fahrniss, 
welche  auch  wohl  schlechtweg  als  Fahrniss  des  Mannes  bezeichnet  wird. 
Denn  es  handelt  sich  um  eine  einheitliche  Masse,  bestehend  aus  der  einge- 
brachten Fahrniss  des  Mannes,  der  Aussteuerfahrniss  der  Frau  und  der 
während  der  Ehe  errungenen,  welche,  ohne  dass  die  Herkunft  noch  unter- 
schieden wurde,  als  Eigenthum  des  Mannes  galt  und  diesem  bei  Vorver- 
sterben der  Frau  verblieben  sein  würde.  Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  dass 
in  den  bezüglichen  Quellenangaben,  vgl.  Schröder  2*,  171 ,  durchweg  be- 
tont wird,  dass  sie  ausserdem  auch  ir  verschrotten  gewand,  ihre  ab  Aus- 
steuerfahrniss an  und  für  sich  zu  jener  Masse  gehörigen  Kleidung,  vorweg- 
zunehmen habe,  welche  demnach  in  die  Drittelung  der  Fahrniss  nicht  ein- 
zubeziehen  war,  wie  wir  das  $  1289  genau  ebenso  im  Frostuthingsrechte 
betont  fanden.  Das  Drittel  als  Eherecht  der  Frau  bildet  durchaus  die  Regel 
Vähfend  ihr  einige  Rechte,  vergl.  Wyss  116,  die  Hälfte  der  Fahrniss  zu- 
sprechen. Eine  Abweichung  ergibt  sich  weiter  darin,  dass  sie  nach  man- 
chen Rechten  dafür,  wie  im  Frostuthingsrechte,  einen  entsprechenden  Theil- 
betrag  der  Schulden  des  Mannes  zu  tragen  hat,  nach  andern  nicht. 

1296.  Ergibt  sich  so  bezüglich  der  Behandlung  des  zusammengelegten 
Guts  bei  Lösung  der  Ehe  vollste  Uebereinstimmung  mit  der,  welche  wir 
auch  für  das  Frostuthingsrecht  glaubten  annehmen  zu  müssen,  so  ergibt 
sich  ein  Unterschied  bezüglich  des  Beginns  der  Verschmelzung  der 
Fahrniss,  insofern  dieselbe  in  diesem  nicht,  wie  im  helvetischen  Recht, 
schon  mit  der  Vollziehung,  sondern  erst  mit  der  Ueberjährigkeit  der  Ehe 
erfolgt.  Bis  dahin  nimmt  nach  dem  Schlüsse  von  Frostuthingsb.  1 1  c.  7  die 
Frau  einfach  ihr  eingebrachtes  Gut  ohne  Mehrung  und  Minderung  zurück, 
während  nach  c.  8  $  1  bis  dahin  auch  der  überlebende  Mann  sich  nichts 
von  ihrem  Gute  aneignen  durfte.  Nun  finden  wir  so  häufig,  dass  nicht  blos 
in  näher  verwandten  Rechten,  sondern  auch  im  Bereiche  desselben  Rechts 
dieselben  Wirkungen,  insbesondere  die  Fahrnissgemeinschaft,  hier  mit  der 
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Ehe  selbst,  dort  erst  mit  der  Ueberjährigkeit  derselben  eintreten ,  dass  auf 
den  Unterschied  an  und  für  sich  kein  grösseres  Gewicht  zu  legen  sein  und 
anzunehmen  sein  dürfte,  dass  man  nachträglich  vielfach  von  der  wohl  ur- 
sprünglicheren Forderung  der  Ueberjährigkeit  abgesehen  habe. 

Im  gegebenen  Falle  aber  kommt  hinzu,  dass  sich  auch  im  helvetischen 
Recht  wenigstens  ein  Rest  der  Forderung  der  Ueberjähri gkeit 
erhalten  hat.  Es  heisst  nämlich  im  Recht  der  sehr  abgelegen  im  östlichsten 
Theile  des  Kantons  Zürich  an  der  Gränze  von  Toggenburg  gelegenen  Dörfer 
Fischenthal  und  Wald,  vgl.  Schröder  Güterr.  2a,  169,  Wyss  Güterr.  124: 
Wenn  ein  hofman  bi  sinem  ewib  nach  elichem  rechten  gewesen  ist  ein  gan$ 
jar  sechs  wuchen  und  dri  tag,  so  hat  er  sin  erecht  besessen  und  ist  im  ge- 
fallen; ebenso  bei  der  Frau,  bei  der  dann  ausserdem  noch  verlangt  wird, 
dass  sie  Jahr  und  Tag  nach  dem  Tode  des  Mannes  nicht  wieder  heirathet; 
hat  sie  noch  kein  Eherecht  ersessen,  so  erhält  sie  ausser  ihrem  zugebrachten 
Gut  nur  die  Morgengabe  und  ihre  Kleider. 

1297.  Dem,  was  über  das  helvetische  Recht  anzuführen  war,  werden 
noch  einige  Bemerkungen  über  das  tiroler  Recht  zuzufügen  sein,  da 
dieses,  wie  Voltelini  Zur  Gesch.  des  ehelichen  Güterrechts  in  Tirol  (Fest- 
gaben für  Büdinger)  33  als  Ergebniss  seiner  Untersuchungen  betont,  be- 
züglich des  ehelichen  Güterrechts  theils  mit  rhätischen  Rechten  überein- 
stimme, theils  aber  auch  auffallende  Annäherung  an  das  helvetische 
Recht  zeige. 

Wie  in  diesem  und  den  andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe 
fehlt  die  gesetzliche  Gemeinschaft,  wie  wir  sie  in  den  rhätischen  nicht  blos 
für  Errungenschaft,  sondern  auch  für  Fahrniss  weit  verbreitet  fanden.  Es 
erscheint  vielmehr  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  streng  durch- 
geführt. Auch  bei  Vorversterben  der  Frau  soll  nach  der  Landesordnung  3 
c.  42  der  Mann  den  Erben  der  Frau  herausgeben :  seiner  haussfrawen  an- 
gebrachte haab  und  guter,  ligende  und  varende,  und  was  sein  hauss/raw  bei 
im  in  der  ee  ererbt  oder  uberkummen  hat,  ohne  Haftung  für  die  Schulden, 
wenn  sich  die  Frau  nicht  ausdrücklich  für  dieselben  mitverschrieben  hat; 
doch  haftet  auch  in  diesem  Falle  das  Frauengut  nur,  so  weit  das  Gut  des 
Mannes  zur  Deckung  nicht  ausreicht.  Dem  entsprechend  soll  auch  nach  3 
c.  20  die  gesammte  Errungenschaft  dem  Manne  oder  dessen  Erben  allein 
zustehen. 

Als  Ausnahme  wird  dort  ebenso,  wie  oft  in  Rechten  der  göthisch- 
norwegischen  Gruppe,  betont,  dass,  wenn  die  Ehegatten  nichts  oder  nur 
geringe  Betröge  in  die  Ehe  einbrachten,  Errungenschaftsgemein- 
schaft eintritt  und  zwar  hier  eine  nach  Hälften  bemessene,  da  allerdings 
der  Ueberlebende  in  Nutzgenuss  des  Ganzen  bleibt,  nach  seinem  Tode  aber 
die  beiderseitigen  Erben  zu  gleichem  Rechte  theilen.  Ganz  dieselbe  Bestim- 
mung werden  wir  in  einzelnen  burgundischen  Rechten  wiederfinden,  und 
auch  in  den  helvetischen  Rechten,  vergl.  S  1 293,  war  bei  vertragsmässiger 
Gemeinschaft  die  Hälftung  üblich  im  Gegensatze  zu  den  drittelnden  scan- 
dinavischen  und  den  rhätischen  Rechten.    Das  wird  auch  zu  beachten  sein 
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1297]  für  die  bezuglichen,  vom  longobardisch-tridentinischen  Recht  durch- 
aus abweichenden  Bestimmungen  der  Statuten  des  Fleimsthales ;  vgl.  Sartori 
Die  Gemeinde  Fleims  inZeitschr.  des  Ferdinandeum  36,  170;  Voltelinis8; 
Bonelli  Notizie  intorno  Castello  di  Fiemme  86.  Abweichend  vom  Rechte 
der  Landesordnung  tritt  hier  für  Eheleute :  vivendo  insieme  da  un  anno  et 
giorno  in  poi  dopo  la  celebration  del  sposali^io ,  gesetzliche  Gemeinschaft 
ein,  aber  nur  für  die  acquisti  et  melioramenii,  die  dann  aber  gleichfalls  ge- 
hgiftet werden.  Errungenschaftsgemeinschaft  und  die  Forderung  der  Ueber- 
jährigkeit  scheinen  da  allerdings  bestimmter  auf  Zusammenhang  mit  rhäti- 
schem  Recht  zu  deuten.  War  aber  die  Errungenschaftsgemeinschaft  auch  dem 
tiroler  Rechte  wenigstens  im  Falle  der  Vermögenslosigkeit  nicht  fremd,  so 
mag  sich  das  örtlich,  zunächst  in  Fleims,  allgemeiner  zu  gesetzlicher  Gemein- 
schaft weiterentwickelt  haben ;  und  dass  dann  gehälftet  und  nicht  gedrittelt 
wurde,  macht  doch  wahrscheinlich ,  dass  der  Anschluss  eher  beim  tiroler 
Recht,  als  beim  rhätischen  zu  suchen  sei.  Tritt  dem  letztern  dann  die  For- 
derung der  Ueberjährigkeit  naher,  so  mag  auch  diese  dem  filtern  tiroler 
Rechte  nicht  fremd  gewesen  sein ;  und  im  helvetischen  Recht  fanden  sich 
S  1296  wenigstens  Reste  derselben. 

Die  auffallendste  Uebereinstimmung  mit  den  helvetischen  Rechten  er- 
gibt sich  dann  aber  darin,  dass  wir  in  Tirol  das  kennzeichnende  Recht 
derWittweaufein  Drittel  der  Fahrniss  wiederfinden.  Nach  der 
Landesordnung  3  c.  40  erhalt  die  adlige  Wittwe  ausser  ihrer  eingebrachten 
und  ererbten  Fahrniss  von  dem  sonst  Vorhandenen  nur  bestimmte  einzelne 
Fahrnissgegenstände.  Dagegen  gebührt  einer  verwittweten  Frau  von  der 
Gemeinde  ausser  der  Fertigung,  der  Zurückgabe  ihres  Eingebrachten,  und 
standesgemassem  Unterhalt  durch  ein  Jahr  ihr  Leibgewand,  Schmuck  und 
ihre  versperrte  Truhe,  weiter  aber:  darqu  ain  drittail  in  aller  varenden 
haab.  Das  stimmt  also  mit  dem  helvetischen  und  ebenso  dem  Frostuthings- 
rechte  auch  darin,  dass  der  Frau  ausser  dem  Drittel  noch  ihre  Kleider  als 
Voraus  bewilligt  werden;  vgl.  S  1295.  Es  handelt  sich  weiter  auch  hier 
nicht  um  Gemeingut,  sondern  um  ein  blosses  Ueberlebensrecht  der  Frau 
selbst,  welches  ihren  Erben  nicht  zusteht,  denen  der  Mann  bei  Vorver- 
sterben der  Frau  lediglich  deren  eingebrachte  Fahrniss  zurückzustellen  hat. 

1298.  Diese  Uebereinstimmung  ist  eine  so  auffallende,  dass  sie  aller- 
dings den  Gedanken  nahe  legen  kann,  das  tiroler  Recht  sei  ein  dem  helve- 
tischen nächstverwandtes.  Dagegen  ergeben  sich  aber  doch  gewichtige  Be- 
denken, da  sich  auch  sehr  wesentliche  Abweichungen  vom  helve- 
tischen Recht  finden.  Für  das  helvetische,  wie  für  andere  Rechte  der 
Frostuthingsgruppe  ist  insbesondere  kennzeichnend,  dass  sogleich  oder  nach 
Jahr  und  Tag  die  Aussteuerfahrniss,  wie  wir  die  dem  Manne  von  der  Frau 
zugebrachte  Fahrniss  bezeichneten ,  in  das  Eigenthum  des  Mannes  über- 
geht und  demselben  bei  Ueberleben  ohne  Theilung  oder  Ersatz  verbleibt, 
so  dass  nur  die  Erbfahrniss  oder  was  derselben  gleichgestellt  wurde  als 
Sondergut  der  Frau  den  Erben  derselben  zurückzustellen  war. 
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Von  einem  solchen  Rechte  des  überlebenden  Mannes  auf 
Fahrniss  der  Frau  findet  sich  in  Tirol  keine  Spur.  Es  ist  3  c.  42  aus- 
drücklich gesagt,  dass  der  Mann,  wie  die  eingebrachten  Liegenschaften  und 
die  Erbfahraiss,  auch  die  eingebrachte  Fahrniss  den  Erben  der  Frau  zurück- 
zugeben hat.  Alle  sonst  vorhandene  Fahrniss  verbleibt  allerdings  dem  Manne, 
wie  sich  das  genügend  daraus  erklärt,  dass  es  nur  vom  Manne  eingebrachte 
oder  aber  errungene  Fahrniss  sein  kann.  Von  einem  Ersätze  für  verbrauchte 
und  untergegangene  Fahrniss  der  Frau  ist  ausdrücklich  nicht  die  Rede.  Im 
allgemeinen  würde  das  tiroler  Recht  sich  in  diesen  Verhältnissen  näher  dem 
Gulathingsrechte,  als  dem  die  eingebrachte  Fahrniss  zusammenlegenden 
Frostuthingsrechte  anschliessen.  Es  würde  sich  dann  aber  ebenso,  wie  das 
helvetische  Recht,  von  beiden  westnorwegischen  Rechten  dadurch  unter- 
scheiden, dass  ihm  die  Aussteuervermehrung  unbekannt  ist. 

Nun  liesse  sich  zur  Noth  das  Fehlen  eines  Rechts  des  Mannes  auf  die 
Aussteuerfahrniss  daraus  erklären ,  dass  es  sich  mit  der  Zeit  verloren  habe. 
Auch  dem  Drittelsrecht  der  Frau  war  das  spätere  Recht  sichtlich  nicht  mehr 
günstig,  da  dasselbe  in  3  c.  41  nach  neuerm  Recht  sich  wesentlich  auf  den 
Hausrath  beschränken  soll. 

Aber  es  ergibt  sich  noch  ein  gewichtigeres  Bedenken.  Wenn  ich  hel- 
vetisches und  burgundisches  Recht  als  dem  Frostuthingsrecht  nächstver- 
wandt betrachte,  so  stützt  sich  das  nicht  blos  auf  die  Uebereinstimmung  der 
ehelichen  Güterverhältnisse,  sondern  insbesondere  auch  darauf,  dass  die 
Erben  folge  bestimmt  auf  dasselbe  Verwandtschaftsverhältniss  hinweist. 
Hier  ist  sie  wesentlich  abweichend.  Ist  für  die  Rechte  der  Frostuthings- 
gruppe  insbesondere  die  Bevorzugung  der  Vatermagen  vor  den  Muttermagen 
kennzeichnend,  so  findet  sich  davon  in  Tirol  keine  Spur.  Dagegen  findet 
sich  nun  in  Tirol  als  besonders  kennzeichnend  der  vollständige  Ausschluss 
der  Eltern  und  sonstiger  Vorfahren  nicht  blos  durch  Geschwister,  sondern 
auch  durch  deren  Nachkommen,  wie  das  in  dieser  Weise  den  norwegischen 
Rechten  fremd  ist,  sich  dagegen  rhätischen  und  andern  Rechten  der  däni- 
schen Gruppe  aufs  engste  anschliesst.  Stimmt  dann  das  tiroler  Recht  in  Ab- 
weichung von  allen  andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe  nur  mit 
dem  helvetischen  Rechte  allerdings  darin,  dass  es  den  Töchtern  auch  neben 
Söhnen  volles  Erbrecht  gewährt ,  nur  etwa  einen  Mannsvortheil  gestattet, 
so  trifft  das  nach  dem  S  1069  Bemerkten  ebenso  für  die  rhätischen  Rechte 
zu,  so  dass  auch  das  keinen  Halt  für  die  Verwandtschaftsverhältnisse  ge- 
währt. 

1299.  Bei  solcher  Sachlage  würde  manche  auffallende  Uebereinstim- 
mung mit  dem  helvetischen  Recht  bezüglich  des  ehelichen  Güterrechts  es 
doch  kaum  rechtfertigen,  das  tiroler  Recht  mit  demselben  im  allgemeinen 
in  nähern  Zusammenhang  zu  hringen.  Die  Beurtheilung  der  Verwandt- 
schaftsverhältnisse des  tiroler  Rechts  begegnet  besondern 
Schwierigkeiten.  Wir  werden  uns  da  mit  dem  Ergebnisse  begnügen  müssen, 
dass  wir  uns  wenigstens  auf  dem  von  mir  beachteten  Gebiete  nicht  auf 
nähern  Anschluss  an  das  baierische  oder  alemannische  Recht,  sondern  an 

3i* 
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1299]  ostgermanische  Rechte  hingewiesen  sehen,  sich  dabei  aber  die  grössere 
Uebereinstimmung  bald  bei  Rechten  der  norwegischen,  bald  der  dänischen 
Gruppe  ergibt 

Gestattet  uns  insbesondere  in  Rhätien  die  grosse  Masse  der  bezüg- 
lichen Angaben  in  den  örtlichen  Quellen  ein  Urtheil  darüber,  was  auf  ge- 
meinsame Grundlage,  was  auf  örtliche  Sonderentwicklung  zurückzuführen 
sein  dürfte,  so  fehlt  uns  in  Tirol,  wie  schon  §  384  betont,  ein  ähnlicher  Halt 
wegen  des  Schweigens  fast  aller  Weisthümer  über  die  familienrechtlichen 
Verhältnisse.  Wir  sind  da  wesentlieh  auf  die  einheitlichen  Landesordnungen 
des  sechszehnten  Jahrhunderts  beschränkt.  Die  ganze  Geschichte  ihrer  Ent- 
stehung, vgl.  Sartori  Beiträge  zur  österr.  Rechtsg.  3  ff.,  gibt  uns  allerdings 
Gewähr  dafür,  dass  es  sich  hier  mehr,  als  in  andern  Gesetzgebungen  jener 
Zeit,  um  althergebrachtes  germanisches  Recht  handelt.  Während  aber  früher, 
wie  sich  das  wenigstens  in  Einzelfallen  wohl  bestimmter  erweisen  liesse, 
der  Rechtsbrauch  in  den  Theilen  des  Landes  ein  sehr  verschiedener  ge- 
wesen zu  sein  scheint,  erscheint  in  den  Landesordnungen  alles  einheitlich 
geordnet,  wobei  die  Gesetzgebung  sich  anscheinend  bald  durch  den  Brauch 
dieses,  bald  jenes  Landestheils  bestimmen  liess,  wie  das  etwa  für  die  §  667 
erwähnte  gekünstelt  erscheinende  Bestimmung  über  das  Erbrecht  der  Halb- 
geschwister zutreffen  dürfte. 

Die  westlichsten  Landestheile  werden  einfach  zum  Gebiete  des  rh  an- 
sehen Rechts  gehört  haben.  So  das  Münsterthal  nach  dem  eingehenden 
Statut  von  1427,  wo  sich  denn  auch  die  rhätische  nach  Dritteln  bemessene 
Errungenschaftsgemeinschaft  bei  über  jähriger  Ehe  findet;  vgl.  Tirol.  Weisth. 
3,  353.  Auf  dieselbe  wird  es  zu  beziehen  sein,  wenn  nach  dem  Recht  von 
Pfunds  im  Oberinnthale,  T.  Weisth.  2,  309,  der  Todtschläger  sein  Gut  ver- 
wirkt :  ausgenomen  das  man  seinem  weib  iren  drittel  hindan  soll  geben.  Zu 
Ischgl  und  Galthür  fanden  wir  S  1275  die  Wahl  der  Frau  in  einer  für  das 
rhätische  Recht  besonders  kennzeichnenden  Gestaltung.  Wie  weit  sich  etwa 
rhätisches  Recht  noch  weiter  nach  Osten  hin  ausdehnte,  wird  sich  schwer 
bestimmen  lassen.  Nach  dem  S  667  Bemerkten  scheint  eine  sonst  nur  im 
rhätischen  Rechte  von  Montafon  nachweisbare  auffallende  Gestaltung  des 
Erbrechts  der  Halbgeschwister  auch  im  Etschlande  üblich  gewesen  zu  sein. 
Erinnert  dann  allerdings  noch  in  Fleims  die  vorhin  erwähnte  Bestimmung 
des  ehelichen  Güterrechts  an  rhätisches  Recht,  so  bemerkten  wir  bereits, 
dass  dieselbe  sich  immerhin  auch  im  Anschlüsse  an  das  sonstige  Tiroler 
Recht  habe  ergeben  können. 

Dass  nicht  etwa  in  Deutschtirol  überhaupt  ein  dem  rhätischen  nächst- 
verwandtes Recht  galt,  ergibt  die  Landesordnung  genügend;  derAnschluss 
derselben  an  rhätisches  Recht  müsste  dann  ein  ungleich  engerer  sein.  Deuten 
aber  die  Bestimmungen  derselben  bald  auf  ein  den  rhätischen,  bald  auf  ein 
den  einer  ganz  andern  Gruppe  angehörenden  helvetischen  Rechten  näher 
verwandtes  Recht,  so  wird  sich  kaum  mit  einiger  Sicherheit  beurtheilen 
lassen,  wie  sich  dieser  wechselnde  Anschluss  an  rhätisches  und 
helvetisches  Recht  ergeben  haben  dürfte.  Findet  sich,  wie  $  386  be- 
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merkt,  ein  ganz  entsprechendes  Verhifltniss  in  den  Gebieten  von  St.  Gallen, 
Appenzell,  Toggenburg  und  Glarus,  so  konnte  es  allerdings  für  Voltelini 
Güten*.  S  4  nahe  liegen,  da  den  Verhaltnissen  ursprünglicher  Stamm  es  Ver- 
wandtschaft keine  grössere  Bedeutung  beizulegen,  mehr  die  Verwandtschaft 
der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse  in  Anschlag  zu 
bringen  und  von  einer  Gruppe  des  Güterrechts  der  deutschen  Hochalpen- 
länder östlich  vom  Gotthard  zu  reden.  Glaubte  ich  aber  $  1256  ff.  die 
Rechte  des  Berner  Oberlandes  auf  friesisches  Recht  zurückführen  zu  dürfen, 
so  ergibt  das  doch  deutlich,  wie  wenig  Gewicht  in  familienrechtlichen  Ver- 
haltnissen dem  Unterschiede  von  Hochland  und  Flachland  beizulegen  ist. 

Ich  würde  weiter  den  Unterschieden  zwischen  rhatischem  und  helve- 
tischem Recht  keine  so  grosse  Bedeutung  beimessen,  wenn  es  sich  nur  um 
diese  beiden  Rechte  an  und  für  sich  handelte.  Was  mir  massgebend  dafür 
ist,  jene  Unterschiede  mit  den  Verhältnissen  der  Stammesverwandtschaft  in 
Verbindung  zu  bringen ,  ist  vor  allem  der  Umstand,  dass  die  Unterschiede 
sich  hier  Rechten  der  dänischen,  dort  der  norwegischen  Gruppe  aufs  engste 
anschliessen.  Die  von  Norden  her  in  die  Alpenländer  vordringenden  Ger- 
manen werden  sehr  verschiedenen  Stämmen  und  Stammgruppen  angehört 
haben.  Dann  können  sich  hier  schon  früh  Mischrechte  gebildet  haben.  Wie 
das  für  jene  das  helvetische  und  rhätische  Rechtsgebiet  auseinanderhaltenden 
Theile  der  nordöstlichen  Schweiz  wahrscheinlich  ist,  so  kann  sich  auch  in 
Tirol  durch  früheste  germanische  Einwanderer,  welche  theils  nach  einem 
dem  rhätischen,  theils  nach  einem  dem  helvetischen  näherverwandten  Rechte 
lebten,  schon  früh  ein  Mischrecht  entwickelt  haben,  das  dann  auch  den  auf 
ganz  verschiedene  Rechtsgruppen  hindeutenden  Bestimmungen  der  Landes- 
ordnung zu  Grunde  liegen  würde.  Denkbar  ist  es  aber  auch ,  dass  bis  zu 
der  Gesetzgebung  des  sechszehnten  Jahrhunderts  das  Land,  auch  vomtheil- 
weise  longobardischen  Süden  abgesehen,  in  schärfer  geschiedene  Rechtsge- 
biete zerfiel,  dass  im  Westen  rhätisches  Recht  galt,  dagegen  im  östlichem 
Theil  des  Landes  ein  dem  helvetischen  näher  verwandtes  und  danach  der 
Frostuthingsgruppe  zuzuzählendes  Recht ;  dass  dann  die  Mischung  sicherst 
durch  die  einheitliche  Landesordnung  herstellte,  indem  diese  sich  zwar 
durchweg  an  althergebrachtes  Recht  anschloss,  aber  bald  an  das  dieses,  bald 
an  das  jenes  Landestheiles. 


c.  Burgundisches  Recht. 

1300.  Die  Feststellung  des  ehelichen  Güterrechts  im  ältesten  bur- 
gundischen  Recht  stösst  auf  manche  Schwierigkeiten.  In  der  Lex 
Burgundionum  ist  allerdings  vielfach  von  demselben  die  Rede.  Aber  ab- 
gesehen davon,  dass  doch  manches  dahin  Gehörige  unberührt  bleibt,  dass 
einzelne  Angaben  unklar  gefasst  sind,  ergibt  sich  hier,  wie  bei  andern  Rechts- 
verhaltnissen, ein  ausserordentliches  Schwanken  derBestimmungen. 
Auf  den  ersten  Blick  gewinnt  man  den  Eindruck,  als  habe  da  von  altersher 
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1300]  nichts  festgestanden,  als  sei  alles  erst  neu  auf  Grundlage  wechselnder 
gesetzgeberischer  Erwägung  zu  ordnen  gewesen.  Mag  da  nun  hie  und  da  ge- 
setzgeberische Willkür  eingegriffen  haben,  so  suchte  ich  doch  schon  $  244  t!. 
durch  Verfolgen  zunächst  eines  andern  Verhältnisses  nachzuweisen,  dass 
trotzdem  kein  Grund  zu  der  Annahme  ist,  die  burgundischen  Könige  hätten 
sich  bei  ihren  Gesetzen  nicht  dennoch  im  allgemeinen  an  das  Hergebrachte 
angeschlossen,  und  das  Schwanken  rühre  daher,  dass  das  Volksrecht  kein 
durchaus  einheitliches  war,  dass  sich  weiter  die  Gesetze  insbesondere  bald 
dem  näher  anschlössen,  was  noch  strenges  Recht  war,  bald  aber  dem,  was 
die  damit  vielfach  nicht  mehr  im  Einklänge  stehende  Sitte  verlangte. 

Ausser  der  Lex  werden  uns  aber  auch  die  spätem  Rechte  des 
burgundischen  Gebiets  manchen  Halt  für  die  Beurtheilung  des  älte- 
sten Volksrechts  bieten  können.  Wo  die  Lex  schweigt  oder  unklar  gefasst 
ist,  werden  sie  zunächst  behufs  Ergänzung  und  Erklärung  heranzuziehen 
sein.  Wo  sie  mit  den  Angaben  der  Lex  übereinstimmen,  werden  sie  uns 
eine  Bürgschaft  dafür  bieten,  dass  es  sich  bei  jenen  nicht  um  blosse  gesetz- 
geberische Willkür  handelte.  Denn  wo  solche  eingriff,  wie  das  etwa  insbe- 
sondere bei  den  Westgothen  vielfach  zutraf,  da  ergibt  sich  auch  durchweg, 
dass  die  willkürliche  Neuerung  nicht  durchdrang,  dass  man  sich  später  wie- 
der an  das  hielt,  was  Sitte  und  Recht  von  altersher  verlangt  hatten. 

Ergeben  die  spätem  Rechte  in  den  verschiedensten  Theilen  des  Ge- 
bietes Uebereinstimmung  in  Dingen,  von  welchen  die  Lex  schweigt  oder 
die  mit  ihren  Angaben  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sind,  so  wird  schon  der 
Umstand,  dass  die  hier  zu  beachtenden  Gebiete  später  in  keiner  nähern  Ver- 
bindung standen,  es  wahrscheinlich  machen ,  dass  es  sich  da  nicht  um  ein 
Ergebniss  nachträglicher  selbstständiger  Weiterentwicklung  handelt,  son- 
dern um  ein  Nachwirken  altburgundischen  Rechts.  Und  das  wird  dann 
wenigstens  in  solchen  Fällen  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterliegen,  wo  sich 
derartige  Bestimmungen  denen  von  Rechten  näher  anschliessen,  die  sich 
in  andern  Verhältnissen  dem  burgundischen  verwandt  zeigen,  während  die 
Verzweigung  dann  doch  nur  in  einer  über  die  Lex  weit  zurückliegenden 
Zeit  erfolgt  sein  könnte. 

1301.  Für  die  Frage  nach  den  da  zu  beachtenden  spätem 
Rechten  wird  allerdings  zunächt  die  Ausdehnung  des  einstigen  burgun- 
dischen Königreichs  massgebend  sein  müssen.  Nun  gehörte  aber  der 
südliche  Theil  desselben,  das  spätere  Königreich  Ar  elat,  zum  Gebiete  des 
geschriebenen  Rechts.  Ist  Nachwirkung  burgundischen  Rechts  damit  in 
keiner  Weise  ausgeschlossen,  so  wird  hier  doch  das  Fortbestehen  römischen 
Rechts  wenigstens  das  Wahrscheinlichere  sein.  Und  das  ist  bei  dem  uns 
beschäftigenden  Verhältnisse  um  so  mehr  zu  beachten,  als  wir  bei  dem- 
selben, wie  schon  $  1278  betont,  auf  Bestimmungen  stossen,  welche  recht 
wohl  aus  dem  römischen  Recht  abgeleitet  sein  könnten  und  bisher  allge- 
mein aus  demselben  abgeleitet  wurden. 

Es  wird  sich  daher  empfehlen,  neben  der  Lex  zunächst  nur  die  spä- 
tem Rechte  von  Hochburgund,die  des  Wallis,  der  Waadt  und  der  an- 
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kränzenden  Gebiete  heranzuziehen,  in  welchem  sich  sichtlich  römisches 
Recht  in  irgend  beachtenswerthem  Umfange  nicht  erhalten  hat ,  das  Recht 
durchweg  auf  germanischer  Grundlage  beruht.  Diesen  schliessen  sich  dann 
manche  Rechtsbestimmungen  in  der  Freigrafschaft,  zuweilen  auch  im 
HerzogthumBurgund,  welche  weder  dem  westfränkischen,  noch  dem 
lothringischen  Rechte,  vgl.  Anm.  zu  §  56g,  entsprechen,  so  genau  an,  dass 
wir  in  ihnen  zweifellos  Nachwirkungen  burgundischen  Rechts  zu  sehen 
haben.  Unbedenklich  glaube  ich  da  aber  auch  das  Recht  von  B  o  u  r  g  e  s 
heranziehen  zu  dürfen,  obwohl  dieses  nie  zum  burgundischen  Reiche  ge- 
hörte. Aber  ich  wies  schon  S  861  daraufhin,  dass  die  Stadt  Bourges  eine 
Rechtsinsel  bildet,  in  welcher  vielfach  das  Recht  einer  nichtfränkischen  Be- 
völkerung massgebend  geblieben  sein  muss;  und  dass  diese  dann  nur  eine 
burgundische  gewesen  sein  kann,  werden  die  anzuführenden  Belege  genug- 
sam ergeben. 

1302.  Ich  glaube  aber  weiter  sogleich  auch  das  Recht  der  Auver- 
gne  ergänzend  berücksichtigen  zu  sollen.  Von  dieser  gehörte  der  kleinere 
südliche  Theü,  die  Oberauvergne,  im  allgemeinen  zum  Pays  du  droit  e'crit, 
doch  so,  dass  sich  auch  da  manche  Orte,  wie  das  die  Angaben  über  die  be- 
züglichen Ortsrechte  Cout.  gen.  4,  1 209  ff.  ergeben ,  an  das  Droit  coutu- 
mier  hielten.  Der  abweichende  Ortsgebrauch  schliesst  sich  auch  da,  wo 
geschriebenes  Recht  galt ,  wohl  in  Einzelnheiten,  so  bezüglich  des  Näher- 
rechts, dem  germanischen  Rechte  im  allgemeinen  an ;  aber  bezüglich  des 
ehelichen  Güterrechts  ergeben  sich  keine  Abweichungen.  Auch  in  der  Un- 
terauvergne  galt  in  der  Bischofsstadt  Clermont  und  an  manchen  grössern 
Orten,  die  damit  Rechtsinseln  bilden,  geschriebenes  Recht.  Davon  abge- 
sehen, waren  hier  als  gemeines  Recht  die  Coutumes  generales  von  1510 
in  Geltung. 

Auf  die  Abweichungen  vom  westfränkischen  Recht,  wie 
sie  häufig  in  der  allgemeinen  Coutume  vorkommen,  habe  ich  schon  mehr- 
fach, so  S  81 1,  hingewiesen.  Wo  sich  solche  Abweichungen  in  der  Bour- 
gogne  und  noch  im  Bourbonnais  finden,  da  ergibt  sich  durchweg  Anschluss 
an  die  Eigentümlichkeiten  der  Gruppe,  welche  ich  Anm.  zu  S  569  bis 
lothringische  Gruppe  bezeichnete.  In  der  Auvergne  aber  findet  sich  ein 
solcher  Anschluss  nicht.  Dagegen  ergeben  hier  die  Abweichungen  der  all- 
gemeinen Coutume  wenigstens  auf  dem  von  mir  beachteten  Rechtsgebiete 
zum  grossen  Theil  so  engen  Anschluss  an  burgundisches  Recht, 
dass  sie  sich  recht  wohl  durch  Zurückgehen  auf  burgundische  Grundlage 
erklären  lassen  würden. 

So  bei  dem  auffallenden  Vortreten  des  Vaters  und  der  Vaterseite.  Ist 
im  burgundischen  Gebiete  durchweg  nur  von  einem  Rechte  des  Vaters  zur 
Abfindung  der  Kinder  und  insbesondere  der  Töchter  die  Rede,  so  möchte 
ich  jetzt  für  die  $  854  angegebenen  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Rechts  der  Auvergne  noch  weniger  Zusammenhang  mit  westfränkischem 
Rechte  annehmen,  als  dort  geschehen.  Dasselbe  gilt  für  die  $  970  ange- 
führte, dem  burgundischen  Recht  entsprechende  Bestimmung,  wonach  das 
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1302]  Gewinngut  des  Kinderlosen  ausschliesslich  auf  die  Vaterseite  vererbt. 
Das  alles  wurde  dann  freilich  ebenso  das  Recht  von  La  Marche  treffen ,  so 
dass  es  sich  auch  da  in  diesen  Beziehungen  um  burgundische  Grundlage 
handeln  müsste,  wenn  wir  solche  für  die  Auvergne  daraus  folgern.  Dass  es 
burgundischem  Rechte  entspricht,  wenn  in  der  Auvergne  der  Freitheil  sich 
auf  ein  Viertel  bestimmt  findet,  wurde  schon  §  545  betont.  Aber  auch  be- 
züglich des  ehelichen  Güterrechts  ergeben  die  später  zu  erwähnenden  starken 
Abweichungen  der  allgemeinen  Coutume  vom  westfränkischen  Recht  viel- 
fach engen  Anschluss  an  eigenth  lim  liehe  Bestimmungen,  wie  wir  sie  in  den 
hochburgundischen  Rechten  finden  werden. 

1303.  Handelt  es  sich  dabei  aber  in  der  allgemeinen  Coutume  mehr 
um  einige  Einzelnheiten,  während  sich  doch  auch  manche  Abweichungen 
in  der  Richtung  des  westfränkischen  oder  auch  römischen  Rechts  ergeben, 
so  findet  sich  nun  der  engste  Anschluss  an  die  eigenth ümlichen  Bestim- 
mungen, welche  wir  in  den  hochburgundischen  Rechten  finden  werden,  in 
einem  bestimmten  Gebiete,  welches  zum  grössten  Theil  der  Auvergne  cou- 
tumiere,  zu  einem  kleinen  dem  südlichen  Bourbonnais  angehört.  Ich  werde 
das  Recht  dieses  Gebietes  nach  der  Bezeichnung  der  Landschaft,  der  wenig- 
stens der  grösste  Theil  desselben  angehört,  bei  den  spätem  Erwähnungen 
als  Recht  der  Limagne  bezeichnen. 

Den  Halt  für  die  A  b  g  r  ä  n  z  u  n  g  geben  die  zahlreichen  Angaben  über 
die  Abweichungen  der  einzelnen  Ortsrechte  von  der  allgemeinen  Coutume, 
wie  sie  sich  dieser  im  Coutumier  gene'ral  4,  1 195  ff.  zugefügt  finden.  Sie 
beziehen  sich  in  einer  grossen  Zahl  von  Orten  insbesondere  auf  das  ehe- 
liche Güterrecht  und  schliessen  sich  dann  aufs  engste  den  hochburgundi- 
schen Bestimmungen  an.  Ich  habe  die  Lage  der  genannten  One  und  Dörfer, 
so  weit  meine  Hilfsmittel  reichten,  zu  bestimmen  gesucht.  Es  ergab  sich 
danach,  dass  es  sich  um  ein  geschlossenes  Gebiet  im  Nordosten  des  Landes 
handelt. 

Dieses  gränzt  im  Norden  an  das  Bourbonnais  von  Menat  am  Flusse 
Sioule  im  Westen  bis  zum  Amte  Cusset  im  Osten,  wo  es  das  Unter-  Forez 
berühren  mag,  während  sich  da  eine  weitere  Ausdehnung  an  der  Gränze 
des  Forez  nach  Süden  hin  nicht  ergibt  und  sich  insbesondere  im  Gebiete 
von  Thiers  keine  bezügliche  Angaben  zu  finden  scheinen.  Zeigt  in  jener 
Gränzgegend  Gannat  keine  Abweichung  von  der  gemeinen  Coutume  des 
Bourbonnais,  vgl.  Com.  ge'n.  3,  1216,  so  schliessen  sich  da  auch  die  zur 
Zeit  der  Aufzeichnung  der  Coutume  zur  Auvergne  gerechneten  Castella- 
nien  von  Ebreuil  und  Escurolles  durch  westfränkische  Gütergemeinschaft 
und  Douaire  dem  Recht  des  Bourbonnais  an.  Dagegen  schliesst  sich  die 
noch  zum  Bourbonnais  gehörenden  Castellanie  Vichy,  vergl.  Cout.  ge'n.  3, 
1 196. 1226,  durchaus  den  Rechten  an,  welche  insbesondere  durch  die  Be- 
stimmungen über  die  Fahrniss  der  Frau  und  das  Augment,  die  da  beson- 
ders kennzeichnend  sind,  die  burgundische  Grundlage  aufs  bestimmteste 
ergeben. 
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Diese  umfassen  von  Vichy  aufwärts  zunächst  den  grössten  Theil  des 
Landes  Limagne  an  beiden  Seiten  des  Allier.  Aber  so,  dass  rechts  vom  Al- 
Her  nur  das  Amt  Cusset  bei  Vichy,  dann  die  Castellanien  Busset  und  Ris 
dahin  gehören,  weiter  noch  Cre'vant,  Bullon  und  Ornon  nördlich  von  Le- 
zoux,  wahrend  dann  in  der  Castellanie  Lezoux  theils  die  gemeine  Coutume, 
theils  geschriebenes  Recht  galt.  Die  Hauptmasse  des  Gebiets  liegt  links  vom 
Allier  von  Vichy  aufwärts  bis  Pont  du  Chdteau  östlich  unweit  Clermont; 
eine  Linie  von  da  über  Volvic  und  Blot  nach  Menat  an  der  Grunze  des 
Bourbonnais  gezogen  bezeichnet  annähernd  die  Ausdehnung  nach  Westen, 
wenn  da  auch  für  einzelne  eingeschlossene  Orte,  wie  insbesondere  Riom, 
sich  keine  Abweichung  von  der  gemeinen  Coutume  ergibt.  In  dieses  Ge- 
biet fällt  danach  insbesondere  auch  die  ganze  Grafschaft  Montpensier. 

Die  Angaben  aus  diesem  Gebiete  sind  für  unsere  Zwecke  desshalb  von 
grösserer  Bedeutung ,  weil  sie  vielfach  besonders  genau  sind ,  wie  das  in 
Gränzgebieten  häufig  zutrifft,  während  der  Anschluss  an  die  selbstverständ- 
lich immer  zunächst  ins  Auge  zu  fassenden  Bestimmungen  der  hochbur- 
gundischen  Rechte  ein  so  auffallender  ist,  dass  es  keinem  Bedenken  unter- 
liegen kann,  sie  ergänzend  zu  diesen  heranzuziehen. 

Gelingt  es,  mit  Hilfe  der  Lex  und  der  spätem  Rechte  der  genannten 
Gebiete  festzustellen,  was  altburgundisches  Recht  gewesen  sein  dürfte,  so 
ist  damit  dann  ein  Mittel  geboten,  um  beurtheilen  zu  können ,  in  wie  weit 
sich  dieses  auch  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  erhalten  hat. 
Dann  aber  wird  uns  gerade  auch  das  eheliche  Güterrecht  einen  bestimmten 
Beleg  für  die  schon  S  326  angedeutete  auffallende  Erscheinung  bieten,  dass 
die  Nachwirkung  burgundischen  Rechts  sich  keineswegs  auf  die  Gränze 
des  einstigen  Königreichs  beschränkt,  dass  sie  sich  vielfach  über  diese  hin- 
aus durch  das  ganze  einst  westgothische  Sudfrankreich  verfolgen  lässt. 

1304.  Für  das  burgundische  Recht  ergibt  sich,  wie  für  die  norwegi- 
schen und  helvetischen  Rechte,  Fehlen  gesetzlicher  ehelicher  Ge- 
meinschaft, während  auch  die  vertragsmassige  Gemeinschaft  da  so  wenig 
üblich  gewesen  zu  sein  scheint,  wie  im  longobardischen,  vgl  $  1279.  Es 
gibt  kein  Gut,  welches  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  zu  bestimmten 
Theilbeträgen  beiden  Eheleuten,  beziehungsweise  deren  Erben, zugestanden 
hätte.  Eine  Ausnahme,  welche  sich  auch  in  andern  Rechten  findet,  bildet 
da  wohl  nur  der  Fall,  dass  vermögenslose  Leute  sich  ehelichten ;  zu  Esta- 
vayer  und  Freiburg  ist  dann  die  Errungenschaft  Gemeingut,  welches  dem 
Ueberlebenden  halb  zu  Eigen  und  halb  zu  Zucht  zufällt;  vgl.  Huber  Schw. 
Privatr.  4,  391.  412.  432. 

Allerdings  kennt  gerade  das  burgundische  Recht  eine  ausgedehnte  G  e- 
meinschaft  zwischen  Vater  und  Söhnen,  vgl.  S  438,  wonach  das 
gesammte  Vatergut  mit  Einschluss  der  Errungenschaft  nur  zur  Hälfte  dem 
Vater  zu  freier  Verfügung  steht,  während  die  andere  Hälfte  schon  zu  Leb- 
zeiten des  Vaters  als  Eigenthum  der  Söhne  betrachtet  wird.  Während  wir 
aber  in  andern  Rechten,  in  welchen  die  Gemeinschaft  auch  die  Kinder  um- 
fasst,  wie  in  den  dänischen,  friesischen  und  normannischen  Rechten,  die 
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1304]  M  litt  er  an  dieser  Gemeinschaft  zu  gleichem  Rechte  mit  dem  Vater 
betheiligt  fanden,  hat  sie  bei  den  Burgundern  überhaupt  keinen  Theil  an 
derselben ;  während  sie  andererseits  wenigstens  nach  späterm  Recht  auch 
durch  dieselbe  nicht  gehindert  war,  über  ihr  Sondergut  nach  Belieben  zu 
verfugen;  vgl.  $  545. 

Man  hat  aber  fUr  das  älteste  Recht  wohl  noch  eine  weitergehende  Zu- 
rücksetzung der  Frau  angenommen,  welche  dann  eine  allen  andern  germa- 
nischen Rechten  fremde  Eigenthümlichkeit  des  burgundischen  Rechts  sein 
würde.  Während  selbst  nach  dem  den  Mann  so  sehr  begünstigenden  longo- 
bardischen  Recht  der  überlebenden  Frau  ausser  anderm  insbesondere  auch 
ihr  Eingebrachtes  wieder  zufällt,  vergl.  $  1280,  ist  neuerdings  von  Huber 
und  Heusler  auf  die  weiterhin  zu  besprechende  Angabe  der  Lex  14  $4  hin 
die  Annahme  des  Fehlens  eines  Sonderguts  der  Frau  ausge- 
sprochen, so  dass,  abgesehen  etwa  von  den  Ornamenta,  bei  den  Burgun- 
dern ihr  ganzes  eingebrachtes  Gut  in  ein  als  Eigenthum  des  Mannes  gelten- 
des Hausvermögen  aufgegangen  sei,  welches  selbst  die  kinderlos  überlebende 
Frau  nicht  zurückerhalten  habe,  welches  demnach  den  Erben  des  Mannes 
verblieben  sein  würde.  Dem  gegenüber  verweise  ich  auf  die  Widerlegung 
von  Schröder  Rechtsg.  (ed.  III)  304  und  Wyss  Ehel.  Güten*.  36  ff.  Wie 
manche  Angaben  der  Lex  ein  Sondergut  der  Frau  zweifellos  voraussetzen, 
so  ergibt  sich  dasselbe  in  allen  spätem  Rechten  des  burgundischen  Gebiets, 
in  welchen  wohl  in  besonders  ausgedehntem  Maasse  für  ungeschmälerte  Er- 
haltung des  Frauenguts  vorgesorgt  ist ;  vgl.  Heusler  Das  eheliche  Gütern 
im  Kanton  Wallis  in  Zeitschr.  f.  deutsches  R.  17,  107. 

Wie  in  andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe  ist  auch  hier  der 
zunächst  massgebende  Gesichtspunkt  zweifellos  der  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts,  nur  dahin  abgeschwächt ,  dass  nicht  gerade  alles  von 
der  Frau  dem  Manne  bei  der  Verheirathung  zugebrachte  Gut  auch  weiter- 
hin als  Frauengut  galt,  sondern,  wie  wir  das  auch  schon  im  Frostuthings- 
rechte  und  im  helvetischen  fanden,  ein  Theil  von  da  ab  als  Eigenthum  des 
Mannes  behandelt  wurde. 

1305.  Dem  Gesichtspunkte  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  entspricht 
zunächst  die  Nichtbetheiligung  der  Frau  an  der  Errungen- 
schaft, so  dass  diese  nur  als  Eigenthum  des  Mannes  erscheint.  Wird  Lex 
1 00  ausdrücklich  bezüglich  des  Gutes  der  Frau  betont,  dass  der  Mann :  St- 
ent in  ea  habet  poiestatem,  ita  et  de  omnes  res  suas  habeat,  so  soll  damit 
gewiss  gesagt  sein,  dass  auch  die  Erträgnisse  des  Frauenguts  nur  dem  Manne 
zu  Gute  kommen.  Nirgends  ergibt  sich  in  der  Lex  eine  Angabe,  welche 
vermuthen  lassen  könnte,  dass  wenigstens  der  überlebenden  Frau  ein  Theil 
der  Errungenschaft  zukam;  werden  ihr  ausser  ihrem  Sondergute  noch 
weitere  Rechte  zugesprochen,  so  handelt  es  sich  immer  um  Rechte  an  dem 
Gute  des  verstorbenen  Mannes,  in  das  die  Errungenschaft  aufgegangen  war. 
Und  jedenfalls  hat  nach  den  spätem  Rechten  die  Frau  keinerlei  Anspruch 
auf  die  Errungenschaft.  Das  kann  geradezu  als  Kennzeichen  der  Erhaltung 
burgundischen  Rechts  dienen,  insofern  es  in  Orten,  an  welchen  die  Nach- 
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barschaft  des  der  Frau  die  halbe  Errungenschaft  zusprechenden  fränkischen 
Rechts  dazu  Veranlassung  bot,  wohl  ausdrücklich  betont  wird. 

Der  Gegensatz  tritt  besonders  deutlich  hervor,  wenn  in  der  alten  Cou- 
tume  von  Di  Jon,  Perard  Recueil  358,  bestimmt  wird:  que  nulle  famme  le 
mariaige  durant,  ne  prant  conquise  ä  Diion  ;  et  si  anxint  est,  que  li  mari\ 
acquiert  aucunes  choses  es  leux,  oü  Von  prent  conquise  le  mariaige  durant, 
la  famme  pranray  la  moitid  de  ce  qui  seray  conquis  es  leux,  oü  Von  prent 
conquise ;  et  se  li  hom  qui  est  marie^  es  leux  ou  Von  prent  conquise ,  ac- 
quiert aucunes  choses  ä  Diion,  sa  femme  ne  pranray  point  de  conquise  es 
choses  qui  seront  acquises  ä  Diion.  Ganz  entsprechend  heisst  es  in  der 
ältesten  Coutume  derBourgogne  §  8.  1  r,  Giraud  Essai  2,  270,  dass  im  all- 
gemeinen die  Frau  die  Hälfte  der  Fahrniss  und  des  Gewinnguts  erhalt; 
aber:  a  Dijon  et  en  pluseurs  aultres  lieux  de  Bourgoigne  la  femme  ne  prent 
riens  es  acquest{  de  son  mari  fai%  durant  leur  mar  tage,  wahrend  dann 
weiter  auch  hier  gesagt  ist,  dass  in  dieser  Richtung  das  Recht  des  Orts,  an 
welchem  das  Gut  erworben  wurde,  massgebend  sei. 

Das  Recht  der  Bourgogne  schliesst  sich  im  allgemeinen  dem 
westfränkischen  an.  Ergeben  sich  aber  manche  Abweichungen  und  hatte 
ich  es  früher  wohl  versucht,  dieselben  auf  burgundisches  Recht  zurückzu- 
führen, so  wies  ich  insbesondere  schon  $  478  auf  die  Bedenken  hin,  welche 
dem  im  Wege  stehen.  Die  Weiterfuhrung  der  Untersuchungen  Hess  mir 
dann  keinen  Zweifel,  dass  die  Abweichungen  des  gemeinen  Rechts  des 
Herzogthums  vom  westfränkischen  durchweg  aufs  engste  mit  den  Eigen- 
tümlichkeiten der  Rechtsgruppe  zusammenhängen ,  welche  ich  Anm.  zu 
§  569.,  vgl.  auch  S  811,  als  lothringische  bezeichnete.  Zeigt  sich  aber  im 
allgemeinen  keine  Nachwirkung  burgundischen  Rechts,  so  ist  an  solcher 
insbesondere  zu  Dijon  nicht  zu  zweifeln,  da  sich  da  den  erwähnten  Halt- 
punkten andere  anschliessen,  auf  welche  wir  zurückkommen.  Es  würde  sich 
damit  also  ein  weiterer  Beleg  für  die  $782  betonte  Thatsache  ergeben,  dass 
das  Recht  der  Städte  oft  auf  ganz  anderer  Grundlage  beruhte,  als  das  der 
sie  umgebenden  Landschaft 

Das  gemeine  Recht  desBourbonnais  hat  gleichfalls  westfränkisch- 
lothringische  Grundlage  und  insbesondere  eheliche  Gemeinschaft  von  Fahr- 
niss und  Gewinnland.  Aber  nach  der  altern  Coutume  von  1493  t.  5  $  3: 
exceptd  en  la  chastellenie  de  Vichy  et  ressort  d'icelle,  en  laquelle  par  cou- 
stume  particuliere  et  localle  la  femme  na  riens  is  meuhles  et  conquest^  ains 
appartiennent  audit  mary,  et  en  peult  disposer  ä  sa  voulentd.  Ebenso  wird 
6  S  1  für  Vichy  das  Fehlen  ehelicher  Gemeinschaft  betont,  wie  damit  die 
Angaben  über  das  Ortsrecht  im  Procds  verbal,  Cout.  ge'n.  3, 1226,  durch- 
aas stimmen;  während  in  der  Coutume  von  1521  $  233  die  Gütergemein- 
schaft schlechtweg  ausgesprochen  ist.  Bildet  der  Bezirk  von  Vichy  den  süd- 
östlichsten, an  die  Auvergne  angränzenden  Theil  des  Landes ,  so  fehlt  die 
Gütergemeinschaft  ebenso  nicht  blos  im  Recht  der  Limagne,  sondern  auch 
in  der  allgemeinen  Coutume  der  Auvergne;  auch  da  fällt  die  ganze  Er- 
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1305]  rungenschaft  dem  Manne  zu,  insbesondere  auch  nach    14  S  43  die 
Früchte  von  den  Biens  parafernaux  der  Frau. 

Scheint  es  dann  in  einzelnen  Gegenden  wohl  üblich  geworden  zu  sein, 
in  den  Heirathsverträgen  für  die  überlebende  Frau  einen  Theil  der  Errun- 
genschaft zu  bedingen,  so  bestätigt  sich  damit  nur,  dass  ihr  gesetzlich  ein 
solcher  nicht  zukam.  So  heisst  es  im  Landrecht  von  Wallis  c.  188, 
Heusler  Q.  521  :  Quia  vero  uxores  plerunque  in  contractibus  matrimoniali- 
bus  in  tertia  vel  aliquali  parte  acquisi forum  associari  solent  y  so  wird  be- 
stimmt, dass  das  dem  Manne  Geschenktes  oder  durch  Kriegsdienst  seu  alias 
sine  interventu  laboris  et  auxilii  uxoris  Erworbenes  nicht  treffen  soll,  wo- 
mit also  der  vereinbarte  Betrag  bestimmter  als  Entgelt  für  die  Mitarbeit  der 
Frau  bezeichnet  erscheint.  Auch  in  der  Waadt  ergibt  sich  nirgends  ein 
gesetzlicher  Antheil  der  Frau  an  der  Errungenschaft ;  doch  konnte  nachdem 
Recht  von  Payerne,  vgl.  Wyss  190,  die  Frau  sich  im  Ehevertrage  die  Hälfte 
des  Vorschlags  bedingen,  hatte  dann  aber  auch  die  Hälfte  des  Rückschlags 
zu  tragen. 

1306.  Stimmt  das  burgundische  Recht  darin,  dass  es  die  Errungen- 
schaft ausschliesslich  dem  Manne  zuspricht,  nicht  blos  auch  mit  andern 
Rechten  der  norwegischen  Gruppe,  sondern  überhaupt  mit  allen  Rechten, 
in  welchen  Beständigkeit  des  Frauenguts  der  zunächst  massgebende  Ge- 
sichtspunkt ist,  so  ist  eine  Eigentümlichkeit,  welche  es  nur  mit  dem  hel- 
vetischen .und  dem  Frostuthingsrechte  theilt,  das  RechtdesMannesauf 
gewisse  Fahrniss  der  Frau. 

In  der  Lex  fehlt  allerdings  ein  bestimmterer  Hinweis,  wenn  man  nicht 
etwa  geltend  machen  will,  dass  es  c.  100  heisst,  dass  der  Mann  alle  Res 
der  Frau  in  seine  Gewalt  erhält  ohne  jede  Andeutung,  dass  er  dieselben 
bei  Vorversterben  der  Frau  wieder  herauszugeben  hat.  Aber  abgesehen  da- 
von, dass  man  dabei  nur  die  Verwaltungsbefugniss  des  Mannes  im  Auge 
haben  mochte,  ist  da,  wie  durchweg  in  den  bezüglichen  Angaben  der  Lex, 
zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss  nicht  unterschieden;  es  ist  da  nur 
von  den  Res  oder  Bona,  der  Facultas  oder  Substantia  schlechtweg  die  Rede. 

Dagegen  wird  in  den  spätem  Rechten  der  verschiedensten  Theile 
des  burgundischen  Gebiets  allgemein  bei  den  Angaben  der  Rechte  des 
Mannes  bezüglich  des  Frauenguts  so  bestimmt  zwischen  Fahrniss  und  Lie- 
genschaften unterschieden,  dass  das  zweifellos  im  ältesten  Rechte  nicht  an- 
ders gewesen  sein  wird.  Durchweg  erscheinen  die  eingebrachten  Liegen- 
schaften als  Sondergut  der  Frau,  das  der  Mann  während  der  Ehe 
verwaltet  und  nutzt,  das  aber  nicht  sein  Eigenthum  wird,  mit  dem  er  nach 
Belieben  schalten  kann.  So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  Lausanne, 
Me'm.  de  la  Suisse  Rom.  7,  767:  Constante  matrimonio  licet  vir  possideat 
bona  dotalia  sue  uxoris,  immobilia  non  possidei  illa  sibi  ipsi,  sed  muliefi 
sue,  que  est  proprietaria  dotis,  nee  posset  illa  vir  alienare  sine  voluntate  et 
consensu  sue  uxoris.  Weitere  Belege ,  wonach  die  Liegenschaften  Sonder- 
gut der  Frau  bleiben  und  demnach  vom  überlebenden  Manne  den  Erben 
der  Frau  zurückzustellen  sind,  werden  wir  ohnehin  zu  erwähnen  haben; 
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es  ergibt  sich  schon  bestimmt  genug  daraus,  dass  wir  bei  Erwähnung  der 
ausgedehnteren  Rechte  des  Mannes  am  Frauengut  immer  die  Beschrank ung 
auf  Fahrniss  ausdrücklich  betont  finden. 

Das  Recht  auch  der  Erben  der  Frau  auf  deren  Liegenschaften  erscheint 
wenigstens  zuweilen  spater  so  streng  eingehalten,  dass  dasselbe  selbst  dann 
noch  beachtet  wird,  wenn  dieselben  bereits  von  der  Frau  auf  ihre  Kinder 
vererbt  waren.  Ueberwiegend  hatte  allerdings  das  Fallrecht  im  burgun- 
dischen  Gebiete  keine  Geltung.  Wird  aber  in  den  Rechtsquellen  des  Kan- 
tons Wallis,  vgl.  Heusler  Q.  167.  177.  182.231,  wiederholt  ausgesprochen, 
dass  die  Paterna  des  Kinderlosen  mit  seiner  gesammten  Fahrniss  und  seinem 
Gewinngute  nur  auf  die  Vaterseite,  die  Materna  aber  auf  die  Mutterseite 
vererben,  oder  wird  das  zu  Freiburg  im  Uechtlande,  vgl.  Wasserschieben 
Erbenf.  8q,  ausdrücklich  abgeschafft,  so  liegt  darin  natürlich  der  bestimm- 
teste Beweis,  dass  die  Liegenschaften  der  Mutter  nicht  zu  Vatergut  gewor- 
den waren. 

Den  Liegenschaften  gleichgestellt  erscheinen  dann  nach  den  weiterhin 
anzuführenden  Belegen  Geldbeträge,  welche  der  Frau  als  Aussteuer  und 
Abfindung  für  ihr  Erbrecht  gegeben  wurden,  auch  wenn  dieselben  nicht  in 
üblicher  Weise  in  Ländereien  angelegt  waren. 

1307.  Davon  abgesehen  finden  wir  aber  nicht  selten  ebenso ,  wie  in 
den  helvetischen  Rechten  gesagt,  dass  mit  der  Vollziehung  der  Ehe  der 
Mann  Eigenthümer  aller  eingebrachten  Fahrniss  der  Frau 
wird.  So  heisst  es  im  Recht  von  Martigny  in  WTallis,  Heusler  Rechtsq.  408 : 
<quod  bona  mobilia  mulierum,  quae  die  desponsationis  possident,  post  con- 
sumtnationem  contrarius  matrimonii  marito  tamquam  proprietario  et  domino 
pertineant  et  debeant  esse  adducta ;  aber  mit  der  Ausnahme :  nisi  eadem 
mulier  desponsata  expedita  esset  dote  et  certae  pecuniac  summa  pro  sua  he- 
reditali  portione ;  ea  enim  eveniente  causa  ipsa  pecuniae  summa  non  as- 
signata  vel  posita  rei  immobilis  naturam  sortiatur,  maritoque  tamquam  res 
mobilis  minitne  adscripta  sit. 

Ganz  entsprechende  Angaben  finden  sich  in  andern  Rechten  des  Wallis. 
Ebenso  wird  die  unbeschränkte  Gewalt  des  Mannes  nur  für  die  Fahrniss 
betont  Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  1,  2  §  16:  Apres  la  consommation 
du  mariaige  le  mary  est  saisi  et  investu  des  meubles  de  sa  femme  pour  en 
disposer  et  faire  ä  sa  volunte  entre  vifyy  aber  nicht  von  Todeswegen ,  wie 
sich  das  daraus  erklärt,  dass  bei  Vorversterben  des  Mannes,  wie  wir  sehen 
werden,  wieder  Rechte  der  Frau  an  ihrer  Fahrniss  zur  Geltung  gelangen. 
Heisst  es  in  der  Coutume  von  Dijon,  Perard  Recueil  357  :  que  le  mariage 
durant  dou  mary  et  de  la  femme  le  bien  moble  sunt  au  mary >  et  puet  deman- 
der  li  mari\  les  biens  mobles  moven%  par  sa  femme  sans  venir  ä  sa  femme 
en  iugement,  so  erscheint  auch  damit  der  Mann  als  Eigenthümer  der  Fahr- 
niss der  Frau.  Ebenso  fanden  wir  §  1305  zu  Vichy  im  Bourbonnais  betont, 
dass,  wie  die  Errungenschaft,  auch  die  gesummte  Fahrniss  nur  dem  Manne 
gehört. 
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1307]  Wurde  mit  Vollziehung  der  Ehe  auch  die  von  der  Frau  einge- 
brachte Fahrniss  Eigenthum  des  Mannes ,  so  änderte  sich  darin  nichts  bei 
Vorversterben  der  Frau;  es  ergab  sich  damit  das  Recht  des  überleben- 
den Mannes  auf  die  gesammte  Fahrniss.  Und  dass  das  insbeson- 
dere auch  die  von  der  Frau  eingebrachte,  also  die  Aussteuer  fahrniss, 
traf,  wird  wohl  ausdrücklich  betont.  Nachdem  bei  Quisard  Coutumier  de 
Vaud  3,  1,  2  S  16  ausgesprochen  ist,  dass  mit  Vollziehung  der  Ehe.  der 
Mann  unbeschränkter  Herr  der  Fahrniss  der  Frau  wird,  heisst  es  §  20 :  De- 
ceddant  lafemme  avant  le  mary,  tous  iceulx  dict%  meubles  seront  peremp- 
toirement  au  dict  mary  appartenant%  et  non  aux  hoirs  de  sa  dicte  femme.  In 
den  Coutumes  von  St.  Maurice  c.  8,  Heusler  Rechtsq.  398:  Bona  mobilia 
quaecunque  uxorutn  post  matrimonium  conir actum  et  consummaium  dece- 
dentium  sine  liberis  superstitibus  ex  usu  pertinent  eorum  maritis ;  nur  so, 
dass  das  Geldbeträge,  welche  als  Aussteuer  undErbtheil  gegeben  sind,  auch 
dann  nicht  trifft,  wenn  sie  noch  nicht  in  Liegenschaften  angelegt  wurden, 
da  sie  auch  dann  als  Immobilien  zu  behandeln  sind.  Entsprechende  An- 
gaben finden  sich  in  den  andern  Coutumes  des  Unterwallis;  vergl.  Wyss 
Güterr.  203. 

In  der  Coutume  der  Franche-Gomte  §  25,  Cout.  ge'n.  2,  1 196,  ist  zwei- 
fellos unter  Einfluss  des  fränkischen  Rechts  für  die  Nobles  Gemeinschaft 
von  Fahrniss  und  Gewinnland  ausgesprochen;  aber  das  Recht  des  über- 
lebenden Mannes  auf  die  gesammte  Fahrniss  erscheint  als  Ausnahme  fest- 
gehalten :  ja f  oit  que  si  le  mary  survit  ä  la  femme,  ledit  mary  demeure  seig- 
neur  des  meubles.  Und  dasselbe  ergibt  sich,  wenn  S  27  auch  für  die  Bour- 
geois Gemeinschaft  anerkannt  ist,  aber  en  acquests  de  biens  immeubles  tant 
seulement,  so  dass  die  gesammte  Fahrniss  von  der  Gemeinschaft  ausge- 
schlossen ist. 

Blieben  die  als  Aussteuer  gegebenen  Liegenschaften  oder  die  auf  Lie- 
genschaften anzulegenden  oder  doch  als  Liegenschaften  zu  behandelnden 
Geldbeträge  Sondergut  der  Frau,  welches  bei  ihrem  Vorversterben  den 
Erben  derselben  zurückzustellen  war,  während  die  Aussteuerfahrniss  im 
allgemeinen  Eigenthum  des  Mannes  wird,  so  erklärt  es  sich,  wenn  wir  wohl 
Bestimmungen  finden,  wonach  bei  der  Aussteuer  beide  Bestandteile  sich 
das  Gleichgewicht  halten  sollen ;  es  wird  VerwendungderAussteuer 
nach  Hälften  für  Liegenschaften  der  Frau  und  Fahrniss  des 
Mannes  vorgeschrieben.  So  heisst  es  in  der  alten  Coutume  von  Bourges 
c.  144,  Cout.  ge'n.  3,  892,  dass  im  Heirathsvertrage  zu  bestimmen  ist, 
welchen  Betrag  der  Vater  der  Tochter  als  Mariage  gibt:  et  icelle  somme 
doibt  estre  par  la  coustume  de  ladicte  ville  et  septene  moiti/  en  meuble  J 
faire  la  voulentd  dudict  mary,  et  l'aultre  moitii  en  heritaige  ä  u%  et  prouf- 
fit  de  ladicte  fille.  Aehnlich  im  Recht  der  Limagne  zu  Cusset,  Cout.  gen. 
4,  1 1 99 :  La  moitie1  de  la  dot  constituSe  en  deniers  doit  estre  convertie  en 
meuble  au  profit  des  marie%;  et  V  autre  moitid  en  chevance  ou  heritage  au 
profit  de  la  femme  et  des  siens. 
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1306.  Bei  diesem  Recht  des  Mannes  auf  die  Fahrniss  der  Frau  ergibt 
sich  aber  Beschränkung  auf  die  Aussteuerfahrniss,  falls  wir 
darunter  Alles  verstehen,  was  die  Frau  schon  bei  der  Heirath  dem  Manne 
zubrachte,  auch  wenn  es  sich  dabei  nicht  gerade  um  die  von  den  Eltern 
oder  sonstigen  Verpflichteten  gegebene  Aussteuer,  sondern  um  von  der  Frau 
bis  dahin  Ererbtes  oder  anderweitig  Erworbenes  handelt;  in  der  Coutume 
der  Auvergne  14  §  8  heisst  es  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich:  Tous  biens, 
que  lafemme  a  au  temps  de  ses  fianfailles,  sont  tenus  et  repute^  biens  do- 
taux,  wenn  nicht  im  Heirathsvertrage  anders  bestimmt  ist.  Dem  entspre- 
chend fanden  wir  im  Recht  von  Martigny  ausdrücklich  betont,  dass  die 
ganze  Fahrniss,  welche  die  Frau  die  desponsationis  besass,  Eigenthum  des 
Mannes  wird. 

Schon  das  lässt  auf  Ausschluss  der  Erb  fahrniss  schliessen,  falls 
wir  darunter  diejenige  verstehen,  welche  von  der  Frau  erst  während  der  Ehe 
ererbt  oder  durch  Schenkung  erworben  wurde  und  nicht  in  gleicher  Weise 
Eigenthum  des  Mannes  wurde.  Und  wird  da  oft  nicht  unterschieden,  ist 
schlechtweg  von  aller  Fahrniss  der  Frau  die  Rede,  so  wird  doch  auch  wohl 
der  Ausschluss  der  Erbfahrniss  ausdrücklich  betont.  Zu  Freiburg  wird  1503, 
Zeitschr.  für  Schw.  R.  22,46,  als  Recht  gewiesen:  das  ds  wip,  der  do  etwas 
gegeben  wirt  oder  an  welichs  etwas  erbs  anvellt,  nachdem  und  st  %u  der  ee 
ist  homen,  mit  solichem  ererbten  oder  gegebenen  gut  tun,  lassen  und  han  dien 
mag  nach  irmfryen  willen  und  gev allen,  von  irm  man  und  hindern  luter 
unersucht.  Es  wird  daher  auch  kaum  Anschluss  an  das  römische  Recht 
selbst  anzunehmen  sein,  wenn  es  im  Anschluss  an  dessen  Ausdrucksweise 
in  der  Coutume  der  Auvergne  14  §  1  heisst,  dass  die  Frau  von  der  Ver- 
lobung ab  in  der  Gewalt  des  Mannes  steht :  exceptd  quant  aux  biens  adven- 
tifs  ou  parafernaux  >  desquels  eile  est  reputde  mere  de  famille  et  dame  de 
ses  droits;  gilt,  wie  bemerkt,  alles,  was  die  Frau  bei  der  Verlobung  hat,  als 
Dotalgut,  so  kann  es  sich  hier  nur  um  das  ihr  während  der  Ehe  durch  Erb- 
schaft oder  Schenkung  Zugekommene  handeln.  Es  heisst  weiter  in  der  alten 
Coutume  von  Bourges  c.  144:  »97/  advenoit  ä  ladicte  femme  durant  ledict 
mariaige  aulcuns  biens  meubles  par  don,  lai%  ou  succession,  ledict  mary  est 
et  doibt  estre  tenu  de  les  prendre  par  inventoire,  pour  iceulx  rendre  en  cas 
de  restitucion  en  aussi  bon  pointy  que  ledict  mary  Vauroit  eu,  sans  aulcunes 
charges  par  luy  mises;  en  ceste  maniere  le  doibveni  rendre  les  heritiers  du- 
dict  mary,  se  il  estoit  ald  de  vie  ä  trespassement  Das  entspricht  also  durch- 
aus den  S  1289  besprochenen  genauen  Angaben  des  Frostuthingsrechts, 
wonach  Erbfahrniss  vom  Manne  abgeschätzt  zu  übernehmen  und  der  Frau 
oder  deren  Erben  herauszugeben  ist,  während  die  Aussteuerfahrniss  so  voll- 
ständig in  das  Eigenthum  des  Mannes  übergeht ,  dass  die  Frau  selbst  auf 
die  mit  derselben  erkauften  Liegenschaften  keinerlei  Anspruch  hat. 

1309.  Fanden  wir  in  manchen  Rechten  aufs  bestimmteste  gesagt,  dass 
die  gesammte  Fahrniss,  welche  die  Frau  dem  Manne  bei  der  Heirath  zu- 
bringt, also  insbesondere  auch  die  gesammte  Aussteuerfahrniss,  Eigenthum 
des  Mannes  wird  und  ihm  bei  Vorversterben  der  Frau  verbleibt,  so  ergeben 
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1$09]  sich  in  andern  Rechten  Absch wächungen  des  Rechts  des 
Mannes  auf  die  Aussteuer fahrniss  der  Frau.  Wir  fanden  S  1308 
zu  Bourges  ausdrücklich  gesagt,  dass  die  etwaige  Erbfahrniss  der  Frau  ihrem 
vollen  Werthe  nach  zurückzustellen  ist.  Dagegen  heisst  es  nun  in  der  alten 
Coutume  c.  144  von  der  Aussteuerfahrniss  für  den  Fall  des  Vorversterbens 
der  Frau :  en  ces  cas  ledict  mary  ne  rendra  du  meuble,  que  il  aura  receu. 
que  des  Parisis  les  Tournois ;  et  remourront  les  robbes  et  joyaulx  et  scrpol 
oudict  mary  par  la  coustume,  während  die  übrige  Fahrniss  an  die  Erben  der 
Frau  kommt.  Aber  freilich  nicht,  wie  die  Erbfahrniss,  nach  ihrem  vollen 
Werthe ;  ist  der  Pariser  ein  Viertel  mehr  werth,  als  der  Turnose,  so  ergibt 
sich,  dass  im  allgemeinen  dem  überlebenden  Manne  nur  ein  Viertel  der 
Mitgiftfahrniss  verbleibt. 

Nichts  aber  kann  mehr  auffallen,  als  das  Sonderrecht  des  Mannes 
auf  die  Ausstattungs fahrniss,  wie  wir  das  schon  $  1294  bezeich- 
neten, auf  Kleider  und  Schmuck  der  Frau,  auf  das  Trossellum  oderTrous- 
seau,  wie  es  mehrfach  in  den  Quellen  heisst.  Und  das  sollte  so  streng  ein- 
gehalten werden,  dass  noch  hinzugefügt  wird :  Et  se  ainsi  estoit  que  ladicte 
femme  donnast  ä  sott  trespas  aulcunes  de  ses  robes,  ledict  mary  ne  les  bail- 
lera,  se  il  ne  veult,  au  tnoins  se  il  ne  s'est  consenty  au  don.  So  oft  wir  auch 
in  andern  Rechten  solche  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Frau  dienende 
Gegenstände  als  ehelichen  Voraus  der  überlebenden  Frau  bezeichnet  finden, 
den  diese  bei  der  Theilung  mit  den  Erben  des  verstorbenen  Mannes  vor- 
wegnimmt, oder  als  Gerade,  welche  von  der  Mutter  nur  auf  die  Töchter 
vererbt,  so  wenig  ist  doch  abzusehen,  was  dazu  führen  konnte,  gerade  diese 
vor  andern  dem  überlebenden  Manne  zuzusprechen.  Aber  es  handelt  sich 
nicht  um  eine  örtliche  Sonderentwicklung.  Wir  begegnen  derselben  so 
überaus  auffallenden  Bestimmung  in  von  einander  ganz  entlegenen  Rechten, 
bei  welcfien  dieselbe  dann,  wie  ich  denke,  schon  ausreichen  dürfte,  um  ge- 
meinsame Grundlage  derselben  ausser  Zweifel  zu  stellen. 

In  den  Rechten ,  welche  die  gesammte  Aussteuerfahrniss  dem  Manne 
zusprechen,  war  natürlich  kein  Anlass,  die  Ausstattungsfahrniss  besonders 
zu  erwähnen.  Erhält  aber  in  vielen  Rechten  der  Limagne,  vgl.  $  1303,  der 
überlebende  Mann  nur  die  Hälfte  der  Fahrniss  der  Frau,  so  wird  da  immer 
betont,  dass  ihm  überdies  die  Ausstattungsfahrniss  der  Frau  zufällt,  wogegen 
er  die  Kosten  ihres  Begräbnisses  zu  tragen  hat.  So  beispielsweise  zu  Pont 
du  Chateau  westlich  von  Clermont,  Cout.  ge'n.  4,  1202:  le  mary,y  ait  en- 
fans  ou  non,  gaigne  la  moitid  de  la  dot  ä  luy  constitude  en  meubles,  avec  lief, 
robes  et  joyaux  de  sa  femme  ;  et  est  tenu  la  faire  ensevelir  et  payer  les  fu- 
ner ailles.  Letzteres  wird  wohl  mit  dem  Recht  auf  die  Ausstattungsfahrniss 
in  ausdrückliche  Beziehung  gebracht.  So  im  Recht  der  Grafschaft  Mont- 
pensier  §  6 :  il  gaigne  les  lict,  robes  et  joyaux  cticelle ;  et  a  cause  de  ce  est 
tenu  faire  sa  sepulture  selon  son  estaL  Weichen  die  sonstigen  Angaben  über 
das  Recht  des  Mannes  am  Frauengut  mannichfach  von  einander  ab,  bezieht 
sich  die  Hülfte  wohl  nicht  blos  auf  die  Fahrniss,  sondern  auch  auf  Zucht 
an  den  Liegenschaften,  wird  vereinzelt,  so  zu  Blot,  Cout.  gen.  4,  1 196,  statt 
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der  Hälfte  wohl  ein  Drittel  genannt,  so  wird  doch  immer  das  Recht  des 
Mannes  auf  die  Ausstattungsfahrniss,  der  hier  regelmässig  auch  das  Bett 
zugezahlt  wird,  ausdrücklich  betont. 

1310*  Erscheint  aber  in  den  besprochenen  Fällen  das  Recht  des  Mannes 
wenigstens  auf  einen  Theilbetrag  der  übrigen  Fahrniss  der  Frau  festge- 
halten, so  finden  wir  in  andern  wohl  überhaupt  Beschränkung  des 
Rechts  des  Mannes  auf  die  Ausstattungsfahrniss.  So  heisst  es 
insbesondere  in  der  allgemeinen  Coutume  der  Auvergne  14  §  44:  Le  mari 
survivant  safemmefy  ait  enfans  ou  non,  descendans  dudit  manage,  gaigne 
ä  lui  et  aux  siens  pour  en  disposer  ä  son  plaisir  et  volonte,  les  lict ,  robes, 
coffre,  linge  et  joyaux  de  sadite  femme,  ä  la  charge  de  la  faire  ensevelir  et 
payer  les  funer ai lies  sehn  leur  estat  et  condition.  Dass  es  sich  dabei  aber 
nicht  blos  um  ein  Sonderrecht  der  Auvergne  mit  Einschluss  der  Limagne 
handelt,  ergibt  nicht  blos  die  Uebereinstimmung  mit  dem  Recht  von  Bour- 
ges,  sondern  auch  dem  entlegeneren  Gebiete,  in  denen  burgundische  Grund- 
lage von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln  ist. 

Während  in  den  Rechten  des  Unterwallis  dem  Mann  die  ganze  Fahr- 
niss der  Frau  schlechtweg  zugesprochen  wird,  vgl.  §  1 307,  demnach  kein 
Anlass  war,  die  Ausstattung  zu  betonen ,  wird  die  Bestimmung  des  Land- 
rechts des  Cardinais  c.  44,  Heusler  Q.  225,  wonach  der  Mann  das  Gut  der 
Frau  auf  Liegenschaften  sicherstellen  soll,  vom  Bischöfe  Adrian  dahin  ge- 
fasst,  dass  das  auch  zutreffe :  siquidem  talia  bona  fuerint  mobilia,  alia  tarnen, 
quam  archalia  et  sub  paterno  vocabulo  trosello  comprehensa,  et  alia,  quam 
clinodia,  que  in  digitis  mulierum  permanent  et  ad  corporis  ornatum  vel 
vestiiionem  ptrtinent.  Sind  diese  Gegenstände  nicht,  wie  die  sonstige  Fahr- 
niss, zu  schätzen  und  sicherzustellen,  so  kann  der  Grund  nur  darin  liegen, 
dass  sie  in  das  Eigenthum  des  Mannes  übergehen. 

Fanden  wir  weiter  für  den  Beginn  des  Rechts  des  Mannes  an 
der  Fahrniss  der  Frau  §  1307  im  allgemeinen  die  Vollziehung  der  Ehe 
betont,  entsprechend  den  meisten  helvetischen  Rechten,  aber  abweichend 
von  dem  Frostuthingsrechte,  welches  Ueberjährigkeit  der  Ehe  verlangt ,  so 
findet  sich  auch  in  der  Gegend  am  Jura  die  Ueberjährigkeit  mehrfach 
beachtet,  insofern  sie  weitergehende  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  am 
Gute  des  verstorbenen  begründet;  vgl.  Huber  Privatr.  4,  438.  473.  Nach 
dem  Coutumier  der  Herrschaft  Erguel  westlich  von  Biel  fällt  bei  unter- 
jshriger  Ehe  das  Gut  des  Verstorbenen  an  seine  Erben  zurück,  während 
nach  überjähriger  volle  Gemeinschaft  zu  Hälften  eintritt;  nach  den  Rechten 
von  Neuveville  und  Diesse  hat  die  Ueberjährigkeit  die  Wirkung ,  dass  der 
überlebende  kinderlose  Ehegatte  Zucht  am  Gute  des  verstorbenen  auch  im 
Falle  der  Wiederverheirathung  behält. 

Da  ist  es  nun  überaus  bezeichnend  für  die  Sonderstellung  der  Aus- 
stattungsfahrniss, dass  in  solchen  Rechten  wohl  das  Recht  des  Mannes 
nur  auf  die  Ausstattungsfahrniss  bei  unter  jäh  riger  Ehe  be- 
tont wird.  Nach  dem  Recht  von  Neuenburg,  vgl.  Wyss  192,  erhält  nach 
Lösung  unterjähriger  Ehe  der  Mann  das  aufgerichtete  Rett  der  Frau,  dann 
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1310]  Kleid  und  Schmuck,  welche  die  Frau  bei  der  Hochzeit  getragen, 
während  er  bei  überjähriger  Ehe  ausserdem  die  Hälfte  der  Fahrniss  der 
Frau  erhalt  und  Zucht  an  ihrem  übrigen  Gute,  und  dann  auch  der  Frau 
entsprechende  Rechte  am  Gute  des  Mannes  zustehen.  Dann  im  Recht  von 
Biel,  Huber  4,  383  :  Ist  under  denqweyen  eheleuten  eins,  so  abgeht  in  Jahres- 
frist nach  erster  geschehen  beyschlaffung,  so  fall  ein  jegliches  gutt  dannen- 
her  es  kommen  ist;  aber  des  trossels  und  morgengabs  halben  ist  %u  ver- 
stehen, dasi  dasselb  und  dieselb  kein  widerfahl  hat,  sondern  soll  nach  der 
ersten  nacht  und  beyschlaffung  dem  mann  der  trossel  und  dem  weib  die 
morgengab  verfallen  sein.  Beide  Rechte  erscheinen  auch  in  nähere  Verbin- 
dung gebracht,  wenn  nach  einem  Ehevertrage,  vgl.  Huber  4,  380,  auf  das 
Versprechen  der  Trosselli  seitens  des  Brautvaters  der  Vater  des  Bräutigam 
eine  Morgengabe  verspricht. 

Finden  wir  so  in  der  Auvergne  und  zu  Bourges,  im  Wallis  und  am 
Jura  übereinstimmend  das  an  und  für  sich  so  auffallende  Recht  des  Mannes 
gerade  nur  auf  die  Ausstattungsfahrniss  der  Frau,  während  sich  in  den 
zwischenliegenden  Gebieten  ein  Recht  auf  die  gesammte  eingebrachte  Fahr 
niss  ergibt,  so  ist  darin  sicher  nicht  etwa  eine  nachträgliche  Abschwächung 
dieses  letztern  Verhältnisses  zu  sehen ,  welche  bei  selbstständiger  Weiter- 
entwicklung zufallig  zu  solchem  übereinstimmenden  Ergebnisse  geführt 
haben  könnte.  Nur  gemeinsames  Zurückgehen  auf  altburgundische  Grund- 
lage wird  das  erklären  können,  zumal  sich  da  nach  §  1294  auch  in  helve- 
tischen Rechten  wohl  Uebereinstimmung  zeigt ,  was  noch  weiter  zurück- 
weisen würde.  Andererseits  aber  geht  zweifellos  wegen  der  Uebereinstim- 
mung mit  dem  helvetischen  und  dem  Frostuthingsrechte  auch  das  Recht 
auf  die  gesammte  Aussteuerfahrniss  ebenso  auf  altburgundische  Grundlage 
zurück.  Wir  werden  schliessen  müssen,  dass  schon  zu  der  Zeit,  als  die  Bur- 
gunder ihre  spätem  Sitze  einnahmen,  der  Brauch  ein  verschiedener  war, 
dem  Manne  theils  nur  die  Ausstattungsfahrniss,  theils  die  gesammte  einge- 
brachte Fahrniss  zugesprochen  wurde. 

1811.  Wenden  wir  uns  zu  den  Rechten  der  überlebenden 
Frau,  so  hatte  diese  nach  S  1305  keinerlei  Recht  auf  die  Errungenschaft. 
Dagegen  hat  sie  nach  allen  spätem  Rechten  einen  Anspruch  auf  Heraus- 
gabe ihres  Sonderguts  an  Liegenschaften  und  Erb  fahrniss, 
nämlich  einmal  der  ihr  als  Abfindung  für  das  Erbrecht  gegebenen,  zu 
schätzenden  und  auf  Liegenschaften  sicher  zu  stellenden  Fahrniss,  welche 
den  Liegenschaften  gleichgestellt  erscheint,  vgl.  S  1306,  dann  aber  auch  der 
erst  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  erworbenen,  vergl. 
S  1308,  welche  der  Mann  abgeschätzt  zu  übernehmen  hatte,  so  dass  sie 
ihrem  vollen  Werthe  nach  an  die  Frau  oder  deren  Erben  herauszugeben 
war.  Für  das  sich  damit  ergebende  Sondergut  der  Frau  galt  demnach  aller- 
dings ebenso,  wie  im  helvetischen  und  im  Frostuthingsrechte,  der  Satz,  dass 
Frauengut  nicht  wachsen  und  nicht  schwinden  solle. 

Dieses  Sondergut  konnte  allerdings  so  bedeutend  sein,  dass  die  Zu- 
kunft der  Wittwe  an  und  für  sich  durchaus  gesichert  war,  wie  wir  das  auch 


Ueberlebende  Frau.  Liegenschaften  u.  Erbfahrniss.  Aussteuerfahrniss.     48  5 

in  der  Lex  berücksichtigt  finden  werden.  Beim  Fehlen  von  Söhnen  erbten 
die  Töchter  den  ganzen  elterlichen  Nachlass.  Und  auch  die  für  das  Erbe 
nach  den  Eltern  abgefundene  Tochter  beerbte  ihre  kinderlosen  Geschwister. 
Dean  wenn  ich  auch  nach  dem  $951  Bemerkten  nach  Lex  14  $  2  kein 
Vorrecht  der  Schwestern  bei  Beerbung  von  Geschwistern  annehmen  möchte, 
so  sind  sie  mindestens  nicht  ausgeschlossen ;  und  $1117  führten  wir  spatere 
Belege  gerade  aus  dem  burgundischen  Rechtsgebiete  an,  wonach  auch  aus- 
gesteuerte Schwestern  ihre  Geschwister  zu  vollem  Rechte  beerbten.  Konnte 
die  Frau,  wenn  sie  eine  Filia  hereditaria  war,  sehr  reich  sein,  während  an- 
dererseits nach  S  1085  der  Vater  das  Recht  hatte,  nicht  blos  Töchter,  son- 
dern auch  Söhne  durch  eine  geringe  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abzufinden, 
so  konnte,  wie  wir  das  wohl  berücksichtigt  finden  werden,  die  Sachlage 
auch  eine  solche  sein,  dass  nicht  für  die  Wittwe,  sondern  für  den  Wittwer 
Vorsorge  zu  treffen  war,  wenn  dessen  Zukunft  gesichert  sein  sollte. 

Das  aber  waren  Ausnahmsfälle,  auf  welche  im  allgemeinen  nicht  zu 
rechnen  war.  In  der  Regel  wird  sich  das  Vermögen  der  Frau  auf  ihre  Aus- 
steuer beschränkt  haben,  durch  welche  der  Vater  sie  für  ihr  Erbrecht  ab- 
gefunden hatte;  vgl.  $  1056  ff.  Und  diese  Aussteuer  dürfte  in  der  Regel 
keine  sehr  hoch  bemessene  gewesen  sein,  da  für  dieselbe  wohl  noch  nach 
spätem  Quellen,  vgl.  $  1085,  ein  Betrag  von  fünf  Solidi  genügen  soll.  Sie 
wird  zudem  in  der  Regel  nicht  in  der  Frau  verbleibenden  Liegenschaften 
gegeben  sein,  sondern  in  Fahrniss.  Und  mochte  dann  schon  früh  in  den 
Heirathsverträgen  bestimmt  werden,  dass  wenigstens  ein  Theil  dieser  Fahr- 
niss, vgl.  $  1 307,  in  Liegenschaften  zum  Vortheil  der  Frau  anzulegen  sei, 
so  wird  sich  erst  nachträglich  daraufhin  die  Anschauung  festgestellt  haben, 
dass,  auch  wenn  das  nicht  geschehen,  die  bezügliche  Fahrniss  als  Liegen- 
schaft zu  behandeln  sei.  Der  häufigste  Fall  wird  doch  der  gewesen  sein, 
dass  die  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  nichts  hatte,  als  was  ihr  von  Fahrniss 
mitgegeben  war. 

Diese  bei  der  Verheirathung  dem  Manne  zugebrachte  Fahrniss  war 
nun  aber  nicht  gleichfalls  ein  Frauengut,  welches  nicht  schwinden  und  nicht 
wachsen  sollte  und  nach  Lösung  der  Ehe  der  Frau  oder  ihren  Erben  im 
ursprünglichen  Werthe  herauszugeben  war.  Dieselbe  ging  nach  vielen  der 
spätem  burgundischen  Rechte,  vgl.  $  1307,  insofern  in  das  Eigenthum  des 
Mannes  über,  als  derselbe  ganz  nach  Belieben  unter  Lebenden  darüber  ver- 
fügen konnte,  während  sie  ihm  bei  Vorversterben  der  Frau  endgiltig  ver- 
blieb. Nur  letztwillig,  wie  wir  wohl  betont  fanden,  sollte  er  nicht  darüber 
verfügen,  da  die  überlebende  Frau  ein  Recht  auf  Herausgabe  der  noch 
vorhandenen  Aussteuerfahrniss  hatte.  Dass  es  sich  dabei  aber 
lediglich  um  Rückgabe  des  noch  Erübrigenden,  nicht  aber  auch  um  Ersatz 
des  Veräusserten  und  Verbrauchten  handelte,  ist  insbesondere  bei  Quisard 
Coutumier  de  Vaud  3,  1,2$  17  aufs  bestimmteste  gesagt:  Et  venant  le  dict 
mary  ä  decedder  avant  safemme,  le  reste  d'iceulx  dict^meubles,  desquel^le 
dict  mary  naura  faict  ä  son  plaisir  ou  qiSil^  ne  seront  disperge^,  retour- 
nera  ä  la  dicte  femme,  de  qui  sont  este  procedde{,  commc  ä  eile  apparte- 
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1311]  nant%;  et  de  ceulx  qui  auront  est/  dispergeir  par  ledict  tnary  defunct 
oh  pour  leur  mesnaige  use%,  casse%  ou  employe^,  les  hoirs  d'icelluy  rien  seront 
tenu\  ä  aulcune  restitucion  ä  icelle  femme  relaissee ,  pour  havoir  esU  appar- 
tenans  au  dictfeu  son  mary  par  coustume.  Ebenso  handelt  es  sich  zweifel- 
los nur  um  das  noch  Vorhandene,  wenn  es  in  der  Coutume  von  Vouvrv 
im  Wallis  §  4,  Heusler  Rechtsq.  442,  heisst :  Superviventi  vero  mulieri  bona 
sua  mobilia  per  heredes  defuncti  mariti  restitui  debent. 

1312,  Dem  entspricht  es  nun,  wenn  wir  in  den  $1310  besprochenen 
Rechten,  in  welchen  der  Überlebende  Mann  nicht  ein  Recht  auf  die  ge- 
sammte  eingebrachte  Fahrniss,  sondern  nur  auf  die  Ausstattungsfahrniss 
hat,  in  welchen  von  dieser  abgesehen  die  Frau  die  Aussteuer  in  ursprüng- 
lichem Bestände  zurückerhält,  doch  jenem  Sonderrechte  des  Mannes  so 
weit  Rechnung  getragen  ist,  dass  die  überlebende  Frau  nur  Herausgabe 
der  A  usstattungsfahrniss  im  dermaligen  Bestände  verlangen 
kann,  ohne  dass  ihr  für  die  inzwischen  erfolgte  Verschlechterung  ein  Ersatz 
gebührt  hatte.  Wenigstens  in  den  Rechten  derAuvergne  ist  das  bestimmt 
ausgesprochen.  Nach  der  allgemeinen  Coutume,  vgl.  %  1 308,  gilt  Alles,  was 
die  Frau  zur  Zeit  der  Verlobung  besitzt,  als  Dotalgut,  welches  ihr  beim 
Ueberleben  ungemindert  zurückzustellen  ist,  mit  Ausnahme  der  dem  über- 
lebenden Manne  verbleibenden  Ausstattungsfahrniss;  dann  14  §  45:  Et  au 
case  contraire  le  femme,  qui  survit,  recouvre  et  gaigne  sesdits  lict ,  lingc, 
robbe  s  et  joyaux  en  Testat,  quils  sont  lors. 

Dieser  Angabe  der  allgemeinen  Coutume  entsprechen  durchaus  die 
Einzelrechte  der  Limagne.  Erhält  die  überlebende  Frau  ihre  Dot  im  all- 
gemeinen mit  dem  spater  zu  besprechenden  Augment  zurück,  so  wird 
durchweg  noch  insbesondere  ihr  Recht  auf  die  Ausstattungsfahrniss  er- 
wähnt, zu  welcher  hier  regelmassig  Bett,  Kleider  und  Schmuck  gezählt  wer- 
den. Aber  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken,  dass  sie  keinen  Ersatz  für 
Verschlechterung  verlangen  kann ;  sie  erhält  sie,  wie  fast  überall  betont  wird: 
avec  Tempirement,  oder:  en  Testat  quils  sont  alors.  Nur  vereinzelt  findet 
sich  umgekehrt  bestimmt,  dass  sie  dieselbe  erhält:  sans  empirement,  oder: 
en  tel  estat  que  les  a  baille^.  Wird  in  mehreren  Rechten,  so  denen  vonSe- 
leule,  Dissai,  Proussat,  übereinstimmend  gesagt,  dass  die  Frau  ausserdem 
einen  Kranz  von  Silber  im  Werthe  des  Brautbettes  erhält,  so  scheint  der- 
selbe als  Ersatz  für  die  Verschlechterung  gefasst  zu  sein;  denn  nachdem  zu 
Maringues  gesagt  ist,  dass  diese  die  Frau  trifft,  heisst  es  in  unmittelbarem 
Anschlüsse :  et  sera  recompense'e  (Tun  chappel  d'argent  ä  la  valeur  du  lict 
nuptiaL 

1313«  Die  besprochenen  Bestimmungen  späterer  Rechte  werden  nun 
auch  zu  beachten  sein  für  das  richtige  Verständniss  der  unklar  gefassten 
und  verschieden  erklärten  Angabe  der  Lex  über  das  Eingebrachte 
der  Frau.  Nachdem  t.  14  $  3  gesagt  ist,  dass  der  Mann  der  kinderlos  ge- 
storbenen Frau  das  für  dieselbe  gezahlte  Pretium  nicht  zurückverlangen 
kann,  heisst  es  §  4 :  Similiter  quod  mulier  ad  maritum  veniens  erogaveriL 
defuncto  sine  filiis  marito,  mulier  aut  parentes  mulier is  höh  requirant  Hat 
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insbesondere  Huber  Ehel.  Güterr.  der  Berner  Handfeste  22,  Privatr.  4,  3  5 1  ff., 
daraufhin  angenommen,  dass  das  Gut,  welches  die  Frau  abgesehen  von  der 
Gerade  oder  den  Ornamenta  dem  Manne  zubringt,  in  das  Eigenthum  des- 
selben Übergehe,  so  hat  Schröder  schon  R.  G.  ed.  II  29g  dagegen  mit 
Recht  eingewandt,  dass  Erogare  nicht  Einbringen,  sondern  Ausgeben,  Auf- 
wenden, Verschenken,  Vermachen  heisst;  kommt  der  Ausdruck  in  den  bur- 
gundischen Leges  nur  hier  vor,  so  wird  er  auch  sonst  in  der  Rechtssprache, 
vgl.  Dirksen  Manuale,  Ducange,  in  keinem  andern  Sinne  gebraucht.  Doch 
war  auch  damit  ein  sicheres  Verstflndniss  der  Stelle  nicht  unmittelbar  ge-  . 
wonnen.  Die  Beziehung  auf  Verfügungen  der  Frau  Über  ihr  eigenes  Ver- 
mögen, auf  Hochzeitsausgaben,  auf  Geschenke  an  den  Mann,  wie  sie  Schrö- 
der undWyss  36  annahmen,  wird  kaum  als  zutreffend  erscheinen  können. 

Dagegen  hat  nun  bereits  Brunner  Zeitschr.  f.  R.  G.  29,  1 04,  dem  sich 
Schröder  R.  G.  ed.  III  304  anschliesst,  die  Angabe  dahin  erklärt,  dass  bei 
kinderlosem  Tode  des  Mannes  nicht  zurückzufordern  sei,  was  aus  Anlass 
der  Ehe  von  dem  eingebrachten  Gut  der  Frau  verbraucht  worden  ist;  es 
sei  nur  wieder  herauszugeben,  so  weit  es  noch  vorhanden  ist.  Dass  damit 
das  Richtige  getroffen ,  kann  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterliegen ,  wenn 
wir  in  den  verschiedensten  Rechten  des  burgundischen  Gebiets  betont  fan- 
den, dass  nur  das  noch  Vorhandene  in  seinem  verschlechterten  Zustande 
zurückzustellen  sei.  Man  wird  aber  nicht  gerade  mit  Brunner  schliessen 
müssen,  dass  das  eine  gesetzgeberische  Neuerung  war,  dass  bis  dahin  die 
Rückforderung  in  ursprünglichem  Werthbestande  gestattet  war.  Wir  glaubten 
S  13 10  annehmen  zu  sollen,  dass  da  schon  in  Ältester  Zeit  der  Brauch  ein 
verschiedener  war;  hielt  man  das  hier  nur  für  die  Ausstattungsfahrniss,  dort 
für  die  gesammte  eingebrachte  Fahrniss  ein,  so  würde  der  Gesetzgeber  sich 
für  den  letztern  Brauch  entschieden  haben. 

Nach  allem  Gesagten  stimmt  das  burgundische  Recht  mit  den  andern 
Rechten  der  Gruppe  darin  überein,  dass  die  Aussteuerfahrniss  oder  wenig- 
stens ein  gewisser  Theil  derselben  in  das  Eigenthum  des  Mannes  übergeht 
und  ihm  beim  Vorversterben  der  Frau  ungetheilt  verbleibt.  Dagegen  ergibt  sich 
eine  Abweichung  des  burgundischen  vom  helvetischen  und 
vom  Frostuthingsrechte  im  Falle  des  Ueberlebens  der  Frau.  Wah- 
rend die  andern  Rechte  dann  die  Herkunft  des  zusammengelegten  Gutes 
unberücksichtigt  lassen  und  der  Frau  ein  Drittel  der  gesammten  vorhan- 
denen Fahrniss  zusprechen,  geht  das  burgundische  Recht  dann  auf  die 
Herkunft  zurück  und  spricht  der  Frau  nur  das  zu ,  was  von  dem  von  ihr 
Eingebrachten  noch  thatsächlich  vorhanden  ist,  und  zwar  ohne  Ersatz  für 
Verminderung  und  Verschlechterung. 

1314.  Die  burgundische  Frau,  wenn  sie  nicht  Erbtochter  und  nur  auf 
einein  Fahrniss  bestehende  Aussteuer  angewiesen  war,  stand  nach  dem 
Gesagten  insofern  von  vornherein  ungünstiger,  wie  in  den  Rechten  mit  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts,  als  ihr  Gut  sich  nicht  mehren,  wohl  aber  min- 
dern konnte.  Hatte  der  Mann ,  wie  ihm  das  zustand,  ihre  Aussteuer  ver- 
braucht, so  war  sie  nach  dessen  Tode  völlig  mittellos,  wenn  dem  nicht 
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1314]  durch  Rechte  der  überlebenden  Frau  am  Gute  des  Man- 
nes vorgebeugt  war. 

In  andern  Rechten  diente  dazu  der  Widum,  der  Betrag,  durch  den 
der  Mann  sein  Recht  auf  ausschliesslichen  und  lebenslänglichen  Besitz  der 
Frau  erwarb,  durch  welchen  dann  auch  nach  seinem  Tode  für  dieselbe  ge- 
sorgt war.  Nun  finden  wir  allerdings  auch  im  burgundischen  Rechte  eine 
entsprechende  Leistung  des  Mannes  als  Wittern  on,  auchPretium  puellac 
oder  Pretium  nuptiale  bezeichnet,  welche  im  allgemeinen  dem  Widum  oder 
der  Dos  des  gothischen,  fränkischen  und  alemannischen,  dem  Munder  des 
nordischen,  der  Meta  des  longobardischen  Rechts  entspricht.  Ergibt  sich 
aus  Lex  101  ein  gesetzlicher  Betrag  derselben  von  fünfzig,  bei  geringeren 
Leuten  von  fünfzehn  Solidi,  so  entspricht  auch  das  im  allgemeinen  den  Be- 
trägen der  gesetzlichen  Dos,  wie  wir  sie  $  863  bei  andern  germanischen 
Stämmen  genannt  fanden. 

Dagegen  ergibt  sich  nun  in  anderer  Richtung  ein  wesentlicher  Unter- 
schied vom  Widum.  In  jenen  andern  Rechten  kommt  der  Widum  der 
Frau  selbst  zu;  so  auch  die  longobardischeMeta,  vgl. $  1280,  während  sich 
daneben  allerdings  behufs  Ablösung  der  Rechte  der  Geschlechts  Vormund- 
schaft ein  Pretium  mundii  festgestellt  hat.  Dagegen  zeigt  das  burgundische 
Recht  da  durchaus  eigentümliche  Bestimmungen.  Bei  erster  Ehe  kommt 
das  Wittemon  nicht  der  Puella  selbst,  sondern  dem  Vater,  den  Brüdern,  in 
Ermanglung  derselben  sonstigen  nächsten  Verwandten  zu.  Bis  zur  Verhei- 
rathung  steht  die  Puella  sichtlich  in  der  Gewalt  ihrer  Familie,  von  der  der 
Mann  durch  das  Wittemon  die  Gewalt  über  sie  erwirbt.  Mit  einer  Ge- 
schlechtsvormundschaft häugt  das  in  keiner  Weise  zusammen. 
Darauf,  dass  eine  solche  den  Burgundern  fremd  war,  deutet  schon,  dass 
eventuell  ein  Theil  des  Wittimon  der  Mutter  oder  den  Schwestern  zukom- 
men sollte. 

Insbesondere  aber  steht  die  Wittwe  unter  keinerlei  Gewalt.  Wie  in 
der  Lex  52  §  3  von  einer  Wittwe  gesagt  ist,  dass  sie  sich  post  mariti  prioris 
obitum  in  sua  potestate  consistens  einem  Andern  verlobte,  so  heisst  es,  wie 
das  allerdings  auch  dem  fränkischen  Rechte,  vgl.  §  890,  wenigstens  für  die 
Verheirathete  entsprechen  würde,  in  der  Coutume  der  Auvergne  14  §  2, 
dass  die  Verheirathete  oder  Verlobte  in  der  Gewalt  ihres  Mannes  oder  Ver- 
lobten stehe:  Et  depuis  quelle  a  estd une fois fianede  ou  mariee >  combien 
par  viduite  ou  dissolution  de  ßanfailles  sott  hors  la  puissance  de  son  mari 
ou  fiancd,  neantmoins  ne  retourne  en  la  puissance  de  son  per e,  nayeul  pa- 
ternely  mais  demoure  dame  de  ses  droits. 

Demnach  würde  das  Wittemon  derWittwe  dieser  selbst  zu  zahlen 
sein.  Dem  entsprechend  heisst  es  Lex  52  §  3  von  der  sich  nochmals  verloben- 
den Wittwe,  dass  sie :  maiorem  nuptialis  pretii  partem  sponso  adnumerantc 
pereeperat.  Und  damit  dürfte  auch  die  verschieden,  vgl.  Schröder  Güterr. 
1,45,  Wyss  Güterr.  33,  erklärte  Angabe  69  §  1  vereiubar  sein:  Mulier  quae 
ad  seeundas  nuptias  traditur,  wittimon  eius  a  prior  is  mar  iti  parentibusvin- 
dicetur ;  wie  das  auch  42  S  2  gesagt  ist:  pretium  quod  de  nuptiis  eius  infe- 
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rcndum  est,  accipial  cuius  partibus  defuncti  parentis  debetur  hereditas.  Das 
Wittemon  als  Gegenleistung  dafür,  dass  die  Wittwe  sich  der  Gewalt  des 
zweiten  Mannes  unterwirft,  kommt  zunächst  ihr  selbst  zu,  da  sie  in  eigner 
Gewalt  steht ;  aber  sie  hat  es  den  Verwandten  des  ersten  Mannes  heraus- 
zugeben, da  beachtet  wird,  dass  sie  nur  in  Folge  der  Zahlung  desselben  an 
ihre  Familie  die  Gewalt  über  sich,  deren  sie  sich  jetzt  entäussert,  erlangt  hat. 

Dagegen  heisst  es  dann  von  der  dritten  Ehe  69  S  2  schlechtweg: 
St  vero  tcrtium  maritum  accipere  voluerit,  wittimony  quod  maritus  dederit, 
mulieri proficiat  Man  könnte  nun  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  über 
den  zweiten  Wittemon  erwarten,  dass  auch  der  dritte  den  Erben  des  zweiten 
Manne.«  zukommen  sollte,  da  doch  auch  dieser,  um  die  Gewalt  über  die 
Frau  zu  erlangen,  den  zweiten  hatte  zahlen  müssen.  Jedenfalls  hätte  das 
der  Fall  sein  müssen,  wenn  da  irgend  die  Auffassung  eingriff,  dass  die  Ge- 
walt des  Mannes  über  die  Frau  auf  dessen  Angehörige  vererbe ,  wie  das 
etwa  beim  longobardischen  Mundium  der  Fall  war.  Dass  der  erste  Witte- 
mon den  Angehörigen  der  Frau,  der  zweite  der  Frau  selbst  zu  zahlen  war, 
konnte  kaum  einen  Unterschied  begründen,  wenn  diese  ihn  den  Erben  des 
ersten  Mannes  herauszugeben  hatte.  So  weit  ich  sehe,  dürfte  sich  kaum  ein 
massgebender  Gesichtspunkt  auffinden  lassen,  der  die  Gesammtgestaltung, 
wie  sie  in  der  Lex  vorliegt,  genügend  erklären  würde. 

Es  wird  für  spätere  Untersuchungen  noch  der  Anspruch  der  Erst- 
verheiratheten  auf  ein  Drittel  des  Wittemon  zu  beachten  sein. 
Scheint  es  nach  Lex  86  im  Belieben  des  Vaters  gestanden  zu  haben,  etwa 
auch  den  ganzen  Wittemon  der  Tochter  zuzuwenden,  so  sollte  es  ihm  aller- 
dings nicht  gestattet  sein,  zu  bestimmen,  dass  andere  Blutsfreunde  den  Wit- 
temon nachzusehen  haben.  Aber  ein  Drittel  desselben  war  dann  für  Orna- 
ments der  Puella  zu  verwenden. 

1315.  Schon  der  Umstand,  dass  die  bezüglichen  Angaben  der  Lex  sich 
kaum  folgerecht  auf  einen  bestimmten  massgebenden  Gesichtspunkt  zurück- 
fuhren lassen,  wird  an  das  Eingreifen  nachträglicher  Aen der ungen  in 
den  Verhältnissen  des  Wittemon  denken  lassen.  Die  Ansicht  dar- 
über, in  welcher  Weise  solche  dann  erfolgt  sein  dürften,  wird  allerdings 
eine  durchaus  verschiedene  sein  müssen ,  je  nachdem  man  davon  ausgeht, 
dass  das  Pretium  puellae  in  den  germanischen  Rechten  ursprünglich  ein 
der  Puella  selbst  oder  aber  ein  ihren  Gewalthabern  zukommender  Kauf- 
preis war.  Diese  Frage  wird  sich  nicht  leicht  nur  auf  Grundlage  einzelner 
Rechte  entscheiden  lassen ;  nur  eine  Vergleichung  aller  germanischen  Rechte 
wird  da  auf  die  ursprüngliche  Auffassung  zurückführen  können. 

Ist  die  herrschende  Ansicht  die,  dass  jedes  Weib  einer  Geschlechts- 
vormundschaft unterstand  und  dass  das  später  zweifellos  in  den  meisten 
Rechten  ein  Vermögensrecht  der  Frau  bildende  Pretium  ursprünglich  den 
Gewalthabern  zu  zahlen  war  und  erst  im  Laufe  der  Zeit  von  diesen  der 
Frau  überlassen  sei,  so  liegt  es  ja  nahe,  in  jenen  burgundischen  Bestim- 
mungen einen  gewichtigen  Beleg  für  die  Annahme  ursprünglicher 
Zahlung  an  die  Gewalthaber  zu  sehen.  Wie  das  erste  Wittemon  den 
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1315]  Angehörigen  der  Puella  zu  zahlen  ist,  so  würde  sich  der  Anspruch 
der  Erben  des  ersten  Mannes  auf  das  zweite  daraus  erklären,  dass  auch  das 
Mundium  Über  die  Wittwe  auf  sie  vererbt  wäre,  während  dann  freilich  jede 
Erklärung  dafür  fehlen  würde,  wesshalb  nun  der  dritte  Wittemon  der  Wittwe 
selbst  verbleibt.  Und  man  würde  dann  in  dem  Drittel,  welches  auch  der 
Puella  selbst  zukommt ,  einen  ersten  Ansatz  zu  der  Entwicklung  zu  sehen 
haben,  wonach  im  Laufe  der  Zeit  das  ganze  Pretium  von  den  Gewalthabern 
der  Frau  selbst  überlassen  sein  soll  Dann  aber  würde  sich  diese  Entwick- 
lung hier  nicht  weiter  fortgesetzt  haben.  Es  findet  sich  im  burgundischen 
Rechtsgebiete  später  kein  Vermögensrecht  der  Frau ,  welches  sich  darauf 
zurückführen  Hesse,  dass  ihr  mit  der  Zeit  der  ursprünglich  den  Gewaltha- 
bern zukommende  Kaufpreis  überlassen  sei,  da  insbesondere  das  später  zu 
besprechende  Augmentum  sichtlich  auf  ganz  anderer  Grundlage  beruht. 

Ganz  anders  werden  die  Bestimmungen  der  Lex  natürlich  zu  beur- 
theilen  sein,  wenn  man  von  der  Annahme  ursprünglicher  Zuwen- 
dung an  dieFrau  selbst  ausgeht,  welche  ich  $  88  5  ff.  vorläufig  andeutete 
und  wenigstens  für  das  fränkische  Recht  näher  zu  begründen  suchte,  wo- 
nach der  germanische  Widum  ein  Kaufpreis  war,  der  ursprünglich  überall 
der  sich  dem  Manne  verpflichtenden  Frau  selbst  zukam,  und  erst  nachträg- 
lich in  einzelnen  Rechten  zu  einer  den  Gewalthabern  der  Frau  zukommen- 
den Leistung  wurde.  Das  erklärt  sich  ja  bei  der  noch  in  der  Gewalt  ihrer 
Eltern  oder  sonstigen  nächsten  Angehörigen  stehenden  Puella  leicht  daraus, 
dass  sie  ohne  Einwilligung  derselben  keine  Ehe  eingehen  konnte,  dass  die- 
selben in  der  Regel  den  Verlobungsvertrag  für  sie  abschlössen,  dass  der 
Kaufpreis  ihnen  ausgezahlt  wurde,  um  ihn  seiner  Zeit  der  Puella  auszu- 
händigen oder  zu  ihrem  Nutzen  zu  verwenden,  woraus  sich  dann  leicht  die 
Entwicklung  ergeben  konnte,  dass  sie  denselben  als  Preis  für  ihre  Zustim- 
mung zum  Uebergang  der  Puella  in  die  Gewalt  des  Mannes  betrachteten 
und  für  sich  behielten. 

Geht  man  davon  aus,  so  würde  in  dem  Drittel  derErstverhei- 
ratheten,  welches  auch  die  Puella  in  Schmuck  erhielt,  ein  Rest  ihres  ein- 
stigen vollen  Rechts  zu  sehen  sein.  Hat  sich  weiter  bei  den  Burgundern 
eine  Geschlechtsvormundschaft  nicht  entwickelt,  steht  die  Wittwe  in 
eigner  Gewalt,  so  würde  sich,  wenn  das  Wittemon  ihr  selbst  gezahlt  wird, 
da  einfach  das  früher  allgemein  giltige  Verhältniss  erhalten  haben.  Dass  die 
Wittwe  das  zweite  Wittemon  den  Erben  des  ersten  Mannes  herauszu- 
geben hatte,  würde  dann  erst  eine  Folge  derAenderung  bei  der  ersten  Ver- 
heirathung  sein.  So  lange  das  Wittemon  auch  der  Puella  selbst  gezahlt 
wurde ,  vererbte  es  von  dieser  zunächst  auf  ihre  Kinder,  die  auch  nächste 
Erben  des  Mannes  waren ,  und  eventuell  bei  der  Bevorzugung  der  Vater- 
magen im  burgundischen  Recht  von  diesen  auf  sonstige  Angehörige  des 
Mannes.  War  aber  das  Wittemon  jetzt  den  Angehörigen  der  Puella  zu 
zahlen,  so  kam  es  damit  endgiltig  in  eine  fremde  Familie;  es  kann  gerade 
nicht  befremden,  wenn  sich  die  Auffassung  feststellte,  dass  die  Wittwe  das 
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zweite  Wittemon,  das  sie  selbst  erhielt;  als  Ersatz  den  Kindern  oder  son- 
stigen nächsten  Erben  des  Mannes  zuzuwenden  hatte. 

Wenn  man  das  dann  nicht  folgerichtig  weiter  fortsetzte  und  das  dritte 
Wittemon  nicht  gleichfalls  den  Erben  des  zweiten  Mannes  zusprach,  so 
erklärt  sich  das  wenigstens  leichter,  wenn  es  sich  bei  der  Zahlung  des  ersten 
an  die  Gewalthaber  um  nachträgliche  Aenderung  handelte.  Wir  haben  oft 
betont,  vergl.  etwa  S  1 1 3,  wie  sich  bei  solcher  leicht  Unfolgerichtigkeiten 
daraus  ergeben  konnten,  dass  man  bei  der  Aenderung  nur  die  nächstliegen- 
den und  am  häufigsten  vorkommenden  Falle  berücksichtigte,  es  bei  an- 
dern aber  bei  der  bisherigen  Regelung  beliess.  So  mochte  man  auch  hier 
wohl  die  Rückwirkung  der  Aenderung  bei  den  ungleich  häutiger  vorkom- 
menden zweiten  Ehen  beachten ,  es  bei  weiteren  Ehen  aber  einfach  beim 
früheren  Rechte  belassen. 

1316.  Aber  es  ergibt  sich  da  auch  Unterstützung  durch  son- 
stige Bestimmungen  der  Lex,  welche,  wenn  wir  sie  mit  denen  an- 
derer Rechte  vergleichen,  in  denen  der  Widum  der  Frau  selbst  zukommt, 
sehr  wohl  zu  der  Annahme  stimmen,  dass  es  sich  bei  dem  Anfall  des  Wit- 
temon an  die  Gewalthaber  erst  um  eine  nachträgliche  Aenderung  handelte, 
die  dann  weitere  Aenderungen  nöthig  machte. 

Blieb  in  andern  Rechten  die  der  Frau  selbst  zukommende  Dos  gleich 
anderm  Frauengute  wahrend  der  Ehe  in  der  Gewalt  des  Mannes,  so  lag 
darin  für  diesen  eine  Bürgschaft  gegen  Entlaufen  der  Frau,  da  diese 
damit  ihr  Recht  auf  den  Widum  verwirkt  haben  würde.  Das  stellte  sich 
nun  durchaus  anders ,  wenn  derselbe  ein  Kaufpreis  war,  durch  den  der 
Mann  sein  Recht  auf  die  Puella  erwarb,  den  derselbe  aber  nicht  mit  dieser 
in  seiner  Gewalt  behielt,  sondern  vor  der  Uebergabe  an  die  Verwandten  zu 
zahlen  hatte;  während  zugleich  das  sich  in  der  Regel  auf  Fahrniss  beschrän- 
kende Eingebrachte  der  Frau  nicht  Sondergut  derselben  blieb,  sondern  zu 
Eigenthum  des  Mannes  wurde.  Die  Ehefrau  hatte  dann  keine  Vermögens- 
rechte, deren  Verwirkung  den  Mann  hätte  sichern  können,  dass  die  ihm 
verkaufte  Puella  ihren  Verpflichtungen  gegen  ihn  genügte. 

Ist  in  Lex  34  De  divortiis  sichtlich  eine  römischrechtliche  Vorlage,  die 
Interpretatio  zu  Cod.  Theod.  3,  16  S  1,  benutzt,  so  zeigt  der  Vergleich  nur 
um  so  deutlicher,  um  wie  viel  ungünstiger  die  Stellung  der  burgundischen 
Ehefrau  in  Folge  jener  Verhältnisse  war.  Denn  während  die  römische  Frau 
wegen  derselben  Gründe,  die  den  Mann  zur  Verstossung  berechtigten,  auch 
ihrerseits  den  Mann  verlassen  darf  und  ihr  auch  für  den  Fall,  dass  sie  ihn 
grundlos  verlässt ,  ausser  dem  Exil  insbesondere  Verlust  der  Dos  und  Do- 
natio angedroht  werden,  heisst  es  Lex  34  S  1  einfach :  St  qua  mulier  mari- 
tim suum,  cui  legitime  est  iuneta,  dimiserit,  necetur  in  luto.  Die  Frau  hat 
sichtlich  in  keinem  Falle,  auch  nicht  in  den  entsprechend  dem  römischen 
Recht  für  den  Mann  anerkannten  Fällen,  das  Recht,  den  Mann,  der  sie  er- 
kauft hatte,  eigenmächtig  zu  verlassen;  thut  sie  es  dennoch,  so  ist  dem 
Manne  der  nicht  ihr  erst  nach  seinem  Tode  zukommende,  sondern  ihren 
Gewalthabern  bereits  gezahlte  Kaufpreis  verloren;    nur  die  Androhung 
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1316]  schimpflicher  Todesstrafe  bot  ihm  noch  eine  Bürgschaft  für  die  Ein- 
haltung ihrer  Verpflichtungen. 

Umgekehrt  bot  in  andern  Rechten  der  Widum  der  Frau  eine  Bürg- 
schaft gegen  willkürliche  Verstossung  durch  den  Mann;  hatte 
dieser  ihr  dann  denselben  ausser  Zurückgabe  ihres  eingebrachten  Gutes 
einfach  herauszuzahlen ,  so  war  damit  zugleich  für  ihre  Zukunft  gesorgt. 
Mag  das  im  burgundischen  Recht  ursprünglich  nicht  anders  gewesen  sein, 
so  entfiel  das,  seit  das  Pretium  eine  Zahlung  an  die  Gewalthaber  geworden  war. 
Es  war  daher  anderweitig  Vorsorge  zu  treffen,  wie  das  Lex  34  §  2  geschehen 
ist :  St  quis  nxorem  suam  sine  causa  dimiserit,  inferat  ei  alterum  tantum, 
quantum  pro  pretio  ipsius  dederai,  et  multae  nomine  solidos  xii.  Das  Witte- 
mon  war  dann  also  nochmals  zu  zahlen  und  zwar  nun  der  verstossenen 
Frau  selbst,  so  dass  diese  damit  ganz  ebenso  gestellt  war,  wie  in  solchen 
Rechten,  vgl.  L.  Visigoth.  3,  6  §  1,  L.  Baiuv.  8  $  15,  in  welchen  die  Dos 
von  vornherein  nur  als  Vermögensrecht  der  Frau  erscheint  und  in  welchen 
dieselbe  daher  auch  von  dem  die  Frau  grundlos  verstossenden  Manne  nur 
dieser  selbst  einmal  zu  zahlen  war.  Hatte  abweichend  im  burgundischen 
Recht  der  Mann  das  Wittemon  zweimal  zu  zahlen,  so  erklärt  sich  das  doch 
am  einfachsten  dann,  wenn  auch  hier  dasselbe  ursprünglich  nur  der  Ver- 
stossenen selbst  zu  zahlen  war  und  man  daran  auch  dann  festhielt,  als  das 
Wittemon  zunächst  zu  einer  Zahlung  an  die  Gewalthaber  geworden  war, 
von  denen  man  natürlich  nicht  verlangen  konnte,  dass  sie  in  Folge  einer 
Missethat  des  Mannes,  an  der  sie  ganz  unbetheiligt  waren,  denselben  nun 
der  Frau  herausgeben  sollten. 

1317.  Die  dem  Wittemon  gleichzustellende  Leistung  des  Mannes  in 
andern  Rechten  diente  aber  nicht  blos  dazu,  um  die  Zukunft  der  ver- 
stossenen, sondern  auch  die  der  überlebenden  Frau  zu  sichern.  Dieser  Auf- 
gabe konnte  dasselbe  selbstverständlich  gleichfalls  nicht  mehr  genügen,  wenn 
dasselbe  nach  unserer  Annahme  nachträglich  zu  einer  Zahlung  an  die  Ge- 
walthaber geworden  war;  es  musste  sich  damit  das  Bedürfniss  ander- 
weitiger Vorsorge  für  die  überlebende  Frau  ergeben ,  wie  sich 
dasselbe  in  der  Lex  so  vielfach  kenntlich  macht. 

Man  könnte  nun  etwa  erwarten,  dass  man  dem  sich  da  ebenso,  wie 
bei  Verstossung  der  Frau,  ergebenden  Bedürfnisse  folgerichtig  in  derselben 
Weise  abgeholfen  hätte,  indem  man  die  Erben  des  Mannes  verpflichtete, 
der  überlebenden  Frau  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  das  Wittemon  noch- 
mals zu  zahlen.  Davon  aber  ist  nicht  die  Rede.  Nicht,  als  ob  man  das  sich 
da  ergebende  Bedürfniss  nicht  gefühlt  hätte.  Konnte  man  aber  dem  Manne, 
der  sich  durch  ungerechtfertigte  Verstossung  der  Frau  schuldig  gemacht 
hatte,  die  nochmalige  Zahlung  des  Wittemon  als  Strafe  auferlegen,  so  fehlte 
doch  jede  Berechtigung,  dasselbe  von  den  Erben  des  schuldlosen  Mannes, 
der  durch  die  frühere  Zahlung  an  die  Gewalthaber  seinen  Verpflichtungen 
durchaus  genügt  hatte,  zu  verlangen.  War  das  Wittemon  in  dieser  Rich- 
tung nicht  mehr  in  Rechnung  zu  bringen,  so  ergab  sich  die  Aufgabe,  ander- 
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weitig  für  den  Unterhalt  der  Frau  zu  sorgen,  die  den  Mann  überlebte,  ohne 
über  ein  ausreichendes  eigenes  Vermögen  zu  verfügen. 

Die  burgundische  Gesetzgebung  hat  sich  denn  auch  vielfach  mit  dieser 
Aufgabe  beschäftigt.  Aber  die  später  zu  besprechenden  bezüglichen  Be- 
stimmungen sind  überaus  wechselnde;  es  ergibt  sich  da  ein  auffallendes 
Schwanken  der  Bestimmungen.  Man  gewinnt  doch  den  Eindruck, 
dass  Sitte  und  Recht  sich  in  dieser  Richtung  noch  keineswegs  genügend 
festgestellt  hatten,  wenn  sie  der  Gesetzgebung  auch  bereits  manche  An- 
knüpfungspunkte bieten  mochten.  Es  ergeben  sich  da  Verhältnisse,  welche 
sich  am  leichtesten  erklären,  wenn  wir  annehmen,  dass  auch  hier  ursprüng- 
lich die  Zukunft  der  Frau  durch  das  ihr  selbst  zukommende  Wittemon  ge- 
sichert sein  sollte,  dass  dieses  Verhältniss  sich  dann  durchaus  geändert  hatte, 
seit  die  Zahlung  des  Wittemon  an  die  Gewalthaber  erfolgte,  und  dass  sich 
zur  Zeit  der  burgundischen  Gesetzgebung  noch  kein  fester  Brauch  bezüg- 
lich der  sich  daraus  ergebenden  Schwierigkeiten  festgestellt  hatte.  Fortge- 
setzte Erwägung  der  burgundischen  Bestimmungen  hat  mich  zu  keinem 
andern  Ergebnisse  gelangen  lassen,  als  dass  so  Manches,  was  bei  denselben 
auffällt  und  von  andern  Rechten  abweicht,  sich  nur  dadurch  erklären  lasse, 
dass  wenigstens  hier  der  ursprünglich  der  Puella  selbst  zu  zahlende  Kauf- 
preis erst  nachträglich  zu  einer  Leistung  an  deren  Gewalthaber  wurde,  und 
dass  diese  Entwicklung  sich  hier  selbstständig  in  einer  möglicherweise  nicht 
gar  zu  weit  über  die  Lex  zurückreichenden  Zeit  vollzogen  haben  muss. 

Allerdings  ergeben  noch  einzelne  andere  Rechte,  insbesondere  das 
sächsische,  von  dem  da  das  angelsächsische  beeinflusst  sein  mag,  Zahlung 
des  Kaufpreises  an  die  Gewalthaber.  Aber  abgesehen  davon ,  dass  es  sich 
da  um  Rechte  handelt,  welche  übrigens  mit  dem  burgundischen  Rechte  in 
keinerlei  näherem  verwandtschaftlichen  Zusammenhange  stehen,  fehlt  da 
auch  bei  der  Einzelgestaltung  der  bezüglichen  Verhältnisse  so  sehr  jede 
nähere  Uebereinstimmung,  dass  die  Annahme,  sie  könnten  sich  hier  und 
dort  in  näherem  Zusammenhange  so  entwickelt  haben,  als  durchaus  unzu- 
lässig erscheinen  muss. 

1818*  Wird  in  der  Lex  das  Wittemon  noch  mehrfach  erwähnt,  so 
werden  wir  für  die  folgende  Zeit  allmähliges  Aufhören  der  Zahlung 
des  Wittemon  anzunehmen  haben.  Denn,  so  weit  ich  sehe,  wird  in  den 
spätem  Zeugnissen  nie  mehr  eine  entsprechende  Zahlung  an  die  Gewalt- 
haber erwähnt,  während  sich  auch  kein  Vermögensrecht  der  Frau  findet, 
welches  sich  darauf  zurückführen  liesse,  dass  nun  etwa  das  Wittemon  der 
Frau  selbst  gezahlt  wurde.  Führte  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  auf  die 
Auffassung,  dass  die  Person  der  Puella  vom  Dritten  erkauft  werde,  so  wird 
insbesondere  auch  der  kirchliche  Einfluss  gegen  solche  Beeinträchtigung 
der  Freiheit  der  Eheschliessung  thätig  gewesen  sein.  Und  werden  Lex  86 
S  2  Verfügungen  des  Vaters,  wonach  für  die  Tochter  der  Wittemon  nicht 
verlangt  werden  sollte,  für  ungiltig  erklärt,  so  scheint  doch  der  Umstand, 
dass  man  eine  solche  Bestimmung  überhaupt  für  nöthig  hielt,  darauf  zu 
deuten,  dass  sich  bereits  Bestrebungen  zur  Beseitigung  desselben  geltend 
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1318]  machten.  Es  dürfte  mehr  und  mehr  Sitte  geworden  sein,  ihn  nicht 
mehr  zu  verlangen,  was  dann  den  Mann  geneigter  machen  konnte,  der  Frau 
in  den  Heirathsverträgen  sonstige  Vortheile  zu  gewähren. 

Nun  kam  freilich  auch  nach  den  Bestimmungen  der  Lex  wenigstens 
ein  Theil  des  Wittemon  der  Frau  selbst  zu  Gute,  insofern  ein  Drittel  des- 
selben auf  ihre  Ausstattung,  auf  ihre  Ornamente,  zu  verwenden  war.  Das 
hatte  im  allgemeinen  keine  Bedeutung  mehr,  seit  sich  die  Zahlung  des 
Wittemon  verloren  hatte;  die  Braut  war  nach  wie  vor  von  ihren  Ange- 
hörigen auszustatten,  auch  nachdem  die  bestimmtere  Regelung  nach  einem 
Theilbetrage  des  Wittemon  entfallen  war.  Doch  finden  sich  in  einzelnen 
der  späteren  burgundischen  Rechte  Bestimmungen,  welche  als  Nachwir- 
kungen des  Schmuckdrittels  des  Wittemon  zu  betrachten  sein 
durften. 

Insbesondere  wUsste  ich  doch  daraus  nur  die  sonderbare  Verpflich- 
tung der  Erben  des  ersten  Mannes  zur  Ausstattung  der  sich 
wiederverheirathenden  Wittwe  zu  erklären,  wie  sie  sich  vereinzelt 
in  Rechten  der  Limagne  findet.  Im  allgemeinen  fanden  wir  da  S  1 3 1 2  nur 
gesagt,  dass  die  Wittwe  ihre  Ausstattungsfahrniss  in  ihrem  jetzigen  ver- 
schlechterten Zustande  zurückerhält.  So  auch  im  Rechte  der  Castellanie 
Ris,  aber  mit  dem  Zusätze:  si  ce  nest  que  lafemme  se  remariast;  au  quel 
cas  les  heritiers  du  mary,  outre  ladite  dot  et  augmeni,  sont  tenus  luy  baillcr 
tels  ou  semblables  lict,  robes  et  joyaux,  que  ladite  femme  porta  ä  son  Pre- 
mier mariage.  Ebenso  im  Amte  Cusset,  nur  dass  da  nur  von  den  Kleidern 
die  Rede  ist ;  die  Erben  des  Mannes  haben  ihr  zu  geben :  de  semblables  robes 
qui  luy  Jurenl  bailUes  en  Premier  es  nopces. 

Ich  möchte  doch  kaum  bezweifeln,  dass  diese  so  überaus  auffallende 
Bestimmung  mit  Angaben  der  Lex  in  Verbindung  zu  bringen  ist.  Nach  Lex 
86  S  2  hat  bei  erster  Hei  rat  h  der  Verwandte,  der  das  Wittemon  für  die 
Puella  erhält,  den  dritten  Theil  davon  aufOrnamenta  derselben  zu  verwen- 
den. Erhalten  dann  nach  69  S  1  bei  der  Wiederverheirathung  die  Ver- 
wandten des  ersten  Mannes  das  Wittemon,  so  ist  es,  wenn  nicht  ausdrück- 
lich gesagt,  doch  gewiss  sehr  wahrscheinlich,  dass  auch  sie  dafür  verpflichtet 
waren,  den  dritten  Theil  auf  Ausstattung  der  Wittwe  zu  verwenden.  Verlor 
sich  nun  mit  der  Zeit  das  Wittemon  überhaupt ,  so  entfiel  im  allgemeinen 
damit  gewiss  auch  jene  Verpflichtung.  Aber  vereinzelt  mochte  man  trotz- 
dem an  ihr  als  einmal  hergebracht  festhalten,  womit  sich  dann  jene  sonder- 
bare, wohl  nirgends  sonst  vorkommende  Gestaltung  ergeben  konnte,  dass 
die  Verwandten  des  ersten  Mannes  dessen  Wittwe  bei  der  Wiederverheira- 
thung auszustatten  hatten. 

1319.  Weiter  wäre  es  recht  wohl  denkbar,  dass  sich  bei  Beseitigung 
des  Wittemon  im  allgemeinen  doch  der  Anspruch  der  Puella  auf  den  aus 
der  Leistung  des  Mannes  für  Ornamenta  zu  verwendenden  Betrag  erhielt, 
aber  so,  dass  dieser  nun  vom  Manne  nicht  zunächst  den  Gewalthabern, 
sondern  unminelbar  der  Braut  zu  entrichten  war.  Es  ist  möglich,  dass  darauf 
das  Vermögensrecht  der  überlebenden  Frau  zurückgeht ,  welches  als  B  a- 
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gues  et  joyaux,  also  etwa  Schmuckrecht,  bezeichnet  wird.  lader 
besondern  Gestaltung,  in  welcher  dasselbe  zunächst  in  Landschaften  des 
früher  burgundischen  Gebiets,  im  Lyonnais,  Forez,  Beaujolais  und  Dombes 
erwähnt  wird,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  262,  Beaune  Dr.  cout.  3,  534, 
handelt  es  sich  nicht  um  den  später  zu  besprechenden,  in  vielen  germani- 
schen Rechten  erwähnten  ehelichen  Voraus,  wonach  die  Wittwe  bei  der 
Theilung  der  Fahrniss  mit  den  Erben  des  Mannes  ihre  Kleider  und  ihren 
Schmuck  vorwegnahm,  sondern  um  einen  Betrag  aus  dem  Vermögen  des 
Mannes,  der  ihr  sichtlich  zukam  als  Ersatz  für  Kleidung  und  Schmuck, 
welche  der  Mann  ihr  bei  der  Hochzeit  zu  geben  gehabt  hätte.  Der  Betrag 
konnte  im  Heirathsvertrage  bedungen  werden;  in  den  genannten  Land- 
schaften hatte  sich  ein  gesetzlicher  Betrag  festgestellt,  der  Ähnlich ,  wie  das 
spater  zu  besprechende  Augmentum  sich  nach  dem  Betrage  der  Aussteuer 
regelte,  bei  Adligen  ein  Zehntel,  bei  Bürgern  ein  Zwanzigstel  derselben  be- 
trug, in  Dombes  aber  ein  Fünftel. 

In  dieser  Richtung  durfte  auch  eine  Angabe  in  der  alten  Coutume  von 
Bourges  c.  144,  Cout.  ge'n.  3,  892,  zu  beachten  sein:  Aussi  Ven  a  aucou- 
stume  de  donner  serpol  ä  response  et  doict  Fen  mectre  le  pris  dudict  serpol 
en  la  convenance ;  car  par  la  cous turne  de  ladicte  ville  le  mary  est  tenu,  ou 
les  siens  apren  son  dece^,  bailler  ä  ladicte  espouse  joyaulx  d  la  valeur  du- 
dict serpol.  Der  Ausdruck  Serpol  scheint  nur  ganz  vereinzelt  vorzukom- 
men. Soll  er  auch  die  von  ihren  Eltern  erhaltene  Ausstattung  der  Braut  be- 
zeichnen, vgl.  La  Curne  Dict*,  so  trifft  das  hier  nicht  zu. 

Es  handelt  sich  um  eine  bedungene  Leistung  des  Mannes.  Die  Frau 
kann  andere  Robbes  und  Joyaulx  haben,  also  insbesondere  von  den  Eltern 
erhaltene,  welche  dann  bei  Vorversterben  der  Frau  entsprechend  sonstigem 
burgundischen  Recht,  vgl.  §  1309,  dem  Manne  mit  dem  Serpol  verbleiben; 
aber  bei  Ueberleben  kann  sie,  wenn  ihr  der  Mann  nicht  schon  solchen  ge- 
geben, von  den  Erben  Schmuck  bis  zum  Betrage  des  Serpol  verlangen; 
wahrend  sie,  wenn  ihr  Geschmeide  den  Betrag  des  Serpol  bedeutend  über- 
steigt und  sie  nicht  nachweisen  kann,  dass  der  Mann  ihr  dasselbe  causa  or- 
natus  gegeben  habe ,  dasselbe  seinen  Erben  herausgeben  muss.  Es  findet 
sich  dann  weiterhin  bestimmt :  que  ä  femmes  vefoes ,  ou  il  ny  a  point  de 
serpol,  joyaulx  se  doivent  extimer  Selon  le  mariaige,  also  nach  dem  Betrage 
der  Aussteuer,  was  sich  dann  den  früher  erwähnten  Bestimmungen  näher 
anschliessen  würde.  Dass  der  Wittwe  kein  solches  Recht  zusteht,  würde 
dann  allerdings  ebenso,  wie  die  Bemessung  nach  der  Aussteuer,  eher  auf 
Zusammenhang  mit  dem  später  zu  besprechenden  Augment  hinweisen. 

Es  mag  ja  sehr  zweifelhaft  sein,  ob  meine  Vermuthung  über  den  Ur- 
sprung des  Rechts  der  Bagues  et  joyaux,  über  das  mir  überhaupt  genauere 
Angaben  nicht  vorliegen,  sich  bestimmter  begründen  lassen  dürfte;  immer- 
hin glaubte  ich  auf  die  Möglichkeit  des  Zusammenhangs  hinweisen  zu 
sollen. 

1320.  Glaubte  ich  für  die  Beurtheilung  der  Stellung  der  überleben- 
den Frau  besonderes  Gewicht  darauf  legen  zu  sollen,  dass  der  Widum, 
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1320]  welcher  in  andern  Rechten  vor  allem  ihre  Zukunft  sicherte,  hier  als 
Vermögensrecht  der  Frau  entfiel,  so  war  freilich  auch  in  andern  Rechten 
der  Widum  nicht  gerade  das  Einzige,  was  der  Frau  aus  dem  Vermögen  des 
Mannes  zukam.  Entsprechende  sonstige  Rechte  der  Frau  finden  sich  denn 
auch  wohl  im  burgundischen  Recht.  Es  kann  sich  daher  fragen,  in  wie  weit 
diese  etwa  ausreichten,  um  die  Wittwe  vor  Mangel  zu  schützen. 

Zunächst  war  es  bei  den  Burgundern,  wie  in  andern  Rechten  der 
Gruppe,  vgl.  §  1295,  üblich,  dass  der  Mann  der  Frau  eine  Morgengabe 
zuwandte,  deren  Zusammenhang  mit  einem  Pretium  virginitatis  sich  wohl' 
noch  in  spatern  Walliser  Quellen,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  157  S  14,  da- 
durch kenntlich  macht,  dass  die  Wittwe  sie  nicht  beanspruchen  kann.  In 
der  Lex  24  wird  sie  als  Donatio  nuptialis  bezeichnet;  sie  verbleibt  der  Frau 
auch  in  folgenden  Ehen,  aber  nur  zu  Zucht,  da  den  Kindern  jeder  Ehe  die 
von  ihrem  Vater  gegebene  verfangen  sein  soll ;  stirbt  sie  aber  kinderlos,  so 
füllt  die  Hälfte  an  ihre  Verwandten,  die  andere  Hälfte  an  die  Verwandten 
des  verstorbenen  Mannes.  Ist  L.  42  S  2  von  einer  Morginegiva  die  Rede, 
bezüglich  deren  es  bei  dem  früheren  Gesetze  bleiben  soll ,  so  kann  da  nur 
jenes  Gesetz  über  die  Donatio  nuptialis  gemeint  sein ;  vgl.  Schröder  Gütern 
1,  104,  Wyss  Güterr.  34.  Dieselbe  Gabe  wird  dann  sichtlich  L.  62  §  2  als 
Dos  bezeichnet,  wenn  gesagt  ist,  dass  auch  die  wiederheirathende  Wittwe 
Zucht  an  der  ihr  vom  früheren  Manne  gegebenen  Dos  behält.  In  Angaben 
späterer  Walliser  Quellen,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  157  S  13.  149  175  Anm.4, 
welche  diese  vom  Manne  gegebene  Dos  erwähnen,  wird  wohl  ausdrücklich 
zur  Unterscheidung  von  der  römischen  Dos  betont,  dass  es  sich  um  die- 
jenige Dos  handle,  welche  man  auch  als  Morgengabe  bezeichne. 

In  Rechten,  in  welchen  der  Kaufpreis  der  Frau  selbst  zukam ,  hatte 
neben  demselben  die  Morgengabe  geringere  Bedeutung  und  mochte  sich  mit 
der  Zeit  ganz  verlieren;  vgl.  S  886.  Erhielten  aber  die  Gewalthaber  den 
Kaufpreis,  so  war  die  Morgengabe  das  einzige  die  Zukunft  der  Frau  sichernde 
Recht;  so  etwa  auch  nach  sächsischem,  zunächst  ostMischem  Recht,  wo 
gleichfalls  unter  der  L.  Sax.  47  genannten  Dos  nur  die  Morgengabe  ver- 
standen werden  kann;  vgl.  Schröder  Güterr.  1,  99  ff.,  2%  332.  In  solchen 
Rechten  mochte  es  mit  Rücksicht  darauf  Brauch  werden ,  die  Morgengabe 
höher  zu  bemessen.  Das  aber  musste  nicht  sein.  Der  Mann  mag,  nachdem 
er  das  Pretium  gezahlt,  zu  weitern  grösseren  Leistungen  zunächst  oft  nicht 
geneigt  gewesen  sein,  und  den  Gewalthabern  der  Puella  mag  oft  wenig 
daran  gelegen  haben ,  solche  beim  Heirathsvertrage  im  Interesse  der  Frau 
zu  bedingen. 

1321.  Wird  im  spätem  burgundischen  Recht  auf  eine  bei  der  Hoch- 
zeit zu  bestellende  Morgengabe  sichtlich  kein  grösseres  Gewicht  gelegt,  so 
wird  dafür  auch  zu  beachten  sein,  dass  hier  spätere  Schenkungen  des 
Mannes  während  der  Ehe  nicht  ausgeschlossen  waren.  Die  Morgen- 
gabe war  insbesondere  da  ein  wichtiges  Vermögensrecht  der  Frau,  wo,  wie 
in  den  meisten  germanischen  Rechten,  vgl.  S  7 1 2. 747,  spätere  Schenkungen 
des  Mannes  an  die  Frau  verboten  waren.  So  etwa  auch  im  longobardischen 
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Recht  nach  Ed.  Liutpr.  103,  womit  es  zusammenhängen  wird,  dass  hier  die 
Morgengabe,  vgl.  8  1 280,  zum  Hauptvermögensrechte  der  Frau  wurde.  Im 
burgundischen  Recht  scheint  sich  ein  solches  Verbot  nicht  entwickelt  zu 
haben.  Ist  in  der  Lex  mehrfach  von  Donationes  des  Mannes  an  die  Frau 
die  Rede,  so  findet  sich  keine  Andeutung,  dass  dieselben  nicht  erst  während 
der  Ehe  erfolgen  konnten.  Auch  in  späteren  Quellen  ist  mehrfach  nur 
schlechtweg  von  Donationes  des  Mannes  die  Rede,  welche  der  Frau  ausser 
Dos  und  Augment  verbleiben  sollen.  Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  10,  1 
S  4  gestattet  jede  Schenkung  mit  der  einzigen  Ausnahme ,  dass  der  Vater 
durch  eine  solche  kein  Kind  bevorzugen  darf. 

Beachtenswerther  sind  ausdruckliche  Angaben,  wonach  nur  dem  Manne 
Schenkungen  an  die  Frau  gestattet  sind.  Nach  einem  Weisthume  Über  das 
Recht  des  Wallis  S  17,  Heusler  Q.  157,  ist  Rechtens:  quod  unus  vir  seu 
maritus  bene  potest  dare  uxori  eius  secure  absque  nomine  testamenti,  sed 
uxor  non  potest  secure  dare  mar  i/o  eius  nisi  per  formam  testamenti.  In  der 
Coutume  der  Auvergne  14  S  2.  28  sind  alle  Schenkungen  der  Frau  an  den 
Mann  verboten;  aber  nach  S  39:  Le  mari  constant  le  mariage peut  donner 
ä  sa/emme  tous  et  chaeuns  ses  biens  ou  partie  d'iceux,  sauf  la  legitime  aux 
descendans.  Findet  sich  die  Bestimmung  vereinzelt  auch  sonst,  so  in  Anjou 
und  Oberlothringen,  vgl.  Viollet  Etabl.  1,  14g,  so  wird  sie  sich  immerhin 
den  Belegen  anschliessen  lassen,  welche  S  1 302  fUr  die  Beeinflussung  auch 
der  allgemeinen  Coutume  der  Auvergne  durch  burgundisches  Recht  gel- 
tend gemacht  wurden. 

Mag  es  daher  auch  üblich  gewesen  sein,  der  Frau  gerade  bei  der  Hoch- 
zeit eine  Morgengabe  oder  Donatio  nuptialis  zuzuwenden ,  so  war  doch 
weniger  Gewicht  auf  den  Betrag  derselben  zu  legen,  wenn  der  Mann  es  in 
der  Hand  hatte,  denselben  auch  später  durch  weitere  Zuwendungen  zu  er- 
gänzen. Jedenfalls  ergeben  die  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen,  dass 
der  Mann  zu  einer  Morgengabe  überhaupt  oder  wenigstens  zu  einer  für 
den  Unterhalt  ausreichenden  oder  sonstigen  Schenkungen  nicht  verpflichtet 
war  und  dass  dann  die  überlebende  Frau  vor  den  späteren  bezüglichen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  nichts  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  bean- 
spruchen konnte. 

Was  da  älteres  strenges  Recht  war,  lässt  Lex  74  genügend  er- 
kennen. Waren  die  Kinder  unmündig,  so  war  die  Mutter  allerdings  durch 
das  ihr  als  Altersvormünderin  zukommende  Einkommen  aus  deren  Gute, 
vgl.  L.  85,  genügend  gedeckt;  es  findet  sich  daher  später,  vgl.  Huber  Privatr. 
4,  474,  auch  wohl  bestimmt,  dass  die  Mutter  Bezüge  aus  dem  Gute  des 
verstorbenen  Mannes  nur  dann  erhalten  soll,  wenn  sie  nicht  Mere  tutrice 
ist.  Waren  aber  die  Söhne  mündig,  so  hatte  sie  ursprünglich  nicht  einmal 
das  Recht,  auf  dem  Hofe  zu  bleiben.  Denn  es  wird  nun  L.  74  Vorsorge  für 
den  Fall  getroffen:  si  eam  adulti  iamfilii  secum  esse  noluerint.  Aber  die 
Nutzungsrechte  an  einem  Theile  des  Vermögens  des  Mannes,  die  ihr  nun 
auch  beim  Vorhandensein  mehrerer  Kinder  eingeräumt  werden,  sollen  nicht 
jeder  W'ittwe  zustehen:  es  wird  bestimmt:  nt  illa  tantum  vidua  hatte ,  de 
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1321]  qua  loquimur,  hereditatis  mariti  accipiai  quantitatem,  quae  patris 
auf  matris  non  habuerit  facultatem ,  aut  si  ei  maritus  aliquant,  in  quavvoere 
possity  successionis  suae  non  donaverit  quantitatem.  Nach  strengem  Recht 
hatte  sichtlich  die  Frau  bis  dahin  nicht  das  Geringste  aus  dem  Vermögen 
des  Mannes  zu  fordern,  wenn  dieser  ihr  nichts  zugewandt  hatte,  und  konnte, 
wenn  sie  keine  grössere  Aussteuer  von  den  Eltern  erhalten  oder  diese  be- 
erbt hatte,  mittellos  auf  die  Gnade  ihrer  elterlichen  Sippe  angewiesen  sein, 
obwohl  ihre  den  Vater  beerbenden  Kinder  ein  grosses  Vermögen  hatten. 

1322.  Es  kann  daher  nicht  auffallen,  wenn  wir  die  Gesetzgebung  be- 
müht finden,  die  Stellung  der  Wittwe  rechtlich  zu  sichern,  indem  man  ihr 
Zucht  an  einem  Drittel  oder  Viertel  des  Vermögens  des  Mannes  zusprach, 
so  lange  sie  unverheirathet  blieb;  wir  werden  das  als  Witt  wen  recht  be- 
zeichnen können.  Denn  von  den  in  andern  Rechten  auf  den  Widum  zu- 
rückgehenden Ansprüchen  auf  einen  Theil  des  Vermögens  des  Mannes 
unterscheidet  es  sich  wesentlich  dadurch,  dass  diese  der  überlebenden  Frau 
lebenslänglich  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Wiederverheirathung  zustehen, 
während  es  sich  hier  nur  um  eine  vom  Widum  unabhängige  Vorsorge  für 
die  unverheiratete  Wittwe  handelte. 

Beschränkt  sich  die  Gesetzgebung  da  zunächst  auf  den  Fall  kinder- 
losen Ueberlebens  der  Wittwe,  so  wird  der  Grund  der  sein,  dass  man  sich 
scheute,  in  das  Recht  der  Kinder,  den  Nachlass  des  Vaters  ganz  und  unbe- 
lastet zu  erhalten,  einzugreifen,  andererseits  wohl  darauf  rechnete,  dass, 
wenn  Kinder  da  waren,  diese  ihre  Mutter  nicht  Noth  leiden  lassen  würden, 
wie  das  bei  Rückenerben  des  Vaters  nicht  in  gleicher  Weise  zutraf;  wäh- 
rend, wenn  die  Kinder  dann  nach  dem  Vater  ohne  Leibeserben  starben,  die 
Mutter  durch  die  schon  S483  besprochenen  Rechte  am  Nachlass  ihrer  Kin- 
der gesichert  war.  Es  wurde  daher  L.  42  von  501  bestimmt,  dass  die  kin- 
derlose Wittwe,  wenn  sie  nicht  wiederheirathet,  ein  Drittel  des  ganzen  Ver- 
mögens bis  zu  ihrem  Tode  besitzen  soll,  welches  dann  an  die  Erben  des 
Mannes  zurückfällt;  während  es  bezüglich  der  Morgengabe  bei  dem  frühem 
Gesetze  bleiben  soll,  wonach  dieselbe  auch  der  sich  wiederverheirath enden 
Wittwe  und  nach  deren  Tode  zur  Hälfte  ihren  Verwandten  verbleibt. 

Es  scheint  sich  dann  aber  mehr  und  mehr  das  Bedürfniss  geltend  ge- 
macht zu  haben,  auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  die  Wittwe  sicher 
zu  stellen.  Denn  in  L.  62  von  517  wurde  das  zunächst  dahin  erweitert, 
dass  auch  ein  einziger  Sohn  ihr,  so  lange  sie  nicht  wiederheirathet,  das 
Drittel  zu  Zucht  belassen  soll,  während  auch  hier  betont  wird ,  dass  sie  die 
vom  Manne  erhaltene  Morgengabe  lebenslänglich  unter  Verfangenschaft  für 
den  Sohn  behält. 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Tertia  scheinen  nun  aber 
mit  Rücksicht  auf  das  frühere  strenge  Recht  in  der  Richtung  Widerspruch 
gefunden  zu  haben ,  dass  man  ein  Eingreifen  des  Gesetzes  für  überflüssig 
hielt,  wenn  die  Frau,  die  beim  Mangel  von  Brüdern  ja  auch  Erbtochter  sein 
konnte,  grosses  eigenes  Vermögen  hatte  oder  vom  Manne  bereits  ausrei- 
chend bedacht  war.  Denn  es  heisst  nun  in  der  schon  erwähnten  L.  74  unter 
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Rückverweisung  auf  L.  42 :  nunc  ex  ipso  eodemque  titulo  cum  optimatibus 
populi  nosiri  adtentius  universa  tractantes,  generalitatem  praedictae  legis 
placuit  temperare.  Die  Bestimmung  wird  nun  einerseits  auf  mittellose  Witt- 
wen  beschrankt,  andererseits  aber  dahin  erweitert,  dass  beim  Vorhanden- 
sein auch  von  mehreren  Kindern  die  unverheirathete  Wittwe  zwar  nicht 
ein  Drittel,  aber  doch  ein  Viertel  als  Leibzucht  erhalten  soll. 

1323.  Wir  finden  demnach  in  der  Lex  zwei  verschiedene  Vermögens- 
rechte der  Frau.  Einmal  die  zweifellos  althergebrachte  Morgengabe  in  vom 
Ermessen  des  Mannes  abhängendem  Betrage,  welche  der  Überlebenden  Frau 
auch  bei  Wiederverheirathung  verbleibt  und  auch  beim  Fehlen  von  Kin- 
dern zur  Hälfte  ihren  Rückenerben  zufallt.  Dann  das  Wittwenrecht,  die 
Zucht  an  einer  Tertia  des  Vermögens  des  Mannes,  welche  mit  der  Wieder- 
verheirathung erlischt. 

Wurde  gerade  eine  Tertia,  ein  Wittwendrittel,  bestimmt,  so  hat 
die  Gesetzgebung  sich  da  zweifellos  durch  einen  Brauch,  den  sie  bereits  vor- 
fand bestimmen  lassen.  Denn  die  Tertia  lässt  sich  auch  im  spätem  Recht 
verfolgen,  wahrend  von  der  schliesslich  bei  einer  Mehrzahl  von  Kindern 
bestimmten  Quarta  später  nicht  mehr  die  Rede  ist.  In  näheren  Zusammen- 
hang mit  dem  Drittel,  welches  nach  helvetischem  und  Frostuthingsrechte 
der  überlebenden  Frau  an  der  zu  Gute  des  Mannes  gewordenen  zusammen- 
gelegten und  errungenen  Fahrniss  zukommt,  wird  das  kaum  zu  bringen 
sein.  Eher  dürfte  an  Zusammenhang  mit  der  Morgengabe  zu 
denken  sein,  welche,  wenn  das  Wittemon  nicht  der  Frau  selbst  zukam,  bis 
dahin  ihr  einziges  Recht  am  Vermögen  des  Mannes  darstellte.  Konnte  diese 
sichdich  eine  beliebig  geringe,  für  die  Bedürfnisse  der  Frau  nicht  ausrei- 
chende sein,  so  wird  doch,  seit  nach  unserer  Annahme  die  Frau  ihr  Recht 
auf  das  Wittemon  nachträglich  verloren  hatte,  die  Sitte  es  schon  vor  jenen 
Gesetzen  vielfach  missbilligt  haben,  wenn  der  Mann  nicht  anderweitig  ge- 
nügend für  die  Zukunft  der  Frau  sorgte;  und  dann  mag  man  vielfach  die 
Bestellung  gerade  eines  Drittels  seines  Vermögens  für  angemessen  gehalten 
haben,  wenn  man  sich  bei  so  umfangreicher  Vergabung  auch  vielfach  da- 
mit begnügt  haben  mag,  wenn  dieselbe  nur  zu  Zucht  und  nur  für  die  Zeit 
der  Wittwenschaft  erfolgte.  Wie  die  Gesetzgebung  selbst  als  eine  sehr 
schwankende  erscheint,  so  wird  auch  die  sie  wahrscheinlich  vorbereitende 
Sitte  schwerlich  eine  einheitliche  gewesen  sein ,  wie  sich  das  leicht  erklärt, 
wenn  nach  unserer  Annahme  eine  Vorsorge  für  die  Wittwe  erst  nachträg- 
lich nöthig  geworden  war,  seit  dieselbe  nicht  mehr  durch  das  Wittemon 
gesichert  war. 

Dass  die  Tertia  da,  wo  sie  ausdrücklich  verschrieben  wird,  wenigstens 
später  vielfach  als  die  in  der  Lex  als  Morgengabe,  Donatio  nuptialis  oder 
auch  Dos  bezeichnete  Gabe  des  Mannes  betrachtet  wurde,  ergibt  die  in  den 
Urkunden  mehrfach  vorkommende  Bestimmung,  wonach  von  der  Tertia, 
wenn  keine  Kinder  vorhanden  sein  werden:  medietas  ad  eredes  meos  et 
alia  medietas  ad  eredes  tuos perveniat /  vgl.  etwa  935  ff.,  Recueil  des  chartes 
de  Cluny  1,  481.  501.  680.  Das  entspricht  genau  den  Bestimmungen  über 
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1323]  die  Donatio  nuptialis  in  L.  24,  während  die  L.  42  eingeführte  ge- 
setzliche Tertia  auch  beim  Fehlen  von  Kindern  ganz  an  die  Erben  des 
Mannes  zurückfällt.  Ein  Rest  jener  Hälftung  scheint  sich  auch  noch  erhalten 
zu  haben,  wenn  im  Wallis  nach  den  Artikeln  von  Naters  §  92  nach  Been- 
digung der  Zucht  der  Wittwe  am  Gute  des  Mannes  von  dem  daraus  er- 
zielten Gewinn  die  Hälfte  ihr  oder  ihren  Erben,  die  andere  Hälfte  den  Erben 
des  Mannes  zukommt. 

Jene  Tertia  beschränkt  sich  dabei  nicht  auf  das,  was  der  Mann  zur 
Zeit  der  Verehelichung  bereits  besitzt  oder  als  Erbtheil  zu  erwarten  hat,  wie 
die  fränkische  Dos,  sondern  umfasst,  entsprechend  der  longobardischen 
Quarta,  insbesondere  auch  die  Errungenschaft;  es  heisst  etwa:  tercia parte 
de  quitquit  ego  visus  sunt  abere  aut  in  antea  conquirere  vel  l aborare  potue- 
rimtiSy  oder  auch  potuero,  wonach  die  Errungenschaft  zunächst  als  Gewinn 
des  Mannes  gefasst  erscheint.  Doch  durfte  dann  das  Erbland  wenigstens  von 
der  eventuellen  Vererbung  auf  die  Sippe  der  Frau  ausgeschlossen  gewesen 
sein.  Es  finden  sich  denn  auch  Urkunden,  in  welchen  die  Tertia  ausdrück- 
lich auf  Fahrniss  und  Gewinngut  beschränkt  erscheint.  So  schenkt  etwa 
835,  Rec.  de  Cluny  1,  9,  der  Mann  von  seinen  im  Gau  von  Lyon  bele- 
genen Res  nur  einen  Mansus  und  einen  Knecht:  cedo  etiatn  tibi  terciam 
partetn  ex  omnibus  rebus  tneis  mobilibus,  quas  modo  habeo  vel  in  fiituro 
pariter  acquirere  poterimus  ;  was  dann  freilich  bestimmter  an  das  der  über- 
lebenden Frau  nach  den  andern  Rechten  der  Gruppe  zukommende  Drittel 
der  Fahrniss  erinnern  würde. 

War  es  schon  früher  üblich ,  der  Frau  die  Tertia  als  Morgengabe  zu- 
zusichern, so  würde  die  Lex  allerdings  nicht  so  weit  gegangen  sein,  das  zu 
einem  gesetzlichen  Ansprüche  zu  machen,  insofern  sie  die  Tertia  anfangs 
nur  der  kinderlosen  Wittwe,  nur  zu  Zucht  und  nur  so  lange,  als  sie  unver- 
heiratet blieb,  zusprach.  Doch  mochte  vielfach  auch  die  Sitte  nicht  darüber 
hinausgegangen  sein.  Später  dürfte  dann  vielfach  zwischen  Morgengabe 
und  Wittwenrecht  nicht  mehr  genauer  unterschieden  sein;  verschreibt  Je- 
mand 945  im  Gebiete  von  Lyon,  Rec.  de  Cluny  1,  621 ,  seiner  Frau  als 
Dotalicium  die  Tertia :  sicut  antiqua  consuetudo  legis  commemorat,  so  scheint 
er  dabei  doch  die  Bestimmung  der  Lex  über  das  Wittwenrecht  im  Auge  ge- 
habt zu  haben. 

Die  Bestimmungen  der  Lex  über  das  Wittwenrecht  scheinen  insofern 
auch  für  das  spätere  Recht  massgebend  geblieben  zu  sein,  als  jede  Wittwe, 
wenn  nicht  im  Ehevertrage  ausdrücklich  Anderes  bestimmt  wurde,  vielfach 
gesetzlichen  Anspruch  auf  Zucht  an  einem  Theilbetrage  des  Gutes  des 
Mannes  gegen  Uebernahme  eines  entsprechenden  Theiles  der  Schulden  hat; 
während  andererseits  allerdings  auch  der  Mann  Zucht  am  Gute  der  Frau 
hat.  In  Abweichung  von  der  Tertia  der  Lex  wird  dann  freilich  häufig  jedem 
Ehegatten  die  Hälfte,  vereinzelt  auch  das  ganze  Gut  des  Verstorbenen  zu- 
gesprochen. Anschluss  an  die  Lex  zeigt  sich  dann  wenigstens  in  Waadt 
und  Wallis  auch  später  darin,  dass  die  wiederheirathende  Wittwe  ihr 
Wittwenrecht  verliert,  vgl.  Huber  Privatr.  4,  377;  wird  daneben  wohl  er- 
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wähnt,  dass  die  Zucht  secundum  consuetudinem  Burgundie  eine  lebensläng- 
liche sein  solle,  so  mag  da  der  Brauch  der  Bourgogne  und  anderer  Gebiete, 
in  welche  das  fränkische  Douaire  Eingang  fand,  massgebend  gewesen  sein. 

Sind  die  ehelichen  Vermögensrechte  später  im  burgundischen  Gebiete 
sehr  verschieden,  so  mochte  schon  zur  Zeit  der  Lex  der  Brauch  verschieden 
gestaltet  sein,  während  Überdies  auch  von  den  Bestimmungen  der  Lex  aus 
sich  diese  Verhältnisse  sehr  abweichend  weiterentwickeln  konnten.  Ist  es 
für  unsere  Zwecke  kaum  nöthig,  dem  weiter  nachzugehen ,  wie  mir  dafür 
auch  das  Quellenmaterial  des  Gebietes  nicht  vollständig  genug  zur  Hand 
sein  würde ,  so  beschränke  ich  mich  auf  einzelne  Punkte,  welche  für  den 
Zusammenhang  der  Rechte  in  den  verschiedenen  Theilen  des  burgundischen 
Gebiets  und  deren  Verhältniss  zu  andern  Rechten  beachtenswerth  sein 
dürften. 

1324.  Zunächst  finden  wir  später  in  so  verschiedenen  Theilen  des 
burgundischen  Rechtsgebiets  Wahl  der  Frau  zwischen  Wittwen- 
recht undZu  rücknahme  des  Sonderguts  erwähnt,  dass  das  zwei- 
fellos irgendwie  auf  altburgundisches  Recht  zurückgehen  muss,  wenn  auch 
in  der  Lex  von  einer  solchen  Wahl  ausdrücklich  nicht  die  Rede  ist.  Ver- 
zichtete die  Frau  auf  ihr  Wittwenrecht,  so  konnte  sie  ihre  Aussteuer  mit 
der  später  zu  besprechenden  üblichen  Aussteuervermehrung,  dem  Aug- 
mentum  dotis,  und  den  etwaigen  Geschenken  des  Mannes  aus  der  Ge- 
sammtmasse  nehmen ;  entschied  sie  sich  für  das  Wittwenrecht,  so  hatte  sie 
ihre  Aussteuer  in  die  Masse,  von  der  ihr  dann  ein  Th eilbetrag,  zuweilen 
das  Ganze  zu  Zucht  zukam,  einzuwerfen.  War  der  Betrag  der  Aussteuer, 
Dach  der  sich  auch  der  des  Augments  bemass,  in  der  Regel  ein  geringer, 
so  dürfte  sie  sich  überwiegend  für  das  Wittwenrecht  entschieden  haben. 
Waren  aber  Stammvermögen  des  Mannes  und  der  Vorschlag  gering  oder 
war  während  der  Ehe  ein  Rückschlag  erfolgt,  oder  war  ihre  Aussteuer  und 
was  sie  etwa  ausserdem  als  Erbgut  besass,  besonders  bedeutend,  so  konnte 
allerdings  die  Zurücknahme  ihres  Sonderguts  vortheilhafter  sein. 

Diese  Wahl  findet  sich  zunächst  im  Wallis.  In  den  Artikeln  von 
Naters  S  10  wird  bestimmt:  quod  quando  aliqua  mulier  maritatur  et  expe- 
ditur  cum  bonis  dotalibus,  tunc  si  ipsa  mulier  supervivat  eundem  maritum 
suum,  tunc  ipsa  post  decessum  eius  infra  quadraginta  dies  habeat  electio- 
nem  capiendi  et  se  tenendi  ad  dotem  suam  et  augmentum  dotis  sibi  datum 
per  maritum  suum  in  contractu  mairimonii,  vel  se  tenendi  ad  usumfructum 
bonorum  mariti.  Entscheidet  sie  sich  für  die  Zucht,  welche  ihr  in  Ober- 
wallis am  halben,  in  Unterwallis  am  ganzen  Gute  des  Mannes  zusteht,  so 
hat  sie  auch  die  halben  oder  ganzen  Schulden  zu  zahlen.  Auch  wenn  sie 
sich  für  die  Zucht  entscheidet:  tunc  per cipere  debei  donaciones,  quas  sibi 
fecerit  maritus  suus  in  testamento  vel  extra  secundum  consuetudinem  pa- 
trie;  in  quantum  autem  renunciat  usui,  tunc  debet  per  cipere  dotem  et  aug- 
mentum dotis  et  omnes  donaciones  sibi  legitime  factas  per  maritum.  Wesent- 
lich dieselben  Bestimmungen  finden  sich  dann  auch  im  Landrecht  von  1571 
c  1 12  S  2.  7. 
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1324]  Auch  wenn  anderweitig,  als  durch  Zucht  am  halben  oder  ganzen 
Gute  des  Mannes  für  die  Wittwe  gesorgt  erscheint,  steht  es  ihr  immerzu, 
unter  Verzicht  darauf,  ihr  Sondergut  zu  nehmen.  So  kann  nach  den  Rechten 
von  Monthey  und  Vouvry,  Heusler  Q.  141.  443,  die  Wittwe  entweder 
standesgemässen  Unterhalt  und  Kleidung  aus  dem  Gute  des  Mannes  oder 
feste  JahreseinkUnfte  nach  Schätzung  guter  Leute  beanspruchen :  vel  etiam, 
si  mality  dotem  et  bona  sua  quaecunque  cum  debito  augmento  dotis  ad  se 
retrahere.  Nur  nach  dem  Recht  von  Martigny  %  2,  Heusler  Q.  405,  schliesst 
die  beiden  Eheleuten  immer  zustehende  Zucht  nicht  aus,  dass  die  Frau 
ausser  derselben  auch  Dos,  Augmentum  und  Schenkungen  des  Mannes  er- 
hält. In  einzelnen  Rechten  des  Unterwallis,  so  zu  St.  Maurice,  Nendaz  und 
Conthey,  Heusler  Q.  397.  433.  438,  ist  allerdings  von  einer  Wahl  nicht  die 
Rede,  wird  schlechtweg  jedem  überlebenden  Ehegatten  nur  das  Recht  auf 
Zucht  zugesprochen.  Es  mag  da  vorausgesetzt  sein,  dass  die  Dos  der  Frau 
durchweg  so  gering  war,  dass  sie  immer  die  Zucht  vorgezogen  haben  wird. 

In  dieser  Richtung  konnte  sich  aber  auch  das  Bedürfniss  eines  ent- 
sprechenden Rechts  des  mittellosen  Wittwer  geltend  machen, 
wenn  die  verstorbene  Frau  eine  Erbtochter  gewesen,  er  selbst  aber  vom 
Vater,  wie  das  diesem  zustand,  vgl.  §  1085,  mit  geringer  Aussteuer  abge- 
funden war.  Nachdem  in  den  angeführten  Angaben  der  Artikel  von  Naters 
nur  von  der  überlebenden  Frau  die  Rede  war,  wird  hinzugefügt :  Simili 
quoque  modo  si  maritus  cum  dote  et  mobilibus  bonis  ad  domum  et  ad  man- 
sionem  seu  matrimonium  alicuius  mulieris  hereditarie  pervenerit,  tunc  ob- 
servari  debet  per  ipsum  maritum,  sicut  dicia  mulier  expedita  cum  dote  in 
bonis  mariti.  Man  sollte  danach  annehmen,  dass  auch  diesem,  wenn  er  die 
Zucht  ausschlug,  seine  Dos  mit  Augment  zukam.  Unabhängig  davon  ist 
dann  freilich  S  52  dem  Manne  schlechtweg  Zuchtrecht  an  den  Liegen- 
schaften der  Frau  zugesprochen,  während  die  spätem  Quellen  da  überhaupt 
nicht  scheiden,  schlechtweg  von  der  Zucht  des  überlebenden  Ehegatten 
sprechen.  Ist  in  der  Lex  von  einer  Zucht  des  Mannes  am  Gute  der  Frau 
nirgends  ausdrücklich  die  Rede,  so  mögen  gerade  solche  Fälle,  wo  die  Frau 
Erbtochter,  der  Mann  aber  ausgesteuert  war,  auf  die  Auffassung  geführt 
haben,  dass  Zucht  des  Mannes  am  Gute  der  Frau  ebenso  Bedürfniss  sein 
konnte,  wie  umgekehrt,  und  sich  damit  die  beiderseitige  Zucht  entwickelt 
haben.  Findet  sich  diese  später  in  sehr  verschiedenen  Theilen  des  burgun- 
dischen  Gebietes ,  so  dürfte  sie  doch  irgendwie  auf  älteste  Zeiten  zurück- 
reichen. 

1325.  Wesentlich  übereinstimmend  ist  das  Recht  der  Waadt  Nach 
Quisard  Coutumier  de  Vaud  3,  1,  2  S  25  ff.,  erhält  dieFrau:  son  dot  etaug- 
mentement  coustumier  ou  conventionnel,  welche  ihr,  wie  etwaige  andere 
Schenkungen  des  Mannes,  nach  S  26  bei  Wiederverheirathung  verbleiben; 
ausserdem  aber,  so  lange  sie  nicht  wiederheirathet,  Unterhalt  und  Kleidung 
aus  dem  Gute  des  Mannes.  Letzteres  hängt  wohl  damit  zusammen,  dass 
die  Frau  keine  gesetzliche  Zucht  am  Gute  des  Mannes  hatte ,  sondern  es 
vom  Belieben  des  Mannes  abhing,  ob  er  ihr  die  Zucht  bewilligen  wollte. 
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Nur  in  diesem  Falle  konnte  daher  auch  hier  von  einer  Wahl  der  Frau  die 
Rede  sein.  War  sie  Usufruicteresse :  les  predict^  her  Hier s  ä  predicte  pens- 
sion  ne  seront  tenu\,  ny  moings  de  livrer  son  dict  mariaige  ne  augmenie- 
menty  sinon  que  d'iceulx  usuffruict^  soy  vueille  deporter. 

Dem  entsprechen  die  Einzelrechte,  wie  die  von  Lausanne ,  Granson, 
und  La  Roche  im  Gebiete  von  Gruyere;  vgl.  Wyss  Güterr.  177.  184.  186. 
Verzichtet  die  Frau  auf  Herausgabe  von  Dot  und  Augmentement,  so  hat  sie 
als  Wittwe  Nutzungsrechte  am  Gute  des  Mannes,  welche  sie  verliert,  wenn 
sie  wiederheirathet,  so  dass  ihr  dann  nur  Aussteuer  und  Widerlege  zukom- 
men. Das  ältere  Recht  von  Lausanne,  vgl.  Huber  Privatr.  4,  372.  373,  zeigt 
da  insofern  eine  Abweichung  zu  Gunsten  der  Frau,  als  sie  Zucht  am  Gute 
des  verstorbenen  Mannes  schon  dann  erhält :  si  velit  medietatem  sue  dotis 
fundere,  während  sie  nach  dem  Plaid  general  von  1 6 1 8  nur  Wahl  zwischen 
Dot  mit  Augment  und  standesgemäßem  Unterhalt  aus  dem  Gute  des  Mannes 
hat.  Hat  die  Wittwe  Zucht  am  Gute  des  Mannes  und  hat  dieser  bereits  Kin- 
der aus  früherer  Ehe,  so  kommt  ihr  nach  Quisard  S  30  nur  Zucht  an  dem 
auf  ihre  eigenen  Kinder  entfallenden  Theile  des  Vaterguts  zu,  wie  das  be- 
reits in  der  Lex  74  8  3  ebenso  bezüglich  der  Tertia  bestimmt  war. 

Auch  zu  Genf,  vgl.  Wyss  196,  wo  der  Frau  gesetzliche  Zucht  nicht 
zukommt,  nur  bestimmt  ist,  dass  bei  dringendem  Bedürfniss  dem  überle- 
benden Ehegatten  ein  Betrag  aus  dem  Vermögen  des  verstorbenen  zuzu- 
weisen ist,  finden  wir  insofern  die  Wahl,  als,  wenn  der  Mann  verfügt  hat, 
dass  die  Frau  von  seinen  Erben  zu  unterhalten  sei,  sie  Dot  und  Augment 
nicht  verlangen  kann,  so  lange  sie  den  Unterhalt  geniesst. 

Es  wird  weiter  auch  in  der  alten  Coutume  von  Bourges  c.  57.  108. 
144  eine  Wahl  der  Frau  erwähnt,  wonach  sie  sich  an  ihr  Eingebrachtes 
haken  kann  oder  an  die  Gemeinschaft  von  Fahrniss  und  Errungenschaft  mit 
den  Erben  des  Mannes;  doch  mag  da  die  westfränkische  Gütergemeinschaft 
eingewirkt  haben,  bei  der  ja  gleichfalls  der  Frau  ein  Verzicht  auf  die  Ge- 
meinschaft gestattet  war. 

1326.  Besonderes  Gewicht  für  die  Annahme,  dass  jene  Wahl  der  Frau 
auf  altburgundisches  Recht  zurückgeht,  möchte  ich  aber  darauf  legen,  dass 
wir  sie  ganz  ebenso,  wie  in  Wallis  und  Waadt',  auch  in  den  Rechten  der 
weit  entfernten  Limagne,  vgl.  §  1303,  wiederfinden. 

Nachdem  im  Recht  von  Ris  gesagt  ist,  dass  die  überlebende  Frau  die 
Dot  mit  Augment  erhält,  wird  hinzugefügt :  Et  a  ladite  femme  survivant  le 
chois  de  prendre  et  soy  tenir  audit  augment,  ou  de  prendre  en  Heu  de  sa- 
dite  dot  et  augment  la  moitiS  des  biens  meubles  de  son  mary  ä  eile  ou  aux 
siens,  et  la  moiti/  des  immeubles  pour  en  jouir  sa  vie  durant,  en  payant  la 
moitid  des  debtes  de  son  feu  mary.  Dieselbe  Unterscheidung,  wonach  die 
Wittwe  die  Hälfte  der  Fahrniss  zu  Eigen,  die  Hälfte  der  Liegenschaften  zu 
Nutzgenuss  erhält,  wird  auch  in  der  Waadt,  so  zu  Aigle  und  Payerne,  vgl. 
Wyss  189.  190,  mehrfach  erwähnt.  Entsprechend  heisst  es  im  Recht  von 
Maringues,  mit  dem  das  von  Randan  übereinstimmt ,  dass  die  überlebende 
Frau,  deren  Aussteuer:  consiste  en  deniers  ou  meubles,  die  Wahl  hat,  die 
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1326]  Hälfte  der  Fahraiss  ihres  Mannes  zu  Eigen  und  die  Hälfte  der  Lie- 
genschaften zu  Zucht  mit  der  Hälfte  der  Schulden  zu  übernehmen:  et  en 
ce  cas  ladite  dot  est  confuse  ausdits  meubles  et  rien  peut  rien  dem  ander.  Ist 
da  das  RUckforderungsrecht  der  Dot  ausdrücklich  ausgeschlossen,  so  ist  es 
zweifellos  nicht  anders  zu  verstehen,  wenn  in  der  Castellanie  Bullon,  dann 
in  der  Stadt  Vichy  zunächst  nur  die  Wahl  zwischen  dem  Augment  und  den 
entsprechenden  Rechten  am  Vermögen  des  Mannes  betont  wird. 

Nicht  überall  war  diese  Wahl  gestattet.  Sie  wird  nicht  allein  vielfach 
nicht  erwähnt,  sondern  erscheint  wohl  ausdrücklich  ausgeschlossen.  So 
heisst  es  vom  Recht  der  Castellanie  Busset,  dass  dasselbe  in  diesen  Verhält- 
nissen mit  dem  Recht  der  Castellanie  Ris  übereinstimme :  excepie*  que  la 
femme  na  point  Je  chois  de  prendre  au  Heu  de  sa  dot  et  augment  la  moitie 
des  meubles  et  immeubles  de  son  mary.  Ebenso  wird  in  der  Coutume  des 
Bourbonnais  6  S  i  die  Wahl  ausdrücklich  nur  als  Sonderrecht  der  Stadt 
Vichy  bezeichnet ,  während  in  der  Castellanie  die  Frau  nur  Dot  mit  Aug- 
ment beanspruchen  kann. 

Umgekehrt  ist  in  einzelnen  Rechten,  wie  wir  das  §  1324  ebenso  im 
Wallis  betonten,  von  Zurücknahme  der  Dot  mit  Augment  überhaupt  nicht 
die  Rede,  so  dass  der  überlebenden  Frau  schlechtweg  nur  die  Rechte  am 
Vermögen  des  Mannes  zugesprochen  werden.  So  heisst  es  insbesondere  im 
Recht  der  Grafschaft  Montpensier,  dass  die  überlebende  Frau :  gaigne  et  est 
heritiere  de  la  moitie'  de  tous  les  biens  de  sondit  mary,  tont  meubles  quhe- 
ritages,  jene  zu  Eigen,  diese  zu  Zucht. 

Dass  sich  das,  wie  ich  das  auch  für  das  Wallis  annahm,  auf  derselben 
Grundlage  dadurch  ergeben  hat,  dass  Dot  und  Augment  durchweg  so  weit 
hinter  der  Hälfte  des  Gutes  des  Mannes  zurückblieben,  dass  überhaupt  nicht 
vorausgesetzt  wurde ,  die  Frau  könne  jene  vorziehen,  ist  hier  gar  nicht  zu 
bezweifeln.  Denn  einmal  ergibt  sich  dadurch  der  engste  Anschluss  an  die 
die  Wahl  ausdrücklich  gestattenden  Rechte  dadurch,  dass  auch  hier  die 
Dot  mit  dem  Gesammtgute  verschmilzt.  Die  Frau  hat  die  Hälfte  der  Schul- 
den zu  übernehmen:  Et  en  ouire  est  tenue  icelle  femme  communiquer  et 
meitre  en  commun  sa  dot  qui  luy  est  constitu/e,  soit  en  meubles  ou  immeu- 
bles, ses  licts  et  joyauXy  pour  en  faire  partage  avec  les  her  Hier  s  de  son  mary, 
exceptd  de  ses  robes,  qui  luy  demeurent  entierement ;  doch  haben  dann  die 
Erben  des  Mannes  an  den  dadurch  an  sie  gekommenen  Dotalgrundstücken 
der  Frau  nur  Zucht  auf  deren  Lebenszeit,  so  dass  sie  dieselben  nach  dem 
Tode  der  Frau  deren  Erben  zurückzustellen  haben.  Weiter  aber  kommt  es 
doch  auch  hier  noch  in  einem  Einzelfalle  zur  Zurückstellung  der  Dot  mit 
dem  Augment,  und  zwar  sichtlich  desshalb,  weil  da  der  Mann  noch  kein 
Sondervermögen  hatte,  dessen  Hälfte  jene  ersetzen  konnte.  Hatte  der  Vater 
den  Sohn  im  elterlichen  Hause  verheirathet  und  starb  dieser ,  so  hatte  der 
Vater  der  verwittweten  Schwiegertochter  Dot  und  Augment  herauszu- 
geben. 

Heisst  es  dann  im  Recht  der  Stadt  Cusset  einfach ,  dass  die  Frau  die 
Hälfte  der  Meubles  zu  Eigen  mit  der  Hälfte  der  Schulden  und  die  Hälfte 
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der  Liegenschaften  des  Mannes  zu  Zucht  erhält,  und  wird  dann  hinzuge- 
fügt: et  avec  ce  recouvrera  la  mottle  de  sa  dot,  so  ergibt  das  auffallende 
Uebereinstimmung  mit  dem  $1325  erwähnten  Bitern  Recht  von  Lausanne. 
Dagegen  wurde  in  den  Dörfern  des  Amts  Cusset  der  Frau  nur  Dot  mit 
Augment  zugesprochen. 

1327.  Weist,  wie  ich  denke,  das  übereinstimmende  Vorkommen  in 
von  einander  entlegenen  Gebieten  darauf  hin ,  dass  es  sich  da  um  altbur- 
gundisches  Recht  handle,  so  durfte  sich  auch  ungezwungen  ein  Zusam- 
menhang des  Wahlrechts  der  Frau  mit  Bestimmungen  der 
Lex  begründen  lassen.  Die  $  1322  besprochenen  schwankenden  Gesetze 
über  das  Wittwenrecht  schlössen  sich  gewiss  durchweg  an  das  an,  was  schon 
bisher,  wenn  auch  nicht  allgemein  oder  übereinstimmend  Brauch  gewesen 
war.  Wurde  zunächst  L.  42  jeder  kinderlosen  Wittwe  die  Tertia  zu  Nutz- 
genuss  zugesprochen,  so  wird  es,  vgL$  1323,  schon  bis  dahin  vielfach  Sitte 
gewesen  sein,  dass  der  Mann  ihr  eine  solche  freiwillig  verschrieb,  wie  wir 
denn  auch  nach  S  1325  in  der  Waadt  kein  gesetzliches,  sondern  von  Ver- 
fugung des  Mannes  abhängendes  Wittwenrecht  fanden. 

Solche  Verfügung  wird  der  Mann  aber  in  der  Regel  nur  dann  getroffen 
haben,  wenn  nicht  bereits  anderweitig  die  Zukunft  der  Wittwe  genügend 
sicher  gestellt  war.  Dass  nun  nach  L.  42  auch  in  solchen  Fällen  die  Wittwe 
Anspruch  auf  die  Tertia  haben  sollte,  stiess  nach  L.  74  sichtlich  auf  Wider- 
spruch. Der  Anspruch  wurde  daher,  vgl.  $  1322,  auf  solche  beschränkt, 
welche  nicht  ohnehin  von  ihren  Eltern  her  oder  durch  Schenkungen  des 
Mannes  ausreichenden  Unterhalt  hatten.  Das  eine  erscheint  da  durch  das 
andere  ebenso  ausgeschlossen,  wie  bei  der  spätem  Wahl.  War  aber  der  Be- 
trag, der  da  als  ausreichend  gelten  sollte,  nicht  genauer  angegeben,  und 
hatten  sich  daraus,  wenn  man  das  der  Entscheidung  Anderer  anheimstellte, 
gehäufte  Streitigkeiten  ergeben  müssen,  so  konnte  sich  die  Durchführung 
jener  Bestimmung  nicht  wohl  einfacher  und  zweckmässiger  gestalten,  als 
wenn  man  es  in  jedem  Einzelfalle  der  Frau  Uberliess,  sich  an  die  ihr  Eltern- 
gut darstellende  Aussteuer  mit  dem  aus  dem  Gute  des  Mannes  hinzukom- 
menden Augment  zu  halten  oder  aber  an  das  Wittwenrecht. 

Auch  das  mag  schon  früher  vielfach  der  Sitte  entsprochen  haben.  Han- 
delt es  sich  da  später  häufiger  nicht  um  eine  Tertia,  sondern  um  das  halbe 
oder  ganze  Gut  des  Mannes,  so  mag  beim  Uebereinstimmen  aller  sonstigen 
Bestimmungen  schon  zur  Zeit  der  Lex  ein  verschiedener  Betrag  üblich  ge- 
wesen sein,  während  es  dann  nicht  auffallen  kann,  dass  der  Gesetzgeber  sich 
an  den  niedrigst  gegriffenen  der  üblichen  Beträge  hielt. 

1328.  Sind  unsere  früheren  Annahmen  richtig,  wonach  das  Wittwen- 
recht erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  angehört,  auf  der  das  ursprüng- 
lich der  Puella  selbst  zu  zahlende  Wittemon  zu  einer  Zahlung  an  deren  Ge- 
walthaber geworden  war  und  daher,  wenn  die  Wittwe  nicht  ausreichendes 
sonstiges  Gut  haue,  durch  Rechte  am  Vermögen  des  Mannes  für  dieselbe 
zu  sorgen  war,  so  kann  auch  die  Wahl  zwischen  Wittwenrecht  und  Son- 
dergut jedenfalls  erst  dieser  spätem  Stufe  angehören.  Damit  aber  wird  es 
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1328]  beachtenswerth,  dass  bei  der  Wahl  des  Sonderguts  diesem  regelmässig 
ausser  der  von  ihren  Eltern  herrührenden  Aussteuer  auch  die  Aussteuer- 
vermehrung, das  Augmentum  dotis,  zugerechnet  wird,  obwohl  es  sich 
auch  bei  diesem  um  eine  Leistung  aus  dem  Gute  des  Mannes  handelte. 

Dieses  Augment  kann  sich  also  auch  nicht,  wie  das  Wittwenrecht,  fest- 
gestellt haben,  um  die  dürftige  Wittwe  für  den  Entgang  des  Wittemon  zu 
entschädigen,  wozu  es  auch  durchaus  ungeeignet  gewesen  wäre,  da  in  den 
Fallen  geringer  Aussteuer,  bei  denen  das  Bedürfniss  anderweitiger  Vorsorge 
zunächst  vorlag ,  auch  das  sich  nach  dem  Betrage  der  Aussteuer  regelnde 
Augment  ein  entsprechend  geringes  war.  Es  hängt  sichtlich  mit  dem  Witt- 
wenrecht in  keiner  Weise  zusammen ,  steht  diesem  bei  der  Wahl  mit  an- 
derm  Sondergut  gegenüber.  Insofern  steht  nichts  der  Annahme  entgegen, 
es  könne  schon  zur  Zeit,  als  nach  unserer  Annahme  das  Wittemon  noch 
der  Puella  selbst  zukam,  ein  Recht  der  überlebenden  Frau  gewesen  sein. 

Wir  werden  dasselbe  genauer  zu  verfolgen  haben,  da,  wenn  sich  er- 
geben sollte,  dass  wir  im  Augment  trotz  des  Schweigens  der  Lex  altbur- 
gundisches  Recht  zu  sehen  haben,  das  einerseits  einen  sehr  gewichtigen 
Beleg  für  die  nähere  Verwandtschaft  gerade  mit  dem  Frostuthingsrechte 
bietet,  andererseits  aber  auch  einen  Halt  für  die  schon  §  386  angedeutete 
auffallende  Erscheinung,  dass  Eigenthümlichkeiten  des  burgundischen 
Rechts  sich  wohl  weit  über  die  Gränzen  des  alten  burgundischen  König- 
reichs verfolgen  lassen. 

Im  ganzen  Gebiete  des  burgundischen  Rechts  finden  wir  später  ein 
Vermögensrecht  der  überlebenden  Frau  erwähnt,  welches  regelmässig  als 
Augmentum  dotis,  Augment  de  dot,  bezeichnet  wird ,  auch  wohl  als 
Avantagium,  Melioramentum ,  Crescementum  dotis,  Accroissement  oder 
Accroit  de  dot,  in  Walliser  Quellen,  Heusler  Rechtsq.  174.  319,  als  Meh- 
rung und  Besserung  des  Heirathsguts  oder  Mehrung  des  Brautguts;  vgL 
Laboulaye  Condition  des  femmes  407,  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  261  ff., 
Beaune  Dr.  cout.  3,  532,  Viollet  Hist.  890,  Huber  Privatr,  4,  373.  Wird 
überwiegend  angenommen,  dass  das  Augment  aus  der  römischen  Donatio 
propter  nuptias  abgeleitet  oder  doch  durch  diese  stark  beeinflusst  sei  ?  und 
scheint  für  diese  Annahme  zu  sprechen,  dass  es  auch  über  das  einst  bürg un- 
dische  Gebiet  hinaus  im  ganzen  Lande  des  geschriebenen  Rechts  erwähnt 
wird,  so  wird  es  sich  empfehlen ,  sein  Vorkommen  zunächst  für  die  nicht 
zum  Lande  des  geschriebenen  Rechts  gehörenden  burgundischen  Gebiete 
des  Nordens  festzustellen,  wo  ein  Einfluss  römischen  Rechts  weniger  nahe 
liegt  und  wo,  so  weit  sich  da  auch  in  später  ausser  näherer  Verbindung 
stehenden  Gebieten  eine  übereinstimmende  Gestaltung  ergibt,  von  vorn- 
herein zu  vermuthen  ist,  dass  dieselbe  auf  altburgundische  Grundlage  zu- 
rückgehen wird.  Und  das  liegt  um  so  näher,  als  wir  da  überall  auf  die  auf- 
fallendste Uebereinstimmung  mit  der  norwegischen  Widerlage,  insbeson- 
dere der  Drittelsvermehrung  des  Frostuthingsrechts,  stossen. 

1329.  In  den  Rechten  des  Wallis  wird  das  Augmentum  als  Ver- 
mögensrecht der  überlebenden  Frau  sehr  häufig  erwähnt  Dasselbe  scheint 
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allgemein  nur  ein  Recht  der  Erstverheiratheten  zu  sein,  dagegen 
der  wiederverheiratheten  Wittwe  nicht  zuzukommen.  Denn  in  dem  alten 
Weisthum  Über  das  Recht  des  Landes  Wallis  §  14,  Heusler  Q.  157,  heisst 
es :  dicitur  quod  ius  est  de  aqua  cui  dicitur  Rappily  inferius ,  quando  una 
femina,  que  est  vidua,  accipit  mariium,  quod  Uli  fetnine  vidue  de  iure  non 
debet  dare  dotem  cui  dicitur  morkengaba,  nee  cresementum  vel  augmentum 
dotis  eius  de  iure,  nisi  de  gracia  special i  ei  aliquid  detur ;  und  von  der 
Raspille,  vgl.  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  17,  112,  Wyss  Gütern  198,  aufwärts 
sei  das  wahrscheinlich  ebenso  Rechtens. 

Schon  diese  Angabe  lässt  nicht  bezweifeln,  dass  es  sich  bei  der  Erst- 
verheiratheten um  einen  gesetzlich  geregelten  Betrag  handelt,  wie 
denn  auch  wohl  von  einem  debitum  augmentum  die  Rede  ist.  Könnte  die 
Ausdrucksweise  der  Artikel  von  Naters  von  1446  810:  augmentum  dotis 
sibi  datum  per  maritum  suum  in  contractu  matrimonii,  an  Bestellung  für  den 
Einzelfall  durch  den  Mann  in  wechselndem  Ausmasse  denken  lassen,  so  ist 
das  im  Landrecht  von  1 571  c.  1 12  §  7  in  der  sonst  entsprechenden  An- 
gabe wohl  absichtlich  abweichend  dahin  gefasst ,  dass  die  Wittwe  verliert : 
augmentum  dotis  sibi  in  contractu  matrimoniali  constitutae.  Das ,  was  im 
Heirathsvertrage  festgestellt  wird,  ist  demnach  nicht  das  Augmentum,  son- 
dern die  Dos,  die  Aussteuer.  Nach  dem  Betrage  dieser  regelt  sich  zweifel- 
los gesetzlich  der  der  Widerlage,  ohne  dass  es  einer  Feststellung  dieser  für 
den  Einzelfall  bedurft  hätte.  Ist  das  Verhältniss,  so  weit  ich  sehe,  nie  be- 
stimmt ausgesprochen,  so  wird  es  sich  wohl  auch  hier,  wie  in  den  nächst 
zubesprechenden  Rechten,  um  den  halben  Betrag  der  Aussteuer  handeln. 

Ist  die  Dos,  das  an  Liegenschaften  oder  diesen  gleichgestellten  Geldbe- 
tragen Eingebrachte ,  bei  Vorversterben  der  Frau  deren  Erben  herauszu- 
geben, so  kommt  die  Mehrung  nur  der  überlebenden  Frau  selbst  zu. 
Für  diese  geht  sie  sichtlich  nicht,  wie  das  Wittwenrecht,  durch  Wiederver- 
heirathung  verloren.  Nach  den  Rechten  von  Monthey  und  Vouvry  in  Unter- 
wallis, Heusler  Q.  142.443,  kann  sie  viia  sua  durante  ad  eius  libitum  dar- 
über verfügen :  ita  tarnen,  quod  augmentum  dotis  post  obitum  mulieris  ad 
heredes  constituentis  ipsam  dotem  revertatur,  wobei  es  sich  nach  dem  Zu- 
sammenhange zweifellos  nicht  um  die  Erben  dessen  handelt,  der  die  Dos, 
sondern  der  das  Augment  bestellte.  Die  Angabe  würde  eher  auf  das ,  was 
ich  S  597  als  unvererbliches  Eigenthum  bezeichnete,  deuten,  als  auf  blosse 
Zucht  mit  Verfangenschaft.  Wird  sonst,  so  weit  ich  sehe ,  ein  Rückfall  des 
Augment  an  die  Erben  des  Mannes  auch  bei  Fehlen  von  Kindern ,  denen 
es  allerdings  verfangen  war,  nicht  erwähnt,  so  scheint  derselbe  kaum  allge- 
mein üblich  gewesen  zu  sein ,  da  doch  eine  ausdruckliche  Angabe  zu  er- 
warten  wäre,  wenn  die  Widerlage  nicht  vererbliches  Eigenthum  wenigstens 
der  kinderlosen  Wittwe  wurde. 

1330.  Ueberaus  häufig  wird  dann  das  Augment  in  den  Rechten  der 
Waadt  erwähnt.  Es  wird  nach  Quisard  3,  1,  3  §  3  ff.  freies  Eigen  der 
Frau  bei  unfruchtbarer  Ehe;  überleben  Kinder,  so  ist  dasselbe  den  Kindern 
der  Ehe,  entsprechend  Lex  24,  verfangen;  aber  auch  wenn  Kinder  geboren, 
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1330]  aber  vorverstorben  waren ,  ist  es  den  Erben  der  Kinder  verfangen. 
Es  ist  weiter  in  den  Einzelrechten  durchweg  betont,  dass  die  wiederheira- 
thende  Wittwe  keinen  Anspruch  auf  das  gesetzliche  Augment  hatte;  dass 
es  nur  den  Filles  vierges  zukommt.  Nach  dem  Recht  von  Lausanne  muss 
die  Wittwe  sich,  wie  wir  das  ganz  ebenso  in  Wallis  gesagt  fanden,  mit  einem 
im  Belieben  des  Mannes  stehenden  Don  gracieux  begnügen. 

Fanden  wir  in  Wallis  den  Betrag  des  Augment  nicht  genauer  ange- 
geben, so  ergibt  sich  hier  nun  bestimmt  Bemessung  auf  die  Hälfte 
der  Aussteuer.  Nach  den  Angaben  bei  Quisard  3,  i,  3  S  i  ff.  konnte 
das  Augment  allerdings  auch  ein  Augment  conventionel,  ein  für  den  Ein- 
zelfall vertragenes  sein.  Das  Augment  coustumier  aber  betrug  die  Hälfte 
der  Aussteuer,  beziehungsweise  ein  Drittel  des  sich  damit  ergebenden  ge- 
sammten  Sonderguts  der  Frau:  quiconque  ordonne  augment  coustumier, 
tiercie  le  dot  ou  mariaige,  ou  soii  il  ordonne  la  moyctie  aultant  que  par  dot 
ou  mariaige  avoit  esU  constitue.  Dass  hier  das  Dritteln  der  Dot  nur  ein  an- 
derer Ausdruck  für  die  Hälfte  der  Dot  ist,  bestätigen  die  Einzelrechte  von 
Lausanne  und  Granson,  Wyss  Gütern  184.  186,  Huber  Privatr.  4,  373,  in 
denen  der  Betrag  des  augment  et  accroit  de  la  dot  auf  die  Hälfte  dieser  be- 
stimmt ist. 

Auch  zu  Frei  bürg  im  Uechtlande  heisst  es  in  einem  Weisthume  des 
Raths  von  1572,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  22,  66,  dass:  quant  le  mary  afaicte 
Constitution  et  assignation  a  sa  femme  de  son  mariaige  et  augmentement, 
und  dann  zugewiesene  Güter  veräussert  werden,  die  Wittwe  sich  auch  an 
solche  bezüglich  Rückgabe  ihres  Mariage  halten  kann.  Dieses  Augmente- 
ment ist  hier  gleichbedeutend  mit  dem  Wider  fall  der  deutschen  Quellen, 
einer  gegenseitigen  Vergabung  der  Eheleute  für  den  Fall  unbeerbter,  zu 
Neuenburg  unterjähriger  Lösung  der  Ehe;  vgl.  Stadtbuch  von  Freiburg 
c.  298.  317  in  Zeitschr.  38,  283,  Huber  Privatr.  4,  374,  Wyss  174-  1 9 1- 
Wurde  der  Betrag  aber  üblicherweise  für  die  Frau  um  ein  Drittel  höher 
bestimmt,  so  dürfte  das  doch  daraufhinweisen,  dass  ursprünglich  auch  hier 
für  den  Betrag  die  Aussteuer  der  Frau  massgebend  war,  welche  dem  Manne, 
auch  wenn  es  sich  um  ihr  ganzes  Gut  handelte,  nicht  mehr  zuwenden 
konnte,  während  der  Mann  ihr  überdies  noch  den  halben  Betrag  der  Aus- 
steuer zusicherte. 

1331.  Zweifelloser  Anschluss  an  das  Augment  ergibt  sich  in  der  Frei- 
grafschaft Burgund,  wo  wir  $  1307  bereits  auf  sonstige  Reste  burgun- 
dischen  Rechts  hinwiesen.  Nach  der  Coutume  §  26  hat  bei  den  Nobles  die 
Wittwe  im  Anschluss  an  das  westfränkische  Recht  als  Douaire  das  halbe 
Erbgut  des  Mannes  zu  Zucht;  aber:  et  si  eile  est  mariee  ä  la  coustume ge- 
nerale gardee  entre  les  Bourgeois,  eile  est  douee  ä  la  tierce  partie  de  son  dot 
et  mariage  aussi  ä  vie.  Massgebend  muss  da  sein  die  dem  westfränkischen, 
wie  lothringischen  Rechte  fremde  Bemessung  nicht  nach  dem  Gute  des 
Mannes,  sondern  nach  der  Aussteuer  der  Frau,  während  der  Umstand,  dass 
die  Widerlage  hier  nicht  die  Hälfte,  sondern  nach  dem  Wortlaut  ein  Drittel 
der  Aussteuer  zu  betragen  scheint,  insofern  ohne  Bedeutung  ist,  als  wir 
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auch  in  andern  Gebieten  bald  die  Hälfte,  bald  ein  Drittel  genannt  finden 
werden.  War  aber  im  Waadtlande  von  einem  Dritteln  der  Dot  in  Fallen 
die  Rede,  wo  das  ausdrücklich  durch  Hinweis  auf  die  Hälfte  der  Dot  er- 
läuten wurde,  werden  wir  entsprechendem  Sprachgebrauch  noch  weiterhin 
begegnen,  so  mag  es  sich  auch  hier  um  die  Hälfte  gehandelt  haben. 

In,  der  Bourgogne  scheint  sich  kein  Rest  derWiderlage  erhalten  zu 
haben.  Auch  zuDijon,  wo  wir  S  1305  sonstige  Reste  burgundischen  Rechts 
annahmen,  findet  sich  kein  gesetzliches  Augment.  Nach  der  Coutume,  Pe- 
rard Recueil  358,  bestellt  der  Mann  das  Douaire  in  beliebigem  Betrage; 
hat  er  der  Frau  aber  kein  Douaire  bestellt,  so  erhält  sie  Nutzgenuss  am 
halben  Gute  des  Mannes  und  zwar  sowohl  an  derFahrniss,  als  an  den  Lie- 
genschaften, was  allerdings  den  sonstigen  Bestimmungen  des  burgundi- 
schen Gebiets  über  das  Wittwenrecht  entspricht. 

Weiter  aber  finden  wir,  wie  in  der  Waadt,  vgl.  $  1325,  auch  in  der 
Coutume  der  Freigrafschaft  $  40  und  in  der  alten  Coutume  des  Herzog- 
tums $  4,  Giraud  Essai  2,  296,  die  der  Lex  74  S  3  entsprechende  Bestim- 
mung wieder,  dass  bei  mehrfachen  Ehen  des  Mannes  die  Zucht  der  letzten 
Frau  sich  nur  auf  die  Hälfte  des  Guts  erstreckt,  welches  den  Kindern  ihrer 
Ehe  zuteilt. 

Glaubte  ich  aber  weiter  $1301  annehmen  zu  sollen,  dass  sich  auch 
weiter  westlich  in  der  Stadt  Bourges  burgundisches  Recht  erhalten  habe, 
so  war  mir  da  vor  allem  massgebend ,  dass  sich  auch  hier  die  vom  west- 
fränkischen Recht  ganz  abweichende  Regelung  des  Douaire  nach  dem  Be- 
trage der  Aussteuer  findet  Ist  hier  in  der  schon  $  861  angeführten  Bestim- 
mung nicht  von  einem  Theilbetrage  der  Aussteuer  die  Rede ,  sondern  von 
einer  jährlichen  Rente  von  Zwei  und  ein  halb  für  jedes  Hundert  der  Aus- 
steuer, so  mag  das  zu  der  Zeit,  als  sich  das  so  feststellte,  dem  Einkommen 
aus  der  Hälfte  oder  doch  dem  Drittel  der  Aussteuer  entsprochen  haben. 

1332*  War  das  Augment  weiter  in  Savoien  üblich,  so  sind  mir  da 
allgemeinere  Bestimmungen  nicht  bekannt.  Aber  in  einem  Einzelfalle  von 
1642,  Pertile  3,  286,  wird  von  Moriz  von  Savoien,  inseguendo  le  buone  usanqc 
della  patria  e  il  cosiume  dei  grandi,  seiner  Braut  zugesichert :  augumento 
di  detta  dote  0  sia  donatione  per  le  no^e  in  ragione  del  ter^o.  Auch  da 
dürfte  in  Anschluss  an  die  auch  bei  Quisard  vorkommende  Ausdrucksweise 
an  die  Hälfte  und  nicht  an  das  Drittel  der  Dos  zu  denken  sein.  Jedenfalls 
finden  wir  am  Bischofssitze  des  Landes,  zu  Genf,  vgl.  Wyss  Gütern  194 ff., 
Huber  Privatr.  4,  374,  das  Verhältniss  ganz  entsprechend  geordnet,  wie  im 
Wallis  und  in  der  Waadt.  Das  Augment  beträgt  die  Hälfte  der  Aussteuer; 
es  kommt  nur  der  Erstverheil atheten,  nicht  der  Wittwe  zu ;  es  ist  den  Kin- 
dern verfangen,  verbleibt  aber  der  Kinderlosen  zu  Eigen.  Es  findet  sich  aber 
hier  in  Annäherung  an  den  Widerfall  des  Rechts  von  Freiburg  und  Neuen- 
burg ein  Contre-augment,  welches  dem  Manne  bei  kinderlosem  Tode  der 
Frau  gebührt  und  die  Hälfte  des  Augments  der  Frau ,  also,  wenn  dieses 
im  gesetzlichen  Ausmasse  bestimmt  war,  ein  Viertel  ihrer  Aussteuer  be- 
trägt. 
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1332]  Dem  mag  das  Recht  von  Bugey  entsprochen  haben,  über  das  mir 
nichts  weiter  bekannt  ist,  als  die  übereinstimmende  Angabe,  vgl.  Laboulayc 
Coud.  407 ,  dass  das  Augment  der  wiederheirathenden  Wittwe  nicht  zu- 
kommt. In  Bresse  und  Maconnais  war  das  Augment  nicht  gesetzlich, 
sondern  kam,  wie  auch  im  D  a  u  p  h  i  n  e ,  der  überlebenden  Frau  nur  zu, 
wenn  es  im  Heirathsvertrage  bedungen  war;  vgl.  Beaune  Dr.  com.  3,533. 

Gehören  Lyonnais,  Forez  und  Beau  jolais  schon  zum  Gebiete 
des  geschriebenen  Rechts,  so  liegt  es  da  allerdings  naher,  das  Augment  mit 
der  römischen  Donatio  propter  nuptias  zusammenzubringen.  Aber  es  ergibt 
sich  auch  hier,  vgl.  Laboulaye  407 ,  nicht  ein  Gleichbetrag  mit  der  Dos, 
sondern  dieselbe  Bemessung,  wie  in  den  früher  besprochenen  Rechten. 
Doch  beträgt  das  Augment  die  Hälfte  der  Dos  nur  dann,  wenn  diese  in 
Gelde  gegeben  ist,  dagegen  nur  ein  Drittel,  wenn  sie  aus  Liegenschaften 
besteht. 

Die  sich  hier  geltend  machende  Scheidu  ng  zwischen  Aussteuer 
in  Liegenschaften  und  inFahrniss  wird  auch  sonst  wohl  betont. 
Wir  erwähnten  S  1 100  die  Bestimmung  des  Rechts  von  Wallis,  wonach  die 
Aussteuer,  wenn  sie  überwiegend  aus  Liegenschaften  besteht,  als  Hereditas 
zu  gelten  habe,  dagegen  als  Dos,  wenn  die  Fahrniss  überwiegt  oder  jenen 
wenigstens  gleichkommt.  Ist  die  Rechtswirkung  nicht  näher  angegeben,  so 
mag  diese  insbesondere  auch  darin  bestanden  haben,  dass  nur  in  letzterm 
Falle  ein  Anspruch  auf  das  Augmentum  begründet  war.  Nach  dem  Recht 
von  Granson,  vgl.  Wyss  Gütern  1 86,  betrögt  das  Augment  nur  die  Hälfte 
der  Dos,  so  weit  diese  in  Gelde  gegeben  war.  In  den  noch  zu  besprechen- 
den Rechten  der  Limagne  wird  mehrfach  erwähnt,  dass  die  Widerlage  nur 
eintritt,  wenn  die  Dos  in  Geld  oder  Getreide  gegeben  wurde,  nicht  aber  bei 
einer  Immobiliardos. 

Die  genannte  Gruppe  von  Rechten  würde  sich  davon  dadurch  unter- 
scheiden, dass  bei  der  letztern  das  Augment  zwar  nicht  entfällt,  aber  stau 
der  Hälfte  nur  ein  Drittel  beträgt.  Konnte  in  der  Franche - Comte  noch 
zweifelhaft  sein,  ob  nicht  bei  dem  Drittel  an  die  Hälfte  zu  denken  sei,  so 
entfällt  hier  natürlich  bei  ausdrücklicher  Unterscheidung  jedes  Bedenken. 
In  einzelnen  Gebieten,  die  ich  nicht  näher  bezeichnet  finde,  vgl  Warnkönig 
Fr.  R.  G.  2,  262,  Beaune  Dr.  cout.  3,  533,  griffen  beide  Theilbeträge  so  in 
einander,  dass  das  Augment  der  Frau  niedern  Standes,  als  der  Mann,  nur 
ein  Drittel,  der  Frau  gleichen  oder  höhern  Standes  die  Hälfte  betrug. 

1333.  Diesem  Drittel  begegnen  wir  dann  zuweilen  auch  in  den  Rechten 
der  Limagne,  vergl.  S  1303,  in  denen  die  Angaben  über  das  Augment 
durchweg  genauer  gefasst  sind,  als  das  sonst  vielfach  der  Fall  ist,  wie  sich 
das  daraus  erklärt,  dass  es  sich  um  örtliche  Abweichungen  von  der  allge- 
meinen Coutume  der  Auvergne  handelt,  welche  das  Augment  nicht  er- 
wähnt. In  manchen  Einzelnheiten  ergeben  sich  Abweichungen.  Im  allge- 
meinen aber  ist  die  Uebereinstimmuug  mit  der  früher  besprochenen  Ge- 
staltung in  Wallis  und  Waadt  eine  so  überaus  auffallende,  dass  gar  nicht 
zu  bezweifeln  ist,  dass  es  sich  um  dieselbe  Grundlage  handelt. 


Augment  um  dotis.  Südburgund.  Limagne.  5 1 1 

Der  Betrag  des  Augment  ist  ganz  Überwiegend  auf  die  Hälfte  der 
Dos  angegeben ;  es  ist  etwa  von  dem  Augment  die  Rede :  qui  est  la  moitie 
de  ladite  dot  constituSe.  Aber  auch  da,  wo  zunächst  auf  ein  Drittel  hinge- 
wiesen ist,  wo  es  etwa  von  der  Frau  heisst:  augmente  sa  dot  d'un  Hers  sur 
les  biens  de  son  mary>  oder  dass  sie  den  dritten  Denier  ihrer  Dot  erhält,  ist 
in  der  Regel  an  ein  Drittel  des  Gesammtbetrags,  also  die  Hälfte  der  Dot, 
zu  denken.  So  heisst  es  etwa  besonders  bestimmt  zu  Vichy:  la  femme  gai- 
gnera  le  Hers  denier  en  montant  de  la  somme,  que  eile  aura  apportJe,  qui 
est  la  moitid  de  son  dot;  comme  si  eile  a  eu  cent  livres  en  mariaige,  eile  en 
gaignera  cinquante  livres;  ainsi  eile  aura  cent  cinquante  livres.  In  einigen 
Fallen  deuten  aber  die  Ausdrucke  bestimmt  nur  auf  ein  Drittel  der  Dos. 
So,  wenn  es  im  Recht  der  Grafschaft  Montpensier  heisst ,  dass  die  Dot  zu- 
rückzustellen sei :  avec  le  Hers  de  ladite  dotpour  augmentavicelle>  während 
am  Hauptorte  der  Grafschaft,  zu  Aigueperse,  bestimmt  die  Moitid  genannt 
wird*  Auch  zu  Blot  und  Menat,  zu  Royat  und  Proussat  handelt  es  sich  zwei- 
fellos nur  um  ein  Drittel.  Zu  Teilhede  nördlich  von  Riom  soll  das  Aug- 
ment ein  Drittel  betragen,  wenn  die  Aussteuer  in  Liegenschaften  bestand, 
was  sich  also  der  Gestaltung  in  Lyonnais  und  Forez  annähern  würde. 

Während  in  manchen  der  Rechte  in  dieser  Beziehung  nicht  unter- 
schieden wird,  ist  auch  wohl  ausdrücklich  gesagt,  dass  es  gleich,  ob  die  Dot 
inLiegenschaftenoderFahmiss  bestehe.  So  bezieht  sich  zu  Gimeaux 
nördlich  von  Riom  das  Augment  auch  auf  die  Liegenschaften.  Dagegen 
heisst  es  in  den  nächstgelegenen  Orten  ausdrücklich,  dass  die  Frau  die 
Hälfte  der  Dot  nur  erhält :  si  eile  est  constituSe  en  argent  ou  en  Sied  ou 
autre  chose  meuble ;  ist  sie  aber  in  Liegenschaften  bestellt:  ladite  femme  ne 
gaigne  aucune  chose  dudit  immeuble.  Und  ähnlich  heisst  es  in  vielen  an- 
dern Ortsrechten,  dass  das  Augment  nur  von  den  Meubles  gegeben  werde. 

Wurde  in  den  früher  besprochenen  Rechten,  von  Genf  abgesehen,  ein 
entsprechendes  Recht  des  überlebenden  Mannes  neben  der 
ihm  zustehenden  Zucht  am  ganzen  oder  halben  Gute  der  Frau,  ein  Contre- 
augment  nicht  bestimmter  betont,  so  wird  hier  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Rechte  bestimmt,  dass  auch  der  überlebende  Mann  Recht  auf  die  Hälfte 
oder  das  Drittel  der  Dos  der  Frau  hat.  Doch  wird  vereinzelt  auch  betont 
dass  dem  Manne  ein  solches  entsprechendes  Recht  nicht  zukommt.  Aug- 
ment oder  Contre-augment  sind  dann  aber,  wie  zu  Pont  du  Chateau  und 
Nezat  betont  wird,  bei  Wiederverheirathung  des  Ueberlebenden  den  Kin- 
dern der  frühern  Ehe  verfangen. 

1334.  Sehen  wir  nun  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Augmen- 
tum  dotis,  so  finden  wir  dasselbe  nach  dem  Gesagten  in  einem  weiten  zu- 
sammenhängenden, aber  später  keineswegs  in  näherer  staatlichen  Verbin- 
dung stehenden  Gebiete  in  im  wesentlichen  übereinstimmender  Gestaltung. 
Dieses  Gebiet  fällt  im  allgemeinen  mit  der  Ausdehnung  des  alten  burgun- 
dischen  Königreichs  nach  Norden  zusammen.  Ist  das  Augment  auf  ein  ein- 
zelnes germanisches  Volksrecht  zurückzuführen,  so  kann  das  nur  das  bur- 
gundische  sein.  Dagegen  scheint  nun  freilich  Bedenken  zu  erregen,  dass  in 
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1334]  der  Lex  Burgundionum  eine  Gabe  des  Mannes,  welche  sich  in  der 
für  das  Augment  besonders  kennzeichnenden  Weise  nach  dem  Betrage  der 
Aussteuer  der  Frau  regelte,  nirgends  ausdrücklich  erwähnt  wird.  Es  kann 
sich  also  fragen,  ob  das  Augment  nicht  etwa  erst  nachträglich  aus  einem 
andern  Rechte  Eingang  gefunden  haben  könne. 

In  dieser  Richtung  glaube  ich  nun  zunächst  von  der  wohl  geltend  ge- 
machten Annahme  eines  Zusammenhangs  mit  der  Widerle- 
gung deutscher  Rechte,  vgl.  Schröder  Güterr.  2*,  8i  ff..  2b,  237  ff., 
2C,  340,  Heusler  Inst.  2,  370  ff.,  absehen  zu  dürfen,  obwohl  dieselbe  sich 
bis  in  die  Nähe  der  Gebiete,  für  welche  wir  das  Augment  nachwiesen,  ver- 
folgen lässt;  vgl.  Wyss  Güterr.  49,  Huber  Privatr.  4,  374.  Uebereinstim- 
mend  ist  da  allerdings  die  Regelung  nach  der  Aussteuer.  Aber  die  Wider- 
legung entspricht  nicht  einem  Theile  der  Aussteuer,  sondern  dem  vollen 
Betrage.  Sie  erscheint  vorwiegend  nur  als  Institut  des  vertragsmässigen 
Güterrechts,  während  es  sich  beim  Augment  um  ein  der  Frau  gesetzlich  zu- 
stehendes Recht  handelt.  Die  Widerlegung  erscheint  weiter  durchweg  nur 
als  Sonderrecht  des  Adels ,  während  beim  Augment  irgendwelcher  Unter- 
schied der  Stände  nicht  eingreift.  Wird  angenommen,  dass  dieselbe  sich 
auf  Grundlage  des  altern  Widum  entwickelt  habe,  so  wies  ich  schon  S  844 
auf  Gründe  hin,  welche  gerade  beim  Lehnsadel  eine  solche  Umgestaltung 
nahe  legen  konnten.  Konnte  der  Betrag  des  Widum  auch  abgesehen  von 
dem  gesetzlichen  für  alle  Einzelfälle  in  den  Eheverträgen  nach  Ueberein- 
kunft  bestimmt  werden,  so  kann  es  nicht  befremden ,  wenn  der  sich  min- 
dernde Betrag  der  Aussteuer  der  Töchter  beim  Adel  dazu  führte,  den  Frauen 
nur  einen  Widum  in  gleichem  Betrage  zu  bedingen.  Geschah  das  zunächst 
in  Einzelfällen,  so  konnte  es  dann  allgemeinerer  Brauch  werden. 

Häufiger  noch  finden  wir  die  Annahme  eines  Zusammenhanges 
mit  der  römischen  Donatio  propter  nuptias.  Das  Augment  wird 
als  einfache  Fortsetzung  derselben  gefasst,  oder  auch  angenommen,  es  habe 
sich  aus  einer  Umgestaltung  des  germanischen  Douaire  unter  Einfluss  der 
römischen  Donatio  ergeben.  Dieser  Annahme  steht  aber  doch  vor  allem  im 
Wege,  dass,  wie  schon  §  1282  betont,  die  Donatio  der  Dos  gleich  sein  sollte, 
wie  daran,  worauf  wir  zurückkommen,  auch  später  im  Lande  des  geschrie- 
benen Rechts  vielfach  festgehalten  wurde.  Dagegen  fanden  wir  in  dem 
ganzen  besprochenen  nordburgundischen  Gebiete  das  Augment  auf  die 
Hälfte,  ausnahmsweise  auch  auf  ein  Drittel  der  Dos  bestimmt;  es  würde 
sich  da  auch  nicht  vereinzelt  die  römische  Gleichstellung  erhalten 
haben,  wie  wir  ihr  weiter  südlich  doch  auch  später  nicht  selten  begegnen. 

So  schwer  nun  aber  auch  dieses  allgemeine  Herabgehen  auf  die  Hälfte 
zu  erklären  sein  würde,  so  würde  dem  weniger  Bedeutung  beizulegen  sein, 
wenn  sich  wenigstens  ergäbe,  dass  die  Rechte,  in  welchen  wir  das  Augment 
finden,  überhaupt  und  insbesondere  in  den  familienrechtlichen  Verhält- 
nissen sich  dem  römischen  Recht  näher  angepasst  hätten.  Sehen  wir  aber 
von  den  schon  jetzt  erwähnten  Gebieten  ab,  welche,  wie  das  Lyonnais, 
überhaupt  bereits  dem  Lande  des  geschriebenen  Rechts  zugezählt  wurden, 
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so  ist  das  in  keiner  Weise  der  Fall.  Es  handelt  sich  um  Rechte,  welche  in 
diesen  Verhältnissen  sichtlich  durchweg  auf  germanischer  Grundlage  be- 
ruhen. Das  Augment  erscheint  da  Überall  aufs  engste  verbunden  mit  Be- 
stimmungen, deren  germanische  Herkunft  nicht  zu  verkennen  ist.  Die  Be- 
schrankung des  Augment  auf  die  erste  Ehe,  die  Wahl  zwischen  Dos  mit 
Augment  und  Zucht  an  dem  Gute  des  Mannes,  der  Anfall  der  nicht  als  Aus- 
steuer gegebenen  Fahrniss  der  Frau  an  den  Mann,  welche  also  nach  römi- 
scher Auffassung  Bona  paraphernalia  der  Frau  sein  würden,  alles  das  ist 
dem  römischen  Rechte  fremd. 

Man  hätte  also  aus  dem  römischen  Rechte  lediglich  die  Regelung  der 
Donatio  nach  der  Dos  aufgenommen;  und  auch  diese  überdies  überall  nur 
mit  der  wesentlichen  Aenderung  auf  die  Hälfte,  obwohl  es  sich  um  Gebiete 
handelt,  für  welche  ein  näherer  Zusammenhang  der  nachträglichen  Weiter- 
entwicklung des  Rechts  schwerlich  anzunehmen  ist,  so  dass  jenes  Herab- 
gehen auf  die  Hälfte  durchweg  ganz  selbstständig  und  dennoch  überall 
übereinstimmend  erfolgt  sein  müsste. 

1335«  Bei  dieser  Sachlage  ist  doch  Zu  rückgehen  aufaltburgun- 
dischen  Brauch  nicht  wohl  zu  bezweifeln.  Und  dem  wird  die  Nicht- 
erwähnung in  der  Lex  kaum  im  Wege  stehen,  da  in  dieser  keine  be- 
stimmtere Veranlassung  geboten  war,  dasselbe  zu  erwähnen.  Die  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Lex  beschäftigen  sich  durchweg  nur  mit  den 
Massregeln,  durch  welche  die  Wittwe,  indem  man  ihr  Rechte  am  Gute  des 
verstorbenen  Mannes  einräumte,  gesichert  werden  sollte.  Dazu  aber  konnte 
das  Augment  nicht  dienen,  da  es  sich  nicht  nach  dem  Vermögen  des  Mannes, 
sondern  nach  der  Aussteuer  der  Frau  regelte,  also  gerade  in  den  Fällen, 
wo  diese  Aussteuer  gering  und  desshalb  Vorsorge  besonders  noth  that,  keine 
wesentliche  Abhilfe  bieten  konnte. 

Gerade  dann,  wenn  das  Augment  bereits  ein  gesetzlich  ohnehin  fest- 
stehendes Recht  der  Frau  war,  fehlte  in  der  Lex  die  Veranlassung,  sie  aus- 
drücklich zu  erwähnen.  Auch  das  doch  gar  nicht  zu  bezweifelnde  Recht 
der  Frau  auf  Rückgabe  ihres  Erbgutes  oder  der  als  Abfindung  für  dasselbe 
gegebenen  Aussteuer  wird  nirgends  erwähnt;  sie  lässt  sich  nur  mittelbar 
aus  Angaben  folgern,  wie  der  L.  74  S  1 ,  wonach  die  Frau  kein  Recht  auf 
die  Tertia  hat,  wenn  sie  nicht  von  ihren  Eltern  her  ausreichendes  Gut  be- 
sitzt. Wird  da  ausserdem  auf  Schenkungen  des  Mannes  im  allgemeinen  hin- 
gewiesen, welche  für  ihren  Unterhalt  ausreichen  können,  so  war  kein  Grund, 
dabei  etwa  zwischen  Augment,  Morgengabe  und  sonstigen  Schenkungen, 
wie  sie,  vgl.  $  1321,  dem  Manne  auch  während  der  Ehe  gestattet  waren, 
zu  scheiden. 

Beziehen  sich  die  Bestimmungen  gerade  der  burgundischen  Lex  sicht- 
lich vorzugsweise  auf  Gegenstände ,  bezüglich  deren  in  dieser  oder  jener 
Richtung  nicht  genügend  feststand,  was  Rechtens  war,  oder  bei  denen  es 
irgendwelcher  Aenderung  des  bisherigen  Rechts  bedurfte,  so  wird  auch  ge- 
rade hier  der  Schluss  nicht  leicht  gerechtfertigt  sein,  dass  Solches,  was  sie 
nicht  ausdrücklich  erwähnt,  desshalb  nicht  bereits  Recht  gewesen  sein  könne. 
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1335]  Das  Recht  der  Frau  auf  Zurückgabe  ihrer  Aussteuer  mit  Widerlage 
wird  als  althergebracht  so  allgemein  anerkannt  gewesen  sein,  dass  es  da  ge- 
setzlicher Feststellung  nicht  bedurfte;  gesetzlicher  Regelung  bedurfte  es  nur 
da,  wo  dieses  hergebrachte  Recht  nicht  ausreichte,  die  Wittwe  vor  Mangel 
zu  schützen. 

1336.  Jeder  Zweifel  an  dem  Zurückgehen  des  Augment  auf  altbur- 
gundisches  Recht  muss  dann  aber  schwinden,  wenn  wir  die  genaue  Ueber- 
einstimmungmitderDrittelsvermehrungdesFrostuthings- 
rechts  beachten  und  die  sonstige  Sachlage  uns  berechtigt,  dieselbe  darauf 
zurückzuführen,  dass  beide  auf  ein  näheres  Urrecht  dieser  beiden  Rechte 
zurückgehen. 

Das  aber  dürfte  durchaus  der  Fall  sein.  Eine  Reihe  Haltpunkte  weisen 
ohnehin  auf  nähere  Verwandtschaft  beider  Rechte  hin.  Das  Fro- 
stuthingsrecht,  vergl.  §  1018,  ist  in  Scandinavien  das  einzige,  welches  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  burgundischen  nur  die  Vererbung  der  Gerade 
der  Mutter  auf  die  Töchter  erwähnt.  Ich  wies  $  569  auf  die  Möglichkeit 
des  Zusammenhangs  beider  Rechte  bezüglich  der  Bestimmung  des  Viertels 
als  Freitheil  hin.  Die  Uebereinstimmung  in  solchen  Einzelnheiten  würde 
an  und  für  sich  gewiss  ohne  Bedeutung  sein.  Aber  ich  wies  §  482  genauer 
nach,  wie  das  burgundische  Recht  bei  der  Erbenfolge  im  engern  Kreise  sich 
nicht  allein  im  allgemeinen  der  eigenthümlichen  norwegischen  Gruppen- 
theilung  anschliesst,  sondern  da  bei  den  Einzelnheiten  der  Durchführung 
so  auffallende  Uebereinstimmung  gerade  mit  dem  Frostuthingsrechte  zeigt, 
dass  mir  das  an  und  für  sich  genügen  würde,  um  einen  engern  Zusammen- 
hang zunächst  nur  dieser  beiden  Rechte  anzunehmen.  Verbleibt  nach  bur- 
gundischem  Recht  dem  überlebenden  Manne  die  ganze  Fahrniss,  so  suchten 
wir  das  S  1291  ebenso  für  das  Frostuthingsrecht  zu  begründen. 

Dazu  kommt  nun,  dass  sich  bei  dem  Thridiungsauki  des  Frostuthings- 
recht, so  weit  uns  da  Näheres  bekannt  ist,  volle  Uebereinstimmung  mit  dem 
besprochenen  burgundischen  Augment  ergibt.  Beide  betragen  die  Hälfte 
der  Aussteuer;  beide  kommen  nur  der  überlebenden  Frau,  nicht  auch  den 
Erben  der  vorverstorbenen  zu ;  auf  beide  hat  nur  die  Erstverheirathete  An- 
spruch, nicht  die  wiederheirathende  Wittwe. 

Aber  ich  glaube  noch  weiter  gehen  und  ausser  dem  sachlichen  auch 
sprachlichen  Zusammenhang  annehmen  zu  dürfen.  Der  im  ganzen 
besprochenen  Gebiete  fast  ausschliesslich  verwandte,  dann  freilich  auch 
weiter  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  häufig  vorkommende  Ausdruck 
Augmentum  dotis  ist  der  römischen  Rechtssprache  als  gleichbedeu- 
tend mit  der  Donatio  des  Mannes  ganz  fremd.  Ist  Dig.  24,  3  fr.  3 1  S  4  da- 
von die  Rede,  dass  die  Früchte  des  Dotalgrundstückes  ein  Augmentum  dotis 
bilden,  so  würde  da  der  Ausdruck  zur  Bezeichnung  einer  ganz  andern  Sache 
schwerlich  gewählt  sein,  wenn  er  auch  für  die  Donatio  üblich  gewesen 
wäre.  In  diesem  Sinne  ist  er  auch  dem  spätem  Sprachgebrauche  des  longo- 
bardischen  Gebietes  fremd ;  das  zuweilen  erwähnte  Aumento  di  dote  ist 
nicht,  wie  das  Antifatto,  eine  Gabe  des  Mannes,  sondern  eine  von  der  Mutter 
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oder  andern  Verwandten  der  Braut  herrührende  Zugabe  zu  deren  Mitgift ; 
vgl.  Pertile  3,  286. 

Schlösse  sich  die  in  Südfrankreich  als  Augment  bezeichnete  Gabe  der 
römischen  Donatio  ante  nuptias  unmittelbar  an,  so  ist  doch  um  so  weniger 
abzusehen,  was  da  eine  andere  Bezeichnung  hätte  veranlassen  sollen,  als  die 
römische  Donatio  nicht  blos  der  Sache,  sondern  auch  dem  Ausdrucke  nach 
im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  immer  Üblich  blieb  und  in  Heiraths- 
verträgen hflufig  genannt  wird,  bei  denen  dann  in  der  Regel  auch  die  son- 
stige Fassung  darauf  hindeutet,  dass  es  sich  um  nach  römischem  Rechte 
Lebende  handelt 

Diese  Sachlage  scheint  es  doch  von  vornherein  wahrscheinlich  zu 
machen,  dass  die  Germanen  den  Ausdruck  bildeten ,  weil  ihnen  nicht  ent- 
ging, dass  der  römischrechtliche  Ausdruck  für  die  nächstverwandte  Sache 
doch  dem,  was  sie  zu  bezeichnen  hatten ,  nicht  genau  genug  entsprach ; 
dass  sie  den  Ausdruck  Donatio  ante  nuptias  absichdich  vermieden,  um  an- 
zudeuten, dass  man  nicht  gerade  die  römischrechtliche  Gabe  im  Auge  habe. 
Wir  finden  nun  im  Süden  sehr  häufig  allgemeinere  Ausdrücke,  wie  Spon- 
salitium  und  Dotalitium ,  verwandt ,  um  jede  Zuwendung  des  Mannes  zu 
bezeichnen ,  mochte  sie  nun  auf  römischer  oder  germanischer  Grundlage 
erfolgen.  Verfielen  aber  die  Germanen  sichtlich  da ,  wo  es  sich  zunächst 
um  die  letztere  handelte,  auf  den  nach  römischem  Sprachgebrauche  für  eine 
Gabe  des  Mannes  gewiss  nicht  naheliegenden  Ausdruck  Augmentum  dotis, 
so  wird  es  sich  zweifellos  um  näheren  Anschluss  an  einen  herge- 
brachten germanischen  Ausdruck  handeln.  Glaubte  ich  nun  S  1285 
das  longobardische  Antifactum  mit  dem  Gagngjald  der  Gulathingslög  in 
Verbindung  bringen  zu  dürfen,  so  wüsste  ich  auch  hier  nur  an  den  Thri- 
diungsauki,  die  Drittelsvermehrung  der  Frostuthingslög,  anzuknüpfen, 
wo  wenigstens  der  Ausdruck  Augmentum  bestimmt  gegeben  ist. 

Auch  in  den  wenigen  Quellen,  in  denen  das  Augment  in  deutscher 
Sprache  erwähnt  wird,  vgl.  §  1328,  ist  von  Mehrung  die  Rede.  Der  aus- 
drückliche Hinweis  aufdie Drittelung  wäre  dann  allerdings  indem  üblichen 
burgundischen  Ausdrucke  entfallen.  Aber  es  ist  wohl  kaum  Zufall,  dass  bei 
Erwähnung  des  Augment  so  häufig  von  einer  Drittelung  die  Rede  ist, 
dass  oft  zweifelhaft  sein  kann,  ob  es  sich  wirklich  um  die  Hälfte  der  Dos 
handelt,  während  doch  auch  dann  genauere  Angaben  ergeben ,  dass  das 
Drittel  sich  nur  auf  den  Gesammtbetrag  von  Dos  und  Augmentum  beziehen 
kann;  so  in  der  $  1330  angeführten  Stelle  bei  Quisard,  oder  nach  S  1333 
in  der  Auvergne.  Fehlte  da  sachlich  jede  bestimmtere  Veranlassung,  auf 
Drittelung  hinzuweisen,  hätte  der  einfache  Hinweis  auf  die  Hälfte  der  Dos 
da  an  und  für  sich  viel  näher  gelegen,  so  erklärt  sich  das  am  leichtesten, 
wenn  wir  annehmen,  dass  auch  dem  burgundischen  Sprachgebrauche  der 
an  und  für  sich  nicht  naheliegende  Ausdruck  Drittelsvermehrung  ursprüng- 
lich geläufig  war.  Ob  das  dazu  Veranlassung  gegeben  hat,  dass  wir  statt  der 
jedenfalls  die  Regel  bildenden  Bestimmung  auf  die  Hälfte  der  Dos  mehrfach 
doch  auch  eine  solche  auf  ein  Drittel  derselben  fanden,  lasse  ich  dahingestellt. 

Fickcr,  Untersuchungen  IV.  34 
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1337«  Ist  es  mir  nach  allem  Gesagten  zweifellos,  dass  in  dem  Augmen- 
tan) dotis  eine  Einrichtung  des  burgundischen  Rechtes  zu  sehen  ist,  so  er- 
gibt sich  nun  eine  überaus  auffallende  Erscheinung,  wenn  wir  das  Vor- 
kommen derDrittelsmehrungimGebietedes  geschriebenen 
Rechts  verfolgen.  Hat  sich  in  diesem  im  allgemeinen  das  römische  Recht 
in  Geltung  erhalten ,  so  ergeben  doch  die  bezuglichen  Ortsrechte  und  die 
Urkunden  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechts  zahlreiche  ab- 
weichende Gewohnheiten,  die  dann  durchweg  auf  germanischer,  aber  nicht 
fränkischer  Grundlage  beruhen.  Fanden  wir  das  Augment  bereits  in  Lyon- 
nais  und  Forez,  so  kann  da  natürlich  die  Forterhaltung  burgundischer 
Rechtsbestimmungen  nicht  befremden;  es  mag  denn  auch  in  den  südlich 
anstossenden  früher  burgundischenGebieten  mehrfach  üblich  ge- 
blieben sein,  worüber  ich  beim  Mangel  von  Quellenzeugnissen  nicht  zu  ur- 
theilen  weiss.  Ueberaus  auffallend  ist  es  nun  aber,  dass  wir  auch  im  früher 
westgothischen  Gebiete,  in  Languedoc  und  Guyenne  bis  zu  den 
Pyrenäen  und  über  diese  hinaus  in  Catalonien,  nicht  blos  den  Ausdruck 
Augmentum  wiederfinden,  sondern  dieses  auch  in  Abweichung  vom  römi- 
schen Recht  ganz  in  derselben  Weise  auf  die  Hälfte  der  Dos  bestimmt  wird, 
wie  im  burgundischen  Gebiete. 

Finden  sich  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  zahlreiche  Belege  für 
die  Fortdauer  der  römischen  Donatio,  so  ergibt  sich  im  allge- 
meinen, dass  für  diese  auch  an  dem  Gl  eich  betrage  von  DosuadDo- 
n  a  t  i  o  festgehalten  wurde ,  wie  er  insbesondere  auch  Petri  Exceptiones  i 
c.  43  verlangt  wird.  Es  heisst  etwa  ausdrücklich  in  Vermahlungsurkunde 
von  1 178,  Layettes  du  tr.  des  chartes  1,  119:  ita  tarnen,  ut  hec  dos  et  do- 
natio propter  nuptias  iuxta  Romane  legis  auctoritatem  ad  equalitatem  redi- 
gantur.  Oder  in  den  Coutumes  von  Alais  c.  17,  Les  Olim  ed.  Beugnot  3, 
1492,  dass  beide  Gaben  anon  per  eguals  passes.  Während  darauf  ab  allge- 
meineren Brauch  ebenso  hindeutet,  wenn  es  wohl  ausdrücklich  ausge- 
schlossen ist.  So  in  den  Coutumes  von  Montpellier  und  Carcassonne,  Gi- 
raud  Essai  sur  F  hist.  du  droit  Fr.  1,  68:  Dotes  vel  hereditates  vel propter 
nuptias  donationes  vel  sponsalitie  largitates  equis  passibus  non  ambulant, 
sed  pro  libitu  conferentium  ex  utraque  parte  vel  ex  una  sola  valeanU 

Auf  den  blossen  AusdruckDonatio  propter  nuptias  ist  dabei  frei- 
lich kein  Gewicht  zu  legen,  so  wenig,  wie  auf  die  sonstigen  für  die  Gegen- 
gabe des  Mannes  üblichen  Ausdrücke,  wie  Sponsalitium,  Dotalitiura,  Dou- 
aire,  auch  Osculum,  Ouscle,  und  ebenso  Augmentum.  Sie  werden  sehr 
wechselnd  und  willkürlich  gebraucht.  Von  Donatio  ist  ebenso  da  die  Rede, 
wo  in  Abweichung  vom  römischen  Recht  die  Gegengabe  entsprechend  den 
burgundischen  Bestimmungen  aufrdie  halbe  Dos  festgesetzt  wird,  wie  das 
in  diesen  Gebieten  sehr  häufig  der  Fall  ist. 

1388.  So  werden  in  den  Coutumes  von  Toulouse  c.  113  ff.  120, 
ed.  Tardif  53  ff.  die  Ausdrücke  Donatio  propter  nuptias,  Dotalitium,  Agen- 
ciamentum  und  Augmentum  ganz  gleichbedeutend  zur  Bezeichnung  einer 
Widerlege  gebraucht,  welche  hier  die  Hälfte  der  Dos  betrug;  vgl.  Warn- 
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könig  Fr.  R.  G.  2,  262,  Beaune  Dr.  cout.  3,  533.  Auch  in  der  Umgebung 
von  Toulouse  finden  sich  Belege.  Die  Wittwe  des  Vicegrafen  von  Fenouillet 
beanspruchte  1264,  Les  Olim  1,  579,  sechshundert  Pfund  ratione  dotis  und 
dreihundert  racione  dotaliciu  So  heisst  es  in  der  Couturae  von  Merville 
c.  32,  Nouv,  Revue  1 5,  492 :  Quicumque  mitte  solidos  Toi.  in  dotem  rece- 
perit  ab  uxore,  uxor  in  et  super  bonis  dicti  mariti  sui  pro  aucmento  et  do- 
natione propter  nupcias  habeat  quingentos  solidos  Toi./  et  sie  seeundum 
magis  et  minus  dos  per  maritum  tercietur  uxori.  Die  Angabe  scheint  mir 
vor  allem  beachtenswerth  zusein,  weil  auch  hier,  wie  wir  das  ebenso  S  1336 
für  das  burgundische  Gebiet  betonten,  von  einem  Drittel  die  Rede  ist,  wie 
das  doch  durch  die  Sache  nicht  gerade  nahegelegt  ist  und  daher  auf  einen 
althergebrachten  feststehenden  Sprachgebrauch  schliessen  lässt. 

Dafür  findet  sich  noch  ein  weiterer  Beleg.  Die  Drittelsvermehrung 
lässt  sich  auch  über  das  Gebiet  des  geschriebenen  Rechts  hinaus  noch  in 
Poitou  nachweisen.  Allerdings  erscheint  schon  in  der Cou turne  von  15 14 
S  303  das  Douaire  für  Nobles  und  Roturiers  ganz  in  gleicher  Weise  auf 
Zucht  an  einem  Drittel  der  H&itages  des  Mannes  bestimmt.  Aber  noch  im 
Livre  des  droiz  §  548  ist  das  zunächst  nur  für  die  Gentilfemme  ausgespro- 
chen. Dagegen  erhält  nach  S  549  die  Roturiere  den  Geldbetrag  ihrer  Aus- 
steuer :  et  le  Hers  d*autant  en  douaire/  ebenso  erhält  sie  nach  $951:  le  Hers 
denier  en  oultre  Selon  que  la  some  monte  en  ouscle,  welches  sie  aber  nur  auf 
Lebenszeit  behält,  wenn  sie  es  nicht  vorzieht,  sich  mit  der  Hälfte  des  Ouscle, 
aber  als  Eigenthum,  zu  begnügen.  Das  sollte  man  doch  dahin  verstehen, 
dass  dieses  ein  Drittel  der  Aussteuer  betrug.  Nun  heisst  es  aber  S  663,  ed. 
Beautemps  2,  143,  von  der  mit  Geld  ausgesteuerten  Frau:  eile  prendra 
son  mariage  sur  les  biens  du  mari  tal  qu'il  lifut  paie',  et  en  oultre  eile  aura 
par  douaire  le  Hers  cf  autant  comme  montera  la  dicte  somme,  c  est  assavoir 
que  si  xl.  liv.  lifurent  donndes,  eile  en  prendra  xx.  liv.  en  douaire  sur  les 
biens  du  mari;  et  si  la  somme  montoit  plus,  ä  la  value.  Der  Herausgeber 
meint,  es  sei  zweifellos  Ix.  zu  leseu.  Aber  nach  den  bereits  angeführten  Be- 
legen wird  das  xL  der  Handschrift  nicht  zu  beanstanden  sein. 

Nicht  anders  wird  es  dann  zu  verstehen  sein,  wenn  es  in  der  Cou  turne 
des  benachbarten  Angoumois  S  47  wieder  nur  von  der  Roturiere  heisst, 
dass  sie  die  Wahl  hat,  Fahrniss  und  Errungenschaft  zur  Hälfte,  oder  ihr 
Eingebrachtes  zu  nehmen ;  im  letztern  Falle,  wie  zu  lesen  sein  wird :  eile 
aura  lesdits  denier s  par  eile  porte%  en  faveur  de  son  mariage  ;  et  pour  son 
douaire  eile  aura  les  Hers  des  deniers  seulement  en  montant. 

Bezieht  sich  nach  jenen  Angaben  die  Widerlage  nur  auf  die  Fahrniss, 
während  die  Frau  ihre  etwaigen  Liegenschaften  einfach  zurückerhält ,  so 
fanden  wir  auch  das  mehrfach  im  burgundischen  Gebiet,  insbesondere  auch 
in  der  Auvergne  betont.  Eine  weitere  Annäherung  an  burgundische  Be- 
stimmungen zeigt  sich  noch  zu  Charroux  nordwestlich  von  Limoges, 
wonach  das  Drittel  als  Osculum  nur  der  Jungfrau  als  Vorrecht  zukommt, 
während  bei  einer  wiederverheiratheten  Wittwe  der  Mann  denselben  An- 
spruch hat  Nach  der  Karte  von  1 247  $  1 2,  vgl.  $  1 8,  Giraud  Essai  2, 402 : 

34# 
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1338]  si  il  la  prent  pucelle ,  il  li  donet  ocle,  co  est  assaver  lo  fers  de  meu- 
bleSy  que  il  prent  ob  Hey  ;  si  il  ne  la  prent  pucelle,  li  uns  donet  ocle  äTau- 
tre  egaultnent. 

Dieselbe  Unterscheidung  findet  sich  zu  Bordeaux  beachtet,  obwohl 
da  der  Theilbetrag  für  die  Erstverheirathete  der  römischen  Donatio  ent- 
sprechen würde.  In  den  in  den  Livre  des  coustumes,  ed.  Barkhausen  245, 
aufgenommenen  Coutumes  von  Agen  heisst  es  c.  27  <  si  es  pucela,  lo  marit 
lo  deu  doblar  son  aver  tnoble.  In  der  Coutume  von  Bordeaux  von  1520 
heisst  es  S  47 :  lafemme  doit  gaigner  le  double  de  son  dot,  so  weit  dieselbe 
nicht  bestimmt  war,  in  Liegenschaften  angelegt  zu  werden ;  aber  S  49  *  Si 
lafemme  a  este  autrefois  marUe,  doit  gaigner  seulement  le  tiers  de  sa  dot 
Das  wird  doch  wieder  dahin  zu  verstehen  sein,  dass  jene  den  vollen,  diese 
den  halben  Betrag  erhalt.  Würde  die,  so  weit  ich  sehe,  nur  hier  erwähnte 
Gestaltung  genau  mit  dem  Gulathingsrecht  stimmen,  so  dürfte  das  doch 
wohl  nur  ein  Zufall  sein.  Auch  die  Bestimmungen  der  Coutume  S  50  über 
die  Fahrniss  erinnern  auffallend  an  die  der  Rechte  der  Frostuthingsgruppe. 
Es  macht  sich  insbesondere  der  Unterschied  zwischen  Aussteuerfahrniss 
und  Erbfahrniss  geltend ;  jene,  wie  die  ganze  errungene  Fahrniss,  verbleibt 
dem  überlebenden  Manne :  mais  les  cabaux,  or  et  argent  et  autres  meubles 
venus  a  la  femme  par  succession,  retourneront  aux  plus  prochains  parens 
de  la  femme. 

Auch  in  der  Gascogne  findet  sich  mehrfach  die  Donatio  auf  die 
Hälfte  der  Dos  festgestellt.  So  ist  in  Privilegien  für  Marziac  im  Bisthumc 
Auch,  dann  fürTournay  im  Bisthume  Tarbes,  Ordonnances  des  rois  de  Fr. 
12,  343.  370,  das  Verhältniss  dahin  bestimmt,  dass  für  jede  tausend  Solidi 
der  Dos  fünfhundert  als  Donatio  propter  nuptias  zu  bestellen  sind.  Dieselbe 
Angabe  findet  sich  im  Fuero  von  Labastida  in  der  Grafschaft  Bigorre,  vgl. 
Marichalar  4,  191 ;  Lagreze  H.  du  dr.  dans  les  Pyrenees  145.  In  Einzel- 
fällen findet  sich  dagegen  eben  so  sicher  das  Augment  nur  auf  ein  Drittel 
bestimmt.  Nach  einem  Ehevertrage  des  Grafen  von  Foix  mit  Ermengarde 
von  Narbonne,  Salazar  Casa  di  Lara  4,  2 1,  bringt  diese  porsu  dote  yheredat 
dreissig  Pfund,  welche  sie  nach  seinem  Tode  wiedererhält  nebst  einem 
Augment  von  zehn  Pfund.  Im  Heirathsvertrage  zwischen  Catharina  von 
Navarra  und  Johann  d' Albret  von  1484,  Monlezun  Gascogne  6,  370,  wer- 
den allerdings  Dos  und  Donatio  gleichmässig  auf  hunderttausend  Scudi  be- 
stimmt; aber  bei  kinderlosem  Ueberleben  erhält  Catharina  als  Augment 
nur  ein  Drittel  der  Dos. 

1339«  Besonders  genaue  Angaben  über  diese  Gestaltung  der  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  liegen  aus  Catalonien  in  dem  Recht  von  Tor- 
tosa  vor,  mit  welchem  nach  Oliver  Hist.  del  der.  en  Cataluna  2,  294  das 
Recht  von  Lerida  und  Barcelona  in  den  Hauptpunkten  übereinstimmte. 
Nach  den  Costumbres  de  Tortosa  5,  1  c  20,  Oliver  4,240,  konnte  die  Ehe 
auch  mit  der  spanischen,  nach  Hälften  bemessenen  Gütergemeinschaft,  vgl. 
S  1201,  eingegangen  werden.  Aber  üblicher  scheint  die  Ehe  mit  Exovar 
undExcreyx  gewesen  zu  sein,  über  die  sich  5,  1,  c.  1  bis  19  sehr  aus- 
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führliche  Bestimmungen  finden.  Exovar  oder  Axovar  ist  die  Aussteuer,  Dot, 
das  was  die  Eltern  bei  der  Heirath  der  Tochter  mitgeben.  Die  Bezeichnung 
Axovar  soll  arabischen  Ursprungs  sein,  vergl.  Diez  Roman.  Wörterb.  zu 
Axuar;  sie  findet  sich  in  derselben  Bedeutung  auch  in  den  Fueros  von  Ara- 
gon und  in  den  Usatici  Barchinonae  c.  108,  Giraud  Essai  2,  488«  Excreyx 
oder  auch  Creyx  ist  abgeleitet  von  Excrescere,  Crescere ,  wie  wir  auch  im 
Wallis  und  in  der  Waadt  das  Augmentum  als  Crescementum,  Accroisse- 
ment,  Accroit  de  dot  bezeichnet  fanden ,  so  dass  der  Wortsinn  wesentlich 
dem  des  Augmentum  entspricht. 

Es  heisst  nun  zunächst  aufs  bestimmteste,  dass  Excreyx  oder  Donacio 
per  nupcias  immer  die  Hälfte  der  Aussteuer  betragen  soll,  so  dass  für 
hundert  Sous  der  Dot  fünfzig  Sous  als  Excreyx  zu  geben  sind.  Wird  dann 
hinzugefügt :  Si  Ufa  excreyx  tota  via  del  terc  mes,  und  glaubt  der  Heraus- 
geber da  eine  Verderbniss  des  Textes  annehmen  zu  sollen ,  während  er  in 
seiner  Darstellung  2,  293  eine  Vermehrung  des  Excreyx  um  ein  Drittel  an- 
nimmt, so  werden  wir  darin  wieder  nur  einen  Beleg  für  einen  wohl  von 
altersher  feststehenden  Sprachgebrauch  zu  sehen  haben,  wonach  man  beim 
Augment  von  Drittelung  auch  da  sprach,  wo  der  Hinweis  auf  die  Hälfte 
der  Dos  deutlicher  gewesen  wäre.  Wurde  auf  die  Regelung  nach  der  Hälfte 
der  Dos  so  genau  gehalten,  dass,  wenn  in  gewissen  Fällen  die  Dot  sich 
ohne  Schuld  des  Mannes  minderte,  vgl.  Oliver  2,  294,  nach  dessen  Tode 
auch  der  Betrag  der  Widerlage  sich  in  demselben  Verhältnisse  mindern 
sollte,  so  ist  mir  allerdings  in  den  burgundischen  Rechten  eine  Beachtung 
des  Umstandes  nicht  aufgefallen ;  aber  §  1282  fanden  wir  eine  entsprechende 
Behandlung  des  longobardischen  Antifatto  und  wiesen  schon  dort  auf  Zu- 
sammenhang mit  norwegischen  Bestimmungen  hin.  Die  Bemessung  nach 
der  Hälfte  der  Dos  scheint  in  Catalonien  allgemein  üblich  gewesen  zu  sein; 
nur  im  Bisthum  Gerona,  vgl.  Burön  Garcia  Der.  civ.  1,525,  war  es  entspre- 
chend dem  römischen  Rechte  Brauch ,  die  Donatio  propter  nuptias  in  glei- 
chem Betrage  mit  der  Dos  zu  bestellen. 

1340*  Mögen  dann  einige  der  Einzelbestimmungen  vom  römi- 
schen Dotalrecht  beeinfiusst  sein,  so  entsprechen  doch  auch  abgesehen  von 
dem  verschiedenen  Betrage  der  Widerlage  manche  auffallend  denen,  welche 
wir  in  burgundischen  Rechten  fanden.  Wie  in  diesen  und  ihnen  entspre- 
chenden sudfranzösischen,  kommt  nach  5,  1  c.  1  die  Widerlage  nur  der 
Erstverheiratheten,  nicht  der  Wittwe  zu:  E  afo  desus  dit,  es  entes 
en  les  fembres  vergens,  e  no  en  les  viudes  ;  car  en  les  viudes  no  es  lo  marit 
tengut  defer  excreyx  a  la  muller  ne  la  muller  al  marit 

Nach  c.  5  sind,  wie  in  den  burgundischen  Rechten,  vergl.  §  1321, 
Schenkungen  des  Mannes  an  die  Frau  auch  über  das  Excreyx  hin- 
aus durchaus  gestattet.  Sind  Kinder  da,  so  sind  diesen  nach  c.  1 3  das  Ex- 
creyx, wie  alle  andern  Schenkungen  des  Mannes  verfangen.  Die  kinderlose 
Wittwe  kann  über  die  Hälfte  nach  Belieben  verfügen,  während  die  andere 
Hälfte  an  die  Erben  des  Mannes  zurückfallt.  Besonders  auffallend 
ist  dann  aber  das  Recht  der  Erben  der  Frau  auf  die  Hälfte,  wo- 
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1840]  nach  dieselben  bei  Vorversterben  der  Frau  ausser  Rückgabe  des 
Azovar  auch  die  Hälfte  des  Excreyx  verlangen  können.  Nach  den  früher 
besprochenen  burgundischen  Rechten  scheint  allerdings  durchweg  nur  die 
überlebende  Frau  selbst  Anspruch  auf  das  Augment  zu  haben.  Aber  diese 
Bestimmungen  erinnern  doch  aufs  bestimmteste  an  die  der  burgundischen 
Lex  24  $  2 ,  wonach  nach  dem  Tode  der  kinderlosen  Wittwe  die  Donatio 
nuptialis  zur  Hälfte  an  ihre  eigenen  Erben ,  zur  Hälfte  an  die  Erben  des 
Mannes  fallen  soll;  eine  Bestimmung,  welche  wir  S  1323  auch  wohl  spater 
noch  im  burgundischen  Gebiet  beachtet  fanden. 

Weiter  zeigt  sich  dann  aber  nach  c.  1 8  engster  Anschluss  an  Eigen- 
tümlichkeiten der  burgundischen  Rechte  in  der  Sonderbehandlung 
der  Ausstattungsfahrniss,  wozu  die  Vestedures,  die  Savennes  oder 
das  Leinenzeug,  vgl.  Diez  Wörterb.  zu  Sabana,  dann  der  Schmuck,  die 
Joyes,  gehören.  Ueberlebt  die  Frau,  so  verbleiben  diese  ihr,  doch  ohne  dass 
sie,  wie  wir  auch  $  13 12  betont  fanden,  für  die  Verschlechterung  einen  Er- 
satz verlangen  kann.  Ueberlebt  aber  der  Mann,  so  fallen  sie  an  diesen 
und  nicht  an  die  Erben  der  Frau.  Wobei  sich  hier  bestimmt  ergibt,  dass 
die  Kosten  der  Ausstattung  der  Braut  von  ihren  Eltern  oder  sonstigen  Ver- 
wandten zu  tragen  waren.  Denn  es  heisst,  dass,  wenn  etwa  der  Mann  zur 
Zeit  der  Hochzeit  einen  Theil  der  Kosten  der  Vestedures  nupciales  getragen 
hatte,  bei  Vorversterben  der  Frau  deren  Erben  das  dem  Manne  oder  dessen 
Erben  nachträglich  zu  ersetzen  hatten ,  was  er  damals  gezahlt  hatte. 

Es  liegt  nahe,  dass  mit  der  Lex  Burg.  86  §  2,  wonach  der  dritte  Theil 
des  Wittemon  auf  Ornamenta  zu  verwenden  war,  und  mit  14  $  4,  wonach 
das,  was  die  Frau  bei  der  Hochzeit  dem  Manne  zubrachte,  nach  dem  Tode 
des  Mannes  nicht  zurückverlangt  werden  solle,  zusammenzubringen.  Das 
kann  sich  dann  mit  dem  Zurücktreten  des  Wittemon  in  sehr  verschiedener 
Weise  weiterentwickelt  haben.  Wir  glaubten  §  13 19  umgekehrt  annehmen 
zu  dürfen,  dass  sich  daraufhin  wohl  ein  Recht  der  Frau  feststellte,  Schmuck 
bestimmten  Werthes  vom  Manne  zu  verlangen. 

Aber  in  fast  allen  Rechten,  welche  durch  das  Augment  in  näherm  Zu- 
sammenhang stehen,  findet  sich  wenigstens  übereinstimmend  eine  Sonder- 
behandlung der  Brautausstattung  und  zwar  so,  dass  gerade  diese,  während 
die  Aussteuer  zurückzugeben  ist,  dem  überlebenden  Manne  verbleibt  So 
heisst  es  etwa  auch  in  der  Gascogne  in  der  Coutume  von  Marsan,  Tur- 
san  und  Gabardan,  Douaire  §  1.  6,  Cout.  gdn.  4,  909,  genau  so,  wie  wir 
das  in  der  Auvergne,  vgl.  $  13 10,  und  sonst  gesagt  fanden,  dass  der  Mann 
les  UtSy  vestemens,  bagues  et  joyaux  der  vorverstorbenen  Frau  erhält,  wo- 
gegen er  die  Begräbnisskosten  zu  tragen  hat,  während  auch  der  überleben- 
den Frau  ihr  Schmuck  verbleibt.  Und  selbst  da,  wo  die  Bestimmungen  ab- 
weichen, sieht  man  wenigstens  mehrfach ,  dass  bei  ihnen  dieselben  Um- 
stände beachtet  wurden,  wie  in  den  burgundischen  Rechten. 

Hat  nach  den  Coutumes  von  Dax  4  S  1 1  und  S.  Sever  9  S  7  der  Mann 
Kleider  und  Schmuck  der  Frau  auch  an  ihre  Erben  herauszugeben,  $0  wird 
wenigstens  betont,  dass  das  nur  im  verschlechterten  Zustande  zu  geschehen 
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hat  Ganz  besonders  bezeichnend  ist  es  dann  aber,  wenn  es  zu  S.  Sever  9 
S  18  heisst,  dass  der  sich  wiederverheirathenden  Wittwe  lesdits  lit  et  rohes 
entierement  repare^  etamende^  zu  geben  sind,  womit  sich  dann  ganz  ebenso, 
wie  wir  das  $  1 3 18  in  der  Limagne  fanden,  die  so  überaus  auffallende  Ver- 
pflichtung der  Erben  des  Mannes  zur  Ausstattung  der  wie- 
derheirathenden  Wittwe  ergibt. 

Wir  finden  demnach  in  dem  ganzen  Gebiete,  welches  wir  nach  dem 
für  die  Sprache  üblichen  Ausdrucke  als  provenzalisches  bezeichnen  können, 
neben  dem  römischen  Dotalrechte  eine  doch  wesentlich  von  diesem  abwei  • 
chende  Gestaltung  der  ehelichen  Güterverhältnisse.  Das  Abweichende  ent- 
spricht weder  dem  frankischen,  noch  dem  gothisch- spanischen  Recht.  Da- 
gegen weist  auf  burgundische  Grundlage  hin,  dass  wir  dieselbe  Gestaltung 
einmal  später  durchweg  übereinstimmend  in  den  Gebieten  finden,  welche 
früher  zum  burgundischen  Königreiche  gehörten ;  dass  sie  sich  weiter  doch 
vielfach  auffallend  an  Bestimmungen  der  Lex  Gundobada  anschliesst. 

1841«  Auf  diese  befremdende  Erscheinung  einer  Nachwirkung 
burgundischen  Rechts  im  ganzen  provenzalischen  Gebiete 
wurde  ich  zuerst  bei  meinen  frühem  Untersuchungen  über  die  Ehe- 
schliessung aufmerksam.  Es  ergab  sich  da  für  das  ganze  provenzalische 
Gebiet  eine  eigenthümliche  Vermählungsform,  welche  sich  ebenso  von  der 
fränkischen,  wie  von  der  spanischen  unterscheidet;  für  welche  nach  ihrer 
vollen  Entwicklung  insbesondere,  wie  bereits  Anm.  zu  $  508  bemerkt,  eine 
Traditio  mutua  der  Brautleute  kennzeichnend  ist.  Ich  wusste  sie  nicht  an- 
ders zu  erklären,  als  aus  einer  Ausgleichung  römischer  und  germanischer 
Vermählungsformen,  wie  sie  ja  in  einer  Gegend,  wo  Wechselheirathen 
zwischen  Römern  und  Germanen  gewiss  überaus  häufig  waren,  mit  der 
Zeit  fast  noth wendig  erfolgen  musste.  Dann  aber  wusste  ich  weiter  die  ger- 
manischen Bestandteile  lediglich  mit  burgundischem  Brauche  in  Verbin- 
dung zu  bringen,  wie  er  sich  aus  den  dürftigen  Angaben  der  Lex  und 
einigen  spätem  Zeugnissen  zu  ergeben  schien.  Kann  ich  auf  die  bezüg- 
lichen Untersuchungen  hier  nicht  näher  eingehen,  so  mussten  die  Ergeb- 
nisse wenigstens  mir  persönlich  als  sehr  wohl  begründete  erscheinen,  wenn 
sie  mir  für  die  schon  $  386  erwähnte,  an  und  für  sich  gewiss  nicht  nahe 
liegende  Annahme  genügten ,  dass  auch  im  einst  gothischen  Theile  Gal- 
liens burgundischer  Rechtsbrauch  in  weitem  Umfange  Einfluss  gewonnen 
haben  müsse. 

Für  diese  Annahme  boten  dann  aber  später  die  an  die  Erben  folge 
anschliessenden  Untersuchungen  gewichtige  Unterstützung.  Würde  bei 
manchen  Verhältnissen,  wie  bei  dem  $  1059  besprochenen  Ausschluss  nur 
der  ausgesteuerten  Tochter,  sich  die  Uebereinstimmung  etwa  auch  anders 
erklären  lassen,  so  erscheint  mir  da  besonders  beachtenswerth  das  schon 
S  970  erwähnte  ausschliessliche  Erbrecht  der  Vatermagen  auf  die 
Acquisita,  Wir  werden  dasselbe  in  anderm  Zusammenhange  näher  zu  be- 
sprechen haben.  Es  schliesst  sich  durchaus  den  Bestimmungen  der  burgun- 
dischen Lex  an  und  hat  sich  auch  später  in  Rechten,  bei  denen  die  burgun- 
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1341}  dische  Grundlage  nicht  zu  bezweifeln  ist,  so  in  dem  von  Wallis,  vgl. 
Heusler  Q.  167.  231.  266,  erhalten.  Wir  fanden  es  dann  S  970  in  der  Au- 
vergne  und  in  La  Marche,  also  in  Gebieten,  in  welchen  auch  andere  Ver- 
hältnisse auf  Nachwirkung  burgundischen  Rechts  hinwiesen. 

Findet  sich  dann  dasselbe  bevorzugte  Erbrecht  der  Vaterseite  in  Ab- 
weichung von  der  sonstigen  Folge  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  zu 
Toulouse,  so  pflegt  man  das  als  einen  Rest  vorjustinianischer  agnatischer 
Erbenfolge  zu  betrachten,  wogegen  aber  doch  auch  schon  von  anderer  Seite, 
vgl.  Jarriand  in  Nouv.  Revue  14,  238,  wohlbegründete  Einwendungen  er- 
hoben sind.  Fanden  wir  aber  in  Toulouse  und  dessen  Gebiete  $  1 338  die 
bestimmtesten  Zeugnisse  auch  für  die  Drittelsvermehrung,  so  liegt  gewiss 
nichts  näher,  ab  auch  jene  abweichende  Erbenfolge  auf  burgundisches  Recht 
zurückzuführen.  Auch  in  der  Gascogne  finden  sich  wohl  Reste  entspre- 
chender Bevorzugung  der  Vaterseite.  So  bezieht  sich  nach  der  Coutume 
von  St.  Sever  5  S  3  das  Naherrecht  nicht  blos  auf  Erbland ,  sondern  auch 
auf  Biens  acquis;  aber  die  Mutterfreunde  des  Verkäufers  sind  dabei  durch 
die  Vaterfreunde  ausgeschlossen. 

1342*  Kommt  nun  dazu  die  nachgewiesene  auffallende  Uebereinstim- 
mung  bezüglich  der  Regelung  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse ,  so  ist 
gewiss  nicht  zu  bezweifeln ,  dass  in  manchen  Gegenden  des  einst  westgo- 
thischen  Gallien  burgundische  Rechtsgrundlage  nachgewirkt  hat.  Ergibt 
sich  damit  die  Frage  nach  der  Veranlassung  der  Ausbreitung  bur- 
gundischenRechts  im  einst  gothischenGallien,  so  kann  diese, 
da  in  einem  Gebiete,  welches  nie  zum  burgundischen  Reiche  gehörte,  an 
eine  andere  Art  der  Uebertragung  nicht  zu  denken  ist,  wohl  nur  darin  ge- 
sucht werden,  dass  sich  da  eine  Bevölkerung  burgundischen  Rechts  in  so 
grosser  Zahl  niederliess,  dass  das  von  massgebendem  Einflüsse  auf  die  spä- 
tere Gestaltung  des  Familienrechts  werden  konnte.  Darin  dürfte  dann  auch 
wohl  der  Umstand  seine  Erklärung  finden,  dass  in  den  Handschriften  die 
Lex  Gundobada  häufig  mit  der  Lex  Romana  Visigothorum  oder  Theilen 
oder  Auszügen  derselben  verbunden  erscheint,  nicht  aber  in  derselben  Weise 
mit  der  Lex  Romana  Burgundionum  oder  dem  Papianus.  Hat  man  das 
wohl  als  Beweis  dafür  geltend  gemacht ,  dass  auch  im  burgundischen  Ge- 
biete der  Papianus  durch  die  vollständigere  Lex  Romana  Alarichs  verdrängt 
wurde,  so  würde  es  sich  noch  einfacher  erklären,  wenn  in  dem  gothischen 
Gebiete,  für  welches  das  Breviarium  zunächst  erlassen  war  und  auch  später 
in  Geltung  blieb,  sich  neben  der  römischen  vielfach  auch  eine  Bevölkerung 
fand,  welche  nach  burgundischem  Rechte  lebte. 

Ist  uns  meines  Wissens  über  Einwanderungen  von  Burgundern  in 
diese  Gebiete,  welche  nie  zum  burgundischen  Reiche  gehörten,  nichts  aus- 
drücklich gemeldet,  so  ist  es  mir,  ohne  dass  ich  der  meinen  Aufgaben  ferner 
liegenden  Frage  näher  nachzugehen  versucht  hätte,  am  wahrscheinlichsten, 
dass  solche  Einwanderungen  zunächst  in  der  Zeit  nach  dem  Falle  der 
westgothischen  Herrschaft  in  Gallien  507  erfolgten.  Die  römische 
Bevölkerung  wird  auch  weiter  in  ihren  Sitzen  verblieben  sein,  Dageged  ist 
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es  doch  von  vornherein  wahrscheinlich ,  dass  nun  ein  grosser  Theil  der 
gothischen  Bevölkerung  das  Land  verliess.  Reste  gothischen  Rechts  haben 
sich  allerdings,  auch  abgesehen  von  dem  unter  gothischer  Herrschaft  blei- 
benden Septimanien,  wohl  nördlich  von  den  Pyrenäen  erhalten.  Aber  doch 
keineswegs  in  dem  Umfange,  wie  ich  das  früher  wohl  anzunehmen  geneigt 
war  und  wie  das  der  Fall  sein  müsste ,  wenn  sich  hier  auch  unter  fränki- 
scher Herrschaft  eine  zahlreichere,  nach  gothischem  Recht  lebende  Bevöl- 
kerung erhalten  hone;  wie  denn  auch  bei  Aufzählungen  der  im  Franken- 
reiche geltenden  Volksrechte  das  gothische  nie  genannt  wird. 

Zogen  die  Gothen  zum  grösseren  Theile  ab,  so  war  da  Raum  für  Ein- 
wanderer geboten.  Kam  das  ganze  Gebiet  unter  fränkische  Herrschaft,  so 
scheinen  fränkischeEinwanderungen  doch  nur  in  den  Landschaften 
zunächst  südlich  der  Loire  erfolgt  zu  sein,  annähernd  bis  zu  derGränze  hin, 
welche  später  die  Gebiete  des  Droit  coutumier  und  des  Droit  e'crit  schied. 
Denn  so  sehr  sich  auch  im  letztern  germanisches  Recht  geltend  macht ,  so 
trifft  das  doch ,  vom  öffentlichen  Recht  abgesehen,  nie  bestimmter  gerade 
fränkisches  Recht.  Insbesondere  in  den  familienrechtlichen  Verhältnissen. 
Es  ist  in  dieser  Beziehung  kennzeichnend,  wenn  sich  im  Ritual  des  nur 
zum  Theil  dem  Lande  des  geschriebenen  Rechts  angehörenden  Bisthums 
Limoges,  Martene  De  ant.  eccl.  rit.  2,  136,  zwei  verschiedene  Formeln  für 
die  Vermählung  finden ,  von  denen  die  eine  dem  Brauche  der  fränkischen 
Kirche,  die  andere  aber  dem  $1341  erwähnten  abweichenden  provenza- 
lischen  Brauche  entspricht 

Die  Annahme  nun,  dass  damals  die  von  den  Gothen  verlassenen  Be- 
sitzungen insbesondere  auch  von  Burgundern  besiedelt  wurden,  dass  es  auf 
burgundische  Einwanderungen  zurückzuführen  ist,  wenn  wir  zu 
Bourges,  vgl.  S  1301,  dann  in  der  Auvergne,  La  Marche,  Poitou,  weiter  im 
ganzen  Gebiete  des  geschriebenen  Rechts  Nachwirkungen  des  burgundi- 
schen  Rechts  finden,  wird  doch  dadurch  näher  gelegt,  dass  der  Krieg,  der 
den  Fall  des  tolosanischen  Reichs  zur  Folge  hatte,  von  Franken  und  Bur- 
gundern gemeinsam  geführt  wurde.  Ergab  sich  für  das  burgundische  König- 
thura  kein  Gewinn  von  irgendwelcher  Bedeutung,  vgl.  BindingG.  des  bur- 
gund.  Königr.  212  ff.,  fiel  das  eroberte  Gebiet  ausschliesslich  dem  fränki- 
schen Staatswesen  zu,  so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  burgundische  Bun- 
desgenossen sich  in  so  grosser  Zahl  in  den  von  den  Gothen  verlassenen 
Sitzen  niederliessen,  dass  ihr  Recht  neben  dem  der  verbleibenden  römischen 
Bevölkerung  das  vorzugsweise  massgebende  werden  konnte;  während  es 
dann  aus  den  besonderen  Verhältnissen  der  spanischen  Mark  zu  erklären 
sein  würde,  wenn  dasselbe  von  hier  aus  später  in  Catalonien,  entspre- 
chend der  Ausdehnung  des  provenzalischen  Sprachgebietes,  auch  südlich 
der  Pyrenäen  festen  Fuss  fasste. 

Denn  von  Catalonien  abgesehen  macht  sich  das,  was  ich  in  Südfrank- 
reich auf  burgundische  Grundlage  zurückführe,  jenseits  der  Pyrenäen  nir- 
gends mehr  geltend,  wie  sich  das  erklärt,  wenn  da  ein  Zusammenhang  mit 
dem  Falle  des  tolosanischen  Reiches  besteht.  Während  schon  der  Umstand, 
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1342]  dass  die  Anm.  zu  S  569  vorläufig  erwähnte  und  später  näher  nach- 
zuweisende auffallende  Uebereinstimmung  zwischen  lothringischen  und 
pyrenäischen  Rechten  südlich  und  nördlich  der  Pyrenäen  zutrifft,  genü- 
gend ergibt,  dass  dieselbe  mit  dem  Falle  der  gothischen  Herrschaft  in  Gal- 
lien in  keinerlei  Zusammenhange  steht  und  sich,  wie  ich  denke,  aus  Völker- 
bewegungen der  vorgeschichtlichen  Zeit  ergeben  haben  muss. 

1343.  Fassen  wir  die  Ergebnisse  für  die  Frostuthingsgruppe 
zusammen,  so  findet  meine  Annahme  näheren  verwandtschaftlichen 
Zusammenhangs  der  Rechte  der  Gruppe,  welche  sich  zunächst 
auf  die  Uebereinstimmung  in  der  Erbenfolge  stützte,  in  den  besprochenen 
Verhältnissen  des  ehelichen  Güterrechts  ausreichende  Bestätigung.  Ist  in 
allen  keine  gesetzliche  Gemeinschaft  anerkannt  und  verbleibt  in  ihnen  die 
Errungenschaft  dem  Mann,  so  theilen  sie  das  allerdings  mit  andern  Rechten 
der  norwegischen  Gesammtgruppe.  Dagegen  unterscheidet  sie  von  diesen 
gemeinsam,  dass  die  Aussteuerfahrniss  der  Frau  sogleich  oder  nach  Ver- 
lauf von  Jahr  und  Tag  in  das  Eigenthum  des  Mannes  Übergeht  und  diesem 
bei  Vorversterben  der  Frau  verbleibt. 

Genügt  es,  für  ein  Urrecht  der  gesammten  norwegischen  Gruppe  an- 
zunehmen, dass  es  von  der  vollen  Scheidung,  wie  wir  sie  noch  in  Island 
fanden,  zur  Beständigkeit  des  Frauenguts  übergegangen  war,  ohne  zwischen 
Liegenschaften  und  Fahrniss  zu  unterscheiden,  so  wird  die  Schwierigkeit, 
die  eingebrachte  Fahrniss  der  Frau,  zumal  dieselbe  zum  grossen  Theil  in 
Gegenständen  bestanden  haben  wird,  welche  der  gemeinsamen  Wirthschaft 
dienen  sollten,  auf  die  Dauer  von  der  vom  Manne  zugebrachten  und  der  er- 
rungenen Fahrniss  zu  unterscheiden,  in  der  Frostuthingsgruppe  dazu  ge- 
führt haben,  die  Fahrniss  zusammenzulegen  und  gleich  der  Errungenschaft 
zunächst  dem  Manne  zuzusprechen.  Nur  so ,  dass  sie  nicht  gleich  dieser 
auch  den  Erben  des  Mannes  ungetheilt  zukam,  sondern  auch  der  Frau, 
wenn  sie  überlebte,  wieder  Rechte  an  der  Fahrniss  zugesprochen  wurden. 

Weiter  stimmen  dann  nicht  mehr  alle  drei  Rechte  Uberein.  Während 
das  burgundische  Recht  der  Frau  von  ihrer  eingebrachten  Fahrniss  nur  das 
zuspricht,  was  von  derselben  noch  vorhanden  war  und  wie  es  vorhanden 
war,  ohne  Ersatz  für  Verschlechterung ,  erhielt  sie  nach  Frostuthingsrecht 
und  nach  helvetischem  ein  Drittel  der  vorhandenen  Fahrniss  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Herkunft  und  ihre  Kleider  als  Voraus.  Dagegen  stimmen  dann 
wieder  nur  das  burgundische  und  das  Frostuthingsrecht  in  der  Drittelsver- 
mehrung Uberein,  während  dieselbe  den  spätem  helvetischen  Rechten  ganz 
fremd  ist.  Stimmen  aber  in  diesen  Verhältnissen  nicht  mehr  alle  drei  Rechte 
Uberein,  so  ergibt  sich  bei  ihnen  aufs  bestimmteste  eine  Mittelstellung  des 
Frostuthingsrechts,  welches  einerseits  in  dem  festen  Drittel  der  Frau  mit  dem 
helvetischen,  andererseits  in  der  Drittelsvermehrung  mit  dem  burgundischen 
Rechte  übereinstimmt.  Dann  aber  muss  doch  auch  gerade  diese  Mittelstel- 
lung einen  weitern  gewichtigen  Haltpunkt  für  die  nähere  Verwandtschaft 
aller  drei  Rechte  bieten. 
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1344.  So  wenig  diese  Verwandtschaft  aber  zu  bezweifeln  ist,  so  wer- 
den wir  mit  grösserer  Sicherheit  doch  nur  dieses  Ergebniss  festhalten  dürfen, 
da  Versuche,  uns  nun  im  Anschlüsse  an  die  betonten  Verhältnisse  die  Ent- 
wicklung derselben  innerhalb  der  Gruppe  und  damit  die  muthmassliche 
Verzweigung  der  Gruppe  zu  vergegenwärtigen,  auf  schwer  lösbare 
Schwierigkeiten  stossen. 

Solche  Versuche  werden  jedenfalls  von  der  betonten  Mittelstellung 
desFrostuthingsrechts(F)  auszugehen  haben.  Diese  ergibt  allerdings 
nach  dem  §  73  ff.  Ausgeführten  mit  Sicherheit,  dass  das  helvetische  (H) 
und  burgundische  (B)  Recht  irgendwie  durch  F,  beziehungsweise  durch 
ein  mit  F  wenigstens  in  den  ausschlaggebenden  Bestimmungen  überein- 
stimmendes Recht  mit  einander  in  Verbindung  stehen  müssen ;  dass  H  und 
B  nicht  etwa,  wie  sich  das  auch  bei  andern  Verhaltnissen  bestätigen  würde, 
die  nächstverwandten  Glieder  der  Gruppe  sein  können,  woran  ja  sonst  die 
Nachbarschaft  der  spätem  Sitze  denken  lassen  würde.  Aber  es  können  da- 
nach die  Gestaltungen  in  H  und  B  unabhängig  von  einander  aus  F  abge- 
leitet sein,  oder  aber  F  aus  H  und  B  wieder  aus  F9  oder  umgekehrt  F  aus 
B  und  H  wieder  aus  F.  Eine  Entscheidung  zwischen  diesen  drei  Fällen 
würde  sich  aber  nur  ermöglichen,  wenn  sich  mit  genügender  Sicherheit 
Verhältnisse  nachweisen  lassen  würden ,  bei  denen  sich  nur  in  einem  der 
drei  Rechte  die  ursprünglichste  Gestaltung  erhalten  haben  kann.  Haben 
aber  die  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  unternommenen  Versuche  auch  zu 
keinem  mir  hinreichend  genügendem  Ergebnisse  geführt,  so  glaube  ich  es 
doch  nicht  unterlassen  zu  sollen,  auf  die  Haltpunkte  hinzuweisen ,  welche 
da,  wie  ich  denke,  zu  erwägen  sein  dürften,  da  ja  nicht  ausgeschlossen  ist, 
dass  das  dazu  dienen  kann,  Andere,  welche  diese  Untersuchungen  wieder- 
aufnehmen und  eingehender  durchfuhren  möchten,  zu  gesicherteren  Ergeb- 
nissen gelangen  zu  lassen. 

1845.  Ist  die  Aufgabe,  nachzuweisen,  dass  sich  nur  in  einem  der  Rechte 
gegenüber  den  beiden  andern  die  ursprünglichere  Gestaltung  erhalten  habe, 
und  fassen  wir  für  diesen  Zweck  zunächst  die  besprochenen  Verhältnisse 
des  Eheguts  ins  Auge,  so  dürften  allerdings  naheliegende  Gründe  für  die 
Annahme  der  Ursprünglichkeit  der  Zurückgabe  der  noch 
vorhandenen  eingebrachten  Fahrniss  sprechen,  wie  sie  sich  nur 
in  B  findet,  während  statt  dessen  F  und  H  der  Frau  ein  Drittel  der  Fahr- 
niss zusprechen.  Müssen  alle  drei  Rechte  auf  ein  Urrecht  zurückgehen, 
welches  die  eingebrachte  Fahrniss  der  Frau  mit  der  Fahrniss  des  Mannes 
zusammenlegte  und  das  Ganze  dem  überlebenden  Manne  beliess,  so  konnte 
es  doch  von  vornherein  billig  scheinen,  dass  beim  Vorversterben  des  Mannes 
die  überlebende  Frau  wenigstens  das  zurückerhielt,  was  von  ihrer  einge- 
brachten Fahrniss  thatsächlich  noch  vorhanden  war.  Aehnliches  findet  sich 
ja  auch  in  Rechten  mit  Gemeinschaft,  so  im  gothischen,  vgl.  $  1 197,  und 
im  gothischen,  vgl.  $  1272,  in  welchen  das,  was  von  eingebrachter  Fahrniss 
noch  vorhanden  war,  zunächst  als  nicht  in  die  Gemeinschaft  fallend  von 
beiden  Seiten  vorweggenommen  wurde. 
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1345]  War  Jenes  aber  die  ursprüngliche  Gestaltung,  so  konnte  die  Schwie- 
rigkeit, das  von  der  Frau  Eingebrachte  genügend  von  der  sonstigen  Fahr- 
niss  zu  scheiden,  dazu  führen,  dass  man  auf  einer  folgenden  Entwicklungs- 
stufe von  der  Herkunft  des  Gutes  ganz  absah,  kein  Frauengut  als  solches 
zurückstellte,  sondern  statt  dessen  der  Frau  in  allen  Fällen  ein  Drittel  aller 
vorhandenen  Fahrniss  zusprach.  Dagegen  ist  es  schwer  denkbar,  dass,  wenn 
das  Drittel  einmal  feststand,  man  statt  dessen  zu  der  jedenfalls  schwieriger 
durchzuführenden  Wiederausscheidung  dessen,  was  von  Aussteuerfahrniss 
noch  vorhanden  war,  übergegangen  wäre. 

Wollten  wir  das  als  massgebend  betrachten,  so  müssten  alle  drei  Rechte 
auf  ein  Urrecht  x  zurückgehen,  welches  übereinstimmend  mit  den  Rechten 
der  Gulathingsgruppe  die  Aussteuervermehrung  schon  kannte,  aber  abwei- 
chend von  denselben  die  eingebrachte  Fahrniss  dem  Manne  zusprach  und 
der  überlebenden  Frau  nur  gestattete,  von  derselben  das  zurückzunehmen, 
was  noch  thatsächlich  vorhanden  war.  Von  x  würde  sich  dann  einmal  B 
abgezweigt  haben,  in  welchem  an  der  letztgenannten  Gestaltung  festgehalten 
wurde;  andererseits  ein  y,  in  welchem  statt  dessen  der  Frau  ein  festes  Drittel 
der  Fahrniss  zugesprochen  wurde.  Auf  y  würde  dann  einerseits  F  beruhen, 
in  welchem  sowohl  die  Aussteuervermehrung,  als  das  Drittel  beibehalten 
wurde ;  andererseits  //,  welches  bei  Festhalten  an  dem  Drittel  die  Aus- 
steuervermehrung hätte  fallen  lassen.  Der  Zusammenhang  würde 

x 

/\ 
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F      H  sein  müssen. 

Gegen  die  Annahme  solchen  Zusammenhanges  ergeben  sich  aber  doch 
gewichtige  Bedenken.  Dass ,  wenn  auch  H  auf  ein  Recht  zurückging, 
in  welchem  die  Aussteuervermehrung  bereits  üblich  war,  diese  sich  in  dem- 
selben so  vollständig  verloren  haben  sollte,  dass,  so  weit  ich  sehe,  auch  nicht 
der  geringste  Rest  zurückblieb,  ist  gewiss  unwahrscheinlich.  Allerdings 
sahen  wir  uns  $  1249  fUr  das  normannisch  -  englische  Recht  auf  dieselbe 
Annahme  hingewiesen;  doch  bot  sich  da  in  den  Verhältnissen  des  Douaire 
wenigstens  eine  näherliegende  Erklärung. 

1346.  Es  ergibt  sich  aber  noch  ein  anderes  gewichtigeres  Bedenken. 
Fassen  wir  statt  jenes  zunächst  beachteten,  für  die  grössere  Ursprünglich- 
keit  der  Bestimmung  in  B  sprechenden  Verhältnisses  ein  anderes  ins  Auge, 
gehen  wir  aus  von  der  Annahme  derUrsprünglichkeitdes  Erb- 
rechts der  Töchter  neben  Söhnen,  wie  wir  dieselbe  in  früheren 
Erörterungen  eingehend  zu  begründen  suchten,  so  ergibt  sich  alsbald,  dass 
damit  die  Verzweigung,  auf  welche  wir  uns  vorhin  hingewiesen  sahen,  un- 
vereinbar sein  würde.  Während  in  F  und  B  die  Töchter  durch  Söhne  vom 
Erbe  ausgeschlossen  sind,  wie  in  andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe, 
finden  wir  nur  in  H  Erbrecht  der  Töchter  neben  Söhnen.  Und  wer  nicht 
von  vornherein  von  der  Ansicht  ausgeht,  dass  den  Weibern  ursprünglich 
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alles  Erbrecht  fehlte,  so  dass  dasselbe  sich  auch  hier  erst  nachträglich  ent- 
wickelt haben  müsste,  wird  auch  nicht  leicht  bezweifeln  können,  dass  es 
sich  hier  ursprünglich  um  volle  erbrechtliche  Gleichstellung  handelte,  dass 
auch  der  das  Erbrecht  der  Tochter  nicht  beseitigende,  sondern  nur  in  massi- 
gem Grade  beschränkende  Mannsvortheil,  wie  er  im  helvetischen  Rechts  - 
gebiete  später  vielfach  erwähnt  wird,  vgl.  $  1069,  erst  einer  spätem  Ent- 
wicklungsstufe angehört  und  sich  aus  dem  hier  oft  erwähnten  unbe- 
schränkten Bevorzugungsrechte  der  Eltern  leicht  erklärt. 

Nun  würde  aber  bei  Richtigkeit  unserer  Annahmen  über  die  Entwick- 
lung des  Weibererbrechts  diese  Gleichstellung  den  Ausgangspunkt  für  alle 
germanischen  Rechte  gebildet  haben.  Machten  sich  andererseits  mit  der 
Zeit  sichtlich  fast  überall  die  für  Bevorzugung  der  Söhne  sprechenden  Gründe 
mehr  und  mehr  geltend,  so  ist  auch  nicht  anzunehmen ,  dass  die  Gleich- 
stellung sich  in  einem  Rechte  verloren,  dann  aber  in  einem  aus  diesem  ab- 
geleiteten Rechte  selbstständig  wieder  hergestellt  habe.  Es  müsste  demnach 
die  Gleichstellung  in  dem  gemeinsamen  Urrechte  x  noch  anerkannt  gewesen 
und  aus  diesem  im  //beibehalten  sein,  während  sich  dann  erst  in  einem y 
die  Zurücksetzung  der  Tochter  ergab  und  von  da  in  F  und  B  überging. 
Nach  diesem  Haltpunkte  könnte  dann  der  Zusammenhang  nur 
x 
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F  B  sein,  wie  ich  ihn  auch  §  387  vorläufig  annahm.  Und  wie  die 
Zurücksetzung  der  Tochter  würde  sich  auch  die  in  H  noch  fehlende  Aus- 
steuervermehrung dann  erst  in  y  festgestellt  haben. 

Ist //das  einzige  Recht  der  ganzen  norwegischen  Gruppe,  in  welchem 
die  Tochter  durch  den  Sohn  nicht  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist,  ebenso 
aber  das  einzige,  dem  die  auch  der  Gulathingsgruppe  geläufige  Aussteuer - 
Vermehrung  fehlt,  so  muss  das  den  Gedanken  an  einen  nähern  Zusam- 
menhang zwischen  Aussteuervermehrung  und  erbrecht- 
licher Zurücksetzung  der  Tochter  nahe  legen.  Und  dafür,  dass 
jene  sich  erst  im  Zusammenhange  mit  dieser  ergeben  haben  dürfte,  scheinen 
doch  auch  andere  Erwägungen  zu  sprechen. 

So  lange  es  sich  nicht  um  erbabfindende  Aussteuer  handelte,  sondern 
auch  die  verheirathete  Tochter  volles  Erbrecht  hatte,  fiel  die  übliche  M  i  t- 
gift  wenig  in  Betracht,  die  sich  in  der  Regel  auf  Gegenstände  beschränkt 
haben  wird ,  welche  dem  persönlichen  Bedarf  der  Frau  und  dem  gemein- 
samen Haushalte  dienten.  Ging  man  nun  auch  im  allgemeinen  in  solchen 
Rechten  von  der  Beständigkeit  des  Frauenguts  aus,  war  dieselbe  dann  wohl 
ursprünglich,  wie  etwa  in  dem  in  diesen  Verhältnissen  dem  helvetischen 
Recht  nahe  tretenden  tiroler  Recht,  vgl.  §  1 297,  auch  für  alles  von  der  Frau 
Eingebrachte  massgebend,  so  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  man  daran  für 
die  Mitgift  nicht  überall  streng  festhielt.  War  der  Betrag  derselben  nicht, 
wie  der  Erbtheil  der  Tochter,  ein  gesetzlich  feststehender,  war  er  wenig- 
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1346]  stens  im  norwegischen  Recht  ein  zwischen  dem  Verlober  und  dem 
Bräutigam  vereinbarter,  so  konnte  sich  da,  vgl.  Amira  Obl.  2,  651  ff.,  die 
Auffassung  geltend  machen,  dass  dieselbe  weniger  als  eine  Gabe  des  Vaters 
oder  sonstigen  •  Verlobers  an  die  Frau,  als  an  den  Mann  zu  betrachten  sei, 
dem  dieselbe  denn  auch  bei  Vorversterben  der  Frau  endgiltig  verblieb,  wah- 
rend nächstliegende  Rucksichten  dazu  fuhren  mussten,  dass  der  überleben- 
den Frau  wenigstens  das  noch  Vorhandene  oder  statt  dessen  ein  Theilbe- 
trag  der  ganzen  Fahrniss  zugesprochen  wurde.  Das  Hauptvermögen  der 
Frau  aber  bestand  in  dem  Erbtheile,  welchen  sie  nach  dem  Tode  ihrer 
Eltern  zu  erwarten  hatte.  Für  diesen,  und  zwar  auch,  so  weit  er  nicht  in 
Liegenschaften,  sondern  in  Fahrniss  bestand,  wurde  denn  auch  an  der  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  streng  festgehalten;  er  war  nicht  blos  der  Frau, 
sondern  auch  ihren  Erben  unverkürzt  zurückzustellen.  Auch  im  Frostu- 
thingsrechte  und  im  burgundischen ,  wenn  beim  Mangel  von  Söhnen  die 
Tochter  zum  Erbe  gelangte. 

1847.  Das  aber  war  da  die  Ausnahme.  War  die  Mitgift  nun  in  der 
Regel  zugleich  eine  erbabfindende  Aussteuer,  so  musste  sich  damit 
eine  ungleich  grössere  Bedeutung  der  Rechte  des  Mannes  an 
derselben  ergeben.  Wird  sie  auch  in  der  Regel  hinter  dem  Kopftheil  zu- 
rückgeblieben sein,  obwohl  wir  8  1096  wenigstens  im  isländischen  Recht 
auch  vollen  Sohnstheil  als  Aussteuer  vorgesehen  fanden,  so  dürfte  doch  die 
Sitte  verlangt  haben ,  dass  sie  als  Erbabfindung  bedeutend  höher  bemessen 
wurde,  als  das  bei  blosser  Mitgift  üblich  gewesen  war,  während  wohl  nun 
erst  häufiger  auch  Liegenschaften  der  Tochter  schon  mit  in  die  Ehe 
gegeben  wurden.  Kamen  nun  diese  auch  nach  Lösung  der  Ehe  an  die 
Frauenseite  zurück,  so  gewann  jedenfalls  für  den  Mann  das  Recht,  das 
Frauengut  während  der  Ehe  zu  nutzen,  eine  ungleich  grössere  Bedeutung, 
wenn  ihm  von  vornherein  das  ganze  voraussichtlich  der  Frau  zukommende 
Gut  ausgehändigt  wurde,  und  nicht  eine  blosse  zunächst  auf  die  Bedürfnisse 
des  gemeinsamen  Haushaltes  berechnete  Mitgift. 

Beschränkte  sich  das  aber  bei  den  Liegenschaften  auf  die  Nutzung,  so 
ergab  sich  ein  noch  grösserer  Vortheil  bei  der  Fahrniss,  wenn  man  daran 
festhielt,  dass  Alles,  was  die  Frau  von  solcher  schon  bei  der  Hochzeit  zu- 
brachte, so  vollständig  in  das  Eigenthum  des  Mannes  überging,  dass  er  da- 
mit schalten  konnte,  wie  mit  seinem  sonstigen  eigenen  Gute.  Und  daran 
wurde  wohl  so  streng  festgehalten,  dass,  wie  wir  §  1291  im  Frostuthings- 
rechte  ausdrücklich  bestimmt  fanden,  selbst  Liegenschaften,  welche  mit  Aus- 
steuerfahrniss  erkauft  waren,  nicht  an  die  Frau  zurückfielen,  und  auch  in 
burgundischen  Rechten  noch  später  gesagt  wurde,  dass  alle  bei  der  Hoch- 
zeit zugebrachte  Fahrniss  dem  überlebenden  Manne  und  seinen  Erben  ver- 
bleibe. Auf  diesen  grösseren  Gewinn,  den  die  Fahrniss  dem  Manne  brachte, 
wurde  denn  auch  sichtlich  besonderes  Gewicht  gelegt.  Wir  fanden  S  1307 
zu  Bourges  und  in  der  Limagne  bestimmt,  dass  die  Aussteuer  zur  Hälfte 
aus  dem  Manne  zu  freier  Verfügung  stehender  Fahrniss  bestehen  solle.  Und 
ein  ähnlicher  Gesichtspunkt  greift  ein,  wenn  wenigstens  das  spätere  norwe- 
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gische  Landrecht  5  c.  1  bestimmt,  dass  die  Aussteuer  nur  zum  dritten  Theile 
in  Kleidern,  zu  zwei  Dritteln  aber  aus  solchen  Sachen  bestehen  soll,  welche 
dem  Manne  zu  Nutzen  und  Vortheil  sein  können. 

Andererseits  treffen  wir  denn  auch  Bestimmungen,  welche  die  für  die 
Frau  und  ihre  Sippe  sich  bei  der  geänderten  Sachlage  aus  dem  Rechte  des 
Mannes  auf  die  Fahrniss  ergebenden  Nachtheile  abschwächten.  Man  konnte 
bei  den  Heirathsberedungen  bedingen,  dass  die  als  Erbabfindung  gegebene 
Fahrniss  auf  Liegenschaften  anzulegen  sei ,  und  damit  an  die  Frauenseite 
zurückfalle.  Es  scheint  aber  weiter  in  einzelnen  Rechten  die  geänderte  Sach- 
lage dazu  geführt  zu  haben,  dass  man  das  dauernde  Recht  des  Mannes  auf 
die  Fahrniss  beschränkte ,  welche  schon  bisher  als  Mitgift  gegeben  wurde, 
woraus  sich  dann  erklären  würde,  dass,  während  manche  burgundische 
Rechte,  vgl.  S  1 307  ff.,  dem  Manne  die  ganze  Aussteuerfahrniss  zusprechen, 
andere  das  auf  die  Ausstattungsfahrniss  beschränken. 

Jedenfalls  aber  war  schon  der  Gewinn,  den  der  Mann  aus  der  Nutzung 
der  erbabfindenden  und  damit  bedeutendem  Aussteuer  zog  ein  so  wesent- 
lich grösserer,  dass  es  sich  leicht  erklärt,  wenn  man  nun  erst  eine  Gegen- 
leistung des  Mannes  für  billig  hielt,  die  dann  den  betonten  Gesichts- 
punkten durchaus  entsprechend  darin  bestand ,  dass  der  Mann  der  überle- 
benden Frau  eine  Mehrung  der  von  ihr  eingebrachten  Austeuer  um  die 
Hälfte  zusagte.  War  dieselbe  nach  den  norwegischen  Rechten ,  vgl.  Amira 
ObL  2,  656,  beim  Verlöbnisse  ausdrücklich  zu  versprechen,  fanden  wir  das 
Recht  der  Frau  S  1332  in  einzelnen  burgundischen  Rechten  wohl  noch 
später  davon  abhängig  gemacht ,  dass  es  im  Heirathsvertrage  ausdrücklich 
bedungen  war,  so  wird  das  durchweg  so  regelmässig  geschehen  sein,  dass 
die  Mehrung  auch  ohnedem  zu  einem  gesetzlichen  Vermögensrechte  jeder 
Überlebenden  Frau  wurde.  Lag  in  Rechten  mit  vollem  Erbrecht  der  Tochter 
noch  keine  nähere  Veranlassung  zu  solcher  Gegenleistung  vor,  so  erklärt 
es  sich  nach  dem  Gesagten  ungezwungen,  wenn  dieselbe  Eingang  fand,  so- 
bald in  einem  Rechte  die  Tochter  nur  noch  Anspruch  auf  eine  erbabfin- 
dende Aussteuer  hatte. 

Das  würde  also  durchaus  zu  dem  angenommenen  Zusammenhange 
stimmen.  Im  Urrechte  der  ganzen  Gruppe  x  müsste  nach  Ausweis  aller  drei 
Rechte  bereits  die  Mitgiftfahrniss  Eigenthum  des  Mannes  geworden  sein, 
während  nach  Massgabe  von  H  in  demselben  die  Tochter  noch  volles  Erb- 
recht hatte,  wie  das  ebenso  im  tiroler  Recht,  vgl.  S  1 298,  zutrifft,  und  dem 
entsprechend  eine  Aussteuermehrung  noch  fehlte.  Erst  in  j>,  dem  nähern 
Urrecht  von  F  und  J?,  würde  mit  Beschränkung  der  Tochter  auf  erbabfin- 
dende Aussteuer  auch  die  Aussteuermehrung  Eingang  gefunden  haben. 

1348.  Stimmt  aber  dieser  sich  aus  den  zunächst  betonten  Umständen 
ergebende  Zusammenhang  mit  dem ,  wie  er  sich  mir  auch  nach  andern 
Haltpunkten  zu  ergeben  schien  und  wie  ich  ihn  danach  schon  §387  an- 
nahm, so  möchte  ich  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  sich  gerade  auch  aus 
den  ehelichen  Vermögensverhältnissen  Bedenken  gegen  denselben  zu  er- 
geben scheinen. 
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1348]  Das  eine  ergibt  sich  aus  dem  8  1345  Bemerkten.  Sind  nach  unserer 
jetzigen  Annahme  H  und  F  durch  #  und  y  verbunden ,  so  müsste  sowohl 
in  x  als  in y  der  feststehende  Anspruch  der  Frau  auf  ein  Drittel 
der  F  a  h  r  n  i  s  s  schon  anerkannt  gewesen  sein ,  obwohl  derselbe  doch  an 
und  für  sich  weniger  ursprünglich  zu  sein  scheint,  als  die  Rückgabe  der 
noch  vorhandenen  Fahrniss,  wie  sie  sich  nur  in  B  findet. 

Ein  weiteres  Bedenken  ergibt  sich  aber  aus  dem  Vorkommen  der 
Aussteuermehrung  in  der  Gulathingsgruppe.  Für  den  nähern 
Zusammenhang  der  ganzen  Frostuthingsgruppe  war  uns  vor  allem  mass- 
gebend der  die  Beständigkeit  des  Frauenguts  beschrankende  Uebergang  der 
Mitgiftfahrniss  in  das  Eigenthum  des  Mannes,  der  sich  also  bereits  in  x  ge- 
funden hätte.  Unterscheidet  sich  nun  von  diesem  y  dadurch,  dass  hier  nach 
unserer  Annahme  mit  der  erbabfindenden  Aussteuer  die  Aussteuervermeh- 
rung Eingang  fand,  so  fanden  wir  diese  auch  in  der  ganzen  Gulathings- 
gruppe. Ist  es  an  und  für  sich  sehr  unwahrscheinlich,  dass  ein  solches  nach 
dem  Betrage  der  Aussteuer  bemessenes  Vermögensrecht  der  Frau  selbst, 
welches  nach  Massgabe  des  longo  bardischen  Rechts,  vgl.  $  1285,  auch  im 
Urrechte  der  Gulathingsgruppe  nur  die  Hälfte  betragen  zu  haben  scheint 
und  auch  hier  nur  der  Erstvermählten  zukam,  sich  mehrfach  unabhängig 
von  einander  entwickelt  haben  sollte ,  so  würden  wir  anzunehmen  haben, 
dass  auch  die  Gulathingsgruppe  auf  y  zurückging,  und  der  Gcsammtzu- 
sammenhang  x 
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sein  würde.  Da  sich  nun  aber  weder  im  Gulathingsrechte,  noch  im  goth- 
ländischen  ein  Recht  auf  die  Mitgiftfahrniss  der  Frau  ergibt,  wahrend  im 
longobardischen  Recht  das  weitergehende  Recht  des  überlebenden  Mannes 
auf  wesentlich  anderer  Grundlage,  auf  dem  Erbrecht  des  Mundwald,  zu  be- 
ruhen scheint,  so  müsste  in  {  jenes  inj?  noch  vorhandene  Recht  des  Mannes 
auf  die  Mitgiftfahrniss  wieder  beseitigt  sein,  was  doch  in  dieser  die  Manner 
so  sehr  bevorzugenden  Gruppe  ganz  unwahrscheinlich  ist.  Oder  man  müsste 
etwa  annehmen,  dass  mit  der  Bestimmung  des  Gulathingsrechts ,  wonach 
die  Frau  dem  Manne  die  Gemeinschaft  nicht  weigern  sollte,  dasselbe  ge- 
sagt sein  sollte,  dem  aber  doch  entgegensteht,  dass  das  Gemeingut  keines- 
wegs dem  überlebenden  Manne  ungetheilt  verbleibt.  Eher  liesse  sich,  wenn 
es  sich  nur  um  das  longobardische  Recht  handelte,  daran  denken,  dass  sich 
hier  das  ursprünglich  nur  auf  die  Mitgiftfahrniss  bezügliche  Recht  des 
überlebenden  Mannes  allmählig  auf  das  ganze  Frauengut  ausgedehnt  habe. 

Scheinen  mir  im  allgemeinen,  wie  die  Verhältnisse  der  Erbenfolge,  so 
auch  die  des  ehelichen  Güterrechts  auf  eine  Verzweigung  der  Gruppe  zu 
deuten,  wonach  das  helvetische  Recht  unabhängig  von  den  beiden  andern 
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auf  das  Urrecht  der  ganzen  Gruppe  zurückgeht,  so  habe  ich  doch  Bedenken, 
welche  sich  dabei  ergeben,  nicht  unerwähnt  lassen  mögen.  Auch  abgesehen 
davon,  dass  ich  bezüglich  der  thatsächlichen  Verhältnisse,  auf  welche  sich 
meine  Annahmen  stützen,  nicht  überall  das  Richtige  getroffen  haben  mag, 
haben  sich  solche  Verhältnisse  ja  nicht  überall  nur  auf  Grund  einfacher 
Verzweigung  und  Weiterverzweigung  entwickelt.  Ich  habe  §  1 1 5  ff.  auf  die 
verschiedenen  Ursachen  hingewiesen,  welche  störend  in  den  Gang  einfacher 
Verzweigung  eingreifen  und  zu  sich  durchkreuzenden  Verwandtschaftsver- 
hältnissen führen  konnten.  Und  solche  zu  entwirren ,  wird  nicht  gerade 
auf  den  ersten  Anlauf  gelingen,  wenn  fortgesetzte  Vergleichung  und  Er- 
wägung doch  auch  da  schliesslich  zu  genügend  gesicherten  Ergebnissen 
führen  können. 

Mögen  da  aber  vorläufig  Bedenken  darüber  bleiben,  wie  die  bezüg- 
lichen Rechte  in  Zusammenhang  stehen,  so  scheint  mir  wenigstens  das  Er- 
gebniss,  dass  sie  überhaupt  allen  andern  Rechten  gegenüber  im  nähern  Zu- 
sammenhange stehen,  ein  genügend  gesichenes  zu  sein ;  wie  bei  der  Erben- 
folge, zeigen  sie  auch  bei  der  Gestaltung  der  ehelichen  Vermögens  Verhält- 
nisse so  auffallende,  nicht  blos  aus  Zufall  zu  erklärende  Uebereinstimmung, 
dass  das  mit  Bestimmtheit  auf  einen  gemeinsamen  nähern  Ausgangspunkt 
hinweist.  Schliesst  die  Gruppe  sich  im  allgemeinen  den  sonstigen  Rechten 
mit  voller  Beständigkeit  des  Frauengutes  näher  an,  so  unterscheidet  sie  sich 
von  denselben  insbesondere  dadurch,  dass  sie  dieselbe  in  der  Weise  ab- 
schwächt, dass  sie  die  Aussteuerfahrniss  der  Frau  in  das  Eigenthum  des 
Mannes  übergehen  lässt. 


7.  Westfränkisches  Recht. 

1349.  Haben  wir  es  versucht,  für  die  Gestaltung  des  ehelichen  Güter- 
rechts die  Entwicklung  in  den  ostgermanischen  Rechten  ge- 
nauer zu  verfolgen,  so  ergaben  sich  da  im  allgemeinen  keine  Schwierig- 
keiten, als  gemeinsamen  Ausgangspunkt  volle  Scheidung  der 
beiden  Vermögen,  nicht  blos  der  Fahrniss  wie  der  Liegenschaften, 
sondern  auch  der  Erträgnisse  anzunehmen.  Die  grosse  Mannichfaltigkeit 
der  spätem  Gestaltung  erklärt  sich  dann  daraus ,  dass  man  den  Schwierig- 
keiten, welche  sich  insbesondere  aus  dem  Auseinanderhalten  der  Erträg- 
nisse ergeben  mussten,  in  verschiedener  Weise  zu  begegnen  suchte.  Man 
konnte  die  Abhülfe  eimal  suchen  in  Beständigkeit  des  Frauenguts,  indem 
man  die  gesammte  Errungenschaft,  Gewinn  und  Verlust,  als  Sache  des  beide 
Vermögen  verwaltenden  Mannes  betrachtete.  Oder  aber  in  Errungenschafts- 
gemeinschaft, indem  man  unter  Aufrechthaltung  der  Scheidung  der  beiden 
Stammvermögen,  Liegenschaft  und  Fahrniss,  die  Errungenschaft,  Gewinn 
und  Verlust,  als  ein  beiden  Eheleuten  nach  einem  bestimmten,  von  der 
Grösse  der  beiderseitigen  Vermögen  unabhängigen  Theilbetrage  zustehen- 
des Gemeingut  behandelte.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem  Ausein- 
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1849]  anderhalten  der  Fahrniss  ergaben ,  führten  dann  dazu,  dass  man  in 
vielen  Rechten  sogleich  oder  doch  bei  Ueberjährigkett  oder  Fruchtbarkeit 
der  Ehe  auch  die  beiderseits  eingebrachte  Fahrniss  zusammenwarf,  und  sie 
dann  zuweilen  als  Gut  des  Mannes,  häufiger  als  ein  ebenso,  wie  die  Errun- 
genschaft, zu  theilendes  Gemeingut  betrachtete.  In  einzelnen  Rechten  hat 
sich  das  dann  weiter  auch  auf  die  Liegenschaften  ausgedehnt  und  damit  zu 
voller  Gütergemeinschaft  geführt. 

Stiess  aber  in  den  bisher  besprochenen  Rechten  die  Annahme  auf  keine 
Bedenken,  man  sei  da  von  voller  Güterscheidung  nach  und  nach  zu  mehr 
oder  weniger  ausgedehnter  Gemeinschaft  gelangt,  so  ist  doch  damit  die 
Frage  nach  dem  Zutreffen  desselben  Ausgangspunktes  für 
die  Gesammtheit  der  germanischen  Rechte  nocht  nicht  gelöst 
Es  bleibt  doch  zu  erwägen,  ob  nicht  in  andern  Rechten  die  Ehe,  welche  in 
jenen  ursprünglich  die  Vermögensverhaltnisse  beider  Theile  ganz  unbe- 
rührt liess,  von  vornherein  dazu  geführt  habe,  dass  gewisse  Vermögensbe- 
standtheile  als  eheliches  Gemeingut  betrachtet  wurden.  Daran  könnten  ins- 
besondere die  schon  S961  berührten  Verhältnisse  des  west  fränkischen 
Rechts  denken  lassen. 

1350.  Wenn  wir  für  die  besprochenen  ostgermanischen  Rechte  ein 
stufenweises  Fortschreiten  von  voller  Scheidung  zu  sich  erweiternder  Ge- 
meinschaft annahmen,  so  findet  das  eine  Unterstützung  darin,  dass  wir  in 
einzelnen  Rechtsgruppen,  wie  in  der  rhätischen  oder  friesischen,  trotz  der 
nähern  Verwandtschaft  der  dahin  gehörenden  Einzelrechie  in  diesen  keine 
Uebereinstimmung  bezüglich  dieser  Verhältnisse  fanden,  die  einen  da  auf 
einer  frühem  Stufe  der  angenommenen  Entwicklung  verharrt,  andere  zu 
weiteren  fortgeschritten  waren.  Dem  gegenüber  kann  es  auffallen,  dass  sich 
da  im  gesammten  w e s t  fränkischen  Rechtsgebiete  später  eine  durch- 
aus einheitliche  Gestaltung  zeigt,  wonach  nur  das  Erbland  Sonder- 
gut bleibt,  dagegen  Fahrniss  und  Gewinnland  als  Gemeingut  er- 
scheinen, an  welchem  jedem  der  Ehegatten  ein  nach  Hälftung,  in  altern 
Quellen  auch  wohl  nach  Drittelsrecht  bemessener  Theilbetrag  zusteht.  Von 
welcher  Seite  die  Fahrniss,  auch  wenn  sie  in  ursprünglichem  Bestände  noch 
vorhanden,  eingebracht  wurde,  kommt  weiterhin  überhaupt  nie  mehr  in 
Betracht.  Während  der  Ehe  schaltete  der  Mann  über  das  Gemeingut  nach 
Belieben;  und  der  Erfolg  konnte  sein,  dass  beim  Tode  des  Mannes  statt 
eines  Gemeinguts  nur  gemeinsame  Schulden  da  waren,  welche  die  Frau 
dann  zur  Hälfte  aus  ihrem  Sondergut  hätte  decken  müssen. 

Dagegen  war  dieselbe  nun  allerdings  durch  das  Recht  der  Frau  auf 
Verzicht  geschützt.  Aber  nicht  etwa  in  der  Weise,  wie  wir  das  $  1232 
zu  Reims  fanden,  wonach  die  Frau  die  Wahl  hatte  zwischen  Gemeinschaft 
oder  Zurücknahme  ihres  Eingebrachten,  in  welchem  letzteren  Falle  ihr  auch 
die  eingebrachte  Fahrniss  herauszugeben  oder  zu  ersetzen  war.  Auch  nach 
westfränkischem  Recht  konnte  sie  auf  die  Gemeinschaft  verzichten,  hatte 
dann  aber  lediglich  Anspruch  auf  ihr  Sondergut,  auf  ihr  in  Liegenschaften 
angelegtes  oder  doch  gleich  dem  Erbland  behandeltes  Maritagium,  vergl. 
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S  1103,  und  ihr  Douaire,  während  sie  für  ihre  eingebrachte,  in  das  Ge- 
meingut aufgegangene  Fahrniss  keinerlei  Ersatz  beanspruchen  konnte. 

Erscheint  dieses  Recht  des  Verzichts  später  wohl  auf  die  Femme  noble 
beschränkt,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  252,  Beaune  Dr.  cout  3,  5x3, 
Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  371  ff.,  so  glaube  ich  darin  spätere  Abschwächung 
sehen  zu  müssen.  Denn  einmal  sprechen  viele  westfränkische  Rechte  doch 
auch  der  Roturiere  dasselbe  Recht  zu.  In  der  Coutume  des  Nivernais  von 
1490  eh.  6  S  18.  19,  Nouv.  Revue  21,  789,  wird  die  hergebrachte  Form 
der  EntgUrtung  sogar  ausdrücklich  nur  noch  für  die  Nichtadlige  gefordert, 
während  für  die  Adlige  eine  Erklärung  vor  Richterund  Zeugen  genügt,  wie 
das  dann  nach  der  Coutume  von  1 534  eh.  23  §  14  allgemein  der  Fall  sein 
sollte.  Massgebender  ist  mir  der  schon  S  962  besprochene  Umstand,  dass 
wir  die  eigenthümliche  Form  des  Verzichtes,  das  Schlüsselrecht,  ebenso  in 
verwandten  Rechten,  in  lothringischen,  im  Aasdomsrechte,  in  einzelnen 
schwäbischen  Rechten  wiederfinden;  vgl.  noch  Britz  Dr.  Belg.  843  ff.,  Huber 
Schw.  Privatr.  4,  402,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  9,  221,  Brunner  in  Zeitschr.  f. 
Rechtsg.  32,  138.  Denn  nicht  allein,  dass  sich  da  nirgends  eine  Beschrän- 
kung auf  Adlige  ergibt.  Es  muss  die  besondere  Form  des  Verzichtes  sich 
schon  festgestellt  haben,  ehe  jene  Rechte  sich  verzweigten,  also  in  Zeiten,  in 
welchen  eine  Noblesse  im  spätem  Sinne  des  Worts  überhaupt  noch  nicht 
vorhanden  war.  Und  konnte  von  einem  Verzicht  auf  die  eheliche  Fahrniss- 
gemeinschaft selbstverständlich  erst  die  Rede  sein,  nachdem  diese  selbst  an- 
erkannt war,  so  sehen  wir  uns  damit  auch  für  diese  auf  eine  Zeit  zurück- 
verwiesen, in  welcher  die  Westfranken  sich  von  näherverwandten  Stämmen 
noch  nicht  getrennt  hatten. 

Beschränken  wir  uns  aber  auch  zunächst  nur  auf  die  westfränkischen 
Rechte,  so  müsste  die  spätere  einheitliche  Gestaltung  derselben  auffallen, 
wenn  wir  auch  hier  von  der  Annahme  ausgehen  wollten,  dass  ursprünglich 
trotz  der  Ehe  die  Vermögen  der  beiden  Ehegatten  ganz  auseinandergehalten 
wurden.  Trotz  so  mancher  sonstiger  Verschiedenheiten  würden  dann  alle 
westfränkischen  Rechte  gemeinsam  bis  zu  einer  der  bezeichneten  Entwick- 
lungsstufen vorgeschritten,  aber  auch  auf  dieser  verharrt  sein,  so  dass  weder 
einzelne  sich  mit  blosser  Errungenschaftsgemeinschaft  begnügt,  noch  andere 
von  der  Gemeinschaft  auch  der  Fahrniss  zu  voller  Gemeinschaft  überge- 
gangen sein  würden.  Ergeben  sich  einzelne  Abweichungen,  vgl.  Warn- 
könig Fr.  R.  G.  2,  249,  und  treffen  diese  Rechte ,  wie  zunächst  das  von 
Reims,  vgl.  §  1227,  oder  von  Bourges,  vgl.  $  1309,  so  sind  das  solche,  auf 
deren  Abweichung  vom  westfränkischen  Recht  und  nähern  Anschluss  an 
friesisches  oder  burgundisches  Recht  wir  ohnehin  schon  hinzuweisen  hatten, 
so  dass  damit  die  Uebereinstimmung  der  sonstigen  Coutumes  nur  um  so 
auffallender  wird. 

Tritt  nun  nach  diesen  überwiegend  der  Beginn  der  Gemein- 
schaft mit  der  Vollziehung  der  Ehe  ein,  so  liegt  allerdings  der  Ge- 
danke nahe,  dieselbe  habe  sich  hier  an  die  Ehe  angeknüpft,  diese  habe  schon 
in  ihren  Anfängen  nicht  blos  die  persönliche  Verbindung  der  Eheleute  im 
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1350]  Auge  gehabt,  sie  habe  mit  dieser  zugleich  eine  Verschmelzung  ihrer 
Fahrniss  und  etwaiger  weiterer  Errungenschaft  zu  einem  gemeinsamen  Ehe- 
gute bewirkt;  was  dann  in  einer  ältesten  Zeit,  wo  von  ererbten  Liegen- 
schaften noch  nicht  die  Rede  war,  mit  einer  Verschmelzung  der  beider- 
seitigen Vermögen  überhaupt  gleichbedeutend  gewesen  sein  würde.  Sehen 
wir  nur  auf  die  frankischen  Rechte  selbst,  so  würde  solcher  Annahme  eines 
Zusammenfallens  des  Anfangs  ehelicher  Vermögensgemeinschaft  mit  den 
Anfangen  der  Ehe  selbst  kaum  etwas  im  Wege  stehen.  Aber  dann  würde 
die  Ehe  hier  doch  auf  wesentlich  anderer  Grundlage  erwachsen  sein,  wie 
in  andern  germanischen  Rechten,  in  welchen  sichtlich  die  Ehe  als  solche 
nicht  unmittelbar  zu  mehr  oder  weniger  ausgedehnter  Gütergemeinschaft 
geführt  hat,  sich  solche  erst  mit  der  Zeit  vom  Auseinanderhalten  beider  Ver- 
mögen aus  aus  Zweckmassigkeitsrücksichten  entwickelte ;  wir  würden  dann 
kaum  an  der  doch  naheliegenden  Annahme  festhalteu  dürfen,  dass  bei  den 
Germanen  die  Ehe  auf  eine  einheitliche,  schon  im  Urrechte  gegebene  Grund- 
lage zurückgehe. 

1351.  Solche  Bedenken  würden  sich  allerdings  beseitigen  durch  die 
schon  8  961  betonte  Annahme  einesZurückgehe  n  auf  die  nach  Jahr 
und  Tag  bei  Zusammenhausen  eintretende  stillschweigende 
Gemeinschaft.  Das  Eintreten  ehelicher  Gemeinschaft  würde  dann  in 
den  Anfangen  überhaupt  mit  der  Ehe  ab  solcher  nicht  in  näherem  Zusam- 
menhange stehen ;  es  würde  sich  dabei  nur  um  eine  Anwendung  der  für 
die  Communaute  taisible  des  französischen  Rechts  geltenden  Bestimmungen 
auf  den  Einzelfall  handeln,  wonach  Gemeinschaft  nicht  blos  des  weiteren 
Erwerbs,  sondern  der  gesammten  beiderseits  eingebrachten  Fahrniss  ein- 
trat, sobald  das  Zusammenhausen  durch  Jahr  und  Tag  fortgesetzt  war,  ohne 
dass  es  dazu  eines  besonderen  Vertrags  bedarf;  vielmehr  umgekehrt  eine 
besondere  Erklärung  nöthig  ist,  wenn  trotz  gemeinsamer  Wirthschaft  jene 
Wirkung  ausgeschlossen  sein  sollte.  Ist  darauf  schon  anderweitig  hinge- 
wiesen, vgl.  Beaune  Dr.  cout.  3,  467  ff.,  Glasson  H.  du  dr.  7,  359  ff.,  aber 
auch  auf  Einwendungen,  welche  sich  dagegen  erheben  lassen,  so  scheint 
mir  doch  nach  längerer  Erwägung  keine  andere  Annahme  geeigneter,  den 
Unterschied  der  frankischen  Gestaltung  von  der  anderer  germanischer  Rechte 
zu  erklaren,  als  die ,  dass  die  sich  fester  gestaltende  Ehe  bei  den  Franken 
jenen  Satz  schon  vorfand.  Hatte  er  Geltung ,  wenn  zwei  sich  vollständig 
Fremde  sich  zu  gemeinsamer  Wirthschaft  entschlossen,  musste  er  in  seiner 
allgemeinen  Fassung  auch  eingreifen,  wenn  Jemand  längere  Zeit  mit  einer 
freien  Concubine  zusammenlebte,  so  konnte  es  selbstverständlich  scheinen, 
dass  das  Zusammenhausen  der  Eheleute  dieselbe  Folge  haben  müsse. 

Diese  Annahme  aber  gewinnt  doch  eine  gewichtige  Unterstützung 
darin,  dass  auch  spater  nach  manchen  Coutumes,  vgl.  Anm.  zu  §  803,  die 
Gemeinschaft  nicht  schon  mit  der  Ehe  selbst,  sondern  entsprechend  dem 
allgemeinen  Satze  erst  bei  über  jahriger  Ehe  eintritt.  Und  dafür  dürfte 
doch  auch  zu  beachten  sein,  dass  in  einem  nachstver  wandten  Falle  der  An- 
wendung des  allgemeinen  Satzes  auf  familienrechtliche  Verhaltnisse,  bei  der 
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fortgesetzten  Gemeinschaft  des  überlebenden  Ehegatten  mit  den  Kindern, 
die  Gemeinschaft  gleichfalls  nach  einer  grössern  Zahl  westfränkischer  und 
lothringischer  Coutumes,  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  253,  Glasson  H.  du  dr. 
Fr.  7,  376,  erst  nach  Jahr  und  Tag  ohne  Theilung  fortgesetztem  Beisam- 
mensein eintritt 

Allerdings  lässt  die  grössere  Zahl  der  Coutumes  die  Gemeinschaft 
schon  mit  der  Ehe  selbst  eintreten.  Es  wäre  denkbar,  dass  man  auch  bei 
Anschluss  an  den  allgemeinen  Satz  von  vornherein  bei  der  Ehe  vielfach  von 
der  Forderung  der  Ueberjährigkeit  absah,  da  es  sich  bei  dieser  ja  überhaupt 
um  ein  nicht  nach  Belieben  wieder  aufzuhebendes  Zusammenhausen  han- 
delte. Wahrscheinlicher  ist  es  wohl,  dass  man  erst  mit  der  Zeit  die  For- 
derung der  Ueberjährigkeit  fallen  liess.  Wurden  andere  eheliche  Vermö- 
gensrechte, wie  der  Anspruch  der  Frau  auf  das  Douaire ,  schon  durch  das 
Beilager  begründet,  so  konnte  es  nahe  liegen ,  auch  die  eheliche  Gemein- 
schaft als  nicht  durch  das  von  der  Ehe  unabhängige  Zusammenhausen,  son- 
dern als  durch  die  Ehe  selbst  begründet  zu  fassen. 

Auch  kirchlicher  Einfluss  mag  da  eingegriffen  haben.  Ihm  wird  es  zu- 
zuschreiben sein,  wenn  Wirkungen  der  Ehe,  welche,  wie  auch  hier,  vergl. 
Beaune  3,  483,  Glasson  7,  365,  früher  erst  mit  dem  Beilager,  nach  den 
spätem  Quellen  schon  mit  der  Be'ne'diction  nuptiale  eintreten  sollten.  Je 
mehr  die  Kirche  darauf  hielt,  dass  mit  dem  für  sie  durchaus  massgebenden 
Consens  das  eheliche  Verhältniss  als  nach  allen  Seiten  festbegründet  gelte, 
um  so  eher  ist  es  begreiflich,  wenn  sie  darauf  hinwirkte,  dass  auch  für  die 
eheliche  Gütergemeinschaft  von  der  Forderung  der  Ueberjährigkeit  abge- 
sehen wurde.  Es  scheint  mir  nichts  der  Annahme  im  Wege  zu  stehen,  dass 
im  fränkischen  Recht  sich  die  eheliche  Fahrnissgemeinschaft  auf  der  allge- 
meineren Grundlage  der  Communaute  taisible  entwickelte,  während  diese 
Annahme  Manches,  was  sonst  auffallen  müsste,  am  leichtesten  erklären 
dürfte. 

1352.  Gegen  diese  Annahme  liesse  sich  nun  vielleicht  geltend  machen, 
dass  wir  die  Forderung  derUeberjährigkeit  in  andernRechten 
insbesondere  für  den  Eintritt  der  Fahrnissgemeinschaft  betont  fanden,  ohne 
dass  da  in  einer  stillschweigend  eintretenden  Gemeinschaft  entsprechende 
Grundlage  geboten  gewesen  zu  sein  scheint.  So  tritt  im  Aasdomsrechte, 
vgl.  S  710,  die  volle  Gemeinschaft  zwar  überwiegend  schon  mit  der  Ehe 
selbst,  aber  vielfach  doch  erst  mit  der  Ueberjährigkeit  derselben  ein.  Allge- 
mein ist  erst  diese  für  die  Fahrnissgemeinschaft  im  westerlauwerschen  Fries- 
land massgebend,  vergl.  §  1223,  dann  in  vielen  rhätischen  Rechten,  vergl. 
S  121 2.  Nach  dem  Frostuthingsrechte,  vgl.  $  1287  ff.,  wird  nach  Jahr  und 
Tag  die  Fahrniss  zusammengelegt,  während  wir  §  1 296  Reste  auch  noch 
im  helvetischen  und  $  1310  im  burgundischen  Recht  fanden.  Auch  in 
deutschen  Rechten,  vgl.  Schröder  Güterr.  2*,  154  ff. %  2b,  75,  haben  sich 
solche  erhalten.  Sollte  nun  auch  da  die  Grundlage  dieselbe  sein? 

Allen  diesen  Rechten  waren  zweifellos  Gesellschaftsverhältnisse  be- 
kannt, bei  denen  mehrere  Personen  ihr  Vermögen  oder  Theile  desselben 
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1352]  zusammenlegten,  um  dann  auf  Gewinn  und  Verlust  gemeinsam  zu 
wirtschaften.  Habe  ich  aber  diesen  Verhältnissen  bisher  keine  Aufmerk- 
samkeit zugewandt,  so  scheint  da  das  spätere  Recht  durchweg  nur  Begrün- 
dung solcher  Gemeinschaft  durch  einen  ausdrücklichen  Gesellschafts- 
vertrag zu  kennen,  nicht  stillschweigende  Entstehung  durch  bestimmte 
Zeit  fortgesetztes  Zusammenhausen.  So  kennt  für  das  holländische  Recht 
H.  de  Groot  Inieidinge  3,  21  $  4  nur  Begründung  der  Maetschap  durch 
ausdrückliche  Willenserklärung.  Ganz  dasselbe  scheint  für  das  norwegische 
Fe'Iag  zuzutreffen ;  vgL  Amira  Obl.  2,  807  ff. 

Aber  es  wäre  doch  recht  wohl  denkbar,  dass  der  Satz,  wonach  auch 
ohne  ausdrückliche  Abrede  die  gemeinsame  Wirthschaft  nach  Jahr  und 
Tag  Fahrnissgemeinschaft  bewirkte,  früher  in  grösserer  Ausdehnung  in 
Geltung  war.  Die  Erwägung,  dass  nach  längerer  Zeit  die  Fahrniss  überhaupt 
nicht  wohl  mehr  auseinanderzuhalten  war,  konnte  ihn  doch  überall  nahe 
legen.  Und  gerade  der  Umstand,  dass  in  so  manchen,  übrigens  nicht  näher 
verwandten  Rechten,  die  Fahrnissgemeinschaft  nach  durch  Jahr  und  Tag 
fortgesetztes  eheliches  Zusammenhausen  eintreten  sollte ,  erklärt  sich  doch 
am  einfachsten,  wenn  wir  annehmen,  dass  in  diesen  Rechten  der  Satz  vom 
stillschweigenden  Eintreten  der  Gemeinschaft  früher  allgemeiner  anerkannt 
war,  man  ihm  nur  in  andern  Verhältnissen  im  allgemeinen  keine  grössere 
Bedeutung  mehr  beilegte,  indem  man  voraussetzte ,  dass  Personen,  welche 
sich  sonst  fremd  waren,  sich  nicht  leicht  zu  gemeinsamer  Wirthschaft  ver- 
binden würden,  ohne  über  den  Antheil  jeder  an  der  in  dieselbe  einge- 
brachten Fahrniss  und  an  Gewinn  und  Verlust  ausdrückliche  Verabredungen 
zu  treffen. 

Jedenfalls  weiss  ich  einen  Fall  nachzuweisen,  der  bestimmt  ergibt,  dass 
wir  in  der  nach  Jahr  und  Tag  eintretenden  stillschweigenden  Ge- 
meinschaft nicht  lediglich  eine  Eigentümlichkeit  des  fränkischen  Rechts 
zu  sehen  haben.  Nach  dänischem  Recht  beginnt  die  Gütergemeinschaft 
vgl.  $  1220,  für  die  Eheleute  selbst  allerdings  mit  der  Ehe  selbst,  für  die 
Kinder  der  Ehe  mit  ihrer  Geburt.  Aber  es  konnten  nun  auch  Personen, 
welche  der  Ehefamilie  nicht  angehörten,  insbesondere  Schwiegersohn  und 
Schwiegertochter,  Stiefvater  und  Stiefmutter  oder  deren  Vorkinder  in  die 
Hausgemeinschaft  aufgenommen  werden.  Das  hatte  nach  den  bezüglichen 
Bestimmungen,  vgl  K.  Rosenvinge  77  ff.,  Stemann  Gütcrr.  6  ff.,  nicht  not- 
wendig auch  volle  Gütergemeinschaft  zur  Folge.  Es  konnte  das  Gut,  welches 
sie  einbrachten,  abgeschätzt  und  danach  vor  Gericht  erklärt  werden,  welcher 
Antheil  ihnen  in  der  Gemeinschaft  zustehen  solle.  Wurde  das  aber  unter- 
lassen und  war  die  gemeinsame  Wirthschaft  durch  Jahr  und  Tag  fortge- 
setzt, so  trat  nach  Ablauf  derselben  stillschweigend  Gemeinschaft  für  Fahr- 
niss und  Errungenschaft  ein,  so  dass  der  in  das  Haus  Aufgenommene  vollen 
Kopftheil  an  dem  Gemeingut  beanspruchen  konnte. 

Das  entspricht  also  genau  der  Communaute  taisihle  des  französischen 
Rechts.  Und  habe  ich  diese  Verhältnisse  früher  nicht  beachtet,  so  dürften 
sich  leicht  auch  noch  in  andern  Rechten  Haltpunkte  finden,  welche  darauf 
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hindeuten,  dass  es  sich  bei  der  nach  Jahr  und  Tag  eintretenden  ehelichen 
Fahrnissgemeinschaft  nur  um  Anwendung  eines  ursprünglich  zur  Ehe  in 
keiner  nähern  Beziehung  stehenden  allgemeineren  Satzes  handelte.  Wah- 
rend dann  der  Umstand,  dass  nach  manchen  Rechten  eheliche  Fahrnissge- 
meinschaft überhaupt  nicht  oder  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  eintrat, 
sich  daraus  erklären  würde,  dass  man  zögerte,  das  eheliche  Zusammenleben 
jedem  andern  Zusammenhausen  gleichzustellen,  zumal  damit  bei  der  aus- 
gedehnten vermögensrechtlichen  Gewalt  des  Mannes  das  Interesse  der  Frau 
nicht  genügend  gewahn  erscheinen  mochte.  Auch  in  Rechten,  in  welchen 
wir  die  eheliche  Fahrnissgemeinschaft  auf  jene  allgemeinere  Grundlage 
glaubten  zurückfuhren  zu  sollen,  ergab  sich  da  ja  wohl  die  anscheinend  auf 
sehr  frühe  Zeiten,  vgl.  $  1350,  zurückreichende  Bestimmung,  wonach  die 
Frau  nach  dem  Tode  des  Mannes  auf  die  Gemeinschaft  verzichten  konnte 
und  damit  wenigstens  gegen  die  Gefahr  gesichert  war,  mit  ihrem  Sonder- 
gut für  die  Hälfte  der  gemeinschaftlichen  Schulden  aufkommen  zu  müssen. 

Nach  allem  Gesagten  scheint  mir  der  Annahme  nichts  Wesentliches 
im  Wege  zu  stehen,  dass  die  Gestaltung  der  ehelichen  Gemeinschaftsver- 
hältnisse auch  im  fränkischen  Recht  von  derselben  Grundlage  ausge- 
gangen sei,  wie  sie  sich  für  die  früher  besprochenen  Rechte  zu  ergeben 
schien,  wonach  die  Ehe  als  solche  ursprünglich  keinerlei,  über  die  gemein- 
same Verwaltung  des  Mannes  hinausgehende  engere  Verbindung  der  bei- 
derseitigen Vermögen  zur  Folge  hatte.  Während  aber  einzelne  Rechte  daran 
auch  später  noch  festhielten ,  andere  nur  zur  Errungenschaftsgemeinschaft 
fortschritten,  so  dass  insbesondere  auch  die  von  beiden  Seiten  eingebrachte 
Fahrniss  Sondergut  blieb,  wurde  da  im  fränkischen  und  sonstigen  Rechten 
die  allgemeinere  Auffassung,  wonach  jedes  Zusammenhausen  durch  Jahr 
und  Tag  stillschweigend  Gemeinschaft  für  Fahrniss  und  Errungenschaft 
bewirkte,  auch  für  das  eheliche  Zusammenleben  als  massgebend  betrachtet, 
und  liess  dieselbe  erst  dann  als  Wirkung  der  Ehe  selbst  erscheinen,  als  man, 
wie  das  hier  nahe  lag,  beim  ehelichen  Zusammenleben  mit  der  Zeit  über- 
wiegend von  der  Forderung  der  Ueberjährigkeit  absah. 

Ist  mir  eine  solche  Entwicklung  durchaus  wahrscheinlich ,  so  lässt  sie 
sich  allerdings  an  der  Hand  der  Quellen  nicht  bestimmter  erweisen.  Es 
findet  sich  sogar,  wie  schon  S961  betont,  einZeugniss,  welches  darauf  hin- 
zudeuten scheint,  dass  bei  den  Franken  zur  Merovingerzeit  die  eingebrachte 
Fahrniss  noch  nicht  Gemeingut  war.  Doch  wies  ich  schon  da  darauf  hin, 
dass  ein  bisher  nicht  berücksichtigtes  Institut  des  ehelichen  Güterrechts,  der 
eheliche  Voraus,  uns  für  die  Beurtheilung  der  sich  hier  aufwerfenden  Fragen 
noch  Haltpunkte  bieten  dürfte. 


8.  Ehelicher  Voraus. 

1353.  Sehen  wir  von  solchen  Rechten  ab,  in  welchen,  wie  in  den 
Verfangenschaftsrechten,  die  gesammte  beim  Bruche  der  Ehe  vorhandene 
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1353]  Fahrniss,  eingebrachte  wie  errungene,  dem  Ueberlebenden,  sei  es  der 
Mann  oder  die  Frau,  verblieb,  oder  in  welchen,  wie  wir  das  für  die  Rechte 
der  Frostuthingsgruppe  annahmen,  das  wenigstens  beim  Ueberleben  des 
Mannes  der  Fall  war,  so  musste  bei  jeder  Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  eineTheilung  der  Fahrniss  zwischen  dem 
Ueberlebenden  und  den  Erben  des  Verstorbenen  eintreten,  mochte 
es  sich  dabei  nun  um  Zurückgabe  der  von  jeder  Seite  eingebrachten  Fahr- 
niss oder  um  Theilung  der  errungenen  oder  auch  der  gesammten,  zu  Ge- 
meingut gewordenen  Fahrniss  nach  bestimmten  TheilbetrSgen  handeln.  Da- 
bei finden  wir  nun  sehr  allgemein  in  germanischen  Rechten,  welche  den 
verschiedensten  Gruppen  angehören,  einenVoraus  des  überlebenden 
Ehegatten;  es  wird  bestimmt,  dass  gewisse  Fahrnissgegenstände  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  von  der  Zurückgabe  oder  Theilung  ausge- 
schlossen sind  und  dem  überlebenden  Ehegatten  als  Voraus  oder  Vortheil, 
Praecipuum,  Preciput,  Avantpart,  nach  aragonischen  Quellen  als  Antepars, 
nach  castilischen  als  Mejoria  zugesprochen  werden,  ohne  dass  daraus  den 
Erben  des  Verstorbenen  ein  Anspruch  auf  Ausgleichung  oder  Entschä- 
digung erwuchs. 

Bei  den  Gegen  ständen,  welche  als  Voraus  aufgezählt  werden,  han- 
delt es  sich  immer  nur  um  Fahrniss;  die  Liegenschaften  sind  entweder 
Erbland,  welches  der  Seite  folgt,  oder  Gewinnland,  welches  bei  Errungen- 
schaftsgemeinschaft nach  dem  sonst  üblichen  Massstabe  ohne  Bevorzugung 
des  Ueberlebenden  vor  den  Erben  des  Verstorbenen  getheilt  wird.  Wurde 
dem  Ueberlebenden  in  manchen  Rechten  Leibzucht  an  den  Liegenschaften 
des  Verstorbenen  oder  an  einem  Theile  derselben  gewährt,  so  verschob  sich 
dadurch  die  Herausgabe  des  dem  Verstorbenen  Zukommenden  nur  bis  zum 
Tode  des  Ueberlebenden.  Dagegen  wird  der  Voraus  im  allgemeinen  unver- 
fangenes  Eigenthum  des  Ueberlebenden,  wenn  wir  von  einzelnen  Rechten 
absehen,  in  welchen  das  Recht  auf  den  Voraus  bei  Wiederverheirathung 
erlosch. 

Werden  die  Gegenstände  in  den  Quellen  unterschiedslos  nebeneinan- 
der aufgezählt,  so  ergibt  sich  doch  bald,  dass  für  das  genauere  Verfolgen 
zwei  Arten  der  Vorausgegenstände  auseinanderzuhalten  sind.  Es 
handelt  sich  einmal  um  Gegenstände  des  persönlichen  Ge- 
brauchs, welche,  entsprechend  dem  Heergeräthe  und  der  Gerade,  nur  für 
das  eine  oder  andere  Geschlecht  von  Werth  sind,  und  daher  nur  dem  Ueber- 
lebenden dieses  Geschlechts  zugesprochen  werden,  Mannskleider  und  Waffen 
dem  Manne,  Frauenkleider  und  Schmuck  der  Frau. 

Dabei  dürfte  nun  von  vornherein  Folgendes  zu  beachten  sein.  Die 
Gegenstände,  um  welche  es  sich  da  handelte,  waren  durchweg  von  dem 
Ueberlebenden  selbst,  welchem  sie  verbleiben  sollten,  in  die  Ehe  eingebracht 
und  blieben  daher  bei  Güterscheidung  sein  Sondereigenthum,  welches  ihm 
bei  Lösung  der  Ehe  ohnehin  zurückzustellen  war.  Erst  dann,  wenn  in  ein 
Recht  die  Fahrnissgemeinschaft  Eingang  gefunden  hatte,  war  Veranlassung 
geboten,  zu  betonen ,  dass  jene  Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs, 
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wie  das  ja  nahe  lag,  von  ihr  ausgenommen  sein  sollten.  Diese  Art  des  Vor- 
aus hat  daher  Fahrnissgemeinschaft  zur  Voraussetzung.  Und  haben  wir  in 
dieser  im  allgemeinen  erst  eine  spätere  Entwicklungsstufe  zu  sehen,  so  wird 
es  sich  rechtfertigen,  wenn  wir  diese  Art  des  Voraus  alsneuernVoraus 
gegenüber  der  weiterhin  zu  erwähnenden,  auf  altere  Zeiten  zurückdeuten- 
den Art  bezeichnen. 

War  die  zu  Gemeingut  gewordene  Fahrniss  nach  Lösung  der  Ehe 
vom  Ueberlebenden  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  theilen,  so  war  für 
jeden  der  Ehegatten  anzugeben,  was  ihm,  je  nachdem  der  Mann  oder  die 
Frau  überlebte,  von  solchen  Gegenständen  des  persönlichen  Gebrauchs  als 
Voraus  gebührte.  Nun  fanden  wir  aber  einzelne  Rechte,  in  welchen  eine 
solche  Theilung  nur  beim  Ueberleben  der  Frau  eintrat,  während  dem 
Manne  die  ganze  Fahrniss  ungetheilt  verblieb.  Dann  konnte  von  einem 
Voraus  des  Mannes  so  wenig  die  Rede  sein,  wie  von  einem  Sonderrecht 
der  Söhne  auf  das  Heergeräthe  in  solchen  Rechten,  in  welchen  die  Töchter 
durch  die  Söhne  überhaupt  vom  ganzen  Nachlasse  ausgeschlossen  waren. 
Wie  dann  nur  die  Gerade  der  Töchter  zu  erwähnen  war,  vgl.  S  1018,  so 
entspricht  es  dem,  wenn  in  Rechten,  in  welchen  die  gesammte  Fahrniss 
dem  Manne  verbleibt,  nur  von  einem  Voraus  der  Frau  die  Rede  ist;  vergl. 
S  1249.  Und  ebenso  war  in  den  noch  zu  besprechenden  Rechten,  in  wel- 
chen die  gesammte  Fahrniss  dem  Ueberlebenden,  sei  es  Mann  oder  Frau, 
zufällt,  für  den  ehelichen  Voraus  überhaupt  kein  Raum  geboten. 

1354.  Dagegen  handelt  es  sich  nun  bei  andern  Vorausgütern  um  G  e- 
genstände  des  gemeinsamen  Gebrauchs,  welche  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Herkunft  jedem  Ueberlebenden,  sei  es  der  Mann  oder  die  Frau, 
verbleiben  sollen,  ohne  in  die  Theilung  einbezogen  zu  werden.  Das  trifft 
fast  in  allen  Rechten,  in  welchen  ein  Voraus  überhaupt  erwähnt  wird,  in 
erster  Reihe  das  Ehebett.  Mit  dem  Umstände,  dass  dieses  sich  nicht  füg- 
lich theilen  liess,  hängt  das  sichtlich  in  keiner  Weise  zusammen,  da  ja  eine 
Ausgleichung,  wie  bei  andern  untheilbaren  Gegenständen  hätte  eintreten 
können;  wir  werden  denn  auch  wohl  auf  die  Bestimmung  stossen,  dass  es 
als  Voraus  nur  dem  unvermählt  bleibenden  Ueberlebenden  gebührt,  bei 
Wiederverheirathung  der  halbe  Werth  den  Erben  der  andern  Seite  zu  er- 
setzen ist.  Es  waren  zweifellos  nur  nächstliegende  Billigkeitsrücksichten, 
welche  dazu  führten,  das  Ehebett  dem  Ueberlebenden  auch  dann  zu  be- 
lassen, wenn  es  von  der  andern  Seite  eingebracht  war.  Neben  dem  Bette 
selbst  wird  dann  noch  häufig  das  Bettzeug  ausdrücklich  erwähnt.  Weiter 
in  vielen  Rechten  der  gemeinsame  Tisch  mit  Tischgewand  und  den  dazu 
gehörigen  Sitzen ;  während  sich  dann  in  Einzelrechten  noch  diese  oder  jene 
Gegenstände  anschliessen. 

Halte  ich  diese  Art  des  Voraus  von  dem,  was  ich  als  neuern  Voraus 
bezeichnete,  auseinander  und  glaube  ich  ihn  jenem  gegenüber  als  altern 
Voraus  bezeichnen  zu  dürfen,  so  ist  mir  dafür  vor  allem  massgebend,  dass 
er  nicht,  wie  jener,  Fahrnissgemeinschaft  bereits  zur  Voraussetzung  hat. 
Auch  auf  einer  ursprünglichsten  Stufe,  auf  welcher  nach  unserer  Annahme 
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1364]  beide  Vermögen  auch  bezüglich  der  Fahrniss  und  der  Ertragnisse 
noch  auseinandergehalten  wurden,  lag  die  Auffassung  nahe,  dass  das  be- 
züglich der  Gegenstande,  welche  für  die  enge  Verbindung  beider  Eheleute 
vorzugsweise  kennzeichnend  waren,  nicht  der  Fall  sein  solle,  dass  diese, 
mochten  sie  nun  von  dieser  oder  jener  Seite  eingebracht  sein,  mit  der  Voll- 
ziehung zu  einem  Gesammtgute  der  Eheleute  wurden,  welches  daher  auch 
jedem  Ueberlebenden  ungetheilt  verbleiben  solle. 

Scheint  das  nach  der  Uebereinstimmung  so  vieler,  den  verschiedensten 
Gruppen  angehörender  Rechte  auf  älteste  Zeiten  zurückzugehen,  so  haben 
wir  darin  doch  nicht  etwa  Anfänge  einer  Fahrnissgemeinschaft  zu  sehen, 
denn  bei  dieser  handelt  es  sich  um  ein  Miteigentum,  bei  welchem  die  ge- 
sammte  Fahrniss  als  ein  Vermögensbestandtheil  betrachtet  wird,  von  wel- 
chem jedem  Ehegatten  oder  seinen  Erben  ein  bestimmter  Theilbetrag  zu- 
stand. Sollten  davon  bei  dem  erst  hier  anknüpfenden  neuern  Voraus  be- 
stimmte, nur  für  das  eine  Geschlecht  geeignete  Gegenstände  des  persön- 
lichen Gebrauchs  ausgenommen  sein,  so  erscheinen  diese  damit  als  Sonder- 
eigenthum  jedes  der  Ehegatten,  welches  sich  nur  dadurch,  worauf  wir  zu- 
rückkommen, von  anderm  Sondereigenthum  desselben  unterscheidet,  dass 
im  allgemeinen  das  Recht  auf  dasselbe  mit  dem  Vorversterben  erlischt,  das- 
selbe nur  dem  Ueberlebenden  selbst,  nicht  auch  den  Erben  des  Verstor- 
benen zusteht.  Hier  dagegen  entsteht  Gesammteigenthum ;  jeder  der  Ehe- 
gatten hat  ein  Recht  auf  das  Ganze,  welches  zu  einem  ausschliesslicnen 
Recht  des  einen  wird,  sobald  mit  dem  Vorversterben  des  andern  dessen  ent- 
sprechendes Recht  erlischt  Die  Unabhängigkeit  von  jeder  Fahrnissgemein- 
schaft und  die  Begründung  des  Rechts  durch  die  Ehe  selbst  macht  sich 
deutlich  kenntlich  in  Rechten,  welche  die  Fahrnissgemeinschaft  erst  nach 
Jahr  und  Tag  eintreten  lassen,  so  dass  bis  dahin  die  Vermögen  im  allge- 
meinen wieder  nach  ihrer  Herkunft  auseinanderfallen  sollen,  wahrend  wir 
dann  doch  mehrfach  als  Ausnahme  betont  finden  werden,  dass  auch  bei 
unterjahriger  Ehe  das  Bett  dem  Ueberlebenden  als  Voraus  verbleiben  soll, 
auch  wenn  es  nicht  von  ihm  eingebracht  war. 

Allerdings  scheint  sich  nun  ein  Unterschied  dahin  zu  ergeben,  dass, 
wenn  in  vielen  Rechten  dieser  altere  Voraus  jedem  überlebenden  Ehegatten 
zugesprochen  wird,  in  andern  insbesondere  das  Bett  als  Voraus  nur  des 
überlebenden  Mannes  erwähnt  wird.  Das  findet,  wie  ich  denke,  seine 
einfache  Erklärung  darin,  dass  m  vielen  Rechtsgebieten,  wie  das  noch  jetzt 
häufig  der  Brauch  ist,  das  Einbringen  des  Bettes  Sache  der  Braut  war.  So 
lange  das  bezügliche  Recht  keine  Fahrnissgemeinschaft  kannte,  auch  die 
eingebrachte  Fahrniss  geschieden  blieb,  fehlte  dann  jede  Veranlassung,  das 
Bett  als  Voraus  der  Frau  zu  erwähnen,  da  es  ihr  ohnehin,  wie  ihre  sonst 
eingebrachte  Fahrniss,  nach  dem  Tode  des  Mannes  verblieb.  Dagegen  war 
es  allerdings  nöthig,  das  Recht  des  Mannes  ausdrücklich  auszusprechen, 
wenn  ihm  von  dem  von  der  Frau  eingebrachten  Gut  ausnahmsweise  das 
Bett  verbleiben  sollte.  Erst  dann,  wenn  in  solchen  Rechten  allgemeine  Fahr- 
nissgemeinschaft eingetreten  war,  die  sich  an  und  für  sich  auch  auf  das 
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Bett  und  andere  Gegenstände  des  Voraus  erstreckt  haben  wurde,  war  be- 
stimmtere Veranlassung  geboten,  das  Recht  jedes  der  Gatten,  diese  Gegen- 
stände bei  der  Theilung  vorwegzunehmen,  ausdrücklich  auszusprechen. 

1365*  Die  bisherigen  Annahmen  bezüglich  der  Entwicklung  des  ehe- 
lichen Voraus  im  allgemeinen  werden  allerdings  ihre  bestimmtere  Begrün- 
dung erst  finden  können,  wenn  wir  Vorkommen  und  Gestaltung  in 
den  Einzelrechten  genauer  verfolgen.  Und  haben  wir  wenigstens  für 
den  Kreis  von  Rechten,  welche  wir  bei  unseren  Untersuchungen  zunächst 
im  Auge  haben ,  die  Entwicklung  der  ehelicheiuGüterverhältnisse  zu  ver- 
folgen gesucht,  so  wird  uns  die  Gestaltung  des  Voraus  in  denselben  nach 
den  angegebenen  allgemeineren  Gesichtspunkten  manchen  Halt  geben 
können,  um  das  Zutreffen  unserer  bezüglichen  Annahmen  zu  prüfen.  Ist 
weiter  manchen  Rechten  der  Voraus  überhaupt  unbekannt  oder  zeigt  er  oft 
in  nächstbenachbarten  Gebieten  eine  wesentlich  verschiedene  Gestaltung,  so 
sind  dadurch  wohl  noch  weitere  Haltpunkte  für  die  Verwandtschaft  und 
die  Abgränzung  der  Rechte  geboten. 

Wird  in  den  spanischen  Rechten  später  der  Voraus  inUeberein- 
stimmung  mit  andern  germanischen  Rechten  sehr  häufig  erwähnt,  so  ist 
das  Zurückgehen  auf  gothische  Grundlage  um  so  weniger  zu  bezweifeln, 
als  die  wohl  behauptete  Entlehnung  solcher  Bestimmungen  aus  dem  fran- 
zösischen Recht,  vgl.  S  128  ff.,  hier  um  so  sicherer  nicht  zutrifft,  als  ge- 
rade dem  französischen  Recht,  wie  wir  sehen  werden,  ein  solcher  Voraus 
fremd  ist. 

Nach  dem  Fuero  viejp  von  Castilien  5,  1  1.  5  nimmt  der  Mann  bei 
der  Theilung  mit  den  Kindern  voraus  sein  Pferd,  sein  Zugvieh,  seine  Waffen 
von  Holz  und  Eisen ;  die  Frau  aber  bis  drei  Paar  Kleider ,  ihr  gesatteltes 
Maulthier,  ihr  Bett  mit  dem  besten  Bettzeug  und  das  beste  Lastthier.  In  an- 
dern Fueros,  vgl.  Marina  Ensayo  279,  werden  auch  beim  Manne  wohl  die 
Kleider,  insbesondeie  aber  das  ausgestattete  Bett  erwähnt.  Ebenso  erhält 
nach  portugiesischen  Ortsrechten,  Mon.  Portug.  L.  1,  753.  797,  Jedes  ein 
Bett,  der  Mann  neben  Waffen  und  Pferd,  die  Frau  neben  den  Kleidern. 
Dieselben  Gegenstände  in  Verbindung  mit  noch  andern  werden  dann  auch 
als  zum  Bestände  des  Wittwenrechts,  der  Viudedad,  vgl.  Marina  Ens.  244, 
Gans  Erbr.  3,  397,  gehörig  aufgeführt,  dessen,  was  der  Wittwer  oder  die 
Wittwe  an  Fahrniss,  auch  an  gewissen  Liegenschaften  behält,  so  lange  keine 
zweite  Ehe  eingegangen  ist;  insbesondere  wird  auch  hier  auf  beiden  Seiten 
immer  das  Bett  erwähnt  und  wohl  bestimmter  als  das  Ehebett  bezeichnet. 
Im  Fuero  real  3,  6  L  6  ist  ausdrücklich  nur  auf  dieses  hingewiesen,  und 
hinzugefügt,  dass,  wenn  der  Ueberlebende  sich  wieder  verheirathet,  er  dieses 
Voraus  verlustig  wird  und  das  Bett  dann  noch  mit  den  Erben  des  Verstor- 
benen zu  theilen  ist 

In  den  Fueros  von  Aragon,  ed.  1576,  heisst  es  1307,  f.  123,  dass 
die  Frau  bisher  Vieles,  der  Mann  Weniges  als  Voraus  gehabt  habe,  wie 
denn  1 247  der  Voraus  des  Mannes  nur  duas  bestias  aratorias  cum  suis 
aparatibus  et  unum  leefum  paratum  de  bonis  pannis,  jetzt  auch  ein  Reitthier 
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1355]  und  alle  Waffen  treffen  sollte.  In  den  Observantiae  regni  Aragonum 
f.  43  erscheint  das  1434  noch  weiter  ausgedehnt,  insbesondere  auch  auf 
die  Kleidung,  wahrend  der  Voraus  der  Frau  sich  bezieht  auf:  vestes>joyas, 
unutn  leciutn  paratum  optime,  unutn  vas  argenti ,  unam  captivam  sive  ser- 
vatn  et  unam  mulam  de  cavalgar,  duas  besiias  aratorias.  In  Catalonien 
erhalt  nach  den  Costumbres  de  Tortosa  5  c.  1 8.  20,  Oliver  H.  del  derecho 
enCataluna  4,239  ff.,  der  Ueberlebende  alle  seine  Kleider  als  Voraus,  wenn 
die  Ehe  nach  spanischer  Weise  mit  nach  Hälften  bemessener  Gemeinschaft 
geschlossen  ist,  während  bei  der  Ehe  mit  Aussteuer  und  Augment  sich 
nach  dem  S  1 340  Bemerkten  entsprechend  dem  burgundischen  Recht  nur 
ein  Voraus  der  Frau  ergibt.  Auf  gothisches  Recht  mag  es  zurückgehen, 
wenn  auch  in  derGascogne  wohl  der  beiderseitige  Voraus  erwähnt  wird. 
So  nimmt  nach  der  Coutume  von  Labourd  9  S  1 5  der  Ueberlebende  vor- 
weg :  le  lict  nuptial  ou  de  plusieurs  licts  le  meilleur. 

Glaubten  wir  $  1 1 94  ff.  für  das  gothisch  -  spanische  Recht  von  ur- 
sprünglicher voller  Güterscheidung  ausgehen  zu  sollen,  so  steht  nichts  der 
Annahme  im  Wege,  dass  auch  schon  bei  dieser  das  Ehebett  als  Gesammt- 
gut  beider  Eheleute  behandelt  wurde.  Ergibt  sich  dann  aber,  dass  auch 
später  das  spanische  Recht  überwiegend  nur  Errungenschaftsgemeinschaft 
anerkannte,  die  noch  vorhandene  eingebrachte  Fahrniss  aber  Sondergut 
blieb,  vgl.  S  1 197,  so  scheint  dem  nicht  zu  entsprechen,  dass  vielfach  auch 
solche  Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs  als  Voraus  angeführt  wer- 
den, von  denen  wohl  anzunehmen  ist,  dass  sie  in  der  Regel  von  dem  Ueber- 
lebenden  selbst  eingebracht  waren.  Aber  es  wird  das  nicht  gerade  immer 
\ler  Fall  gewesen  sein ;  sie  konnten  auch  erst  wahrend  der  Ehe  erworben 
sein  oder  von  der  andern  Seite  herrühren.  Die  Angaben  mögen  dann  nur 
besagen  sollen ,  dass  der  Ueberlebende  die  genannten  Gegenstände  jeden- 
falls zu  beanspruchen  hat,  mögen  sie  nun  von  ihm  eingebracht  sein  oder 
nicht. 

Das  ergibt  sich  doch  bestimmter,  wenn  nach  dem  Fuero  viejo  5, 1  S  1 
die  überlebende  Wittwe  nimmt:  todos  suos  pahos  e  suo  lecho  e  sua  muh 
ensellada  e  enfrenada,  si  la  adujo,  0  si  ge  la  diö  el  marido,  o  si  la  eredb 
de  otra  parte,  e  el  mueble  que  trajo  consigo  en  casamiento,  e  la  meitat  de 
iodas  las  ganancias,  que  ganaron  en  uno.  Weiter  aber  wird  bezüglich  der 
entsprechenden  Gegenstände  des  Wittwenrechts  wohl  ausdrücklich  betont, 
vgl.  Marina  Ens.  244,  dass  sie  Voraus  aus  dem  Gemeingut,  also  von  dem 
eingebrachten  Sondergut  unabhängig  sein  sollen.  So  im  Fuero  von  Cuenca : 
Jstae  viduitaies  dentur  de  Ulis  rebus,  quae  simul  adquisierint.  Und  in  dem 
Fuero  von  Salamanca,  wie  ähnlich  in  dem  vonCaceres,  heisst  es  nach  Auf- 
zählung der  Gegenstände  von  der  Wittwe :  todo  esto  quando  lo  hobieren  de 
consuno  tomelo  enirego,  e  aquello  que  fore  de  parte  del  marido  tome  el  medio. 
Der  Voraus  liegt  darin,  dass  sie  die  Gegenstände,  wenn  sie  zur  gemeinsamen 
Errungenschaft  gehören,  nicht  blos  halb,  sondern  ganz  nimmt;  dagegen 
halb,  wenn  sie  Sondergut  des  Mannes  sind,  an  welchem  ihr  andernfalls 
keinerlei  Recht  zustehen  würde.   Und  weiter  hat  sich,  vgl.  $  1197  ff.,  in 
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manchen  Theilen  des  spanischen  Rechtsgebietes  doch  auch  Fahrnissge- 
meinschaft und  selbst  volle  Gemeinschaft  entwickelt. 

1356.  Scheinen  auch  im  Aasdomsrechte,  vgl.  S  1207,  sich  noch 
einige  Haltpunkte  zu  finden,  wonach  auch  da  die  Entwicklung  von  voller 
Scheidung  auch  der  eingebrachten  Fahrniss  ausgegangen  sein  durfte,  so  ist 
dasselbe  später  allgemein  zu  voller  Gemeinschaft  vorgeschritten.  Dabei 
scheint  aber  ganz  allgemein  ein  Voraus  bei  der  Hälftung  des  gesamrtiten 
Gutes  üblich  gewesen  zu  sein,  vgl.  Fockema  Andreae  Vollenhove  i,  179, 
Bijdragen  2,  87.  Bei  den  zahlreichen  Bestimmungen  werden  gewöhnlich 
als  jedem  Ueberlebenden  zukommend  Bett  mit  Bettgewand,  der  Tisch  mit 
Tischtuch,  ein  Stuhl  mit  Kissen  erwähnt ,  also  die  Gegenstände  des  altern 
Voraus.  Zuweilen  werden  diese  nicht  genannt,  dagegen  Kleider  und  Waffen 
des  Mannes  und  Kleider  und  Schmuck  der  Frau,  während  in  andern  Rech- 
ten, so  zu  Utrecht,  v.  d.  Vorm  374,  zu  Kampen  und  sonst  in  Overyssel,  das 
eine  und  das  andere  angegeben  wird.  Wir  wiesen  schon  S  743  darauf  hin« 
dass  es  damit  in  Zusammenhang  stehen  mag,  wenn  zu  Lille  abweichend 
vom  westfränkischen  Recht  nach  Roisin  Franchises  155.  1 56  bei  der  Thei- 
lung  mit  Seitenverwandten  der  Mann  Pferd,  Kleider  und  Waffen,  die  Frau 
Kleider  und  Schmuck  vorwegnimmt. 

Dagegen  bietet  dann  einen  weitern  Beleg  für  den  Gegensatz  zwischen 
Aasdomsrecht  und  Schependomsrecht  der  Umstand,  dass  sich  in 
diesem  letztern  zwar  gleichfalls  die  volle  Gütergemeinschaft,  aber  keinerlei 
Voraus  findet.  Denn  abgesehen  davon,  dass  ihn  die  mir  bekannten  Rechte 
nicht  erwähnen,  fanden  wir  S  709  ausdrücklich  bemerkt,  dass  nach  südhol- 
ländischem  Recht  der  Ueberlebende  keinen  Vortheil  habe;  und  vom  Recht 
des  im  Gebiete  von  Bergen  op  Zoom  gelegenen  Steenbergen,  v.  d.  Vorm 
529,  wird  gesagt,  dass  das  Gut  dort,  wie  nach  gemeinem  Recht  von  Hol- 
land und  Seeland,  ohne  Eingreifen  eines  Vortheil  gehölftet  werde ;  wie  es 
denn  auch  in  der  Antiqua  kora  des  Orts  c.  20,  ed.  Bezemer  9,  einfach  heisst: 
Uxor  autem  mariio  defuncto  dimidiabit  contra  heredes  mariti  sui  omnia 
bona  tarn  mobilia  quam  immobilia ;  et  econverso  maritus  uxore  defuncta. 

1357.  Von  den  Rechten  der  dänischenGruppe  war  es  insbeson- 
dere das  rhätische  Recht,  vgl.  S  1210,  welches  sich  dem  gothischen 
Recht  dadurch  näher  anschliesst,  dass  es  vielfach  nur  Errungenschaftsge- 
meinschaft kennt,  auch  die  Fahrniss  als  Sondergut  behandelt  oder  sie  doch 
erst  nach  Jahr  und  Tag  gemein  werden  lässt.  Dem  entspricht  es,  wenn 
hier  häufig  nur  das  ausgestattete  Ehebett  als  Voraus  erwähnt  wird;  vergl. 
Bühler  Bündn.  Erbr.  81.  Und  darauf  beschränkt  sich  derselbe  dann  auch  in 
der  Regel  da,  wo  Fahrn  issgemein  schaff  anerkannt  ist,  so  dass  diese  nicht 
allgemeiner  zum  neueren  Voraus  geführt  zu  haben  scheint.  In  den  Statuten 
von  Malans,  Wagner  u.  Salis  Q.  2,  318,  heisst  es  $  3  ausdrücklich ,  dass 
auch  die  Kleider  gleich  anderer  Fahrniss  zu  theilen  sind;  und  selbst  die 
Bestimmungen  wegen  des  Betts  sind  S  4  insoweit  der  Fahrnissgemeinschaft 
angepasst,  als  zwar  der  Ueberlebende  das  Ben  mit  genau  angegebenem  Bett- 
gewand vorwegnimmt,  wenn  nur  dieses  vorhanden,  dass  aber,  wenn  noch 
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1367]  mehr  Bettgewand  da  ist,  das  zunächst  den  Erben  des  Verstorbenen 
■auszugleichen,  dann  aber  das  etwa  noch  Erübrigende  gleich  andrer  Fahrnbs 
zu  theilen  ist. 

Nur  vereinzelt  werden  noch  andere  Gegenstände  als  Voraus  erwähnt 
So  nennt  auch  in  Vorarlberg  der  Landsbrauch  des  Bregenzer  Waldes  S.  79 
nur  das  aufgerichtete  Bett,  wahrend  das  Recht  von  Dornbirn  ihm  die  beste 
Kuh,  das  von  Lustenau  Tisch  und  Kleidung  zufügen;  vgl.  Merkle  Vorarl- 
berg 1,  180.  229.  Bei  der  S  1215  besprochenen  Wahl  der  Frau,  ihr  Gut  zu 
nehmen,  oder  dasselbe  behufs  Theilung  ganz  einzuwerfen,  kann  sie  im 
letztern  Falle  ein  Kleid  zurückhalten;  vgl  Wyss  Güterr.  141. 

Besonders  beachtenswert!)  sind  dann  aber  Bestimmungen  der  Statuta 
«civilia  von  Oberengadin,  Wagner  u.  Salis  Q.  4,  70.  72,  da  sie  unmittelbar 
vor  Augen  führen,  wie  der  neuere  Voraus  Fahrnissgemeinschaft  zur  Vor- 
aussetzung hatte.  Wenn  nach  S  95  die  Eheleute  noch  nicht  Jahr  und  Tag 
zusammenhausen:  iunc  uxor  out  eius  her  es  possit  et  valeat  quanium  adma- 
ritum  adduxerat  tarn  de  mobilibus  quam  de  immobili  bono  retrohabere,  ohne 
dass  irgendwelcher  Voraus  erwähnt  würde,  während  bei  überjahriger  Ehe 
die  mobilia  cuiuscunque  sortis,  credita  vel  debitay  nach  Drittelsrecht  vom 
Ueberlebenden  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  getheilt  werden :  ssoe  illa 
mobilia  bona  venissent  a  marito  vel  uxore.  Dann  aber  wurde  nach  $  9 1  ein 
Voraus  bei  der  Theilung  gewahrt:  tunc  maritus  et  etiam  uxor  polest  uter- 
que  accipere  suum  scrinium  cum  vestimentis  et  clinodiis  in  eo  conseroatis, 
salvis  linteaminibus,  auro  et  argento,  si  quae  intus  essent,  quae  distertiari 
debent;  dasselbe  Recht  haben  dann  auch  Leibeserben  des  Verstorbenen: 
wird  aber  mit  andern,  als  Leibeserben  getheilt,  so  nimmt  nur  der  Ueber- 
lebende  seinen  Schrein  voraus,  wahrend  alles  Andere  zu  dritteln  ist. 

Vor  andern  Rechten  der  Gruppe  stehen  in  manchen  Beziehungen  die 
schwedischen  Rechte,  vgl.  S  1218  ff.,  den  rhätischen  am  nächsten, 
sich  von  ihnen  insbesondere  dadurch  unterscheidend,  dass  in  ihnen  die  Ge- 
meinschaft der  Fahrniss  unmittelbare  Wirkung  der  Ehe  ist.  Es  wird  denn 
auch  wenigstens  im  Erbabschnitt  von  Uplandslagen  10  pr.  der  Voraus  kin- 
derloser Eheleute  beim  Tode  des  einen  sehr  bestimmt  erwähnt.  Er  trifft  bei 
beiden  das  Bett  mit  Zubehör,  wahrend  ausserdem  die  Frau  alle  FestgewBn- 
der,  der  Mann  die  Waffen,  das  beste  Pferd  und  das  beste  Gewand  vorweg- 
nimmt Das  findet  sich  dann  ebenso  im  schwedischen  Stadtrechte  wieder; 
^gl.  K.  Rosenvinge  205. 

Dagegen  hat  sich  bei  der  Fahrnissgemeinschaft  der  dänischen 
Rechte,  vgl.  S  1220,  ein  Voraus  nicht  entwickelt  oder  nicht  erhalten ;  vgL 
Stemann  Güterr.  141  ff.  Bei  unbeerbter  Ehe  hat  der  Ueberlebende  die  Fahr- 
niss einfach  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  halften,  bei  beerbter  erhalt 
-er  von  ihr  besten  Kindstheil.  Dass  dabei  von  irgendwelchem  Voraus  nicht 
-die  Rede  war,  ergibt  sich  um  so  bestimmter,  als  dem  überlebenden  Vater 
bezüglich  der  Liegenschaften,  sowohl  an  dem  Sonderlande  der  Frau,  als  an 
dem  Kauflande,  Vortheile  zugestanden  werden,  es  also  gewiss  nicht  uner- 
wähnt geblieben  sein  würde,  wenn  er  oder  auch  jeder  überlebende  Eltern- 
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theii  einen  Voraus  bei  der  Fahrnis*  hätte  beanspruchen  können.  Nur  im 
altern  Stadtrecht  von  Schleswig  $7,  AncherDansk  L.  H.  2b  3,  heisst  es  von 
der  Frau,  dass  sie  ausser  der  Hälfte  des  Gemeinguts  drei  Mark  als  Dos  und 
ein  ganzes  Bett  erhalt. 

1358.  Dem  schliessen  sich  viele  friesische  Rechte  insofern  an,  als 
ihnen  irgendwelcher  Voraus  sichtlich  unbekannt  ist.  Wir  wiesen  schon 
5  1356  darauf  hin,  dass  es  wohl  als  Abweichung  des  Schependomsrechts 
vom  Aasdomsrecht  ausdrücklich  betont  wird ,  dass  jenes  keinen  ehelichen 
Vortheil  gewahrt.  Aber  auch  in  den  durch  das  Aasdomsrecht  von  ihm  ge- 
trennten Rechten  ist  Überwiegend  von  einem  Voraus  auch  da  nicht  die  Rede, 
wo  derselbe,  falls  er  üblich  war,  nicht  wohl  hatte  unerwähnt  bleiben  dürfen. 
Aber  wie  nach  unsern  frühem  Ausführungen,  vgl.  S  1221  ff.,  die  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  sehr  verschieden  gestaltet  waren ,  so  kennen  doch 
manche  auch  einen  Voraus  bei  der  Theilung. 

So  bei  den  schon  von  Grimm  R.  A.  576.  382  betonten  Angaben  der 
Rechte  von  Wursten  und  Rüstringen,  Pufendorf  Obs.  1,  6g.  3,  86,  Rieht- 
hofen  Q.  550.  Bei  unfruchtbarer  Ehe  ergibt  sich  hier  keinerlei  Gemein- 
schaft, sondern  Beständigkeit  des  Frauenguts,  welches  nach  seinem  ursprüng- 
lichen Bestände  der  Frau  oder  ihren  Erben  zurückzugeben  ist,  ohne  dass 
ein  Voraus  erwähnt  würde.  Mit  der  Geburt  eines  Kindes  aber  tritt  volle 
Gemeinschaft  ein,  vgl.  $  1231,  so  dass  das  gesammte  Gut  gehälftet  wird. 
Dann  aber  nimmt  der  Mann  als  Voraus  das  Brautbett  mit  Zubehör,  seinen 
Stuhl  mit  dem  Kissen,  ein  Tischtuch  mit  den  Kissen,  die  beim  Tische  auf 
der  Bank  liegen;  dann  seinen  besten  Rock  mit  dazu  gehörender  Kleidung 
und  seine  Waffen.  Von  den  Waffen  abgesehen  kommt  ein  ganz  entspre- 
chender Vortheil  auch  der  Frau  zu.  Das  entspricht  auffallend  den  Bestim- 
mungen des  Aasdomsrechts,  vgl.  $  1356,  welches  trotz  aller  sonstiger  Ab- 
weichung sich  bezüglich  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  friesischen 
Rechten  oft  enge  anschliesst ,  insbesondere  gleichfalls  volle  Gütergemein- 
schaft bestimmt,  die  freilich  schon  mit  der  Ehe  selbst  oder  doch  mit  der 
Ueberjährigkeit  derselben  eintritt.  Anderweitige  Erwähnungen  des  Voraus 
sind  mir  in  friesischen  Rechten  nur  vereinzelt  aufgefallen.  So  nehmen  nach 
dem  Stadtbuche  von  Groningen  c.  25,  ed.  Telting  1 1,  beide  ihre  Kleidung 
und  der  Mann  die  Waffen  voraus. 

Es  dürfte  aber  weiter,  da  weder  das  westfränkische  noch  das  lothrin- 
gische Recht,  vgl.  Anm.  zu  $  569,  da  eine  Anknüpfung  bieten ,  auf  friesi- 
sche Grundlage  zurückgehen,  wenn  in  den  Rechten  des  südlichen  Flan- 
dern der  Voraus  mehrfach  erwähnt  wird;  so  zu  Ypern,  Dixmuiden,  Au- 
denarde  die  Gegenstände  des  persönlichen  Bedarfs,  zu  Poperingen  auch  das 
Bett.  Ebenso  noch  zu  Bredenarde  in  der  Grafschaft  Guines,  Bouthors  Cout 
d'Amiens  2,  667,  wo  auch  andere  Bestimmungen,  so  insbesondere  der 
S  652  besprochene  Ausschluss  nur  des  überlebenden  Elterntheils  durch  Ge- 
schwister bestimmt  auf  flandrisch-friesisches  Recht  hinweisen.  Jeder  Ueber- 
lebende  erhält  da  als  Avantpart  ein  ausgestattetes  Bett,  einen  Sessel,  ein 
Kissen,  einen  Tisch,  ein  Tischtuch,  dann  Becher  und  Waschgeschirr,  wäh- 
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1358]  rend  von  Kleidung  nicht  die  Rede  ist.  Es  ist  das  beachtenswert, 
weil  weiter  südlich  im  anstossenden  westfränkischen  Rechtsgebiete  entspre- 
chende Erwähnungen  durchaus  fehlen. 

In  Flandern,  so  zu  Veurne,  Ypern,  Poperingen  findet  sich  dann  noch 
eine  andere  eigenth  um  liehe  Art  des  Voraus,  wonach  der  Ueberlebende  mit 
gemeinsamen  Kindern  die  Fahrniss,  von  jenem  Voraus  abgesehen,  aller- 
dings zu  halften  hat,  weil,  wie  es  mehrfach  heisst,  das  gemeine  Kind  auch 
das  Gut  gemein  macht,  wahrend  er  bei  derTheilung  mit  andern  Erben  des 
Verstorbenen,  so  insbesondere  auch  schon  mit  seinen  Stiefkindern,  fünf 
Achtel  der  Fahrniss  nimmt,  so  dass  der  todten  Hand  nur  drei  Achtel 
zufallen.  Nun  wird  allerdings  auch  bei  dem  bisher  besprochenen  allge- 
meiner vorkommenden  Voraus  zuweilen,  so  im  Aasdomsrechte,  vgl.  F.  An- 
dreae  Bijdragen  2, 87  ff.,  wohl  entsprechend  dahin  unterschieden,  dass  dieser 
Voraus  dem  Ueberlebenden  nur  bei  der  Theilung  mit  sonstigen  Erben  des 
Verstorbenen,  nicht  mit  eigenen  Kindern  zukommt.  Für  jene  auffallende 
EigenthUmlichkeit  einzelner  flandrischer  Rechte  aber,  wonach  der  Thei- 
lungsmassstab  sich  bei  der  Theilung  mit  andern  Erben,  als  den  eigenen 
Kindern,  zu  Gunsten  des  Ueberlebenden  verschiebt,  habe  ich  bisher  ver- 
geblich in  irgendwelchem  andern  Rechte  nach  einer  Anknüpfung  gesucht, 
so  dass  es  sich  um  örtliche  Sondergestaltung  handeln  mag.  Wir  werden 
für  den  nächsten  Zweck  davon  absehen  dürfen,  um  in  and erm  Zusammen- 
hange darauf  zurückzukommen. 

Brachte  ich  S  1256  ff.  die  Rechte  des  Berner  Oberlandes  mit 
den  friesischen  in  nähere  Verbindung,  so  ist  auch  da  überwiegend  nur  von 
Hälftung  oder  Zurücknahme  des  Eingebrachten  ohne  Erwähnung  eines  Vor- 
aus die  Rede,  oder  derselbe  schliesst  sich  sonstigen  Erwähnungen  nicht 
naher  an ;  so  wenn  zu  Eschi  Haus  und  Hofstall  Voraus  des  Ueberlebenden 
sein  sollen.  Aber  im  Landrecht  von  Frutigen  werden  nicht  allein,  wie  wohl 
auch  sonst,  ein  Pferd  als  Voraus  des  Mannes  oder  Vaters,  dann  ihre  Klei- 
der als  Voraus  der  Mutter  erwähnt,  sondern  es  ergibt  sich  auch  3  S  3.  14, 
dass  jeder  Ueberlebende,  sowohl  wenn  er  bei  unbeerbter  Ehe  sein  Einge- 
brachtes zurückerhält,  als  wenn  er  bei  beerbter  mit  den  Kindern  hälftet,  ein 
aufgerichtetes  Bett  als  Voraus  erhalt. 

1359.  Werden  da,  wo  in  friesischen  Rechten  ein  Voraus  überhaupt 
erwähnt  wird,  dann  im  Aasdomsrechte,  insbesondere  auch  das  Bett  und  an- 
dere Gegenstande  des  alteren  Voraus  betont,  so  entspricht  dem,  wenn  auch 
in  den  normannischen  Rechten  zunächst  das  Bett  als  Voraus  erwähnt 
wird.  Nach  der  ältesten  Coutume  der  Bretagne  eh. 207,  ed.Planiol  207, 
wird,  wenn  bei  über  jahriger  Ehe  Fahrnissgemeinschaft  eingetreten  ist,  bei 
Nichtadligen  mit  den  Kindern  gedrittelt,  vgl.  S  1241,  oder  mit  den  Erben 
des  Verstorbenen  gehalftet.  Doch  sollen  dann  die  Waffen  des  Mannes  nicht 
in  die  Partage  fallen ,  sondern  den  Haupterben  verbleiben ,  wie  der  Frau 
ihre  Kleider  und  Schmuck.  Beachtenswerther  sind  die  Bestimmungen  bei 
unterjähriger  Ehe.  Dann  können  die  überlebende  Frau  oder  die  Erben  der 
Vorverstorbenen  nichts  beanspruchen,  als  was  sie  einbrachte :  et  si  U  mari 
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demoroit,  il  auroit  le  leit  ä  lafemme  juques  es  secundes  noces.  Das  wird 
noch  iü  den  Coutumes  von  1539  S  447  und  1580  S  469  ebenso  wieder- 
holt Dass  das  Recht  auf  das  Bett  bei  Wiederverheirathung  erlischt,  fanden 
wir  §  1355  auch  im  spanischen  Rechte  erwähnt.  Dass  das  Bett  nur  als  Vor- 
aus des  Mannes  erscheint,  erklärt  sich  daraus,  dass  es  der  überlebenden  Frau 
als  von  ihr  eingebracht  ohnehin  verblieb. 

Dem  entsprechen  die  Bestimmungen  des  sicilisch-normanni- 
schen  Rechts.  Ist  bei  unterjähriger  oder  unfruchtbarer  Ehe  das  Frauen- 
gut  herauszugeben,  so  behält  der  Mann  allgemein  das  zu  diesem  gehörende 
Ehebett  mit  Zubehör;  vgl.  Brünneck  Sic.  Stadtr.  2,  40.  So  etwa  nach  den 
Coosuetudines  von  Palermo  c.  43  :  X/  auicm  uxor  praemoritur  infra  annum 
antequam  liberi  proer  eentur,  nihil  acquirit  super stes  de  doiibus,  nisi  tan- 
iummodo  leetnm  unutn  cum  apparatu  suo,  prout  eo  predicti  iugales  usifne- 
runt  prima  nocte,  qua  se  in  unum  coniunxerunt  seu  insimul  jacuerunt  Ent- 
fällt dagegen  auch  hier  jeder  Voraus,  wenn  nach  Uberjähriger  oder  frucht- 
barer Ehe  dieFahrniss  als  Gemeingut  getheilt  wird,  so  wird  es  sich  bei  An- 
nahme gleicher  Grundlage  um  so  leichter  erklären,  wenn  in  vielen  friesischen 
Rechten  ein  Voraus  überhaupt  nicht  mehr  erwähnt  wird. 

Für  den  Zusammenhang  der  normannischen  mit  den  friesischen  Rechten 
wäre  etwa  auch  zu  beachten,  dass  nach  der  Mehrzahl  der  sicilischen  Stadt- 
rechte, vgl.  Brünneck  2,  41,  jener  Voraus  dem  Manne  nur  dann  zusteht, 
wenn  er  die  Frau  auf  seine  Kosten  begraben  lässt.  Dem  französischen  Rechte, 
nach  welchem  die  Kosten  des  Begräbnisses  die  Erben  des  Verstorbenen 
treffen,  ist  das  fremd.  Aber  es  erinnert  wenigstens  an  eine  Bestimmung  des 
westfriesischen  Schulzenrechts  §  72,  Richthofen  Q.  399,  vergl.  Schröder 
Güterr.  2*,  398,  wonach  der  Ueberlebende  bei  der  Bestattung  des  andern 
die  drei  besten  Kleider  trägt,  welche  er  dann  bei  der  Theilung  vorwegzu- 
nehmen hat  gegen  das  Bahrgewand,  das  Sterbekleid.  Grössere  Ueberein- 
stimmung  ergibt  sich  zu  Dixmuiden  in  Westflandern,  Cout.  de  FL,  Q.  de 
Bruges,  Petites  villes  2,  437 ,  wonach  der  Ueberlebende  nur  dann  Kleider 
und  Schmuck  als  Voraus  nehmen  darf,  wenn  er  auch  seinen  Theil  an  den 
Dettes  mortuaires,  insbesondere  den  Bestattungskosten,  übernimmt. 

Im  Rechte  derNormandie  und  Englands  lagen  diese  Verhältnisse 
insofern  anders,  als  da  eigentliche  Fahrnissgemeinschaft  nicht  besteht,  son- 
dern die  gesammte  Fahrniss  dem  überlebenden  Manne  verbleibt,  vgl.  §  1 248, 
so  dass  von  einem  Voraus  des  Mannes  hier  überhaupt  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Die  einzigen  mir  hier  aufgefallenen,  schon  §  1249  angeführten  Er- 
wähnungen treffen  denn  auch  einen  Voraus  der  Frau. 

1360.  Dürfen  wir  aus  dem  dort  Gesagten  folgern,  dass  nach  norman- 
nisch-englischem Recht  die  überlebende  Frau  ausser  dem  Drittel  der  Fahr- 
niss auch  Bett  und  Kleider  als  Voraus  erhielt ,  so  würde  sich  damit  wieder 
enger  Anschluss  an  die  Rechte  der  Frostuthingsgruppe  ergeben, 
welche  uns  ja  auch,  wie  schon  §  1249  betont,  für  das  auffallende  Drittels- 
recht der  Frau  neben  dem  vollen  Recht  des  Mannes  auf  die  Fahrniss  die 
einzige  Anknüpfung  boten. 
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1360]  Suchten  wir  S  1290  für  das  Frostuthingsrecht  die  Annahme 
zu  begründen,  dass  dem  überlebenden  Manne  nach  überjähriger  Ehe  die 
gesammte  Fahrniss  verbleibt,  so  entspricht  dem,  dass  von  einem  Voraus 
desselben  nicht  die  Rede  ist;  die  Frau  aber  nimmt  neben  ihrem  Drittel  ihre 
Kleider  als  Voraus.  Dem  entsprechen  durchaus  die  helvetischen  Rechte; 
vgl.  Schröder  Güterr.  2*,  171  ff.,  ßluntschli  R.  G.  1,442,  Blumer  R.  G. 
490  ff.,  Kothing  in  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  5,  136  ff.,  Huber  Schw.  Privatr. 
4,  474.  Regelmässig  wird  auch  da  die  Kleidung  als  Voraus  der  Frau  er- 
wähnt; ausserdem  aber  sehr  häufig  das  Ehebett.  Ist  von  einem  Voraus  des 
Mannes  in  der  Regel  nicht  die  Rede,  so  entspricht  das  dem,  dass  diesem 
ursprünglich  die  ganze  Fahrniss  verbleibt;  vgl.  §  1294.  Nur  in  solchen 
Rechten,  in  welchen  das  abgeschwächt  erscheint,  konnte  von  einem  Voraus 
des  Mannes  die  Rede  sein.  Wird  dieser  dann  aber  mehrfach  dahin  be- 
stimmt, vgl.  Wyss  Gütern  1 12,  Schröder  2*,  173,  dass  der  Mann  von  dem 
zurückzustellenden  Gute  der  Frau  ausser  dem  Bette  auch  ihre  Kleider,  ihre 
Schmuckgegenstände  und  Kostbarkeiten  behält,  so  handelt  es  sich  dabei 
sichtlich  um  einen  Rest  seines  Anspruchs  auf  die  gesammte  Fahrniss  der 
Frau,  während  die  von  ihm  eingebrachte  ihm  ohnehin  verbleibt.  Dabei 
scheint  sich  eine  schärfere  Abgrenzung  gegen  die  anstossenden  Gebiete 
burgundischen  Rechts  zu  ergeben,  insofern,  so  weit  ich  sehe,  im 
Uechtland,  Waadt  und  Wallis  auch  ein  Voraus  der  Frau  an  bestimmter 
Fahrniss  nicht  erwähnt  wird,  wie  denn  auch  die  burgundische  Lex  keine 
Andeutung  erhält.  Die  §  13 12  besprochenen  Bestimmungen  des  Rechts  der 
Limagne  bezüglich  der  Sonderbehandlung  von  Bett,  Kleidung  und  Schmuck 
der  Frau  nähern  sich  dann  den  letzterwähnten  helvetischen:  sie  verbleiben 
dem  überlebenden  Manne  trotz  ihrer  Herkunft  von  der  Frau,  während  sie 
dann  allerdings  beim  Ueberleben  der  Frau  als  ein  Voraus  dieser  erscheinen, 
welchen  sie  unabhängig  von  ihren  sonstigen  Vermögensrechten  vorweg- 
nimmt. 

Dagegen  wird  in  den  Rechten  der  Gulathingsgruppe  und  der 
göthischen  Gruppe  irgendwelcher  ehelicher  Voraus,  so  weit  ich  sehe, 
nie  erwähnt;  so  wenig,  wie  eine  Sonderbehandlung  von  Heergeräth  und 
Gerade,  während  auch  diese,  vgl.  §  1018,  der  Frostuthingsgruppe  nicht 
fremd  sind,  nur  so,  dass  aus  ähnlicher  Ursache,  wie  der,  welche  da  für  einen 
Voraus  des  Mannes  keinen  Raum  gab ,  wenigstens  im  Frostuthingsrechte 
und  im  burgundischen  nur  das  Vorrecht  der  Töchter  auf  die  Gerade  Be- 
deutung hatte.  Im  isländischen  und  göthischen,  wie  im  Gulathingsrechte, 
im  gothländischen  und  longobardischen  handelt  es  sich  immer  nur  um 
Herausgabe  des  Sonderguts  oder  bei  vertragsmässiger  oder  gesetzlicher  Ge- 
meinschaft um  Auftheilung  des  Gemeingutes,  ohne  dass  dabei  eines  Voraus 
des  Ueberlebenden  gedacht  würde. 

1361.  Findet  sich  der  Voraus  nicht  in  allen,  aber  doch  in  vielen  ost- 
germanischen Rechten,  so  wird  er  auch  in  westgermanischen  Rech- 
te n  nicht  selten  erwähnt ;  vgl.  Schröder  Güterr.  2\  179.  Im  alemanni- 
schen Recht  ergibt  sich  ein  Voraus  schon  aus  der  Angabe  des  Pactus 
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Aiemana.  3  S  2,  dass  bei  Ueberleben  der  Frau :  tota  lectuaria  ei  concedan- 
tur,  während  bei  freiwilliger  Scheidung,  bei  der  jeder  das  Seine  nimmt: 
leciaria  parciant  ae quäle.  Kann  es  auffallen,  dass  da  nicht  vom  Bett  selbst, 
sondern  nur  von  dessen  Ausstattung  die  Rede  ist,  so  dürfte  das  wieder  dar- 
aus zu  erklären  sein,  dass  es  auch  hier  Brauch  war,  dass  die  Frau  das  Bett 
selbst  in  die  Ehe  brachte,  dasselbe  also  ohnehin  ihr  Eigenthum  blieb.  Da- 
gegen dürfte  dem  Manne  das  Bett  selbst  als  Voraus  verblieben  sein.  Denn 
nach  einer  Reihe  von  Angaben  späterer  Quellen,  vgl.  Grimm  Weisth.  5,108, 
Schröder  Gütern  2',  173,  welche  zunächst  die  Schwarzwaldgegend  treffen, 
ist  das  der  Fall ;  nur  so,  wie  wir  dafür  schon  mehrfach  Belege  fanden,  dass 
das  Recht  des  Mannes  mit  der  Wiederverheirathung  erlischt;  es  heisst,  dass, 
wenn  die  neue  Frau  zur  Vorderthür  hineingeführt  wird,  das  Bett  zur  Hin- 
terthür  hinauszutragen  ist. 

1362»  Auffallen  kann  es  nun,  dass  dem  spätem  westfränkischen 
Recht  ein  Voraus  des  überlebenden  Ehegatten  fremd  war;  um  so  mehr, 
als  für  die  älteste  Zeit  zweifellos  auch  im  frankischen  Rechte  der  ältere, 
zunächst  an  das  Bett  anknüpfende  Voraus  sichtlich  anerkannt  war.  Denn 
das  wird  doch  aus  den  schon  §  871  besprochenen  Bestimmungen  des  Ca- 
pitulare  I  ad  1.  Sal.  S  7.  8  zweifellos  zu  folgern  sein.  Verheirathet  sich  die 
kinderlose  Wittwe,  so  hat  sie  zunächst  den  Verwandten  des  verstorbenen 
Mannes  den  Achasius  zu  geben.  Et  sie  postea  scamno  cooperiat  et  lecto 
cum  leetaria  ornet  et  ante  novem  teste s  pareniibus  defuneti  invitat  et  dicat : 
Omnes  mihi  festes  sitis,  quia  et  achasium  dedi,  utpacem  habe  am  parentum9 
et  lecium  Stratum  et  leetaria  condigna  et  scamno  cooperto  et  cathedras,  quae 
de  casa patris  tnei  exhibui,  hie  dimifto.  Thut  sie  das,  so  mag  sie  mit  zwei 
Dritteln  ihrer  Dos,  ihres  vom  ersten  Manne  herrührenden  Widum,  eine 
andere  Ehe  eingehen.  Weiter  wird  dann  §  8  für  den  Fall  der  Wiederver- 
heirathung des  kinderlosen  Mannes  bestimmt,  dass  die  nächsten  Freunde 
der  verstorbenen  Frau :  duas  partes  dotis  recoligani  et  dua  leetaria  dimit- 
tant,  duos  scamnos  coopertos  et  duas  cathedras ;  andernfalls  sollen  sie  nur 
ein  Drittel  der  Dos  erhalten. 

Dass  es  sich  da  im  allgemeinen  um  dieselben  Gegenstände  handelt, 
welche  in  andern  Rechten  als  ehelicher  Voraus  erscheinen ,  ist  doch  nicht 
zu  bezweifeln.  Wird  das  Bett  am  häufigsten  erwähnt,  so  begegnen  wir  ge- 
rade auch  der  Bank  und  dem  Stuhl  mit  Kissen  so  häufig  in  verschiedenen 
Rechten,  dass  da  ein  Zurückgehen  auf  ältesten  Brauch  nicht  zu  bezweifeln 
ist.  So  wird  in  den  noch  zu  besprechenden  brabantischen  Rechten,  in  wel- 
chen zwar  nicht,  wie  in  den  Verfangenschaftsrechten ,  die  gesammte  Fahr- 
niss  dem  Ueberlebenden  verbleibt,  der  Voraus  an  Fahrnissgegenständen 
aber  eine  ungewöhnliche  Ausdehnung  gewonnen  hat,  in  erster  Reihe  ausser 
dem  Bett  durchweg  Stuhl  mit  Kissen  genannt,  und  scheint  auf  denselben 
so  grosses  Gewicht  gelegt  zu  sein,  dass  danach  der  ganze  Voraus  trotz  seiner 
weiten  Ausdehnung  als  Wittwenstuhl  bezeichnet  wird.  So  etwa,  wenn  es 
in  den  Costumen  von  Lier  1  5  §  1 5  und  in  andern  heisst,  dass  der  Ueber- 
lebende  voraus  haben  solle :  ^ijnen  weduwe  stoel  oft  voordeel>  oder  in  denen 
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1362]  von  Mecheln  r  6  §  17,  dass  der  Ueberlebende :  gheen  recht  van  we- 
duwestoel  habe,  wenn  er  mit  Vorkindern  theilt.  Den  Stuhl  mit  Kissen  finden 
wir  neben  dem  Bett  durchweg  im  Aasdomsrechte,  vergl.  §  1356,  genannt; 
ebenso  §  1358  nebst  den  Kissen  der  Bank  des  Speisetisches  in  friesischen 
Rechten,  während  im  Aasdomsrechte  oft  Tisch  und  Tischgewand  zugefügt 
erscheinen.  Besonders  genau  ist  dann  der  Anschluss  in  der  ebendort  er- 
wähnten Angabe  des  Rechts  von  Bredenarde  im  südlichsten  Theile  des 
flandrischen  Rechtsgebiets.  Es  wird  sich  weiter  ergeben,  dass  es  in  Sachsen 
genau  dieselben  Gegenstände  sind ,  welche  der  Mann  bei  Herausgabe  der 
Niftelgerade  zurückbehält. 

So  wenig  ich  nun  bezweifeln  möchte,  dass  es  sich  auch  in  jenem  mero- 
vingischen  Capitular  irgendwie  um  den  Voraus  handelt,  so  kann  es  aller- 
dings fraglich  sein,  wie  derselbe  in  jenen  Bestimmungen  eingreift.  Nach  der 
ersten  Erwähnung  sind  die  Gegenstände  von  der  Frau  eingebracht,  wie  das 
insbesondere  bezüglich  des  Bettes  auch  sonst  üblich  war,  und  sind  ihr  bei 
dem  Tode  des  Mannes  verblieben.   Es  sind  die  Gegenstände ,  welche  vor 
allem  zum  gemeinsamen  Gebrauch  der  Eheleute  dienten  und  welche  dem 
Manne  bei  Ueberleben  als  Voraus  gebührt  hätten.  Würde  aber  daraus  doch 
nicht  füglich  ein  Recht  der  Freunde  des  vorverstorbenen  Mannes  abzuleiten 
sein,  so  denke  ich,  dass  da,  vgl.  §  871,  die  Auffassung  eingriff,  dass  die 
Wiederverheirathung  beleidigend  für  den  Verstorbenen  und  seine  Sippe  sei 
und  dass  diese  Werth  darauflegte,  dass  wenigstens  jene,  aus  dem  Einge- 
brachten der  Frau  herrührenden,  aber  zu  der  frühem  Ehe  in  nächster  Be- 
ziehung stehenden  Gegenstände  nicht  wieder   einer  andern  Ehe  dienen 
sollten,  und  daher  vor  Eingehung  dieser  herauszugeben  seien.    Dass  das 
Recht  auf  das  Bett  durch  Wiederverheirathung  verwirkt  wurde,  fanden  wir 
auch  sonst  mehrfach  erwähnt;  so  §  1355  in  Spanien,  §  1359  in  der  Bre- 
tagne, S  1361  in  Schwaben.  Dementsprechend  wird  auch  hier  anzunehmen 
sein,  dass  die  §  8  bezeichneten  Gegenstände  solche  sind,  welche  der  Mann 
nach  dem  Tode  der  Frau  aus  deren  Gute  zurückbehalten,  welche  deren 
Erben  aber  im  Falle  der  Wiederverheirathung  nachträglich  zurücknehmen 
konnten.  Verzichten  sie  trotzdem  darauf,  so  bleibt  ihr  Anspruch  auf  die 
Dos  ein  ausgedehnterer.  Aber  anscheinend  soll  auch  hier  dem  sich  wieder- 
verheirathenden  Manne  das  Ehebett  selbst  nicht  bleiben,  da  nur  von  den 
Lectaria  die  Rede  ist.  Mag  da  Einzelnes  verschiedene  Auslegung  zulassen, 
so  kann  bei  der  Uebereinstimmung  anderer  Rechte  wohl  kein  Zweifel  sein, 
dass  jene  Bestimmungen    einen  Voraus   insbesondere   des   überlebenden 
Mannes  an  gewissen  zum  gemeinsamen  Gebrauche  dienenden  Fahrnissge- 
genständen voraussetzen,  welche  von  der  Frau  eingebracht  zu  werden  pflegten. 
Damit  wäre  auch  immerhin  die  Angabe  der  Lex  Ripuaria  37  S  2 
über  das,  was  die  Frau  nach  dem  Tode  des  Mannes  beanspruchen  kann, 
vereinbar,  falls  es  sich  da  überhaupt  um  entsprechende  Grundlage  handelt. 
Ausser  Dos  und  Morgengabe  erhält  sie:  terciam  de  omni  re>  quam  simul 
conlaboraverant   Ist  vom  Eingebrachten  der  Frau  nicht  die  Rede,  so  ist 
wohl  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  dieses  ihr  als  Sondergut  ver- 
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blieb.  Und  dann  würde  sich  auch  die  Nichterwähnung  eines  Voraus  er- 
klären, wenn  ein  solcher  nur  dem  Manne  an  gewisser,  von  der  Frau  einge- 
brachter Fahrniss  zustand.  Dann  aber  würde  die  Stelle  auf  einen  Zustand 
deuten,  bei  welchem  wohl  schon  Errungenschaftsgemeinschaft,  nicht  aber 
auch  schon  Gemeinschaft  der  eingebrachten  Fahrniss  bestand,  diese  im  all- 
gemeinen noch  als  Sondergut  behandelt  wurde. 

Das  würde  dann  freilich  der  S  1351  wenigstens  für  das  westfränkische 
Recht  vertretenen  Annahme  nicht  entsprechen,  dass  in  diesem  die  Fahrniss- 
gemeinschaft auf  älteste  Zeiten  zurückreicht  und  überhaupt  sich  nicht  in 
näherm  Anschluss  gerade  an  die  Ehe,  sondern  an  den  allgemeinen  Satz  fest- 
gestellt hat,  dass  Zusammenhausen  durch  Jahr  und  Tag  stillschweigend 
Fahrnissgemeinschaft  bewirkt.  Und  dagegen  würde  doch  auch  das  Vor- 
kommen jenes  älteren  Voraus  im  salischen  Recht  nicht  sprechen.  Dieser 
konnte  sich  allerdings  auf  Grundlage  voller  Güterscheidung  ergeben.  Aber 
er  war,  wie  das  noch  später  in  vielen  Rechten  zutraf,  eben  so  wohl  verein- 
bar mit  Gemeinschaft  und  Hälftung  der  Fahrniss  im  allgemeinen,  indem 
von  dieser  gewisse,  dem  gemeinsamen  Gebrauche  dienende  Gegenstände 
als  Gesammtgut  ausgenommen  wurden.  Beides  würde  nach  jener  Annahme 
denn  auch  insofern  ausser  Zusammenhang  stehen ,  als  jener  Voraus  Folge 
der  Ehe  selbst  war,  auch  schon  gewährt  wurde ,  wenn  bei  Lösung  unter- 
jähriger  Ehe  auch  die  Fahrniss  nach  ihrer  Herkunft  wieder  auseinanderfiel, 
während  die  Hälftung  erst  nach  Jahr  und  Tag  eingriff. 

1363.  Dem  gegenüber  kann  es  allerdings  auffallen,  dass  im  spätem 
w  est  fränkischen  Recht  von  irgendwelchem  Voraus  kaum  die  Rede 
ist.  Ist  im  Droit  coutumier  vielfach  als  Adelsrecht  anerkannt,  dass  beim  Fehlen 
von  Kindern  der  Ueberlebende  die  gesammte  Fahrniss  gegen  Uebernahme 
der  gesammten  Schulden  und  Begräbnisskosten  behalten  mag,  vgl.  Loysel 
$  339,  so  ist  damit  ein  Voraus  an  und  für  sich  ausgeschlossen.  Davon  ab- 
gesehen wird  in  der  Regel  schlechtweg  Hälftung  der  Fahrniss  verlangt, 
ohne  dass  irgendwelcher  Voraus  des  Ueberlebenden  erwähnt  würde. 

Damit  würde  sich  also  einmalAufhören  des  älteren  Voraus  er- 
geben, dessen  frühere  Beachtung  doch  nach  ältesten  Zeugnissen  nicht  zu 
bezeifeln  sein  wird.  Scheint  derselbe  aber  nach  seinem  Vorkommen  in 
Rechten  der  verschiedensten  Gruppen  auf  das  germanische  Urrecht  zurück- 
zugehen, so  müsste  das  in  vielen  andern  Rechten  ebenso  der  Fall  gewesen 
sein.  Und  im  fränkischen  Recht  ergeben  sich  Umstände ,  welche  es  näher 
legen  konnten,  mit  der  Zeit  jenen  Voraus  als  veraltet  fallen  zu  lassen. 

Handelte  es  sich  bei  diesem  zunächst  um  ein  Recht  des  Ehemannes, 
welches  also  insbesondere  auch  bei  der  Auseinandersetzung  mit  seinen  mit 
der  verstorbenen  Frau  erzeugten  Kindern  zu  beachten  war,  so  war  das  von 
Bedeutung,  so  lange  sich  nach  unsern  früheren  Annahmen  $  905.  957  mit 
dem  Tode  der  Mutter  der  Verband  der  Kinder  mit  dem  Vater  und  dessen 
Sippe  löste,  und  insbesondere  die  Kinder  noch  nicht  gesetzliche  Erben  des 
Vaters  waren.  Anders,  seit  dann  später  diese  Verhältnisse  sich  auf  Grund- 
lage der  zweiseitigen  Familie  ordneten ;  auch  wenn  der  Vater  sich  da  nicht 
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1363]  mit  Kindern,  sondern  mit  andern  Erben  der  Frau  auseinanderzu- 
setzen hatte,  mochte  man  es  für  überflüssig  halten,  an  jenem  Voraus  als  Aus* 
nähme  von  der  übrigens  streng  durchgeführten  Hälftung  festzuhalten.  Es 
schloss  das  ja  nicht  aus,  dass  thatsächlich  dem  Ueberlebenden  die  Gegen- 
stande, aufweiche  er  grössern  Werth  legte,  welche  ohnehin  nicht  wohl  zu 
theilen  waren,  gegen  Zahlung  des  halben  Schätzungswertes  überlassen 
wurden,  wie  wir  das  in  noch  zu  erwähnenden  Bestimmungen  wohl  aus- 
drücklich ausgesprochen  finden  werden.  Auch  das  Aufhören  der  Sonder- 
vererbung vom  Heergeräth  und  Gerade  glaubten  wir  $  1021  in  ähnlicher 
Weise  erklären  zu  dürfen. 

Dazu  mag  weiter  beigetragen  haben,  dass  jener  Voraus  in  älterer  Zeit 
insbesondere  insofern  beachtet  scheint,  als  sich  da  im  Falle  der  Wiederver- 
heirathung  Ansprüche  der  Freunde  des  Vorverstorbenen  ergaben,  welche 
sich  dann  mit  den  frühem  Erschwerungen  der  Wiederverheirathung  über- 
haupt verloren  haben  werden.  Endlich  mag  zu  beachten  sein,  dass  die  Hälf- 
tung der  Fahrniss  nach  unsern  Annahmen,  vgl.  $  135 1,  ursprünglich  erst 
mit  Ueberjahrigkeit  der  Ehe  eintrat,  jener  Voraus  zunächst  nur  für  die  unter- 
jahrige  Ehe  festgehalten  sein  mag,  wie  wir  dafür  §  1359  auch  noch  spätere 
Belege  fanden,  und  sich  dann  verlieren  musste,  wenn  man  später  überwie- 
gend die  Fahrnissgemeinschaft  schon  mit  der  Ehe  selbst  eintreten  Hess. 

1364.  Ausser  dem  Aufhören  des  altern  Voraus  ergibt  sich  dann  aber 
weiter  Nichtentwicklung  des  neuern  Voraus  an  Gegenständen 
des  persönlichen  Gebrauchs,  wie  er  sich  jedenfalls  erst  auf  Grundlage  der 
Fahrnissgemeinschaft  ergeben  -konnte,  im  westfränkischen  Recht  also  auf 
älteste  Zeiten  hätte  zurückgehen  können,  falls  unsere  Annahme  richtig,  dass 
da  auch  die  Fahrnissgemeinschaft  auf  älteste  Zeiten  zurückreicht.  Aber  im 
allgemeinen  ist  irgendwelcher  Voraus  dem  spätem  Rechte  durchaus  fremd. 
Denn  nicht  allein,  dass  durchweg  nur  von  Hälftung  ohne  Erwähnung  einer 
Ausnahme  die  Rede  ist.  Es  wird  auch  wohl  ausdrücklich  betont,  dass  selbst 
die  dem  persönlichen  Gebrauch  dienenden  Gegenstände  nicht  ausgeschlossen 
sind;  so  sind  nach  den  Coustumes  de  Vermendois  ed.  Beautemps  $  230 
auch  les  robes  ei  joyaulx  servans  au  corps  de  la  vesve  in  die  Theilung  ein- 
zubeziehen. 

Die  Strenge  der  Theilung  im  allgemeinen  ergeben  dann  insbesondere 
auch  einzelne  Rechte,  in  welchen  ausnahmsweise  ein  Voraus  von  einer 
Kleidung  bewilligt,  dann  aber  auch  ausdrücklich  auf  die  Einbeziehung 
der  sonstigen  Kleider  in  die  Theilung  hingewiesen  wird.  So  in  der  Cou- 
tume  von  Bassigny  §  149:  Le  survivant  aura  par  advantage  ses  vestemens 
de  tous  les  jours ;  et  si  le  survivant  veut  avoir  le  surplus  de  ses  vestemens, 
il  les  pourra  retenir  en  payant  la  moictiS  desdicts  vestemens,  teile  quelle 
sera  estimie  par  les  appreciatenrs.  Entsprechend  zu  Laon  §  22,  wo  das 
aber  nicht  das  Werktagsgewand,  sondern  das  Sonntagsgewand  trifft,  wäh- 
rend Touraine  §  307  und  Loudunais  29  §  10  zwei  Kleider,  ein  besseres 
und  ein  schlechteres,  genannt  werden. 


Westfranken.  Kein  neuerer  Voraus.  Verzichtende  Wittwe.  55* 

Das  aber  sind  auch  die  einzigen  mir  bekannten  Erwähnungen,  welche 
jeden Ueberlebenden  treffen.  Bei  andern  ergibt  sich  Beschränkung  auf 
die  Wittwe,  da  nur  von  dieser  die  Rede  ist.  So  nach  der  Coutume  von 
Channy  S  1 33  •  Doit  icelle  veufve  avoir  et  remparter  hors  pari  et  sans  ren- 
dre  aucune  chose  ses  vestures  et  habillemens,  non  pas  les  pires,  ne  les  meil- 
leurs;  will  sie  auch  ihre  Übrige  Kleidung  behalten,  so  hat  sie  die  Hälfte  des 
Werths  zu  vergüten.  Entsprechend  zu  Laon  §22,  Reims  §  242.  Doch  sind 
auch  diese  Erwähnungen  vereinzelte,  indem  sich  in  der  Regel  Beschrän- 
kung a  u  f  die  verzichtende  Wittwe  ergibt.  Verzichtete  die  Wittwe 
der  Schulden  wegen  auf  die  Gemeinschaft,  so  sollte  ihr  strenggenommen 
von  der  Fahrniss  nichts  zukommen.  Dann  aber  wird  ihr  häufig  jener  Vor- 
aus bewilligt.  So  nach  der  Coutume  von  Amiens  §  101 :  une  robbe  et  tun 
de  ious  ses  habillemens  servans  ä  son  usageß  non  le  meilleur,  ne  le  pire, 
mays  le  moyen,  quand  il  y  en  a  plusieurs.  Aehnlich  zu  Bassigny  §  54.  Nach 
Ponthieu  §  48  soll  es  eine  standesgemfisse  Kleidung  sein.  Die  Coutumes 
von  Laon  S  27  und  Chalons  §  30  bewilligen  die  Sonntagskleidung,  ebenso 
die  von  Bar  $  80,  aber  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken,  dass  Ringe  und 
sonstiger  Schmuck  zu  theilen  sind.  Gingen,  wie  ich  S  1351  nachzuweisen 
suchte,  Gemeinschaft  der  Fahrniss  und  der  damit  zusammenhangende  Ver- 
zicht der  Wittwe  auf  älteste  Zeiten  zurück ,  so  wird  man  es  von  jeher  für 
billig  gehalten  haben,  ihr  wenigstens  die  Kleidung,  welche  sie  am  Leibe 
trug,  ohne  Entgelt  zu  belassen,  wie  das  bei  thatsächlicher  Theilung,  wo  eine 
Ausgleichung  stattfinden  konnte,  weniger  nahe  lag.  Es  ist  mir  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  jener  auf  eine  Kleidung  beschränkter  Voraus  nur  beim  Falle 
des  Verzichtes  ein  althergebrachter  war,  während  er  dann  mit  der  Zeit  wohl 
auch  der  nichtverzichtenden  Frau,  vereinzelt  jedem  Ueberlebenden  zuge- 
standen wurde.  Er  ist  zu  unbedeutend,  als  dass  er  auf  die  Auffassung  zu- 
rückgehen dürfte,  die  in  andern  Rechten  allerdings  nahe  liegt,  dass  dem 
Ueberlebenden  das  verbleiben  solle,  was  zum  unmittelbaren  persönlichen 
Gebrauch  diente.  Und  auch  die  mehrfache  Beschränkung  auf  die  überle- 
bende Frau  erklärt  sich  am  leichtesten,  wenn  wir  ursprüngliche  Beschrän- 
kung auf  den  Fall  des  Verzichts  annehmen. 

Etwas  ausgedehnter  erscheint  der  Vortheil  der  verzichtenden 
Frau  dann  insbesondere  in  solchen  Gebieten,  in  welchen  sich  auch  sonst 
Abweichungen  vom  westfränkischen  Rechte  zeigen.  Abgesehen  von  den 
schon  §  1 249  erwähnten,  zweifellos  auf  anderer  Grundlage  beruhenden  Be- 
stimmungen des  Rechts  der  Normandie,  erhält  sie  auch  nach  der  ältesten 
Coutume  der  Bretagne  eh.  35,  wie  nach  der  neuern  §  486,  ihr  ausgestattetes 
Bett,  ihren  Kasten,  zwei  Kleider  nach  ihrer  Wahl  und  einen  standesge- 
mässen  Theil  des  Schmucks.  Wird,  so  weit  ich  sehe,  in  den  Quellen  von 
Anjou  und  Maine  des  Verzichtes  nicht  gedacht,  so  erhält  die  Verzichtende 
nach  den  Coutumes  von  Touraine  $  293  und  von  Loudunais  27  S  33  ihr 
Bett,  zwei  Kleider  und  einiges  Andere,  aber  keinen  Schmuck. 

Weichen  diese  Rechte  oft  gemeinsam  in  derselben  Richtung  vom  west- 
fränkischen Rechte  ab  und  fanden  wir  da  $  1359  in  der  Bretagne  auch  noch 


cc4  XXIII.  Ehegut.  8.  Ehelicher  Voraus. 

1364]  einen  Voraus  des  Mannes,  so  könnte  hier  die  Grundlage  eine  ver- 
schiedene gewesen  sein.  Doch  scheint  auch  wohl  sonst  der  Vonheil  unge- 
bührlich ausgedehnt  zu  sein.  Beaumanoir  1 3  S  2 1  klagt ,  dass  die  Verzich- 
tende wohl  ihr  bestes  Kleid,  ihr  schönstes  ausgestattetes  Bett  und  von  allem 
Schmuck  das  schönste  Stück  mit  sich  nehme  und  man  das  aus  Gutherzig- 
keit gestatte,  so  dass  oft  kaum  der  Werth  der  Hälfte  der  Fahrniss  erübrige, 
wie  dasselbe  auch  wohl  von  der  theilenden  Wittwe  als  Voraus  beansprucht 
werde,  wahrend  ihr  doch ,  wie  das  auch  durch  Gerichtsspruch  festgestellt 
sei,  beiTheilung  und  Verzicht  nichts  gebühre,  als  ihr  Werktagsgewand  und 
ihr  gewöhnlich  benutztes  Bett.  Wird  im  rein  westfränkischen  Gebiet  das 
Bett  sonst  nicht  erwähnt,  so  handelt  es  sich  doch  auch  hier  um  einen  Vor- 
theil  nur  der  Frau,  so  dass  ein  Zusammenhang  mit  dem  ältesten,  auf  Ge- 
genstände des  gemeinsamen  Gebrauchs  bezüglichen  Voraus  nicht  bestehen 
wird.  Hat  dieser  sich  anscheinend  schon  früh  dadurch  verloren,  dass  auch 
jene  Gegenstande  zum  Bestand  des  zu  hälftenden  Gemeinguts  gezogen  wur- 
den, so  scheint  das,  was  sich  spater  im  westfränkischen  Gebiete  von  dem 
Voraus  Entsprechendem  findet,  sich  an  den  wohl  auf  ältestes  Recht  zurück- 
gehenden Brauch  anzuschliessen ,  der  verzichtenden  Wittwe  nothdürftige 
Kleidung  zu  belassen. 

1365.  Als'  Ergebniss  unserer  bisherigen  Untersuchungen  werden 
wir  wohl  festhalten  dürfen,  dass  der  ältere  Voraus,  wenn  wir  so  das 
Ehebett  und  gewisse  andere  Gegenstände  des  gemeinsamen  Gebrauchs  be- 
zeichnen, ebenso  auf  das  noch  unverzweigte  germanische  Urrecht  zurück- 
reicht, wie  wir  das  §  1019  bezüglich  des  Heergeräths  und  der  Gerade  an- 
nahmen. Allerdings  konnte  schon  in  Zeiten,  in  welchen  nach  unsern  An- 
nahmen die  Ehe  im  allgemeinen  noch  keinerlei  engere  Verbindung  der  bei- 
den Vermögen  zur  Folge  hatte,  der  Gedanke,  dass  geFade  das  Ehebett  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  dem  Ueberlebenden  zu  belassen  sei,  ein  so  nahe- 
liegender sein,  dass  er  sich  immerhin  mehrfach  selbstständig  hatte  geltend 
machen  können.  Ergibt  sich  das  aber  nicht  allein  übereinstimmend  in 
Rechten  der  verschiedensten  Gruppe ,  sondern  ergibt  sich  auch  bezüglich 
der  Gegenstände  des  gemeinsamen  Gebrauchs,  welche  ausser  dem  Bett  zum 
Voraus  gehörten,  wohl  die  auffallendste  Uebereinstimmung  in  sonst  nicht 
gerade  nächstverwandten  Rechten,  vgl.  §  1362,  so  wird  doch  an  Zurück- 
gehen auf  das  gemeinsame  Urrecht  nicht  zu  zweifeln  sein. 

Dann  muss  sich  freilich  in  vielen  Rechten  der  ältere  Voraus  später  ver- 
loren haben.  Das  hängt  sichtlich  vielfach  damit  zusammen,  dass  in  diese 
Rechte  Fahrnissgemeinschaft  Eingang  fand.  Damit  musste  er  sich  allerdings 
nicht  verlieren.  Auch  wo  man  die  Fahrniss  im  allgemeinen  als  zu  hälften- 
des  Gemeingut  betrachtete,  konnte  man  es,  wie  etwa  im  Aasdomsrechte, 
von  vornherein  für  billig  halten,  dass  jene  Gegenstände  des  Voraus  zu 
Gunsten  des  Ueberlebenden  von  der  Hälftung  ausgeschlossen  wurden.  Aber 
es  kann  auch  nicht  auffallen,  wenn  man  damit  die  Sonderbehandlung  der- 
selben fallen  liess,  sie  in  die  zu  hälftende  Masse  einbezog  und  es  gütlichem 
Uebereinkommen  Uberliess,  dieselben  gegen  Ersatz  dem  Ueberlebenden  zu- 
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zutheilen.  So  ist  dem  westfränkischen  Recht,  vgl.  S  1362,  der  altere  Vor- 
aus zweifellos  früher  nicht  unbekannt  gewesen,  während  später  einfach  von 
Hälftung  der  gesammten  Fahrniss  die  Rede  ist.  Bestimmter  ergibt  sich  der 
Zusammenhang  des  Aufhörens  des  altern  Voraus  mit  der  Fahrnissgemein- 
schaft in  einzelnen  Rechten,  vgl.  $  1359,  in  welchen  diese  erst  bei  Über  jäh- 
riger oder  fruchtbarer  Ehe  eintrat  und  nur  bis  dahin  der  Voraus  gewährt 
wurde,  während  er  dann  mit  dem  Gemeingute  verschmolz.  Aber  freilich 
fehlt  jener  ältere  Voraus  auch  in  manchen  Rechten,  ohne  dass  gerade  die 
sonstige  Gestaltung  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  eine  näherliegende 
Erklärung  dafür  bieten  würde.  So  insbesondere  in  den  Rechten  der  göthi- 
schen  und  der  Gulathingsgruppe,  obwohl  die  Gemeinschaft  da  überhaupt 
zu  keiner  gesetzlichen  wurde ,  eine  vom  Belieben  der  Parteien  abhängige 
blieb. 

Hat  zweifellos  wenigstens  in  manchen  Rechten  die  Fahrnissgemein- 
schaft den  altern  Voraus  beseitigt,  so  ist  sie  umgekehrt  erst  Veranlassung 
geworden  zur  Entwicklung  des  neuern  Voraus  an  nicht  zum  gemein- 
samen, sondern  zum  persönlichen  Gebrauch  jedes  der  Ehegatten  dienenden 
Gegenständen.  Diese  waren  wohl  in  der  Regel  auch  von  ihm  eingebracht, 
so  dass  das  blosse  Fortschreiten  zur  Errungenschaftsgemeinschaft,  bei  wel- 
cher auch  die  eingebrachte  Fahrniss  Sondergut  blieb,  noch  keine  Veran- 
lassung bot,  sie  dem  Ueberlebenden  ausdrücklich  zu  sichern.  Das  war  erst 
der  Fall  beim  Vorschreiten  zur  Fahrnissgemeinschaft.  Allerdings  finden  sich 
Rechte,  wie  das  westfränkische,  vgl.  §  1364,  weiche  diese  so  streng  durch- 
führten, dass  selbst  die  Kleidung  des  Ueberlebenden  zur  Theiiung  zu  brin- 
gen war.  Aber  es  ist  erklärlich,  wenn  sich  in  vielen  Rechten  mit  der  Ge- 
meinschaft der  Fahrniss  auch  sogleich  die  Anschauung  feststellte,  dass  die 
Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs  des  Ueberlebenden  nicht  in  die 
Theiiung  einzubeziehen  sein. 

Das  konnte  um  so  näher  liegen,  als  der  sich  entwickelnde  neuere  Vor- 
aus ein  nächstverwandtes  Verhältniss  in  der  Sondervererbung  von  Heer- 
geräth  und  Gerade  zweifellos  schon  vorfand.  Bei  dieser  deutet  nichts  auf 
Entwicklung  erst  auf  einer  spätem  Stufe;  ihr  Zurückgehen  auf  urgerma- 
nisches Recht  ist  durchaus  wahrscheinlich.  Um  so  näher  konnte  es  liegen, 
wenn  sich  nun  die  Ansicht  feststellte,  dass  dasselbe,  was  Söhne,  beziehungs- 
weise Töchter  bei  Beerbung  der  Eltern  vorwegnahmen,  nun  auch  vom 
Manne,  beziehungsweise  der  Frau  bei  Theiiung  des  Gemeinguts  vorwegzu- 
nehmen sei.  Durchweg  handelt  es  sich  da  um  dieselben  Gegenstände ,  die 
beiderseitige  Kleidung,  dann  die  Waffen  des  Mannes  und  den  Schmuck 
der  Frau. 

Sind  diese  in  der  Regel  dieselben,  finden  sich  dem  Uebereinstimmen- 
den  nur  in  diesem  und  jenem  Rechte  noch  weitere  Gegenstände  zugefügt, 
konnte  er  sich  andererseits  erst  auf  Grund  einer  Gemeinschaft  der  Fahrniss 
entwickeln,  so  würde  der  Schluss  doch  kaum  genügend  gerechtfertigt  sein, 
dass  diese  Gemeinschaft  demnach  in  den  bezüglichen  Rechten  bis  auf  die 
Zeit  von  ihrer  Verzweigung  zurückreichen  muss.  Die  Auffassung ,  dass  ge- 
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1365]  wisse  Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs  dem  Lieber/lebenden 
verbleiben  sollten  und  dass  das  dann  zunächst  Kleidung,  Waffen  und 
Schmuck  zu  treffen  habe,  war  eine  so  naheliegende,  das»  sie  recht  wohl 
mehrfach  unabhängig  von  einander  festen  Fuss  fassen  konnte,  zumal  man 
ohnehin  durch  Heergeräthe  und  Gerade  bereits  an  Sonderbehandlung  dieser 
Gegenstände  gewohnt  war.  Wo  die  Rechte  sich  aber  ohnehin  als  näher- 
verwandte ergeben,  da  kann  allerdings  ihre  Uebereinstimmung  bezüglich 
des  neuern  Voraus  es  mindestens  sehr  wahrscheinlich  machen,  dass  die  Ge- 
meinschaft der  Fahrniss  bis  auf  ihr  gemeinsames  Urrecht  zurückreicht. 

Es  konnten  sich  so  in  den  spätem  Rechten  diese  Verhältnisse  in  ver- 
schiedenster Weise  gestalten.  Es  konnte  sich  nur  der  ältere  Voraus  forter- 
halten. Es  konnte  sich  auch  dieser  verlieren,  ohne  dass  der  neuere  sich  ent- 
wickelte. Oder  aber  es  findet  sich  nur  dieser.  Es  stand  aber  auch  nichts  im 
Wege,  dass  beide  Arten  neben  einander  fortbestanden. 


9.  Verfangenschaftsrechte. 

1366.  Es  ist  aber  auch  noch  eine  andere  Entwicklung  der  Verhält- 
nisse des  Voraus  denkbar.  Ergibt  sich  Fehlen  einesVoraus  in  man- 
chen spätem  Rechten,  so  lässt  sich  das  daraus  erklären,  dass  der  ältere  Vor- 
aus sich  verlor,  während  ein  neuerer  sich  nicht  entwickelte.  Es  kann  aber 
auch  damit  zusammenhängen,  dass  solchen  Rechten  eine  Theilung  der 
Fahrniss,  bei  welcher  dem  Ueberlebenden  ein  Voraus  hätte  bewilligt  wer- 
den können,  überhaupt  nicht  bekannt  ist.  Wir  wiesen  schon  §  1360  darauf 
hin,  wie  in  den  Rechten  der  Frostuthingsgruppe,  welche  dem  überleben- 
den Manne  die  ganze  Fahrniss  zusprechen,  auch  von  einem  Voraus  des 
Mannes  nicht  die  Rede  sein  konnte,  nur  von  einem  solchen  der  Frau.  Es 
gibt  nun  aber  auch  solche,  welche  jedem  Ueberlebenden,  sei  es  der  Mann 
oder  die  Frau,  die  ganze  Fahrniss  zusprechen.  Damit  wirft  sich  dann  die 
Frage  auf,  ob  und  wie  diese  Gestaltung  sich  mit  den  besprochenen  Verhält- 
nissen des  Voraus  in  Verbindung  bringen  lässt. 

Es  handelt  sich  da  um  die  Verfangenschaftsrechte  oder  wenig- 
stens diejenigen  von  ihnen,  in  welchen  die  §625  ff.  im  allgemeinen  be- 
sprochenen Eigentümlichkeiten  derselben  in  den  ostfränkischen  und  der 
Mehrzahl  Jer  niederlothringischen  Rechte  vollständig  entwickelt  erscheinen. 
Zwischen  liegendem  Gut  und  Fahrniss  wird  da  scharf  unterschieden.  Jenes 
erscheint  als  Gesammtgut  der  Ehefamilie,  ist  den  Kindern  der  bestimmten 
Ehe  verfangen,  während  es  dem  überlebenden  Ehegatten  zu  Leibzucht  ver- 
bleibt. Anders  bei  der  Fahrniss,  wie  schon  S  625  betont.  Diese  erscheint 
nicht  als  Gesammtgut  der  Ehefamilie,  da  den  Kindern  der  Einzelehe  keinerlei 
Vorrecht  auf  die  während  der  Ehe  ihrer  Eltern  vorhandene  Fahrniss  zu- 
steht. Diese  wird  vielmehr  behandelt  als  Gesammtgut  nur  der  Eheleute 
selbst,  welches  dem  Letztlebenden  unverfangen  zu  Eigen  verbleibt,  der  es 
dann  nicht  auf  die  Kinder  der  bezüglichen  Ehe,  sondern  auf  die  Kinder 
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aller  seiner  Eben  oder  sehr  häufig  nur  auf  die  Kinder  seiner  letzten  Ehe 
vererbt.  Erhielt  er  die  ganze  Fahrniss,  hatte  er  dieselbe  überhaupt  nicht  mit 
den  Kindern  oder  Anderen  zu  theilen,  so  konnte  hier  natürlich  von  einem 
Voraus  des  überlebenden  Ehegatten  an  bestimmter  Fahrniss  nicht  die 
Rede  sein. 

Mit  dieser  Behandlung  der  ganzen  Fahrniss  alsGesummtgut  der 
beiden  Eheleute  treten  nun  die  Verfangenschaftsrechte  in  so  scharfen 
Gegensatz  gegen  die  west fränkischen  Rechte,  welche  die  Fahr- 
niss als  zu  hälftendes  Gemeingut  behandeln ,  dass  es  scheinen  kann,  es  sei 
hier  jeder  Gedanke  an  gemeinsame  Grundlage  von  vornherein  ausgeschlossen. 
Das  aber  gestaltet  sich  doch  vielleicht  anders,  wenn  wir  solche  Rechte  ins 
Auge  fassen,  welche  zwar  Annäherung  an  die  Gestaltung  der  Verfangen- 
schaftsrechte ergeben,  die  Eigenth Umlieh keiten  derselben  aber  doch  nicht 
so  weit  entwickelt  zeigen,  als  das  Überwiegend  der  Fall  ist.  Handelt  es  sich 
dabei  insbesondere  um  die  Behandlung  des  liegenden  Eheguts  als  Gut  der 
Ehefamilie,  nicht  der  beiden  Eltern  familien,  so  wies  ich  schon  S  629  auf 
Gestaltungen  hin,  bei  welchen  das  nur  theilweise  zutrifft;  insbesondere  auf 
die  häufig  vorkommende,  bei  welcher  nur  das  halbe  liegende  Ehegut  als 
Gut  der  Ehefamilie,  die  andere  Hälfte  als  Gut  der  beiden  Elternfamilien  be- 
handelt erscheint.  Sie  nehmen  damit  eine  Mittelstellung  zwischen  den  voll- 
entwickelten Verfangenschaftsrechten  und  den  Rechten  ein,  in  welchen  sich, 
wie  im  westfränkischen,  diese  Verhaltnisse  sichtlich  nur  auf  Grundlage  der 
beiden  Elternfamilien  entwickelt  haben. 

Nun  sind  diese  vermittelndenGestaltungen  auch  früher  nicht 
unbeachtet  geblieben.  Hat  insbesondere  Sandhaas  Frank.  Ehel.Güterr.  734fr. 
sie  ausführlich  besprochen,  so  geht  er  dabei  von  der  Annahme  aus,  das  volle 
Verfangenschaftsrecht,  wie  wir  es  in  Ostfranken  und  einem  Theile  Lothrin- 
gens finden,  sei  hier  durch  fremde  Nachbarrechte ,  das  westfränkische  und 
das  flandrische,  beeinflusst  worden,  woraus  sich  dann  durch  Mischung  ver- 
mittelnde Gestaltungen  ergeben  konnten.  Bei  der  Richtigkeit  dieser  An- 
nahme müssten  wir  dann  freilich  von  vornherein  darauf  verzichten,  die  west- 
fränkische und  ostfränkische  Gestaltung  in  irgendwelchen  ursprünglichen 
Zusammenhang  zu  bringen. 

Ist  aber  ein  Zusammenhang  der  west  fränkischen  und  ost- 
frünkischen  Gestaltung  von  vornherein  wahrscheinlich,  so  dürfte  es 
doch  nüherliegend  sein,  solche  vermittelnde  Gestaltungen  in  anderer  Rich- 
tung zu  erklären.  Nehmen  wir  an,  dass  es  sich  da  um  eine  Fortentwicklung 
von  einer  der  Endgestaltungen  zur  andern  handelt,  so  kann  diese  bei  so 
scharfem  Gegensatze  der  Endgestaltungen  nur  schrittweise  erfolgt  sein.  Fin- 
den wir  nun  Rechte,  welche  sich  bald  diesem ,  bald  jenem  der  Nachbar- 
rechte  näher  anschliessen ,  so  muss  das  nicht  gerade  auf  nachträgliche 
Beeinflussung  und  Mischung  zurückgehen;  es  lässt  sich  auch  recht  wohl 
daraus  erklären,  dass  Rechte  auf  vermittelnden  Stufen  der  Entwicklung  ver- 
harrten, während  die  Nachbarrechte  dieselben  theils  überhaupt  nicht  er- 
reichten, theils  über  dieselben  weiter  fortgeschritten  sind. 
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1367.  Nun  habe  ich  mich  schon  früher  bei  den  allgemeinern  Vorer- 
örterungen dahin  ausgesprochen,  dass  hier  nur  diese  zweite  Annahme  die 
zutreffende  sein  kann.  Und  zwar  in  der  Weise,  vgl.  §  642  ff.,  dass  wir  Z  u- 
rückgehen  der  Verfangenschaft  auf  Behandlung  des  Ehe- 
guts als  Gut  der  beiden  Eltern familien,  wie  wir  es  im  westfrän- 
kischen und  den  meisten  germanischen  Rechten  finden,  anzunehmen  haben, 
und  die  Gestaltung  der  Verfangenschaftsrechte  sich  daraus  ergab,  dass  mit 
der  Zeit  die  Auffassung  Eingang  fand,  dass  das  in  der  Ehe  vorhandene  Gut 
nicht  Gut  des  einen  oder  des  andern  der  Eltern  und  aller  seiner  Kinder, 
sondern  Gesammtgut  der  einzelnen  Ehefamilie  sei.  Je  mehr  uns  unsere  bis- 
herigen Untersuchungen  darauf  hinweisen,  wie  trotz  der  Ehe  ursprünglich 
das  Gut  der  beiden  Eheleute  noch  scharf  auseinandergehalten  wurde,  sich 
erst  nach  und  nach  eine  engere  Verbindung  des  gemeinsam  erworbenen 
und  des  beiderseits  zugebrachten  Guts  entwickelte,  um  so  sicherer  werden 
wir  davon  ausgehen  dürfen,  dass  eine  Gestaltung,  welche  jenes  Gut  aus- 
schliesslich als  ein  Gesammtgut  der  beiden  Eheleute  oder  der  bestimmten 
Ehefamilie  erscheinen  lässt,  nur  eine  letzte  Entwicklungsstufe  bezeichnen 
kann.  Dann  aber  ist  die  Folgerung  auch  nicht  abzuweisen,  dass  die  Rechte, 
in  welchen  das  noch  nicht  das  ganze,  sondern  nur  einen  Theil  des  Eheguts 
trifft,  da  auf  einer  Uebergangsstufe  verharrt  sein  müssen,  dass  sie  uns  Halt- 
punkte bieten  dürften ,  zu  beurtheilen,  wie  der  Uebergang  sich  vollzogen 
haben  muss. 

Ich  habe  es  auf  diese  Haltpunkte  hin  §  689  versucht,  vorläufig  anzu- 
deuten, wie  sich  von  den  im  westfränkischen  Recht  erhaltenen  Grundlagen 
aus  schliesslich  der  Uebergang  zur  Gestaltung  der  vollent- 
wickelten Verfangenschaftsrechte  habe  ergeben  können.  Es  kann 
hier  nicht  meine  Aufgabe  sein,  das  im  allgemeinen  bestimmter  zu  begrün- 
den, wie  ich  das  erst  bei  Besprechung  der  überaus  verwickelten  bezüglichen 
Verhältnisse  der  lothringischen  Rechte  zu  thun  gedenke.  Aber  unsere  bis- 
herigen Erörterungen  über  den  Voraus  lassen  es  doch  zweckmässig  er- 
scheinen, wenigstens  bezüglich  der  mit  derselben  näher  zusammenhängen- 
den Behandlung  der  Fahrniss  zu  erwägen ,  in  wie  weit  auch  das  für  die 
Verfangenschaftsrechte  kennzeichnende  Verbleiben  der  gesammten  Fahrniss 
beim  Ueberlebenden  mit  der  vollständig  abweichenden  Hälftung  derselben 
im  westfränkischen  Recht  in  Zusammenhang  stehen  könne;  wobei  wir 
freilich  auch  da  die  Belege  und  das  genauere  Verfolgen  der  so  überaus  man- 
nichfahigen  Einzelgestaltungen  der  späteren  zusammenhängenden  Erörte- 
rung vorbehalten  müssen. 

Nun  ist  aber,  wie  ich  denke,  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  auch  die 
Verfangenschaftsrechte  nach  Massgabe  der  vermittelnden  Gestaltungen  auf 
eine  Grundlage  zurückgehen,  bei  welcher,  wie  im  westfränkischen  Recht, 
die  eingebrachten  Liegenschaften  Sondergut  der  beiden  Ehegatten  bleiben, 
Gewinnland  und  Fahrniss  aber  als  Gemeingut  nach  beiden  Seiten  gehälftet 
wurden.  Dafür  können  allerdings  die  §  626  besprochenen  Rechte  keinen 
Halt  gewähren,  in  welchen  die  Behandlung  des  Eheguts  als  Gut  der  Ehe- 
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familie  so  weit  durchgeführt  erscheint,  dass  dasselbe  dem  letztlebenden 
Gliede  der  Ehefamilie ,  also  auch  dem  kinderlos  überlebenden  Ehegatten, 
als  unverfangenes  Eigen  verbleibt  und  von  ihm  nur  auf  die  Erben  seiner 
Seite  vererbt  wird. 

Anders  schon  nach  der  §628  erörterten,  häufiger  vorkommenden  Ge- 
staltung, bei  welcher  nach  dem  Erlöschen  der  Ehefamilie  das  Gut  wieder 
nach  den  Seiten  auseinanderfällt.  Die  gesammte  Fahrniss  erscheint  aller- 
dings auch  dann  als  Eigen  des  kinderlos  Ueberlebenden  behandelt  und  ver- 
erbt nur  auf  seine  Seite.  Auch  die gesammten  Liegenschaften  verbleiben 
ihm  auf  Lebenszeit.  Aber  an  den  dem  Verstorbenen  zustehenden  Liegen- 
schaften hat  er  nur  nackte  Zucht ,  da  sie  den  Erben  der  andern  Seite  ver- 
fangen sind.  Nach  seinem  Tode  erhalten  diese  einmal  die  vom  Vorverstor- 
benen eingebrachten  Liegenschaften  als  dessen  Sondergut,  so  dass  sich 
Rückfall  des  Erblandes  nach  den  Seiten  ergibt.  Aber  auch  das 
Gewinnland  der  Ehe  wird  nicht,  wie  die  Fahrniss,  als  Eigen  des  Ueber- 
lebenden betrachtet.  Es  kommt  nur  zur  Hälfte  an  die  Erben  dieses,  während 
die  andere  Hälfte  an  die  todte  Hand  fällt.  Bei  dieser  Hälft ung  des  Ge- 
winnlandes ist  wenigstens  für  das  Gewinnland  das  Zurückgehen  auf  die 
Auffassung,  dass  es  ein  beiden  Eheleuten  nach  Hälften  zustehendes  Gemein- 
gut sei,  gar  nicht  zu  bezweifeln. 

1368.  Für  die  ursprüngliche  Hälftung  der  P'ahrniss  fehlt 
es  dann  allerdings  in  der  grossen  Zahl  der  Verfangenschaftsr echte,  in  wel- 
chen dieselbe  ungetheilt  dem  Ueberlebenden  als  unverfangenes  Eigen  ver- 
bleibt, an  einem  entsprechenden  Haltpunkte.  Einen  solchen  bieten  aber  die 
S  629  vorläufig  besprochenen  Rechte  mit  halber  Zucht  und  halber 
Verfangenschaft,  nach  welchen  nicht  das  gesammte  liegende  Gut  der 
Eitern  als  Gut  der  Ehefamilie  behandelt  erscheint,  von  denen  wir  daher 
nach  dem  früher  Bemerkten  glaubten  annehmen  zu  dürfen,  dass  sie  auf 
einer  frühern  Entwicklungsstufe  verharrt  sind.  In  diesen  Rechten  ergibt  sich 
insbesondere  die  Gestaltung,  dass  die  Hälfte  der  eingebrachten  Liegen- 
schaften jedes  Elterntheils  als  Gut  der  Ehefamilie  betrachtet  wird,  so  dass 
der  Ueberlebende  nur  Zucht  an  der  Hälfte  des  Erblandes  des  Verstorbenen 
erhält,  während  die  andere  Hälfte  sogleich  freies  Eigen  der  Kinder  wird; 
wogegen  von  da  ab  auch  der  Ueberlebende  sein  eigenes  Erbland  nur  noch 
zur  Hälfte  als  freies  Eigen  besitzt,  während  die  andere  Hälfte  den  Kindern 
verfangen  ist. 

In  diesen  Rechten  mit  halber  Zucht  finden  wir  nun  allerdings  Gewinn- 
land und  Fahrniss  in  sehr  verschiedener  Weise  behandelt.  Aber  wie  das 
die  spätere  Einzelbesprechung  bestimmter  ergeben  wird ,  deuten  doch  alle 
Bestimmungen  darauf  zurück,  dass  Gewinnland  und  Fahrniss  auch  hier  ur- 
sprünglich als  ein  Gemeingut  betrachtet  wurden,  welches,  wie  im  westfrän- 
kischen Recht,  nach  Hälften  jedem  der  Ehegatten  zusteht. 

Das  ergeben  ganz  unmittelbar  eine  Reihe  bezüglicher  Rechte  in  Flan- 
dern, Brabant  und  Hennegau,  in  welchen  dem  Ueberlebenden  halbe  Zucht 
am  Erblande  des  Verstorbenen  zugesprochen  wird ,  aber  ausdrücklich  ge- 
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1368]  sagt  ist,  dass  Gewinnland  und  Fahrniss  sofort  mit  den  Kindern  oder 
sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften  sind.  Zeigt  sich  die  halbe 
Zucht  nicht  selten  auch  aufdasGevvinnland  ausgedehnt,  so  ergibt  sich  dann 
doch  auch  da  die  Auffassung  des  Gewinngutes  als  zu  häiftenden  Gemein- 
gutes daraus,  dass  es  heisst,  es  solle  dem  Ueberlebenden  die  Hälfte  zu  Eigen, 
ein  Viertel  zu  Zucht  verbleiben.  Dem  entsprechen  dann  genau  die  oft  er- 
wähnten Bestimmungen  über  den  Anspruch  der  Kinder  aus  zwei  Ehen  des 
Ueberlebenden.  Vom  Gewinngute  der  ersten  Ehe  erhalten  die  Kinder  dieser 
Ehe  dreiviertel,  die  Nachkinder  nur  ein  Viertel;  von  dem  der  zweiten  Ehe 
umgekehrt  die  Nachkinder  drei  Viertel,  die  Vorkinder  ein  Viertel;  es  er- 
scheint da  sichtlich  die  Hälfte  des  Gewinngutes  jeder  Ehe  als  Gut  des  vor- 
verstorbenen Ehegatten  behandelt,  welches  ausschliesslich  den  Kindern  des- 
selben zukommt. 

Verbleibt  nun  in  den  vollentwickelten  Verfangenschaftsrechten  die 
Fahrniss  durchweg  ungetheilt  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen,  so  findet  sich 
für  diese  in  den  Rechten  mit  halber  Zucht  und  halber  Verfangenschaft  noch 
allgemeiner,  als  bezüglich  des  Gewinngutes,  einfach  Halftung  zwischen  dem 
Ueberlebenden  und  den  Erben  des  Verstorbenen  bestimmt.  Findet  sich  hier 
seltener  Zucht  des  Ueberlebenden  am  Antheile  des  Verstorbenen,  so  hängt 
das  zweifellos  damit  zusammen,  dass  sich  bei  Fahrniss  die  Verfangenschaft 
nicht  leicht  durchfuhren  Hess.  Wird  dann  zuweilen  dem  Ueberlebenden 
zumal  neben  Kindern  vereinzelt,  so  im  Rechte  von  Uccle  bei  Brüssel,  an 
der  Hälfte  des  Antheils  des  Verstorbenen,  häufiger  an  seinem  ganzen  An- 
theil  Leibzucht  zugesprochen,  so  finden  wir  das  durch  ähnliche  Bestim- 
mungen ermöglicht,  wie  sieuns§7i6  schon  im  Aasdomsrechte  begegneten. 
So  darf  nach  dem  Rechte  von  Mecheln  und  Cambrai  der  Ueberlebende  auch 
die  auf  die  todte  Hand  fallende  Hälfte  der  Fahrniss  behalten,  muss  sie  aber 
schätzen  lassen  und  Sicherheit  dafür  bestellen,  dass  nach  seinem  Tode  der 
entsprechende  Betrag  den  Berechtigten  ausgezahlt  wird.  Oder  es  findet  sich, 
so  zu  Nivelles,  die  Auskunft,  dass  die  Kinder  erster  Ehe  statt  der  Hälfte, 
die  ihnen  beim  Bruche  der  ersten  Ehe  gebührt  hätte,  ohne  Rücksicht  auf 
spätere  Mehrung  oder  Minderung  als  Formorture  nach  dem  Tode  des  wie- 
derverheiratheten  Ueberlebenden  die  Hälfte  der  dann  vorhandenen  Fahrniss 
der  zweiten  Ehe  erhalten. 

Haben  wir  nach  unserer  Annahme  in  den  Rechten  mit  halber  Zucht 
und  halber  Verfangenschaft  die  Vorstufe  für  die  voll  entwickelten  Verfan- 
genschaftsrechte zu  sehen,  so  gehen  auch  diese  nach  dem  Gesagten  sichtlich 
auf  eine  Grundlage  zurück,  bei  welcher,  wie  im  westfränkischen  Recht, 
Gewinnland  und  Fahrniss  als  zur  Hälfte  jedem  der  Ehegatten  zustehendes 
Gemeingut  betrachtet  wurden.  Bezüglich  des  Gewinnlandes  ergeben  sich 
dann  keine  Schwierigkeiten,  wenn  wir  uns  die  Weiterentwicklung  zu  ver- 
gegenwärtigen suchen.  Hatte  in  diese  Rechte  einmal  die  Auffassung  Ein- 
gang gefunden,  dass  die  Hälfte  des  Erblandes  jedes  Ehegatten  Gesammtgut 
der  Ehefamilie  sei,  so  hat  sich  dieselbe,  wie  wir  sahen,  vielfach  auf  das  Ge- 
winnland ausgedehnt,  wie  das  nahe  lag,  wenn  man  mehr  und  mehr  weniger 
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den  Gegensatz  zwischen  Erbgut  und  Gewinngut,  als  zwischen  Liegen- 
schaften und  Fahrniss  ins  Auge  fasste.  Es  wurden  nun  zunächst  die  halben, 
dann  auf  weiterer  Entwicklungsstufe  die  gesammten  Liegenschaften  als 
Familiengut  betrachtet,  welches  dem  Ueberlebenden  auf  Lebenszeit  verblieb 
und  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  war. 

1369.  Dagegen  würde  sich  nun  von  jener  Grundlage  aus  nicht  wohl 
eine  entsprechende  Erklärung  dafür  finden  lassen,  wie  sich  von  ursprüng- 
licher Hälftung  der  Fahrniss  aus  der  Uebergang  zum  Rechte  des 
Ueberlebenden  auf  die  gesammte  Fahrniss  und  zwar  zu  Eigen 
und  ohne  Rechte  der  Kinder  der  Ehe  hätte  ergeben  sollen.  Wurde  auch 
die  Fahrniss  mit  der  Zeit  in  die  entsprechende  Entwicklung  hineingezogen, 
so  hätte  sich  doch  auch  daraus  nur  Zucht  an  der  halben ,  dann  an  der 
ganzen  Hälfte  des  Verstorbenen  unter  Verfangenschaft  für  die  Kinder  er- 
geben können,  wie  das  wirklich  für  einzelne  Rechte  zutraf,  nicht  aber  ein 
ausschliessliches  Recht  des  Ueberlebenden  auf  die  ganze  Fahrniss,  wonach 
diese  nicht  als  Gesammtgut  der  ganzen,  auch  die  Kinder  umfassenden  Ehe- 
familie, sondern  nur  als  Gesammtgut  der  beiden  Ehegatten  behandelt  er- 
scheint. 

Dass  da  bei  der  Fahrniss  eine  wesentlich  andere  Auffassung*  einge- 
griffen haben  muss,  als  bei  den  Liegenschaften,  ergibt  sich  auch  daraus, 
dass  die  Entwicklung,  welche  zum  voll  ausgebildeten  Verfangenschaftsrechte 
führte,  in  einzelnen  Rechten  wohl  bezüglich  des  einen  Bestandtheiles  des 
Vermögens  weiter  fortgeschritten  erscheint,  als  bezüglich  des  andern,  und 
dass  sich  da  kein  festes  Verhältniss  zeigt,  dass  das  bald  die  Fahrniss ,  bald 
die  Liegenschaften  trifft,  wonach  die  Entwicklung  bei  beiden  unabhängig 
von  einander  erfolgt  sein  muss.  Dass  der  vollen  Verfangenschaft  und  Zucht 
beim  liegenden  Ehegut  auch  das  volle  Recht  des  Ueberlebenden  auf  die 
Fahrniss  entspricht,  ist  nur  die  Regel.  Aber  es  fehlt  nicht  an  Ausnahmen. 
So  hat  etwa  nach  dem  Recht  der  Hauptbank  von  Befferen  im  Lande  Me- 
cheln  der  Ueberlebende  volle  Zucht ;  aber  die  Fahrniss  ist  nach  4  §  1 3  mit 
den  Kindern  zu  hälften.  Findet  sich  zu  Brüssel  volle  Zucht  und  volles 
Recht  auf  die  Fahrniss,  so  wird  für  das  Recht  von  Puers  nordwestlich  von 
Mecheln,  Christyn  328,  als  einzige  Abweichung  vom  Rechte  von  Brüssel 
die  Hälftung  der  Fahrniss  angeführt.  Umgekehrt  hängt  das  volle  Recht  des 
Ueberlebenden  auf  die  Fahrniss  sichtlich  mit  der  vollen  Zucht  nicht  näher 
zusammen;  fehlt  diese  durchweg  in  Oberlothringen,  wo  sich  in  der  Regel 
nur  halbe  Zucht  und  zwar  nur  der  Frau  findet,  so  macht  sich  gerade  da, 
vergl.  Sandhaas  776,  das  volle  Recht  des  Ueberlebenden  auf  die  Mobüien 
häufig  geltend. 

Sehen  wir  uns  damit  für  die  Fahrniss  auf  eine  andere  Grundlage  hin- 
gewiesen, so  ist  mir  die  Anknüpfung  an  den  altern  Voraus  durch- 
aus wahrscheinlich.  Die  Uebereinstimmung  der  verschiedensten  germani- 
schen Rechte  lässt  nicht  wohl  bezweifeln,  dass  gewisse  Gegenstände  des 
gemeinsamen  Gebrauchs,  insbesondere  Bett,  Tisch  und  Stuhl,  als  Gesammt- 
gut der  beiden  Eheleute  betrachtet  wurden,  welches  ohne  Rücksicht  auf  die 
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1369]  Herkunft  dem  Ueberlebenden  ungetheilt  verblieb.  Wir  glaubten 
S  1362  ff.  einen  solchen  Voraus  auch  für  das  älteste  westfrankische  Recht 
annehmen  zu  sollen,  der  sich  in  diesem  dann  aber  spater  bei  strenger  Durch- 
fuhrung der  Halftung  der  Fahrniss  verloren  haben  würde.  Dann  hätte  von 
derselben  Grundlage  aus  aber  auch  eine  Weiterentwicklung  in  ganz  ent- 
gegengesetzter Richtung  eintreten  können.  Der  Voraus  hätte  sich  nicht  ver- 
loren, sondern  mit  der  Zeit  auf  mehr  und  mehr  Gegenstande  ausgedehnt, 
bis  schliesslich  die  gesammte  Fahrniss  als  dem  Ueberlebenden  verbleiben- 
der Voraus  betrachtet  wurde. 

1370*  Für  die  Annahme  einer  solchen  Entwicklung  scheint  sich  nun 
ein  bestimmterer  Halt  darin  zu  ergeben ,  dass  wir  in  einer  Gruppe  von 
Rechten  in  Mittelbrabant ,  welche  sich  zum  Theil,  wie  die  von  Antwerpen 
und  Herenthals,  durch  Halftung  auch  der  Liegenschaften  den  friesischen 
Rechten  mit  voller  Gemeinschaft  naher  anschliessen ,  Überwiegend  aber, 
wie  die  von  Mecheln,  Lier,  Deurne,  Santhoven,  Kasterle,  zu  den  Rechten 
mit  halber  Zucht  und  Verfangenschaft  für  die  Kinder  zahlen,  bei  der  übri- 
gens festgehaltenen  Halftung  der  Fahrniss  eine  ungewöhnlich  weite 
AusdehnungdesVoraus  des  überlebenden  Ehegatten  finden.  Es  mag 
genügen,  daraufhinzuweisen,  dass  in  den  Costumen  von  Antwerpen  S  100  ff., 
Christyn  430  ff.,  anderthalbhundert  Fahrnissgegenstande  einzeln  aufge- 
führt werden,  welche  jedem  der  Eheleute,  und  ausserdem  noch  viele,  welche 
nur  dem  Manne  oder  der  Frau  als  Vortheil  gebühren.  Anschluss  an  den 
altern  Voraus  ist  da  um  so  weniger  zu  bezweifeln ,  als  nicht  blos  die  auch 
sonst  erwähnten  Gegenstande  desselben  immer  in  erster  Reihe  aufgezählt 
werden,  sondern  auch,  wie  schon  §  1362  bemerkt,  dieser  ganze  ausgedehnte 
Voraus  als  Wittwenstuhl  bezeichnet  wird.  Damit  liegt  doch  die  Annahme 
sehr  nahe,  es  habe  sich  da  eine  Mittelstufe  erhalten  zwischen  den  Rechten 
von  Flandern  einerseits,  in  welchen  der  Voraus  nicht  über  das  auch  sonst 
übliche  Mass  hinausgeht,  und  denen  von  Brüssel,  Löwen  und  den  andern 
Verfangenschaftsrechten,  welche  dem  Ueberlebenden  schlechtweg  die  ge- 
sammte Fahrniss  zusprechen» 

Damit  aber  würde  es  sich  dann  auch  genügend  erklaren,  dass  die  Ver- 
fangenschaft des  Eheguts  sich  auf  die  Liegenschaften  beschrankte,  bei  denen 
nach  dem  §  689  Bemerkten  in  der  Verfangenschaft  des  Widum  der  Mutter 
eine  Anknüpfung  dafür  geboten  war.  War  aber  nach  unserer  Annahme  die 
Fahrniss  im  allgemeinen  ursprünglich  ein  Gemeingut,  dessen  Hälfte  nach 
Lösung  der  Ehe  nicht  zu  blossem  nackten,  sondern  zu  vollem  Eigen  auf  die 
Kinder  der  Ehe  vererbte,  dagegen  der  Voraus  ein  Gesammtgut  der  beiden 
Eheleute,  welches  dem  Ueberlebenden  zu  freiem  Eigen  verblieb,  so  gab  es, 
sobald  der  Voraus  die  gesammte  Fahrniss  erfasste ,  überhaupt  keine  Fahr- 
niss mehr,  auf  welche  die  Kinder  der  bestimmten  Ehe  ein  Sonderrecht  ge- 
habt hatten. 

Wurde  einmal,  wie  ich  denke,  in  Folge  immer  weitergreifender  Aus- 
dehnung des  Voraus  die  ganze  Fahrniss  als  Gesammtgut  nur  der  beiden 
Eheleute  betrachtet ,  so  könnte  das  dann  weiter  darauf  eingewirkt  haben, 
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dass  man  schliesslich  bei  unbeerbter  Ehe  auch  die  Liegenschaften  als  Ge- 
sammtgut  der  Eheleute  behandelte  und  damit  zu  der  §  626  besprochenen 
weitgehendsten  Gestaltung  gelangte,  wonach  in  solchem  Falle  das  ge- 
sammte  Ehegut  dem  Letztlebenden  verblieb  und  zwar  als  Eigen,  so  dass 
auch  nach  dem  Aussterben  der  ganzen  Ehefamilie  das  gesammte  Ehegut 
nicht  allein  der  Sippe  des  Vorverstorbenen  verloren  war,  sondern  im  Falle 
der  Wiederverheirathung  selbst  der  Sippe  des  Ueberlebenden  endgiltig  ver- 
loren sein  konnte. 

Sehen  wir  auf  das  Ergebniss  unserer  Erörterung  über  die  Verfan- 
genschaftsrechte,  so  weicht  die  spätere  Gestaltung  derselben  so  vollständig 
von  der  der  westfränkischen  ab,  dass  das  auf  den  ersten  Blick  jeden  Ge- 
danken an  Zurückgehen  auf  nähere  gemeinsame  Grundlage  auszuschliessen 
scheint,  wie  andere  Umstände  dasselbe  doch  für  die  Gesammtheit  der  frän- 
kischen Rechte  wahrscheinlich  machen  würden.  Haben  wir  aber  schon 
§  689  auf  Haltpunkte  hingewiesen,  welche  sich  da  für  einen,  wenn  auch 
in  entfernteste  Vorzeit  zurückreichenden  nähern  Zusammenhang  geltend 
machen  lassen,  so  verstärken  sich  diese  wesentlich,  wenn  sich  unsere  an 
den  Voraus  anknüpfenden  Annahmen  als  richtig  erweisen  sollten.  Beide 
Gruppen  treten  sich  wesentlich  näher,  wenn  es  richtig  ist,  dass  nach  Mass- 
gabe der  vermittelnden  Rechte  auch  die  Gruppe  ^er  Verfangenschaftsrechte 
auf  eine  Grundlage  zurückgeht ,  bei  welcher  G  :  "Mand  und  Fahrniss  als 
zu  hälftendes  Gemeingut  behandelt  wurden.  Ui»^»  rür  das  auffallende  Ver- 
bleiben der  ganzen  Fahrniss  beim  Ueberlebenden  würde  eine  ausreichende 
Erklärung  geboten  sein ,  wenn  wir  im  Anschlüsse  an  einzelne  der  vermit- 
telnden Rechte  annehmen  dürfen,  dass  der  bei  der  Hälftung  der  Fahrniss 
dem  Ueberlebenden  zustehende  Voraus,  der  sich  in  den  westfränkischen 
Rechten  verlor,  hier  umgekehrt  nach  und  nach  eine  solche  Ausdehnung 
gewann,  dass  zu  hälftende  Fahrniss  überhaupt  nicht  mehr  erübrigte. 

Die  Verfangenschaftsrechte  zeigen  eine,  nicht  blos  von  den  westfrän- 
kischen, sondern  von  allen  andern  germanischen  Rechten  so  durchaus  ab- 
weichende Gestaltung,  es  ist  zugleich  gerade  bei  ihnen  von  vornherein  so 
durchaus  unwahrscheinlich,  dass  diese  Gestaltung  schon  ursprünglich  von 
der  aller  andern  germanischen  Rechte  abwich,  dass  Versuche ,  sich  da  den 
möglichen  Zusammenhang  zu  vergegenwärtigen,  nicht  wohl  zu  umgehen 
sind.  Ob  ich  da  mit  meiner  Annahme  das  Richtige  getroffen,  muss  ich  natür- 
lich dahingestellt  lassen;  aber  fortgesetzte  Erwägung  ergab  mir  bis  jetzt 
keine  genügendere  Erklärung. 


10.  Sächsisches  Recht. 

1371.  Glaube  ich  im  allgemeinen  davon  absehen  zu  dürfen,  den  an 
den  Voraus  anknüpfenden  Verhältnissen  noch  in  andern  westgermanischen 
Rechten  näher  nachzugehen,  so  liegt  es  doch  nahe,  noch  einen  Blick  auf 
das  sächsische  Recht  zu  werfen ,  in  welchem ,  wie  schon  §  1 02 5  vor- 

Ficker,   Untersuchungen  IV.  37 
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1371]  läufig  bemerkt,  sich  eine  eigentümliche  Verbindung  des  Vor- 
aus mit  Gerade  und  Heergeräth  zu  ergeben  scheint 

Die  weite  Ausdehnung  der  sächsischen  Gerade  brachten  wir  S  1022 
mit  dem  Ausschluss  der  Töchter  vom  Erbe  in  Verbindung.  Starb  der  Mann, 
so  erhielt  die  Wittwe  nicht  einen  bestimmten  Theilbetrag  der  Fahrniss,  aber 
auch  nicht  die  von  ihr  eingebrachte  Fahrniss  oder  deren  Werth ,  sondern 
Alles,  was  sich  von  zunächst  für  Frauen  geeigneten  Gegenständen  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  vorfand,  wobei  ursprünglich  zweifellos  die  Auf- 
fassung massgebend  war,  dass  die  Wittwengerade  Ersatz  für  die  eingebrachte 
Ausstattung  sein  sollte.  Das  weicht  von  der  Gestaltung  der  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  in  allen  näher  besprochenen  Rechten  wesent- 
lich ab.  Es  gibt  kein  Gemeingut.  Aber  auch  keine  Beständigkeit  des  Frauen- 
guts, da  der  Werth  der  von  der  Frau  eingebrachten  Fahrniss  unberück- 
sichtigt bleibt.  Den  nächsten  Anschluss  würden  etwa  die  Rechte  der  Fro- 
stuthingsgruppe  bieten,  in  welchen  Errungenschaft  und  die  ganze  Fahrniss 
als  Vermögen  des  Mannes  betrachtet  werden,  nur  so,  dass  die  überlebende 
Frau  einen  Theil  der  Fahrniss  beanspruchen  kann.  Aber  doch  mit  dem 
wesentlichen  Unterschiede ,  dass  das  hier  nicht  einen  bestimmten  Theilbe- 
trag, wie  im  Frostuthingsrecht  und  im  helvetischen,  auch  nicht  das  von  der 
eingebrachten  Fahrniss  der  Frau  noch  Vorhandene,  wie  im  burgundischen 
Recht  traf,  sondern  bestimmte  Gegenstände  ohne  Rücksicht  auf  Werth  und 
Herkunft. 

Fehlte  der  Tochter  das  Erbrecht,  so  gewährte  es  einen  gewissen  Ersatz, 
dass  diese  ausgedehnte  Gerade  der  Mutter  nun  auf  sie,  beziehungsweise 
entferntere  Weiber  vom  Weibe  überging.  Bei  Ueberleben  der  Frau 
konnte  von  dem  sonst  üblichen  Voraus  derselben  nicht  wohl  die  Rede  sein, 
da  die  bezüglichen  Gegenstände  zur  Gerade  gehörten,  und  ihr  mit  dieser 
ohnehin  zufielen. 

Anders  bei  Ueberleben  des  Mannes,  da  dieser  nun  die  Gerade 
nicht  blos  an  Töchter,  sondern  auch  an  entferntere  weibliche  Verwandte 
herauszugeben  hatte.  Nahm  der  Mann  auch  die  gesammte  sonstige  Fahr- 
niss, so  würden  dieser  als  zur  Gerade  gehörig  die  Gegenstände,  welche 
sonst  als  älterer  Voraus  auch  des  Mannes  erwähnt  werden,  gefehlt  haben. 
Daraus  erklärt  sich  die  zunächst  diese  Gegenstände  treffende  Heraus- 
gabe von  der  Niftelgerade  an  den  überlebenden  Mann.  Nach  Sachs. 
Ldr.  3,  38  S  5  gehört  dahin  sein  Bett  mit  Zubehör,  wie  es  stand,  als  die 
Frau  lebte,  also  doch  das  Ehebett,  dann  sein  Tisch  mit  Tischtuch,  seine 
Bank  mit  Polster,  sein  Stuhl  mit  Kissen,  also  gerade  die  Gegenstände,  wie 
wir  sie  auch  sonst  als  altern  Voraus  erwähnt  fanden.  Auch  in  Einzelauf- 
zeichnungen der  Gerade,  vgl.  Grimm  R.  A.  580  ff.,  werden  jene  als  solche 
bezeichnet,  welche  herauszugeben  sind,  wenn  der  Mann  die  Frau  überlebt. 
Dabei  wird  insbesondere  wohl  ausdrücklich  gesagt,  dass  alle  Betten  zur 
Gerade  gehören  mit  Ausnahme  des  dem  überlebenden  Manne  zu  belassen- 
den besten  Bettes,  welches  auch  wohl  bestimmter  als  das  Ehebett  bezeichnet 
wird. 
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Nun  ergab  sich  aber  nicht  blos  für  den  überlebenden  Mann,  sondern 
ebenso  bei  Ueberleben  der  Frau  für  den  männlichen  Erben ,  zunächst  den 
Sohn,  das  Bedürfniss,  solche  Gegenstände,  welche  im  allgemeinen  zur  Ge- 
rade gehörten,  und  auf  welche  er  als  solche  auch  nach  dem  Tode  der  Mutter 
kein  Erbrecht  hatte,  für  seinen  persönlichen  Gebrauch  zu  erhalten,  wie  das 
in  andern  Rechten,  wo  die  Fahrniss  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegenstand 
nach  Werthbeträgen  zu  theilen  war,  durch  Uebereinkunft  geschehen  konnte. 
Damit  hängt  zweifellos  die  Herausgabe  von  der  Wittwengerade 
zusammen,  so  dass  ähnliche  Gegenstände,  wie  sie  die  Niftel  dem  überleben- 
den Manne  zu  geben  haue,  nach  Sachs.  Ldr.  1,  22  S  4  von  der  Witt we  den 
Erben  des  Heergeräthes  herauszugeben  sind.  Doch  macht  sich  auch  da  das 
Eingreifen  des  Voraus  kenntlich.  Von  der  Herausgabe  bei  derNiftel- 
gerade  unterscheidet  sich  die  bei  der  Wittwengerade  dadurch,  dass  sie  hier 
nicht  das  Eheben  trifft,  welches  ja  auch  nach  anderen  Rechten  der  Wittwe 
als  Voraus  gebührt  hätte.  Es  ist  nur  von  einem  Bette  überhaupt  die  Rede 
und  der  Unterschied  macht  sich  bestimmter  geltend,  wenn  in  den  ausführ- 
lichen Angaben  der  Weisthümer  über  die  zum  Heergeräthe  gehörenden 
Gegenstände,  vgl.  Grimm  R.  A.  571  ff.,  häufig  ausdrücklich  das  zweitbeste 
Bett  genannt  oder  ein  Ben  überhaupt  nur  gefordert  ist,  wenn  mehr ,  als 
eines,  vorhanden.  Ebenso  handelt  es  sich  wenigstens  im  Sachsenspiegel 
auch  bei  den  andern  Gegenständen  nicht  gerade  um  die,  deren  sich  der 
verstorbene  Mann  bediente,  sondern  überhaupt  um  Gegenstände  dieser  Art. 

Erscheint  diese  Herausgabe  von  der  Wittwengerade  später  in  enger 
Verbindung  mit  dem  Heergeräthe,  so  hängt  sie  mit  diesem  zwei- 
fellos ursprünglich  in  keiner  Weise  zusammen.  Durch  die  Herausgabe  von 
der  Niftelgerade,  bei  der  denn  auch  Sachs.  Ldr.  3,  38  §  5  vom  Heergeräthe 
gar  nicht  die  Rede  ist,  konnte  sich  da  ein  Zusammenhang  nicht  herstellen ; 
die  auch  sonst  zum  Heergeräthe  gehörenden  Gegenstände  waren  ohnehin 
in  der  Hand  des  überlebenden  Mannes;  was  die  Niftel  von  der  Gerade  zu- 
rückiässt,  entspricht  nur  dem  sonstigen  Voraus.  Anders  bei  der  Wittwe. 
Hier  hatte  diese  auch  das  in  ihrer  Hut  befindliche  Heergeräthe  zunächst  an 
den  Sohn  herauszugeben ;  zugleich  aber  Gegenstände,  welche  ursprünglich 
demselben  zweifellos  ganz  fremd  waren,  während  es  nun  nahe  lag,  sie  als 
Zubehör  des  Heergeräthes  zu  fassen,  wie  denn  auch  Sachs.  Ldr.  1,  22  $  4 
bereits  Beides  als  solches  zusammengefasst  ist. 

Das  ist  denn  sichtlich  für  die  Weiterentwicklung  massgebend  gewor- 
den. Für  die  Herausgabe  von  der  Wittwengerade  mag  zunächst  nur  für  den 
von  dieser  durch  die  Tochter  ausgeschlossenen  Sohn  ein  Bedürfniss  aner- 
kannt gewesen  sein.  Lag  dasselbe  beim  Bruder  nicht  in  gleicherweise  vor, 
so  wird  man  sie  auch  ihm  mit  dem  Heergeräthe  gegeben  haben.  Bis  dahin 
kamen  Erbe  und  Heergeräthe  an  dieselbe  Person.  Dann  konnte  beides  aus- 
einanderfallen, etwa  der  Bruderstochter  als  der  Gradnächsten  das  Erbe,  dem 
Vatersbrudersohne  als  nächstem  Schwertmagen  das  Heergeräthe  zukommen. 
Hätte  man  nun  Heergeräthe  und  Herausgabe  von  der  Gerade  noch  be- 
stimmter unterschieden,  so  wäre  zu  erwarten ,  dass  die  letztere  der  an  der 
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1371]  Gerade  selbst  unbetheiligten,  vgl.  §  1023,  Bruderstochter  zugesprochen 
sein  würde.  Hatte  sich  aber  einmal  bei  Sohn  und  Bruder  bereits  ein  näherer 
Zusammenhang  hergestellt,  so  ist  es  wohl  nur  darauf  zurückzuführen,  wenn 
nun  auch  weiterhin  die  mit  dem  Heergeräthe  verbundene  Herausgabe  nicht 
dem  nächsten  Erben,  sondern  dem  nächsten  Schwertmagen  zufiel.  Und 
ebenso  lag  es  nahe,  wenn  man  da  überhaupt  nicht  mehr  bestimmter  unter- 
schied, auch  das,  was  die  Niftel  herauszugeben  hatte,  als  Heergeräthe  zu 
bezeichnen,  während  sich  dann  der  Umfang  der  dahin  gezogenen  Gegen- 
stände, wie  das  auch  Sachs.  Ldr.  1,  22  S  4  andeutet,  nachtraglich  immer 
weiter  ausdehnte. 

Es  ergibt  sich  damit,  dass  doch  auch  im  sächsischen  Recht  der  Voraus 
sich  trotz  der  engern  Verbindung  mit  Heergeräthe  und  Gerade  noch  ge- 
nugsam geltend  macht.  Es  führt  also  auch  das  Verfolgen  des  Voraus  zu 
demselben  Ergebnisse,  auf  welches  uns§  1026  die  Erörterungen  über  Heer- 
geräth  und  Gerade  hinwiesen;  dass  es  sich  nämlich  in  diesen  Verhältnissen 
im  sächsischen  Recht  nur  um  eine  eigenthümliche  und  nachträgliche  Ge- 
staltung handeln  kann,  dass  dasselbe  hier  für  die  Beurtheilung  der  ursprüng- 
lichsten Zustände  am  wenigsten  massgebend  sein  darf. 

1372.  Allerdings  findet  sich  vereinzelt  auch  wohl  weilergreifende 
Sonderbehandlung  desVoraus  ausserSachsen,  indem  derselbe 
nicht  blos  dem  überlebenden  Ehegatten,  sondern  auch  den  Erben  des  vor- 
verstorbenen zukommt.  Davon  kann  nicht  wohl  die  Rede  sein,  wo  sichtlich 
der  Gesichtspunkt  massgebend  ist,  dass  gewisse  Gegenstände  des  gemein- 
samen Gebrauchs,  insbesondere  das  Ehebett,  dem  Ueberlebenden  verbleiben 
sollen. 

Näher  konnte  das  liegen,  wo  es  sich  um  den  neuern  Voraus,  um  Ge- 
genstände des  persönlichen  Gebrauchs  des  Ueberlebenden  handelte.    Wir 
finden  da  mehrfach  Ausdehnung  des  Rechts  auf  den  Voraus  auf 
Söhne  oder  Töchter  des  Vorverstorbenen.    Fielen  jene  Gegen- 
stände im  wesentlichen  mit  Heergeräth  und  Gerade  in  einfachster  Gestal- 
tung zusammen,  welche  die  Söhne  bei  der  Theilung  mit  den  Töchtern  und 
umgekehrt  vorwegnahmen,  so  konnte  sich  leicht  die  Auffassung  anschliessen, 
dass  das  ebenso  bei  der  Theilung  des  ehelichen  Gemeinguts  mit  den  Kin- 
dern sein  solle,  die  Söhne  dann  als  Voraus  gegen  die  Mutter  das  erhielten, 
was  Voraus  des  überlebenden  Vaters  gewesen  sein  würde;  und  entspre- 
chend die  Töchter.  So  erhalten  im  Elsass,  vgl.  BonvalotCout.  de  laHaute- 
Alsace  208,  wie  der  überlebende  Vater  auch  die  Söhne  Kleidung  und  Waffen, 
dagegen  Mutter  wie  Töchter  den  Schmuck  als  Voraus,  während  ausserdem 
auch  das  Ehebett  wohl  als  Voraus  nur  des  Ueberlebenden  erwähnt  wird. 
Nach  Recht  von  Oberengadin  §  91,  Wagner  n.  Salis  R.  Q.  4,  70,  erhalten 
auch  die  Nachkommen,  nicht  aber  auch  sonstige  Erben  des  Verstorbenen, 
dessen  Kleider  und  Schmuck  als  Voraus.    Nach  den  Rechten  von  Frutigen 
und  Eschi,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  9,  72.  91,  erhalten  nicht  blos  Mann  und 
Vater,  sondern  auch  Sohn  und  Sohnessohn  das  beste  Pferd  als  Voraus.  Zu 
Utrecht,  vgl.  v.  d.  Vorm  374,  wo  ein  sehr  ausgedehnter,  auch  die  Gegen- 
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stände  gemeinsamen  Gebrauchs  umfassender  Voraus  gewährt  wird ,  ent- 
spricht dem  die  Bestimmung,  dass  der  älteste  Sohn  denselben  Voraus  haben 
solle,  der  dem  Vater  zugekommen  sein  würde,  aber  nur  so,  dass  die  über- 
lebende Mutter  davon  die  auch  zu  ihrem  Voraus  gehörigen  Stücke  vorweg- 
zunehmen hat.  Auch  in  Spanien,  vgl.  Marina  Ensayo  22g,  wird  wohl  be- 
stimmt, dass  Pferd  und  Waffen  nicht  blos  dem  überlebenden  Mann,  son- 
dern auch  dem  ältesten  Sohne  bei  der  Theilung  mit  der  Mutter  gebühren. 

Zuweilen  greift  das  aber  in  der  Weise  weiter,  dass  bei  der  Theilung 
ein  Recht  aller  Erben  des  Vorverstorbenen  auf  dessen  Voraus 
besteht,  so  dass  diese  die  Gegenstände,  welche  dem  Verstorbenen  als  Ueber- 
lebendem  zugekommen  sein  würden,  vorwegnehmen.  Nach  der  schon  §1355 
erwähnten  Bestimmung  der  Observantiae  regni  Aragonum  von  1434  haben 
auf  den  Voraus  der  Frau  ihre  Kinder  und  ihre  sonstigen  Erben  keinerlei 
Anspruch.  Dagegen  erhalten  vom  Voraus  des  Mannes  auch  dessen  Erben 
alle  Reitthiere  ausser  der  Mula  der  Frau,  alle  Waffen  und  die  Kleider  des 
Mannes,  so  dass  ihnen  nur  das  vorenthalten  ist,  was,  wie  das  Bett,  das 
Maulthier  und  die  zwei  Zugthiere,  in  den  Voraus  der  überlebenden  Frau 
fällt.  Doch  scheint  das  nach  dem  §  1355  Bemerkten  erst  eine  neuere,  mit 
der  Erweiterung  des  Voraus  des  Mannes  zusammenhängende  Bestimmung 
zu  sein.  Nach  den  Costumbres  de  Tortosa  5,  1  c.  20,  Oliver  Hist.  del  der. 
en  Cataluna  4,  242,  sind  bei  der  Hälftung  alle  Kleider  nicht  blos  Voraus 
des  Mannes,  beziehungsweise  der  Frau,  sondern  auch  ihrer  Erben.  Nach 
der  Coutume  von  Bouillon  17  S  2  nimmt  der  überlebende  Mann  Waffen 
und  Kleider,  die  Frau  Kleider  und  Schmuck  vorweg:  et  le  mesme  fcront 
les  heriiiers  du  pr emier  mort  respectivement  Aehnlich  nach  Landrecht  von 
Emmenthal  §  163,  Zeitschr.  f.  Schw.  R.  9,  232.  Nach  Stadtrecht  von  Hasselt 
c-  55?  Overyssel.  St.  R.  4,  100,  nehmen  auch  die  Erben  des  Verstorbenen 
den  Vortheil  an  Waffen  und  Kleidern,  der  diesem  gebührt  hätte. 

In  den  erwähnten  Fällen  ergibt  sich  Nichtbeachtung  des  Ge- 
schlechtsunterschiedes über  die  Ehegatten  hinaus;  der  Umstand, 
dass  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  zunächst  nur  für  einen  Mann 
oder  eine  Frau  verwendbar  sind,  wird  nicht  berücksichtigt;  man  hat  es  in 
einzelnen  Rechten  sichtlich  nur  für  billig  gehalten,  dass  das,  was  der  Mann, 
beziehungsweise  die  Frau,  im  Falle  des  Ueberlebens  als  Voraus  erhalten 
und  dann  auf  seine  Erben  vererbt  hätte,  diesen,  seien  sie  Mann  oder  Weib, 
auch  dann  zu  Gute  kommen  solle,  wenn  jener  vorverstorben  war. 

Dagegen  ergibt  sich  vereinzelt  auch  wohl  grössere  Annäherung  an  das 
sächsische  Recht  durch  Beachtung  des  Geschlechtsunterschie- 
des. Wir  wiesen  schon  §  709  darauf  hin,  wie  im  Landrechte  von  Nim- 
wegen  23  §  20  ff.  die  beiderseitigen  Vortheilgüter,  nämlich  nach  §  19:  de 
goederen  tot  des  afgestervens  lyve  gehoort  hebbende,  ganz  so  vererben  sollen, 
wie  in  Sachsen  Heergeräthe  und  Gerade,  der  Mannsvortheil  auf  den  nächsten 
Mann  von  der  Schwertseite,  der  Frauenvortheil  auf  das  nächste  Weib  von 
der  Spillseite,  so  dass  erst  dann,  wenn  solche  Erben  fehlen,  auch  die  Vor- 
theilsgüter  wie  anderes  Gut  zu  theilen  seien.   Ebenso  werden  die  weniger 
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1372]  genauen  Bestimmungen  in  Rechten,  welche  nur  durch  die  Maas  von 
Nimwegen  getrennt  sind,  in  den  Costumen  der  Stadt  Grave  1 1  S  3  und  der 
Grafschaft  Meghem  S  29,  Christyn  914.  1013,  zu  verstehen  sein.  Ob  es  sich 
da  um  eigentümliche  Entwicklung,  oder  um  Beeinflussung  von  Sachsen 
her  handelt,  lasse  ich  dahingestellt.  Gegen  letzteres  scheint  doch  zu  sprechen, 
dass  sich  hier  das  Ganze  sichtlich  nur  an  den  ehelichen  Vortheil  an  gewissen 
Gegenstanden  des  persönlichen  Gebrauchs  anknüpft,  daher  hier  auch  die 
Herausgabe  eines  Voraus  von  der  Niftelgerade,  wie  wir  sie  in  Sachsen  fan- 
den, nicht  nöthig  war. 

Auf  gleicher  Grundlage  dürfte  dann  auch  das  Recht  des  benachbarten 
Cleve  c.  79,  Zeitschr«  f.  R«  G.  9,  440,  beruhen.  Die  Vererbung  entspricht 
auch  hier  der  sächsischen.  Aber  als  Vortheil  ist  hier  nur  das  auf  der  Spill- 
seite Vererbende  bezeichnet,  und  beschränkt  sich  auf  das  Festgewand  und 
den  Schmuck.  Dagegen  wird  das  auf  der  Schwertseite  Vererbende  nicht 
blos  als  Heergewedde  bezeichnet,  sondern  erscheint  ebenso  ausgedehnt,  wie 
das  sächsische.  Aber  die  ganzen  das  Heergewedde  betreffenden  Bestimmun- 
gen sind  fast  wörtlich  dem  Sachsenspiegel  entnommen ;  es  dürften  daher 
wohl  nur  die  mit  dem  Recht  von  Nimwegen  stimmenden  Angaben  über 
den  Frauenvortheil  hier  dem  althergebrachten  Recht  entsprechen.  Ein  auf 
ältere  Zeiten  zurückreichender  Zusammenhang  mit  der  eigenthümlichen  Ge- 
staltung des  sächsischen  Rechts  dürfte  bei  allen  erwähnten  Fällen  weiter- 
greifender Sonderbehandlung  des  Voraus  schwerlich  anzunehmen  sein. 


11.  Ergebnisse. 

1373.  Hatte  mich  auf  die  Beachtung  der  Theilung  des  Eheguts  zu- 
nächst nur  die  Erwägung  der  Frage  geführt,  in  wie  weit  dieselbe  meine  An- 
nahme über  die  ursprüngliche  erbrechtliche  Gleichstellung  der  Weiber  be- 
stätige oder  nicht,  so  habe  ich  das,  was  mir  dabei  auffiel,  schliesslich  weiter 
verfolgt,  als  das  jener  nächste  Zweck  erfordert  hätte,  weil  es  mich  einmal 
auf  Annahmen  über  die  allgemeine  Entwicklung  der  ehelichen  Güterver- 
hältnisse  führte,  welche  von  den  üblichen  doch  nicht  wesentlich  abweichen, 
weil  weiter  das  Verfolgen  derselben  manche  gewichtige  Haltpunkte  für 
meine  Annahmen  über  die  Verzweigung  der  Rechte  zu  bieten  schien.  Habe 
ich  dabei  auf  die  Frage,  welche  für  mich  den  Ausgangspunkt  bildete,  nur 
nebenbei  hingewiesen,  so  dürfte  es  sich  empfehlen,  uns  nochmals  die  Er- 
gebnisse bezüglich  der  Annahme  ursprünglicher  erbrecht- 
licher Gleichstellung  der  Weiber  zu  vergegenwärtigen,  zu  fragen, 
in  wie  weit  sich  diese  gegen  dieselbe  geltend  machen  lassen  oder  aber  die- 
selbe zu  bestätigen  scheinen. 

Die  überaus  grosse  Mannich  faltigkeit  der  Gestaltung  der  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  in  den  spätem  germanischen  Rechten  suchten  wir 
aus  einem  Gange  der  Entwicklung  zu  erklären,  wonach  für  alle  aller- 
dings das  volle  Auseinanderhalten  der  Vermögen  beider  Ehegatten ,  nicht 
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blos  bezüglich  des  Stammgutes,  sondern  auch  bezüglich  des  Zuwachses 
oder  der  Abnahme  den  einheitlichen  Ausgangspunkt  bildete;  wonach  man 
aber  weiterhin  den  sich  daraus  ergebenden  Schwierigkeiten  in  ganz  ver- 
schiedener Weise  zu  begegnen  suchte.  Entweder  in  der  Richtung ,  dass 
man  mehr  oder  weniger  Bestandtheile  des  Eheguts  nach  der  Herkunft  von 
dieser  oder  jener  Seite  nicht  mehr  auseinanderhielt,  sie  als  Gemeingut  bei- 
der Eheleute  betrachtete  und  nach  der  Lösung  der  Ehe  nach  einem  fest- 
stehenden Massstabe  unter  beide  Seiten  auftheilie.  Oder  in  der  Richtung 
der  Beständigkeit  des  Frauenguts,  indem  man  Gewinn  und  Verlust  lediglich 
als  Sache  des  beide  Vermögen  verwaltenden  Mannes  betrachtete.  Wir  trafen 
bei  der  Annahme  solcher  Entwicklung  von  voller  Unterscheidung  aus  im 
allgemeinen  auf  keine  Schwierigkeiten. 

Aber  wir  können  von  der  Frage,  ob  diese  unsere  Annahme  richtig, 
für  den  nächsten  Zweck  ganz  absehen.  Mögen  die  uns  in  den  spätem 
Rechten  vorliegenden  Gestaltungen  sich  auf  diesem  oder  jenem  Wege  er- 
geben haben,  so  scheinen  sie  jedenfalls  an  und  für  sich  aufs  bestimmteste 
dafür  zu  sprechen,  dass  sie  sich  nicht  von  einem  ursprünglichen  Zustande 
aus  entwickelt  haben  können,  bei  dem  dem  Weibe  kein  Erbrecht  zustand, 
bei  dem  demnach  das  eingebrachte  Ehegut  ganz  überwiegend  nur  vom 
Manne  herrühren  konnte. 

Allerdings  bieten  nicht  alle  spätem  Gestaltungen  in  dieser  Richtung 
bestimmtere  Haltpunkte.  Finden  wir  noch  später  vereinzelt  volle  Güter- 
scheidung, so  gestattet  solche  selbstverständlich  keinerlei  Schluss  darauf, 
ob  man  das  von  der  Frau  eingebrachte  Vermögen  als  durchschnittlich  hinter 
dem  des  Mannes  zurückbleibend  betrachtet  oder  nicht.  Das  trifft  natürlich 
ebenso  zu,  wo  es  sich  auch  bei  den  spätem  Gestaltungen  nur  um  Zurück- 
gabe des  Sonderguts  handelt,  wie  das  insbesondere  bei  der  Beständig- 
keit des  Frauenguts  der  Fall  war,  bei  welcher  ihr  so  viel  zurückge- 
stellt wurde,  als  sie  eingebracht  hatte.  Irgendwelche  Zurücksetzung  der  Frau 
ist  in  derselben  überhaupt  nicht  zu  sehen.  Wachsen  die  Einkünfte  des 
Frauenguts  dem  Vermögen  des  Mannes  zu ,  so  hat  dieser  dafür  Frau  und 
Kinder  aus  seinem  Gute  zu  erhalten.  Und  bleibt  dem  Manne  die  ganze  Er- 
rungenschaft im  weitern  Sinne  des  Wortes,  so  würde  sich  dabei  nur  dann 
eine  Bevorzugung  ergeben,  wenn  es  sich  dabei  immer  um  einen  Gewinn 
gehandelt  hätte;  es  konnte  sich  aber  ebensowohl  um  einen  Verlust  han- 
deln, der  dann  gleichfalls  nur  den-  Mann  traf,  das  Gut  der  Frau  unbe- 
rührt Hess. 

1374.  Einen  Schluss  auf  den  durchschnittlichen  Betrag  der  beider- 
seits eingebrachten  Vermögen  wird  nur  dieTheilung  des  ehelichen 
Gemeinguts  gestatten,  bei  der  es  sich  zunächst  um  die  Errungenschaft, 
um  die  Theilung  des  Gewinns  an  Liegenschaften  und  Fahrniss ,  in  vielen 
Rechten  auch  um  die  eingebrachte  Fahrniss,  in  einzelnen  um  das  gesammte 
Ehegut  handelt.  Finden  wir  da  nun  in  einer  Reihe  von  Rechten  verschie- 
dener Gruppen  einfach  Hälftung  bestimmt,  so  spricht  das  doch  aufs  zwei- 
felloseste dafür,  dass  sich  das  nur  von  einer  Grundlage  aus  ergeben  konnte, 
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1374]  bei  der  die  von  beiden  Seiten  eingebrachten  Vermögen  durchschnitt- 
lich als  gleichwertige  betrachtet  werden  durften.  Im  westgothischen  Recht, 
vgl.  §  1 1 96,  ergibt  sich  diese  Grundlage  unmittelbar.  Ist  die  Hälftung,  welche 
noch  die  Lex  nui  bei  wenigstens  annähernder  Gleichheit  beider  einge- 
brachten Vermögen  vorschrieb,  dann  später  zur  gesetzlichen  Regel  gewor- 
den, so  erklärt  sich  das  doch  nur,  wenn  man  diese  annähernde  Gleichheit 
als  in  der  Regel  zutreffend  behandeln  konnte. 

Allerdings  liesse  sich  bei  andern  Rechten  daran  denken,  dass  man  den 
Gewinn  weniger  als  Ergebniss  der  Stam  m  vermögen,  als  der  gemein- 
samen Thätigkeit  beiderEheleute  betrachtete,  diese  gleich  bewer- 
tete und  damit  zur  Hälftung  gelangte;  wir  wiesen  auf  die  Verschiedenheit 
der  Auffassung,  die  sich  da  geltend  machen  konnte,  schon  §622  hin.  Aber 
wie  in  der  westgothischen  Lex  das  ganze  Gewicht  nur  auf  die  Grösse  der 
Stammvermögen  gelegt  wird,  so  haben  wir  diese  gewiss  auch  sonst  in  er- 
ster Reihe  als  massgebend  für  die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  zu  be- 
trachten. Freilich  finden  wir  noch  später  wohl  Belege,  vgl.  §  1040,  dass 
man  die  Arbeitsthätigkeit  des  Weibes  und  die  des  Mannes  gleich  bewerthete. 
Aber  auch  wenn  das  der  Fall,  war  doch  zu  beachten ,  dass  nur  der  Mann 
als  Verwalter  des  gesammten  Gutes  seine  Thätigkeit  zu  voller  Geltung  ge- 
langen lassen  konnte.  Es  finden  sich  denn  auch  wohl  Belege,  dass  man 
den  Gewinn  zunächst  als  Ergebniss  nur  der  Thätigkeit  des  Mannes  be- 
trachtete. So  heisst  es  in  den  Statuta  Stadensia,  PufendorfObs.  1, 183,  dass 
von  dem  erübrigenden  Gewinngute  neben  Kindern  die  Mutter  nur  ein 
Drittel,  der  Vater  aber  die  Hälfte  erhält:  wante  he  dhat goet  erworven  hevet 
Hätte  man  in  diesen  Verhältnissen  mehr  Gewicht  auf  die  Thätigkeit,  als  auf 
die  Grösse  der  Stamm  vermögen  gelegt,  so  würde  man  zweifellos  allgemein 
zu  einem  grösseren  Theile  des  Mannes  gelangt  sein ,  wie  wir  ihn  in  den 
Rechten  mit  Drittelsrecht  finden. 

Nach  dem  Gesagten  ist  es  nicht  wohl  denkbar,  dass,  wenn  die  Töchter 
ursprünglich  neben  Söhnen  nicht  erbten  oder  nur  geringeren  Theil  erhielten, 
man  in  so  vielen  Rechten  zur  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  bei  Thei- 
lung  des  Gemeinguts  gelangte.  Zumal  sich  diese  durchweg  gerade  auch  in 
den  Rechten  findet,  in  welchen  man  durch  Einbeziehung  auch  des  beider- 
seits eingebrachten  Erblandes  zu  voller  Gemeinschaft  gelangt  war  und  da- 
mit die  Grösse  des  beiderseits  eingebrachten  Gutes  noch  grössere  Bedeu- 
tung gewann.  Fanden  wir  in  den  friesischen  Rechten  später  vielfach  Zu- 
rücksetzung der  Töchter  auf  halben  Kopftheil,  während  trotzdem  in  allen 
Mann  und  Frau  beiTheilung  des  Gemeinguts  ganz  gleichgestellt  erscheinen, 
so  bietet  das  doch  zweifellos  einen  gewichtigen  Beleg  für  unsere  §  1 127  ff- 
anderweitig  begründete  Annahme,  dass  ursprünglich  in  allen  friesischen 
Rechten  Töchter  und  Söhne  gleichen  Erbtheil  nahmen. 

1375.  Es  scheint  sich  dann  allerdings  auf  den  ersten  Blick  eine  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  in  den  zahlreichen  Rechten  zu  ergeben,  in  welchen 
wir  Theil ung  nach  Drittelsrecht  finden,  so  dass  vom  Gemeingute 
nur  ein  Drittel  der  Frau  und  zwei  Drittel  dem  Manne  zukommen.    Das 
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aber  würde  doch  nur  dann  als  Zurücksetzung  zu  fassen  sein,  wenn  es  sich 
bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft,  an  der  sich  diese  Verhält- 
nisse zunächst  entwickelten,  nur  um  Gewinn,  nicht  auch  um  Verlust  ge- 
handelt hätte.  Wir  wiesen  schon  S  1 192  darauf  hin,  dass  sichtlich  dieselben 
Gesichtspunkte,  welche  in  vielen  Rechten  zur  Beständigkeit  des  Frauenguts 
führten,  auch  bei  der  Theilung  nach  Drittelsrecht  eingriffen  und  da  nur 
weniger  weit  durchgeführt  waren.  Wir  wiesen  S  1  r88  nach,  wie  die  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  vielfach  nicht  folgerichtig  durchgeführt  war,  wie 
auch  da,  wo  man  sie  sichtlich  in  erster  Reihe  im  Auge  hatte,  die  Frau  den- 
noch nicht  gegen  jeden  Verlust  geschützt,  umgekehrt  nicht  von  jedem  An- 
theil  am  Gewinne  ausgeschlossen  war.  Es  konnte  daher  nahe  liegen,  dem 
da  massgebenden  Gesichtspunkte  von  vornherein  nur  so  weit  nachzugeben, 
dass  man  die  Frau  von  Gewinn  und  Verlust  nicht  ausschloss,  ihren  Antheil 
aber  nur  auf  die  Hälfte  dessen  bemass,  was  auf  die  Seite  des  Mannes  fiel, 
von  dessen  Thätigkeit  es  zunächst  abhing,  ob  sich  schliesslich  ein  Gewinn 
oder  Verlust  ergab.  Irgendwelche  Zurücksetzung  der  Frau  hätte  doch  nur 
dann  darin  gelegen,  wenn  man  hatte  voraussetzen  dürfen,  dass  in  der  Regel 
bei  Lösung  der  Ehe  immer  ein  Gewinn  vorhanden  sein  würde ,  wie  das 
doch  keineswegs  zutraf.  Denn  wenn  man  auch  davon  ausgehen  wollte,  dass 
das  Stammvermögen  zu  Erträgnissen  führt,  sich  also  insofern  allerdings 
mehrt,  so  konnte  doch  eine  Mehrung  als  Regel  nicht  angenommen  werden, 
da  die  Kosten  des  gemeinsamen  Haushaltes  jene  Erträgnisse  eben  so  wohl 
tiberschreiten,  als  hinter  ihnen  zurückbleiben  konnten. 

Stellt  sich  die  Theilung  nach  Drittelsrecht  dar  als  eine  zwischen  Be- 
ständigkeit des  Frauenguts  und  Hälftung  der  Errungenschaft  vermittelnde 
und  damit  weder  den  einen,  noch  den  andern  der  da  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte folgerichtig  durchführende  Gestaltung,  so  kann  allerdings  das 
Vorkommen  der  vermittelnden  Drittelung  in  Rechten  der 
verschiedensten  Gruppen  auffallen.  Im  fränkischen  Recht  waren 
zweifellos  schon  in  ältester  Zeit  Hälftung  und  Drittelung  neben  einander 
vertreten.  Scheint  im  salfränkischen  Recht  die  Hälftung  zu  überwiegen,  so 
ist  doch  auch  da  in  älteren  Zeugnissen  wohl  von  Drittelung  die  Rede,  wie 
sie  in  der  ripuarischen  Lex  allgemein  ausgesprochen  ist.  Freilich  ist  da 
durchweg  nur  von  einem  Antheil  der  Frau  am  Gewinn  die  Rede,  während 
sie  sich,  falls  die  §  1350  vertretene  Annahme  richtig  ist,  schon  im  ältesten 
Recht  durch  Verzicht,  der  dann  freilich  auch  ihre  eingebrachte  Fahrniss 
traf,  gegen  Antheil  am  Verlust  schützen  konnte.  Von  den  zur  dänischen 
Gruppe  gehörenden  Rechten  ergeben  bei  Übrigens  vielfach  übereinstimmen- 
den Bestimmungen  die  dänischen  und  friesischen  die  Hälftung,  dagegen 
die  rhätischen  und  schwedischen  die, Drittelung.  In  dtii  Rechten  der  gö- 
thisch-norwegischen  Gruppe  überwiegt  der  Gesichtspunkt  der  Beständigkeit 
des  Frauenguts ;  so  weit  aber  gesetzliche  Gemeinschaft  anerkannt  ist,  findet 
sich  durchweg  nur  das  Drittelsrecht.  Dass  das  Eingreifen  des  Drittelsrechts 
in  diese  Verhältnisse  überall  auf  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  zu- 
rückgeht, ist  kaum  wahrscheinlich.    Selbst  in  den  Gruppen,  in  weichen  es 


^72  XXIII.  Ehegut.  ii.  Ergebnisse. 

1375]  neben  der  Hälftung  vorkommt,  mag  das  zweifelhaft  sein;  man  konnte 
immerhin  mehrfach  selbstständig  auf  diese  Art  der  Ausgleichung  zwischen 
den  verschiedenen  Gesichtspunkten  verfallen. 

Jedenfalls  aber  dürfte  die  Drittelung  in  der  göthisch-norwegi- 
schen  Gruppe  andern  Ursprungs  sein.  Hier  mag  man  von  vornherein 
allerdings  eine  Zurücksetzung  der  Frau  im  Auge  gehabt  haben,  da  die  ge- 
setzliche Gemeinschaft  überwiegend  nur  in  Ausnahmsfallen  eintritt  und 
diese  Fälle  so  liegen,  dass  sie  eine  Zurücksetzung  der  Frau  nicht  unwahr- 
scheinlich machen.  Es  handelt  sich  einmal  um  den  Fall,  dass  Eheleute  ohne 
alles  Vermögen  zusammenkommen,  wo  also  nur  Gewinngut  vorhanden  sein 
konnte  und  zwar  Gewinngut,  welches  nicht  auf  Grundlage  eingebrachten 
Vermögens,  sondern  lediglich  durch  die  Thätigkeit  beider  Eheleute  selbst 
sich  ergeben  hatte.  Wurde  gerade  auch  in  solchem  Falle  dem  Manne  der 
doppelte  Antheil  zugesprochen,  so  wird  das  allerdings  seine  nächstliegende 
Erklärung  darin  finden,  dass  man  im  allgemeinen  die  Thätigkeit  des  Man- 
nes doppelt  so  hoch  bewerthete.  Doch  fanden  wir  §  1 304  im  burgundischen 
Rechtsgebiete  wenigstens  vereinzelt  auch  für  diesen  Fall  wohl  Hälftung  be- 
stimmt. 

Andere  Fälle  lassen  sich  dahin  zusammenfassen,  dass,  wenn  sich  nach 
längerer  Zeit  nicht  mehr  bestimmen  Hess,  was  von  beiden  Seiten  einge- 
bracht und  was  bei  der  Heirath  vertragen  war,  Gemeinschaft  nach  Drittels- 
recht eintreten  solle.  Und  dabei  dürfte  dann  allerdings  die  Auffassung  ein- 
gegriffen haben,  dass  die  Frau  durchweg  weniger,  im  Durchschnitte  etwa 
die  Hälfte  weniger  eingebracht  habe,  wie  der  Mann,  wie  dasineinerGruppe 
von  Rechten ,  in  welchen  die  Tochter  allgemein  neben  dem  Sohne  keiu 
Erbrecht,  sondern  nur  Recht  auf  eine  Aussteuer  hatte,  nicht  würde  auffallen 
können.  Und  sollte,  wie  gerade  nicht  unwahrscheinlich,  hier  die  gesetzliche 
Gemeinschaft  sich  ursprünglich  nur  an  den  Fall  angeknüpft  haben,  dass  bei 
der  Ehe  Vermögensloser  nur  selbsterarbeitetes  Gewinngut  zu  theilen  war, 
so  mag  das  dann  für  alle  Fälle  massgebend  geworden  sein ,  wo  sich  eine 
gesetzliche  Behandlung  als  Gemeingut  nicht  vermeiden  Hess. 

1376.  Haben  sich  diese  Verhältnisse  zweifellos  ursprünglich  an  der 
Errungenschaftsgemeinschaft  entwickelt,  so  ergab  sich  da  allerdings  keine 
Zurücksetzung  der  Frau,  weil  es  sich  eben  so  wohl  um  Rückschlag,  als  um 
Vorschlag  handeln  konnte.  Anders  war  das  allerdings,  als  man  in  vielen 
Rechten  zur  Fahrnissgemeinschaft  vorschritt  und  nun  auch  auf 
diese  die  Dritteistheilung  ausdehnte.  War  bei  der  blossen  Errungenschafts- 
gemeinschaft das  eingebrachte  Vermögen  ohne  Gewinn  und  Verlust  auf 
seinem  ursprünglichen  Bestände  geblieben,  so  war  der  Theilungsmassstab 
ganz  gleichgiltig,  da  nichts  zu  theilen  da  war,  weder  Gewinn,  noch  Schul- 
den. Blieb  aber  bei  Fahrnissgemeinschaft  da&Vermögen  in  seinem  ursprüng- 
lichen Bestände  und  war  von  beiden  Seiten  gleich  viel  Fahrniss  eingebracht, 
so  ergab  sich  nun  allerdings  ein  Vonheil  für  den  Mann,  indem  auf  seine 
Seite  nicht  blos,  wie  in  den  hälftenden  Rechten,  die  von  ihm  eingebrachte 
Hälfte,  sondern  zwei  Drittel  der  gesammten  Fahrniss  fielen. 
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Ein  Gesichtspunkt,  der  diese  Bevorzugung  des  Mannes  an  und 
für  sich  hätte  rechtfertigen  können,  wird  sich  nicht  leicht  auffinden  lassen. 
Die  Voraussetzung,  dass  die  Frau  durchschnittlich  um  die  Hälfte  weniger 
einbrachte,  würde  gerade  bei  der  Fahrniss  am  wenigsten  zutreffen ;  erhielten 
die  Töchter  ihren  Antheil  am  Elterngute  gewiss  vorzugsweise  in  Fahrniss, 
so  mag  häufiger  umgekehrt  die  von  der  Frau  eingebrachte  Fahrniss  grösser 
gewesen  sein.  Und  auch  höhere  Bewerthung  männlicher Thätigkeit  konnte 
da  nicht  eingreifen,  insofern  es  sich  nicht  um  errungene,  sondern  um  ein- 
gebrachte Fahrniss  handelte.  Wurde  die  sich  damit  ergebende  Bevorzugung 
des  Mannes  trotzdem  nicht  beachtet,  findet  sich,  so  weit  ich  sehe,  nie  be- 
stimmt, dass  die  errungene  Fahrniss  zu  dritteln ,  die  eingebrachte  aber  zu 
hälften  sei,  so  wird  der  Grund  darin  zu  suchen  sein,  dass  da,  wo  die  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft sich  durch  Fahrnissgemeinschaft  ergänzte,  man 
beide  Überhaupt  nicht  weiter  unterschied  und  der  Uebergang  sich  so  voll- 
zog, dass  man  nicht  blos  die  errungene  Fahrniss,  sondern  die  Fahrniss  über- 
haupt nach  dem  Massstabe  theilte ,  der  sich  für  die  Errungenschaft  festge- 
stellt hatte.  Wurden  in  vielen  Rechten  überhaupt  oder  doch  bei  unterjäh- 
riger oder  unfruchtbarer  Ehe  eingebrachte  und  errungene  Fahrniss  ausein- 
andergehalten, indem  jene,  so  weit  sie  noch  vorhanden  war,  als  Sondergut 
zurückgenommen,  diese  als  Gemeingut  getheilt  wurde,  so  haben  zweifellos 
die  Schwierigkeiten,  welche  sich  daraus  ergaben,  wenn  man  die  von  dieser 
und  jener  Seite  eingebrachte  und  die  errungene  Fahrniss  zumal  nach  län- 
gerer Dauer  der  Ehe  sondern  sollte,  dazu  geführt,  dass  man  die  gesammte 
Fahrniss  als  einheitlichen  Vermögensbestandtheil  behandelte  und  so  theilte, 
wie  das  ohnehin  bei  der  errungenen  Fahrniss  schon  üblich  war. 

Das  lag  um  so  näher,  als  der  Werth  der  thatsächlich  eingebrachten 
Fahrniss  sich  mit  der  Zeit  sehr  minderte,  dieselbe  verbraucht  und  durch 
andere  ersetzt  wurde  und  auch  der  Zuwachs,  wie  wir  das  mehrfach,  so  im 
spanischen  und  göthischen  Recht,  vgl.  §  1272,  ausdrücklich  betont  fanden, 
zur  gemeinsam  errungenen  Fahrniss  gezählt  wurde.  Während  dann  weiter, 
wie  wir  das  §  1 2 1 9  in  den  Rechten  der  dänischen  Gruppe  fanden,  gewisse 
besonders  werthvolle  Fahrniss  ausgenommen  und  gleich  dem  Erblande  als 
Sondergut  behandelt  wurde.  So  wird  es  nicht  auffallen  können,  wenn  in 
Rechten,  in  welchen  man  die  Errungenschaft  nach  Drittelsrecht  zu  theilen 
gewohnt  war,  sich  das  auf  die  eingebrachte  Fahrniss  ausdehnte,  ohne  dass 
man  die  verhältnissmässig  geringe  Bevorzugung,  die  sich  daraus  für  den 
Mann  ergeben  konnte,  beachtete. 

Dagegen  konnte  man  das  nicht  wohl  unbeachtet  lassen,  wenn  man  zu 
voller  Gemeinschaft  vorschritt  und  demnach  auch  das  Erbland  zu 
zwei  Dritteln  dem  Manne  zugefallen  sein  würde.  Damit  aber  wird  es  doch 
beachtenswerth  für  das  Zutreffen  unserer  Annahme,  dass  in  den  das  Ge- 
meingut drittelnden  Rechten  dasselbe  sich  durchweg  nicht  auf  das  Erbland 
ausgedehnt  hat,  dass  die  volle  Gemeinschaft  sich  ganz  überwiegend  in  den 
das  Gemeingut  hälftenden  und  damit  Mann  und  Frau  überhaupt  gleich- 
stellenden Rechten  findet.  Nur  ganz  vereinzelt,  so  weit  ich  sehe,  hat  sie 
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1376]  auch  in  drittelnde  Rechte  Eingang  gefunden.  Während  im  obern 
Elsass  die  nach  Dritteln  bestimmte  Gemeinschaft  sich  im  allgemeinen  auf 
Fahrniss  und  Errungenschaft  beschränkt,  werden  nach  der  Coutume  des 
Val  de  Lievre  oder  Leberthals :  tous  biens  meubles  ou  heritages  nach  Drit- 
telsrecht getheilt;  Bonvalot  LesCoutumes  du  Val  d'  Orbey  55.  56.  Auch  im 
siebenbürgischen  Recht,  vgl.  §  513,  wird  trotz  voller  Gemeinschaft  gedrittelt. 

1377.  Eine  weitergehende  Zurücksetzung  der  Frau  bezüglich  der  Fahr- 
niss ergibt  sich  dann  allerdings  in  den  Rechten  der  Frostuthings- 
gruppe,  insofern  wir§  1288  ff.  nachzuweisen  suchten,  dasssich  in  diesen 
ein  Recht  desMannes  au f  die  eingebrachteFahrniss  der  Frau 
ergibt,  so  dass  die  beiderseits  eingebrachte  Fahrniss  zwar  zusammengelegt 
wird,  aber  nicht  zu  einem  Gemeingute,  sondern  zu  einem  nur  dem  Manne 
zustehenden  Gute,  welches  diesem  dann  auch  beim  Vorversterben  der  Frau 
ungetheilt  verbleibt.  Dabei  wird  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  hier  um 
Rechte  handelt,  für  welche  im  allgemeinen  der  Gesichtspunkt  der  Bestän- 
digkeit des  Frauenguts  massgebend  war,  indem  nicht  blos  die  Liegen- 
schaften, sondern  auch  die  Erbfahrniss  der  Frau  deren  Sondergut  blieben, 
während  die  Errungenschaft  ausschliesslich  als  Sache  des  Mannes  betrachtet 
wurde,  so  dass  es  ein  nach  bestimmtem  Massstabe  zu  theilendes  Gemeingut 
hier  überhaupt  nicht  gab.  Fühlte  man  hier  das  Bedürfniss,  wenigstens  die 
als  Mitgift  eingebrachte,  zunächst  für  die  Bedürfnisse  des  gemeinsamen 
Haushaltes  bestimmte  Fahrniss  mit  der  des  Mannes  zusammenzuwerfen, 
wie  das  ursprünglich  wohl  erst  nach  Jahr  und  Tag  der  Fall  sein  sollte,  so 
konnte  es  auch  hier  am  nächsten  liegen ,  die  zusammengelegte  Fahrniss 
überhaupt  als  Errungenschaft  und  damit  als  ausschliessliches  Gut  des  Man- 
nes zu  behandeln.  Denn  die  Auffassung  eines  nach  Lösung  der  Ehe  zu 
theilenden  Gemeingutes  fehlte  hier  bis  dahin,  wie  das  die  näherverwandten 
Rechte  ergeben. 

Von  voller  Güterscheidung  war  man  nicht  zur  Errungenschaftsgemein- 
schaft, sondern  zur  Beständigkeit  des  Frauenguts  übergegangen,  wonach 
Alles,  was  nicht  zu  diesem  Frauengute  gehörte,  als  Gut  des  Mannes  be- 
trachtet wurde.  Das  dehnte  sich  dann  auch  auf  die  Aussteuerfahrniss  aus, 
seit  man  diese  nicht  mehr  zum  Sondergute  der  Frau  rechnete.  Dass  sich 
aber  auch  an  diesem  Zusammenlegen  der  Fahrniss  nun  nicht  der  Begriff 
eines  zu  hälftenden  oder  zu  drittelnden  Gemeinguts  entwickelte,  kann  um 
so  weniger  auffallen,  als  es  ja  nicht  die  gesammte  Fahrniss  der  Frau  war, 
welche  mit  der  des  Mannes  zusammengelegt  wurde,  sondern  nur  ein  be- 
stimmter Theil  derselben,  und  zudem  ein  solcher,  bei  dem  sich  schon  früh 
die  Auffassung  geltend  gemacht  zu  haben  scheint,  vgl.  §  1 346,  dass  es  sich 
weniger  um  eine  Gabe  an  die  sich  verheirathende  Frau  selbst,  als  an  den 
Mann  handle. 

Wurde  dann  der  überlebenden  Frau  wenigstens  im  Frostuthingsrechte 
und  im  helvetischen  ein  Drittel  der  zusammengelegten  Fahrniss  zugespro- 
chen, so  ergibt  sich  auch  daraus  um  so  weniger  der  Begriff  eines  Gemein- 
gutes, als  es  sich  nur  um  ein  Recht  der  überlebenden  Frau  selbst,  nicht  auch 
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den  Erben  der  verstorbenen  handelf ;  es  reiht  sich  das  einfach  den  Ueber- 
lebensrechten  an,  wie  sie  in  so  vielen  Rechten  in  sehr  verschiedener 
Weise  dem  Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstorbenen  zugestanden  wurden. 
So  deutet  auch  das  Ergebniss  unserer  Untersuchungen  über  dieThei- 
lung  des  Eheguts  durchaus  auf  ursprüngliche  Gleichstellung  von 
Mann  und  Weib  und  damit  mittelbar  auch  auf  ursprünglich  gleiches 
Erbrecht  der  Weiber.  Denn  wenn  diese  ursprünglich  kein  Erbrecht  hatten, 
so  ist  es  nicht  wohl  denkbar,  dass  das  nicht  auch  auf  die  Regelung  der  ehe- 
lichen Vermögens  Verhältnisse  von  Einfluss  gewesen  sein  sollte.  In  den  zahl- 
reichen Rechten,  in  welchen  das  Gemeingut  gehälftet  wird,  macht  sich  das 
unmittelbar  kenntlich.  Aber  auch  da ,  wo  die  Errungenschaft  als  Gemein- 
gut gedrittelt  wurde  oder  wo  dieselbe  bei  Beständigkeit  des  Frauengutes 
ganz  dem  Manne  verblieb,  ist  eine  Zurücksetzung  der  Frau  durchaus  nicht 
zu  folgern.  Eine  solche  hat  sich  mehrfach  erst  dadurch  ergeben,  dass  auch 
die  eingebrachte  Fahrniss  der  Frau  als  Gemeingut  behandelt  und  der  er- 
rungenen Fahrniss  gleichgestellt  wurde,  woraus  sich  bei  Drittelung  oder 
Beständigkeit  des  Frauenguts  gewisse  Vortheile  des  Mannes  ergaben.  Das 
aber  wird  für  das  ursprüngliche  Recht  um  so  weniger  massgebend  sein 
können,  als  das  Zusammenwerfen  auch  der  eingebrachten  Fahrniss  zweifel- 
los überall  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  angehört. 


XXIII.  Theilung  des  Eheguts.  s.  291. 

1180.  Haltpunkte  für  die  Annahme  ursprünglicher  erbrechtlicher  Gleich- 
stellung der  Weiber.  1181.  Eheliche  Vermögensverhaltnisse.  Ehegut.  Theilung 
des  Eheguts,  des  ehelichen  Gemeingut.  1182.  Mannich  faltigkeit  der  Ge- 
staltung. n8ß.  Ausgaugspunkt  der  Entwicklung  nicht  Fehlen  eingebrachten 
Frauenguts  oder  Uebergang  desselben  in  das  Eigenthum  des  Mannes.  1184. 
Annahme  voller  Unterscheidung  als  Ausgang.  Voreheliche  Zustände. 
Rechte  Ehe.  Vormundschaft  des  Mannes.  1185.  Vorkommen  voller  Schei- 
dung in  geschichtlicher  Zeit.  Unzulässigkeit  der  Annahme  nachträglicher  Ent- 
wicklung. 1186.  Unzulässigkeit  der  Annahme  eines  andern  Ausgangspunktes. 
Zulässigkeit  der  Ableitung  anderer  Gestaltungen  aus  voller  Scheidung.  1x87. 
Beständigkeit  des  Frauenguts.  1188.  Unvollständige  Durchführung. 
Zulage.  Abzug.  11 8g.  Wahl  der  Frau  zwischen  ihrem  Gute  und  Antheü  an 
der  Errungenschaft,  ugo.  Eheliche  Gütergemeinschaft.  Rechtsver 
hältniss  während  der  Ehe.  1191.  Arten.  Errungenschaftsgemeinschaft.  Fahr- 
nissgemeinschaft. Volle  Gemeinschaft.  1192.  Theilungsmassstab.  Hälftun g. 
Drittelsrecht.    119s-  Eheliches  Gesammtgut.    Ehelicher  Voraus. 

1.  Gothisch-spanisches  Recht.  S.  303. 

1194.   Volle   Güterscheidung   nach   dem   weutgothischen  Gesetz- 
buche.    //05.  Verwaltungsbefugniss  des  Mannes.    Fehlen  der  Geschlechisvor 
mundschaft.    1x96.  Uebergang  zu  gesetzlicher  Errungenschaftsgemein- 
schaft.    Bemessung  nach  Hälften.    Aussereheliche  Verbindungen.   Schulden. 
Verzicht  der  Frau.    1197-  Behandlung  der  eingebrachten  Fahrniss  als  Sonder 
gut.     Fahrnissgemeinschaft  in   Aragon.     1198,  Verschiedene  Behand 
lung  der  Fahrniss  im  Eherecht  und  im  Erbrecht.   1199.  Angaben  der  Lex  über 
die  Erbenfolge.    Späteres  spanisches  Recht.    Behandlung  von  Fahrniss  als  Erb- 
gut.    1200.  Nichteinheitliche  Gestaltung  des  ältesten  Rechts  bezüglich  des  Un- 
terschieds zwischen  Fahrniss  und  Liegenschaft.     1201.  Vertragsweise    volle 
Gemeinschaft,  Güterverbrüderung.    1202.  Gesetzliche.    1203.  Altgothisches 
Recht.  Forderung  der  Gleichheit  des  Betrags  in  der  Lex.  1204,  Spätere  Nicht- 
beachtung des  Betrags.    Schenkungen  unter  Eheleuten  gestattet.    120$.  Güter- 
verbrüderung in  Istrien;  möglicherweise  Rest  ostgothischen  Rechts.     1206,  Er- 
gebnisse. 
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2.  Aasdomsrecht.  S.  332. 

1207.  Spätere  volle  Gemeinschaft.  Frühere  Stufe  blosser  Errungenschafts - 
gemeinschaft. 

3.  Dänische  Gruppe,    a.  Rhätische  Rechte.  S.  333. 

1208.  Mannichfaltigkeit  der  Gestaltung.  Benutzte  Hilfsmittel.  1209.  Volle 
Güterscheidung  bei  Wiedersonderung.  1210.  Errungenschaftsge- 
meinschaft. Fahrniss  als  Sondergut;  Ersatz  der  untergegangenen.  Fahrniss 
als  Erbgut.  1211.  Ausnahsweise  Hälft  ung.  Drittelsrecht.  121 2.  Fahrnis s ge- 
meinschaft. Forderung  der  Ueberjährigkeit.  Theilung  bei  unterjähriger 
Ehe.  1213.  Volle  Gemeinschaft.  1214.  Beständigkeit  des  Frauen- 
guts. Eventuelle  Haftung  für  Schulden.  73/5.  Wahl  zwischen  Eingebrachtem 
und  Drittelsrecht.     1216.  Entwicklung  des  Wahlrechts.     1217.  Ergebniss. 

b.  Schwedische  Rechte.  S.  347. 

1218.  Gesetzliche  Gemeinschaft  zu  Drittelsrecht.  Beschränkung  auf  Er- 
rungenschaft im  westmännischen  Recht.  Sonst  Fahrniss gemeinschafi.  1219.  Aus- 
schluss gewisser  Fahrniss.  Uebereinstimmung  mit  rhätischen,  dänischen  und 
friesischen  Rechten;  Zurückgehen  auf  das  Urrecht  der  Gruppe. 

c.  Dänische  Rechte.  S.  351. 

1220.  Gesetzliche  Fahrnissgemeinschaft.  Gleichstellung  der  Eheleute, 
auch  bei  der  Gemeinschaft  mit  Kindern.  Reste  eines  Auseinanderhaltens  der 
Fahrniss. 

d.  Friesische  Rechte.  S.  353. 

1221.  Mannichfaltigkeit.  Rest  voller  Scheidung.  1222.  Gemein- 
schaft. Theilung  nach  Hälften.  Ausdehnung.  1223.  Beginn  mit  Vollziehung, 
Ueberjährigkeit,  Fruchtbarkeit.  1224.  Einfluss  der  Fruchtbarkeit  auf  die  Ver- 
mögensverhältnisse in  spanischen  und  andern  ostgermanischen  Rechten.  Be- 
deutung der  Fruchtbarkeit.  1225.  Behandlung  bei  unfruchtbarer  oder  unter- 
jähriger Ehe.  Errungenschaitsgemeinschaft.  1226.  Beständigkeit 
des  Frauenguts;  auch  bei  fruchtbarer  Ehe.  1227.  Reims.  1228.  Haftung 
für  Schulden.  Gemeinschaft  am  Gewinn.  Wahlrecht.  122g.  Verwandtschaft  frie- 
sischer und  rhätischer  Rechte.  / 230.  Ausgedehntere  Gemeinschaft.  Fahrniss- 
gemeinschaft. i2ßi.  Volle  Gemeinschaft,  Vorkommen.  1232.  Ent- 
wicklung auf  friesischer  Grundlage.  Gegenseitige  Auflassung.  isßß»  Wahl 
zwischen  Eingebrachtem  u.  Gemeinschaft.  1234.  Ausdehnung  der  Ge- 
meinschaft aufdie  Kinder.  Vergabungsfreiheit.  Pflichttheil  und  Frei- 
theil. 1235.  Gemeinschaft  nach  Dritteln.  1236.  Danach  bemessener  FreitheiL 
Aenderungen  der  Vergabungsfreiheit  mit  Rücksicht  auf  die  Kirche. 

e.  Normannische  Rechte.  S.  376. 

1237.  Normannisch-friesisches  Recht.  Sonderstellung  des  nor- 
mannisch-englischen Rechts.  I2ß8.  Verwandtschaft  desselben  mit  dem  Fro- 
stuthingsrechte.  1239.  Verwendung  des  Ausdruckes  friesisches  Recht.  1240. 
Bretagne.  Gemeinschaft  bei  überjähriger  Ehe.  Volle  Scheidung  bei  unterjäh- 
riger. 1241.  Drittelsgemeinschaft  mit  den  Kindern  unter  Gleichstellung 
beider  Eltern.    1242.  Amiens.     1243.  Bayonne.     1244.  Sicilisch  -  normannisches 
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Recht.  1245.  Antiochien.  1246.  Angelsächsisches  Recht.  1247.  Gemeinschaft 
nach  Hälften.  1248.  Normannisch-englisches  Recht.  Fehlen  der  Ge- 
meinschaft. Recht  des  Überlebenden  Mannes  auf  die  gesammte  Fahrniss,  der 
Frau  auf  einen  Theilbetrag  ohne  Recht  zu  letztwilliger  Verfügung.  124g.  Ueber- 
nahme  aus  dem  Frostuthingsrecht.  Voraus  der  Frau.  Fehlen  der  Drittelsver- 
mehrung. Statt  dessen  Douaire.  1250.  Nachwirkungen  der  Drittels- 
gemeinschaft in  der  Normandie,  Anjou  u.  Maine.  Beschränkung  des  Frei- 
theils  an   der  Fahrniss   auf  ein  Drittel.    In  England  Erhöhung  auf  die  Hälfte. 

1251.  Verfangenschaft    eines    Drittels    der    Liegenschaften    jedes    Elterntheils. 

1252.  Gleichheit  des  Widum  mehrerer  Frauen.  Bemessung  nach  der  Zeit  des 
Todes  des  Mannes.  Bestimmung  auf  ein  Drittel.  1253.  Ergebnisse.  Zwei 
Rechtsschichten;  normannisch-englisches  und  normannisch- friesisches  Recht. 
1254.  Annahme  friesischer  Grundlage.  Drittelsgemeinschaft.  1255.  Annahme 
von  Nachwirkungen  celtischen  Rechts.  Letztgeburtsrecht. 

f.  Rechte  des  Berner  Oberlandes.  S.  411. 

1256.  Abweichung  des  ehelichen  Güterrechts  vom  burgundischen 
Recht.  Beerbte  Ehe.  Volle  Gemeinschaft  nach  Hälften.  1257.  Unbeerbte  Ehe. 
Volle  Gemeinschaft  durch  Fruchtbarkeit;  1258.  durch  Vertrag,  durch  Ablauf 
bestimmter  Zeit,  durch  die  Ehe  selbst.  125g.  Beständigkeit  des  Frauenguts. 
Errungenschaftsgemeinschaft.  Rechte  am  Sondergut  des  Verstorbenen.  1260. 
Fahrnissgemeinschaft.  Bevorzugung  des  Ueberlebenden.  1261.  Abweichung 
von  den  Nachbarrechten.  Verwandtschaftliche  Uebereinstimmung  mit  den 
friesischen  Rechten.  1262.  Ebenso  bei  der  Erbenfolge.  Engerer  Kreis- 
Zurücksetzung  der  Mutter.  Gleichstellung  der  Eltern,  der  Tochter.  Letztge- 
burtsrecht. 1263.  Halbgeschwister.  1264.  Weiterer  Kreis.  Gleichstellung  der 
Seiten.  1265.  Verwandtschaft  mit  friesischem  Recht.  Verhlütniss 
zum  burgundischen  Recht.  Abgränzung.  1266.  Friesischer  Ursprung.  Wan- 
derung von  Norden  nach  Süden.  Reste  friesischen  Rechts  in  Zwischenge- 
bieten. 1267.  Verhältniss  zum  alemannischen  Recht.  1268.  Rückblick  auf 
die  Rechte  der  dänischen  Gruppe. 

4.  Göthische  Gruppe,    a.  Isländisches  Recht.         S.  430. 

126g.  Volle  Güterscheidung.  Vertragsmässige  Gemeinschaft.  Gesetzliche. 
Drittelsreckt.     1270.  Verwandtschaftliche  Stellung. 

b.  Ostnorwegisches  Recht.  S.  433» 

1271.  Volle  Güterscheidung.    Gesetzliche  Gemeinschaft  als  Ausnahme. 

c.  Göthische s  Recht.  S.  435. 

1272.  Gesetzliche  Errungenschaftsgemeinschaft.  Ausschluss  der  einge- 
brachten Fahrniss.  1273.  Abweichung  von  den  schwedischen  Rechten.  An- 
schluss  an  gothisch-spanisches  Recht.    Recht  von  Wärend. 

5.  Gulathingsgruppe.  a.  Gulathingsrecht.  S.  438. 

1274.  Westnorwegische  Rechte.  Entwicklung  von  voller  Güterscheidung 
in  der  Richtung  der  Beständigkeit  des  Frauenguts.  1275.  Gemeinsame  Ab- 
zweigung. Wider  läge.  Bezeichnung  und  Betrag  im  Gula  thingsrechte,  im 
Frostuthingsrecht.     1276.  Vertragsweise  Gemeinschaft. 
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b.  Gothländisches  Recht.  S.  443. 

1277.  Fehlen  gesetzlicher  Gemeinschaft.  Beständigkeit  des  Frauenguts. 
Zugabe  bei  Ueberleben  der  Frau,  Hogsl  und  Ith. 

c.  Longobardisches  Recht.  S.  444. 

1278.  SUdgermanischeRechte  der  norwegischen  Gruppe,  Möglich  - 
keit  des  Einflusses  römischen  Rechts.  1279.  Fehlen  gesetzlicher  Gemeinschaft. 
Der  Überlebende  Mann  Erbe  der  Frau.  1280.  Ueberlebende  Frau.  Einge- 
brachtes. Morgengabe.  Meta.  1281.  Antif actum.  Früheste  Erwähnungen. 
1282.  Spätere  Gestaltung.  Bemessung  nach  Aussteuer.  Hälfte.  Wittwe.  Beschnei- 
dung. 1283.  Bedenken  gegen  römischrechtlichen  Ursprung,  Abweichung  von 
der  Tertia  der  nach  römischem  Recht  Lebenden.  1284.  Ausdehnung,  Abgren- 
zung gegen  die  rhätischen  Rechte.  1285.  Ausdruck.  Zusammenhang  mit  den 
westnorwegischen  Rechten. 

6.  Frostuthingsgruppe.  a.  Frostuthingsrecht.   S.  453. 

1286.  Uebereinstimmendes  in  beiden  westnorwegischen  Rechten.  Unter- 
schied bei  Behandlung  der  Fahrnis s.  Ungenauigkeit  und  Unvollständig- 
kett  der  1287.  Angaben  des  Frostuthingsbuch.  1288.  Bisherige  Erklärungen. 
Beziehung  auf  Gemeingut,  Fahrniss,  gesetzliche  Gemeinschaft.  Anstände.  Ver- 
gleich mit  verwandten  slldgermanischen  Rechten.  128g.  Ueberleben  der 
Frau.  Erbfahrniss  u.  Aussteuerfahrniss.  Drittel  der  gesammten  Fahrniss.  1290. 
Ueberleben  des  Mannes.  Recht  auf  die  ganze  zusammengelegte  Fahrniss. 
Anstände  bei  Annahme  einer  Theilung.  1291.  Entfallen  der  Anstände  bei  aus- 
schliesslichem Rechte  des  Mannes.  Auseinanderhalten  von  Aussteuerfahrniss 
und  Erbfahrniss. 

b.  Helvetisches  Recht.  S.  462. 

1292.  Nichtzutreffen  der  Annahme  alemannischer  Grundlage  für  das  hel- 
vetische Gebiet.  Ausdehnung.  1293.  Vergleich  mit  andern  Rechten  der  Frostu- 
thingsgruppe. Fehlen  der  Drittelsvermehrung.  Beständigkeit  des  Frauenguts. 
1294.  Behandlung  der  Fahrniss.  Recht  des  Überlebenden  Mannes  auf 
die  Aussteuerfahrniss.  Ausstattungsfahrniss.  1295.  Ueberleben  der  Frau.  Recht 
an  einem  Drittel  der  gesammten  Fahrniss.  1296.  Beginn  der  Verschmelzung 
der  Fahrniss;  Reste  der  Ueberjährigkeit.  1297.  Annäherung  des  tiroler 
Rechts.  Beständigkeit  des  Frauen guts.  Errungenschafts gemeinschaft  als  Aus- 
nahme. Recht  der  Wittwe  auf  ein  Drittel  der  Fahrniss.  1298.  Abweichungen 
vom  helvetischen  Recht.  Recht  des  Mannes.  Erbenfolge.  1299.  Verwandtschafts- 
verhältnisse des  tiroler  Rechts.  Wechselnder  Anschluss  an  rhätisches  und  hel- 
vetisches Recht. 

c.  Burgundisches  Recht.  S.  471. 

1300.  Lex  Burgundionum,  Schwanken  der  Bestimmungen.  1301.  Zu  be- 
achtende spätere  Rechte.  Hochburgund.  Freigrafschaft  u.  Herzogthum.  Bourges. 
1302.  Recht  der  Auvergne.  1303.  Recht  der  Limagne.  Land  des  geschriebenen 
Rechts.  1304.  Fehlen  gesetzlicher  ehelicher  Gemeinschaft.  Beständigkeit 
des  Frauenguts.  1305.  Nichtbetheiligung  der  Frau  an  der  Errungenschaft. 
1306.  Liegenschaften  und  gleichzustellende  Geldbeträge.  Sondergut  der  Frau. 
J307.  Mann  Eigenthümer  aller  eingebrachten  Fahrniss  der  Frau.  Recht  des 
überlebenden  Mannes  auf  die  gesammte  Aussteuerfahrniss.  1308.  Aus- 
Kicker, Untersuchungen  IV.  3° 
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schluss  der  Erbfahrniss.    1309.  Sonderrecht  des  Mannes  auf  die  Ausstattungs- 
fahrniss.   iß  10.  Beschränkung  auf  die  Ausstattungsfahrniss.  Beginn  des  Rechtes 
des  Mannes.     131 1.  Rechte  der  Überlebenden  Frau.    Sondergut.  Recht 
auf  noch  vorhandene  Aussteuerfahrniss,   ißi2.  ohne  Ersatz  der  Verschlechte- 
rung,    iß  iß-  Angabe   der  Lex   über  das   Eingebrachte   der  Frau,      iß  14-  Das 
W  i  1 1  e  m  o  n  als  Zahlung  an  die  Gewalthaber.     ißi$*  Annahme  ursprünglicher 
Zuwendung  an  die  Frau,     iß  16.  Unterstützung  durch  sonstige  Bestimmungen 
der  Lex.  iß 17.  Bedürfniss  anderweitiger  Vorsorge  für  die  Wittwe.  iß  18,  Aufhören 
der  Zahlung  des  Wittemon.    Nachwirkungen  des  Schmuckdrittels.  Verpflich- 
tung der  Erben  des  ersten  Mannes  zur  Ausstattung  der  wiederheirath enden 
Wittwe.  ißig*  Schmuckrecht,  Bagues  et  joyaux,  Serpol.  iß2o.  Morgengabe.  132 1. 
Schenkungen  des  Mannes  während  der  Ehe.    Ungenügen   des  altern  strengen 
Recht,     iß 22.   Wittwenrecht.     iß2ß.  Wittwendrittel ,   Zusammenhang   mit 
Morgengabe.     iß2j.  Wahl  zwischen  Wittwenrecht  und  Sondergut.  Wallis.  Ent- 
sprechendes Recht   des   mittellosen  Wittwer.     iß2$.  Waadt.    Genf.    Bourges. 
iß 26.  Limagne.     iß 27.  Zusammenhang  des  Wahlrechts  mit  Bestimmungen  der 
Lex.    iß 28.  Aussteuervermehrung,  Augmentum  dotis.   iß ap.  Wallis,    ißßo. 
Waadt.  Bemessung  auf  die  Hälfte  der  Aussteuer.  Freiburg.  Neuenburg.  Wider- 
fall, ißßi.  Freigrafschaft.  Bourgogne.  Bourges.    ißß2.  Savoien  und  andere  slid- 
burgundische  Gebiete.  Scheidung  zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss.     Be- 
messung nach  einem  Drittel,     ißßß-  Limagne.   Contre-augment.     *ßß4*  Allge- 
meine Verhältnisse  des  Augment.    Annahme  eines  Zusammenhangs  mit   der 
Widerlegung  deutscher  Rechte,  mit  der  römischen  Donatio.     ißß5-  Zurück- 
gehen auf  altburgundischen  Brauch.  Nichterwähnung  in  der  Lex.  ißßö.  Ueber- 
einstimmung  mit   dem  Frostuthingsrecht.  Sprachlicher  Zusammenhang.     ißß7- 
Vorkommen  im  Lande  des  geschriebenenRechts.  Fortdauer  der  römi- 
schen Donatio.     ißß8*  Augment  zu  Toulouse.   Poitou.  Angoumois.  Charroux. 
Bordeaux.    Gascogne.     ißß9>   Catalonien.    iß 40.   Einzelbestimmungen.     1341  > 
Nachwirkungen    burgundischen    Rechts   im    pro venzalischen 
Gebiete.    Eheschliessung.  Erbenfolge.     iß4*-  Veranlassung  der  Ausbreitung 
burgundischen  Rechts   im  einst   gothischen  Gallien.    Vermuthlich  Einwander- 
ungen nach  dem  Falle  des  tolosanischen  Reichs.  iß4ß.  Ergebnisse  für  die 
Frostuthingsgruppe.    Verwandtschaftlicher  Zusammenhang  der  Rechte. 
iß 44.  Mutmassliche  Verzweigung.  Mittelstellung  des  Frostuthingsrechts.    iß45- 
Annahme   der  Ursprünglichkeit  der  Zurückgabe  der  noch  vorhandenen  einge- 
brachten Fahrniss.  Bedenken.   iß46.  Annahme  der  Ursprünglichkeit  des  gleichen 
Erbrechts  der  Töchter.    Zusammenhang  zwischen  Aussteuervermehrung   und 
erbrechtlicher  Zurücksetzung    der  Tochter.     iß47*   Grössere   Bedeutung   der 
Rechte  des  Mannes  bei  erbabfindender  Aussteuer.    Gegenleistung,    iß 48.  Be- 
denken wegen  Vorkommen  der  Aussteuermehrung  in  der  Gulathingsgruppe. 

7.  Westfränkisches  Recht.  S.  531. 

iß 49.  Entwicklung  in  den  ostgermanischen  Rechten  von  voller  Schei- 
dung aus.  iß 50.  Westfränkisches  Recht.  Einheitliche  Gestaltung.  Fahrniss  und 
Gewinnland  als  Gemeingut.  Recht  der  Frau  auf  Verzicht.  Beginn  mit  Voll- 
ziehung der  Ehe.  iß$i.  Zurückgehen  auf  die  nach  Jahr  und  Tag  bei  Zusam- 
menhausen eintretende  stillschweigende  Gemeinschaft.  iß$2.  Forderung  der 
Ueberjährigkeit  in  andern  Rechten.  Stillschweigende  Gemeinschaft  im  däni- 
schen Recht. 

8.  Ehelicher  Voraus.  S.  573. 

ißßß.  Gegenstand.  Fahrniss.  Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs. 
Neuerer  Voraus,    iß 54.  Gegenstände  des  gemeinsamen  Gebrauchs.    Ehe- 
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bett.  Aelterer  Voraus;  Voraus  nur  des  Überlebenden  Mannes.  1355.  Ein- 
zelrechte. Spanische.  1356.  Aasdomsrecht  und  Schependomsrecht.  (#7. 
Dänische  Gruppe.  Rhätische,  schwedische,  dänische  Rechte.  1358.  Friesische. 
Flandern.  Berner  Oberland,  1359.  Normannische  Rechte.  1360.  Frostuthings- 
gruppe.  Gulathingsgruppe  u.  göthische.  1361.  Westgermanische  Rechte.  Ale- 
mannisches. 1362.  Westfränkisches.  Aelteste  Zeit.  1363.  Spätere  Zeit.  Auf- 
hören des  altern  Voraus.  1364.  Nichtentwicklung  des  neuern.  Vortheil  der 
verzichtenden  Wittwe.     iß6$.  Ergebniss. 

9.  V er fangensc haftsrechte.  S.  556. 

1366.  Fahrniss  als  Gesammtgut  der  Eheleute.  Zusammenhang  mit  der 
abweichenden  westfränkischen  Gestaltung.  1367.  Uebergang  zur  Gestaltung 
der  vollentwickelten  Verfangen  schaftsrechte.  1368,  Rechte  mit  halber  Zucht 
und  halber  Verfangenschaft.  1369-  Uebergang  zum  Rechte  des  Ueberlebenden 
auf  die  gesammte  Fahrniss.  1370.  Ungewöhnlich  weite  Ausdehnung  des  Vor- 
aus als  Vorstufe.     Ergebniss. 

10.  Sächsisches  Recht.  S.  563. 

1371*  Eigentümliche  V  e  r  b  i  n  d  u  n  g  des  Voraus  mitGerade  und 
Heergerät h.  Zusammenfallen  des  Voraus  der  Frau  mit  der  Gerade.  Bei 
Ueberleben  des  Mannes  Herausgabe  von  der  Niftelgerade.  Herausgabe  von  der 
Wittwengerade  an  den  Erben  des  Heergeräths.  1372.  Weitergreifende  Sonder- 
behandlung des  Voraus  ausser  Sachsen.  Ausdehnung  auf  Kinder  und  sonstige 
Erben. 

11.  Ergebnisse»  S.  568. 

1373-  Gang  der  Entwicklung.  Volle  Scheidung.  Beständigkeit  des  Frauen- 
guts. 1374.  Gemeingut.  Hälftung;  spricht  für  ursprüngliche  Gleichstellung  der 
Weiber  im  Erbrechte.  1375.  Theilung  nach  Drittelsrecht.  Bei  der  Errungen- 
schaft keine  Zurücksetzung  der  Frau.  1376.  Bevorzugung  des  Mannes  erst  bei 
Ausdehnung  auf  Fahrniss  und  voller  Gemeinschaft.  1377.  Frostuthingsgruppe. 
Recht  des  Mannes  auf  die  eingebrachte  Fahrniss  der  Frau.  Schluss  auf  ur- 
sprünglich gleiches  Erbrecht  der  Weiber. 

Anmerkung.    Zu§  1205.  Bezeichnung  des  ersten  Vetter  als  Bruder. 
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